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Vorwort. 



Eine allgemeine Gescbidite dm Rlieiiilandes — worantür lii«;r das 
seit 1815 in der preuOisohen Rheinproviius vereinigte Gebiet zu ver- 
steht' iv ist — ist ein Bedürfnis, das sich sclion seit längerer Zeit gt^ltend 
gemacht hat. So rege sich indessen die wissenschuftUche Arbeit auf 
dem, Gebiete der rheinischen Geschichte \\ährend der letzten Jttiir- 
zehnte betätigte, ao bat doch noch niemand sich an dieser Aufgabe ver- 
sucht. Bas ist in dem Stande der Vorarbeiten begründet. Das geschieht- 
liehe Leben des rheinischen Landes, das bis zum T'ntergang*^ des alten 
Kelches aus mehr als hundert kleinen, aber reichsunmittelbaren luid 
tiituüt äclir selbständigen Territorien, Städten und Herrschaften zusam- 
mengesetzt war, ist so reich und vielgestaltig, dazu der erhaltene Quellon- 
stoff an Archivalien, Denkmälern und sonstigen Resten der Vergangcn- 
lu i( so umfassend, daß die wissenschafthchen Vorarbeiten, auf Grund 
(Ifreii allt in ein einzelner Forseher die (Jese^liichte des Rheinlandes zu 
sehreiben vermöchte, noch lange nicht abgeschlossen sind. Die im Jahre 
1881 ins Leben getretene Gesellschaft im rheinische Geachiditslcande ist 
z^^ar bestrebt, in ihren Veröffentlichungen den n'esentliohea Quellen- 
Stoff ^zu sammeln mid in plat.mäßiger GUedcrung und angemessener 
Verarboitimg hcrauszug« bt^n, und die lange Reihe ihrer i^ublikationea 
hat bereits einen großen Teil der rheinischen Geschichtsquellt n der all- 
gemeinen Benutzung zu^n^ch gemacht. Aber es wird noch l&ngere 
Zelt vergehen, bis das fast unerschöpfliche Material für dia poIitiseh(! 
und die Kulturgeseliirhte des Rheinlandes in einer Form vorliegt, die 
dem eiuzehieu l orsciicr den vollen Eiubiick in die Quellen erster Hand 
und damit eine selbständige wissenschaftliche Zusammenfassung er- 
mögtioht. 

Das Bedürfnis naeli einer Gesehicljte des Rlieinlandes ist aber neuer- 
dings in der Lage, in die unser Gebiet durch den unglücklichen Ausgarig 
des Weltkrieges versetzt worden ist, in verstärktem Maße hervor- 
getreten. IKe deutsche Westmark, von der wir glaubten, daB die Gefahr 
fremden (Mm rgriffs auf sie fÖT inxmer beseitigt sei, erscheint uns heute 
nieht mehr als sicherer eigener Besitz, sondern als heiß umstrittener 
Kampfpreis der Fremden. Wenn infolge des verlorenen Krirgrs ganz 
Deutächland wieder der Tummelplatz fremdländischen Machtstrebens 
geworden ist, so muB das von den Armeen unserer Kriegsgegner besetzte 
Rheinland jetzt den Kelch politischer Demütigung bis tat Neige leeren, 
und die Unversehrtheit des nationalen Territoriums ersrheint hier auf 
das äußerste gefälirdet. Seit dem Jahre 1919 macht sich zudem im 
Kheinland eine ausländische Propaganda geltend, die den nationalen, 
den deutwdien Charakter der rheinisdien Veigangenheit zu trfibeii sueht. 
TVlofatige Einselfragen der cfaeiniMhen Vecgangeäieit, die f fir die Gegen* 
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wart und Zukunft von Bedeutung sind, sind während der letzten Jahre 
nuclt sonst in der öffentliclikfit, inslx^sondcro in der rheiniscdien Presse, 
des üftern in einer Weise erörtert worden, die eine ausreicliende und 
zuverlässige EesintniB dieser Vergangenheit Tennissen läßt. 

Für den VoTBtand der Gesellscha^ für rheinische Gesohiditsktinde ■ 
lag untor diesen ümf^tänden di(^ Erwägung nalio, ob und auf welehem 
Wege dem zutage tretend<ni verstärkten Bedürfnis nach einer Zusam- 
nwuifassung der rheinischen Geschichte von ihren Anfängen bis zur Gegen- 
wart entsprochen werden kSnne. Außer ifaror allgemeinen Bedeutung 
hat eine solche Zusammenfassung für eine Oesellschaft, deren Aufgal>e 
die systematiselH- Veröffentlichung der rheinischen Gescliichtsquellen ist, 
noch einen besondorn Wert. Indem sie einen Gesamtüberblick über 
den augenbUcklichen Stand unserer Quellcnforsclmng gewährt, offenbart 
sie zu^eioh, an welchen Punkten die Vorarbeiten bisher noch zurück- 
geblieben sind, der Ausbau der Qiiellencditionen also der Ergänzung 
bedarf. Da na«h dem Stande r Vorarbeiten die Clesaiutdarstelhmg 
nicht einem einzelneu Fachmann übertragen werden kann, so l)leibt nur 
der Ausweg» dftß eine Anzahl von Fachleuten sicli zu gemeinsamer 
Arbeit verbindet. Indem jeder yon ihnen sein besonderes Arbeitsgebiet 
zum Gegenstande der Darstellung wShlt, kommt der wünsc^lienswerte 
Gesamtüberbück als das Ergebnis -/war getrennter, aber durchweg 
selbständiger und auf genauer Quelienkenntnis im ganzen wie im ein- 
zelnen beruhender Forschungen zustande. 

Zu dem vorliegenden zweibändigen, von der Gesellsdhaft IfiF-rhei* 
nischo Geschichtskuiule veranlaßten und herausgegebenen Werke haben 
sich demgemäß neun seit langen Jaliren mit rheinischen Goschiehts- 
studien vertraute Fachleute, Mitglieder unserer Gesellschaft, zusammen- 
getan, um in der Gliederung, &e sich im einzefaien aus der Inhalts- 
übersicht der beiden Binde ergabt, diepolitisohe und dieKulturgeeohicdite 
d«"s Rlirinlandes in knapper ttud gemein verständhcher Form zusammen- 
zufassen und die zweitausendjährige Vergangenheit dieses Gebi<>tes von 
den Tagen der Rdmetherrochaft bis zur Gegenwart so zu vcrauschau- 
Uohen, wie sie sich bei wissen schaftlicher Betoachtung darstellt. 

Vor hundert Jahren hat da« deutsche Volk seine Erhebung aus 
politisclicr Ohnmacht mid tiefer Erniedrigimg dadurch wirksam geför- 
dert, daß es Mut und Selbstvertrauen aus seiner mittelalterüchen Ver- 
gangenheit Bcfadpfte« die sich ihm damals in romantischer. Verklärung 
darsteUte. In unserer heutigen noch viel elendnn I.age wollen wir erat 
recht der Tatsache eingedenk bleiben, daß das Leben eines Volkes aus 
der Erinnerung an seine große Vergangenheit .st<t« von neuem uiier- 
schöpflidie Krilte zu gewinnen vermag. Dem entwickelten gescliicht- 
Hohen Sinn unserer Tage genügt indessen nicht mehr die poetische Ver- 
klarung einzehier Perinden und Ers< inungen der Vergangenheit. Er 
verlangt vielmehr nach der srh lichten Wahrheit über den ganzen Ent- 
wicklungsprozeß dieser Vergangenheit. Diesem Verlangen sucht das 
vorliegende Buch für das Rheinland gerecht zu werden. Wenn aber 
jeder ernsthafte und wahrhafte Bfiekblick auf die Gesefaiohte seines 
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Gesanxtvaterlaiides den Deutschon nicht nur niit Stolz auf die großen 
Leisiiingen frSherer Zeiten, sondern sos^doh mit der Zuversicht erfüllt, 

daß die selbstÄndige Mitarlnit seines Volkes ebenso, wie si<i bisher an 
dem Aufblülien der M«'iisclih<'if>kuhtir wesentlichen Anteil halt««, di-r 
\\\lt auch in ZuJiunft uncntlulirlich sein wird, so trifft das für die 
Vergangeniieit des Rheinlandes, der ältesten Stätte deutscher Kultur, 
in besonderm MaBe zu. Das vorliegende Werk beriditet gleichmäßig 
von Glück und von Unglück, von Blüte und von Verfall, die im Wechsel . 
der Z^Mten dem schicksalreichen I^ande an den Ufern des deut?jchpn 
Stromes bescliiedcn waren. Aus den mannigfachen und ti(;fgreif enden 
Wandlungen, deren Zeuge der rheinische Boden seit zwei Jahrtausenden 
gewe.M'ti ist, liclx-n sich aber die ^rofien Ldstungen so cindrueksvoU und 
unverkennbar h<;rauH, daß die Erinnerung an die rlu inische Vcrganpf-n- 
heit der heutigen Bevölkerung einen starken Rücklialt bietet, die 
drückenden Lasten der dunkebi Gegenwart zu tragen, sich trotz aller 
quälenden Not unserer Tage mit Zaverricht w«|»pnen und am Wiedst" 
aufbau des unglücklichen Vaterlandes in hingebetidc^r Treue niitzu- 
arheiten. Eines lehrt die ( N sclnclite unserer rheinischen Heimat beson- 
ders eindringlich: Das Glück dieses Landes war immer dann am größten, 
wenn seine Blnheit mit dem deutschen Vaterlande am festesten geschka- 
sen war und in det Westmatk selbst am wärmsten empfunden wurde. 
Nur im Zusammenhange mit dem ganzen Deutschen Ivcich wird sich 
die Ziiknriff fies Rh« inl;indes wieder heben. Auch in der Zukunft muß 
sich mciit nur die euigeboreno wirtschaftÜche Energie der riieinischen 
Bevölkerung, sondern auch ihr geistiges Leben und Streben mit dem 
Bewußtsein durchdringen, daß chxs Glück der engern Heimat davon 
abhängig ist, in welchem y\a[iv das deutseho Gesamtwesen im Jkt^ 
tionaleu Staate zu neuer Entfaltung kommen wird. 

Von den Sfitarbeitem an dem vorli^gmden Werke hatte Herr Pro- 
fessor Dr. Frings ursprünglich die Absicht, außer dem Abschnitt über 
die rheiniselio Sprachgeschichte, der im zweiten Bande entlialt^Mi ist, 
noch eine Darst^'Uung der mittelalterlidien riieinischen Literatur, soweit 
sie in deutscher, nicht in lateinischer Sprache überUefert ist, beizusteuern. 
Im Interesse der Übersichtlichkeit des Gesamtwerkes hat er sich in- 
dessen damit einverstanden erklärt, daß diese Darst-ellung gesondert 
veröffentliclit wird und daß Herr Professor T)r. Hashagen in dem von 
ihm verfaßten Abschnitt über das rheinische Geistesleben im W andel 
der Zeiten (Band II S. 200 ff.) einzelne ihrer Ergebnisse verwertet. 

Eine besondere Ausgabe des vorliegenden Wt^rkes wird zu sehr er^ 
mäßigtem Preise derijciiif'en Kreisen der rheinisclien Bev()lkerniig dar- 
gebot<in, die infolge der lierrsehendcn Teuerung dit^ in\ Biieldiamiel heute 
üblichen Preise nur schw er aufwenden köimteu, dem Inlialt des Werkes 
aber voraossichtlieh bescmderes Interesse entgegenbringen werden, 
n iß diese Sonderausgabe möglich und unser W'rvk somit den Lehrern, 
Beamten und sonstigen Angehörigen geistiger Berufe bequem '/ugilnglich 
ist, verdankt unsere Gesellschaft in erster Linie der opfcrwilhgen Hilfe 
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von sieben Männern, die ihr als Stifter und Patrone an{2;<'!iör«ni und 
ßchon wiederholt liewiesen haben, wie sehr ihnen die Förderung d<*r 
Gesclüchtü üirer rlieiiiiachen Heimat am Herzen liegt. Diesen Stiftern 
und Patronen den wärmaten' Dank una^r Gesellschaft auch üffentlicfa 
an dieser Stelle zu \\iedorholcn ist mir eine ehrenvolle Pflicht. Nicht 
mindern Anspruch auf den Dank unserer Gesellschaft wie der Öffent- 
lichkeit hat aber die Verlagshandlung G. D. Baetleker in Pässen. Tm 
Jahre 1738 begriii\det und seit 1775 unter der heutigen Firma im 
ununterbroohenen Besitze der Familie Baedeker, also von allen heute 
bestehenden Verlagsunternehmen am längsten mit dem Rheinland© 
verwachsen und selbst ein Stück rheinischer GeschicJit-e, liat der 
Verlag trotz der großen materiellen Schwierigkeiten, die heute jeder 
wissenschaEtlichen Publikation im Wege stehen, die Übernahme und 
die würdige Ausstattung unsers Werkes a3B eine Ehrmsaohe betrachtet 
und seine Herausgabe unter Be dingungen ermöglicht, die seiner Opfer- 
williizkcit für wissenschaftliche und vaterländische Zwecke ein glän- 
zendes Zeugnis ausstellen. 

Köln, im April 1922. 

Namens des Vorstandes 
der Gesellschaft fiiür rheinische Geschiohtskunde : 

J. Hansen, 

Voiaitmider. 



L/iyiiizea by Gppgle 



Inhaltsübersicht« 



Erster Bar\d. 
Politische Geschichte. 

l. Dr. Friedrich Koepp, Direktor der Römisch-Ger- 
manisdien Kommisston des Archäologisdien Instituts. 
Professor an der Universität Frankfurt a. M.: Die 
Zdt der RAmertiomdioll S. i- 43 

Erstes K^itel S. ' 1— 16 

Cbar am Rh«-ln. \'t>lkcrwaDrtirungen Über den Hheio. — Grrmanpn «uf drm 
Unken UftT. — Der Khcin als Grenze des römLiehen Rcielie*. — AuKustus 
nm Rhein. — 0(frn»iv-Krii|:*- cfa-n liii- Gcrmanfn. — Dris ItinitiLind -.lU Aiil- 
m-irnchRt bic t . - \'. rzirht ;iut tlir l.robi'tTunK Genna liii n*. - - Drr HiiUv< r- 
krieg. — £raeut«8 Vorgehen auf dem reabten Ufer. — Der Lim««. — £rrich- 
t»Bt der ProTiaieii Qerauuih raiMriof «ad Infnlnr. 

Zw<'it<s Kapitel S. 16— 33 

Zii'^Unde In den rbeloisoben Provinzen. — Die römische Verwaltung. — EOlo 
•li> Hkuptetadi der unteren Provinz. — Trier als kaiaerliohe B«*ideBB la der 
SpfttMit. — WohUtand nnd Bildung nach den Zeognia d«r DetkoiUer. — 
Kleiner« Ortoabaf ta«. — OI0 b^tigtes Bhciutadtfl der SMtteit. — Orote 
uad UelB» GntehOfe. » VcrmeMiifle «nd Bettenenug de* I«adce. — Beste 
der BetttttTTm-nltung. — OrandiaKpn den WnhlRtands. — Aekerl»« «ad Vteb- 
laeht. — Handel und Induatrie. — Rümani^itmng des Landet. ' BftmiMbe 
nad ^ataetaiiseh» Kulte. — IdUiraekBliue nad ChrtsteatQia. 

Drittes Kapitel S. 33- 43 

Xcue Kiiropfe mit den GermiD' n. — Da« Reich des Po^tumus. — Trier al« 
He.'idenx. ■ — GcrranneD«'lnfälIc und bugaurirn krieg. — Dio neue HecrfsorKuni- 
sation. — Ui fi .'•tlK.tng der Städte. — fAl' rmnren und Fn-inken. — Vrrh'Utnis 
der Chatten zu den Fraaken. — Kulturzustanid der Qermaaea. — Zerstörung 
lat Khelakad. — Die Isadaabqie dar Fkaakaa. -> Altcrtan aad Mittelalter. 



IL Dr. Wilhelm Levison, Professor an der Univer- 
sität Bonn: Vom Ende der Römerherrsdiaft bis 
Alm Interregnum (450—1250) 8. 46-168 

Erstes Kapital: Bis su Chlodwig (um 600) 8. 46— 62 

Bedeutung der VOIkerwmndening fOr dM Bteialand. — Ende der Römerliair- 
»elmft. — Reste der roaanlsehen Bevfitkerung, vorgi-rmani^che ürtsmiroea. — 
Die Rheittlaade «rardea ein deutnehes Land. — Die frünkisehe JVevolkernng 
der Rheinlaade: Obanttvea, Cbatiuarier, Jlibuorier, Uoseüraoken. — Frnokea 
and AkaMsaas. — Aaliialiea der filielnlaade iat Fiaakeareicbe Ctaledwjg». 



Digitized by Google 



X 

Zweites Kapitel : Unter den Moro\vint,'crn (6. und 7. .Tahrhundert j S. 52— ö9 

Grcnzrmelibnrn. — Dir Itlnin nirucndwn lUir li.-urcnzc. — Die Klicinlniide 
n\n Ti ll Au-lra-i< ns. — Rlii iiii-i lic rf;il7.i ri. — /iilpii li. — Die rlieinu^cliea 
nis-tünHT nnil Keil-Iu n;irMviiiiiu. — llüiuuiitti und Uirmüni-n als lllschüff. — 
Aristükrati-i t/1 1 ( li.iriikifr des Episkopais. ~ Anttil des Konis'wms nn der 
IJc«*<'iziiiig <lt r r.isiünn r. — liiscliof Kicotius vou l'rui. — Dtr Iranki&chc Adel 
im KU ruy. — Dieenkirchen. — Bischof Cbttiübert Von KAI». — Der Ban»- 
meicT Grlmuaia. — Alte Klöster der JAlwialude. 

DriUes Kapitel : Von Pippin dem Mittleren bifi mm Tode Lud- 
wigs des Frommen (687—840) S. 59— 65 

Vorhemehaft Austmuiens durch Pippin dpn Mittkrtn. — Die Rheinlainlf unter 
'ihm uml Karl MnrhU. — Vcrwcltlicliiinu der Kirchs und ihre- lltform untef. 
Bmifiiiius' Einfluü. — Niehl Köln, snndiTn Miiinz wird sein Sitz, — Ilcriilfllung - . 

der MpiropolilanvcrfasHunB unttr Karl dem Grollen. — t'bcrCT<-ifrn dtr rhrinl- 
Bchcn Bistümpr uiid Kirclicnprovinr.on auf tins rcchto Rhcinufcr. — Klositcr 
W(-rdpn. — UntcTwiTiuiit: «li r SiichsKti, die Rhcinliinde kein Gronzland mf-hr. — 
Karl der GroOe und die Kheiolande. — Aaolien. — Ludwig der Ftomme. — 
KarneUiallMter. — Dia WfdoMi. 



Viertes! Kapitel: Die ÜhprgnnpszHt vorn Vertrag von Verdrin 
bis zur endgültigen Vereinigung tler Rheinlande mit dem 
übrigen Deutschland (840-925) S. 66— 73 

In r ViTlr;i« VMU \'< riluri. — Das Milldn ich I.i lhars 1. — Lothar II. und 
Lütlirtrin«it n. .-tin Uti haiidil. — Knde des ,Mitti Ir» ich8. Vortrat' von Meers<-n. — 
Schlicht bei .\nderu:kcli. — Ganz Lotharinnien mit rjrm '•>ifrii llki^chf u Kcichf' 
vereluigi. — Diu Normannen. — Sturz Karls III., Aruuli. Das k tr.te Er- 
Mlietaen der KornuiDiWB In den Bhelnlanden. Emporkomtnea dee Laiou- 
•dela. — Hu KAnigtain Sweatibold«. WicdcrverciniKuog Lotharlngiuni^ mit 
dem OatMleb unter LndwlCiem Kind. ^ Die Konndiner und ihre Gegner. — 
AuflUnO Lot]iDtii«ieia nn Weatitainkett. — Karl der BisfUtlie. — 6raf Regioar 
«Dd oelB Sefan Giselbert. — WlederfewlMima LotharingleaB duroh Helarleh L 

Fünftes Kapitel: Von der Wiedervereinigung Lotharingien."? mit 
dem Deutschen Beich bis sum Aussterben der französischen 
Karotinger (925 bis um 1000) : . . . < S. 73— 85 

SlanuneaheimMK. — Die Berzo«tt)mer Franken. Snehsen und Loihrint^en. 
OieelberinmIBoisrieli l. — VnKarodof&Uc. — Die WrilicVjilob I. in Aadien; 
Aaeben nla Kftaunfwtadt, Krounngareeliide» KMaer BrzbischofB. — Aufstand 
Eberhtfds vonvPniBken niid Giiclbcrtt -vea J^thringcn. ihr Tod. — Konrad 
der Rote. — Dfr LludollMlM» Aufstand. — Die PoHtlüleruns den EpInknjNito; 
<li<' Herkunft der rhclnisohcB BtadiOfe. — Brnno von KSIn de Bntblsdiof und 
Hmog. — Ttiluri« de» Herrnjifum'» Lothrincen. — Die spätere rhelniselie 
Berzogggcwalt d< r Kölner Erzbii-olnife. - Kail von NiederlmlirinKen. — Er- 
oherunßsvcrsuch Lmbars von Friinkrcirh. — ÄnfänKc Oilos III. — Ende der 
franzö'isclien Karolinger in Frankreich und Niedcrlothrincen. — Eroberunji^- 
pUne Hfinrictts I. von Frankreich. — Der Kampf um Lotliaringles auf Jabr- 
bnnderte für DeaUeldand eatsdileden. 

Sechste.? Kapitel: Unter den let/ft n !^äcli$ischen und den sali- 

sehen Kaisern (um 1000 bis 112ö) S. 85—120 

Feraünliflihe Beziehungen dea XAnlgahauses xnm Bhelnlnad. — Otto m. in 
Aadiea. — Beribert von Köln. — Anfinge Heinriehs II. — Tecrltofiale Giaf- 
•ehaften vnd Burgen. — Du- Euxetnburgnr Grafen und daa Z^ttUtt Trier. — 

— Poppo vonTrIer. — Graf Itablerith. — Otto von Hammerstein. — AiUftngB 
Konrads II. — Piiigrim von Kf'ln und das Kölner Krönun«« recht. — Die 
Erzkanzb rämler der rhrlnisr!|i'n Krzbischöfe. — Die letzte Vereinigung Toa 
Ober- uml .NiederlothrinKcn ; ti. ttiri( d der IWrliKe und die Auflösung der beide« 
Herzctijlijmer. — Die Snli^ r uml ihn- V ruirifm : dii' Emichonen. — DU 
l'>thrinj;isehen rfulzur:in :i iiii.l ilir \ rr>eliii lpun;.' ihri * Mnclilbcrcicties naeh 
Süden. — Anno von KiA'... — Arü.itiyc städtischer ReweuunE. ~ Kirchen- 
reform und Investituren it. - r.,.ii, sin, ,|. n. — Der er**te Kreuzzuc. Juden- 
vcrloljjung. — Auffctaud Heinrichs V. gegen seinen Vater, — Friedrich 1. 
von KAIn und die KAnpfo gngna Belarieb V. — Dna Worimer Konkordat. 



biyiiizea by ^ 



Siebentes Kapitel- n,n ^ . 

xvapirej. jj,e Staiiferzeit (1125 ISSOi 

Konnids III !l hll p "•^'i' " - Albe» •„„ l^""'"" "J-. Kam»? 

»d von Hoohstoden „Äf jT"» i*""»"" vo« 



RevQlulion (laäO^S^ Französischen 

' ' s. m-m 

Kapitel (12S0-I400) 

Zwfites Kapitel {IMO-IMI, 
Driltoe Kapitel (l«]-leU) 



bigiiized by Google 



XII 



iV. Geh. Regierungsräi Professor Dr. JosephHansen, 
Archivdirektor in Köln: Von der FranzösiKhen 
Revolution bif zur Gegenwart s. S39-4S5 



Erstes Kapit<?I (1789-1814) S. 239-269 

JUieini^ictio KI<-in.staalcroi, französischer EinfluU. — Schwaches Nationalbcwofit- 
• Wln. — Soziale VerhAltnisüe, Stündoütaat, vrirt schaff Ii che und gei!«<Lge Kultur. 

— Einwirkun« der Revolution von 17S9, .Freiheit' und .Gleichheit.' auf rheinl- 
scheu Landtiigen. — Kmigranten, .Cumpagoe in Frankreich', Franzosen In 
Aachen undMaini 1792. — llückichhg 17l»3, frantösii<clie Erobi^rung desllnltea 
JUieinijt. TS 1794, — Kheinurenie, die Cisrhennnen und ihr FUhrer J. Görre» 1797. 

— A^'iri tyni: (f<>K linken Rheinufers 1798—1801, französische Verwaltung, Stinj- 
munu di r Hi vulkiTuri« bis IHIO. — Aufkeimen des \*tionalbewuDtyein» durch 
die iti roAsUk »eit läOO. — GroBheriQgtum Berg 1800—1814. — KataiUopbe 
i!< icuoiaait iSif, Befreliu^lalc« IBIS, WtMUrverdaigiiag alt DeatscIilAiid 



Zweites Kapitel (1816-1847) S. 270- 298 

>',iti n.vl r Gr iliuiki', Rlii iiii-eh. r Merkur, Deutscher Bund 1815. — Besiti- 
erj^reit ijfitf durch FreuLien am April JöITi. — Verfai-sur^KsfratCe. Vulk^verlrelung, 
Hemmungen. — AdreUbewi-gunK 1S17/I8, XlcliterfUllung des V. ri i^- nngsver- 
»prechens, Provinzi.'ilstAndc 1S23;24. — Rheimsohes Itecht. rheiaiselu- lieiueinde« 
Ordnung. — Zollgeset* IHl.s, Zollvertrag mit Hessen isjs. — J ulirevolution 
IS.Ji), nationale Frage, Han«emann9 Denkschrift Uber dt.- pn uUischc Vcr- 
l;«s9ung und die deutftcho Einheit. — Zollverein 1H3-I, liberale I'arteibildung. — 
Kölner Kirchen.'treit 1^*37, kalhulisclie l'rirteibildung, die .Autonomen'. — 
Kriegiißefahr 1840, nationale Erregung, der rheinische FrUhHberaU«<ma8. — 
Die Landtage 1841, 1843 und 184&; VerfaMuogüpIüue der liberalen und katbo- 
Usehea Partei; die Arbelttttnig* lUd der Sotialiamiit. Oer «n(e Vereinigte 
Landti« 1847. 



0ritte8 Kapitel (1848-1871) S. 298-339 

Die Ulraevidtttion 184«. — Ubenle. denokretlsebe, ketbelieahe FwtelblidttBC 
»n Bheia. — Da» Hiniaterlom Canphausen-HnnMmann. — KaUomtle Be- 

traglMlg, das Deutsche Parlament in Frankfurt, die Ueioh!>verfaMuiig vom 
MtKäl 1840. — Ringen um die preuOlBche Konstitution. — PrenOiMhe Ver- 

filMUBg vom 31. Januar 1850. — Scheitern der deutschen Finheilsbewegung im 
November 1850. — Ergebnisse der Revolution liir dli- verschiedenen rheinischen 
Parteien. — Die Reaktion IS.'iO— 1858, Kiiiholische t'raktion 1852. — Krim- 
krieg 1863—1855. lulienischer Krieg 1359, Wiedererwachen der nationalen 
R'Wpgun«. — .Neue Ära' in Preuüen 1»<58— 18fl'i. — Verfassungsikcnflikt 
1862—1866, Ministerium lüsmarck, die Kriege von 1804 und 1860. — Der 
KorddcaUohe Bund 1867—1(^70: fransösiaebe Ebeinpolitik. — - Oeutsob' 
fhuuOeiacber Krieg 1B70— 71; Aefrlabtniig de« DenUtben Beloliee 1871. 



Viertes Kapit.-l (1871-1890) S. 835-371 

Äußere Lage des Dcutrclj« n Ri idiCii uud AuCenpuliUk. - liln iiii.sclie IVirtrien: 
Xiitionalliberale l'artel, ."^n/.i.ildcmokratie, Z<Titrumsparlei. — Der Kulturk.mii t 
(1871 — 1887). — Aufstieg des Konservatismus seil 1876. — Spaltung der N.i- 
ii.>nidlibfralen Partei, veränderte Rich'n' -: '1' r R< i< [iu]ii)litik im Innern. — 
Soziale Frage, S ttialisiengeaetl 1878 und Sozulpoliiik seit 1881. — Wclt- 
stelluug des Deutschen ReiebM, 2welbned 181» ttiid Dreibend 1088. — 
liismaroks Abgang 181K). 



Fünftes Kapitel (1890 bis zur Glegenwart) 8. 371-436 

Anlliiie Keber WitbelaM n. — SMWdeBOknttie, IVMlAaeBRwfiik nnd Zen- 
toowpärtel gm Sbeig. —XaBere PeHttk 18«»«-18W, EbUhmI vad Englaml. — 
Soilelpollttk M« 188$, Zentrum vad JBegteniiis. — WeltwtrtMb»ti «nd Welt^ 
Politik Mit 18M, Bpeuusg alt Bng toa d. — AneohlnO dei Zeatruae ta die 
Regierung. — Kölner RMitBog', Xai^taHeBW, Hed«al>ai»i GeweriBciwft»- 
gtrcit. — IttOere PoUtik 1906—1814. — Zeatraa oad 8wlaId«B«ki»t(e. — 
Der Weltkrieg 1814 bis 1818. — Katb dea Krlefle. 



L 

Die Zeit der Römerherrschaft 

von 

Friedrich Koepp. 
Erstes Kapitel 

Cä^ar am Rhein. — VölkerwandtTunaon über den Rhein. - Genirianen auf 
dem linken Ufer. - Der Rliein c£ Gronae des römLsrlu-n Reiches. — 
Äugtt«!tus am Rhein. — Offoiißiv-Kriege gegen die Germftnen. — 
Das Rheinland als ATifmarschpebiet. — Verzicht ftuf die Eroberung 
Oermaniens. — Der Bataverkrieg. — Emeutea Voisehen auf dem rechten 
Ufer. — Der Lima«. — Errichtung der ProvinBon Germoai* ■uperior und 

inferior. 

Wenn der Bewohner unserer preußischen l^h'-inlarKli' das wechsel- 
voUe Schicksal, seiner Heimat an seinem Bhck vorüberziehen lassen 
will, BO braucht sein Auge nicht, wie das manches anderen Volksgenoeaen. 
in der Dibnmerang der Vorgeaohiohte nach einem Ausgangspunkt der 
Betrachtung zu spälien. Der ist im hellen Licht der Geschichte, ho 
scheint es, gegeben mit der glänzenden Gestalt und den wohlbezeugten 
Taten Julius Casars (58 — 60 v. Chr.). 

Was jenaetts etwa noch erkannt werden könnte, ist gewifi nichts 
anderes, als was wir auch damals sehen: ein Schieben und Drängen 
der Völker gegen und üVoer die von der Natur mit dem mäclitigen 
Strom gezogene Grenze, die eine wirkliclie Schranke doch kaum je- 
mals gewesen ist, jedenfalls damals schon seit Jahrhunderten nicht 
mehr war. ein Ih'&ngen meist nach Westen, aeitwetUg auch nacii 
Ost«n. 

Es ist <iewiß, daß einst Kelt<in auch auf dem rechten Ufer saßen, 
Kroberer fast des ganzen Stromgebiett^s. Schon der Name des Flusses 
selbst scheint es zu bezeugen, und mancher Name des rechten Ufers 
bestätigt es. Erst in CBsara Tagen wiobeiD, wohl als letate dieser Kelten» 
die Ifenapier, früher öliMgesiedelten Stamme^genossen folgaiid, wie 
diese von Germanen zurückgedrängt, vom rechten Ufer. 

Aber es ist ebenso gewiß, daß die Kheinufer nicht von allem An- 
fang an der Wohnsitz der Kelten gewesen sind, und wenn Besitzrechte 
der Völker nicht TerjihrHi» eo konnte wohl ein anderer Zweig des 
Menschengeschlechtes, wenn er noch am Leben ist, den Kelten ihren 
Anspruch streitig machen. 

Gemß ist aber auch, daß die jene Menapier verdrängenden Ger- 
man«!, daB auch die Sueven dea Ariovist, daß aallwt die Kimbern and 
Teutonen nicht die ersten Germanen wann, die den Strom Sberschritten. 
De^sselben Wegs zogen, dem ^ßsicbm Drange folgend, schon seit Jahr- 
hunderten die Germanen. 
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„Oermanen" hießen zu Casars Zeit mehrere kleine Stimme auf 
dem hnken Ufer des Niederdieins, und wenn Cäsar und seine Gewährs- 
männer sie nicht aufldruaklioh sofaieden von dem Volk auf der anderen 
Seite desStromeB,80 heben wir sichcriich dazu weder Grund noch Mög- 
liohkeit. Ja, die unzweifelhafte Übcrtrai^iing ihres Namens — • mochte 
er mm rnittrcbracht oder von den ilineri weichenden Kelten erst auf- 
gebraclit sein — , die Übertragung ihres Namens auf die überrheinischen 
Völker ist ein unwiderlegliches Zeugnis für die Stammesverwandt- 
schaft. Als Rückstände des Kimbernzugs galten die Äduatuker. Ger- 
manisclicr Abkunft riilimten sich die Nervier und Trevircr. 

Solche Ansprüche kur/.wri.'; /u vcrwcifoii, weil die Trcviror und 
Nervier sich doch als iitlgcr, als Gallier gefühlt und betätigt iiabeii, 
weil ihre Kaltur damals jedenfalls der keltischen näherstand als der 
Kultur der das rechte Rheinufer oder gar dessen Hinterland zur gleichen 
Zeit bewohnenden Hermanen, sind wir auf keinen Fall berechtigt. 

Schon bevor Ubier und Sugambrer auf dem linken Ufer angesiedelt 
waren, mochte also der Rhein, im Hinblick auf das Germanentum 
der seit ArioTiste Zug auf dem Unken Ufer des Ober- und Mittelrheina 
angesiedelten Triboker, Nemeter und Vangionen, das keltische Namen 
nioht zweifelhaft machen können, wie auf den starken germanischen 
Eänachlag flußabwärts und die unbestrittene Herrschaft der Ger- 
manen fiber das rechte Ufer, eher ein germanischer als ein keltischer 
Strom heilSen. 

Daß es unter den Galliern der cäsarischen Zeit keineswegs als Makel 
galt, gcnnanischen Blutes zu sein, bezeugt der Römer auf jedet\ Fall. 
Aber wer da sieht, wie bald die Galüer selbst ihre Eigenart der über- 
legenen römischen Kultur geopfert haben, der braucht sich gar nicht 
der so oft gescholten«! Nachgiebigkeit des Germanratums zu -erinnern, 
um es glaublieh zu finden, daß auch volkreiche Stämme, wie Nervier 
und Tnn irer, nirlit eben vieler Jalirhunderte bedurften, um sich der 
Art der keltisclien Nachbarn soweit anzupassen, auch in der Sprache 
anzupassen, daS der obeifl&chllohe Beobachter ihrem Wesen kaum noch 
eine Bestätigung der bestehende u Üi)crlieferung germanischer Herkunft 
entnehmen konnte. Hat doch selbst E. Babelon die Bildungsfähigkeit 
der gerraaiuschen Barbaren unter dem segensreichen Einfluß des links- 
rhmisohen Paradieses widerwilhg zugegeben, und waren docli aucli, 
nadi Casars Aussage, die germanischen Ubier schon in ihren rechts- 
rheinischen Wohnsitzen so sehr unter die Einwirkung keltischer Kultur 
gekommen, daß sie sich von anderen Germanenatammen recht merklich 
unterschieden. 

Immerhin mußte die Übersiedelung dieser Ubier das schon abster- 
bende germanische Wesen noch einmal für eine Weile beleben, und zum 

zweiten Male hraehte ihm solche Stärkung wenig später der Zuzug 
der 8vit:anil>r('r. W'<)]\] vci-fielen diese Germanen in ihren neuen Wohn- 
sitzen nun aucii gründhcher Romanisierung; aber einem scharfen 
Beobaobtw wird auch nach «nem Jahrbundort und mehr selbst der 
lateinisch redende StSdter seine Abstammung nicht durchaus verleugnet 
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haben und von dem romaiüsierten Kelten unterscheidbar gebUeben 
sein» von dem Landbewohner zu sohwdg^. 

Zu Cäsars Zeit schieden jeilonfalls die Römer die linksrheinischen 
Normanen avisdrücklicli von den Belgorn, und u as die Xei vior von den 
übrigen Bolgorn, was diese insgesamt von den anderen (jralliuni trennte, 
wäre als Spur germanischer Abstammung gewiß nicl\t weniger verständ- 
lich denn als Folge häufiger Berührung mit den Germanen. 

Nttn aber sollte der germanische Strom wirkhcii die Grenze gegen 
Oermanien werden, und die (Germanen des Hnket\ Tfcrs sollten aufhören, 
Germanen zu s< in. Korns Wille liat für eine Weile jener Völkerwan- 
derung über den Rhein Einhalt geboten, hat die andräng.^nden Wogen 
zurückgestattt. Aber die gewaltige Machtentfaltung, mit der das ge- 
schah, bewies, wie wenig fr>1 die Grenze von Natur war. 

Die.ie Legionen sollten freilicli, nach des Tacitus Wort, nicht weniger 
die Gallier im Zaum halten als den Germanen wehren. Aber für die eine 
wie für die andere Aufgabe rechnete man auch auf die Unterstütsung 
gerade der linksrheinischen Germanen. Denn was von den Ubiern 
'I'acitup sagt, daß ihre Verpflanzung weniger ihre Überwachung als 
ihre Verwertung im Grenzschutz bezweckte, das mochte auch von 
anderen Uferbewohnern gelten. Doch damit greifen wir schon über 
CSsars Zeit und Ziel hinaus. Es sei gestattet/ bd dem, was wir bd ihm 
bezeugt finden oder finden mSchten, noch einen Augenblick zu 7er> 
weilen 

V'on de;) fünf als Germanen bezeichneten V'olksstünmien hatten 
vier wohl liire Wohnsitze außerhalb der Grenzen unserer Provinz, 
außerhalb des deutschen Reiches. Das Gebiet aber des Stammes, 
der \mter den fünfen ohne Zweifel der ansehnlichste war, der Eburonen, 
umfaßte einen recht großen Teil unserer Rheinprovinz, den crößten 
gewiß neben dem der Trevirer und allenfalls der Menapier, und für die 
Abgrenzung des BSburonengebiets liegen uns TerhaltidaiiiSßig rechliche 
Angaben vor. 

Wenn wir uns aber nicht in Zweifel und Fragen verstricken lassen 
wollen, müssen wir uns mit der einen Angabe begnügen, die Tms hier 
aucli genügt, wonach die Kburonen „größtenteils" zwischen ilhein 
und Maas wohnten. »JClienten** der Trevirer nennt sie Oäsar; deren 
Nachbarn werden sie zweifellos, wenigstens auf einer 8trix;ke ihrer 
südlichen Grenze, gewesen sein, während ihre Nachbarn im Norden 
die Menapier, im Westen und Südwesten die .Adnatuker und jene 
vier anderen Germanenstämme gewesen sein werden. 

Der Name der Sbmronen lebt nirgends fort, ist überhaupt nach 
Cäsar fast spurlos Tenohwunden. Das katm die Folge der Vimüchtung 
des Volkes sein, wenn die.se so gründUch gelang, wie es Casars grausame 
Absicht war. Der Schluß ist indessen nicht sicher, da es zu den Er- 
schwerxmgen dieser Forschung gehört, daß auch ohne solchen Grund 
Völkemamen verschwinden, indem ein Vdk in ein anderes aufgeht, 
neue Nameii auftauchen, indem eine Völkergrappe sicli spaltet. 

So stark gelichtet war aber die Bevölkerung im Land der Ebnronen 
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jedcdofallB, daß nirgends eher Raum w ar zur Ansiedelung neuer Ein- 
wanderer. Deshalb wurdf dies die neue Heimat der Ubier. Daß diese 
ebensoweit westwärts reic hte wie da.s Eburonengebiet, ist damit nicht 
gesagt, ja, ea ist unwahrseheinlicli, und es wäre an sich wohl möglich, 
daß sie nioht einmal bis vat Maas sich erstreckt hiUto. Daß wir dort 
aber, wie man gemnnt hat, die Grenzbefestigung der Ubier noch in 
ansehnliclien Resten einer von „Kastellen" begleiteten Wallinie er- 
halten finden, scheint mir unglaublich. Wie Bellten die Körner dem 
von ihnen verpflanzten Volk die Anlage einer solchen Ghrenxwebr 
gestattet oder gar geboten haben — mögen sie auch sonst das Fort- 
bestehen gslUtdl« Befestigungen nachsichtig geduldet haben ? 

Um das. was mir unglaublich erscheint, für schlechthin ausgeschlos- 
sen zu erklären, wissen wir freilich von den Verhältnissen in Gallien 
in den ersten Jahrzehnten nacb der Erobeanmg nioht genug. 

Wir können die Sorge nachempfinden, mit der Gsisar das eroberte 
Gallien verließ (50 v. Chr.). Hatte er doch erst vor kurzem den furcht- 
barsten Aufstand niedergezwungen, der eine Zcitlant: zu einer Gefahr 
nicht nur für ihn und sein Ueer, sondern für Italien und Rom anzu- 
wachsen schien! Wir können auch das Befremden nachempfinden, 
das Bedauern fast, mit dem der Nadikomme dieser Gallier feststellen 
muß, daß ila^s( l}>p Volk, das sich eben noch zu dem gewaltigsten Frei- 
heitskampf ziisaminengescldnssen hatte und seinen Überwinder fast 
überwältigt hätte, sich von nun an — zunächst wenigstens — wider- 
standslos dem Joch des Siegers beugte, und das, obgleich es diesen Si^r 
alsbald in schwere Kämpfe hineingerissen sah und das Reich, dem 
Gallien untcrtan sein Rollt<>. in allen Fugeii beben fühlte. 

Welcher Zauber hatte die Gallier in Bann geschlagen, daß sie der 
Freiheit so gänzlich zu vergessen schienen und ilucä gefangenen Helden ? 

Den Zauber übte nioht die Furcht allein; ihn übte vor allem des 
Siegers kluge Mäßigung. Cäsar mußte die Hände ^turabaus frei haben 
für den Kampf um die Herrsclinft in Rom; aber er wußte auch, daß ein 
großes Volk durch die erzwungene Ablieferung der Waffen memals 
völlig entwaffnet wwden, niemals ganz wehrlos werden kann, am wenig- 
sten in einer Zeit, da Manneemut und Materialmassen für die Ent- 
sclieidung des Kampfes noch in einem anderen Verhältnis standen 
als in unseren Tagen. Er wußte, daß Druck stets Gegendnick erzeugt. 
Deshalb ließ er das Bestehende in weitem Umfang bestellen, forderte 
nur mäßige Geldleistungen von den Unterworfenen, zog sie lieber 
zum Heeresdienst heran — nicht ohne die Lockung des Solds — r, was 
den knmpffrolicti rJalliern die willkommenere Untertanenleistung 
war, einen guten l'cil aber der streitbaren Männer von der Heimat 
entfernte und in Cäsai-s Gewalt brachte. 

Weichherziger Großmut Cäsar zu zeihen, wird uns nioht beikommen, 
da wir vorhin uns des Schicksals des Eburonenvolkes erinnerten und 
eben erst des Vereingetorix gedachten. Was Cäsar tat, was er ntiterließ. 
ent«prach nur dem Gebot der Klugheit, und die Milde, die die 1' orderung 
der Gegenwart schien, brauchte nicht der Grundsatz der Zukunft zu 
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»ein. Man hat hervorgehoben, daü Cäsar, als er da8 neugewonnene 
Proviuzialgebiet einfach der längst bestehenden gallischen Provinz 
aii|^«derte, dem ganzen Land «ne ESnhrit gab, vie es sie in dner grofien 
Vergangenheit einst besessen hatte, die dem Stolz der Gallier schmei- 
cheln mußte und für die römische Herrschaft eine Oefahr werden konnte. 
So sollte es gewiß nicht bleiben: das brauchen wir nicht zu vermuten, 
sondern wir sehen es bewiesen durch C&sars letote auf Gallien bezügliche 
Anordnungen, durch die die alte Provinz mit der spanischen von Tar- 
raj/'i verbunden, das neugewonnene Hallien zu einer sellistäudigen 
Statthalterschaft gemacht ward, wobei zugleich jene mit niciit weniger 
als fünf Veteraneukolonien belegt» AhnUches vielleicht für die neue 
Provinz schon ins Auge gcfaSt wurde. 

ZunSehst frnlich konnte das neue Gallien mobile Le^onen noch 
nicht entbehren. 

Der Bürgerkrieg, der den Eroi)erer Galliens so lange ferngehalten 
hatte, lebte nach seinem Tod alsbald wieder auf und währte nooh ein 
halbes Menschenalter. Erst im Jahie 27 Chr. konnte Cfisara Erbe, 
wie anderen, so auch dieser Provinz seine Aufmerksamkeit zuwenden. 
His dahin war (Pallien nicht eigentlich wie eine Provinz, sondern wie 
ein unto worfenes und besiegtes Gebiet behandelt worden. 

- Damals nun wurde der Kern des neuen Gebietes, woM mit Ein- 
schluß der Belgica, als Gallia comata selbständig gemacht. 
In allen einer .ständigen Rrpatzung nocl» bedürft iL'eti Provinzen stand 
damals ein Heer v(in drei Li-gionen. Aber dw. drei der Gallia eoniata 
waren noch niclit, wie später, ausschlieUüch an der Rheingrenze unter- 
gebracht. Noch hatte neben der Ab^*ehr etwaiger germanischer EinfÜle 
die Siehcnmg der Rohe in Gallien größere Bt-deutung. Natürlich war 
aber das Gebiet unserer Bheinprovinz nicht am u enitj;sten mit Truppen 
belegt, da hier die Provinz nicht ruir germamschen Einfällen am meisten 
ausgesetzt war, sondern aucli die Menapier zu Nachbarn hatte, die 
neben den Morinem allein yoa allen gaiUischen Stämmen die Unter* 
werfung bis dahin erfolgreich verweigert hatten. 

Das \Venitie, was eine überaus diiiffic"- f/lterlieferung uns während 
der ersten Jahrzehnte nach Casars Itxl uuä Galhen huren läßt, kommt 
zum guten Teil aus dem Gebiet unserer Provinz oder deren nftdiater 
>«aohbarBcha{t: Unterdrückung vereinzelter Empörungen, Abwehr 
von Germaneneinfällen. 

.Als dann die Xiedcrlac des I^ollius (IG v. Chr.) die vi>ii der anderen 
Uheinneite ständig droiiendc (»efalir nachdrücklich in Erimierung ge- 
bracht hatte, während die Gefahr eines gallischen Aufstandes von 
Jahr zu Jahr f(>mer zu rucken schien, verlegte man alle Truppen Gal- 
liens an die Rheingrenze — nun nicht nur die drei Lerrionen der Gallia 
cfimata. sondeni auch die der a(|uitaiii^< lieii Provinz, niesen beiden 
Heeren war fortan der Schutz aller drei gallisciien Provinzen anvertraut 
— denn als dritte war inzwischen die Belgioa von der Gallia comata 
gelöst worden. 

Der Skshutz der Provinzen sollte aber nunmehr nicht mehr defensiv 
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ausgeübt werden, sondern es war eine große Offensive geplant, die die 
Oienze des Reiches von der Donau wie vom Rhein bis zur EI he vor- 
tragen sollte. In dem Bereich nmerer Provinz lag der eine Haupt^tiitz- 
punkt dieser Offensive. Hier gerade aber war seit Casars Zeit eine be- 
deutende Veränderung vorgegangen, indem durch Agrippa die Ubier 
auf das linke Ufer verpfUmst worden waren. 

Man weiß, daß Augustus sieh nach der Niederlage des LoUios per^ 
KÖnlich nach Gallien begab und mehrere Jahre dort verweilte. Wenn 
unmittelbar danaeh der Angriffskrifp Ix tranti, \on Dnisus geführt, 
8o darf man ohne Zweifel den Entschluß dazu und wahröcheinUch 
den Plan dem Kaiser selbst xuachretben und ihn auch an den umfassenden 
•Vorbereitungen, die der Rheingrenze für Jahntehnte, ja auf dem größten 
Teil unserer Strecke eipcntlirli für die ganze römische Zeit ihr Geeicht 
gaben, persönlich beteili^'t denken. 

Ich brauche hier nicht die beschichte dieser Feldzüge (12 v. Chr. 
bis 17 n. Chr.) zu erzählen: nur ein verschwindend kleiner und an sich 
unbedeutender Teil dieser Kämpfe hat sich innrahalb der Grenzen 
unserer Provinz abgespielt. Aber nirgends haben jene Kämpfe selbst 
dem Bodon sr» tiefe Spuren eingeprägt, nirgends auf Land und Leute 
8() starken und andauernden Einfluß ausgeübt, als auf unser Gebiet 
die Rolle des Aufmarschgeländes aller dieser Kriege. Damals wurde 
das hnke Rheinufer die Militiwgfenze, die e» außerhalb des Umes- 
gebietes allezeit bleiben sollte, innerhalb des Limes, nach einer L^nter- 
brechung von fi^-^t zwei Jahrhunderten, uiit<'r veränderten Urn-^liinden 
v(M! neuem geworden ist. Die wichtigsten l'unktr dipser MilitarL'rrnze 
waren die beiden Ausfalltore gegenüber der Maiuniündung ujvd gegenüber 
der Lippemündung. Aber wenn man der Mitwirkung der Flotte bei den 
Feldzügen des Drusus, Tiberius und Germanieus gedenkt, so kann man 
nicht verkennen, daß der Stützpunkt am Niederrhein der unvergleich- 
lich wichtigere gewesen ist. 

Von diesen Hauptstützpunkten der römischen Macht haben wir 
eine einigermaßen genügende Vorstellung — im Sinne des Historikers, 
nicht in dem des Archäologen gesprochen — , die Reihe der kleinen 
Kastelle, die flußabwärts und aufwärts sich an das Legioaslager anschhe- 
ßen, wird immer vo]l.«(tandiger, und über die vorbindende Heerstraße 
kami ein erhebhcher Zweifel lücht sein. Aber wenn wir uni> dann diese 
milittrisdien Anlagen in ibae&t Umgebung, in ihrer Beziehung zu den 
Bewohnern des Lwides, wenn wir uns Wohnwdse und Leben cUeser 
Bewohner vorzustellen suchen, dann kommt es uns ärgerlich zum Be- 
wußtsein, wie sehr \\ ir da noch im Dunkeln tappen. Bei dem fast völ- 
ligen Versagen Utciari.schtjr Nachrichten aber, bei der iSparliclikeit 
iuschrif tlicher Zeugnisse werden wir misere Hoffnung, das Dunkel einiger- 
maßen aufzuhellen, vornehmlich auf die smhSologiachen Funde setzen, 
ohne auch von ihnen allzuviel zu envarten. 

Die Veste Vetera lag zu des Tacitus Zeit im Gebiet der Cugerner. 
Aber dieses Volk wird bei Cäsar nocli nicht genannt; es begegnet uns 
zuerst bei PUnius. Daß es (Germanen waren, wird nicht bezweifelt. 
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und wahrscheinlich ist, daß die Cugpmcr mit den im Jalire 8 v. Chr. 
<iurch Tiberius auf das h'nke Rheimifer v(T))fUur/.lt'n Sugambrern 
identisch oder ein Teil von ihnen waren. Diese Sugambrer wurden da- 
mald Naohbam dnerseits der Meiiftpier, an deren Stelle wohl später 
idie Bataver rückten, anderersei t<? der Ubier. 

Den „Staat" der Ubier, damals noch auf dem roolitrn Ufer, nennt 
Cäsar groß und blühend nach germanischen Begriffen, das Volk kul- 
tivierter als seine Stammverwandten, weil es am Rhein wohne, von 
Kanfleuten viel anfgeaneht werde und von der Kultur der benachbarten 
Gallier beeinflußt sei. Diesem keltischen Einfluß könnte man es zu- 
sehreiben, daß die Ubier Städte" (oppida) besaßen, in denen ihnen 
Cäsar ihre Habe zu bergen gebot. Denn die ( Germanen hatten ja nach 
Tacitos keine ,»Stidte**. MUrbes*' ist freilich des Tacitus Ausdmck; 
aber der kann nach dem Zusammenhang kaum etwa^ anderes 
bedeuten als jene ..oppida", die nicht au.sschließlich Fluehtburgen 
7.U Hein brauchten. Doch wir werden \rrv an des Taeitiis Zeugnis, wenn 
wir auf der Alteburg bei Niedenstein, dem Mattium der Chatten, eben- 
sogat die Spuren einer dauernden Bewohnung finden, wie auf dem 
Ijallischen Mont Beuvray. 

Aber wir haben freilich Orund zu bezweifeln, daß die Bewohner 
dieser oppida stets auch ihre Erbauer waren, und es ist auch für 
<len Ringwall der Altebuzg nidit ausgeschlossen, was fflr die Anlagen 
-des Taunus wahrschdnlich ist, daß die Kelten sie, über den lUiein vor- 
stoßend und wieder zurückweichend, den nachdrängenden Germanen 
zurückgelas'ien haben. 

Die Stadt aber, die nun in dem linksrheinischen Ubiergebiet unter 
•den Augen der Römer entstand, und aus der die Älteste eigentliche 
Stadt Deutschlands erwachsen sollte, an deren Stelle noch heute die 
volkreichste Stadt der Rheinlande blüht, die Ubior.'-^tadt war eine Stadt 
anderer Art. Ihn* Anfänge reichen zurück iUm i die Zeit, da die Festung 
Vetera und die iva^iUdikette des Drusus eut-stand. Ob auch der Altar, 
-der der Stadt den ersten, sp&ter zurückgedrängten Namen gab, schon 
zur Zeit des Agrippa errichtet ward, ist ungevriß. Man nimmt an, 
dftB ihm >^p;iter in dem geplanten Großgermanien eine ähnliche Rolle 
zugedacht war, wie sie für Gallien der Altar der Roma und des Augustus 
zu Lugdunum gespielt hat. Das den Ubiern zugewiesene Gebiet reichte 
im Süden wahrsdninlich bis mm Vinxtbach. Ob ihr Bersioh im Nehden 
bei der Überführung der Sugambrer (Cugemer) oder schon bei der 
Anlage des Lagers von Vetera eine Einschränkung erfuhr, oder über 
die Gegend von .Neuß niemals hinausging, bleibt ungewiß. Daß er 
nach Westoi hin Marcodurum (BSren) und Tolbiacum (Zülpich) um- 
schloß, wird uns ausdrücklich bezeugt. 

Aber \vic war der Bereich der Ubier, der Irevirer, dann auch der 
Cugerner gegen die Rechte und Ansprüche der römischen Truppf-n 
abgegrenzt ? Die Frage ist leichter geötellt als beantwortet. Vielleiclit 
mnfi die Antwort lauten: gar nicht. 

Die Standlsger der Rheingveose sind eine Sehoitfung der auguste- 
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ischen Zeit: wie das Htchendc Heer und der ständige Oberfcldherr, 
so auch das .ständige Lajjer! N'icht hrsonderü „ständig" erscheinen 
dem Archäologen diese Lager, alljährlich fast — so scheiat es — er- 
neuert Dwinooh waren de etwas voa Grand aus anderes als die 
lager der früheren Zeit. Höchte der Bau aus Erde und Höh aooh nock 
so oft erneuert werden, er blieb an dem-llien Stelle, während die früheren 
Lager von Ort zu Ort zogen, unter kürzerem oder längerem Verweilen, 
das sich weitlun empfindlich bemerkbar machen mußte, fast inuuer 
ja aber durch den Kriegszustand ohnehin gestörte V^erhältnisse vorfand. 

Hier am Rhcon war l^ein Kriegszustand: wer hätte die freilich 
dauernde Cefahr eines Germaneneinfalls so nennen mögen? Es' i^t 
wahr: die Sugambrer waren über den Rfiein gekommen, das römische 
Heer, das ihnen den Weg wehren s(»lit<s liatte eine schwere Niederlage 
erUtten. Korns VVaffenehre mußte wieder hergestellt werden. Des 
Kaisen Ersdheinen am Rhein mochte 7on allen Anwohnern dankbar 
begrüfit werdra. Aber die Gefahr schien besdiiworen; die Germanen 
waren sehen zurücktieu icheii, ohne einen neuen Kampf zu wagen. 
Da setzten sich nun am Rliein entlang diese Legionfslngcr fest und 
zogen zueinander eine Kette kleiner Festungen, die gleich ihnen dauernd 
besetat sein solltoi. 

Nach römischen Begriffen war bürgerliches Leben und militärtsehea 
miteinander nicht verträglich. Sollten sie hier sich vertragen? Ja, 
wenn es ,, bürgerliches" Leben im römisclien Sinn hier geaeben hätte! 
Die Unverträghchkeit von Stiwlt und Lager beruht auf der Unver- 
raeidlichkeit der Reibung bürgerlicher und miUtärischer Verwaltung 
b^m Mangel scharfer Scheidung. Aber Städte nach römischer Art 
gab es, wie schon gesagt, in diesem Crenzland nicht. Wohl scheint 
man die Lacher gerade/u mit Absicht in der Nähe einheimischer An- 
siedelungen angelegt zu liaben was v\iihl in der Regel durch die Gunst 
der Lage empfohlen ward. Aber diese Ansiedelungen waren eben 
keine Städte. Sie lagen nun einfach im „Heerei^gebief* und 
standen unter dem Kommando der militärischen Behörde. Eine l^^bui^ 
kam nicht in Frage. Das ganze Rheinufer wnr eben Ileeff 
gebiet. Wo die (iienze im AVesten gezogen wanl. das hestirninleii 
die militärischen Erfordernisse, wie solche etwa heute über die Aus- 
dehnung des Operations«, des Etappengebiets «itscheiden. Im Osten 
aber, jenseits des Stromes, gab es eine Grenze überhaupt nicht. Das 
ganze überrheinische Land konnte als Territorium der Legionen ange- 
sehen werden. Wieweit man es als solches tatsäcliUeh in Ans])rneh 
nalmi oder wenigstens fremder Benutzung entzog, hing von den 
jew^g«! Verhältnissen ab. 

Jene «nzige wirklidie Stadt mi^ ein halbes Jahrhundert nach 
der Gründung der rheinischen Grenzfestungen eine Enklave in dem 
Territorium der Legif^nen gewesen sein : die e <> 1 o n i a C l a u d i a^ 
Ära (oder Augusta?} Agrippinensium. 

Aus der XTbiemtadt war sie nrwaohsen. Was wissen wir von dieser 
Stadt der Ubier, was voUends von ihren yici und Gehöften T Waa 
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können wir davon wissen? Wir hoffen, das rtchtsrlu inischc Gebiet 
der Ubier dereinst nach den Grabfunden von dem der Nachbarn leid- 
lich abgrenzen zu kdnnen, geleitet durch Caaan Zeugms über ihre 
Kultur. Aber wird dio Beredsamkeit der Graber auch den linka> 
rlicinischon ühiern in gleicher Weise zustatten kommen ? Auch ihre 
Vorgänger auf diesem Boden hatten ja den P>inf!nß der gallischeTi 
Kultur erfuhren. Dieser also dürfte ein unterscheidende!! Merkmal 
hier nioht oein, und es ist die Frage, ob sich andere Meikmäle nach- 
weisen lassen. \\'as von der Hinterhwaenschaft der Graber gilt, das 
gilt auch von den K<'Htcii und Spuren der Wohnweise. laschriften 
aber, die in den Mittelmeerländern zuweilen unser Wissen fast nicht 
melir auf die Gnade des Zufalls angewiesen erscheinen lassen, Inschriften 
brachte audh die keltische Kultur nicht su diesen Germanen; die lehrte 
diese, wie die Gallier selbst, erst die römische Kultur kennen und 
gebrauehen, und sie blieben auch dann noch eine sehr dürftige und 
einseitige Quelle. 

Im Berdoh von Vetera mag es nur insofern etwas anders stehen, 
* als sich ni<j^'lielieru eise der Nachlaß der erst eben aiifs linke Ufer und 
unter gaUisohen Einfluß verset/tcn Sugarid)rer von dem ihrer Vor- 
gänger auf diesem Boden merklicher viutersc-l^eidet. Im (Jebiet der 
Trevirer aber, da.s neben jenen beiden ja allein für uns in Betracht 
kommt, haben wir den Vorteil, daß nur ein Teil davon Tenritorium 
der Legionen gewesen ist und auch in diesem Teil kdn großes Lager 
gelegen hat. 

Hai so in dem Bezirk unserer Provinz in jener Zeit das römische 
' Heer fast unumschränkt gdierrsoht, so ist dann die Geschichte der 
Provinz auch kaum etwas andme, für unser Auge wenigstens, als 

die Geschichte dieses Heeres. 

Diese Geschichte hat nlx-r sich in den ersten Jahrzehnten, wie 
schon gesagt, nur zum aller kleuisten Teil auf dem rheinischen Boden 
i^gespielt. Ihre Erzählung würde uns weitab führen — wohin t das 
wisM !i wir selbst zuweilon — man denke an die Varusschlacht — nirlit 
reeht. Ich kann nicht verweilen Ini den Feldzügen des Drusus, fies 
rjherius. des ( iermaiiieiis. T"'^ris «ringe fiier mehr das an, wovon sonst 
kaum die Kcde ist, worüber aucii unsere Quellen höchstens Andeutungen 
bieten: das Treiben im Aufmarschgebiet dieser Heere, das vor dem 
B^nn eines Feldzugs das ganze Land erfüllen mußte, dann wieder, 
• wenn die Heere heimkehrten, aber auch in der Zwi.schenzeit so wenig 
im Sommer als im Winter ganz ei-sterben konnte. Man .stelle? sich vor, 
was es auch für unser Gebiet, nicht nur für das JiördUeh angrciuende 
Land, bedeutete, wenn Drusus snner Flotte einen neuen Weg cum 
Meer bahnte (12 v. Chr.), wenn Germaniaus nicht wwdgjet «Is acht 
Legionen zu Land und zu Wasser in Bewegung setzte, wenn er gar. 
SU dem letzten Feldzug (16 n. Chr.), tau.send Schiffe bereitateilen lieü, 
um das ganze Heer cur See mittm ins germanische Idind su führen! 
Man male sich dann die Aufregung aus, die die Nachricht von der 
Niederlage des Varus (9 n. C%r.)> bei vielen vielleicht Furcht und Uoff- 
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nung mischend, über die RheinUuide brachte! Man lese bei Taeitus 

von der Wirkutiu; der Geruch tc, die dem heimkehrenden Germanicus 
vorauseilton. Man lese die Schilderung der Rückkehr, die uns. hinter 
den Geriu'litA'n nur wenig zurückbleibend, eher das Bild ciucs ge- 
schlagenen alö das eines siegreichen Heeres sehen lulit. Mochten die 
Verluste auch weniger dem Feinde als den Elementen zuEUSchreiben 
sein; es waren doch nur Trümmer der stolz«^n Heere, die man surSdc-' 
kehren sah. Wir begreifen es, daß dem Ttberius die Erfolge za teuer 
erkauft schienen. 

Der alte Augustus hatte wohl schun nach der Nieih rlagc des Varus 
dem Plan der Erobenmg des Landes bis zur Elbe aufgegeben. Tiberius 
hatte dann eine Weile, vielleicht der eigenen Erfolge gedenkend, den 

Ehrgeiz seines Neffen gewähren lassen. Jetzt entsagte man dem Plan. 
Her Rhein sollte bleiben, was er durch Cä.sar geworden war, die Grenze 
des Reiches. Aber die Angriffslust der Germanen, die unter dem Ein- 
druck solcher Entsagung leicht anschwellen konnte, forderte eine wohl- 
bewehrte Grenze. So bÜeben denn die Rheinfestungen alle bestehen — 
nur mit verändertem Zweck oder vielmehr nur mit dem einen der 
beiden Zwecke, die .sie früher gehabt hatten. Bei dem defensiven 
Zweck allein konnte das Heer schon eher dem bürgerlichen Leben 
einigen Spielraum lassen und mußt<> es, da dieser Zustand nun doch 
ein dauernder sein sollte. 

Von 2wer Zwecken der Festungen sprach ich, lu'cht von zweien 
des Heeres, denn dieses hatte ja in der Tat ikk I» einen dritten, 
dem es gerade in den nilclisten Juhtm dienen sollt-e: ..S* Imtz uegen Ger- 
manen und GaUicr zugleich." Aber aucii angriffsweise gegen die Ijrermanen 
vonni^ehen, war zuweilen noch ein Anlass, bis Kaiser dandius die letate 
Folgerung zog aus der von Tiberius eingeschlagene Politik. Dazu 
bot die wenige Jahre vorher ins Werk gesetzte Eroberung Britanniens 
verstärkten Anlaß. Einer Schwächungdcr Verteidigungsstellung am Rhein 
machte der Kaiser sich aber nicht schuldig, und auch die Verlegung 
der beiden Legionen des Ubierlandes nach Bcsin und Neuß und die 
Erhebung der Ubierstadt zur Kolonie bedeutete gewiO eheir eine Vor* 
Stärkung der Grenze, da ja die Stadt ii itüi'iich befestigt ward. 

Ob ihre Mauer dieselbe ist, deren Reste wir noch heute sehen, deren 
Verlauf wir nachunst ii können, ist eine viclumstrittene Frage, die der 
Historiker aber fuglich dem Archäologen überlassen kann, da die 
Ummauerung der Veteranenkolonie nicht nur sdbstVMtitändlich, 
sondern aiK h für eine nur zwei Jahrzehnte sp&teie Zeit ausdrücklich 
bezeugt ist und ihr V<ilauf kaum ein anderer gewesen sein kann. 

So wahrscheinhch es ist, daß von dem elaudisciien Mauerzug zum 
mindesten noch Teile erhalten sind, so unwahrscheinhoh ist es, daß 
von der vorolaodisehen Ubierstadt noch erhebliche Reste aufgedeckt 
werden können. 

Reel\t bald sollte die Festigkeit der Rheingrenze eine harte Probe 
bestehcrj, sollte das Rheinheer vor der einen wie vor der anderen seiner 
Aufgaben schimpflich versagen. 
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Zwar ward noch in Nero^; Tagten (54 — 68^ den Friespri wio den 
Anisivariern die Ansiedelung am rechten Vh^r des N'irdrrrh<'iii.s erfolg- 
roicii verwehrt. Das Ufergeläiide sollte, auch wo es iiicliL militärisch 
besetzt war, doch den Truppen cur Verfügung bleiben. Aber in die 
Kampfe, di'^ zu Neros Sturz fährten und die ihm folgton, ward das 
rtieinische Heer und das rheinische Laiid verhänsjnisvoU verstrickt. 

Es gibt wenige Abschnitte der römiächeii (ieachichte überhaupt, 
keinen in der Geschichte unserer Rhdniande, worüber wir besaer unter* 
richtet wären, und es wäre verlockend, die anschauliche Erzählung 
des Taottu» hier 7M wiederholen. Wir dürfen ahc iiiclit verweilen hei 
der Empörung des Julius Vindex, jenem Vorspiel der Wirren des 
Vierkaiserjahrs (69), noch auch bei der Erhebung des VitolUus durch 
das niederrheiniache Heer. Nicht auch bei der Frage der Verantwortung 
Vespasians für die Enfefachung des Bataveraufstandn. der vielleicht 
die Legionen seines Gegners am Rhein ft^8thalten oder daliin ziuiiek- 
rufeii sollte. Auch den Verlauf des Aufstandes selbst (69—71), der 
ursprünglich ein Kampf der Hilfstruppen gegen die Legionen, der 
Anhänger ▼ersohiedener Kuser Unterländer, allmählich einerseits zu 
einem Germanenkrieg gegen das Reich, anderraseits zu einer Los* 
reißunß CtaUiens sieli auszuwachsen schien, können wir nicht verfolgen. 
Es geuügt, daran zu erinnern, wie das ganze Gebiet unserer Trovinz 
an diesen Kämpfen Anteil hat. Wir sehen die Legion von Bonn vor 
den vorbeiziehenden Bataverkohorten zurückweichen. Wir sehen die 
Scharen des Civilis gegen die Wällf vr»n Vetf-rri atistürmen. Wir sehen 
der Belagerten tapfere Cepeiiwr-lir, ihrer berufenen Befreier schwiifji- 
licJie und deshalb vergebüche V'ersuche. Wir sehen .Meuterei und Mord 
im Lager von NeuB. Die Bewegung greift über den Bereich des rheini* 
sehen Heeres hinaus. Ein gaUischcr Natjonalstaat scheint mit Hilfe 
der (üermanen aufgerichtet werden ?m sollen. T3es Tintavers Erfolge 
wachsen. Vetera fällt. In fast alle rheinischen Heeresfestnugon fhegt 
die Brandfackel. Kaum entgeht die den Germanen besonders verhaßte 
Ubierstadt der Zerstörung. Aber die gallischen Empörer waren un- 
würdige Nachfolger des Ven ingetorix, nicht einmal würdige Genossen 
de.^ Civilis. Zwei waren bereit« kläglicli vom Scliauplatz abge(reten. 
als die L«egion von Vindonissa heranzog, der unberührte Teil des liheiu- 
heens, airf dem die Rettung beruhte. l\itor, der Onrevirer, vermochte 
ihm nicht zu widerstehen, und da an der Spitse des römischen Heeres 
mit Petilius Cerialis der rechte Mann stand, unterlag auch Civilis, 
erst vor Trier, dann auch in der Ebene von Vetera. Das Ende war 
der Sieg Roms. In einer V^erteidigungsrede des Civilis bricht der Bericht 
des Tadtus ab. 

In ungewöhnhchem Grad vecsageo für die folgenden Jahrzehnte 

die schriftlichen Quellen, und wenn wir den Faden nicht verlieren, 
so VC, danken wir das den nun schon zalilreicheren Insciiriften und 
der arcliaologischen Erforschung des Bodens, die die Keste des römischen 
Grenswalls» die Zi^gdstempel und Geftßecherben cum SSeugnia ge* 
zwungsn hat. 
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In der Tat sind wir bereohtig^, das, was der Linu s un«: vr7.ähh, 
j»'!itr tacitcischon Erzählung iinniittf'lbar f\n7,ustlili<'üt'n. Denn die 
Straße vom Rhein zur Donau, die ein Uffenburgcr Mrilrnstcin uns 
bezeugt, ein 1 i in c s im alten Sinn und ein Vorläufer de» späteren, 
ist du Ergebnis der Eifahnmg dee Vierkaiseffjahrs: man hatte es 
gesehen, wie wünschenswert» ja notwendig es war, auf kurserem Weg 
Truppen von der Donau zum Rhein, vom Rhein £ur Donau werfen 
zu können, als auf dem Umweg über Basel. 

Auch der Erzählung des limeä katui nur knapper Raum gewälirt 
w^en; aber su Wort mu0 sie kommen, da ja der Limes einem großen 
Tdl unserer Provins, die er unmittelbar freilich nur wenig berührt, 
vorgelagert ist, und ihr Gebiet so an dem, was er bteweokte und leistete, 
teilgehal)t hat. 

Jene »Straür dvs Offenburgi r Mt'ik jist« iiis urhl von .Straßburg au.s; 
aber sie setzte doch auch das Lager von Mainz mit der Donau in kürzere 
Verbindung. War diese strat^sohe Verbindung zwischen den beiden 
(Jrenzströincii der einz^e Zweek dieser sehon von Vespasian erbauten 
Straße und der vornehmste Zwei k a\H'h di r .s[)ät< r*-n Liinesanlagen, 
so genügte es durcliatis, die boft'stigte Stralie auf .Mainz zulaufen 7A1 
lassen. Mochte man daim, da auf das Vorland von Mainz ja niemals 
verziohtet worden war, die Grenzwehr über die Höhe des Taunus bis 
zum Rhdn weiterführen : daß sie die Lahn überschritt und in geringer 
Entfernung vom Rhein, mehr imd melir sich ihm nähernd, erst bei 
Ffö!\ningefi ihr Ende fajul, läßt sieh durch jc^nen Zweck ebensowenig 
erklären als die weite Schleife um die Wetterau. 

In dieser Schleife, der auf dm ersten Blick auffälligsten Strecke 
des ganzen Idmes, erkenne ich ein Fortwirken der ursprüngtichen 
Bedrutimg des Limes als einer ins Feindesland gerichteten, durch 
Kastelle und Wa< hHi'unic gcsichcrfen Heerstraße: mehr offen.siv als 
defensiv, wie die drolii'ude Bastion einer Festinif;, reckte sich hier 
der Limes dem streitbaren Volk der Chatten entgegen, und Rücksicht 
auf Angriffe dieser Chatten mochte es auch empf« hlen, die Grenz- 
wehr nicht nur über die Taunusliöhen hinzuführen, sondern sie auch, 
statt iäie von da auf dem kürzesten Weg z»im Rht ii\ hinablaufen zu 
laSvSen, vielmelir in der Richtutig des Rhein- luxh bis /iir T>ahn zu 
leiten. Aber man ließ sie auch die Lahn nucl» überschreiten, weil man 
das Neuwieder Becken noch einschließen wollte, vornehmlich wohl , 
deshalb, weil man hier seit Casars Tagen eine zum Brückenschlag 
besonders g<>eignetc Stelle erkannt hatte, vm der man den Cermnuen 
den Zugang erscliweren wollte. Wenn daiui der Litnes immer imcli 
eine kurze Strecke weitcrUef, und, olme dudurcli dem Reich erliebliclien 
Zuwachs zu bringen, erst bei Hönningen das Rheinufer erreichte, so 
war dafür ein anderer Gesichtspunkt mal^bend, von dem spater die 
Rede sein wird. 

Von den Chattenkriegon des Domitian (81 — 9(5) hat die ganze Anlag«' 
ihren Ausgang genonunen, woraus sich die Berechtigung ergibt, für ihren 
Verlauf dar Rücksicht auf dieses Volk mal^bendm ESnfluß zuzuschreiben. 
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Der Krieg dva Jahres 8Ü war von_ zeitgenössischen Dichtern genug- 
sam gefeiert worden. Mehr als einen Sieg bezeugte für dieses Jahr 
die Titulatur des Kaisers. Der Geeamterfolg schien des Triumphes 
wert und des Ehrennamens Germanicus. Münzbilder verewigten den 
normanenkrie]2. Ein hoher Offizier, Sextiis JuHus Frnntinus, spricht, 
wahrscheinlich als Augenzeuge, des öfteren von dem Krieg. Aber die 
Gesebichtssohreiber — der Zeitgenosse Tadtus wie der so viel spStere 
Die — verhielten sich skeptisch, ja ablehnend und lenkten alle spätere 
Geschichtsschreibung in diese HichtiuMj. Heute wissen wir, welche 
Legionen Domitian in der A\'r'tterau vereinigt hatte, welche Kastelle 
er gebaut hat, und die Nachrichten Frontins werden anschaulich 
durch daa, was wir noch heute im Gelände sehen, die Bömerbanten 
wie die Fluchtburgen, die der Feinde Schlupfwinkel waren. Wir meinen 
die Limesstreoke noch -/w erkennen, von der Frontin spricht. Mehr 
noch: wir sehen die ersten Bauten Domitians durch Feuer zerstört; 
vor unseren Augen hegen die Spuren jenes Chatteneinfalls, der dieses 
Volk als Verbündete des Empören Antonius Satuminus bis sum Rhdn 
geführt, den zu überschreiten nur plötzlich ausbrechender Eisgang 
hinderte. Wir sehen die zerstörten Bauten wieder hergestellt, und 
nicht nur eine Erneuerung, sondern auch eine En* eitcrung der Grenz- 
sperre — ich erinnere an das vorhin über die Strecke nfirdüoh vom 
Taunus Gesagte t- wird die Folge dieser Kfimpfe gewesen sein, die 
wi<»derum durch einen Triumpli gefeiert wurden. 

Zu einer schweren Gefahr für da-s Reich, zu einer (U-fahr, die den 
Kaiser selbst an die Grenze rief, wurde der Germaneneinfall erst durch 
die Verbindung mit der Empörung des Satuminus, wie diese wiedo* 
durch das Zusammentreffen t ' jenem. 

Vielleicht gestattet nns auch eben diese Verbindung, den Überfall 
der Chatten zu unserer Provinz in engere Hezieiumg zu bringen. An 
.sich schon wird man den Versuch des Rheinübergangs nicht gerade 
in die Nähe von Mainz verlegen; denn dort, wo man sieh den Verkehr 
mit dem anderen Ufer nicht wohl bei Eisgang ganz unterbrochen 
<Jf nk*'n mag, ^^'ürde den Verhiinfh len des Kommandanten des ober- 
germanischen Heeres — denji da.s war Antonius Satuminus — ver- 
mutlich die Möglichkeit des Übergangs geblieben sein. Deshalb wird 
die Absicht der Chatten auf eine weiter abw&rts gelegene Stelle ge- 
richtet gewesen sein. Aber wir können noch etwas weiter kommen. 
Dem Empörer trat L. Appius Maximus Norbanus entgegen. Ihm 
gebührt das Verdienst, die Gefahr beschworen zu haben. In welcher 
amtlichen lägensolialt aber Norbanus sieb das Venfieost erwarb, und 
wo er den Satuminus schlug, das kdnnen wir nur vermuten. Alle 
vier Legionen des niederrheinijschen Heeres samt der Flotte und mehrere 
Auxihartruppen haben nun um diese Zeit den Beinamen p i a f i d e 1 i s 
(D o m i t i a n a) erlialten. Kein wahrscheinlicherer Anlaß ist denkbar, 
als die gegen den EmpBrer bewährte Treue. Dann war auch sicherlich 
der dieser selben Treue wegen von Martial gepriesene Norbanus Kom- 
mandant des niederrheimsohen Heeres; daim wurde aber auch gewifi 
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die Schlacht nicht in der Nähe des Rodeiifices gcschlay;« n Xnr der 
Mittclrhf-in kommt in Betracht, aii dem ja auch allein das Eingreifen 
der Chatten denkbar ist. 

Nach dem Sieg über den Empörer hat NorbanuB gevriß aooh die 
SSfichtigung der Chatten übernommen. 

Dieser Krieg hat das Ergebnis des scolis Jahre zuvor vom Kaiser 
selbst peführten wo nicht erweitert, so doch hergestollt und pe.sichcrt. 
Es war in der Tat „der entscheidende Schritt xur Kroberung der rechts- 
rheinischen Lande". Domitian aber ist es dann gewesen, der, gewiß 
im Zosammenhang mit den Erobeningen auf dem rechten Ufer, 
die beiden rheinischen Heeresbezirke zu eigentlichen Provinzen ge- 
maeht )iat. In diesem Sinne scheint mir die alte Streitfrage heute 
entf^cliiedcn zu sein. 

Wir haben gehört, duü ein großer Teil zum mindesten, weitaus 
der größte wohl, der beiden Provinzen, die man Germania nannte, 
der unteren jedenfalls, in der Tat von Gomanen oder Ocrmaneii- 
ahkömnilingen bewohnt war. Deimoch fällt uns der Name der Pro- 
vinzen auf. ,,r. a 1 1 i a g e r m a n i c a' würden wir eher erwarten. 
Aber diese Bezeichnung hat es nicht gegeben — bis sie in unseren 
Tagm ein fransösfecher Gelehrter erfand, um damit einen Übergriff 
auf deutsches Gebiet gewissermaßen zu rechtfertigen. Deshalb lag 
der Gedanke nahe, daß der Name der germanischen Provinzen auf- 
gekommen sei, als man ihm einen anderen Irilialt gehen konnte, als 
der Rcichsbesitz über die Rheingrenze weit hinausgewachsen war oder 
d<Kih iiinauswachsen sollte. 

Das war in den Tagen des Augustus. Wenn es eine Provinz gab, 
die bis zur Elbe reichte, dann mochte man einen Streifen des links- 
rheiiiisch<'ii Landes, den man sonst 711 (JaUien reelinete, der neuen 
Provinz anfiieen, weniger vielleicht , cv von Ck-rmanen bewc»lint 

war, als w eil Iner die Basis gewissermaßen der neuen lieicliserweiterung 
war, weil hier die Kraft wurzelte, deren es zum Festhalten des neuen 
Besitzes noch auf lange Zeit zvi bedürfen schien. Aber man hielt den 
Besitz ja nicht fest. Er ward gar nicht zur Provinz — ..fast zur 
Provinz geworden" wird (iernianicn höchstens genannt und man 
sprach nur von dem oberen, dem unteren Heeresbezirk, nicht von 
einer Provinz. Für eine spätere Zeit aber bezeugen die beiden Pro- 
vinzen Inschriften und Rechtsquellen, und wahrend Plinius sicher das 
linke Rheinufer zur p r o v i n c i a B e 1 g i c a rechnet, ist ea wonigften.s 
möglich, daß Tacitus niclit raeiir diese, sondern die Provinz (Ger- 
mania 8 u p e r i o r meint, wo er in der ..tiermania" sagt, daß die 
agri decamates an einem Teil „der Provinz" geworden seien. 
Sucht man die Zeit zu bestimmen, in der die Änderung eintrat, so 
würde eich von selbst die Vermutung einstellen, daß sie mit der Er- 
weiterung des Gebiets durch die Eroberungen auf dem rechten Rhein- 
ufer zusammengefallen sein möchte, und eben dieses scheinen zuver- 
lässige Zeugen zu bestätigen. 

Dw Zusammenhang ist um "so gewisser« da der Umes genau gegen- 
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über der Oreose beider Provinzen, die der Vinxtbach — in seinem 
Namen tioch die Erinnerung daran (f i n e s) bewahrend bildete, 
den Rhein erreicht , womit wir die vorhin in Aussieht gestellte Er- 

kläriirifr gerade dieses Endpunkts gewinnen. 

Daii die Grenze der beiden Provinzen der Viuxtbac'h war, seliließen 
wir nicht etwa nur aus dem Namen — die Etymologie ist ein schlechter 
Berater — .sondern wir beweisen es durch Inschriften, indem wir zu- 
nächst durch die teils von .\rni?v/., teils von Köln ab die Meilen zählenden 
Meilensteine die Strecke, auf der die Grenze zu suchen ist, mögHchst 
einengen, dann durch ein am Vinxtbach selbst gefundenes F i n i b u s 
et Oenio loci gewidmetes Weihedenkmal die Stelle selbst be- 
zeichnet finden. Die ö#*tliehe Grenze scheint in dem Strom für die 
untere Provinz, für die obt re im Limes gegeben zu sein, wobei aller- 
dings zu beachten ist, daU man dort, wie für eine frühere Zeit ja. wie 
wir schon hörten, auBdräcklich bezeugt ist. auch foneriiui einen ge- 
wissen Streifen Landes festgelialti n haben wird — nicht nur als öd- 
p:ren7.c und Weiddaiul für die Herden der Legionen, \ne es scheint, 
da ja aus Zie^rlsinnpcln eine Truppenziegelei jenseit.-< des Rheines 
erschlossen worden ist, daß aber auch ein Hinausgreifen der römischen 
Verwalttt1^; flber den limes uns für eine Stelle bezeugt und gewiß 
auch für andere anzunehmen ist. Den Barbaren gegenüber gab es 
eben eine feste 'irpnze nur fiir diese, nicht für die Römei. Von einem 
im Grunde unbegrenzten „Territoriun\ ' der Legionen dürfen wir 
vi^ioht auch am Limes sprechen, obgleich die zunächst in Betracht 
kommenden Truppen ja nicht die Legionen, sondern ausschließlich 
Hilfstruppen waren, die den Kastellen und VVachttürmen des Limes 
als Besatzung dienten, wäiirend die I«egionen in ihren Lagern auf 
dem linken Eheinufer blieben. 

Bestimmter ala einst dem Territorium der Legionen muß jetzt den 
beiden Provinzen die West grenze gezogen gewesen sein. Aber unsere 
Kenntnis ist hier unzureiclund. Der Irrtum, der der oberen Provinz 
eine übermäßige Ausdehiuaig gab, mdcm er außer dem Gebiet der 
Hauracer, die freilich auch Kelten waren, auch das gesamte der Helvetier 
und gar das der Sequaner und Lingonen ihr einverleibte, dieser Irrtum 
berührt uns hier nicht, da in dem zur Rheinprovinz gehdrigen Teil 
Obergermaniens die Grenze wohl immer ungefähr richtig angesetzt 
worden ist, weil wir hier einen Anhalt haben an der Angabe des Auso- 
niuB, der kurz vor Xeumagen die Grenze überschritt, die möglicher- 
weise dorn Ort Belginum den Namen gegeben hat. In Niedergermanien 
war eher Anlaß, über den seh malm Sträitoi, der einst das Territorium 
der Legionen gebildet hatte. Ii in auszugehen, da ja hier der über- 
riieimschc Zuwachs fehlte, und die Ausdehnung germanischer Be- 
siedelung schien dazu volle Berechtigung zu geben. 
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Zweites Kapitel. 

Zustände in den rheinischen Provinzen. — Die römische Verwaltung. — 
Köln als Hauptstadt der unteren Provinz. — Trier als kaiserliche Resi- 
denz in der Spätzeit. — Wohlstand und Bildung nach dem Zeugnis der 
Denkmäler. — Kleinere Ortschaften. — Die befestigten Rlieinstädte der 
Spätzeit. — Große und kleine Gutsliöfe. — Vermessung und Besteuerung 
des Landes. — Reste der Selbstverwaltung. — Grundlagen des Wohl- 
stands. — Ackerbau und Viehzucht. — Handel und Industrie. — Romani- 
sierung des Landes. — Römische und einheimische Kulte. — Mithraskultus 

und Christentum. 

Mit der Anlage des Limes und der Einrichtung der beiden Pro- 
vinzen war ein Zustand geschaffen, der anderthalb Jahrhundert dauern 
sollte und den Ländern am Rhein in dieser Zeit die Möglichkeit fried- 
licher Entwickelung gewährte, die sie für die römische Kultur gewarm 
und deren Wurzeln so tief in den Boden senkte, daß auch alle Stürme 
der folgenden Zeit sie nicht völlig auszurotten oder abzutöten ver- 
mochten. 

Deshalb scheint mir hier die geeignete Stelle für einen Versuch, 
die Zustände im römischen Rheinland, Leben und Kultur, zu schildern, 
obgleich die einzelnen Steine, aus denen wir mosaikartig das Bild 
zusammenfügen müssen, meist oder doch zum großen Teil einer späteren 
Zeit entstammen. Wollten wir freilich diese Steine ängstlich nur im 
Bereich unserer Rheinprovinz aufsuchen, so würde das Bild, das ohnehin 
lückenhaft genug bleiben muß, allzu dürftig erscheinen. Ist doch auch 
unsere Provinz ein willkürUches Gebilde, bei dessen Abgrenzung \v\t 
die „Kontinuität", die uns sonst so oft in Erstaunen setzt, fast völlig 
vermi-ssen. W^ir werden uns allerdings hüten müssen, etwa Züge des 
Limesgebiets ohne weiteres auf diesen Boden zu übertragen, der schon 
so viel länger die Einwirkung der römischen Kultur erfahren hatte. 
Unbedenklicher ist es gewiß, durch Farben, die dem vierten Jahr- 
hundert entnommen sind, die Umrisse des zweiten und des dritten 
zu beleben. 

An der Spitze einer jeden der beiden Provinzen stand als Statthalter 
ein Konsular, also ein Beamt<;r vom höchsten Rang. Konsulare waren 
auch die Heereskommandanten der früheren Zeit gewesen, an Rang 
überlegen dem Statthalter der belgischen Provinz, der doch die rheini- 
schen Heeresbezirke in gewissem Sinn angeschlossen waren. Aber der 
in Reims residierende Statthalter der Belgica wird wohl auch im 
rheinischen Heeresgebiet kaum etwas zu sagen gehabt haben. Nur 
dessen Finanzverwaltung war der seiner Provinz angeschlossen und 
bUeb das auch nach der Errichtung der germanischen Provinzen. Der 
P r o c u r a t o r , der höchste Finanzbeamte, hatte seinen Sitz nicht 
in der Residenz des belgischen Statthalters, sondern in Trier. Daß 
seine Vollmacht sich auf mehrere Provinzen erstreckte, bedeutet keine 
Abhängigkeit der einen von der anderen und kommt auch sonst vor. 
hher als im Rheinland konnten somit die benachbarten Statthalter 
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in der ßt-lgica in Berülirung komm<ni, die zuwt ilen mv lieibung werden 
mochte. Denn das Heer bUeb den germaniachen Statthaltern, wie 
friUier den HeereBkommandanten, u as jene ja bia in späte Zeit blieben, 
unterstellt, aueh wenn es in der Naeliharpruvinz zur Verwendung kam, 
was nicht nur bei Unruhen vorkommen konnte. 

Der Statthalter der unteren Provinz hatte seinen Wohnsitz in 
Köln, während der der oberen in Mainz residierte, jener also ge- 
trennt von seinem Heer — da ja in Köln seit langer Zeit keine Legionen 
mehr standen — . während der andere dem Hauptteii des seinigen un- 
mittelbar nahe war. 

Wir kennen den Palast des einen beiden Legionslegaten im 
Lager von Vetera, der des Palatin nicht unwürdig wäre. Den Palast 
eiiifs .'^tatthaltei's werden wir uns cewiß niilir bi'S(lH'i(l<'ner. wahr- 
scheinlicli doch noch großartiger vorzustellen haben. Weder in Köln 
noch in Mainz .sind indesJHjn bis jetzt Reste davon nachgewiesen, und 
es ist wenig Aussicht, daß es noch dnmal geschieht. 

Die Veteranen, die Claudius in (l< r rbicrst.idt ansiedelte, als er 
diese zur Kolonie erhob, werden dort sc hon viel»' Römer vorgefunden 
haben; nicht wenige Ubier aucli werden bereite im Besitz des Bürger- 
rechts gewesen sein. Manche der Verbindungen durch Heirat, von 
denen Tacitus zwanzig Jahre später die Ubier sprechen laOt, als sie 
ihre Stadt gegen den Haß der Tcnkterer in Schutz nehmen, wird bei 
der Ansicdi'ltine der V^eteranen bereits bestanden haben. 

Zweispracing wird ein l eil der Bevölkerung schon vorher gewesen 
sein; in der Kolonie aber gewann dann natürlich die lateinische Sprache 
bald den Vorrang und im amtUchen V«kehr die Alleinherrschaft. 

Die heute noch durch Inschriften 7a\ uns sprechen, V>edienen sich 
begreiflieherwei.se alle der lateinischen Sprache; kaum daß uns ver- 
einzelt ein germanischer Personenname entgegenklingt. 

Aktive Soldaten haben selbstverstftndlidi beim Hauptquartier des 
Statthaltt rs nicht gefehlt ; aber von den uns eriialtenen hier in Betracht 
kommenden Soldatcninschriften stammen nur verschwindend wenige 
aus Köln, während die Zald solcher, die, in aller Welt gefunden, die 
Herkunft eines Soldaten von dort bezeugen, recht groß ist — bei der 
Veteranenkolonie' begreiflich. 

Lehrreicli ist der Einblick, den uns die Inschriften in das Leben 
der bürgerliehen Bevölkerui\g (icwährcn. Unvollständig läßt ihn natfir- 
licli die Herrschaft des Zufalls. Aber auch m dieser Un Vollständigkeit 
ihn zu geben, ist hier nicht der Raum« 

Dürftig .sind die Zöge, die erhaltene oder irgendwie nachweisbare 
Baudenkmäler zu dem Bild der Stadt uns bieten. Der Aufklärung 
ihres einstigen Zusammenhangs, der Ermittlung gar des Plans der 
römischen Stadt sind die tiefen Schuttschiciiten der Jahrhunderte, 
die uns von der Römerzeit trennen, und das Leben der (Gegenwart 
in gleicher Wei.se liinderlich. und unsere Kenntnis wird wohl ewig 
Stückwerk bl(>iljcn. Kaum daß >ich nocli ein rcgchnäßiges Netz recht- 
winkelig einander sclnnMdender Straßen nachweisen läßt. 

OMriiMtte dM AlieiDUndef. I. t 
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In dieser Hinsicht steht es sehr viel besser mit der anderen Stadt 
unserer Rheinprovinz, die aus einer wirkliehen Stadt der römischen 
Zeit, gleichfalls einer Kolonie, erwachsen ist; Trier. Zwar bedecken 
auch hier tiefe Schuttscinehten den alten H<xien ; aber einige niäclitige 
Bauten ragen darübeff empor als beredte Zeugen der einstigen Fracht. 
Auch sind im Bereich der stilleren Bischolsstadt und außerhalb der 
Stadt des Mittelalters, die den Mauerring der römischen Kaiserstadt 
nicht ausfüllte, eh< r größere Flächen der Anfdcc kuiig zugänglich, und 
schließlich ist hier die Gelegenhei4 unterirdi.sclier (Grabung bei der 
Anlage der Kanalisation in vorbildhcher W eise benutzt worden, wobei 
die Regelm&Bigkeit des Stadtplans der Untersuchung wesentlich su> 
statten kam. 

Das Ergebnis war ein geradlinig rechteckiges Straßennetz, dem 
sich alle erhaltenen römiüclu-n Bauwerke bis auf die Porta Nigra ein- 
fügten; die Lage dieses nördiu iien Stadttore aber erwies sich als be- 
stimmt durch dne Abbiegung der Landstrafie vor dem Rand der 
ursprünglichen Stadt, die auf dieser Seite eine nachträgUche Erweite- 
rung erfahren hat. Für die Zeitbestimmung dieser Sta<lterweiterung 
und der Erbauunß des Tors ergab sich ein Anhaltspunkt in dem Alter 
einer Begräbnisstätte, die von der Stadtmauer durchüchnitten war. 
Danach war das Ende des zweiten Jahrhunderts der frühste mögliche 
Termin, vcm dem dann allgemeine Erwägungen noch etwa mn Jahi^ 
hundert ahdrängtm, bis in die Zeit, da nach der Durchbrechung des 
Limc!? die (Jt falir eines Oermaneneinfalls auch den ah^^eifs vom Rhein 
gelegenen Studten näherrückte, die Zeit zugleich des luxhsten ( Jlanzes 
der Trevirerstadt. Der zunächst nur für diese Mauerstrecke bündige 
Schluß darf vermutlich auf den gansen üifauerring ausgedehnt werden. 
Ist es doch schon an sich wahrscheinlich, daß die kaiserUche Residens 
nidit nur diese verhältnismäßig geringe Erweitmmg im Norden er- 
fahren hat. 

Ob wir uns auch die ältere Stadt befestigt vontustellen liaben, 
ist nicht gewiß; Reste einer solchen Befestigung suid jedenfallB bis 
jetst nicht nachgewiesen. 

Die älteste Stadt uns unbefestigt zu denken, gäbe uns ihre Lage, 
fem der durch so viele Kastt'lle bewehrten KheitiErrenze, allenfall» 
das Kecht. Gehörte doch Trier nicht zuju Territorium der Legionen 
und nicht cur gennantscben Provinz. Anderevsmts aber war die Stadt 
nach des Tacitus Worten, wie es scheint, zur Zeit des Bataverkrieges 
ummauert, und wir wüßten nicht, warm und warum man ihr vor dieser 
Zeit eine Befestigung gegeben haben sollte, wenn sie sie nicht von 
Anfang au hatte. Die Frage zu entscheiden, wird schließlieh Sache 
des Archsologen sein; aber wichtig ist sie keineswegs nur für ihn, 
sondern nicht minder für den Historiker. Vielleicht ist sie nicht zu 
trennen von der anderen nach der Zeit der Erhebiuig zur Kolonie. 
Xacli dem Xaraen der ( ' o 1 o n i a A u g n s ( a T r e v i r o r u m liegt 
e< am näehsten, den ersten Träger des AugustuS-Xamens als ihren 
(iründer anzusehen, wenn auch die Inschriften — Meilensteine — den 
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Xanu'ii niclü vor der trajanisclieit Z< it ht'/.. ug<.-n, Dali Augu^tus dio 
Stadt gründete, ist denn auch so gut uie sicher: die KegelmäUigkeit 
ihrer Anlage etinunt durchaus mit anderen Augusteiacfaen Stadtanhigen 
überein, und eine erhaltene Insdirift, <lie älteste der Rheinlande, eine 
Widmung an L. Cäsar, den Enkel des Augustus, bezeugt uns einen 
monujuenialen Bau schon für die augusteisclie Zeit. Die Frage kann 
nur sein, ob der Kaiser die Stadt gleich als Kolonie gründete» oder ob 
ihr diesen Rang erst ein Nachfolger verliehen hat. Ich bin geneigt, 
den Hang für ur.-<jtrüi\glirli zu lialten. und es sclieint mir möglich, daß 
die Unnvehrung der neuen Kolonie zunäi-list aus Kvdv und Hok bestand, 
wie solche die Truppenlager der Frühzeit aufweisen. 

Daß die Grundang des Augostiis einen Trevirerort an der Stelle 
schon vorfand, ist bei der Gunst der Lage nicht unwahrscheinlich, 
aber durch Ftmde bis jetzt mcht er\vie.«!cn. Auf jeden Fall hat die 
römische Anlage auf die keltische Siedeiung keinerlei Rücksicht ge- 
nommen. Bauten, die solche RBcksIcht hätten beanspruchen können, 
wird es auch in einer Trevirer-Ortscliaft damals nicht gegeben haben. 

Das Alter der römischen Stadtanlage scheinen uns auch die zahl- 
reiehen überenianderhegcnden Schichten der Straßen zu bezeugen, 
von denen die jüngste stellenweise etwa drei Meter über der ältesten 
liegt, so daß kaum Gebäude der Frühzeit sich bis zum Ende erhalten 
haben können. Viele mochten es ja auch nicht sein, die des Glanzes 
der späten Kaiserstadt noch würdig schienen. Vorort der Trevirer 
war djc Stadt für die Körner von Anfang an. und daß sie zu der ganzen 
Völkerschaft in einem anderen V^erhältuis stand als die rheinische 
Colonia zu der Völkerschaft der Ubier, spricht sich, wenn ich nicht 
irre, darin aus, daß die Inschriften oft von der civitas Treviro- 
r u m reden zu einer Zeit, als die Stadt auf alle Fälle längst Colonia 
war. 

Unter diesen Inschriften ist eme. die uns — ehi seltener Fall — 
von einem geschichtlichen Ereignis Kunde gibt, das für die Stadt von 

Bedeutung war urid in unserer literarischen Überlieferung ganz ver- 
sehollen ist : die 0 i V i t a s T r c V i r o r u m ist d< r 22. Legion Dank 
schuldig für die Befreiung von einer Belagerung, und die Weibung, 
durch die sie ihre Dankbarkeit beweist, stammt, nach den in der In- 
schrift genannten Kaisern, aus den letzten Jahren des zweiten Jahr- 
hunderts. Wir wollfii lieber aTuu-limeri , daß die Kämpfe zwischen 
Septiniius Se\frus und dem (H-;^'eiikaiser Clodius Albinus zu der Be- 
lagerung gefülut hatten, als daü damals schon Germanen bis vor die 
Tore von Trier kamen ; denn noch tat ja der Limes seine Schuldigkeit, 
und diese Zeit gilt für das linke FJheinufer, nun gar für eine vom Khetn 
M>w«'it abi^'t ■legen e Gegend, im itUgt iueinen als eine Zeit tiefen Frit d<-tis, 
wenn auch die (iermanen schon .seit einigen Jahrzelinten an der ihnen 
drüben gezogenen Schranke rüttelten. 

Nicht wenige Trevirer begegnen uns, nach Ausweis der Inschriften, 
im „Ausland" — die meisten davon natürlidi im Heer, zu dessen 
Dienst Angehörige des kriegstüchtigen Stammes nicht weniger als die 

*• 
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Uhler herangezogen wurden, um dann auch an fernen Grenzen zur 
Verwendung zu kunimen. Aher aueh als F^eainte wurden Trevirer 
zuweilen von ilirer Heimat weit ahgefüiirt, wie wir deiui einen als 
c u r a t o r e o 1 o n i a e in Aventieum im Helvetierland finden. Meist 
aber zogen sie als Kaufleute hinaus und l)rachten es draußen zu Wohl- 
stand und Ansehen. 

Alles aber, was wir etwa dureh Inschriften von Leben und Tätigkeit 
der alten Trevirer erfahren, erscheint dürftig und leblos neben dem 
beredten Zeugnis der Denkmäler. Es gibt keinen Ausschnitt aus dem 
Leben der alten Welt, den uns Bildwerke so anschaulich machten, 
wie das Treiben der Bewohner des Moseltals im zweiten und dritten 
Jahrhundert. Noch ragt über den Dorfliäusern von Igel das Grabmal 
der Sccundinier auf — an sich schon ein Zeuge stolzen Wohlstands, 
achtungswerten Könnens und großer Bildfreudigkeit, durch seine 
Rehefbilder aber eine gescliichtliche Urkunde von unschätzbarem 
Wert. Aber wir wissen heute, daß dieses so lange Zeit einzig in seiner 
Art erschienene Monument zu seiner Zeit nichts weniger als einzig 
war. daß solche Denkmäler in großer Zahl vor den Toren der Kaiser- 
stadt standen und minder dicht gesät sich über das ganze belgische 
und germanische Land ausbreiteten und auch jenseits des Rheins 
nicht ganz fehlten. 

Da sehen wir auf den IMoselkähnen Warenballen, Fässer. Amphoren 
verfrachtet; wir sehen die .Schiffe mit Rudern flußabwärts getrieben 
oder voniTreidelpfad aus aju Tau aufwärts gezogen.\\'ir sehen auf anderen 
Bildern die Warenballen zum Versand bereitgestellt, auch auf Wagen 
über Land befördert, auf dem Rü<'ken von Saumtieren über Berge 
gebracht. Wir lernen ihren Inhalt kennen, wenn wir im Tuchladen 
den Handel im Oang, die Ware vor Käufern zur Prüfung ausgebreitet 
sehen. Wir sehen den Hausherrn im Rcisewagen, oder zu Pferd mit 
der Jagdbeute heimkehrend; wir sehen die Hausfrau bei der Toilette, 
von Dienerinnen umgeben. Dort ist die Familie beim Mahl, das Ge- 
sinde in der Küche geschäftig. Auf einem der Igcler Bilder sieht man 
dem vor seiner Tür stehenden Herrn oder Verwalter in laiigem Zug, 
diirch ein Tor eintretend, Leute nahen, die, von auswärts kommend, 
mit Wanderstäben ausgerüstet, allerhand für die Vorratskammer herbei- 
schleppen: Wildpret, Fische, inhaltreiche Körbe. Andere Bilder führen 
uns in eine Geschäft.sstube. in der ebenso von auswärts kommende 
Leute große Geldsummen abliefern: in Haufen liegt das Geld auf dem 
Tisch, einzelne Münzen werden geprüft, die Summen gebucht. Es 
handelt sich wohl um Pachtsummen und Abgaben, die die Bauern 
dem Großgrundbesitzer bringeti. Wir sehen also hier Industrie und 
Grundbesitz in einer Hand, eine doppelte Quelle des \\\)hlstand8 — 
eine recht ergiebige. 

Daß der Großgrundbesitz zu jener Zeit in unserer Gegend eine 
große Rolle gespielt hat, das lehrt uns auch die Zahl der großartigen 
Landhäuser, deren Ruinen wir noch vor Augen haben und in Gedanken 
aufbauen können zu der Pracht, die einst Auaoiüus bewunderte und 
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in seiiu-ni Mosolgedidit so aust luiulit Ii. wenn auch mit einiger in Ver- 
gleichen übertreibender Steigerung scliildert. 

Aber die Bilder jener Grabinaler wollen uns nicht nur das materieDe 
Leb<"n der reiclien Kauflierren und Gutsbesitzer vor Augen führen, 
sondern iins aufh von geistigem Leben etwas spüren lassen. Wir sehen 
die Knaben von einem, offenbar griechischen, Hauslehrer unterrichtet, 
und die mythologischen Bilder, so zahlreich an dem Dmikmal von 
Igel, scheinen zu beweisen, daß die griechische Rildung nicht ganz 
vergeblich wav: man gr-fiol sieh darin, seinen Oedanken über das Jcn- 
Beits die Form griechischer Sagen zu g<'brn. Das ist wahrliaftig keine 
Bürgschaft wirkücher Bildung, aber es beweist doch iMnierlnn eine 
gewisse Wertschätzung der Bildung, die ihr Anfang sein muß. 

Sind etwa diese Denkmäler als Kunstleistungen ein voUgültigercr 
Beweis der Kun«tbil(lutig der alten Trevirer ? Zeigen uns wenigstens 
die realistischen ihrer Bilder, wie man zu beliaupten pflegt, die be- 
sondere Richtung ihres Kunstsinns ? Ich glaube weder das eine noch 
das andere. Wir verfoli^ die Herkunft dieser Grabmäler über die 
Grenzen des Trevirerlandes, über Gallien hinaus, und wir dürfen nicht 
vergessen, daß in einem Land, das sich die Leistungen einer fremden 
Kunst nur äuUerlicli angeeignet hat, ein einzelnes Denkmal leicht als 
Vorbild eine Bedeutung gewinnen kann, die dem einzelnen Werk einer 
wirkhch im Lande wurzelnden Kunst niemals zufallen würde: wenn 
der eine dieser gallischen Protzen einen mit Bildwerk gesehmüek(eii 
Turm auf seine Familiengrabstatte gestellt hatte, so wollte der andere 
ihn auch haben — nur womöghch noch höher und reicher. Es ist 
griechisch-römische Kunst, gallischem Geschmack nur durch eine 
gewisse Überladung angepaßt. 

Griechisch-rörni-' !h' Kunst ist es aui ]i. die jene U'irklichkeitsbilder 
geschaffen hat. Auf tier Bahn des Bealisinus war die hellenische Kunst 
ja schon, als sie zu den Römern kam, deren nüchterner Sinn dieser 
Richtung am meisten entspradn und sie da entschiedensten zum 
Aiisdruck kommen ließ, wo Unbildung < der Halbbildung dem Kiinstler 
die Aufgabe stellte. Nirgends gesrhali das unter Aufwendung größerer 
Mittel als bei diesen gallischen Geldmänuem. Die gallische Kunst- 
begabung lag in ganz anderer Richtung und war von diesem schlichten 
Wirklichkeitssinn so venchiedm wie möglich. 

Vor die Tore der Trevirerstadt haben uns ihre Grabdenkmäler 
geleckt . ehe Mir noch darauf gehört hatten. ^\as die erhaltenen Rauten 
drinnen uns zu erzählen haben. Aber das gehört auch so überwiegend 
der sp&ten Glanzzeit der Stadt an und ist eben darum so wraiig 
typisr-h, daß wir es fSglich hier zurückstellen können. Weiter hinaus, 
aufs Land, wiesen uns srfjfn einige Darstellungen jener Grabmonu- 
mente. Docli Ijevor wir dem Hinweis folgen, wollen wir noch einen 
BUck «erfen auf die kleinercM Städte im Bereich unserer Trovinz. 

Hatte bei den beidm GroOstildten die römische Kolonie alle früheren 
Anlagen an der Stelle, sofern sie ▼orhanden waren — und bei der 
Ubierstadt waren sie ja sicher vorhanden — , absichtlich ausgelöscht. 
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so konnte ein keltischer oder germanischer v i c u 8 , sei es als solcher, 
sicli erhalten, wenn er mit römischen Anforderungen nicht in Wider- 
spruch geriet, sei es in den c a n a b a e eines römischen Lagers oder 
sonst den ne»ier\ Verhältnissen sich anpassend fortleben. 

Im Koblenzer Stadtwald ist vor Jahren ein Trevirerdorf aufgedeckt 
worden, das niu>h den Funden von der Früli-La-'I'öne-Zeit bis in die 
spätrömisehe Zeit bewohnt war: eine offene Ortschaft, für deren Be- 
wohner vielleicht in Zeiten der Gefahr die Befestigung auf dem nahen 
Domraelberg eine Zufluchtsburg war. Häuser, landwirtschaftliche Ge- 
höfte, auch ein Heiligtum der keltischen Form, von der später zu 
sprechen sein wird, endlich zugehörige Gräber: alles in allem eine 
recht stattliche Ortschaft. 

Auch wo ein solches keltisch-germanisches Dorf sich nur zu den 
canabae — der Zivilniederla-ssung — eines Lagers oder Kastells 
auswuchs, mußte es sich manche Veränderungen gefallen lassen. Immer- 
hhi blieb es, wenn auch .sonst mehr oder weniger stadtähnlich, doch 
bis in späte Zeit eine offene Ortschaft, während wir im Limesgebiet 
einzelne v i c i schon um die iMitt<> des zweiten Jahrhunderts mit 
Mauern umgeben finden. Unter dem Schutz der Lagenvälle gelegen, 
bildeten jene v i c i einen Übergang von der Festung zu den aus- 
schließlich dem Ackerbau geundmeten Dörfern und Einzelsiedelungen — 
ganz abhängig ursprünglich vom Lager, aber allmählich doch so weit 
zu selbständigem Leben erstarkend, daß sie auch die Verlegung dtT 
Truppe überdauern konnten. Erst nach dem Fall des Limes gewannen 
diese Uferstädtchen, angesichts der stärkeren Bedrohung der Rhein- 
grenze, alle das wehrhafte Aussehen, das sie dann durch das Mittel- 
alter hindurch und bis in die neueste Zeit bewahren sollten. 

Kriegerisch genug sah das Rheinufer seit den Tagen des Augustus 
aus. Aber die Lager des «>rsten Jahrhunderts schienen doch schon 
durch ihre nicht für ewige Dauer berechnete Bauweise friedUchere 
Zustände für eine spätere Zeit zu versprechen. Weniger war das bereits 
der Fall, als sie nach den Erfahrungen des Bataverkrieges in Steinbau 
wieder erstanden. Noch kriegerischer aber ward das Aussehen der 
Grenze, als die bürgerlichen Niederla.<5sungen selbst sich hinter Mauern 
und Türmen bargen, und dieses kriegerische Aussehen ließ die wachsende 
Gefahr sich immer weiter über das Binnenland ausbreiten. 

Aber die Schilderung, die uns der Dichter der ..Mos e l 1 a" gegen 
Ende des vierten Jahrhunderts gibt, beweist doch, daß zwi.schen diesen 
trotzigen Kastellen sich dennoch ein reiches, die Gefahr vergessendes 
Leben ausbreitete. 

Einen guten 'i'eil dieses Lebens hat erst das Emporsteigen der 
Irevirerstadt zur Hauptstadt und Residenz gebracht. Aber ähnlich 
müssen wir uns doch schon lange zuvor da^ Treiben an der Mosel denken 
und kaum anders das am Rhein, wenn- diesem auch die weiteren Ver- 
haltnisse und die Nähe der Grenze stets eine etwas ernstere Tönung 
gegeben iiaben mögen. 

Nicht minder gewiclitige Zeugen für die Fülle des Lebens in diesen 
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CogfMidfn sind die znlilreirlifn und großartipi-n noch nachweisbaren 
Villen in der später als karg und arm verschrieenen Eifel. 

Es mt freilich das Leben einer vielleicht dünnen, vielleicht zum Teil 
gar nicht einheimisdu'n Oberschicht, von dem sie zeugen. Aber diese 
Ob(?rschicht würde si( Ii doch wohl hier nicht angesiedelt haben, wenn 
das Laad gar uuwirtUch gewesen wäre. Es ist aber auch zu bedenken, 
daß der WohUtand dieser Vtltonbesitzer ja nicht auf dem Gewinn aus 
tandwlrtechaftlichem Betrieb beruht za htbea braucht, der gewiß auch 
damals in andenni Tfilcu unserer Provinz eine jn"ößere Rolle pespiolt 
hat. .«sondern sich gründen konnte auf die Ausbeutung der unt<»rirdi8chen 
Bodenschätze, auf die auch bei kargerem Beden gedeihende Schafzucht 
und vor allem auf die davon abhängige Indnatrie und den eiktapveohenden 
Handel, für den die Lage des Landes überaus günatig war. 

Manche jener \'i11rn dürfen füglich ., Schlösser" genannt werden. 

Die Frage drangt sich auf: Hat .so große Gutsherrnchaften, wie 
sie zu solchen Schlössern unzweifelhaft gehört haben, erst die römische 
Zeit entstehen flehen, oder gab es sie auch schon vor der römischen 
Eroberimg? Und welches war ihr Schicksal nach dem Zusammen» 
bruch der Kömerherrschaft ? Wir rühren damit an wiciitigo, in neuester 
Zeit vielfach erörtert<' Probleme. Auf das zweite kommen wir später 
zurück; hier sei nur gesagt, daß die Existenz großen privaten Land« 
besitzes, der ,,C5rundherrschaften", der keltischen Zeit zweifellos mit 
Unrecht ahgcs})r()chen werden ist. Wenn die auf Pci m idcnscheidimg 
nocli nicht gar lange bedachte archäologische Untersuchung in keinem 
Kall ein solches Schloß über die Kaiserzeit hat zurückverfolgcn können, 
so ist das kein Gegenbeweis. Die Villa von Blankenheim hat uns an- 
schaulich gelehrt, wie .schwer es ist, die fföheste Gestalt eines durch 
Jahrhunderte 1«^ «ihiitcn , (»ft erneuerten und erweiterten Baus der 
Ruine abzugewninen, zuniul wenn man sieh scheut. Erhaltenes zu 
zerstören. Aber die Bauweise der keltischen Zeit wird auch ohne 
Zweifel die Deutung etwaiger Spuren und Reste ganz erheblieh er^ 
schweren. 

Daß die für die Kaiserzeit vorf tilgbare Entwicklung von einfachen 
zu immer reicheren Formen und schheßlich zu einem Luxus, der uns 
die kaiserlichen Bauten ItaÜena ina Gedächtnis ruft» daß diese Ent- 
wicklung schon in der frühsten Zeit anhebt, werden wir nicht be- 
zweifeln, und es ist gewiß, daß die Landsitze auch der reichsten galU- 
schen droßen zur Zeit de.s Cäsar und .Augustus, zumal in unserer fJegend, 
erhebhch einfacher waren als die Schlö^iser der späten Kaiserzeit. Aber 
auch damals wird es ünterschiede gegeben haben, wie es sie später 
gab — neben den Schlönsern oder Villen im heutigen Sinn Gutshofe» 
stattlich g'Miuf: oft, aber mit tlvii Wirtschaftsgebäuden doch so eng 
verbunden, liali mian erkennt, daß der Clut.sbcrr selbst sich um die 
Wirtschaft kümmerte, von diesen hinab bis zu den kleinen Meier- 
faöfen, die bezeichnenderweise im Ltmeegebiet durchaus vorherrschen, 
in unserer Provinz aber audi häufiger sein mögen, als sie nachgewiesen 
oder gar ausgegraben sind, da ihre bescheidenen Heste natürlich die 
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Aufmerksamkeit, vollends die Spatenarbeit weniger anziehen als die 
großen Villen und Hcdentung eigentlieh erst bei einer zu statistischen 
Sehliissen ermutigenden Zahl gewinnen. Oft ist die Zugehörigkeit zu 
einem „Schlosse" und damit die Abhängigkeit ihrer Bewohner von 
dem Gutsherrn noch ersichtlich, in anderen Fällen aber können und 
weiden me selbständig hr-wirlschaftet worden sein. 

So auch in vorröinisclu-r Zeit ; mn daß die Spuren der Behausungen 
dieser kleinen Bauern noch weniger zur Beachtung locken, ja nur in 
seltenen 1 allen erkennbar sein werden, da schon die Reste größerer . 
Gutshdfe nicht nur wegen der meist wohl darüberliegenden Sehutt- 
Schicht späterer Jahrhunderte, sondern auch durch die eigene Unan- 
sehnlichkeit der Beobachtung sieh meist entziehen. 

Leider feldt für das uns beschäftigende Gebiet eine zusammen- 
fassende Ühcdraieht» wie wir sie für das Gebiet der Mediomatriker 
besitzen. 

Hätten wir eine solche (Mx-rsidit für den Hnrirh unf^erer Provinz, 
so müßten wir freilieh die glänzendsten Villen der l-nigebung von 
Trier, nicht nur der nahen wahrschcinlieh, für .sich betrachten und 
in jedem Fall daraufhin prüfen, ob sie nur willkürliche Schöpfungen 
der Glanzzeit der Kaiserstadt sind oder Erneuerungen, Erweiterungen 
älterer Cntshöfe, ob sie mit dem Bodm v^ rwaehsen sind oder nicht, 
ob sie zu historisehen Schlüssen geeignet sind, außer zu dem einen, 
dessen wir nicht bedürfen, daß die Entwicklung der Hauptstadt zur 
kuserliehen Residenz auf Aussehen und Besitzverhältnisse der Land- 
schaft weithin eingewirkt hat. Wir würden dann einen Unterseliied 
fe-ststeUen oder deieli festzustel1« ii suchen '/.Mischen dt-ni Land diesseits 
und jenseits der Grenze der einstigen germaiüschen Provinz, der in 
der älteren Zeit jedenfaUs recht f^lbar gewesen sdn muß; ihn hat 
ja schon vor fast vierzig Jahren Felilc Hettner in seinem grandlegenden 
Aufsatz ,,Zur Kultur von Germanien und Gallia Belgica** überzeugend 
dargestellt. 

Die Stammesverschiedenheit dürfte sich freiUch nicht sehr be- 
merklich gemacht haben; denn die Ubier werden zur Aufnahme des 
römischen Einflusses nicht weniger bereit gewesen sein als die Trevirer; 
ja ihre Loslösung von der alten Heimat kann den Fortschritt der 

Ronianisiermig beschleunigt haben. 

Nicht unwahrseheinhch ist es auch, daß auf einem Boden, der 
eben die Bewohner gewechselt hatte, der, richtiger gesagt, als herrenlos 
neu besiedelt ward, der überdies der militärischen \'er\valtung unter- 
stand, die römischen Feldmcssfr ^^irh dnrehLfreifeud(T und nachhaltiger 
betätigten, als da, wo alte Be.sitzverluiltnis.se Schonung beanspruchten 
und finden konnten. Deshalb wird man sich mcht wundern, gerade 
im Rheinland den Spuren römischer Limitation zu b^egnen, deren 
gerade Linien dieOemarkungsgrenzen noch hiev und da bewahrt zuhaben 
wheinen und dem durch sf»lche B(H)baehtungen geschärften Blick gewiß 
iu Zukunft nocli öfter verraten werden. 

Wenn wirktich anßn'halb der germanisch«!! Provinz die Gemarkungs- 
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Erhalten ,i,.r Römor S.p.nfm.r /..„^.^Äs'r. ™„ dem 

Mrt, mehr als bloü tl.. oro,,s,.|, ' 7"*^^ «hlechthin Sklave 

der Provinze" begannen «t'^ l^"?,?''" '-M^ 
l-alter, die freiliel, die R^wJ^te^fLATT'"*' «'«'t- 
«'hadjgu.jg für die ungeh"ur,.„"X auf r^™ w"" ™"«-'>^liei.e E„t. 
»cMt bringen mußte. Wc-m >v e ,n .ief "^"f Statthalcer- 

«:l.afte„ n,i^ reiolilicl, l.en«»e«^S5 ' ^ St"tl>alter. 
d.e Kegel „an, konnte «„7^3^^."' ""J"'«^'«^ «a-, bis dabin 
(Nlischen Provinze,,, denen ert S° für die 

mußt«, fceiHch »«igl-br,^ Ce" .."'T.er. «t«""" 
f. r das reiche Land^ring, «nd Z Aufl ire„ i' S"«"»« 
^M-.n,n,e untereinander nnd &hnte Z '^'r^P^'' 'l" 8''"«<^''< n 
harn war damit Hal,rb„f,i„ ,W^,t . 1™ "''»"'«'iniselien Xaeh- ' 
J. Jod. dos Siegers nie 's w auf d"I f"«'"' ^'-^ 

«ehembsr beim alu>n me it u„ <>lieb wirklich, 

Grundbesitz „ .„d ni<*rl get^'^j ""Ä™ ."•''"^«^ besser. Anoh der ■ 
l'gentl.el, P;„.|„ ,,,,, ^i^'^ d,e Grundst.M.er reel,tlieb 

Jußerung daduieb gehindert waT^' f die freie Ver- 
Ijrt, «nd d,ß die Cßen u., e?,-., '^'*«^«« OOter bestanden 

Neues. Neu war nur und ^!^Tr 2' aber ,ni (:,„„d,. ,„v.|„, 
G™ndl.errn om römiSe tfe "e'''t,f„f ^.^"t"" d- galbscbe: 

In rteuorfreier. Sou^ e,,* " t" ^ 

^<>v„,z gehörig«. Trilen n^e" Rheitnr "' na""*' «»Igtochen 
^«•hon P„,,,„,,„ vermutlicr^^ 3":::^ "> den germwi- 

^ Auch die slaatbeben Reebte , ^ .'t" »»gwicutet. 
M* Selbstverwaltung bl eb lttebr R r^"* «^M«'- 

J« j««Bcl«, V«fa«,ungsfo „ beTse ,'cn iC",^^ 
»I'" «ar ein Unter^ied ™-ihe . H. Auch hier 

und den, Trc ^ irerland d«' germaruschen Grenzberirken 

-rrTa"Äer'^:rt''™ter^ f-» 

ständigen BSnriohtung gXüD 7 i '""'if"'" HerrMhrft' ,n 

-h die o:zTs^i^%^x:^ s 
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ja in der attgusU-is In n Zeit ein eigener Kultmitteipunkt in der ara 
U b i o r u m na<;li allgemeiner Annahme zuu'.dau ht war. 

Alit-r wom wirklieli pr-rmanisehe Al)ge«)rdnete n;v h Lugdurnim 
gnigun, kanu das docii wohl nur gewesen sein, solange der Bezirk 
der germanischen Heere noch sor bel|pscben Provinz gerechnet wurde — 
nicht mehr in der Zeit, von der hier die Rede ist. Nahm damals etwa 
für Untergernianien doch der Altar der Ubier wieder den Platz ein. 
den ilini einst für ein größeres Germanien die augusteische Zeit hatte 
geben wollen ? 

Wenn reichliche Steuern das Wichtigste waren, was die Provinsen 
dem Reich zu bieten hatten, so mußte das Reich auf die' Förderung 

de^ Wolilsfands der Provinzen vor allem bp<laeht .sein. Dieser Wohl- 
stand mau' für einige Teile unseres Bezirks auf dem Getreidebau beruht 
haben, di sstu (^ber^oliuß aber vermutlich dii' nahen 'IVuppenlager in 
Anspruch nahmen, für andere Teile bestand er in der blühenden Vieh- 
zucht, die fär Schweine und Schafe auch den kargeren Boden noch 
ausreichend fand, und in der Indu.^trie, die insbi sondere die Wolle 
venverfete. w ie (leren Retrich utul Krfnlj; un^ ja die Bikh-r des Denkmals 
von Igel bezeugen. Nicht weiviger aber waren es die Bodenschätze, die 
damal» wie heute an vielen Stellen unserer Provinz der Industrie 
Nahrung und Anstoß gaben. 

Während wir für jene Tuchfabrikation auf das Zeugnis der Bild- 
werke, allenfalls einer oder der anderen Inst'hrift angewiesen sind, 
können wir bei anderen lt\dustriebetrieben die Werkstätte, «o/usfunn, 
noch betreten, seilen die Arbeitdspuren noch an Ort und .Stelle und 
können die Erzeugnisse noch weithin verfolgen auf den Wegen, die 
der Handel sie führte. 

In den Basaltlavabrüchen von Niederm« ndig und Mayen hat man 
zur Römerzeit gearbeitet, wie man schon l.ilirhunderte zuvor es getan 
hatte und nm h heute tut. Mühlsteine aus dieser Lava bcgepne?i uns 
weit und breit; l>ei Straßburg ist in spätrömischer Zeit ein ganzer 
Schiffstransport solcher Steine untergegangen, der in unserer Zeit 
gehoben werden konnte. In den Tuffsteinbrüchen des Brohltals finden 
wir die roniischen Soldaten seihst bei der Arbeit. Zahlreich sind die 
U'cihungeti an Hercules Saxaiujs, den 8chutzgott dieser Arbeit. Die 
Verw cndung der Steine bei Bauten hatten ja die Bewohner des Landes 
erst von d«i Römern zu lernen, haben diese selbst hierzulande erst 
allmählich aufgenommen, anfangs nur vereinzelt mit dem Holzbau sie 
verbindend, dann mehr und mehr zum reinen »Steinbau übcrgeliciid. 
l)ab(!i war man freihch niclit auf das kostbare Material jener Stein- 
brüche angewiesen, sondern begnügte sich meist mit den gebrannten 
Ziegeln, deren Herstellung unser Rheinland damals zuerst 8i£, während 
man das Brennen der aus Ton geformten Gefäße auch hier seit geraumer 
Zeit geübt hatte. 

Durch ihre Stempel we rden die von den römischen Truppen in 
großen Betrieben, deren einer auf dem Bcxlen iniserer Provinz die 
tegulariae tr ansr hen an ae waren, hergestellten Ziegel zu 
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wichtigen Urkunden fiir die lünusiiif Hci're.sgeschirhto. Rioten jone 
Stempel für die künstlichen Bausteine, wenn uu» nic-lu der Zufall an 
ihren Fabiikationaort führt, das einzige Uraprangszeugnis, so bedarf 
da(< TUitürliche Hestein für den Kenner eines Ursprungszeugnisses meist 
nicht, und es kann vins die Herkunft nicht leicht entgelien. 

Doch nicht nur waä die Oberfläche darbot, machte der steigende 
Bedarf einer anspruchsvolleren Kultnr sich m^r und mehr dienstbar: 
auch die unterinÜschen Schät/e des Bodens, mochten sie {)is dahin 
zum Teil von den Bewohnern des Landes wenig hciiclitrt sein, ent- 
gingen dem schärferen Auge und dem verwöhnteren Bedürfnis der 
Römer nirgends; die Erze und die heilkräftigen Gewässer. 

Eisen, Blei, Kupfer wurde schon in vorrömischer Zeit in der Eifel 
gewonnen. Es ist selbstverständlich, daß die Römer überall den Betrieb 
verstärkten, und mancher Srluu-ht verrät durch Fund^tücke sein<'n 
romischen Ursprung. In einem Fall, im Saargebiet, gibt uns sogar 
eine Inschrift das Datum der Öffnung eines neuen Stollens an. Um 
Gressenich liefien die Galmeilager eine gegen Ende des zweiten Jahr- 
hundert« ansehnliche .MessinginduBtrie entstehen, deren Erzeugnisse 
uns weithin in Germanien begegnen. 

Im Bad Bertrich finden wir zweifellos römische Anlagen, und für 
die Bäder von Aachen ^"ird die Bautätigkeit rSmischer Truppen durch 
Ziegelstempel bezeugt. Die Heilquelle im Gebiet der TÜngrer, die 
Piiniu'^ rühmt, gilt ;tls die von Spa. 

Beim (bedanken an eine großartige. \ns in unsere Tage blühende 
Industrie au der Saar wird es vielleicht gar nicht befremden, wenn 
hier unter den industriellen Betrieben, auf denen der Wohlstand des 
Landes beruhte, auch die Keramik genannt wird. In der Tat hat es 
(!roßbetriehe auf dii -nn (H hiel auch zur Rörnerzeit gegeben. .Xber 
vor allem haben die Hr/euguifs.HC der Töpferkunst, mögen sie nun aus 
großen Fabriken (xler aus bescheidenen Werkstätten stammen, in der 
neueren Forschung eine Bedeutung gewonnen, die auch den Historiker 
nicht mehr aditl s an ihnen vorbeigehen läßt. 

Das Töpferliandwerk war natürlich auch am Rhein uralt. Aber 
mit dem italischen Geschirr, das die römi:>chen Legionen ins Land 
brachten, konnten sich die «nheimischoi Erzeugnisse nicht messen. 
- Vor der „Terra sigiUata" von Arezzo mochte der Topfer des lUiein- 
lands in ratloser Bewui\derung stehen — wenn er diese Feinheit nicht 
verschmähte! Aber es kamen mit den Leijinnen auch die Handwerker, 
die solches Gesclürr herzustellen verstanden, und sie brachten die 
Töpferscheibe mit und den Plan eines vollkommenen Brennofens. 
Wenn der rheinische Handwerksgenosse sich dieser Erfindungen, die 
iluti freilich schon vorlicr nicht ganz unbekannt waren, nun in steicen- 
dem Maß bediente, tf.o war ( r damit allerdings von der Befähigung zur 
Herstellung der Sigillata nocii gar weit entfernt, aber er war doch im- 
stande, sein gewohntes Geschirr sehr wesentlich zu verbessern, und 
daran ließ er es nicht fehlen. 

Schließlich ward auch die Sigillata am Rhein heimisch, von der 
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arrtinischen allerdings in Formen und Art nicht wenig versfliic<l»^n, 
doch als (.'cbraiiohsposchirr nicht nur zu ilirem Xaf'litcil. Sic war auch 
nicht der Ersatz für die italisclie \\ are «elbst, sondern erst für die 
sfidgaUische, die jene abgelöst hatte. Im Saargebiet, in Trier selbst, 
bei Sinzig imd Remagen finden wir solche Fabrik«!, deren Erzeugniese 
sich van den vornehmen Importatücken der früheren Zeit immer weiter 
entfernen. 

Hat hier das prtninziale Handwerk (h'ninu li die Feinheit der 
UFi^prüngHchen italischen Vorbilder iiiemal» erreicht, wahrsclieinlich 
oft nicht erstrebt nnd ist schlieBIich immer größerer Roheit verfaUen, 
die aber nicht dem Ungcsi hick harbarischer Hände zuiusehreiben ist, 
sondern der Brr< f Sümidu der Er/eugnisse auf immer weit<'rc Kreijs»^ 
\uid dem allgcnuintii .Nudergang des ( Jcschniacks. so sclun wir auf 
j'iiuin verwandten (icbiet, dem der (jlla-sbereitung, die rliciiusche In- 
dustrie sich neben der italischen ehrenvoll behaupten, ja ihr über- 
legen. Köln übernimmt geradezii die Führung in dieser Kunst. Xichts 
vielleicht /.eigt uns anschauliclier als die wunderbaren Gebilde der 
kÖlnisclien (Ila.sbläserei, bis zu welch anspruchsvoller Höhe die Lebens- 
lialtung selbst in dieser Urenzprovinz in langen Friedcusjahren ge- 
stiegen war, und die Entwicklung der Keramik bietet uns im kleinea 
das Bild dieser Mischkultur, in der sich einheimische Ansätze mit den 
durch die Tiömer herzugebraehten Ann gnngen ZU ^ncm eigenartigen 
Lebi'u verbinden. In diesem Handwerklichen erweisen sich jene An- 
sätze ziemlich stark, während in der höheren Kinist die römischen 
Anregungen durchaus das Übergewiclit haben, weil eben hier die An- 
sätze selbst bei den Galliem. erst recht bei den Germanen zu gering 
waren. 

So ist es im kleinen; so auch im grolJeti. Wenn man djvs Rheinlniid 
mehr romanisicrt findet als Gallieu selbst, so rrUlärt sieh das, dhnkt 
Jiuch, zum guten Teil auf solche Art; je überlegener die römi.scli^e Kultur 
der 'einheimischen war, um so rascher waren ihre Fortschritte. 

Man beruft sieli meist auf die intensivere Einwirkung des römischen 
ffr eres. Nur nüt be.^chräiiklctu Ri !it' War dieses Heer wohl über- 
haupt ein starker Trätrcr nimisrlier KuWui , da doch die Legionen sich 
nur die ersten Jahrzehnte noch aus italikern rekrutierten, und aus- 
schlieSlich« wie überhaupt seit der Reform des Marius, aus dem Pro- 
letariat, während die Hilfstruppen schon Augustus aus den unter- 
worfenen Völkern nahm ? 

Daß die Homanisi< rn!i<j des Landes zum mindesten nicht allein von 
dem römischen Heer ausguig, ersehen wir schon daraus, daß jene fort- 
schritt, wahrend dieses den umgekehrten Weg ging, zu immer »tärkerer 
Barbarisierung, 

Sollte diese Barbarisierung vielleicht in Verbindung zU bringen sein 
mit dem stcirkeren Hervortretcji des Xatioiiiileii, das man gegen F.nde 
di'S zweiten Jahrluiudcrts zu beobachten meinte 't Als der ronianisie- 
rende Einfluß des Heeres nachließ, wäre das Römische zurückgedrängt 
worden. Aber ich glaube gar nicht, daß jene zunächst bestechende 
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besteht 



Provm«en Ihre ,.pt..aration Tle^ 2 / "^^^^ uatorworfe„o„ 
ja iiimbsichtlich vor. Deshalb ill P^'i^/l g>"g -sehr behutsam 

Jahrhunderts unsere Zeugnis^ "in ^^Vf*® 

hömiBchen am Rl»ein ui,d in Ualhen L 7 des Kin- 

lieber jener Hypothese C der w ^^^^^ Aber der ür- 

Hchntt der Romanisierung Snterb^Sfr« rr^'''"'"""'' ^en Fort- 
gehoben, daß unsere Zeu^fu^eÄ •^^'^'^^^ »^^^^ 
von den höheren .Ständen star^ *f T^Tr"*? ^"^^^^^ 
das niedere Volk etwa« stärkeHS^t s!h . Chr. 
Pnnkte der roma^isierten K^te!! vom rl" ''f ^^ ^^'^ 
ur>gen aus - die HauptstämedeeXi^l J ^'"S^" ^'^ ß«°l>ach. 
Die Lojidbewc^hner und^da 'n edeJ^Ä ^^h. und Main^. 

80 «leh den alten Sitten treu S e I^.^ . Göttern, 
n.sehen Insehriften und Sü^h rin t " rf ^«i*»«*^« mit W 
d.e Romanisierun. , .am^^^te^ Oötterfiguren. Als aber 

Friedenszeit der m,Ul.!Z 2k dJ^Zn^vZ\r^^^^^^^^^ '-»^ 
•uch s,e dos Bedürf.us, ihre f ;ö erTn de^^ Volksk aseen stieg, fühlten 
Fom zu verehren, und a^gn^Z^^^^ 

der lateinisohen Sprache aud 1^^ T "^""^ ^ e rstarkten Gebrauch 
an beu-ahrten ab nur s^L^h^^^^^^ ""Tf"' Inschriftensetze^ ' 
einiieimischen Namen dL zL^nif.W Vornehmen in <Ie,n 

•uch öfter ihren Göttern Tv"f ^.f^ Volkstums, sondern ließen es 
der späteren Zeit, etwl vo« V "«'"^ '"'^ ^«*« Denkmälern 

«tatistisehenZwecÄeTnk^^^^^^^^^^ Jahrhunderte 
^J^n hilhgenveise von beS^ ' ^'"^^^^^^^ • 
HcxTes .tannnendeu DerSw tb!ioT l"«j^«"g«^ des römischen 
«der Sich die Leguanen ^tru^^^S^^^^^^ ^ ^^»^^ 2eifc. 

verständUch doch von rönuschem tl. f »-ekrutierten. selbst. 

keiti^^!::;:;:^^^^^ an d..n 

Während im ganzen Va n X " Soldaten herrühren, 

ungehörigen stemmt. \atL l i u ^"anz.gste Teil von Heeres: 

I>;^'nkmäler die Soldaten unter dlnV ^'f' j^"^'' 
-Jnvindende Minde^!^rab^ d!e iXt^ t'^^^^^^ 

.»Renaissance- in V^S^dulir^ebrtht"'' f ' •^"''''""^^^'''^ 
«e..nsteinen d. -U^el^Än ÄÄi,^^^^^^^ 
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passuum — durch die in Leugen, dem gallischen Wegmaß, das in dem 
französischen l i e u e fortlebt, ersetzt. Die gallische Leuga wird sich 
bei den nichtmiUtärischen Straßen allezeit behauptet haben — nur daß 
an diesen keine Meilensteine standen. Wenn sie nun auch auf die 
Heeresstraßen übergriff, so beweist das meines Erachtens nur, daß mit 
der scharfen Scheidung von Heer und Bevölkerung auch die Scheidung 
von Heerstraßen und anderen Verkehrswegen gefallen ist, und es ist 
kein Zufall, daß es die Regierungszeit des „Heeresverderbers" Septimius 
Severus war, in der die Neuerung aufkam. 

War die galUsche Kultur auch höher als die germanische und deshalb 
zu stärkerem Widerstand, wie wir meinen, befähigt, so mußten doch die 
Gebildeten unter den Oallirrn die Überlegenheit der römischen Kultur 
eher erkennen und sich vor ihr beugen — alle, zu denen die römische 
Sprache drang, nicht nur als das dünne Rinnsal, das die Verwaltung 
des Siegers zwangsweise übcrallliin leitete, sondern als der mächtige 
Strom, der alle Schätze römischer und auch griechischer Bildung heran- 
trug. War es anders zu anderen Zeiten ? Sind nicht auch bei uns die 
oberen Volksschichten ausländischem Einfluß stets zuerst unterlegen, 
auch wenn es nicht Schätze der Kultur waren, die er heranführte, son- 
dern nur der Plunder einer höheren Zivihsation, zuweilen auch nur 
deren Schein ? • 

Die Litcraturgescliichte bezeugt uns, wie die Gallier hineinwuchsen 
in die römische Kultur, bald keineswegs nur Empfangende, und in 
unserem fernen Winkel des Landes hat wenigstens Trier in seiner 
Spätzeit einigen Anteil an diesem Ruhm. Ausonius spricht in den 
Rieben Hexametern, die er in seinem Ordo nobiliumurbium 
der Kaiserstadt gewidmet hat, nicht von ihr als einer Stätte hoher 
Bildung ; aber in dem Moselgedioht nennt er die Trierische Beredsamkeit 
der römischen ebenbürtig, und in dem au.sfülirlichen Lobgedicht auf 
Trier und das Moselland, das er als ein Werk späterer Muße in Aussicht 
stellte, sollten auch die Trierischen ,,Quintiliani" nicht zu kurz kommen. 
Den Ausonius selbst hat nicht der literarische Ruhm der Stadt nach 
Trier geführt, sondern das ihm vom Kaiser anvertra\ite Amt der Er- 
ziehung seines Sohnes. Aus dem gleichen Ajilaß war einst Lactantius 
nacli Trier gekommen, auf den Ruf Constantins, als Erzieher des un- 
glückUehen Crispus. Beider Ruhm kam aber doch Jahrzehnte liindurcU 
der Kaiserstadt zugute. „Zu den halbbarbarischen Ufern des Rheins" 
schien sich Hieronymus verschlagen, als er nach Trier kam ; aber wenn 
er sich, damals noch rhetorischen Studien ergeben, dorthin begab, 
so muß die Stadt doch für diese Studien eine besondere Anziehungs- 
kraft gehabt haben. Wie sollte auch nicht der Glanz des kaiserlichen 
Hofes und die ..erhöhte Ortszulage", die uns ein erhaltener Erlaß des 
Gratian für Trier bezeugt, auch namhafte Vertreter des damals am 
höchsten geschätzt<;n und am höchsten bezahlten Unterrichtsfaches 
angelockt haben? Ihre Namen sind verschollen; doch vielleicht be- 
sitzen wir von zweien von ihnen noch Werke in zwei auf Maximian in 
den Jahren 289 und 291, offenbar in Trier, gehalt<>nen Reden. Aber 
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auch die Zelebrität von Augustodunum, Eumenius, gab damals Gast- 
rollen in Trier, von denen uns in mehreren „Panegyrici" Zuuguiiise über- 
liefert eind, in denen die Sorge tarn Auadmck kommt, daß <fie über 
Trier leuchtende Sonne der kaiserficben Gnade Augustodunum allzusehr 
im Schatten möchte verschwinden lassen. Augustodunum nennt 
Eumenius seine V^aterstadt und hat, als GaUicr, seinen Auteil an dem 
faoete loqui („esprit"), das schon der alte Cato als die eine 
Haupteigenschaft der GaUier bezeichnete; aber er war auch mit grie» 
chischer Berrdsanikeit erblich belastet, da sein Großvater, aus Athen 
stammend, als I-tlietor in Rom tiitig und als solclier schließlich in die 
Aeduerstadt gelangt und dort heimiscli geworden war. Sehen wir hier 
einmdl den Orieohen zam Gallier werdm oder doch den Enkel eine» 
Griechen sich als Gallier fohlen, so werden sehr viel öfter GaUier zu 
F?nmem, tu Griechen geworden sein, ohne darum ihre *»allischc P^iccüart 
ganz aufzugeben. Jenes wie dieses aber waren doch nur Angehörige 
der „oberen Zehntausend" und vorwiegend die Bewohner der Städte. 

Die große IMEasse, das Landvolk ssumal, hielt fest an Sprache und 
Sitte der Väter. Wenn der heilige Hieronymus sr lb?t in Trier noch die 
keltische Sprache vernahm, so wird sie auf dtin Land erst recht sich 
erhalten haben, und im Bereich der germani.schen äpraclie wird es kaum 
anden gewesen sein'. 

Wie die Sprache, so auch der Kult. Gab man dem Kaiser — nicht 
was ihm gebülirte, sondern was er begehrte, räumte man auch den Göt- 
tern des Kapitols in den Städten ihren Platz ein, das V^ertrauen der 
Menge, des Landvolkes zumal, gehörte doch nach wie vor den ein- 
heimischen Gottheiten — in unserem Gebiet vor allem dem Dreiverein 
der Matronen. 

Wie die Kultbauten bei Wahrun'/ ihi es eigenartigen quadratisf hen 
Grundriases den Säulenumgang der römisf luniTempel vielfach annahmen, 
80 heßen sich die einlieimischcn Götter meist die Gestalt der mehr oder 
weniger verwandt scheinenden griechisch-römischen GÖtt^ gefallen 
utvd verrieten ihre Abkunft höchstens durch Attribute, wodurch dann 
ihr Kultus auch dem römiseh<Mi Soldaten um so annclimbarer wurde, 
und seine Fortdauer um so weniger Anstoß erregen konnte. 

Noch im vierten Jahrhundert sehen wir im Tempelbezirk der Ma- 
tronaeVacallinehae bei Pesch (Kr.Euskirohen) den alten Kult lebendig, 
und nicht sein innerer Verfall, sondern von außen kommende pcwaltsamo 
ZcrstörungdesHeiligtums ließ ihn im fünftenJalirhnndcrt cinEndc finden. 
Auch dem aufkommenden Christentum hatte er standgehalten. Frei lieh 
hatten von diesem die ländlichen Kulte ja offenbar weniger zu be- 
fürchten als von dem mit jenem damals in scharfem Wettbewerb stehen- 
den Mithraskultus. Denn während dieser auch auf dem Land Ver- 
breitung suchte und fand, blieb das Christentum in den ersten Jahr- 
hunderten vorwiegend auf die Städte beschränkt, in denen ihm die 
jüdische Diaspora zustatten kam, und die Mission, die seine Ausbreitung, 
anders als beim Mithraskult, vornehmlich bewirkte, einen fruchtbareren 
Boden fand. 
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In Köln ist uns für den Anfang des vierten .lahrlnuulcrts — frühor 
als in irgendeiner aiidt ren rhcinischtMi Stadt — »'in Bistum bezeugt. 
Aber wenn wir dt*u ireuaus von Lyon boren, so hätU' es schon gegen 
Ende des sweit«n Jahrhunderte mehrere Bischofskitohen in beiden Ger^ 
manien gegeben. \'<>n diesen „Kirchen" darf man sich indeesen Drohl 
nur eine recht bescheidene V(>rst<»Ilung machen — wenig.stens wenn 
man sieh .selbst in K'ö\n noch tun die Mitte des 4. Jahrhunderts mit 
einem einfachen „Bet^aal" begnügt haben sollte. Einen solchen nämlich 
erkennt man in dem conventiculum ritus ehristiani. 
in das, nach der Erzählung Ammians. der fränkische Usurpator Sil- 
vanus sieh flüchten wollte, als er im Kaiserpalast von seinen Verfolgern 
bedrängt wurde (355 n. Chr.). .Aber mit Recht ist freilieh gesagt wor- 
den, daß dieses e O n V e n t i c U 1 u m doel» niellt die eii\7.iire Stillte des 
christlichen Gottesdienstes in der Stadt g»-wesen zu sein braucht, und 
eine etwas verwegene Vermutung hat dann sogar in ihm das beröhmte 
Philosophenmo.saik unt«'rbringen wollen und so aus dem bescheidenen 
,,Bet.saar' ein Zeugnis für den Wohlstand und di«' giieehisehe Hildnng 
der chr'stliehen (Jenieinde. nun trar schon im 3. Jahrhundert, dem das 
Mosaik zugeschrieben werden darf, gemacht. Mag man nun auch vor 
diesw Vermutung zurfickschrecken» so ist doch die Annähme enger 
Beziehung^ zwischen dem frühen rheinischen Christentum und dem 
Griechentum nicht abzuweisen, und die materielle La^ der Christen 
in Köln uns nicht gar zu dürftig vorznstelhM). mahnen uns schon die 
kostbaren, nach ihren Darstellungen zweifellos für Christen bestinnnten 
Goldgläser kölnischer Herkunft. Berechtigt ist al>er auch die Be- 
mühung, der dürftigen und nicht ganz einhelligen literarischen Über" 
lieferung über das früheste Cliristoitum am Rhein durch das Zeugnis 
der Denkmäler zu Hilfe zu kommen. Xieht leicht jedoeli wird sich 
ein einwandfreies Zeugnis finden, das vms über die constantiiiische Zeit 
iunaus und an die des Irenaus hinan führte. 

1>em Bischof von Köhl, der uns, wie gesagt, ab erster genannt wird, 
tritt im Verlauf des 4. Jahrhunth rts der von Trier an die Seite, urid 
Zahl und Alter der erhaltenen Inschriften bezeugen der Christe.i- 
gemeinde von Trier vor der kölnischen einen Vorrang. d<"n sie vermut- 
lich gewonnen hat in dem lialben Jahrhundert, das Trier länger als 
KSln eine römische Stadt blieb. Aus früher Zeit stammt der Sarg 
des hl. Paulinus in Trier (f 358 n. Chr., Beisetzung dO Jahre später), 
der seinesgleichen nirgends hat ; aber auch er ist von dem Zeugnis des 
Irenäus noch durch mehr als ein volles Jahrhundert getrennt. Alter sind 
die Fundein der Arena von Metz, zweifellos die Reste di s Bethauses des 
hl. Clemens» nicht so alt freilich als dessen Legende will, immer noch 
constantinischer Zeit angehörig. Wo sonst etwa Reste von Bauten 
die Zuweisung zu altchristlichen Kultbauten nahelegen, da wird eine 
ander»' Datierung schwerlich jen\als mögli( li. meist aucli die Deutung 
nicht sielur sein. Auch bei Fundstücken ans (Jräbern, deren Zeitbe- 
stimmung elier gesichert wearden mag, bleibt die Zeugniskraft zuweilen 
unsicher, weil die scheinbar christUchen Symbole auch eine andere 
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Deuiuug zulaäMca. Andererseite aber und uiarj aucli au.s dem Fehlen 
beweiskräftiger Denkmäler einen Schluß nur ungern ziehen, wenn nicht 

•die sonstige Fülle der Fuiulf den Zufall fast aiLszu.S( hli«>ß«*n scheint. 

So hat man darauf \\ » rt i^t lftit, daß weder in Htxldernheim noch 
auf der Saalburg Chiihtlielies sich nachweisen lasäe, und hat auch da« 
«päte Hervortreten von Mainz, das doch nachher an die erste Stelle 
rücken sollte, auf div Vorherrschaft des Heeres zurückführen wollen, 
nnt dessen offi/it-IK in Kaiserkult das Christentum in der Tat am 
«chvtTstcn vcrtitiKar war. 

Es wiire von nicht geringer Bedeutung, weiui sich nacliwciseu ließe, 
daß auf den Bildschmuck des Grabmals von Igel, das ja der Zeit des 
Irenaus sc hon ziemlich nahesteht, christliche Vorstellungen eingewirkt 
halu-n. Daß si»* im Ccu and £;rie< Iiischer Safren f-rscheinen würden, 
wäre kein (Jegenjirund, und der breite Kaum, den hier der sonstigen 
Oraberkunst nicht geläufige Sagen einnehmen, deren sinnvoller, christ* 
lieh anmutender Deutung man sich kaum entziehen kann, scheint 
eine besondere Erklärung zu fordern. Aber man darf m'oht vergeewcn, 
daß manchen der christlichen Vorstcllunfitn die mithreisch<'n nalie ver- 
wandt waren, zumal man durch die eine der gedachten Danstellungen 
«ich wirklich an Denkmäler des Mithraskults hat erinnern lassen. 

Ich breche ab. Biese Skizze würde unvollkommen bleiben, auch 
weini ieh unsere ( >ii'-Uen iTsi höpfen könnte und wollte. Blicken wir auf 
diese, so >iud wir zuweilen erstaunt über die Fülle anschaulieher Einzel- 
züge. Bücken wir aber auf die Aufgabe, auf alle Fragen, die sie um* 
Stellen heißt, so sind wir wiederum erstaunt, wie dürftig sie sind. Manche 
Lücke .suchen wir durch Rückschlüsse auszufüllen. Diesen gefahrvollen 
Wei; 7A\ beschreiten, will ic h lieber den kinidigeren Verfassern der fol- 
genden Abschnitte uberlasacn. Aber die Betrachtung des Zeitraumes, 
der mir noch zufallt, mag doch noch etwas dazu tun, den Weg zu ebnen. 

DriHes Kapitel.. 

Keiio Kämpfe mit den OOTiuanen. — Da.s Kelch des Pustumus. Tneit 
als Besidenz. — Germancneinfalle und Bagaudenkrieg. — Die neue Heeres- 
•orjianisation. — Befe.^tiguni: der StAdt«. — ■ Alemannen und Franken. — 

Verluiltiii'> <\rv Cliatlen ZU den Franken. Kulturzuslan«) di r < ieriiiam-n, - 
Zerstörung im Kheinland. — Die Landnahme der Franken. — Ahertum 

und Mittelalter. 

I>er Friede der hundertfünfzig Jahre, die wir sozusagen übersprun- 
gen haben, war kein ungestörter. Davon weiß uns der limee zu er- 
zähl. n. und innerhalb unserer Provinz ist uns dafür &il Zeugnis die 
Errichtung des Kasteüs von Xieder})iebcr. durdi da.s man gegen Ende 
des zweiten Jahrhunderts die nördlichste Strecke de»s Limes verstärkt hat. 
Aber von den Kämpfen ist da» (iebiet unserer Provinz kaum, ist ins- 
besondere das linksrhönische Land nicht betroffen worden. Erst gut 
zwi'i Menschenalter spater gibt uns eben jenes Kastell mit seiner durch 
Münzfunde sehr genau datierten Zerstörung die Zeitbestimmung für 
den Beginn einer neuen, anders gearteten Periode. 
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Hier muß die Erzähluiig der Ereignisse wieder einsetzen, und von 
fajit zwei Jahrhunderten H|« iht ihr noeh zu beriehten. Aber es kann in 
Kürze geschehen — auch da, wo uiiaere Quellen uns allcnfaUj>> zu einer 
ausItthiUcheren DarateUimg in den Stand setsen würden. Handelt es 
Bich doch um Mne Folge mcAir oder wenigw {^«ohartigw Begebenheit^ : 
Vorstöße der Germanen übor den Rhein, Gegenstöße der Römer, stärker 
oder sehwächer, je nach den Personen, denen jeweils der Sclmt/ der 
Rheingrenze anvertraut ist. Aber je sehwerer die Aufgabe im Laufeder 
Zeit wird, um so größer wird die Bedeutung unseres Grenzlandes für 
das Ganze des Reiches, die schließlich die dauernde Anwesenheit des 
Herrschers, eines der Herrselier in der Zeit der Teilung der Kaiserwürde, 
zu fordern scheint und damit den (Jlanz einer kaiserhchen Residenz 
über unser Trier ausbreitet und von dort weitliin aufstrahlen läßt. 
Durch die erhaltenen Zeugen dieses Glanzes könnten wir das früher urn- 
« rissene Bild der Moeelstadt noch ergänzen. Aber während es sich hier 
doch nur um eine Steigerung des schon Belcannten handelt, tritt mit 
den wiederholten Einfällen der Oermanen und den damit vrrl>undenen 
Störungen und Zerf^tömngen. mehr noch mit ihrem zuneliitirndcn Rin- 
dringen, erst als Gefangene, dann als Eroberer, ein Xeues lunzu, das 
verweilende Betrachtung fordert, die es uns ermöglichen muß, die vom 
Altertum /um Mittelalter über eine willkürlich gesogmie Grenze hin- 
führenden Fäden aufzuspüren. 

Eine furchtbare Krisis hatte das Reieh um die Miftc des dritten 
Jahrhunderts zu überstehen. An der Donavi \ind am ILuphrat lauerte 
Itogst die Hauptgefahr. Zwei Drittel aller Legionen waren an diesen 
beiden Grenzen aufgereiht und konnten doch ihrer Aufgabe nur genügen, 
wenn sie sich weehsehveisc /ii Hilft- kniumen konnten . Wenn aber pleich- 
zeitig hier und dort ein Angriff erfolgte, dann muUte der Damra brechen, 
und war er erst durchbrochen, dann konnte die Flut sich gleich weithin 
ins Land ergießen, und es mußte sich- rächen, daß das im Verhältnis 
XU der Ausdehnung des Reiches Beiir kleine Heer fast ganz an den 
Crenzen aufgezocjcn war, und eine bewcgliehe Feldarmee fehlte. Dieser 
Fall nun trat dan\als ein: Der Kaiser Deeius fiel im Kampf ge^Mn die 
Gothen (251), und wenige Jahre später geriet der Kaiser Valerian 
(263 — 260) unterliegend in die Gefangenschaft der Partiler. Kein 
Wunder, daß damals auch «Ue Feinde jenseits des Rhwna und des Limes 
sich zu neuen Angriffen ermutigt fühlten. Die Erinnerung an die Erfolge 
Maximins war in zwei Jahrzciniten allmählich verblaßt. Alemannen — 
seit vierzig Jahren ein gefürchteter \ame — und Franken — unter 
diesem Namen jetat zuerst auftretend — durchbrachen die Grenswehr, 
jene stießen bis nach Italien vor. diese durchzogen Gallien und ge- 
langten bis nach Spanien, ohne daß Gallien deshalb von ihren Scharen 
befreit gewesen wäre. Zahlreiche vercrabene Münzschätze bezeugen 
die Furciit der Bewohner zu jener Zeit auch in unserem Gebiet. 

J>em Sohn des Valerian, den dieser als Mitr^geiiten zuräokließ, als 
er selbst in den Orient zog, dem Oallienus (253 — 268), stände erprobte 
Genwale «ur Seite. Einer von diesen, Poetnmus, war es dann, dem 
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(iftllienup seinen iSohn und den Seliutider Kheingrenze anvertraute, als 
die Gefährdung der Donaugrenze ihn abrief. Aber dieser Pofttunius 
sollte ihm zum Nebmbuhler werden und Ihm einen großen Teil des 
Reiches, das ihm nacli der Gefangennahme dos Vaters als alleinigem 
Aufjustus zufiel, auf die Dauer entreißen Xaeh einem Zwist mit dem 
jugendlichen Prinzen von den Soldaten zum Augustus ausgerufen, 
belaferte er Köhl, brachte den Prinzen in seine Gewalt und ließ ihn töten. 
Selbst vielleicht aus Gallien stammend, ■'^ali er .sich alsbald in ganz 
Gallien anerkannt, und als Britannien und Spanien sich anschlössen, 
war er der Herr des ganzen Westens (267). Nicht ein gallisches Xational- 
reich suUte es sein, das er beherrsclite, vielmehr legte er Wert auf alle 
Fofmen des allgemeinen römischen Kaisertums. Aber er schien sich 
doch, einstweilen wenigi^tens, mit dem Reich des Westens begnügen zu 
wollen. Er war es wohl, der Trier zuerst zur Residenz machte womit 
für die Stadt die Zeit des gröliten tilanzes anhub. Aber die.se Zeit des 
Glanzes sollte zugleich eine Zeit der Sorge und Not werden. Denn von 
nun an blieb die Germanengefahr nah und brach so oft wirklich herein, 
daß vnr uns fast wundem müssen über die Reste der Kaiserpracht, die 
uns noch heute vor Augen stehen. 

Zwar hat Postumus selbst die Barbaren vom galUscheu Boden ver- 
trieben und ferngehalten, ja, er hat auf dem rechten Rheinuf^ Kastelle 
errichtet und Heß, dicsw Rheingrenze sich sicher fühlend, auf Münzen 
den Fhifi als ..Rettung d^ Provinzen", sich seibat als „Hersteller 
Galliens'" bezeichnen. 

Aber kaum hatte AureUan dem Sonderkaisertum des Westens, 
sechs Jahre nach dem Tode dea Postumus, ein Ende gemacht, da ging 
einer der furchtbarsten Barharenstürmc über Gallien hin und recht- 
.fertigte rK'uht rä Jülich den Glauben, der bei der Aufrichtung der Herr- 
schaft des Postunuis nntgewirkt hatte, daß Galhens Schutz bei einem 
gallischen Kaiser besser aufgehoben sei als bei dem Beherrscher des 
ganzen Riesenr^ohes. Sechzig oder siebzig Städte soUen damals der 
Zerstörung verfallen geii\, und es Ist sehr fraglich, ob zu den wenigen, 
die der Schutz ihrer .Mauern rettete, unser Trier Erehört hat. 

Um die gleiche Zeit ward Gallicu von dem furchtbaren sogenamiten 
„Bagaudenlui^** hdmgesucht. In dem sich Bauern und Hirten aus 
bedrängter Lage zu befreien suchten, und der nach der Unterdrudcung 
durch Diocletians Mitkaiser Maximian doch in dem Unwesen von 
Räuberbanden lange fortlebte und in unruhigen Zeiten noch oft wieder 
aufflammte, offenen Städten eine dauernde Gefahr und auch für die 
b^estigten zuweilen dne Bedrohung oder doch Belästigung. 

Aber es blieb nun nicht mehr den Städten überla.<^scn, sich der von 
nnßf'ii eirulriiigenden fsder sieh im Innern erhebenden Feinde eine jede 
für sicli zu erweliieii. Es fällt in diese Zeit, auf Diocletians f2S4 — 305) 
Einsicht vermutlich zurückgehend, aber schwerlich von ihm .sclion durch- 
geführt, zum Teil auch ausdrficklich dem Ckmatantin zugeeohrieben, 
die grundsätzb'che Umgestaltung des rötni sehen Heeres, durch die neben 
der Grenzbeeatzung ein Feldheer geschaffen wurde, daa zur Verfügung 
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de» Kaisers oder seiner Beauftragten stets bereitstand und an ge- 
f&hrdeten Stellen eingesetzt werden konnte, ohne daß andere Stellen 
der (M-enze deshalb vom Seinitz eiitbh'lßt wurden, das (lern Ff iTid, 
wtMm t ! dennoeh die (Jrenzlinie (iurelihrach. im Innern der l'ruvinz 
Halt gebieten, aber auch, ins Feindesland vorstoßend, solchen Einfällen 
vorbeugen oder sie rächen konnte. Doch es war za spät. Wir hören 
wohl noeh von mancher kräftigen Abwehr, von maneh«Mn erfolgreichen 
Vorstoß auch ins überrheiniseli«" flt bict. Ab< r die umgekehrten V^or- 
stöße sind noch häufiger und führen tUK h wie vor die (Jermanen tief 
hinein ins galUst-he Land. Wir hören, daß der Kaiser .Maximian am 
Neujahrstag 287 in Trier, von heranziehenden Alemannenscharen auf- 
gescheucht, das Festgewand eiligst mit dem Kriegskleid vertauschen 
mußte, aber niu h. daß noeh Constantius bei Langres überrascht und in 
äußerste ( Jcfahr gebracht wurde, daß dann .TuUan Autuii voti der Be- 
lagerung durch die Alemannen befreien mußte, al» alle Rheinfestungen 
bis auf Remagen und Kdfai, schließlich aber auch dieses selbst, erobert 
waren, und ein Jahrhundert später weiß Salvianus von nicht weniger 
als vi< r Pliinderuntren Triers x.u lieriehten. 

Audi die tatkräftigsten, dt-r Kaiser scheinen auf die Festigkeit der 
Grenzbauten nicht geringeren Wert zu legen als auf die Schlagfertigkeit 
des Heeres. Aber auch die festesten Mauern sind jetzt kein sicherer 
Schutz mehr, nicht für die einzelne Stadt, viel weniger für das Land, 
das zwischen den rJrenzfestungen immer noch Einbruchstellen trenutr 
bietet, wenn eimnal der Stimn an sich eine Schranke nicht mehr ist. 
Die Germauen beweieen jetzt eine ganz andere Angriffslust und An- 
griffskraft als früher. Es sind große Völkerverbände, nicht einzelne 
Stämme, die herandrängen oder herangedrängt werden vnn dahinter- 
8t<'heiulcn V()lkermftssen, di<> Alemannen im Süden, die l<'raiikcn im 
Norden. .lene werden ziuTst in der Zeit Caracalhus, diese etwiis später 
genannt, und von da an begegnen uns eigentlich nur noch diese beiden 
Namen. Es ist gewiß» daß hinter ihnen sich Einzelnamen verbogen, 
die uns aus früherer Zeit bricannt sind, und wenigstens bei den Franken 
tauchen diese Einzelnnmen ja auch zuweilen neben dem Gesamtnamen 
noch auf. Mit den Franken haben wir es auf unserem Gebiet vor- 
nehmUch zu tun. 

Daß unter den Franken die Brukterer eine Hauptrolle gespielt haben, 
alte Gegner der RönuT, ist gewiß; neben ihnen werden die Chamaven 
genannt, die Chattuarier. Tenkterer. l'sipeter. Amsivarier u. n. Fraglieh 
aber ist und doch vor andi n in wichtig wäre die Ztigeliöritikcit d» r 
Chatten. Ein merkwürdiges l*roblem! Diebes Volk, da^s im ersten 
Jahrhundert, zumal in der nachaugusteischen Zeit, an erster Stelle stand 
und auch im zweiten Jahrhundert noeh mehrfach genani\t wird, ver- 
schwindet fast ganz ii\ df-mselbcn Augenblick, in dmi dn Fraiiken- 
name auftaucht, und drei .Jahrhunderlt sjiäter finden wir die H< ssen. 
die zweifellos die Nachkommen der Chatten und auch dem Xamen nacli 
mit ihnen identisch sind, mit den Franken verbunden. Sollte 
sich da nicht das Verschwinden der Chatten dadurch erklären. 
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daU sie im dritten Jahrhundert schon in dem Bund der Franken 
aufgingen? 

Wir wollen uns daa paradoxe Wort nicht aneignen, daß das Waiuv 

SU lu'inUche selten walir ist; aber daß es zuweilen nicht wahr ist, muß 
man zugeben, und hier scheint ein solcher Fall zu sein. It h fü«xe mich 
einer Beweisführung, wonach die Erben des Namens und des Landes 
der Chatten sieh erst in der Zeit Oilodwigs mit den Franken verbunden 
h;iben, das Zurücktreten aV»er der Chatten seit dem diitten Jaliihundert 
seine Erklännit; fiiu1( f in der l\it\enii\m£! des Volkes durch dir datnaU 
Hjcli bildenden \'ölkert)unde. von denen der der Sachsen die Chatten im 
Norden und Osten so sehr bedrängte, daß sie sich weniger nach Westtm 
und Süden regen konnten und deshalb dort aus dem Ucht der römischen 
Überlieferung in den Schatten gerieten. 

Wenn die Chatten an den Zügen der Franken nicht beteiÜgt waren, 
ist CS um so wahrscheinlicher, daß diese den Rhein meist im nördlichen 
Teil unserer Provinz fibersohrttten. Der Reichtum Kölns und seiner 
Cmgebung mußte auf beutelustige Scharen stete die stärkste Anziehungs- 
kr.nft aiisühen. Aber die Stadt war aucli wieder ein Hauptstüt/.jinnkt 
der Abwelir und, neben der »Stätte des augusteischen Lapers von W'tera, 
die in dieser Spätzeit nach der dreißigsten Legion, die liier so lange 
stand, als Garnison der Colonia Traiuia, den Xamen Tricesima führte, 
Haii[)tausgang,spunkt der Vorstöße ins Fraukengebiet. Hier erbaute 
deshalb Constantin eine steinerne Brücke und legte zu deren Schutz 
das Kastell Deutz auf dem rechten l'fer an. 

Von allen diesen Zügen und Gegenzügen ausführlicher zu sprechen, 
MTürde uns schon die Dürftigk^t der Überlieferung verbieten, abgesehen 
etwa von dem Zeitraum, den die erlialtenen Bücher des Ammianus 
Marcellinus umspannen Fr<f recht verbietet es der hier verfiiuhare 
Kaum. Aber e.s ist auch durchaus nicht nötig. Viel wichtiger als diese 
Ereignisse ist uns der Zustand, in dem sich daa Land am Ende unserer 
Periode befunden hat, etwa zur Zeit der Vertrage mit den Rheinfranken, 
um das Jahr 40O n. Our., sind uns der Kulturzastand der Eroberer und 
ihre Absichten. 

Die Plünderungszüge — Eroberungszüge kann man erat ganz zuletzt 
sagen — scheinen sich su dr&ngen. Aber man darf doch nicht vergessen, 
daß es sich um Jahrhunderte handelt: aus der Vogelperspektive der 
(lepenwart ereschen, rücken die Kreignisse näher ancnnander. Es scheint 
auscest ldo>s< ti. daß germanische Völker, die durcii vier Jahrhunderte 
in feindlichen, aber doch auch in friedlichen Beziehungen zu den Römern 
standen, am Ende dieses Zeitraumes noch Halbwilde gewesen sind, 
die auf nichts als Zerstörunt; ausgingen. Man bedenke, daß docli schon 
Caesar die Ubier durch den Verkehr mit den höherstehenden Nachbarn 
in ihrer Kultur gehoben fand. Man bedenke ferner, daß schon in 
augusteischer Zeit ein Teil «udi der afaaeita wohnenden Germanen die 
höhere Kultur Roms zu schätzen wufite und eben deshalb den An- 
schluß an Rom suchte — zur Ehre des Segestes und der Seinen dürfen 
wir das amielunen, von des Armiuius Bruder dürfen wir es glauben. 
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Sollte selbst Arminius clio Eindrücke der im rdmischen Dtenei verbrach- 
ten Jahre vollständig abgeschüttelt haben, daß aus dem römischen 

..Ritter" ein Halbwilder geworden wäre — wieder geworden w<ärc, 
wenn »r es jemals ^ewe.^en wäre! Wer den V'erlust ermaß, den die 
römische Herrschaft den (.iernuuieu gebracht hätte, und Ilm um keinen 
Prns ertragen wollte, der brauchte darum doch nicht bUnd zu sein 
gegen den (^ewinn. Als Rom sich auf die Rheingrenze znrückst^, da 
geriet der Zustrom rönn'schor Kultur ins Stocken; aber er versiegte 
niemals ganz; Romisehe Kaufleute überschritten den Rhein und später 
den Limes in nicht geringer Zahl. Einige wurden erschlagen — wir 
hdren es — , aber andere folgten ihnen nach, und wenn ihr Sinn auch 
mehr auf Holen als auf Bringoi gestellt war, so brachten sie doch un- 
willkürlir h dns Gleiche, was nach dem Zeugni>« Caesars einst den in)ieni 
die Kiuifleute gebracht hatten. Es waren freilieh nur Splitter dei 
materiellen Kultur, und gewiß nicht die wertvollsten; aber sie 
lenkten doch die Blicke immer wieder herüber und weckten die Neu- 
gierde und Begehrlichkeit für Wertvolleres. Diese Händler, die für 
Tacitus und nach Tacitus so manche, freilich nicht immer zuverlässige 
Kunde aus dem freien Germanien ivaeh Rom braclstcii . werden aüch 
dort mit verlockenden Xiuhrichten über den (Jlauz der Weltstadt 
nicht gespart haben. Aber die Germanen waren auf diese Quelle der 
Kenntnis durchaus nicht angewiesen. Als die CSiwutker sich den 
Sohn des Flavus vom Kmih r als König erbaten, den einzigen Sprossen 
aus dem Ha\is des Arniinins, da kam mit ihm gewiß ein nicht geringer 
Zufluß römischer Kultur, niul ähidich war es, als der Legat von Nieder- 
germanien, Vestricius Spurimia, ein halbes Jahrhundert später den 
Bnikterem einen römisch gesinnten Kdnig gab. AHerdings riefen diese 
Bchütdingc Roms im eigenen Volk oder auch bei den Xachbarvölkem 
einen starken Widerstand wach und bedeuteten deshalb niclit weniger 
eine Stärkungdes Xationalitätsgefühls als eine Stärknnir des römischen Ein- 
flusses. Aber der Kampf gegen den römischen Einfluß brauchte nicht 
dttrohaufl dn Kampf gegen die höhere Kultur zu sein, eine Aufforderung 
zum Beharren im Barbarenzustand. Ja, die Einsichtigen mußtm 
erkennen, daß manche ^Mittel der Kultur, zum minde sten deren Kermtnii?, 
auch wirksame Kampfinitt<'l waren. Wenn nur diese paar Thron- 
anwärter mit ilirem Anhang der römischen 'Kultur verfallen ge\vr.sen 
wären, so hätte das viellei^t nicht viel zu bedeuten gehabt. Aber 
zshllose Germanm lernten im Lauf der Jahrhunderte im römischen 
Dienst, wie einst Arminius, die römische Ivultur aus der Nähe kennen, 
nicht wejiige, w ie einst Flavus, sie schätzen. 

Ich deiüie da weniger au die Germanen, die uns schon m Caesars 
Heer, in QaJlien wie später im Büigfsrkrieg, begegnen, die dann die 
Kohorten und Reiterschwadronen des Grenzheeres füllten, schließlich 
auch in die Legionen eindrangen. Es war, wie schon gesagt, nur eine 
sehr verdümite oder vielmehr n rtrrdberte römische Kultur, mit der sie 
da in Berührung kamen. Ich denke da melir an die anderen, die als 
Leibwächter in früher und später Zeit in die unmittelbare Umgebung 
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der Kaiser gelangten, an die sodann, die dem Korp» der Garderett<»'an> 

gehört«n. 

Wer möchte sich CSvilb als einen Halbwilden denken — mochten 

auch die Bataver unter den Germanen des Reicliee die „wildesten" 
sein? Zwischen ihnen und den beiiaclibarten Stämmen des freien 
(Jermaniens \\ irrl aucli kein srhr wesentlicher Unterschied gewesen 
sein — von Haus aus ge.wiii nicht. 

Aber sehen wir von der älteren Zeit überhaupt ab und richten wir 
unseren ßhck hauptsächh^h auf die Völker des freien Germaniens, 
die sich zu den Bünden der Alemannen und Franken zri«animenschlossen, 
ao waren auch diese im Laufeder Jahrhunderte mit der römischen Kultur 
in SO vielfältige Berührung gekommen, daß sie Halbwilde gevnß nicht 
mehr sein konnten. Wie wire es auch sonst denkbar, daO Ooastantin 
diesen Barbaren „die offizielle Anerkennung absoluter Gleichberechti- 
gung in menschlicher und staathclier Beziehnna" trcccbcn hätte, indem 
er „sie an seinen Hof zog, sie mit Ehren überliauftc> mid ihnen den Zugang 
zu allen Ämtern und Würden, militärischen wie politischen, erSfCnet^* ! 
Mögen immerhin die sp&rliohen Zeugnisse, die von freien Germanen in 
höheren Offiziersstellen aus vorconstantinischer Zeit herichten, später 
erfunclen sein: im vierten Jahrhundert wininu-h es von (iermanen im 
römischen Heer, bis in die höchsten Stellen hinauf; schon unter Juhan 
soll bereits die Hälfte, wenn nicht mehr, aller höheren OffizierBStellen 
mit Oermanen besetzt gewesen sein. Von den vielen nenne ich nur 
Arbogast und Stihcho. Das waren nun freiUch hervorragende Männer, 
die sich durchweg in starkem Gegensatz zu ihren freien Starames- 
genossen befanden und diesen zum Teil erbittertere Feinde waren als 
die Römer selbst. Aber ohne Beweiskraft sind sie darum doch nicht — 
sollten sie auch nur die Bildungsfähigkeit ihres Stammes be- 
weisen. 

Beweisen indessen nicht die Ereigmsse selbst dxe barbarische Wildheit 
dieser Germanen f Hören wir nicht allzuviel von Zerstörung und 
\'er\vüstung ? War die Zerstörung nicht doch so gründlich, daß sie nur 
durch blinde Zerstörungswut erklärt wei-dcn kann? 

Ks ist wahr: in Köln liat sicli aulier einigen Teilen der Befestigung 
kein iiautt erk über der Erde eriialton. Aber wir wissen es auch, daß 
auf allen Statten des Altertums nichts zerstörender gewirkt hat als — 
das Leben. Vieles, sehr vieles wird an( h in Köln nicht zwecklos zerstört 
worden sein, sondern den Bauten des Mittelalters willkommenen Bau- 
stoff geboten haben. V^on Mainz, von Straßburg, von Augsb\Hg gilt das 
Gleiche. Trier macht eine Ausnahme, und doch hören wir gerade in 
Trier von mindestens vier Zerstörung^, von denen drei in die Zeitdfs 
höchsten Glanzes fallen werden. Biese Zeit mag Bauten hervorgebra- ht 
haben, deren gewaltige Abmessungen völlig«' Z<'rstörung schwer ma< hten 
— denn man muß bedenken, daß absichthche, dann doch immer 
schnelle Zeastöning eines großen Bauwerics diurdiAus keine leichte 
Sache ist, zumal für «ne Zeit, die keine Sprengmittel hatte! — , dennoch 
möchte Ich glauben, daß diese Trierer Bauten nicht deshalb erhalten 
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sind, weil sio der Zcrslörungswut der Barbaren Trotz boten, aondcro 
dcslialb, weil das Trier des Mittelalters und der Xeuzoit, gefieji Köln 
und ^fainz an Lelieii weit zurüeksteheiid, fb'^ Baustoffs, den die römi- 
schen Ruinen boten, minder bedürftig war und davon doch verhältnis- 
vißAi$ mehr hatte als irgendeine andere Stadt. 

Vielleicht scheinen manchem die Trümmer der (Grabdenkmäler 
aus Neumagen besonders gewichtige Zeugen für die Barbarei der (Jer- 
manen. Aber iste:? nieht weit walirsrheinliclier, daß diese Grabbautcn 
vor den Mauern der Hauptstadt — derm daher stammen sie gewiß — 
▼on den Bewohnern selbst zur Zeit der Germanenangriffe niedergelegt 
worden sind, weil sie dem nahenden Feind Deckung Ix^ten? 

Oewiß fällt manehe Zerstörnng den Franken und Alemannen zur 
Last, ohne in „Kriegsnotwendigkeiten" ihre Entwhuldigvmg zu findtMi. 
Aber es bedürfte wahrhaftig nicht der Erfahrung dieser letzten Jabre, 
am dem Belastungsseugnis ihrer Feinde zu mißtrauen. 

Die Frage nach dem Grad des Barbarentums der Germanen dieser 
Spätzeit ist nicht etwa, sozusaiien, eine ethiseiie, bei der der Wun^eli, 
unsere Vorfahren von solchem Makel frei zu sehen, zu Wort käme. 
Wir wissen, daß alle Völker sich aua dem Zustand einer gewissen Bar- 
barei, vielleicht dürfen wir sagen: der gleichen Barbarei, haben empor- 
arbeiten müssen, imd es wäre keine Sehande. wenn die Germanen 
zur Zeit des letzten römischen Kaisers er.'^t auf der Stufr der Kultur ge- 
"standen hätten, auf der die Kelten etwa zur Zeit der Einnahme Horns 
duroh Brennus gestanden hatten. Aber unser Gemüt kann bei der 
Frage überhaupt ganz unlx teili^rt bleiben. Es handelt steh viehnehr 
darum, ob wir an den Schluß des Altertums eine so tiefe ..Kvilturzäsur" 
zu setzen haben, daß sie nur durch ein äußerstes Maß von Roheit der 
damals in der WeltgCÄchiclUc an die erste Stelle tretenden Völker 
erklärbar schiene. 

Dabei dürfen wir aber nicht vergessen, daß die Kultur des vierten 
und fünften Jahrhunderts sich, auch abgesehen von allem Einfluß der 
Germanen, von der Höhe der Perikleischen oder auch der Augusteischen 
Zeit schon gar weit entfernt hatte. 

Wir wissen es auch nur zu gut, daß der Krieg, wie er edle Leiden- 
sehaften auslöst, so auch unedle entfesselt, je länger er währt, um SO mehr, 
und diese Völker befanden sich Jahrhunderte" hindurch sozusagen im 
Kriegszustand . 

Mit Schaudern lesen wir gar manche Seite der Frankengeschichte 
des Gregor von Tours (54fV-594). Aber wir schaudern doch nicht nur 

Uber das. w.^s cb. von d<"n Franken beriehtet wird, sondern wir sehen auch, 
daß die Angeliorigcn der vornehmen gallischen FamiHen ein starkes 
Stück vertragen konnten, und würden auch l)ei dem frommen Bischof 
von l ours manchmal mehr sittliche Entrüstung erwarten. Und hatte 
nicht schon .bihrluuid. rt.- zuvor der römische Kaiser, der die Henacbaft 
des Chnsumtunis bc-iründete, die e.-fnngeiifn Frankenfürsten den 
Bestien der Arena prei.sgegebeu ! Es war eine ^^ iklc Zeit, und sie WftC e» 
wahrhaftig nicht nur durch die Schuld der Germanen. 
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Wer möchte aiuli gerad*» in unseren Tagen den sittlichen Schranken 
trauen, die die Zivilisation aufzurichten vorciht ? Liefert diese nicht 
auch heute höchstens das heuchlerische .Mäntelchen, mit dem die nied- 
.rigsten LeidfttiBchalten aich notdfirftig txx verhüllen suchen ? 

So können also auch die Franken durch den Xaehweis ihrer ma- 
teriellei' Kultur vor dem Vorwurf barbarischer Hoheit und Grausamkeit 
nicht geseliützt werden, wohl aber doch vor dem Verdacht blind- 
wütiger ' Vernichtung der im Feindesland vorgefundenen matoiellflin 
Kultur, zum mindesten als sie dort sich niederzulassen gedachten. 

Wenn schon zu allen Zeiten und überall Kampf und Krieg einen 
erschreckend fjroßen Teil der Meiisehheitsgeschichte ausgemacht hat 
und, trotz anders lautender Beteuerungen, anscheinend auch in Zukunft 
ausmachen soll, so kann uns das bei einem Orenzland wie dem unsrigen 
am wenigsten überrascVirn. ,JDie Geschichte der Rheinlande ist die 
(beschichte des rümiselieii Heeres", so kann man vom ersten Jahrhund<*rt 
der Kaiserzeit sagen. ,,Die TJcschichte der Kheinlande ist die Geschichte 
der beiden kriegerischen Völkerschaften der Alemannen und Franken", 
so kann es im dritten und vierten Jahrhundert heißen. Wie wir su 
jener Zeit die Geschichte mehr von der rönn'schen Seite ansahen, das 
römische Heer und seine Führer vor allem die Aufmerksamkeit auf sit h 
zogen, das poUtische Ziel, das diesem Heer gesteckt war, uns beschäftigen 
mnOte, während die Unterscheidung der Gegner eine Frage sweiter 
Ordnung su sein schim, so 'sdhen wir in der späteren Zeit hauptsächlich 
auf diese Gegner als auf die Träger der Zukunft, während Heer und 
Führer auf römischer Seite uns minder wichtig scheinen; wohl unter- 
scheiden wir gute und schlechte Führer, erfolgreiche und unglückliche. 
Aber wir sehen, daß auch der Erfolg jener ein dauernder nicht ist. 
Keinem gelingt es, das Schicksal abzuwenden; es hinausKuschieben 
ist alles. 

Ist nun auch auf der Seite der Gerniaiien ein Ziel zu erkennen, 
das man politisch nennen dürfte? Ein erstrebtes, meine ich, denn das 
erreichte ist ja gewiß von größter politischer Bedeutung, fallt aber 
nicht mehr in den Bereich der mir zukommenden Betrachtung. 

Da'j dauernde Auftreten d'-r L'roßen Völkerverbände scheint für 
eine stärkere politische Organisation zu sprechen und macht es wahr- 
scheinhch, daß der Zweck solchen Zusammenschlusses jiicht auf Plün- 
derungszüge sich beschränkte. Daß man tatciächlich lange Zeit nicht 
darüber hinau.skam, war die Folge der immer noch kräftigen römischen 
Abwehr. Jener erste Zug. der um die Mitte des dritten Jahrhund<u'ts 
die Frarüien, damals mit Alemaimen verbunden, bis zu dem spanischen 
Tarragona geführt hat, kann uns als ein VCTeinzeltes Abenteuer er- 
scheinen. Aber wäre Plünderung die eigentlieh. Absicht der Ger- 
manen gewesen, dann hätten sie dnrli scliwciHch ein so fernes Gebiet 
aufgesucht, da es in der Nähe noch rrgieliige gal), aus denen die Bt iitc 
i'hcr glückbch heimgebracht werden konnte. Wenn aber die Eroberung 
neuer Wohn«ta» die Absicht war, so haben diese Absicht die Römer 
zwar hmge Zeit unmittelbar vereitelt, mittelbar aber gefördert, indem 
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sie gt fangene Oermanen in Gallien ansiedelten, womit nicht nur diese 

ilircii Zweck, wenn auch nicht in der erwünschtesten Weise, erreiclit^n, 
sniid- rn auch zukünftigen Eindringlingen der Boden liereitet ward. 
Denn w enn man sich von den Gernianenansiedelungen auf dem Unken. 
Rheinufer in früheren Zeiten mit gutem Grund eine Verstärkung der 
Grenzwehr versprach, so konnte man von Germanen, die/gewaltsam 
von ihren Volksgenossen getrennt, unter ungünstigen Umständen mitten 
in Gallien angesiedelt waren, Ähnlii lit s kautn erwarten. 

Der Absicht der , »Landnahme" könnten die Zerstörungen zu wider- 
sprechen scheinen, die gewiß eriiebUdi waren. 

Aber diese Zerstörungen trafen vornehmlich die Städte, die den 
Germanen von jeher verhaßt waren. Doppelt verhaßt mußten sie jetzt 
sein, da diese befestigten Städte es waren, die die Festsetzung im Land 
immer wieder hinderten. 

Auf dem Land wird man im allgemeinen schonend vorgegangen sein; 
denn das Land sollte doch die einbrechenden Scharen ernähriBfk, sollte 
ihnen womöglich zur Heimat werden. Dort fanden die Germanen eine 
Bevölkerung vor, die ilmen in ihrem Kulturzustand weit näher stand 
als die gründlicher romaiiisierten Bewohner der Städte, ja sie begegneten 
zweifellos den Spuren gemeinsamer Abstammung: der Bauer des 
Ubierlandes war, trotz der jahrhundertelangen römischeii Herrschaft, 
so wenig zum Kelten oder gar zum , .Römer" geworden, als der elsiissisehe 
Bauer jemals Franzose geworden ist oder werden wird. Jenseit,s der 
Grenzen unserer Provinz fanden die Germanen auch kleinere oder 
größere Gruppen von Stammesgenossen vor, die taxth. ihrer Verwandt^' 
Schaft noch voll bewußt waren, da sie selbst erst vor wenigrai Jahr- 
zehnten von ihren Volksgenossen getrennt worden waren. Das w:iren, 
wie schon gesagt^ Gefangene, die etwa Constantius Chlorus oder Julianus 
im Idi^onengebiet angesiedelt hatte, und deren Stammesnamen 
dort in den Gaunamen noch im neunten, ja im zwölften Jahrhundert 
fortlebten. Solche mochten die neuen AnkömmUnge wohl als Befreier 
begrüßen. 'Wenn in dem näher am Rhein gelegenen Land solche An- 
siedelungen rücht stattgefunden haben, so könnte man darin eine 
Anerkennung des germanischen Einschlags der Bevölkerung sehen, 
der sie nicht rätheh erscheinen ließ. ' 

Hatte di(>se Ubier auch ihr germanisches Blut vor Zeiten nicht ge- 
hindert, bei der Abwehr der nachdrängenden' Germanen mitzuwirken, 
wie es auch später noch andere m den Untertanenverband aufgenommene 
germanische StSmme getan haben, so mochte man ihnen doch woW 
nicht gefangene Germanen Untertan machen und traute ihnen nicht zu, 
deren germanisches Wesen, wio es erwünscht schien, aufzuzehren. 
Das komite^ leichter mitten im Iveltenland geschehen und geschah 
ja auch, wäre wohl noch rascher geschehen, wemi nicht alsbald so 
starker gonnanischer Zuzug, d|ks keltische Land weithin fiberschwem- 
mend, eingesetzt hätte. 

Die Laudnahtne der Germanen im fünften Jahrhundert zu schildern, 
liegt jenseits memer Aufgabe; aber ich bin überzeugt, daß solche Land- . 
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nahriK' auch srlion im \ icrt^Mi JahrhundtTt das Ziel (Wt den Hlicin übor- 
Bchreitenden Franken war, keineswegs sinnlose Zerstörung <xier nur wilde 
Plünderung. 

Dasanfseldußreiche, vor drei Jahren erschienene Buch von A. Dopsch, 
dessen Spur di r Kundige auf den letzten Seiten bemerken wird, hat das ^c- 
sehichtliehc L rtcil über die Zeit des Übergangs zum sog. Mittelalter mehr als 
bisher übUch war und, man kann sagen, vomühmliph auf die Ergebnisse 
arch&olofpBcher Fonohiing gegründet. Dabei wird diesen ErgebnUnen 
zuweilen etwas zu viel zug<'traut .und zugemutet. Aber je mehr der 
Arohiiologe selV).st das empfindet, um so mehr wird er .-^ich aufgefordert 
fühlen, die von Dopsch vertretenen Anschauungen nachzuprüfen, ihre 
etwa nicht tragfähigen Stützen durch bessere zu ersetzen. Unsere 
heimische Bodenforschung hat zurzeit kaum eine wichtigere Aufgabe 
als die Aufhellung der letzten Jahrhunderte des „Altertums", als die 
Mehrung der Kenulnis, die sie befähigt, die Fragen zu heatitu orten, 
die der Erforscher des frülieu Mittelalters" an sie zu stellen hat. 

Je mehr der Forscher, der die Fragen steQt, sie auch selbst beant- 
worten lertit, je mehr der, von dem die Antwwt erwartet wird, die Fragen 
auch seilest zu stellen vermag, um so besser wird es sein. Die Kluft, 
die einer frühereu Zeit Altertum und Mittelalter zu scheiden schien, 
wird um so sichrer übwlnrüokt werden, je mehr die Kluft verschwindet, 
die den Arch&ologen von dem Historiker, den Erforsclier des „Alters 
tums'* von dem des „Mittelalters** zu beider Nachteil bisher schied. 
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Erstes KapüeL 

Bis zu Chlodwig (um 500). 

Hedi'utung dff Völker« aiKltTiiii^ fvir da« HhtMiilaiii I. Emle der Römer- 
herrächaft. — Kesto der rotnanischeu Bevölkerungf vorgermanische Orts- 
namen. — Die Rheinlande werden ein deutodiea iMod. — Die fränkische 
Bevölkerung der Rhrinlande: Chainaven, Chatt uarier, Ribuarier, Mosel - 
franken. — Frankou und Aiamannen. — Aufgeliun der Kheinlande im 

Frankenreiche Chlodwigs. 

Das 5. daluliuiidert he/.oiclmet in der (»eschiclit^ der Rheinlande 
den tiefsten Einscluütt s<iit dem Beginn der römischen Hernscliaft. 
Sp&two Scbidnale haben wohl die politischen Grenzen vefschoben, 
sh&t die Bevölkern; Iii {»heb unter allen Tiußeren und inneren Wand- 
lungen im wesefitltcl^eti die gleiche, die moderne wirt-^ehaftlii'he Ent- 
tvicklung in den üruUstadten und Industriegebietendes Nordens Massen 
der versehjedensten Herkunft zottnimenführte; die Zeit der Völker- 
wanderung dagegen hat die ganze Zuaammenaetzung der BewdmeN 
Hcliaft umgestaltet und ihr bis zum heutigen Tage den Orundeharakter 
geireben. Der muner ern< ute Ansturm der f;» rnianen hat /.tun Ziele ge- 
führt; in den Jahren naclidem Tode des Feldherrn Aetius (4Ö-1;, der noch 
einmal einen Teil der Rheingrenze für Rom behauptet hotte, hört auch 
der letzte Rest des linksrheinischen (iebietes auf, römi.sclie Provinz zu 
sein. Fränkisches \'t>ikstnni. niit d- ni friilier angesiedelte fTermanen 
verschmolzen sein mögen, triff an <lie Stelle romanisierter l^rovinzialen, 
und was von diesen im Lande geblieben ist, geht untt^r den Eroberern 
auf; die Rheinlande werden aus einem keltiseh-romaniMheii Grenz- 
gebiet, dessen Germanisiening freilich längst begonnen hatte, ein deut- 

Selies Land. 

rngcniein dürftig ist die Kunde, die von diesen für die Zukufifl 
entseiieidenden Jahrzehnt<'n auf uns gekommen ist; die Nachfolger 
Bischof Severins von Köln (gegen 400), deren Namen nicht einmal 

bekannt sind, haben ungleich seinem Namensvetter von der Donau 
keiTie-i Biographen gefunden, der den Todeskampf des R(')tn»Ttnms 
Aiu Kheiu in anschaulichen Bildern geschildert Imtte. Keinem rheinischen 
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Heiligen ist in der Heimat ein Herold geworden, ehe Maximin von TriCT 
und Hoar nach der Mitte des 8. Jahrhunderts ihre fragwürdigen Lebcns- 
h< sr!irtMl)\inseri erhiehen; die C ■'cschichtsehreihuntj hpginnt liii-r erst 
tiHt den Aunalen der KaroUngerzeit, die ältesten erhaltenen rijeinisehen 
Urkunden, nur wenige an der Zahl, gehören dem 7. Jahrhundert an, 
auB dem vorhergehenden nind nur zwei Briefe dos Bisohofe Nicotins 
von Trier und einige an ihn « rhaltcn. Wenn man im 'spateren 6. Jahr- 
hundert in der Ferne <lcr Rlif-iniande gelcgeutlicli gedenkt, wenn ein 
paar Gedichte des m (lalhen lieimisch gewordenen Itaüencrs Venaiitius 
Fwtuuattts, ein paar Kapitel des Bfeisters der fVaDkengeschiohto. 
Gregors von Tours, sich auf rheinische Ereignisse und Personen he- 
»ehen, gerade für die entscheidenden Jahre des 5. Jahrhundorts ver- 
sagen die Nachrichten. Nur das Ergebnis ste}it fe?t : die endgültige Auf- 
richtung der fränkisciien Herrsehaft am gesamten Mittel- und Nieder- 
rhein und nach Westen darüber iiinaus; etwa seit 460 sind gleich dem 
bereits verlorenen Köln auch Mainz und Trier dauernd in der Gewalt 
der Franken geblieben. Köln soll nach der wenig wahrscheinlichen 
Angabe einer <y»:itt'ii Quelle d<T Herrmeistri Agidius (f 404) noch ein- 
mal vergeblich gegen si<" verteidigt haben, der im mitllerm Pallien die 
römische Herrschaft mit besserem Erfolge aufrechterhielt und die Ge- 
walt seinem Sohne Syagrius vererben konnte, mit dem der letzte Rest 
des Imperiums um Soisscins und an der Seine erst 486 den Franken 
erlng. Xieht immer wird der letzte t/hert^'ang gewaltsam gewesen sein; 
hie und da mag ein Vertrag mit den frankischen Herren den Schein 
der Zugehörigkeit zum rönusciien Reiche zunächst noch bewahrt haben. 
Trier, das vor der Mitte des Jahrhunderts viermal von den Franken 
erobert und verheert worden war, erscheint gegen 475 als Sitz eines 
vornehmen FrankeM Vrbngast; er führt den römisclien Titel eines 
C'omes. wie später die fränkischen (Jrafen, ui>d d<'n Rangtitel ..H"ch- 
ansehnhcii" (spectabihs), mau prophezeit iiim den höheren Kang 
„Erlaucht" (inlustris), den ihm offenbar der Kaiser übertragen 
soll. .Obi^ich in seinem Gebiet „die Rechte des Reiches dahingesunken 
sind", gilt er als Freund römischer Studien und unterhält Beziehungen 
zu den Bisehöfen des Landes, wie er selbst aueh bereits Christ ist. Das 
Beispiel ist vereinzcit und doch lehrreieh; es zeigt, daß, so oft aucli 
Feuer und Schwert über das Land dahingegangen sind, nicht das gaiuee 
Erbe der Vergangenheit der Vernichtung anheimgefallen war. 

Die einlieimische Bevölkerung mu0 freilich unter dexL immer 
erneuten V^erheerungen bedeutend zusammengeschrnolzen gewesen 
sein. Es wird uns geschildert, wie in Trier die Leichen umherlagen, 
wie Hunger und Elend Menschen zugrunde gehen Ueßen, die dem Schwert 
des Feindes entronnen waren. Die Vei'legung des Mittelpunktes der Ver- 
waltung Galliens von Trier nach Arles im Anfang des Jahrhunderts 
wird im wesentlichen nur einen Teil des Bt iiintentums aus diesen ge- 
fährdeten (jcgenden entfernt haben; andere Auswanderer werden 
gefolgt sein, wenn es auch am Rhein -schworlich zu einer planmäßigen 
Räumung gekommen ist, wie man sie in' dm Donaaorten Bayerns und 
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Österreichs vorsucht hat. Ab« r \mv si ll»! dort niiiide.'jieiis im Innern 
des Landes sich noch jahrhundertelang Romanen erhalten haben, 
am erst nach and nach unter den Bayern aufsugehen. so hat auch 

in den RlwinUvtideti die vorgermanischo Bevölkerung zweifellos 
nicht unhotriichtlich zum Hinte der späteren, nur mehr deutseh 
redenden Einwohner beigetragen. 8elbst unmittelbar am Rhein wird 
ein Teil der Bewohner bei den Trümmern von Haus und Habe zurfick- 
gehlieben sein, manche in Unfreiheit hinabgedröckt od<"r, \\ i<' von < iner 
Köliii rin aus gut^mHause beriehtet wird, gi'zwungf-t\, sieh den Unter- 
hall init ilirer Hände Arbeit bei den , .Barbaren"' zu verdienen. V'ollends 
weiter ab von den am meisten gefährdeten Orten und Straßen werden 
Romanen sich in größerer Anzahl und in günstigerer Liago behauptet 
haben; aber auch in Trier begegnet man noch im 7. Jahrhuiidwt ^ner 
Familie von ..Senatoren" Ks ning fraglieh erseheinen, ob ein paar 
romanische W'ortformcu einer Grenzbesehreibung in der ältesten Ur- 
kunde für das Kloster Prüm (721) auf gesprochene Romaiusch schließen 
lassen. Unsicher ist es auch« ob man Namen wie Waldorf (Walahdorp, 
Dörfer an der Ville, am Vinxtbacli und im Kreise Schladen und der 
Waldorferliof bei Ochtendung nalie der \ette), Walhniisen und Wah- 
lenau (Kreis Zell) und Wellen (Waleheim, an der .Mosel oberhalb Trier) 
gleich den „Walchen***Orten im Gebiet der Bayern und Alamannen 
auf das Verbleiben von \ValclieTi oder Welschen «urückfüliren darf, 
u ie die Deutsolien ihre keltisehen, dann aueli roniaiii'<rhf>n >srie}il)arn 
bezeiciiiiet haben; deim die Stammsilbe der Namen läßt auch andere 
Erklärungen zu. Aber gerade die Ortsnamen der Rheinlande liefern 
den siohoFSten Beweis dafür, daß Reste der früheren Bevölkerung 
sich unter den Eroberern erhalten haben, indem eine Fülle vorgerma- 
nischer Xaineri der vr»nr»nii sehen und der Römerzeit hier zwischen den 
deutschen Ortsnamen bewahrt geblieben ist. Es sind nicht nur die 
Namen der größeren Flüsse, wie Rhein, Nahe, Mosel und Saar, und be» 
deutender Städte, wie Köln (Colonia), das noch inuner an die Kolonie 
des Claudius erinnert, und Trier, im Namen noch heute die Stadt der 
Treverer; Xamen wie diese mußten den Tlermaneti bekannt sein und 
mochten leicht von ihnen beibehalten werden, als sie die Stätte der 
Siedelung. den Mauerring, ein paar Hauptgebäude, teilweise das Straßen« 
netz (so in Köln) übernahmen, um auf den Trümmern schwadibevöl- 
kerte Ackersiedelungen zu errieliten. Auch das Fortleben von anderen 
Orten am Rliein. wie von CJelduba (Gellep), Novaesium (Neuß), Durno- 
magus (Dormagen), Buruncum (Worringen), Bomia (Bonn), Rigomagus 
(Remagen), Antunnacum (Andernach), Conffaientes (Koblenz), Bau- 
dobriga (Boppard) und Bingiurn (Bingen), beweist noch rucht den Ver- 
bleib erliebliclier Reste deralten Vn w oSiner; wo, wie am Rheiiv, die redits- 
rheiniselieri Germanen immer wieder in feindhche und freundliche Be- 
rührung mit der römischen Provinz getreten waren, konnten sie auch 
ohnedies leicht den Namen mit der Siedelung bewahren. Aber darüber 
hinaus haben sich außer im Gebiet der Hofsiedelungcn d« s X rdens über- 
all in den Rheinianden unter den spateren Namenschiciiten ältere 



Digitized by Google 



48 II. Levison, Politische GescJüchu? 450—1250. 

eThalten, bei Orten an wichtigen Römerstraßen und abseits, k. ltiscl.e 
Namen, wie Marcomagus (Marmagen. Kr. Schleiden), Noviomagus 
(Neiunagen. Kr. Bernkastel). Teudurum (Tüddern, Kr. Heinsberg), 
Rigodulum (Riol an der Mosel), und Hunderte von Namen auf -ich, 
die ^enig^tens in der großen Mehrsahl einen mit der Endung -acum 
verbundenen keltischen oder römischen Personennamen ei\thalteii 
wie Crasciniacum (Gressenieh bei Esehweiler), Juliacum (Jülich), 
Tiberiaeuni (Zieverich, Kr. Bergheun). Tolbiacuni (Zülpich), Latimacum 
(Le,sseruch) und Casinüacum (Kessenich) bei Bonn und Soiacum 
(Schweich bei Trier). Da erinnern Namen an die Meilenabstände einer 
Röir- r.ii ißc, wie Quint (ad quintum) und Detzem (ad deeimum) 
auf den beiden Musel.seiten fünf und zehn Meilen abwärts von Trier. 
In einer Urkunde von Prüm aus der zweiten Hälfte des 9. Jaluliuriderts 
findet man in der Gegend von Mehring an der Mosel und von Priim 
selbst Flurbezeiohnongen .inLueiago, in Fontaneto, in Fossato, subtus 
Plantaria'und einen Weinberg .NovelloPlantato'. Solehe Namen zeigen, 
daß Reste der vtjrgernumischen Bevölkerung in die fränkische Zeit hin- 
ein ihre Wohnsitze behauptet haben, und wenn man früher in den Orts- 
namen auf -wdler, lateinisch villare. falschlich das Kennzeichen eines 
bestimmten deutschen Volksstammes zu erkennen glaubte, so hat die 
npuerc hung geld^irt, daß es sich bei dem Orundstfx k dieser Orte 
um vorgcrnianische Siedelungen handelt, die von den Deutschen übei- 
uonimen wurden und bei denen vermutlich so manches Mal ein größerer 
oder geringerer Teil der früheren Bewohner als abhängige Bauern «u- 
ruckblieb. 

Im einzeliifii h;it lii'r die Sied«-li!fi!zsgeschichle, die Erforschung 
d»M Orts- und Flurnamen und der Dialekte, haben Ausgrabungen und 
anthropologische Beobachtungen noch viele Aufgaben zu lösen; darüber, 
daß die frankische Herrschaft nicht nur mit Zerstörung begonnen hat. 
daß nebotl den Franken eine Minderzahl der älteren Bevölkerung und 
mit ihr so manches Bruchstück der antiken Kultur erhalten geblieben 
ist, kann schon jetat kein Zweifel sein. Nicht mir wirtschaftliche Kenut- 
lUBse, wie die des Weinbaus, blieben bestehen ; noel» heute finden «cli 
hie und da in Vorstellungen dee Volksglaubens Naohinikungen der 
Matroiicnverehrung aus römischer Zeit, und vor allem erhielten sich 
unter all(>ii Störunpen Christ cTitnrv, und Kirciie. Der untere Vinxtbach, 
wo z\\ise}jen Remagen und Andernach die Grenze von Nieder- und 
Ohergermanien den Rhein erreicht hatte, schied bis zur Französischen 
Revolution die Diözesen Köln und Trier; er wurde auch Grenze zweier 
fränkist>her Gaue, des .\hrgaues und des Mayenfelds, und wahrschein- 
Hch lebt selbst in dem Namen des Baclu s die Erinn< rnng an die Grenze 
und die Grenzgotter fort, di<^ Fines, denen enist römische Legionare 
Denksteine geweiht hatten. 

Freilich, wie groß man auch den Beitrag der vorfränkischen, teil- 
weise schon germaiu!<ch.'.v Hh,( (Mithaltenden Bewohner der Rheitdande 
zur späteren Bevölkerung urul zu ihrem geistigen und wirtschaftlichen 
Besitze einschätzen mag, man darf die rönnscli-fränki.schen Zu8anim<)^f 
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hänge nicht übertreiben. Die TerbMbenden, -mehr oder vmiger roma- 
nisierten Bewohner können im Durchschnitt nur eine Minderheit ge> 

wosen sein, wio die spätere deutsch-wallonischo Sprachgrenze zeigt. 
Sie verläuft aulieriialb, westlich der preußischen Rheinlande, wo die 
Wa]der und Berge der Ardennen den Zustrom von Osten verlangsamten, 
durch Belgien, an der belgisoh-laxemburgiechen Grenze entlang, wie> 
dcrum durch Belgien, durch Lotliringon; nur in einer unbedeutenden 
Kinbuohtung bei Malmedy umsolUoß di<' poUtische Grenze der Rhein- 
provinz bis 1920 eine geringe Zahl von Wallonen, während seitdem eine 
größere Zahl ]>eat8cher Belgien einverleibt ist. Überall hat sieh östlich 
der Sprachgrenze schon im früheren Mittelalter die deutsclie Sprache 
durchgesetzt, sind romanische Sprachinseln in der deutschen Um- 
gehung verschwund'-n, wie umgekehrt westlich der (Jrenze die germa- 
nischen Eroberer sich der romanischen V^olksraasse angepaßt haben 
und romaninert worden sind. Die Rheinlande sind so ein rein deutsches 
Land geworden, soweit man die Sprache als Maßstab des Volkstums 
ansehen kann, deutseh so gut wie Süddeutschland mit seiner äfinÜrfieri 
Blutmischung oder der deutsche Osten mit seinem slawischen Einselilag. 

Germanisiert worden sind ebenso die romanisiertou Bewohner 
wie solche, die beim Zusammenbrach der römischen Herrschaft sich 
noch der Romanisierung entzogen hatten. Wenn noch gegen 400 im 
Gebiete der 'I'reverer da.s Keltisehc so lebendig war, daß man an die 
Sprache der kleinasiatisciien Galatcr erinnert wurde, so verschwanden 
auch diese Reste des Keltentums in der germanischen Hat. An die auf 
dem Hunsrück angesiedelten sudrussiBchen Sarmaten, die Ausonius 
371 auf dem Wege zur Mosel sah, erinnert höchstens norh der Name des 
nahen St. Goar, das als klösterliche Zelle im 8. Jalirhuridcrt begegnet, 
benamit nach einem Heiligen, dessen Name ganz aus der Reihe der 
romanischen und deutschen Heiligennamen fällt, indem er sonst nur 
im 5. Jahrhundert bei einem König der den Sarmaten verwandten, 
ebenfalls teilweise in den Westen verschlagenen Alanen begegnet; 
aber auch das i.st nur eine UTisirhere Spur. Gerade t)ei den Personen- 
namen tritt die Vorherrschaft des deutlichen Elements in den Rhein- 
landen früh zutage. Wenige Belege: Jene Prümer Urkunde aus dem 
9. Jahrhundert, aus der als Beispiel ein paar romanische Flurnamen 
angeführt wurden, nennt 22 Hörige; sie tragen bis auf einen Johannes 
sämtlich deutsehe Naineti, nieiit anders 36 Unfreie in Rommersheim 
bei Prüm, die König Pippin dem Kloster geschenkt hat (762). und 
man muß in dessen Guterverzoichnis von 893 lange suchen, um neben 
Namen wie Gero, Sigifrid, Gerlach, Folkwin, Herimann und Ganmlbert 
in Mehring an der ^fosel einen vereinzelten Bacerellus. Boniinieus, 
Constantius, eine Bonafides, ja auch nur einen Samson, Johannes oder 
Martinus zu finden. Aus dem 9. Jahrhundert besitsen wir Möndis- 
listen von Komelimönster, Stablo-MaJmedy und Prüm; es sind Klöster 
nahe der heutigen Sprachgrenze, und doch begegnen unter den Dutzen- 
den von Namen nur ganz wenige niehtdentsehe. zum Teil zudem biblische 
t^der Heiiigennamen. Das beweist nicht eben viel; auch bei den i)oni- 
GMflhUktt des BkdaliBdat. L -* 
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herren von Paris, den Mönchen von St. Denis und St. Germaiu-des-Pres 
herrsch«! damals cKe deutaohen Namen bei weitem vor, wie ubcfhaiapt 

die Namei^ebung der germanischen Schicht sich in FrankreiGh mit 

Ausnahnif" der Brctagnr und des Süden? durcligosctzt hat. Dotiiioch 
verdient dio Tfitpjvlio für die Rhoinlande erwähnt zu werden. Bei den 
Klöstern der badisehen Ürtenau hat man in der nicht unerhebUchen 
Zahl romaniBoher Namen deor Luasaen den Beweis für die Fortdauer 
einer ronianischcii Spi iu hinsei bis ins 9. Jahrhundert erblicken können : 
in den Rlu-inlaiKk-n sucht man vergeblich nach einem Gegenstück. 

Als deutsches Laud «^itul sie also aus der Völkenvauderuug hervor- 
gegangen und als fräukisclies Land; sie gehören in der Folge ganz zum 
frtokischen Stammesgebiet^ Welche der unter dem Namen der Franken 
vemnigten Völkerschaften das Land besetzt und Ix-sirdelt haben* ISßt 
sich nur zum Teil erkennen. Alto germanisclie Völkerschaftsnamen 
haben sich nur im Norden der Rheinland(i erhalten. Deutlich erinnert 
Sinter noch der Hattuariergau, der sich von der Maa« zwischen Venlo 
und Gennep über die Niefs und Geldern hinweg bis auf die andere lUiein- 
seite unterhalb der Rulirnuiurlung erstreckt, an die Chattuarier, west- 
lich von Essen anstoßend an den nach den Brukterern benannten 
Gau Borahtra zwischen Lippe und Ruhr, der, um 700 von den Sachsen 
. erobert, später zu deren westfäUschem Stammesgebiet gehört; das. 
Hsmaland an der oberen Yssel, das bei Elten eben noch die Rhein- 
provinz berührt, trägt den Namen der Chamaven. Wichtiger sind für 
die rolg(> geworden die beiden neubenannten großen Gruppen, die bei 
den Franken später unterschieden werden, die Salier und die Kibuarier 
mit ihren besonderen Stammesreohten, der lex Salica und der lex 
Itibuaria, deren Aufzeichnung allmählich eine größere Mannigfaltigkeit 
von lebendigem G« ^\ ohnl.eitsn cht ztirückgedrängt, aber nicht beseitigt 
hat. Den Namen der Kibuarier hat man wohl riclitig schon im 9. Jahr- 
liundert als Uferbewohncr (riparum gens) erklärt, als Anwohner der 
Rheinuf«, ans der Verbindung des latmnischen ripa s Ufer mit der 
deutschen Khdnng, die z. B. die Amsivarier als die Leute von der Ems, 
die Bajnvaren, Bayern, nach ihrer früheren Heimat im Bojerlande. in 
Böhmen bezeichnet; es sind deutsche Völkerschaften, die von der rechten 
Bheinseite her an den Ufern festen Fuß gefaßt und in die Eifel hinein 
ihre Siedelungen vorgeschoben haben, dcncon zeitweilige Qrenzorte 
rechts und links vom Rhein man mit zweifelhaftem Beoht in den ver- 
schiedenen Reif(f)er8cheid (= Ribuariergrenze ?) zu erkennen glaubt. 
Von Werden an der Ruhr über Köln, Bonn und Reniagi ii bis Düren 
und tief in die ESfel hinein erstreckt sich die terra Ribuariensis, das 
Kernland dieser eigentlichen „Rheinfranken'*; am Kiederrhein nnd der 
Maas bf rühreu und mischen sie sich mit den salischen Franken, die 
von Norden her die südlichen Ni( ch rlande und das nördliche Belgien 
jenseits der Ardennen besiedelt haben. Am Ende des 5. Jahrhunderts 
erschont Köln als Mittelpunkt der späteren Ribuarier und als Site 
ihres Königs Sigibert, dessen Gebiet sich auf beiden Rhdnseitea aas- 
dehnt. Das Moselland mit dem erst albnählich besiedelten Hunsraok 



Teile der Franken. Almannen. (^odwig. 



01 



hat die fränkischen Bewohner ▼ermiiilich vor allem von den entsproohm' 

den Gebieten rechts vom Rhein her empfangt»n. Man hat besonders 
dio Chatten, ih ren Name doch wohl in dein der Hessen fortlebt, als die 
Ahnen dieser Moselfranken genannt ; doch ist ihr Anteil an d'-r f^esie- 
delung des Mosell&iides sehr bestritten und bestreitbar. Man hui auch 
an andere Germanen vom Westerwald und der Lahn gedacht (Uaijit«r 
und I'uhanten), und man darf damit rechnen, daß auch Rümaiier 
durcli die Eifol hin etwa auf der Rönurstraße von Köln nach Tiier 
diese Gebiete erreicht haben. In l'rier führt Kegino von Prüm bald 
nach 900 das RibaariMhe Recht einfach als Trankenxecht (pactum 
Francorum) an, aber auch das Salischc Recht begegnet an der Moael, 
und zudem hat sich das lebende Recht der Moselfrankcn später von 
beiden ßeschriebenen Frankenrcchtt ii ..in vielen wesentlichen Punkten" 
unterschieden, und sicher ist nur, daß wir über ihre Herkunft und ihre 
araprünglichen politiechen ZuBanmienh&nge mit den übrigen Ftanken 
niclits Sicheres wissen, sicher nur, daß wie das übrige Rheinland 
so die >hisellande fränkiscli |u;ewnrden f^iud. 

Dieser Abschluß einer seit dem 3. Jahrhunde-rt einsetzenden Ent- 
wicklung ist nicht nur auf Kosten des Römerreiches erfolgt; er mußte 
aud) im Kampf gegen einen anderen deutaohen Stamm Terteidigt 
werden, die Alamannnn. Der Untergang des Rurgunderreiches von 
Worms (436) hatt« diese wieder zu den südlichen Nachbarn der Franken 
gemacht; wie Mainz fränklBch, so ist Worms im 5. Jahrhundert ala^ 
mannisch geworden. ICan hat firSher geglaubt, alamannisehe Siede- 
lungen bis in die nördlichen Rheinlande an den Ortsnamen Weiler 
und den zahlreichen, nach Xorden hin abnelunenden auf -weiler enden- 
den Namen (wie Ottweiler, Xonnweiler, Ohlweiler, Ahnveiler, E.sch- 
weiler, Brauweiler) und an denen auf -ingeu (wie Lützingen, Winningen, 
Ehingen) erkennen zu kdnnen; die Annahme hat sieh ab unhaltbar 
herausgestellt, alamannisehe Niederlaasungai sind bisher auf dem Boden 
der Rheinprovinz nicht nachgewiesen, wenn vielleicht auch einzelne 
Besonderheiten der mobelfrünkischen Sprache auf Einflüsse von Ala- 
maimen schheßen lassen. Daß daa Volk aber im Kruge mit Fraidten 
weit nach Norden hin vorgestoßen ist, lehrt eine vereinselte Naohrioht, 
daß jener g^n Ende des 5. Jahrhundert« herrschende König der 
Ribuarier, Sigibert, in einem Kampf mit den Alaninnnen }>ei Zülpich 
verwundet wurde, also an dem Orte, wo die Römerstraßen von Reims 
und Trier nach Köhl zusammentreffen. Wir wissen nicht, ob dieser Vor- 
gang mit den Alamannenkriegen des mit Sigibert verwandten Salier- 
kön^ Chlodwig (481 — 511) aus dem Hause der Merowinger im Zu- 
sammcnliang steht, dessen Sieg über die Alamannen 496 nicht nur deren 
Ausbreitung nach Norden hin endgültig ein Ziel gesetzt, sondern sie 
ancb nach Süden zurückgedrängt und ihre Untc^evfong unter die 
frftnkiaohe Herrsdiaft beendet hat; die Rheinlande sind seitdem 
von dieser Seite nicht mehr bedroht worden. Chlodwig ist bekanntlich 
der eigentliche Begründer des Frankenreiches, der als kleiner heidnischer 
König in Toumai begormen hat, um als katiiohscher Herrscher eines 
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großen, zukunft reichen gornifiTiisph-rörnamschen Staaten enden; 
auf die ifennchonalter langsam' n \'nr\värtsdrängens der Franken von 
dem heimischen Boden aus folgen jetzt Jahrzehnte großer Eroberungen 
in „Frankreich** und Deuteehland. In Chlodwigs Krieg gegen die West« 
goten. tl» r den größten Teil von Südwestfrankreieli nnter seine Herr- 
schaft brachte, und in der entscheidenden Schlacht in der Nähe von 
Poitiers haben f>07 Uibuarier unter Sigiberts Sohn Chlodcrich niit- 
gefochten. Der König von Kola liat geringen Dank für seim- Hille da- 
vongetragen. Wie Chlodwig die anderen Könige der salischen Frankel 
beseitigt )iat, so hat er auch der Selbstandi^eit der Ribuarier ein Ende 
bereitet. NjicIi der Erzählung Hregors v<m Tours ließ Cliloderich seinen 
Vater Sigibert auf Ati^tiffm Cid«xiwig8 ermordtn, um selbst dureli 
dcä^en Abgesandte lunterlistig ersehlagen zu werden; das Volk der 
Ermordeten schloß sich Oilodwig an, der zum Zeichen der Wahl auf 
den Schild erhoben wurde. Die Kheinlande rechte und links \<>n\ 
Flusse sind so zwischen 607 und 511 ein Teil des Frankenreiches der 
Merowinger geworden. 

Wie im einzelnen die Eingliederung m den großen Staat erfolgt 
ist, darüber fehlt es an jeder Nachricht. Die Rheinlande zerfallen 
spater wie das ganze Frankenreich in kleine Verwaltungsbezirke unter 
Grafen; wenigstens die Mehrzahl dieser rheinischen Grafschaften ist 
w je viflr Teile des Reiches zu größeren Bt zirken unter der Oberleitung 
je eines Herzogs (dux) zusammengefaßt gewesen, zu zwei Herzogtümern 
(ducatus) vielleicht mit Köln und Metz als Mittelpunkten, von dooen 
das eine die ribuarischen Grafsohafton, das andere das Moselgebiet in 
sieh selilnß. Es ist möglich, daß in diesen Herzoj^rtümern, die als land- 
schaftliclie Begriffe noch in der Karolinixi r/.eif fortlebten, die politiselien 
Gliederungen der Rhein- und Moselfranken zur Zeit der Aufnahme in 
das Meroitingerreich sich erhalten haben, dem bayerischen und ala- 
mannisohen Stammesherzogtum vergleichbar; aber die Quellen gt>))en 
ein zu undeutliches Bild voti den rlieiuischen Herzogt ünu-rn, als daß 
man daraus Schlüsse auf dir Ajt der Aufnahme diese r Cleluete in das 
große Reich ziehen konnte, «lie in den letzten Jahren Cliioilwigs mit d»*m 
Tode jen«' Ribuarierkönige zu dem angedeuteten Abeohluß gekom- 
men ist. 

Zweiles Kapitel 
Unter den Merowingem (6. u. 7. Jalirhundert). 

Orenznachborn. — Der Rbein nirgendwo Retchsgrenee. — Die Rheinlandc 

>ils Tfil AiHtrasinns. — Rheiiusv^-he Pfalzen. Ziilpifli. — Die iheinischen 
]3isfü»ner uml Kirchonprovinzen. — Romanen und Uennanen als Bisclitifc. 
— Aristokratischer Charakter des Episkopats. — Anteil des Königtums 
an der Besetzung der BistünuM*. — Bi?rhof Nicetius von Trier. — r)<'r frän- 
kische Adel im Klerus. — Eigoiikirchen. — Bischof Chunibert von Köln. — 
Der Hausmeier Grimoald. — Alte Klöster der Rhetnlande. 

Durch ihre fränki.-^clie Bevölkerung sind die Rheinlande für die 
hfrrs( h. iiflc Oberschicht des Reiches .sicherlich eine wichtige Quelle 
beständigen ^^uflusses gewesen; durch ilire Lage freilich waren sie 
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zunächst den Hauptmittelpunkten des politischen (Jetriebes ferner sjo- 
rückt und von dem Wesen eines Grenxiaudes nicht allzu verschieden. 
Dio Mero\% inger, die im 6. und 7. Jahrhundert das Bdch so oft geteilt 
haben, sind wohl bestrebt gewesen, neben dem Hauptgebiet einen 

Anteil »n der Provence, am Gebiet südlich der Loire oder etwa an Paris zu 
(•rlaiificn: rlic Rhcinlandc dagegen sind bei allen Teilungen immer als 
(iauzes ein Bestandteil des Ostreiches gewesen, von Austrasien, dessen 
Bewohner öbem-iegend Deutsche waren, das aber doch nach Westen 
hin auch in unmittelbarer Vcrl/mdung große romanische fiebiete um- 
schloß. Hier lagen Reims und Metz, die als politische ^littclpunkte 
Austrasicns zunächst mehr hervortreten als Trier und Köln. Der süd- 
liche Teil der Rheinprovinz hatte ein breites deutsches Hinterland, 
seit jenseits des Hessenlandes Thüringen 631 erobert worden war. 
Anders der nördliche Teil mit seiner Lage in der Nähe der unabhängigen 
und höclistcns zum Teil iiußerhch unterworfenen Friesen und .Sachs<-n. 
Oft genug werden diese Gebiete verheerenden Grenzkriegen ausgesetzt 
geu-esen sein, wie im Jahre 556» als die Sachsen ihre Raubzüge bis Deuts 
ausdehnten, und umgekehrt sind die Rheinlande aicberhch das Auf- 
mar.schgcliinde für Feldziige gegen die Sachsen gewesen, hh Karl der 
(iroßc durcli deren Utitcrwcrfung die RlifitiL'CL'cTiden \-on di-n Ge- 
fahren eines ürenzlandes befreite. Bei den südlichen Friesen iiat Köiiig 
Dagobert I. (623 — 639) dem Köbier Bischof Utrecht mit einer kleinen 
Kirche übenviesen, om von dort aus den heidnischen Friesen das Chri- 
stentum zu bringen und damit den An^^chlnß an da« Fraiikcnrci'li zu 
erleichtern; aus der Mission ist nichts geworden, die Küche wurde von 
den Heiden zerstört, noch 716 sollten Schiffe feindUcher Friesen vor 
den Mauern Kölns erscheinen. Ja, der Norden der Rheinlande hat wenig- 
st<'n8 einmal schon im 6. Jahrhundert einen F< ind gesehen, dessen 
Furchtbarkeit das Frankenreich erst drei .Taluhunderte später erfahren 
sollte; der sagenberühmte Dänenkönig Chochilaich soll mit seinen 
Schiffen rhdnaufwärts um 520 den Qau der Cbattuarier erreicht haben« 
der Hygclac des Beowulfliedcs, das ihn im Lande der Friesen den Waffen 
der verfolgenden ..Hetware" fcl. h. Cbattuarier) erliegen läßt. 

Di«^ Rhein'attde waren po in gcAxifJsem Sinne noch eine Art Vorland 
des Merowiiigerrciches, so fest vcrwach><en sie auch sogleich mit diesem 
erscheinen. Am Rhein, der wohl Gaugrenze, aber nirgendwo Rcichs- 
grenzc war, und in der erst t<'il\Nci8e, namentlich an den Römerstraßen 
iM sicdelten Eifel lag bedentend( s König^jgut und lagen Pfalzen, in deiu-n 
die avistrasischen Könige H< f hn ltc n. Fin Gesetz Childeberts II. 
(575 — 595) zeigt, wie der Köiug die juinhche Heeresversammlung im 
Frühjahr, das Märzfeld, einmal in Andernach zosaaunentreten läßt, 
dann in Maastricht, endlich in Köln, und wie er da mit den Großen 
Fragen der Gesetzgebung berät; in Koblenz hat Grcpor von Tours bei 
ihm geweilt. Auf rlieinischem Boden, in Zülpich, hat der letzte Thü- 
ringerkönig Hermeiifrid geendet, als er im (»espräch mit Theuderich I. 
von Austrasien, dem einui seiner Besi«ger, 531 dort von der Stadt> 
mauer hinabgestürzt wurde. Zülpich ist offenbar durch seine Lage 



Digitized by Google 



54 



ZI. LaviBon, Politische Geschichte 450— I2ö0. 



«n Treffpankt der Rdmerstraßen toh Reims und Trier nach Köln 

dn basonfl( rs wichtiger Königssitz gewesen. Der Ort ist nach jpnem 
Kampf di r Rihuartor mit den Alamannen noch ein zweites Mal Schau- 
platz einer Schlacht geworden, ala 612 der austrasische König Theude* 
bert n., von seinem burgundischea Bmder Theuderich II. t>ei Toal 
geechk^pen, mit rechtsrheinisdieR Truppen nooh einmal sein ScUekaal 
zu wi'iulori und Köln gcgt'ti den nachnir Ki ndon Fpj'id zu decken suchte. 
Die Xitilerlage Theudeberts })ei Zülpic Ii ' iitsr hied über den Besitz von 
Köln, das nwh am T^t* der Schlacht mit den Schützen des unter- 
legenen Königs in die Hände des Siegers fiel, der sich liier in St. Gereon 
von den auetraaischen Großen Treue schwören ließ. 

Denn Köln liatte liier im Norden \mteft aUen Zerstörungen trotss 
d'T Minderung städtischen Wesens ühor die Römrrzfit liinaus seine 
Hcdtmtunp bewahrt; es wurde einer der Haupt.sitze (h-r austra-sisehon 
Könige in den Rheijüanden. Und e*i blieb der Mittelpunkt eines kirch- 
lichen Sprengels, der durch seine Ktrohen und die Reliquien seiner 
Här^rrer weithin bekannte Sitz eines Bischofs; auch in der Ferne 
erzählte man von den poidscliiramernden Mosaiken der Kirche zu den 
goldenen Heiligen", ar\scheiiiend St. Gereon, und Venantius Fortu- 
natus besang die Bemühungen des Bischofs Carentinus (um 565), die 
„goldenen Tempel" zu erneuern. Außerhalb der Bischofsstadt gehen 
die Märtyrerkirchen von. Bonn und Xanten in frühe Zeit zurück, deren 
Pröpste später als angesehenst (> Arehidiakone neben dcrn Kölner 
Donjpro|)ist an der V*«TAvaltung der Diö/.ese hervorragenden Anteil 
nehmen. Kuiuitc die Kirche sich so behaupten und einzelne Erinne- 
rungen der Romerseit bewahren, so hatte sie nicht zum wenigsten 
hier im Norden verlorenen Boden vom fr&nkisohen Heidentum zurück- 
zuerobern. Als der spätere Rist li^f Hnllus v on Clermont in Begleitung 
des Königs um 520 nach Köln kam, fand er dort ejti lieidnisehes Ileilis:- 
tum, das er in Brand steckte; nur mit Hilfe des Königs entging er den 
Schwertern der wfitenden Menge, und in derselben Diözese erinnert 
noch heute der Name von Godesberg, d. h. VVodansberg. bei Bonn, 
daß liier Deutsche einst WcKlan geopfert haben. So erscheint die Mission 
mcht nur bei den deutschen Stämmen jensoit« der nalien lUächsgrenze, 
sundern auch im eigenen Lande als Aufgabe dieses Bistums. In dem 
westlich angrenzenden Miaastricfater Bprengd, der später aucrh Aachen 
und Stablf) in sich schloß, hatte noch Bischof Hugbert (der hl. Hubertus. ' 
t 727) im Ardennengebiet wie in Brabant mit dem Heidentum zu 
kämpfen. 

IVIit dem Bischof von Köhl teilte sich der von Trier in die kirch- 
liehe Leitung der Rheinlande; nur imHunsruok wird, wie in spftterer 

Zeit, der Mainzer Sprengel ein wenig in die Rheinprovinz hineingwagt 
haben. Die Bischöfe von Köln und Trier hatten auch den Rang von 
Metropoliten bewahrt, der freilich damals wenig bedeutete. Zur Kölner 
Kirohenprovinz gehörte im Anschluß an die römische Provinz Nied^ 
germanien das Bistum Tongern, dessen Sita Haastrioht, dann Lüttich 
wurde. Die Trierer Provinz mit den Sulfraganen Ifets, Tou) und Verdun 
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ÄÄÄr^^^^ aebiete„„„ddere«ten 

treten. Auch der untew ^S^k if ^/'^ ^'^"'^^ ^""^^^'^^ hervor. 
. -gt. .:ie erwähnt. dH^luI^^^J^'^^ ^-^^ Sprengel 

wenn aber in dieser einst das rfr^K ^T?^**®,^ '^'^"^ia^*^"^^**»^ 
(mit der Hauptstadt M^zr C rtrin !S ^"^^ 0»«^enna.üen 
8chob sich jetrt der IdTühlSsrnJ^^^^^^^ al.n,edrangt worden war. ao 
Köln und Mainz -»n^he^ vo?' Ab^ -^^^f^-'^rts zwischen 

grenze; alle drei Bistümer haben nuT I ^^^'"^ ^'"^^ Diözesan- 
Fuß gefaßt, wenn aucire st 1 

hÄltai«e eohaffen sei t X I^L^^^^^^ endgültige, Ver" 

den Engeregau TOd den AuXau ;?.n r , ^^" '^-hen Linz und Erpel 
Rheinufer Sie Grenze zÄn irLe^'f 

Der einzige rheinisch ßfschorde.^« ?^^^ "»^ ^öh.. 

•önBchkeit halbweg. d.ut I ch l'rd ft v^' Per- 
Er «ar ein Rom^ .wl T "'^^ («2« ^ »« 

Romanen «nnÄchst »i^X; ^\ 'm ^-i« denn 

Kreisen in ihre Reihen auf7unP^,L?^^ TOrnohmen germanischen 
manen and GermanerirS e 2-' . T V*'^*'^ ^'^'^^^ Ro- 
Wergeldea, da.-., B. 3ai RfbuariÄLltt''^ ^es geringeren 
der ausgesprochen aristokratiThe aL^^. zubilligt. Auch 

ländischen Frühmittela ItertaT^mSlt -i^^ Episkopats im abend- 
«rfahren ; im allgeme nen .i^^/d Fra,J»«ire,ch nnr seltene Au«nalimen 
..a^chteo bei Gerirrund l^ane"^^ 
m Staat und Kifehe besetzt .v"rXn No^ " d.e Jiohen Ämter 

die jahrhundertelang hirZ^ W^LI"^ ^''^^ Tatsache, 

und deutschen Kirche ihr P^rnV ^ Konkordat der fränkischen 
ersten Beispiele ür d e enZT/^^"^.^^' N*««««« ^i"es der 
M der BesJtsmig der BisehoS^^^^^ Königtums 
Klerus und Volk cenü^t ^^^^^^^ ;'^"^^"'^<^he" Wahl durch 

durd, den Kö^g kS r'l^ara:^ztL^dt'^^^^^^ 

die Wahl oft /urlrerPTi Fnn^T T^»—?^*""« der Wedie iunzu. so daß 

«"««t, >ve J i;;;' u„rsÄi'''S'°''''? '^P^^ Buohof 
«Wgüoh« Rechte J^I4t a«m>b«n der Adel üeh de, 

bringen »uchtt^JÄ«i^C™V":r'' 7"' ""h-^"- ' 

GroBen mit denTiXln l P^- ""<' fränkischen 

"»»««Igen aus den KrifJ!?. ^'"»''„.^"bannung büßen manen. Her- 
hat^^d^lX^W ' Mon^ht«'»» und ein eifriger Faster. 

kän,g,Alb<rin,«-«S3!S?^ *• d«« I-ngobarden- 

,nne craofeuwlie Frin»Mui, ennelint, auf ihmi arlMiisohen 
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Gemfthl zugunsten dei Katholizismus eiruuv irkon. Er lüßt Handwerker 
aus Italior» kommen, errichtet ein festes Schloß an der wieder von 
Schiffen belobten Mosel und erneuert den Trierer Dom und anden* 
Kirchen; das neue, ländUchere Trier auf den Trümmern eines Teiles 
der Bömentadt« das auch eine Kdnigspfals in eich «chloß, beginnt 
wieder wohnliclier sa werden. Nieetiua pflegt auch Beziehnngen su 
den literarischen Epigonen des Altertums; nicht nur Venantius Fortu» 
iintns hat ihn und seinen Nacbfoltjt r Man-nerich besungen, der Bischof 
steht auch im Briefwechsel mit dem Mailänder Abt Floriari, dem der 
römische Subdiakon Arator sein Epos über die Apostelgeschichte ge- 
Midmet hat, das er auch einem Papst und dem austrasischen Haus- 
meier Partheniue zueignete. So sind die geistigen Zusammenhänge 
des Abendlandes noeli ni* ht alle zerrissen. Parthcnius. der den vor» 
nehmen römischen Kreisen Galliens enfsfaniriite nnd wegen seiner 
allzu römischen Steuerpolitik von den Franken ui 1 ru r 548 getiteinigt 
wurde, wird von Arator wegen seiner Beredsamkeit gefeiert, die den 
Scharen an Rhone und Bhein erschalle; Th u l. rieh I. verpflanzt 
'^.'eistUche aus der Auvergne nach Trier — m.an sielit, uie der politische 
Zusammonliang mit romanischen Teilen (iaUiens aueh den Rheinlandeu 
einen Abglanz der Xachblüte rünn.sciur Literatur verschafft hat. 

Der rheinische Episkopat des 7. Jahrhunderts wie überiiaupt der 
fränkische ist nicht mehr literiwis. h gerichtet, sondern politisch. Deut- 
sehe Namen begegnen p^egen Ende des 6. Jahrhunderts zuerst auch unter 
den Bischöfen von Trier \md Köln; Männer erscheinen unter ihnen, 
die dem austrasischen Adel angehören und sicii m das politische Getriebe ^ 
liineinztehen lassen.- Es ist hier nicht darzulegen, wie die von Anfang 
an Vorhand' III :i P.t sitznutersehiede unter den freien Franken zu» 
nehmen, \\i>' eine führende Minderheit, gestützt auf Glroßgrundl>f--iT/. 
und ab}iängig(> Leute, nieiit nur vom König die hohen Ämter eiupfäuet, 
sondern ihm auch als selbständige Macht gegenübertritt; die „Feuda- 
lisierung" des Staatslebens beginnt. Austranen hat im 7. Jahrhundert 
eigene Könige weniger infolge des fränkischen Erbfolgerech ts als durch 
die rtmbhängigkeitsgelüste der (iroßen. die es bequem finden, unter 
ininuindigen Königen die Herren in\ Lande zu sein. Wie auch diese 
Kreise nun im austrasischen Klerus vertreten sind, das lehrt aufe an- 
schaulichste das Testament eines Diakons Adalgisel Grimo von Verdun 
aus dem Jahre 634, des Erbauers der Kirche von 'J'holey bei St. Wendd 
im Trierer Sprengel, die «t über der Bisehofskirehe \un Verdun ver- 
niaelit. Denn diese Grundherren beanspruchten weitgehende Verfü- 
guug^gewa1t über die auf ihrem Grund und Boden erbauten „Eigen» 
kiroben"; die Christiarusierung und die geistliche Versorgung des 
flachet\ Landes sind dadurch auch in den Kheinlanden zweifellos ge- 
fördert, aber die hergel)raehten Rechte der Sprengelbischöfe zugunsten 
der Gruudherren zurückgedrängt worden, bis nach langem Ringen 
seit dem 12. Jahrhundert deran Anspräche zum „Patronatsrecht*^ 
herabsinken. Jener Adalgisel Qrimo hat Grundbesits im Woevre und 
im Ardennengau, im Noiäen bei Tongsm und in der Trierer Gegend» 
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er liat Weitibergo an Mosel und Li''s»T iiino, besitzt ^fühlfn und »in 
Haus in 'i'rier; ein Neffe von ihm ist Herzog. Solche Tatsachen ver- 
anschauliclien die Beziehungen des Laienadels und der hohen Geist- 
Uchkfiat im Austeaaien des 7. Jahrhimderto; BisohSfe ans diesen Kreise 
konnten den Großen nicht nur mit geistlicher Autorität gegenüher- 
tret^n, sondern auch als ebenbürtige Männer. Pie Rolle, die Bischof 
Chunibert von Köln gespielt hat, findet in Verhältnissen dieser Art 
ihre Erklärung. 

Die Erhebung des austrasischen Ad' In unter Führung der Ahnen 
der KarolingtT, des späteren Bisrhnfs Arnulf von M<>t7 und Pippins 
<lea .älteren, hatte 613 den Untergang der Könicrin linmfiild' und dif 
Vereinigung des ganzen Reiches durch ChJothar II. iurheigeiüiiri; diu 
Grollen hatten es dann durchgesetst. daß Ghlothar 023 Austoaden 
seinem Sohne Dagobert I. (623—639) übertrug, und als dieser seinem 
Vater aiirh im übrigen K< iche gefolgt war (629). mußte er das Ostreich 
bald seinem dreijährigen Sohne Sigibert III. (634 — 656) überlassen. 
Pippin und Bischof Arnulf von Metz sind zuerst die einflußreichsten 
Berater Dagoberts; als Arnulf etwa 629 sich als Einsiedler aus der Welt 
zurückzieht, tritt Bisehof Chunibert von Köln an seine Stelle. So ist 
er 634 in Metz auch dem jumjen Sigibert als Leiter von Hof und Reich 
beigegeben worden . eine Aufgabe, in die sich Herzog Adalgisel, vielleicht 
ein Verwandter jenes Diakons, und dann wieder als Hausmeier Pippin 
mit ihm teilten; nach Pippins Tode (640) erlangte do.s.-,cri f hrgeiziger, 
mit Chumbert eng verbundemT Sohn Grimoald durch Bes« it:;iung ( iiies 
Gegners das Hausmeieramt (643). Wir wissen nicht, wann Chuniin r( ge- 
storben ist und ob er den voraeitigen Versuch seines Freundes Gnmould 
erlebt hat, seinen Sohn -auf den austrasischen Thron zu setzen an SteUe 
des jungen Merowingers Dagobert II., den er zum Mönch scheren und 
nach Irland bringen ließ. Der Versuch scheiterte, Grimonld etxdfte im 
Kerker zu Paris, und ein anderer Merowinger wurde König von Au- 
stra-sien (662). 

Das Untem^men ertnn^ durdi die Beziehung zu Irland an eine - 

andere Ldstung Grimoaldsfürdie Rheinlande; durch ihn hat da,s Mönch- 
tnm hier seinen ersten größeren Mittelpunkt gefunden. Wohl ist das 
Klo^terleben, auch abgesehen von den Anfängen in der späten Römer- 
zeit, vorher dort sicherlich mcht unbekannt gewesen bei der engen Ver* 
brndung mit anderen Teilen des Reiches, die im 6. Jahrhundert schon 
so manches Kloster aufwiesen, wie ja Nicetius von Trier aus einem 
solchen hervorgegangen war. .Aber es fehlm doch in der Rheinprovinz 
sichere Spurer. so alter klösterUcher Niederlassungen. St. Maximin 
bei Trier begegnet wohl als Kirche schon im 6. Jahrhundert; daB aber 
das damit verbundene, später so berühmt« Kloster in so frühe Zeit 
l inaufrcif ht . dafür fehlt j(der Anhalt, und bei der ebenfalls alten Trierer 
Kaclit' St. Eucharius (später St. Matthias) ist das Kloster erst im Anfang 
, des 8. Jahrhunderts bezeugt. Auch der Strom des irischen Mönciitums, 
das mit Cblomban 51H> Gallien erreicht und in dem Vogesenkloster 
Lnxeoil einen einflnSreidieii Mittelpunkt findet, hat die Rhdnlande 
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nur gestreift, als Oolumban, aus seinen Klöstern vertrieben, etwa 611 

bei Theudebert von Austras^ien verweilte und auf dem Wege zum Ober- 
rhein zu Schiff nach Mainz kam. Aber der EindriK k seiner Person 
und seiner Tätigkeit hat nachgewirkt. In dem unter Luxrmls Einfluß 
stehenden Kloster iiemiremunt in IiOthringeu, dann in Luxeiul selbst 
ist anoh ein RhMnl&nder Ifönoh gewordm, Germanus, der ento Abt 
des Klosters Oranfelden bei Basel (f Hin 676). der aus einer vornehmen 
romanischen Familie in Trier 8tamrat<?; sein Bruder Numerian, den er 
in Kemiremont erziehen ließ, ist wahrscheinlich mit dem gleichnamigen 
Trierer Bischof identisch — man ahnt, wie auf diesem W ege die Richtung 
Coiumbans anoh dort Eingang fand. Aber es fehlt auch nicht an einem 
sicheren Beleg dafür, daß der von Colnmban ausgriiende gewaltige 
Aufschwung des fränkischen Klostorwesons auch das Gebiet z\\i8chen 
Maas und Mittelrhein berührt hat. In der Waldeinsamkeit der Ar- 
dennen, auf Grund und Boden, den König Sigibert III. hergab, erbaute 
jener Hausmmer Grimoald gegen 650 das boppelkloster Stablo und 
Malmedy. Der erste Abtbisohof des KlosterSp Rimagilus oder Remaclus, 
wie ex sp&ter genannt wird, war aus dem Kloster Solignac bei Limoges 
hervorgegangen, das nach (hin Vorbild von Luxeuil gegründet war 
und mit der Kegel Coiumbans die Benedikts von Nursia vorband, die 
allmählich allenthalben die älteren Klosterregeln verdrängen sollte. 
Reich mit Besite und Beohten aosgeetattet, der Ausgangspunkt eines 
geistlichen Territoriu/ns an der Grenze des Kölner und Lütticher Spren- 
geis, ist das Doppelkloster auch für die wirtsehaftliehe Entwicklung der 
Ardennen v^on der größten Bedeutung geworden. Südwestlich davon, 
auf den Höhen der Eifel, übernahm im nächsten Jahrhundert Prüm die 
gleiche Aufgabe» die Orfindimg einer Vornehmen, Bertrada (721); das 
Kloster, von ihrer gleichnamigen Enkelin und deren Gatt<;n, dem ersten 
karolingischcn König Pippin, um 750 mit Mönchen aus Meanx bei Paris 
erneuert, ist ebenfalls der Mittelpunkt eines geistÜchen Eürstenlurns 
geworden. Schon unter Pippin faßte es durch die Anglicderung der 
kleinen Klöster Kesseling und St. Goar anoh im Ahrgebiet und am 
Bhein festen Fuß; ferner entstand vor 844 als Ableger von Prüm das 
„neue Kloster" (N'niHn >fonasterium) an der f>beren Erft, nacli .seiner 
Lage im Eifelgau später Münstereifel genannt. Ein Karolinger iiat 
Anteil auch an den Anfängen des Klosters Echternach an der Sauer 
im heutigen Luxemburg, nahe Trier, Pippin der Mittlere und seine 
Gattin Plektrudis, die da-^ von Irniina, der Äbtissin des Trierer Franen- 
klosters Oehren, gegen 698 begründete Echternach zu eigen über- 
nahmen und förderten. Schon Irmina hatte es dem Friesenapostel 
Willibrord übMgeben, so daß die aogelsSehsisohe BGssion hier im Mioeel» 
gebiet einen Stützpunkt erhielt, '^n anderer Angelsachse, Suidbert, 
der mit Willibrord 6f)() zur Friesenmission über das M»'er gekommen 
war, sich bald aber der Bekehrung der Brukterer zwischen Lippe und 
Ruhr gewidmet hatte, erhielt von Pippin, als die Sachsen dieses Gebiet 
eroberten, auf Veranlassung der Ptektmdu» die jRheimnsel Kaiserswerth 
als Zufluchtsort, iro er ein Kloster gründete und 713 sein Leben 
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t;^^'^:^ 7^ S. JahrWe. eine 

. Khster Gehren ; oin zweites g^^nS^Äli^ ^^""''^ 

gegen Endo de. ^rahrhundertfdirFj^n ^Ä,? ""'"^ Stadt. 
KanoniBwnstiffc St. Maria im K-inito . "P^**"^ Kölner 

«einen T'rsprung aof ieM Plet J r ^"^^«^^ ^^'^'^cheinlich mit Recht 

des Mittlerere SilS'tn^hÄ^^ ^^PW- 
üaben soll, jenem Kloster an der obeT^MZl 7'''*''^''"'^ ^"^""^^ 
Luxouü und dorn Kiviso OoJ.m,^^. ^® erwäliut, zu 

hatte. BisnaehKö^ iLn^Sr «-*»"«fen 
bar gewirkt zu haben, so we^a «il ' u''" ^''^^^'^ I^^^'^ mittel- 
auf die Dauer belia^^ T'-f ^^^"^ ^-'-^'^^^'^ 

Frauenklöster später zu den ^^^^ ? 8«^*^« vornehmsten 
übergegangen mnd ^^'^^ ™ Kanonissenatiftorn 

Drittes Kopilei. 

Von Pippin d«n MiWeren bi. «.„ Tode Ludwigs des 

rrommen (667-040). 

form imter Bonifatius' ^rd uß - K 1 tc-^^ *r Kirche uiul ihre He- 
S.t^.- Herstellung der MeCpoIiin^^^r^^ ^^'^'"^^ ^^i^d »in 

t bergreifender rheini..chen Bi?tümeTund^^^^^^^^^ '^^^ ^^«0^"- " 

miemufer. - Kloster Werdei^ _ UnwJ''f ^^'' "{^^^ 
lande kein Grenzland mehr.^ Kari ^fcT GroSi "^^'a "l"^^''^"' ^^'^•'i"' 
A-hen. - Ludwig der Vrc^t"^. kLSiSÄ.':! 

T>er Aufschwung des KloBtem-vuiAn« ;« ^ 
•"»gnutderpolitNcli..,, l.,fiÄ j "> Zusainmen- 

Parteien. Der letzte .u.trJZ K^^^^l^l^ 

Dagobert II dar .1,,^ r„i , j 1 7 J^"®' i»mnoftW entthronte 

durch MortT'W« dfe S„ni" , r'""^'™*"" »■'«•• «■"«•to «ra 

ihrem Ä M^'h'' hk''"..'''" »»"---I""" Großen 

Hau« Arnulfs v„„ Me rd • ^f^, T t ' '''P"' 

D» Sohlacht beT Tenrv ^Ib Vh , Vt'"«"', ««POntiog. 

und Burgund mo«h2 l^ ? ""''»'''«aft auoh in NeratrSi 
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gelangt ist. Diese Herrschet eines austrasischen Frankengeschlechts 

verschob unwillkürlich den Sclnvorpunkt des Rcicht-s nach Oston, 
tind auch die RIk inlniuic gewannen so an politischer Bedeutung. Lagen 
auch die Stamiui^itze der Arnulf tuger in der Gegend von Metz, 
wie früh das Geschlecht durch Heirat und andere Umstände latkt nur 
in Brabant und an der lAaas, sondern auch in der Eifel und am lUidn 
sfinon Haasbesitz mehren konnte, zeigt schon der erwähnte Anteil 
Pippins, seiner Gattin Plekfrudis und üiros Etikels Pippin, der dem 
Hause zu der Macht auch die Königswürdc verschafft hat (75J/52), 
an den Klostergründungen dieser Gegenden. Es ist unbekannt, welche 
Ämter Pippin dem Bfiitleren vor 687 zu dem auf Grundbesitz und ab- 
liängigen Leuten beruhenden Einfluß und neben der Bedeutung der 
Persönlichkeit auch die Rechtsgrundlage für die H< rrsr]inft in Austra- 
sicn gcg('h<'ii hallen; man nuk'hte au das Moselhcrzdgluin (i<'nken oder 
auch an die libuarische Herzogsgewalt. Denn bei einem der Kriege, 
die dem endgültigen Siege Pijppins über die Neustri«« yorhergingen, 
war die Ribuarif rsiadt Köln das Ziel, das ein Bisohof von Rouen 
etwa 683 als Friedensvermittler aufsuchte; von den Kölner M.lrtv!' r- 
„Alonumenten" brachte er K'^liqnicn in seine Bisehofsstadl zurin k. 

Köln tritt auch bei den W irren hervor, die nach dem Tode Pippin.« 
(714) die Einheit des Reiches, die führende Stellung Austrasiens und die 
Herrschaft der Karolinger noch einmal in Frage stellten, bis Pippins 
S<<lin von ciiK'!- Xchcnfrau, Karl Martell. als Sieger daraus hervor- 
ging und als Hausnieipr gegen innt re mul äußere Fcivule der Reichsge- 
walt wieder erhöhte Geltung verschaffte. Die Saelisen verwüsteten 
damals das Land der Ghattuarier am Niederrhein (715), die Vrieoen 
unter Hcrzi'g Ifadbod erschienen als Bundesgenossen der Neustrier 
bei Köln und schlngm Karl, der aus der Haft entronnen war, in der 
ihn seine Sticfnmttcr Pickt nulis gchaUet\ hatte. Als dann al)(T auch 
die A'eustricr durch die Ardennen und die nördliche Eifel unter Ver- 
heerungen vor Köln rückten und Plektmdis zwangen, einen Teil des 
Schatzes au.S2uliefern, überfiel Karl t^U- bei And)leve (zwischen Stablo 
und Lüttich) mul l'Viuhtc ihnen eine Sclilappc bei (716). Rin zweiter 
Sieg bei Vincy {unh^' Cainbrai) sicherte 717 seine Herrschaft in Au«tra- 
sien; von der Verfolgung des geschlagenett Feindes zurückg^kehrt,^ 
nahm er nunmehr Köln in Besitz, wo Plektmdis ihm dÜe von 
Pippin hinterlasscnt II Schätze ausliefern mußte. Seine Wirksamkeit 
g( iiört fortan mehr dem Westen an ; vor allem die Siege über die Araber 
liabcn den Ruhm seines Namens begründet. Daß er darnni (hu Khcin- 
landen nicht ferngeblieben ist, zeigen wiedoiholte Feldziige gegen die 
Sachsen, bei deren einem (73S) er den Rhein bei der Lippemündung 
übersehritt ; einen abgesetzten Bischof von Orleans hat er nach Köln 
in die Verbaimung gesandt (732). Die Gebiete am Rlioin waren offenbar 
eine der öichersten Grundlagen der Macht des Hauses. 

Der Niedergang des fränkischen Staatswesens hatte auch die Zer- 
rüttung der kirchlichen VerhSltnisse im Gefolge gehabt; ja,. diese er- 
reichte ihren Höhepunkt, als das Reich sich wieder im Aufstieg befand. 
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Von den örtUchea Maclitiiabeni wurden auch die BiHtümer wie ein 
IM^t in Anspruch glommen, die Bischöfe in die Parteikämplc ver- 
flochten, nach weltlichen Rücksichten abgesetzt und eingesetzt, und 
auch Karl MartoU mußte mehr darauf sehen, Anhänger an die Stelle 
politischer Gegner zu bringen, als auf ihre geistliche Eignung; das Kir- 
«hengat diente der Ausstattung der VasaDen. Der Hetropolitanverfoand 
liat jede Geltung verloren, die Reichssjmoden haben aufgehört. Auch 
die Rheinlandc weisen Beispiele dieses vrrweltli(Iit<'ii, kriegerischen 
und sittenlosen Episkopates auf. Der Mainzer Bischof Gerold fiel im 
Kampf mit den Saclisen [136 ?); Nachfolger wurde sein Sohn Gewiliob, 
der für den Tod seines Vaters hinterlistig Blutrache öbte. In Trier 
erscheinen um 700 gleichzeitig awci Bischöfe, Basin und r>i (Iwin, 
der ein Neffe Basins gewesen sein soll, der Gründer des Klosters Mett- 
lach an der Saar; auf Leo<iwin folgte sein Sohn Miio, der mit Trier 
die Gewalt im Bistum Reims vereinigte an Stelle des von Karl abge- 
setzten Erzbiseho& Rigobert, eines Rihuariers. Jede geistliche CSesin- 
nung ging ihm ab, auf Bonifatius' Angaben hin reclniete Papst Zacha- 
. rias ihn zu denen, ,, welche den Kirchen Gottes den größten Schaden 
antua" (7öl); auf einer Eberjagd soll er umgekommen sein. 

Der Anstoß zur Reform der verweltlichten fr&nkischen Kirche 
kam von dem Angelsachsen Wynfrid oder Bonifatius, wie ihn der Papst 
genannt hat. D-t Gedanke ih r Hcid< iinii^<ion liat ihn wie Willibrord 
und Suidbert nacli Deut-^fhland geführt; aber mehr noch als auf diest i 
im Tode bewährten iäiigkeit bei Friesen, Hessen und Tiiüniigeni, 
die ihm den Namen von Deutschlands Apostel eingetrag(»i hat, beruht 
feine Bedeutung auf der Ordnung der deutschen und der Neuordnung 
der frünkisehen Kirche und auf der Herstellung ihrer Verbindung mit- 
einander und mit dem Papsttum. Die Synoden der Jahre 742 — 747 unt<'r 
der Leitung von Karl Martells Söhnen, den Hausmeiern Karlmann und 
Pippin, beMichnen hier die Abwendung von der VerweltÜchnng der 
Kirche und die Rückkehr zur geordneten Leitung der Diözesen 
durch einen geistlicher gerielitcten Episkopat, unter dem zunächst so 
manche Landsleutc des Bonifatius sich finden. Schon seine Wirksamkeit 
in Friesland und im rechtsrhdnischen Deutschland hat ihn sicherlich 
dfter den Weg in und durch die Rheinlande nehmen lassen; aus dem 
Kloster Pfalzel bei Trier nahm er den jungen Enkel der Abti.ssin Adula 
(S. 59) mit sich, den vornehmen Frankt n Grcrrnr, der nach Bonifatius' 
Ttide als Abt in Utrecht ohne biscliöthciie Weihe die neue friesische 
Kirche geleitet hat. Aber Bonifatins Ist persönlich in stärkerem Maße 
den Rheinlanden verbunden worden. Längst Bischof und Erzbischof, 
be.saß er wider die kin-hlicln- R<'ti» l keinen festen Sitz; die Reieh>- 
syn<Kle von 715 wi«'S ihm Köln zu, das mitten zw isehen Friesland und 
Hessen und (iarcii die Niihe der iicidnischen Sat^liseu für die Aufgaben 
der SCission günstig gelegen war, der Papst bestätigte die Erhebung 
der Stadt zur .Nfetropole. Aber der Plan stieß auf Widerstand und kam 
nicht zur Ausfüiirung; Bischof von Köln wurde Agilulf. Dafür wurde 
Bonifatius nach Gewiliubs Absetzung Mainz übertragen (vor 748), docli 
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<'lu\p daß .MptropoUtanrpclitf damit vf'i!)iindfn wurden; er blieb per- 
sönlich Erzbischnf, aber nach seinem Tode (7ö4j kam die Würde aii den 
Bischof von Metz, sein Landsmann und Sehfiler Lull» der ihm in Hains 
folgte (764 — 786), wmtie ftunSoliBt elnfaeher Bisch<rf. 

Erst unter Karl dem Großen ist die Ordnung der rheinischen Kirche 
durch die endgültige Durchführung der Metropolitan Verfassung zum 
Abschluß gekoranion. Etwa 780 erliielt Lull vom Papst daa Pallium. 
Alaiju wurde jet^t Metropolo, der Bonifatius' Andenken besonderes 
Ansehen gab; ihm verdanken die Muncer Ersbischdfe im letzten Grunde 
die Stellung eines Primas Germaniae. Bald nach 7^4 wurde Köln 
Mittelpunkt einer Kirelrenpmvinz unter Bischof Hildebald, der als 
Hofkapellan Karls die Hoffreisllithkeit leitete und ihn in geistlichen 
Dingen zu beraten halt«; im ersten Jahrzehnt des 9. Jahrhunderts ist 
endHeh auch Trier wieder Metropole geworden. JAe iheiniaohe Kirohe 
hat damit ihre Gliixlerung ( rhalten, wie sie bis tur Franzdsischen Re- 
volutio!^ fnrtbf standen hat. Trier behielt als Suffragane die drei lothrin- 
gi.selii n HistünKT, und das Trierer Ristutn selbst griff zu beiden Seiten 
der Lahn nicht allzuweit auf das rechte Kheinufer hinüber. Anders 
die Bistfimer und Provineen von Mainz und Kdbi. Im Mainser 8|NDengel 
gingen noch im S. Jabrhund^ die 741 begründeten Bistum» Btira- 
burg in Hessen und Erfurt in Thüringen auf, so daß er damit dem 
rechtsrheinischen Teile des Bistums Trier die Aupdehnnngsmöplieh- 
keit tiaeh Osten nalmi, sich selbst bis zur Saale erstreckend; die Mainzer 
Provinz band bald den gidBten Teil des rechtsrheinlselien I)etttscldand8 
von den Alpen bis Niedecsaehsen mit dem schmalen, auf der Unken 
Rheinseite gelegenen Streifen der oberrheinischen Bistümer zu einer 
Einheit zusammen. Ebensowenig m urde der Rhein für Köln zur Grenze; 
r(>chtä vom Flusse umfaßte der Sprengel nicht nur ribuarisches Land, 
sond^ anofa Westfalen bis zur Uppe. Frfih erwarb die Kölner Kirche 
dort Eigengut; bis in die Zeiten von Chunibert führt« die mittelalter- 
liehe Legende den Besitz von Soest zurück, wo die Patniklii^kirehe 
der Mittelpunkt kirchlichen Lebens ^^urde. Wenn der Keiner 
Bischof sich vergeblich gegen Bonifatiu.s bemüht hatte, die alten An- 
rechte seiner Kirche auf Utrecht (S. 63) zu neuem Leben zu erwecken 
(763), wenn Utrecht sich als selbständiges Bistum behauptete, so wurde 
es doch neben Lüttieh ein Teil der Kölner Kirchenpro%'inz, die sich femer 
mit Mainz xmter Karl dem Großen in die neuen sächsischen Bistümer 
teilte. JNirgcndwo in den Rheinlanden bildete so der Strom eine Scheide 
der kirchliohoi Sprengel, und wenn das Bistum Trier, wann die Pro- 
vinzen von Trier und Köln im Westen auch romanische Teile umschlossen» 
weit umfangreicher waren doch die deutschen Gebiete rechts vom 
Rhein, deren Bischöfen die Nachfolger von Lull und Hildebald als 
Erzbischöfe die Weihe zu erteilen hatten. Einer der ersten war der 
vornehme Itiese Liudger (f 809), der erste, noch von Hildebald selbst 
geweihte Bi.scliof von Münster, zu den Rheinlanden in besonderer 
Beziehnng durch das Kloster Werden an der Ruhr, das er als Eigen- 
kioster seiner Familie auf ribuarischem Boden nahe der Sachsengrenze 
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um 800 gegründet bat. Die unter Karl zum AbediluB gekommene 

kirchliche Ordnung fördcite s(» die \% rbindong der Rlioinlande mit 
dem übrigen Deutschland, eine geistige Klammer auch in Zeiten der 
pulitischen ZerspUtterung. 

Alä diese Ordnung um die Waide des 8. Jahrhunderts durch-* 
geffihrt wurde, hatte der Norden der Rheinlande aufgehört» ein Orenz- 
laod zu sein. Karl Martell hatte die noch unabhängigen Friesen unter- 
uorferi, und (ii'- von der nahen Sachsengrenze drohenden Gefahren, 
die Ihn und seine Söhne Karlmann und Pippin so manches Mal vom 
Rhdne aus mit Heeresmaeht in das Sachsenland Qehen ließen, wurden 
unter Karl dem Großen endgültig beseitigt. An die Stelle gelegentlicher 
Strafexpeditionen, die als Antwort auf Kaubziitre der Sachsen immer 
nur vorübergehende Erfolge bewirkten, setzte Karl bald den ItewnLUi-n 
Plan, diesen letzten deutschen Stamm dos Festlandes mit VVafti iigeu alt 
für das Frankenreieh und das C9iristentum za gewinnen; nach jahr- 
zehntelangem, durch andere Unternehmungen nur unterbrochenem 
Riugeji (772 —804'; hnt er das Ziel errficlit, trotz aller Stammesbeson- 
derhciteu fühlten die Sachsen sich bald dem Reiche zugehörig und im 
gemeinsamen Glauben „wie Brüder" der Franken. Die Unterwerfung 
d«r Sacluen ist die Vovaassetsung ffir die Entstehung des tip&Uxen 
Deutschen Reiches; sie ist auch für die politische Stellung der Rhein- 
lande von der größt<Mi Bedeutunggeworden. So wichtig dieser alte Kultur- 
boden, dieses fränkische Kemland, von Anfang an für das Reich auch 
gewesen sein mag, es war doch im Guizen des Beichsverbandes wenig« 
stens im Norden eine Art Außenwerk; seine Bed(^utung sti^ als mit 
den Karolingern ein fränkisches fJeschlecht aus d'-in deutsch-romanischen 
(Jrenzgehjet die Führung übernahm, das früh auch in den Kheinlanden 
Wurzel faßte. Jetzt, nachdem das weite Stammcsland der Saciisen 
dem Reiche eingefügt war, vMwhiebt sich dessen Schw^unkt noch 
stetiger nacJi Osten, gehören die Rheinlande nicht mehr EU den Rand- 
gebieten des Reiches, s "julern sind ein Teil des Innern geworden, die 
natürUche Brücke zwischen den romanisclun Gebieten des Westen» 
und dem erst später, zum Teil erst jetzt der abendländisch-clinstlichen 
Zivilisation si<^ öffnenden reehtsrlimnischen Deutschland. 

Viel stärker treten nun die Pfalzen des Rheingebictes als Aufent- 
haltsorte der He rrscher hervor. Schon Pippin hat einmal in Sinzig, 
wiederholt in Düren verweilt, hier Eeichsversammlungen abgehalten; 
bd eanem vtm Rheine ans ontemommenen und übor Bonn zurück- 
führenden Feldzug gegen die Sachsen hat in seiner Begldtui^ Bischof 
Hildegar von Köln im Sachsenlande den Tod gefunden (753). Nw^h 
mehr gewinnt das Land zwischen Maas und Rhein unter Karl dem 
Großen an Bedeutung. Wie die Sachsen 778 noch einmal bis Deutz 
und surLahnmfindung mheerend vorgedrungon sind, so bilden gegen 
sie die Rlieinlande das natürhche Aufmam^ebiet; Karl geht nahe 
der Lippe oder bei Köln über den Rhein, um von dort aus nach Osten 
hin vorzustoßen. Vor allem aber liegen hier die Ruhepunkte zwischen 
den Kriegen des großen Kaisers und die Mittelpunkte, von denen aus 
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or dio vielseitige Kultunirbeit betriebon und gefördert hat. welche d'w 
Bedeutung seiner Person und seines W irkens für die folgenden Jahr- 
hundertc nicht minder groß erseheinen läßt als seine JSroberungeii. 
"Zü den älteren Pfalzen wie Attigny an der Aisne, Heristal bei Lfittich 
und Diedenhofen an der Mojjel treten als Aufenthaltsorte Karls in zu- 
neliirit ridem Maße Ort*^ am Rhein von W<^)rnis über Frankfurt und 
Mainz mit dem geg»«nüberliegonden Kost heim und dem nahen Ingel- 
heim bis hinab nach Xymwegeu, wo er, wie in Ingellieini, den Bau einer 
neuen Pfalz begann. Anfangs hat er auch wiederholt noch Düren 
besucht; dann wird immer mehr das uestUcher gelegene, sehen in römi« 
«eher Zeit bewohnt«' Aachen sein Lieblingsaufenthalt, fast sein dauernder 
Sitz in einer Zeit, die im allgemeinen das l'mherziehen des Herrscher*? 
erforderte. Die warmen Quellen waren es, die ilun den Ort wert machten, 
•dessen Lage im Waldgebiot der Ardennen auch die MSgUchkeit sur 
Übung des von ihm geliebten Waidwerks gab. Schon die ersten Weih- 
nachten hat er als Köm'g 76S dort verbraclit, auch in den 70»'r und 80«t 
Jahren ist er mehrfach dorthin g<>kommrii; mdlich von 794 an ver(!eht 
kein Jahr, in dem er nicht längere oder kürzere Zeit in Aaciicn geweilt 
hat. Oft hat er Weihnachten oder Ostern« mitunter beide Feste dort 
gefeiert, wo die von ihm ab Pfalzkapelle erbaute BCarienkirche, das 
heutige Münster, noeh jetzt von den künstlerischen Bestrebungen Karls 
Zcuytiis ablegt. Hier fanden sich die Oelehrteti mit ihm zu ein« r Art 
Akademie zusammen, hier ließ er Kciciisveräammlungen und kircii- 
liche Synoden stattfinden, von hier aus ist so manches Gesetz in das 
Reich hinausgegangen, w urden die Köiiigsboten ausgesandt zur Ab- 
stellung von Mißbräuchen, zur t*l" r\va< hung der Grafen, um über- 
haupt die L'.Hizc Verwaltung mir »'inh^-itlichrm (Jeiste im Siiiiu' Karls 
zu erfüllen. Die Weltstellmig des Keiehes trat nicht zum wenigsten 
luer in Aachen zutage, dessen Pfalz Papst Leo III. (805), Gesandte 
•des Kötügs von Asturien, des Kalifen von Bagdad und des Patriarchen 
von Jerusalem iti ihren Mauern g<s(]ien hat. Hier habeu die Abge- 
sandten des oströmisehen Kaisers Karl als Imperator \md Ba.sileus 
begrüßt und damit da^ abendländische Kaisertum anerkannt (812); 
dort hat er endlich seinem 8ohne Ludwig in f^erlioher Veraammlung 
die Kaiserkrone und -wurde übertrafen, wenige Monate ehe er hier am 
28. Jannur 814 gestorben und in der MarienkirclK- liestattet worden ist. 

L'iiter seinem Soline r.iidui^ dem f'ronimen bleibt die politische 
Stellung der Hheinlande unverändert und bleibt im besonderen Aachen 
•der,eigentb'che Sitz der R^ierux^. Auch Frankfurt und Ingelheim 
und die Nvmwegener i'falz liaben den Kaiser oft gesehen, auch in Worms, 
Mainz und Kreuznach Init er sieh wiederlK)lt aufgehalten; aber auch vr 
hat at\ keinem Orte so oft und so lange \ erweilt w ie in Aachen, und er 
hat seine ilegierung als Kaiser damit begonnen, daß er das unter seinem 
Vater dort am Hofe Eingerissene lockere Treiben abzustellen verouchte. 
Aachen erschien so sehr als Hauptsitz des Herrschers, daß er für den ihm 
in Aquitanien nahegetretenen Klosterrefurmer. Abi Benedikt von 
Aniane (f 821), dem er die Aufsicht über alle Klöster des Reiches über- 
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trug, in der Nähe von Aachen das Kloster Inden (heule Koruelimüiiäter) 
gründete,- um ihn dauernd in seiiier Nähe xu habrai. In Aachen haben 
816 und 817 Synoden Klosterreformen beschlossen und sind 816 audi 

Regpln für das ben der Kanoniker- und Kanonissenstifter zustande 
gekommen. Auch die wcclisclvoUen Schicksale des sehwachen und 
ungiückhchen Kaisers, wie sie sich duich das Verhältnis zu den Söhnen 
aus erster Ehe und die Fragen der Nachfolge und Reiohsteilung gestal- 
teten, haben zum Teil die Bheinlande zum Scliauplatz gehabt. In Aachen 
ist 817 das Gesetz erlassen worden, das den Gedanken der Reichseinheit 
unddesKaisertums niitdemfränkischenErbfolgerechtzu verbindensuehte ; 
damals hat Ludwig hier seinen ältesten Sohn Lothar I. zum Mitkaiser 
erhoben. Dort empfing er 833 die Naohridit von der zweiten Empfirung 
der Söhne. d\c 7.n seiner Absetzung und Demütigung führte, und im fol- 
genden Winter kehrte er als Gefai^p iu r T^othars nach Aachen zurück. Auf 
einer Rhcininsel bei Ingellicim hat er 840 sein bewegtes Leben beschlossen. 
Das Reich Karls des Großen löste sich jetzt tatsächlich auf; in der 
politischen Geschichte der Rheinlande beginnt damit ein neuer Abschnitt. 

Seit der Unterwerfung der Sachsen waren sie von keiner politischen 
Grenze mehr berührt worden; sie zerfielen wie das ganze Reich in kleine 
Grafschaften, die nach der Beseitigung der Herzoge im Gegensatz zur 
MraoinngerEeit za kwaet h^eren Verwaltungseinheit zusammen- 
-gefaßt wurden. Vorübergehend waren die örtUchen Machthaber wicd<^r 
zu ein- und absetzbaren Beamten geworden, und es ist begreiflich, 
daß die Karolinger ihr Vertrauen gern Männmi nus dem Osten dos 
Reiches schenkten, dem sie selbst entstammten. Aucli ein riieinisches 
Geschlecht findet sich so unter den Familien, deren Mitglieder als eine 
Art Amtsadel das Grafenamt in den verschiedensten Teilen des weiten 
Reiches verwalteten und in der neuen Heimat mannigfaltieni Geschicken 
entgegengingen. Es ist ein Geschlecht aus der Trie rer Gegend, die 
Nachkommen des Bischofs Leodwin (um 700), des obenerwähnten 
Gründers von Mettlach und Vaters des Bischofs Milo von Trier und 
Reims (S. 61). Ein Nachkomme vwi Milos Bruder Wido, ein Graf von 
Nantes an der Grctize der Bretagne, ist als Parteigänger Lothars mit 
diesem nach Italien gijzogen, wo sein Sohn Wido Herzog von Spoleto 
wurde; dessen gleichnamiger Sohn (f 894), der auch ab Bewerber um 
die Krone IVankreiohs atifgetretsn ist (888), wo ein Zweig des Hauses 
geblieben war, und sein Enkel Lambert (f 898) bezeiclnicn als Könige 
von Italien, die auch die Kaiserkrone gewannen, den ersten Höhepunkt 
in der Geschichte dieses rheinischen Geschlechts, das, im Dienst der 
Karolinger emporgekommen, im Kampfe gegen sie fem von der Heimat 
zur höchsten Würde aufgestiegen ist, als das Reich Karls des Großen 
der Auflösung verfallen war — sie bedeuten den ersten Höliepunkt in 
der Geschichte des Hauses; denn wahrscheinlich gehört einem andern 
Zweige der Nachkommen Leodwins das saUsche Geschlecht an, das seit 
dem 10. Jahrhundert auch am Rhein eine bedeutende Rolle spielen 
.sollte und seit Koniad II. dem Deutschen Reiche ein Jahrhundert 
hindurch vier hervorragende Herrscher gegeben hat. 

OMahtohte dct BhebilftKla«. I. * 
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Viertes Kapitel. 

Die Übergangszeit vom Vertrag von Verdun bis sur 
endgültigen Vereinigung der Rheinlande mit 
dem äbrigen Deutsdiland (540-925). 

Der Vortrag von Verdun. — Das Mittelreich Lothars I. ~ Lothar II. und 
Loth&ringicn, sein Khehandel. — Ende des Mittolreichs, Vertrag voo 

-Meersen. — Schlacht bei Andemacl). — Ganz Lotharingi<'ii mit dem ost« 
fränkischen Keicho vereinigt. — Die Normannen. — ijturz Karls III.» 
Arnulf. — Das letzte Encneinon der Normannen in den Rheinlanden. — 

Kinporkornimn des l.nienftd^•l^^ Das Königtum Zwentibolds. — Wif-'dor. 
Vereinigung Lotharingiens mit dem Ostreich unter Ludwig dorn Kind. — 
Die Konradiner und il>re (legner. - Anschluß Lotharingiens an West- 
franken. — Karl dor Einfältige. Oraf Reginnr und sein S Im Giselbert. — 
\\'iedergewinnung Lotharingiens durch Heinrich I. 

Der To<l Ludwigs de-s Frommen hatte den Krieg der jüngeren 
Söhne, Ludwigs des Deutschen utid Kai N d<"« Kafd' U, gegen den ältesten 
Bruder, Kaiser Lothar L, im (iefolge. i^er Üruderkricg hat aucla die 
Rhoinlaxide berührt, als jene im Firuhjahr 842, nachdem sie in Strafiburg 
durch die berühmten Eide ihren Bond bekräftigt hatten, rheinabnärts 
gegen Lothar vorstießen und ihn nach dem Übergang über die Mosel 
bei KoMon/ zwatigen, von Sitizig aus naeh Burgund zu fh'ehon; Aachen, 
Ivöln und Heritstal fielen in ilirc Hände. Bald begaiuiea die langwierigen 
Verbandlungen, während derer Lothar nach Aachen zurückkehren 
konnte und die eine Zeitlang in Koblenz in der ^on dem Trierer Erz- 
biscliof Hetti 836 erbauten Castorkirche geführt wurden; sie endeten 
im August 813 mit dem Vertrag von Verdun tmd der Teilung des 
l^eiehes. Zwischen das fa.>t ganz, romanische VVestreich Karls des Kahlen, 
das spätere Frankreich, und das germanische Ostreich Ludwigs des 
Deutschen, aus dem Deutschland hervorgegangen ist, schob sich daa 
Mitteln ich Lothars, ein künstliches, lat^ggestrecktes Cebilder es urji- 
faßtc It ali' ii. Burgund und die txördlieh anstoßenden Landschaften bi» 
zur Noi-d.scc zwischen <len Mündungen der ischelde und VVeßer. mit 
Rom und Aachen als HauptstÄdten. Die Rheinlande fielen zum grofiteu 
Teil in dieses Mitteh-eich, das nach Westen hin bin zur Scheide und über 
die Maas hinaus sicli erstreckte und mit den deutschen Gebieten an 
Mosel. Rhein und Nordsee so ausgedehnte romanische Landstriche ver- 
band. Der kleinere Teil der heutigen Rheiuprovinz gehörte dem ost- 
frankisohen Reiche an. Da ihm gleich den BiÖsesen von Speyer und 
Worms die von Mainz ganz zugewiesen wurde griff das Ostreich im 
Süden der Rheinlande über die Nahe in den Hunsrück hinüber. Daun 
bildete d«'r Rhein von Baciuiracli .stromabwärts bis etwa* zur l>ft- 
mündung die d'reiizo, die weiter über den Fluß hinweg nach iVorden 
verlief; dagegen ist es nicht wahrscheinlich» daß de, wie oft an- 
genommen wird, schon bei Unk< I vom Rbeine nach Osten auswich 
und der ribuarischen und säciisischen Stammesgrenze folgte. Die 
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Kircheupruvinz von Trier firl so mit Ausualimc des rechtsrheinischen 
Teiles des Trierer Sprcngi ls gs^nz in das Reich Lothars, die von Köln 
etwa zur Hälfte, da die sächsischen und rechtsrheinieche ribuap 

rif-clic Gebiete einen Teil des ostfränkischen Reiches bildeten. Die 
prilitis( hon Orcnzen gingen 80 teilweise mitten durch die kirchlichen 
Bezirke InndurcJi. 

Lothar, der dieBegierungltaliens smem ältesten Sohne, Lud\\-ig II., 
überließ, hat sich meist im nördlichen Teil seines Reiches aufgehalten. 
I)"rt fat^den d\r Znsnmmenkünfte mit seinen Hrüdern statt, welche 
flie von der Selixstsueht der (Je^ehwister bedrohte Herrschaft der 
,, Brüderlichkeit" luid „Einiracht" zwischen den drei Teilreichen sichern 
Rollten; am Rhein, in Köhlens oder Köln, erfolgte die Begegnungen 
mit Ludwig dem Deutschen, im Moaf-" ' i' t, in Meersen bei ^^aastn( ht 
fxler in Liittich, solche mit dem westfrünkisclicn Karl <idcr aller drei 
Brüder; Aaclieu bleibt die Hauptresidenz. 855 staxb der Kaiser in 
Prüm, dem von seinen Ahnen begründeten Tomchmen Kloster (S. 58), 
nachdem er kurz vorher der Herrschaft entsagt und sich dorthin als 
Mönclv zvirückge7-ogen hatte. Da-s Keich hatte er unter sciii«- drei Söhi\e 
geteilt; von Italien und Burgund scliicden sich die Gebiet«^ an Rhein, 
Mosel, ^laas und ^kordsee, die dem mittleren, noch jungen Sohne 
Lothar II. (865 — 869) zufielen «md als sein Rdch nach seinem Tode 
den Namen Lotharingien, Lothringen, erhielten, der erst allmählich 
rtiif einen Teil im Süden an tirr obcreii Mose] eingeschränkt worden ist. 
Die Rheinlande mit Ausnahme des ostfränkischen Anteils gehörten 
also zuHJ Reiche des jüngeren Lothar, welches das Schicksal so vieler 
Pufferstaaten teilte, die Begehrlichkeit der Nachbarn zu reizen, in 
diesem Falle des ost- und den \\< st fränkischen Oh«ms. Seine Regierung 
ist erfüllt von den trotz aller Hemmnisse immer erneiit*'n Versuchen 
des Königs, seine Khe mit der kinderlosen Theutberga zu lösen und seine 
Geliebte Waldrada als anerkannte Gattin heimzuiführen, von der er 
Nachkommen hatte. Er hat dadurch außer anderen Widerständen 
den von Nikolaus I. hervorgerufen, dem bedeutendsten Papste des 
Jahrhvmdcrts, der zugunsten der rechtmäßigen, an ihn appelHerenden 
(U mahUn die Autorität seiner Person, seines .Amtes und des Recht<>s 
geltend machte; die Metropoliten Guntiiar von Köln und Thcutgaud 
von Trier, die Lothars Wünschen auf Aachener Synoden gefügig ge- 
wesen waren, liat er auf einem römischen Konzil 8ö3 schonungslos ab- 
gesetzt. Für die rluinischen Kirchen waren unsiciiere Verhältnisse 
die Folge, die noch über den Tod Lothars hinaus andauerten im Zu- 
sammenhang mit dem Kampf um seine Erbschaft. 

Denn der Tod Lothars bedeutete für sein Reich das Ende 
der Selbständigkeit, nachdem es ein Vicrteljahrhundert, von 843 
bis 869, ein unabhängiges Dasein geführt und in dem Adel des Landes 
ein Souderbewuütseiii entwickelt hatte. Die Herrscher von West- 
franken und Ostfranken suchen das Reich Lothars und damit die Rhein- 
lande zu gewimien; nach dem Ende des Mittelreichs beginnt die immer 
noch andauernde Auseinandersetaung zwischen Deutschland und 
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Frankreich über ihn-, von der Xatur nicht bestimmte Grenze. Es folgt' 
eiru' t)H«'rg;ings7,»'it in der Lotliflringien wiederholt den Herrn wcch^'oU. 
bis das Land üicii 925 für Jahrliunderte endgültig Deutöchlaud an- 
schließt. Die Rheinlande haben als Teii des Ost- oder Westreichos 
nicht mehr die centrale SteUnng sorückgewonnen, die «e unt^ Kirl 
dem Großen und seinem Sohne eingenommen hatten; die letzten Karo- 
linger residierten im allgemeinen außorlmlb des Landes, für die ost- 
fränkischen Herrscher b(>deuteten Frankfurt, Tribur, Forclihcim und 
K(!genäburg zunächst mehr als das im Heichsganzen abseits hegende 
Aachen. 

Der Versuch des wesffnunkiachen Oheims, Karls des Kahlen, aioh 

869 heim Tnde Lothars des gatizen Landes zu bemächtigen, scheiterte; 
im Vertrage von Meensen mußte er 870 Ludwig dem Deutschen die 
Osthälfte Lotiiaringiens mit x-Vachcn und Metz zugestehen. Nationale 
Gesichtepunkte lagna der Zeit fem ; so wenig wie der Vertrag von Vevdun 
auf Sprache und Volkstum Rücksicht genommen hatte, so wenig die 
sehr willkürliche Grenze von Meersen, wenn sie der Sprachgrenze anoh 
etwas näher kam; die Rhein }>rovinz fiel so gut wie ganz in den ost- 
frinkischon Anteil. Das Abkommen, das man oft in seiner Tragweite über- 
seh&tat bat, hat nur wenige Jahre Beetand gehabt. Beim Tode Lud- 
wigs des Deutschen (876) rersuchte Karl der Kahle nicht nur wie 869 
auch das östUche Lothringen in Besitz zu nehmen, man schrieb ilun 
/ndem A))siehtcn auf Mainz, Worms und SpejT^r zu; der (Jedanke der 
lilienigrenze taucht auf. Er besetzte Aachen und Köln; aber die Nieder- 
lage, die ihm Ludmgs des Deutschen zweiter Sohn, Ludwig III., bei 
Andernach beibrachte (8. Oktober 876), machte sein Unternämen su- 
nichte, das östhche Lothringen mit den Rheinlanden blieb den ost- 
fränki?e)ir'n Brüth-rn Ja, nach dow 'Vodr Karls und seines Sohnes 
Ludwig des Stammlers gewann Ludwig III. durcii den Verzicht auf 
die ihm von einer Partei angetragene westfrftnktsche Krone in den Ver- 
trägen yon Verdun (870) und Bibemont (880) auch das westliche Lotha- 
ringien; die 84^ bestimmte Westgrenze des Mittelreiehes an der Scheide 
und westlich der Maas ist so 879 und nach einer l^nterbreelnins; endgültig 
925 für viele Jahrhunderte die Grenze von Frankreich und Deutscldund 
geworden. Toul, Verdun und Cambrai wurden Städte des Deutochen 
Reiches; vor die deutschen Rhein- und Mosellande legte sich im Westen 
innerhalb des Rejolies ein breiter romanischer Orcnzgürtcl. 

Die schwer.sten Zeiten kamen damals über die Rheinlande; nneli 
sie wurden jetzt von der „nordgermanischen Völkerwanderung'' erfuüt, 
^e seit dem Ende des 8. Jahrhunderts, besonders seit dem Bruderkrieg 
von 841. das BVankenreich mit immer neuen Scharen von Normannen, 
d. h. vor allem von Dänen, überflutete. Wie Seine und Loire dienten auch 
Mau'^ und Rhein als F'infallstore für die Seliiffe dieser ..Wikinger", die 
dann zu Lande, gestützt auf große Lager, mitFeuer mid Schwert wüteten, 
weder Alter noch Geschlecht verschönern); wie später um Befreiung von 
denTürken, betete man um Erlösung von dem „wilden Volk** der Nor- 
mannen. Bas südliche Friesland im Rheindelta war schon seit einem 
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Meuschenalter heimgesucht worden und Staad unter der Herrschaft 
von Normannen; Utreoht und d«r {fir den Handds verkehr rhdnabwärta 
und über das Meer wichtige benachbarte Halen Duarstede lagen in 
Trümmern. Zum pr!=itonm.al zogen Normannen 86^ <l**n Strom hinauf 
bis in die Blifinlande ; d'w \'iktorkirch(' in Xantrn wurde zerstört. 
Aber die grüße Xut begann hier erst 880. Zwar eine Schar, diö sich in 
Xymwegen fcBteetzte, zog adüießUch ab, nachdem sie die Pfak Karb 
des Großen in Brand gestockt. Doch 8B1 kam da.s große Heer", das 
sicfi S79 vi'ti P^nglaud nach Flandern gewandt liatte, zu Wasser und zu 
Lande die Maas hinauf und machte auK der Pfalz Elsloo unterhalb Maas- 
tricht ein festes Winterlager als Stützpunkt für Raubzüge im Gebiete 
von Maas and Rhein. Nach Maastricht, Lüttich und Tmigern wurde 
Ribuarien vfn\ seinem Schieksal ereilt; Jülich, Zülpich, Neuß, Köln 
jnit seinen Kirelien und Bonn gingen in Flammen auf. Die Aachener 
Marienkirche diente als Pferdestali, die Pfalz wurde verbrannt; die 
K16ster Kornelimünster, Malmedy und Stablo, 882 Prüm teilten dieses 
Sehieksal, ÜberKobltfiz zogen die Scharen moselaufwärts und zündeten 
Trier an, um erst von Remich aus, wo der Bischof von Metz in einem 
Gefecht gegen nie fiel, mit ihrer Beute nach EIhIoo zurückzukehren. 
Wohl belagerte Kail III., der gerade nach dem Tode seiner zwei Brüder 
Herr des ganzen ostlrankischen B«achM gewovden war, sie dort mit 
einem Reichsheer; aber er erkaufte schmählich ihren Abzug durch Geld- 
zahlungen und tTlierlragung von Grafschaften und Lehen in Frie.shitid. 
Neue dänigche iScharen setzten bich im Winter B83 bei Duisburg fe»t; 
doch worden ihre Verheemngen durch den tapferen ostfeSnldsdien 
Grafen Heinrich und den Erzbischof Liutbert von Mainz in engeren 
Grenzen gehalten, im Frühjahr S84 zo^en sie ab. Aber die Verwü-stungen 
von SRI '82 sind offenbar füreht<>rlieli <;e\vesen; die Masse des Volkes 
muß unendUch gelitten haben, soweit sie fliehen konnte und nicht dem 
Schwerte tum 0])fer gefallen war. 

Xaeh dem fi iili( n Tode zweier £nkel Karls des Kahlen vereiiugte 
Karl III. 885 noc h einmal fast das ganze Reieli Karls des ( Jroßi n; aber 
die Unfähigkeit, die er hei iler Bekiiinpf\n»o dir \"rMiium''ti avicli im 
Westen durch den öchniach vollen Loskauf des tapfer verteichgten Paris 
2dgte* führte 887 den 'Sturs des kranken Kaisers durch iünulf von 
Kamten herbei. Da.s Frankenxeich löste sich jetzt endgültig aof ; mit 
dem oetfränkisehen Teile gewann Amulf Lotharingien. Die Xormannen- 
not hat ihn 891 zum erstenmal dorthin geführt, al« die Feinde von 
Westen her wieder eindrangen, bei Lüttich über die Maas gingen und 
bis in die Gegend von Aaohea plünderten. Am Geulenbaoh bei Meersen 
erUtt ein fränkisches K<eet eine Niederlage, in der mit vielen änderten 
vornehmen Männern der Erzbischof von Mainz fiel. Arnulf selbst i.st 
darauf im \yc8ten erschienen; im Oktober errang er einen glänzenden 
Sieg bei Ldwen an der Dyle, der fireilieh nicht hinderte, daß nach dem 
Absug des Königs normannische Scharen am Orte der Schlacht über- 
winterten und 892 zum letzten Mal in die Rheinlande vordrangen, 
„mit angeborener Grausamkeit alles verschlingend". Über Boim 
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gelangten pic f)is Latui'Ml« rf fn i Mchli-m, tlanii w irlicn ^i,- cineiii Angriff 
aus und zngrii vom Klit iiital ab durch dw Wälder der Eifel: eine neue 
Verheerung von Prüm w ar die letzte Tat der Normaiuien auf rheinischem 
Boden, ehe sie durch die Ardeimen sioh weiter nach Westen wandten 
und bald aus dem ausgeplünderten und von Hungersnot heimgeaachten 
T^Ande nach England hinüberfuhren. Wohl kehrten sie später an die 
untere Seine zurück, wo ihre AnJ^iedlung in der „Norniandie" die Zeit 
dieser Heimsuciiungon 911 heiH,>hJoO; auf iliren von dort aus unter- 
non^menen Zügen eraohi«ien »e 809 noch einmal an der Maas und be- 
drohten die Grenze Lotharingiena. Die Rheinlande habm sie nicht mehr 
erreicht, wenn auch in den friesischen Gebieten des Niederrheins Dänen 
noch ein Mcnschenalter lanp i!\r Wesen trieben und Utrecht ©TSt um 930 
wieder aus seinen Trünmieni erstand. 

Dem Lande ist nach dem Abzug der Normannen keine Kuiie be- 
sohieden gewesen. Zwar die Versuche Hugos, des abenteuernden und 
s<*lb8t mit den Normannen gemeinsame Sache machenden Sohnes Lo- 
(!iafs IT. voti diT ^^'a!d^ada, im Lan<lo seines Vater-; Fuß zu fa-'^sen, 
sind olme Ergebnis geblieben; 885 lieli Karl III. ihn bl- iidca, als Möneli 
in Prüm hat er gleich seinem kaiserlichen Großvater dua Leben be- 
schlossen. Aber die Kämpfe im Herrseherhause seit der Zeit Ludwigs 
des Frommen, das nur mehr gelegentliche Erscheinen der Könige im 
Lande nach 869 hatten die Selbstündigkeitsgelüste und die Machtbegier 
der Großen gesteigert, die liier nahe der Grenze sich besonders leiclit 
Bestrebungen zur Stärkung der Zcntralgewalt widersetzen konnton. 
Noch sind die Grafschaften nicht erblich; aber es gibt doch Grafen« 
familien, denen das Amt fast selbstverständlich zufällt» Grafen, die 
wf ]\r i\h »■tue (Jrnfschaft innehaben. Das Köriig.Kgut hatte zur Befrie- 
digung der AiihäiiLi'T m'tnindcrt werdcix tnüss.(>u; die Eingriffein das 
Kirchengut zugunsten der Großen meliren sich. Wenn man in den 
Rheinlanden im 9. Jahrhundert beginnt, aus dem der Verwaltung des 
Bischofs unterstehenden ICathedraleigentam einen besonderen Teil 
für da,s Domkapitel (z. B, von Köln) auszuscheiden, uenn ebenso in 
Klöstern Al>t- und Konvontgut getrennt %verdon, so hat dabei die Ab- 
sieht mitgewirkt, einen Teil des Gutes für die Kanoniker oder Mönche 
gegen die BSngrifCe der Großen aiohersustellen. Grafen übernehmen als 
Laienäbte die Leitung von Klöstern wie Eehternaeh, St. Maximin, 
Tholey und Stablo; die Ausnutzung des Kiosterlx-sitzes war der Zweck. 
Der wirtschaftliche und der geistliche Stand der Genossenschaft Ult 
darunter; an die Stelle der IConche traten mitunter freier lebende 
Kanoniker. Gegenöber dem Laienadel, der vor den kirchlichen Immu- 
nitäten nicht haltmachte, konnte der König im allgemeinen auf die 
unter «einer Mitwirkung eingesetzten Bisehöfe und Äbte rechnen, 
tr<Azdcm auch diese fast immer den Adeiskreisen entnommen wurden; 
aber auch innerhalb des Laienadels fehlte es nicht an Gegensätzen, die 
in Gewalttaten und Unruhen ihren Ausdruck fanden. 

Drei Jahre nach dem letzten Einfall der Normannen in die Rhein- 
lande hat König Arnulf dem Reiche Lothars in sdnem unehelichen 
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Sohne Zuentibold nochmals rincn eigenen König gegeben. Der Ge- 
'Vt danke, an die Spitze dieser unruhigen, eben noch von außen bedrohten 

•ok Gebtete wieder ein standig-ira Lande reeidierendee IlütgUed idnee Haosee 

adw zu setzen, mag neben dem Wunsch, den Sohn zu versorgen, dabei wirk- 

r!i''. sani gewesen sein. Nachdem die lothringischen Großen anfang.-« Ein- 

D<th Spruch erhoben hatten, gaben sie ilire Zuätimmung; 895 erhielt das 

I^nd in dem etwa 15jährigen Zwentibold nooh einmal einen König, 
tSfi. der, ohne von Arnulf ganz unabhängig zu sein, doch weitgeiu-iidc Selb- 

standigkeit genoß; Aachen konnte wieder als Sit/ eines Königs gelten. 
-Ji: Die Regierung war weiug glücklich; gewalttätig und roh, hat Zwentil)oId 

•VI OS nicht verstanden, die Uxibotmäßigkcit der Großen zu meistern. Als 

^ et mit einem Male vier Grafen ihrer Würden beraubte, griff Arnulf ver- 

mittelndein. Dann überwarf Zwentibold sich mit seinem einflußreichsten 
Ii,. Berater, Graf Reginar, der zwi-chen der unteren Maas und der Scheide 

^ zu einer bedeutenden Machtstellung gelangt war; abgesetzt, rief dies«>r 

l-, den weatfirankischen Karolinger Karl (den Einfältigen) ina Land (898j. 



der damit ja nur die Bestrebungen «eines Großvaters, Karls dee Kahlen, 

wieder aufnahm; ohne Mühe besetzte er Aachen und Xymwegen. Bald 
trat eifi Rückschlag ein; es kam zum U'affeii.stillstaiHi und bei einer 
Zusammenkunft der Könige zu St. Goar (ä99) zum Frieden, Ki^ri 
ve-rzichtete auf sein Unternehmen. Ira selben Jahre starb aber Arnulf« 
dem sein sechsjähriger Sohn Ludwig IV, (das Kind) folgte ; das lothrin- 
gische Königtum Zwontibolds brach nun zusnmmen. Es erfolgte 9(M) 
f in :dlgemeiner Abfall der Bischöfe und Grafen, die zu dem ostfränkischen 
König übergingen und ihn ins Land holten; in einem Treffen an der 
Maa^ ist Zwentibold gegen aufständische Große gefatlm, der letzte 
Köiug von Lotharing^en. Seit 900 nnterstt^m die Gebiete links und 
rechts vom Rhein wiefler einem Herrscher, wenn auch rlcr Fortbcstand 
einer eigenen lothringischen Kanzlei unter dem Erzbischof von Trier 
als Brzkanzler zeigt, dafi Lothariugien neben dem ostlränkischen Reiche 
«ine Sonderstellung behalte sollte. 

Das königliche Kind ist ab und zu im Westen erschienen, so in 
Ingelheim und in Aaclien. G<genüber den einlieimischen weltlichen 
Großen fajul dae Königtum eine Stütze in den Bischöfen. So werden 
dem Erzbischof Ratbod von Trier auf Kosten des Trierer Grafen öffent- 
liche Einkünfte übertragen; die durch die Immunität vorbereitete Los- 
lösung der Stadt aus dem Grafsehaftsbczirk macht Fortschritte. Ferner 
wird das schon von Arnulf begünstigte reclitsrlieinisrlie Geschlecht 
der Konradincr auch iu Lothringen mit Besitz und Rechten ausgestattet; 
besaßen die konradinischen BrSder bereits Grafeohaften rechts vom 
l^Iittelrhein und an der Lahn, so erhalten zwei von ihnen, die Grafen 
Gebhard und Konrad. die Abt^^ien St. Maximin und Ochren und anschei- 
nend auch Besitz an der Maas. Gebhard (t 910) u ird einmal als ,, Herzog 
vom Keiche Lothars" bezeichnet; er scheint so den lotiiringischen 
Grafen fibeigeofdiwt worden su sein, freilich nicht ohne Widerstaml 
2U finden. Wie im Osten die Babenberger mit den Konradinern in Felide 
lagen, so haben im Westen die an der mittleren Mosel mächtigen Grafen 
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(Jt'rhard und Matfrid das Eindringen dieser ( Jünfitlinge des Königs- 
ha\isr8 bekämpft; gleioiizeitic! mit drm An^rriff dos von der Sage ver- 
klärten BaboiilxTL'tTS Adalbert auf die Konracliner, dem jener Konrad 
zuai Opfer fid. der dann aber auch den Untergang Adalberts herbei- 
Ifihrte', erfolgte 906 in Lothringen die Empörung der xwd Oraf(*a; 
sie scheiterte, geachtet haben sie das Land verlassen mössen, und die 
übrigen Großen verhielt<'ii sieli zunächst ruhig. Aber im Todesjalir'' 
Ludwigs de'^ Kindes, mit dem 911 die ostfränkischen KaroUnger ini^- 
starben, trat em Umschwung ein; vielleicht schon kurz vor Ludwigs 
Tode trennten die Lothringer sieh Tom ostfrankiBchen Reich. Während 
die Orofien der rechtsrheinächen deutschen Stimme Konrad, den gleicb- 
namigen Sohn jenes gefallenen Grafen, zum König (911 — 918) erhoben, 
hielten die Lothringer an dem Erbrecht des karolingischon Hauses 
fest und nahmen den westfränkischen König Karl den Einfältigen als 
ihren Herrscher an, und vergeblich hat Konrad Lotliriugen und die 
lothringisch«! Besitsnngen seines Hauses zuräoloEuerobeRi versucht 
(912, 913), Lotharingien blieb mit Westfranken verbunden, das letzte 
Mal für fa.st neun Jahrhundertc, daß der Bhein die Grenze gegen Osten 
gebildet hat. 

Der Gcxlanke an die Erbansprüche des wcstfränkisclten Karoüngers 
war in diesem Stammlande des Hauses noch lebendig. Karl rechnet 
seit der Er\\ erbung Lothringens in seinen Urkunden neben den all- 
gemeinen Jaliren seiner Regienmg besotiderc n;uli der Gewinnung 
dieser , .größeren Erbschaft"; nannte er ^icli i^isinr wie seine letzten 
Vorgänger einfach Kömg, so nimmt er jetzt als Herr diesem fränkischen 
Kernlandes den erweiterten Titel „König der Franken" an. Er ist 
öfter imLande erschienen; nicht nur an der Mosel , auch ^^ ei ter im Norden 
hat er in den Pfalzen von Nvmv\eor«'n. Heri^t.il und Aachen Aufenthalt 
genommen. Jener Graf Regiaar, der im Nordwesten des Landes zwi.sclien 
Maas und Scheide schon unter Zwentibold hervortritt, der unter Lud- 
wig zuletzt als „Graf und Kfinigshote" (comes ao missus dominicus) 
' aus der Reihe der Grafen hervorgehoben wird, sclieint im Nordwesten 
weiter den größten Einfluß geübt zu haben, als Laienabt von St. !\ra.xi- 
min, Echternach, Stablo und St. Servatius in Maastricht auch in Be- 
ziehung zu den Rheinlanden. Sein Sohn Giselbert bat 916 die Macht* 
Stellung des Vaters geerbt, ein nach Unabhängigkeit strebender, ehr- 
geiziger und unzuverlässiger Mann, der die ..Schaukelpohtik" Reginar» 
fortgesetzt untl sich naeh wonigen Jaliren gegen Karl empört hat, 
gegen den dann auch im Westreich Widerstand einsetzte. Der deutsclio 
Kdnig Heinrich I. aus dem sSohsisohen Hause, der 919 auf den Thron 
gelangt w ar und V)akl in dieVerhältnisse westlich vom Rhein einzugreifen 
begann, bat Karl noch 921 bei einem Freundschaftsvertrag, den sie, 
der ,,%\c.stfriAnkisehe" und der ,,ostfränki.sehe** König, an der Grenze 
ihrer Reiche auf dem Rhein bei Bonn abschlössen, im Besitz von Lo- 
thringen aneriuimt. Als aber dann in Frankreich gegen Karl i^n Nioht- 
karohnger als G^;enk5nig erhoben wurde, als er gar in die Gefangen- 
schaft seiner Geg^ geriet (923), in der er nach Jahren gestorben ist. 
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rif'f ein Teil der lothringischen Großen, vor allem Giselbert und der Erz- 
bischof von Trier, Heinrich herbei, der 923 unter Verheerungen in 
LoUiiiitgen einrnokte ; im Osten des Laades fand seine Henschi^t bemte 
Anerkennung. Noch einmal wechselte Giselbert die Partei und schloß 
sich dem neuen westfränkischen Köiiie an. Darauf überschritt Heinrich 
926 medenim den Rhein und nahm Zülpich, und jetzt erkannte ganz 
Lothsiingieii ihn als König an. um nunmehr für lange Zeit dauMiid 
dem deutschen Reiche verbunden zu bleiben und mit ihm die Rheinlande. 
Die Zeit eines selbständigen Mittelreieiies, das sicli nicht als leVir-nsfähig 
erwiesen hatte, und die Jahre des Srhwankens zwischen Ost und West 
sind beendet; mit 925 beginnen fiir die iiheinlande Jahrhunderte un- 
unterbrochener Verbindung mit dem reehtarheinisohen Deutsdiland. 
Unter dem Gesichtspunkt der Staatszugehflrigkeit bezeichnet über- 
hnupt erst die P'raiizösiscbe Revolution dnen neuen Abschnitt in der 
rheinischen Geschichte. 

Fünftes Kapitel 

Von der Wiedervereinigung Loliitfingiens mtf dem 
Deiilsdien Reidi bis zum Aussterben der 

französischen Karolinger 
{92.5 bis um 1000). 

Stammeshorzogc. — Die Herzogtümt r Franken, Sachsen und Lothringen. - 
Giselbert imd Heinrich I. — Uiigarneinfälle. — Die Weihe Ottos I. in 
Aachen; Aachen als KrönungsstÄcIt. Krönungsrecht des Kölner EMbilehofs. 
— Aufetand Eberhards von Franken und Giselborts von Lothringen, ihr 
Tod. — Konrad der Rote. — Der Liudolf sehe Aiif stand. — Die Poütisierung 
dos Episkopats; die Herkunft <1* r rheinischen Bisehöfe. — Bruno von Köln 
als Erzbischof und Herzog. — Teilung des Herzogtums Lothringen. — Die 
epMere rheinische Hasogsgewalt der Kölner Eh%biaeh5fe. — Karl von 
Niederlothrineen. - Eroberungpvcrsuch Lothars von Frankreich. An- 
fänge Ottos III. - Ende der französischen Karohnger in Frankreich und 
Niederlothringen. - LVnberumiSpläne l^einri(•h8 I. von Frankreich. — 
Der Kampf um LotharingieD auf Jahrhunderte für Deutschland ent- 
schieden. 

Allenthalben bei den deut.«clien Stämmen rechts vom Rhein waren 
mit und ohne Duldung des Königtums, gefördert durcJi die Bedürf- 
nüsedes Grenzschutzes und die Jugend des letzten Karolingers, zwischen 
dem König und den Gcafen weaentiidi anf der Grundlage d» Stammes» 
gemeinschaften neue größere Zwischengewalten empOfg^ikcMDimen, die 
Stamm esh erzöge. Heinrich I, gewann im Gegensatz zu seinem Vor- 
gänger Konrad dadurch festen Boden, daß er sich mit den gegebenen 
Tatonoh«! abfand und die BdchadsAidt nicht durch eine nmiohst 
unmögUdie Znruckdrüngung der neuen Gewalten, soi^em duroh ihre 
Anerkennung und (las Einvernehmen mit ihnen 7.u sichern suchte. 
Im Kample mit den Babenbergem hattea sich am Main, am Mittel- 
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rhein und aa der Lahn die Konradiner darohgesetzt; so erkannte Hein- 
rich die führend(^ Stellung in diesem Herzogtum , .Franken" Eberlh-ird 
au, dem Bruder König Konrads, dessen (Jel)i(>t auch einen kleinen l'eil 
der heutigen Rheinprovinz in sich schloü. Im Nordosten reiclite sie 
in einiger Entfernung vom Rhein noch In das Herzogtum Sachsen 
hinein, das jetxt dem aus dem Herzog hervorgegangenen König unmittel- 
bar unterstand. Auf sächsi-srhcm Hoden, nicht fern von dem Milnner- 
kloster Werden (S. 62), lag Iiier das Kanoiiissenstift E-^<vi\, das Bischof 
Altfrid von Hildesheim (852—874) gegründet hatte und dessen vor- 
ndunmn Konvent gegen Ende des 10. und in der ersten H&lfte des 
U. Jaihrhundert» Angehörige des sächsischen Königshauses als Äbtis- 
sinnen vorstanden. Der größte Teil der Rheinprovin/ irehörte zu 
Lothringen, das nun, nachdem es aufgehört hatte, ein eigenes König- 
reich zu sein, als zweites fränkisches Herzogtum sich dem Rcichsverband 
«infügte, das aber auch groBe romanische Gebiete umfaßte und so der 
■ Stamraeseinheit entbehrte. Giselbert, den Heinrich mit seiner Schwester 
CJcrberga vermählte, uird als Herzog anerkannt; spätestens .«»'it ^'2S 
führt er regelmäßig diese Bezeichnung (du.x). Bei aller Selbständigkeit, 
mit der er etwa an den Wirren Frankreichs teilnahm, tritt doch der 
Znaammenhang mit dem übrige Reich zutage. Der K&iig selbst ist 
wiederholt, auch um der französischen Verhältnisse willen, in Lothringen 
rrschienen, hat sich in Maastricht, Aachen und Duisburg aufgehalten. 
Er übt die hergebrachten königlichen Rechte bei der Besetzung der 
Bistümer auch im Westen dos Reiches und sucht zuverlässige Männer 
auf die lothringischen Bischofsstnhle zu bringen,' die ein Gegmgewicbt 
auch gegen den Herzog darstellen konnten ; Erzbischof von Trier wurde 
Ruothert (931 — 956), der Bruder der Köiiigin Mathilde, aus dein Ge- 
schlecht Widukinds. der einst als Herzog die Freiheit der Sachsen 
gegen Karl den Großen verteidigt hatte. 

Der einzige äußere Feind, der in diesen Jahren den Boden der Rhein- 
lar.de betreten hat, war(<ii die Ungarn, dr-ren Bekämpfung nicht zum 
wenigsten den Hn!im Heinrirlis begründet liat. Selion 911 scheinen 
ihre Reiterschareu im Mayerifeld bei Koblenz und im Ahrgau geplündert 
zu haben. 919 erscheinen sie aberhnals in Lothringen; damals wird 
ihin>n das im 9. Jahrhundert gegründete Kanoniasenstift Gerresheim 
(bei Düsseldorf) zum Opfer gefallen sein, dessen Insassen Erzbischof 
Hermann I. von Köln in das von ihm erneuerte Kölnt r Stift zu den 
11 000 Jungfrauen verpfiatute (922). Wie der König Sachsen gegen den 
Feind durch die Anlage von Burgen sicherte, so hat man sich in der 
gloiehcn Weise auch im Westen zu helfen gesucht; als die Ungarn 926 
wieder djts , .Belgische üaUien" verwüstet hatten, da vertauschten 
zwei Edb Besitz a-i der Mosel und Nalie at^ St. Maximin gegen einen 
zur Verteidigung geeigneten Berg bei Kirn an der Nahe, um dort eit». 
Befestigung anzulegen. Der EinfaU von 957 scheint sfidlich an 
Rhemlanden vorbeigegangen zu sein. Dann hat die Gelegenheit des 
Liudolfschen Aufstarules die Ungarn noch einmal, 054, durch das nörd- 
Udie Lothringen geführt, in Gladbach vergrub man bei ihrem. Nahen 
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die Reliquien; der Feind gelaugte bis Moai^tncbt, um sich dauu nach 
Westen zu «enden. Im nächsten Jalue hat der Steg Ottoe des Groß«i 
auf dem Leehleld dem Abendland für immer Rohe vor den Ungarn 

verschafft. 

Hoiririch I. war 936 gestorben, im selben .lalir«', in dem wieder ein 
KaroUnger. Ludwig IV., auf den französischen Thron gelangte. So sollte 
vielleicht nach dieser Seite hin die Zugehörigkeit Lotliringeos zum 
Deutschen Reich dadurch betont werden, daß gerade am Sitze Karls 
de» Großen Hinnrirlis bereil« znm X;ir>hf()ltr»T designitrtrr Sohn Otto 
von den Großen aller Stämme zum König erwäJdt und auf den Thron 
erhoben wurde, um dann von der Hand des Maiiuer Erzbischofs Uildi- 
bert Salbung und iCrone zu em]tfangen. Es erfolgte damit nicht etwa 
eine besondere Weihe des neuen Königs für I^tharingien, sondern rie 
galt für das ganze Reich rechts und links vom Rhein. Die Erinnerung 
an Karl den Großen hat Aachen zur Krönungststadt gemacht, die es 
weiterhin, wenn auch nicht dine Unterbrechungen, gebliebm ist; gleich 
die nächsten Könige. Otto II. (961) und Otto III. (983), sind dort ge- 
weiht worden, und seit Heinrich III. (1028) ist die erste Krönung des 
deutschen Königs in Aachen Gewohnheitsrecht geuordeii, da~s von d'^r 
(ioldenen Bulle Karls IV. (1356) anerkannt und außer in besonderen 
F&Uen bis ins 16. Jahrhundert geübt worden ist. Schon bei der feier- 
lichen Weihe des Körugs bekundete sich so die engste Verbindung des 
rheinischen Frankeniandes mit dem Reich und dir StolIuiiL' Aacliens 
als des vornehmsten Sitzes der Herrschaft, wie eui mittelalterUcher 
Hynmus es feiert: 

Urbs Aquensis, urbs regalis, 
regni sedea prindpalis, 

prima regum curia. 

,,.\nr!i( ii, ZiiT d'T Ktjnigsstädte, 
Du, des ilirons fiuiu'iimste Stätte, 
Erster Königshof im Reich." 

(Übmetiang tob J. Fr. S. BtAilower.) 

Aiu iien gehörte zum Bistum Lüttich und damit zur KöUier Ivirchen- 
provinz ; so hat der Köhler Brzbischof schon bei der Erhebung Ottos I. 
den Ansprueli auf Vornahme der KiÖinmg geltend gemacht, die auch 
Trier als iilten^r Bischofssitz und .Maitiz als jingeselienste, durch das 
Andcnkfn des Bonifatius geweiht*- .Metropole in Ansprueli nahmen. 
936 drang der Mainzer Erzbiscliof durch, aber später hat Piiignm von 
Köln das Krönungsreoht für seine Kirche gewonnen ; seit der Krönung 
Heinrichs III. bis ins 16. Jahrhundert hat der Kölner Erzbischr>f im 
allgemeinen die Krönung vorgenommen, während der von Mainz in 
Vorrechten bei der Königswahl eine Entschädigung fand. Nicht mir 
Aachen als Krönungsort, sondern auch die Vornalime der Handlung 
durch einen rheinischen Ersbischof zeigt sJso, wie sehr man im Osten 
die Gebiete am Rhein sogleich als Kernland des Reiches angesehen hat. 
Zunächst freilich konnten sie noch i^einesvegs als ein gesiciierter 
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Reiohstoil gelton: die in dor Vergangenheit Lotharingiens begründeten 
und durch di«' Grcnzlafif' Itfgiiristigteii Selbständigkeitsnf igiingen der 
(,'roßfn. ihr W idorst rohen gegen eine zentralistische Herrschaft wirkten ; 
ebenso daliin wie die von den letzten französischen Karolingern T\'ieder 
aufgenommenen Ansprüche auf diese Stammwtee des OescUeehts 
und das Erbe Karls des Großen. Bei dem der Krönung Ottos sieh an- 
schließenden Festmahl hatte Giselbert, in dessen Amtsbereich Aachen 
]»<!. iN Kämmerer sich mit den anderen drei Herzogen in der Art der 
spateren Krzainter in den Dienst dcF Königs geteilt; so trat der syn^^'^ 
liache Handlungen liebenden Zeit die Abhängigkeit der Herzoge vom 
König ansdiauNch vor Augen. Bas Bestreben Ottos ging dahin, ibie 
Selbständigkeit zu verringern; er stieß damit auch auf den ünabhängig- 
keits.einn seines lothringisch(>n Schwagers, und Gipclhort hat so die 
(Jcgensätze im Königshause und die Vnnihen, welche die Anfänge der 
Regierung ültos erfüllen, benutzt, um sich dessen strafferer Herrschaft 
zu entziehen. 939 machte er mit dem aufständischen Bruder Ottos, 
Heinrieh, gemeinsame Sache; Eberhard von Franken, der siob schon 
im vorhergehenden Jahre empört hatte, schloß sich an. Ludlüig von 
Frankreich ging schließhch auf die Anerbietungen der Lothringer ein, 
die er zuerst abgelehnt hatte; endlich fiel der Erzbischof Friedrich von 
Mainz ab. So bilden die Rheinlande einen Teil des rasch wechselnden 
Kriegasofaauplatzes; dort ist auch die Entscheidung gefallen. Otto 
siegte zunächst hei Birten in der K&he von Xanten über Heinrich und 
(Jiselbert, Dann aber wurde seine Lage gefährlich; vergeblieh belagerte 
er bei einem neuen Zuge über den Rhein den lothringischen Herzog 
in Chdvreraont U^i Lüttich. Freilich bedeutete der Abfall der Herzoge 
noch nicht den des ganzen Landes, ein Teil der (Sroßen hidt dem König 
die Treue, darunter die Eberhard verwandten Ciafen Udo vcm Rhein- 
gau und der t(< rau und Konrad vom Niederlahngau; ihr Vorgehen 
entschied die Lage zugunsten des Königs. Während dieser im Elsaß im 
Kampfe stand, hatten CJiselbcrt und Eberlunti <'inen Vorstoß a\d das 
rechte Rheinufer unternommen; auf dem Rückweg wurden sie gegen- 
über Andernach von den beiden Grafen überfallen, Eberhard fiel im 
Kampfe, Giselbert ertrank beim Versuch, über ch n Rlicin zu entkommen. 

Zum /u f iteiinial hatte ein Treffen bei Andernach über das Geschick 
der Rheinlande entschieden. Franken erhielt keinen neuen Herzog; 
die Grafen des Landes blieben unmittelbar dem König unterstellt, 
darunter am Mittelrhein rechts vom Flusse die Sieger von Andernach 
und auf beiden Seiten weiter oberhalb ein anderer Konrad, der Rote 
genannt, der Ähnln rr des salischen Königshauses (S. 65), dessen Haupt- 
besitz um Speyer lag und der als Graf nicht nur im Speyergau, Worms- 
feld und Niddigau, sondern auch im Nahegau bis in den Hunsruck hin- 
ein gebot, dessen Haus bald auch wahrscheinlich die Grafschaft in dem 
^nördlich anstoßejulen 'l'rechirgau und dem Mayciifeld erlangt hat. 

Auch nach (Jiselherts Ende hatte Otto in Lothringen mit der Un- 
^ botmäßigkeit der Großen und den damit Hand in Hand gehenden 
';^Erobening8T«r8uchen Ludwigs von Frankreich au kämpfen, der sidi 
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tiiit Ottos Selnvt'ster (i<»rberga, der Witwo des lotliririgisohen Herzogs, 
vermälilte; der deutsche König verband .sich seinerseits gegen ihn mit 
aafruhrarieeheik fransösiechen Großen, bis 942 der Friede mit Frank- 
reich zustande kam. Bei der schwachen, von Gegnern im eigenen Lande 
bedrohton Stellung des fraiizösisehen Königtums ruhten jetzt für ein 
Menscheualter die karolingi.st:hen Ansprüche auf Lotln'ingen, dcs^eri 
Große wohl in die Kämpfe Ludwigs mit seinen Vasallen eingriffen, 
and auch Otto hat wie ein Schiedsriehtw bei den Herten FraiücrMchs 
vermittelnd und ausgleichend gewirkt. 

Die Rheinlaiido werden davon nur insoweit beriilirt, als der König 
auch durch diese Verhältnisso nach Westen geführt wurde. Er hat 
«eh oft dort gezeigt; nicht nur in Fnuü^furt. Mainz und Ingelheim 
hat er rieh aoj^halten, auch in Duisbaijp, Nyrowegen und vor allem 
in Aachen, wo er wiederholt 0.st<>ri\ feierte und Hoftage abhielt — die 
Traditionen Karl-; d s Großen sollten offenbar lebendig erlmlieri 
werden. Die L« lumg des Landes hat Otto kurze Zeit seinem Bruder 
Heinrioh übertragen (940), der sieh aber gegen die Großen nioht be- 
haupten konnte; nachdem der König dann die herzogliche Gewalt 
an einen einheimischen Grafen Otto gegeben hatte (910 — 044), machte 
er nach dessen frühern Tixle jen<^n Konrad den Roten zum Herzog, der 
im Innern widerstrebende Grul^ tatkräftig niederhielt, wie er nach 
außen hin die firanzSsiaehe Politik Ottoa onterstützte. Dieaw auohte 
rieh seiner Treue zu versichern, indem er ihn mit seiner Tochter üud- 
gard vermählte, aus derselben P(>litik heraus, aus der er das Herzogtum 
Bayern seinem Bruder Heinrieh, Schwaben seinem Sohne Liudolf 
übertrug. War eine Rückkehr zur karoUogischeu Grafschaftsverwaltung 
nicht mehr mfiglioh, Heß sich die herzogliche Gewalt nicht allgemein - 
wieder beseitigen, wie in Franken, so sollte sie doch mögUchst Ange- 
hörirren rl- < Ivr)!iigshanses vorbehalten bleiben, ein einheithchcr Geist 
der i^egierung durch diese Verwandten des Herrschers vermittelt und 
gewährleistet werden. 

Dieae Politik hatte die ESntradit der Familie, die Unterordnung 
der Herzoge unter Otto zur Vorauaaetzung; sie mußte seheitenip sobald 
Gegon:^;itzf; unter den Verwandten und persönhehe Verstimmungen 
schwerer wogen als die Bedürfnisse des Reich''s. So kam der W endepunkt 
mit dem Liudolfschen Aufstand der Jahre 953 und 951, in dem Sohn 
und Schwiegersohn, Uudolf von Schwaben und Konrad 7on Lothringen, 
eich gegen den König erhoben. Nicht Partikularismus der Westniark 
hat sich dabei i^ejen die Zentralgewalt gewandt, sonderti persönlielie 
Gründe haben Konr a'i n.n die Seite Liudolfs geführt, die Unzufriedenluit 
über den Eudluli Heinrichs von Bayern und über Maßualmien Ottos, 
durch die der Herzog sich gekrankt IShlte; dagegen hielten die lothrin- 
gischen Großem zum König. Auch bei diesem Aufstande bilden die 
Rheinlando nur einen Tf il de< weit ausp. ri. Imtcn Kriegsschauplatzes. 
In Köln hat Otto, naehd'-in er die in Main/, notgedrungen gemachten 
Zugeständiüsse in Westfalen zurückgenommen liatte, 953 seinen lothrin- 
gisohen Anhang gesammelt, der sich g^n Konrad erhob; ein Treffen 
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an (h rMaas mit Graf Reginar vom Hennegau veratilaßte den Herzog, 
L tili in<!»«n zu vorlftÄSon. Als in diesem Jahro der P^rzbischof Wif^frid 
Köln starb, gab Ott" ihm soinen jünp^ten Hrudt r Bruno zum 
NachColgcr, gieiclnvie er nn aaciisten Jahre Mam/ .seinem uuehelichcu 
8ohne Wilhelm übertrug; da ein Oheim des König» schon seit Jahren 
die Trierer Kirche leitete und anch dessen Nachfolger seiner entfernteren 
Verwandtschaft angeliörte, waren nun alle drei rheinischen Bistümer 
init Verw aiKlteii Ottos bosctzt Aber Bnino erhielt 953 zu der crzbischöf- 
liclien \\ urdc auch das Konrad abgesprochene Amt des Her/.ogs von 
Lothringen; während Otto die Gegner in Süddeutächland bekämpfte, 
hat Bruno seine Sache erfolgreich in Lothringen vertreten, in das die 
Ungarn 954 zum letztenmal einbriiehen (S. 74). Konrad kMikto damals 
ihre Seharen in da.s (Gebiet -^^Mücr Feinde, ehe sie nach Frankn ieh ab- 
zogen. Mit der Untt i w^-rfunu der Aiif.ständi.schen endj tc die Erlielniiii:; 
im selben Jalire; Liudulf und Konrad blieben im Besitz ihres Kigenguts, 
ihre Herzogtumer erhielten sie nicht zuräck. 

Die Übertragung der lierzoglichen Oew alt in Lothringen auf den 
schon mit der Wünle cin< s Erzbi."<chof.s bekleideten Bruno w ar < twas 
Außf rgrwöhtdiclu's. und srhon ZeitgtMiossrn haben an dieser Verbindung 
weltUcher Aufgaben nut dem geistlichen Amte ^Vnstoß genommen. 
Und doch ist der Fall, trota sdner besonderen Art, bezeichnend für die 
Wendung, welche die innere Politik Ottos nun fiberbaupt nimmt. Der 
Versuch, die Herzoge durch ilire Wald aus dem Krei.se der nahen Ver- 
wandten an .sich 7M fesseln, hatte sic h alf< unzureichend er« lesen; stellten 
diti Bischöfe selu>n vorher ein gewisses < H*gengewici»t gegen die Laieiv- 
gcwalten dar, so werden sie jetzt vollends in staatUche Aufgaben hin- 
eingezogen. Die „Politisierung" der deutschen Bisohl^e, ihre £nt> 
Wicklung zu geistlichen Fürsten mit deren Doppdstdlung macht Fort- 
schritte. Wenn bei deti weltlichen Oroßen die Xeignnp 7uv Verer})nng 
des Amtes unverl-;> mibar war. so war diese Gefalir bei der hohen Gcist- 
üchkeit nicht vorhanden; indem die Bistümer Reichsbistümer bheben 
und auch viele Reichsabteten diesen Charakter bewahrten, deren Vor^ 
Steher in der Regel unter dem entscheidenden Einfluß d^s Königs be- 
stimmt wurdei\. konnte er an diese Stellen zuverlässige, etwa als Mitglieder 
der Hofgeistlielik' it , f|. r ,.Mofkapelle", erprobte Männer bringen, die 
zwßi fast immer dem iiuiicu Adel entnomm^i wurden, aber oft aus an- 
deren Gegenden stammten imd mit den Interessen des Luenadela 
ihres neuen Wirkungskreises wenig gemein hatten. Von den 13 Ers> 
biseliöfen, die in den zwei Jahrhunderten von der Wiedergewinnung 
Lothringens (925) bis zum Wormscr Konkordat (1122) die Kölner Kirche 
geleitet haben, waren höchstens fünf aus der Rheinprovinz gebürtig 
und hatten wenigstens acht früher der königlichen Kapelle oder Kanzlei 
angehört. Von den 12 Trierer Erzbischöfen derselben Zeit stammten 
nun(h <;tens zehn aus Frank<-n, Bayern, Schwaben, Sachsen und Fries- 
lund; einer war früher Trierer Diakon gewesen, also vielleicht ein »Sohn 
der Moselgegend ; ein anderer Bewerber aus der Diözese, ein Sohn des 
Grafen von Luxemburg, hat rieh auch mit Waffengewalt nicht durcfa- 
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setzen köiuieii. Niclit mir Bruno voji Köln gehörte den höchsten sütii- 
Bisehen Kreisen an; sein «weiter Naohfolger, Gero (960 — 976), der Grün« 
der (li'fi Klosters OUdbach, uar ein Xcffe des bernhniten Markgrafen 
und \Vet\donbekämpfers <^l«ic-li<'n Namens, und w alirsohoiulich vixt- 
stamnite auch drr /.winchen ihnoti wirkende Er/.bischof P'olkjnaT, 
der Bruno naliegus landen hatte, dem Adel der Hennat des Herrscher- • 
haufles. So hat das Königtum, indem es solche, dem dnheimischen 
Laienadel gegenüber unabhängige Männer auf die Bischof. sstühle brachte» 
sich an ihnen ein Opgengevvic)\t \Jnd eine Stütze zu schaffen gesucht. 
Sclion längst waren die Bistümer mit Heichsgut und manchen öffent- 
hehen Rechten ausgestattet worden, jetzt mmmt diese Entwicklung 
ihren Fortgang. Die Erzbisohöfe von Köln und Trier haben nach 
früheren Anfängen (S. 71) wahrscheinlich unter Otto I. die vi>llen Grafen- 
rechfe in ihren Bischofsst.'idtcn erlanpt, der biscliöfliclic Burrrj^raf trnt 
hi<'r an die Stclh; des Grafen; später sind ganze Grafyclmftcn an die 
Bistümer gekommen. Die durch die Vtrk-ihung von Immunität be- 
gonnene ]>urohbrechung des Gralschaftsverbandes kcHnmt zum Ab- 
soliluß und schafft in Verbindung nnt Grundbesitz und iwitzbj^ren 
Hechten die Grundlagen für das Entstehen einer hischöflieiien Fürsten- 
macht. Sie bedeutete für den König keine Gefahr, solange er die 
Besetzung der Reich^kirchen bestimmte und über das Reicliskirohcngut 
und über die Dienste der PriUaten auch für weltliche Aufgaben verfugen 
konnte. Die WeL'L'abe \ nn Hoheitsrechten mußte allerdings bei der 
Doppelstclhni^ der Bis( lii'jfo verli:ini;nisvoU werden, sobald die Kirche 
sich ihres geist heben Charakters wieder stärker bewußt wurde und sich 
ohne Verzicht auf jene Rechte gegen die Herrschaft des Königtums 
und überhaupt jeder Laiengewalt auflehnte, wie es im 11. Jahrhundert 
geschehen ist. 

Bruno von Költi bietet das anschauliehste, wenn auch in seiner 
Weise einzigartige Beispiel für die Verbindung von Königtum und 
Episkopat und für die Übertragung «aeltlicher Aufgaben auf einen 
Bisohof. Der jüngste Sohn K^g Heinrichs war geboren im Jahre 926, 
in dem IjOtlmrintrien dem Deutschen Reiche wiedergewonnen wurde; 
so ist es schwerlich ein Zufall, daß der früli für den geistlichen Stand 
bestimmte "Knabe seine Erziehung nicht in Sachsen erhalten hat, etwa 
in dem vornelunen Kloster Corvey, sondern in der Domfichule zu Utrecht. 
Von Jugend auf war er offenbar dazu bestimmt» sp&ter als Haupt eines 
der lothringischen Bistümer die geistigen U7)d politischen Bande zwischen 
dem noch nicht ganz gesicherten \\>sten un<l dem iibri^'cn Reich enfrer 
zu gestalten; die Tätigkeit als Kanzler und als Erzkaplan am Hofe seines 
Bruders hat ihm dafür die staatmännische Schulung gegeben. Er hat 
in SMner Friihaeit si«^ gelehrte Bildung erworben, die ihn als Bischof 
auf die Hebung der Domschule bedacht sein ließ. Er war eine inner- 
liche, geistlich gerichtete \atur, nicht ohne asketisclu' Neigungen, 
ein Freund des Eremitentums; läßt sich bei ihm auch keure Beziehung 
SU den Bestrebungen der lothringischen Kl(«terreform erkennen, die 
langst in dem Bistum Trier mit der Reform von St. Maximin (934) 
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und im Xachbarspre'n<:< I Lüttich eingesetzt hatte, so hat Bruno doch 
durch die ( Jründuiiu: d<'s Klosters St. Pantaleon in Köln, wohin er viel- 
leicht Mönche aus Corvey kommen ließ, dem mönchischen Ideal seinen 
Tribut gezollt, und besonders hat er das gemeinsame lieben der Geist- 
lichkeit gefördert, wie er denn bei den Kirehen Gfo8 8t. Ibrtui und 
St. Andteas in KSln und 8l. Patroklus In Soest Stiftakapitel begründete. 
Also ein Bischof, d r uich vom gdstliebw Standpunkt ans seiner Zeit 
rrcTiügen konnte, der uUt vom Beginn seines Pontifikates an in der Zeit 
<ies Liudülfxchen Aiifstandes. bald auch als Herzog von Lothringen, 
mit Geschick und Tatkruft die Sache des Reiches im Westen 
vertreten hat und für den I>Yieden des Landes gegen unbotmißige Grofip 
auch an der Spttaw eines Heeres zu Felde gezogen ist, so gegen den 
f.'r.if» ri ]^>L'i!lar vom Hennegaii (057), der in die Verbannung gc<jehickt 
wurde. Er hat in Fraukreicli zugunsten seines jungen karolingischen 
Neffen Lothar (954 — 986) gleiclisam als dessen Vormund eingegriffen 
und lür ihn gegenüber den ebenfalls venrandten Kapctingern iirieder- 
holt bewaffnete und friedliche Vermittlung unternommen, eine Politik, 
die zugleich der Sicherung und der Sicherheit Lothrinrr* ns galt; auf 
«iner solchen Reise hat er zu Reims 965 auch .seii\ Lehen beendet. 

So spielen die Rlieinlande in diesen Jahren in d< r Heiehsp^litik 
keine geringe Rolle. Mehrmals hat Otto in Ivöhi Reichstage abgehalten; 
in Aachen hat er seinen jui^en, soeben in Worms zum König gewühlten 
Sohn Otto H. auch von den Iiotiiringem wählen und dann krönen lassen, 
ehe er 961 zum zweitenmal nach Italien zog, und Bruno ühernulim mit 
seinem Neffen Wilhelm von Mainz die Rcichsverweserschaft für du 
Zeit der Abwesenheit des Königs. Mit der Kaiserwürde geschmückt, 
hat dieser nach der RSckkehr 065 wiederum einen Hof tag in der Bischofo* 
Stadt seines Bruders abgehalten, zu dem auch Lothar von Frankreich, 
fast wie ein Vasall Ottos, sich einfand. Die Rlu inlande bind so in dieser 
Zeit fester in das Reich lüneingewachseu. ein«? Entwicklung, die auch 
dadurch gefördert worden ist, daß der große Verband des Herzogtums 
Lothringen eben unter Bruno beginnt, seine SSnheit zu Terlieten« ein 
wichtiger Abschnitt in der territorialen Qesohiohte der Lllnder swisohen 
Maas und Rhein. 

Bruno hat nämJic^h nur bis zum Jahre 959 das Herzogsamt in 
Lothringen allein innegehabt ; als aber damals ein Teil der lothringischen 
Großen sich wieder empörte, teilte er das Land in zwei Herzogtümer« 
die man Ober- und Niederlothringen zu nennen pflegt* doren Grenze 
im Rlieinlande -ivahrscheinlifh derjenigen der Kirchenprovinzen von Trier 
und Köhl folgte, also den Riicin am Vinxtbaeh (S.48) erreichte. Lii j^roßen 
und ganzen fielen so von der Rheinprovinz Unks vom Rhein die Re- 
gierungsbezirke Trier und Koblenz in das obere, Aachen, Köln und' 
Pusseldorf in das untere Herzogtum. An Brunos Stelle traten zwei 
Herzoge, die in iliren kleineren Oebieten die Selbständigkeitsbestre- 
bungen der (Trafen leichter niederlialten m«x;hten als ein einziger Mann 
in dem weiten Lande; andcrerseit« wurde auch die Gefalir von ünab- 
bangigkeitsneigungen der Herzoge selbst durch die Teilung ihres Macht- 
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bereichs vermindert, da sie unter Umständen gegeneinander ausgespielt 
werden konnten. Die neuen Herzoge w^te Bruno aus der Reihe der 
dnheiiniechen Großen, während die Bisoh^e meist aus anderen Gegen- 

(hm ^onomnim wurden (S. 78); er erwartete wohl, daß die lothringischen 
(irafcn eher Herzogen aus ihrem eigenen Kreise geliorchen würden als 
Fremden. Oberlothriugeu wuixle mit Zustimmung der Großen Fried- 
lich anvertraut, dem Grafen von Bar und wahrscheinlieh von Metz; 
er warder Schwiegersohn des Herzogs Hugo von Francien aus dem Hause 
df^r späteren Kapetinger, der selbst mit einer Schwester Ottos T. und 
lirunos verheiratet war; die Beziehung zu den Kapetingera erschien 
vielleicht als eine Gewähr dafür, daß er Ansprüche der französischen 
Karolinger auf Lothringen nicht beg&nstigen werde. Auch Gottfried, 
der Herzog von Niederlotliringen wurde und vorlier vielleicht kurze 
Zeit Graf vom Hennegau gewesen ist, stand in engen Beziehungen zu 
Bruno, da dieser ihn selbst erzogen hatte. Auch nach der Teilung 
.von 969 scheint der ^Inadiof dio Ob^dtung des Landes behalten zu 
haben, xumal er jahrelang Reiehsverwesor war, als Otto in Italien 
weilte. 

Diese Wirksamkeit von zw ei Herzogen unter der Oberleitung Brunos 
hat freilich nur wenige Jalire angwlauert; noch waren die Verhältnisse 
Lothringens im Flusse. Zwar das obere oder Moselhersogtum, dem 
der Name Lothringen schließlich allein geblieben ist. hat sogleich 
Wurzel fassen können; auf Herzog Friedrich, der sein An\t fast zwanzig 
Jahre bekleidet hat, sind Sohn, Enkel und Urenkel gefolgt, und erst 
bei dessen Tode ist 1033 dieses erste oberlothringische Hensogshaus 
erloschen. - Weniger gleichmiUlig ist zunilchst die Entwicklung in Nieder- 
lotliringen verlaufen. Herzog Gottfried, den Bruno an der Spitze 
frischer 'i'ruppen den: Kaiser nacli Italien sandte, ist dort schon 964 
mit dem Erzbischof von Trier und vielen anderen einer der Krank- 
heiten erlegen, die in der Sommerhitze des 43üdens so oft die deutschen 
Heere dahiaschraelzen ließen. Gottfried, dessen Klugheit imd Geredi- 
tigkeit, Friedensliebe und Frömmigkeit gerühmt werden, erhielt keinen 
Kaclifolger, soweit die dürftigen Quellen erkennen lassen, und auch 
als Bruno selbst ein Jalir spater sein reiches Leben früh beschloß und 
Otto auf einem Hoftag zu Köhl Weihnachten 966 die Verhältnisse des 
Landes ordnete, wird von keinem neuen Herzog berichtet. PViedricb 
bUeb auf Oberlothringen beschränkt; in Nioderlothringen traten jetzt 
die Grafen anscheinend unmittelbar unter den Köiig. wie ja auch 
Franken seit 939 kdnen Herzog mehr hatte (S. 76) und auch in Sachsen 
das von Otto geschaffene neue Herzogtum der Billunger nur. einen Teil 
des Stammesgebietes umfaßte ; so ist von 964 bis 977 für Niederlothringen 
von keinem Her/op; die Rf rle. 

Auch die Nachfolger Brunos in Köln haben seine herzogUche Stel- 
lung nicht geerbt. Erst im 12. Jahrhundert, als sie zu Territorial- 
fürsten geworden waren, lebt ihr Anspruch auf eine Herzogsgewalt 
wenigstens in den Rheinianden, im Osten des alten Niederlotliringens, 
wieder auf; zum er.stcn Mal wird, soweit bekannt, 1151 ein Köhier Krz- 
OtMhMhte dca Rheloland«». I. * 
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bischof vom König mit den Regalien nicht nur des Bistums, soi^em 
auch rhs HtTzogtums investiert, und vollends seit Erzbischof Philipp 
1180 beim Sturze Heinriolisi des Löwen das Herzogtum Westfalen ge- 
wonnen hatte, wird daneben das „ribuarische" oder „lothringische" 
Herzogtum als zweites Herzogtum der Kölner Ktiohe geltend gemacht, 
das Bruno auch fQr seine Nachfolger ervt'orben habe. Hatte sein Amt 
tatsächlicli mit seinem Tode, 965, geendet, so schafft nuo dieEriniirri!'!:: 
an si'uu- r;e,^ehieiil<- die Ilceht sgrundlage für spätere Ansprüche dtr 
Kölner l*>/.i)is< höfe auf eine Ubergewalt in den nördlichen Rheinlandcn 
zu einer Zeit, als nicht nur das große Herzogtum Lotliringen, sondern 
auch Niederlothringen längst seine Einheit verloren hatte. 

Das Herzogtum Gottfrieds war nach 13 Jahren erneuert wort'eii. 
Versuche der Söhne des in der Verbannung gestorbenen Grafen Regitiar 
vom Henp.egau (S. 80), sich nach dem Tode Ottos I. mit Hilfe frataii- 
siseher (Jroßer in Xiederlothringen fe.«tzus« tzen, haben uohl den jungtu 
Kaiser Otto IL, der auch im Südosten des lieiches mit Unruhen so 
kämpfen hatte, veranlaßt, dem Norden Lothringens wieder einen Hensog 
/u geben. Er ü1)t rtrusj; 977 Niederlothringen seinem karoUngischeS 
Vetter Karl, d» tu liiuder des französischen Königs Lothar, zu de?wn 
(iunsten einst lirunu eingegriffen hatte und der die karolingischi'ii 
Ansprüche auf Lothringen wieder aufzunehmen jetzt Miene machte. 
So war die Einsetzung eines Karolingers in Niederlothringen ein Wagnis; 
im Augenblick freilich hatte Karl sich mit Lothar äberworfen und mochte 
so besonders geeignet erscheinen, das Land g^en Ansprüche des fran- 
zösischen Königs zu sichern. Die Ernennung seines Bruders hat den» 
auch Lothar lücht von einem Versuche abgehalten, seine Absichten 
durch einen Handstreich in die Tat unuusetzen. Als Ot to IL im Sommer 
978 wieder einmal in Aachen weilte, überfiel Lothar nach geheimen 
Vorbereitungen in Eilmürsch« si ))1ötzlich d^ Ort, um sieh des Kaiser.- 
zu bemächtigen und ihm seine Redinfrnngen aufzuzwingen; aber Otti' 
entkam mit seiner Gattin Theophau" ii.ieh Köln. T>«>th;ir vermochte 
den Friedensbruch nicht auszunutzen, und e^ war rmr eine leere Kund- 
gebung, w enn er den ehernen Adler airf der ausgeplünderten Pfals Karls 
des Großen zum Zeichen der Zugehörigkeit zu Frankreich umdrehen Keß. 
Nachdem er noch vergeblidi gegen Metz gezogen war, hat er Lothringen 
geräumt, und noch im selben Jahre fol-jtp als Antwort ein Zug Ottos 
nach Frankreich, der das deut.sche Ritterlu er, zu dem auch Herzog Kad 
geliörte, bis vor Paris gelangen heß, aber auch zu keiner Ent.scheidiuig 
führte. Bei der zweifelhaften Lage des französischen Königtums gegen- 
über seine^ großen Vasallen, besonders dem Herzog Hugo Kapet von 
Franrien, verstand sich Lothar bald zum Verzicht auf seine lothrin- 
gischen Pläne; 980 kam es zu <'iner Zusammenkunft der beiden Herrscher 
nahe der Grenze auf lothringisclicm Boden, niciit weit von Sedan, und 
zum Frieden, der Lothringen ungeschmälert bei Deutschland ließ. 
Für die äußere Geschichte der Rheinlande schließt damit ein Jahr- 
hundert französischer Eroberungsversuehe, das mit dem Jahre dtr 
Schlacht bei Andernach 876 begonnen hatte. Jahrhunderte sollten 
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vei^gehen, ehe wieder ein französisches Heer den rheinischen Boden ■ 
t betreten hat. 

' Nicht als ob die Ansprüche des karolingischen Königs auf die links- 

rlieinisrhf Erbschaft Karls dos Großen mit dem Jahro 080 ein Ende 
genonmun hätten. Schon nach kurzer Zeit zeigtr- sioli das Gegenteil, als 
nach dem frühen Tode des Kaisers 983 sein dreijähriger Sohn Otto III. 
folgte und der Vetter des Verstorbenen, der als Empörer abgesetzte 
Herzog Heinrich II, (der Zänker) von Baj'ern, gegenüber Theophano, 
der Mutter des Königskindes, und der Großmutter Adelheid erst die 
Vormundschaft in Anspruch nahm, dann selbst nach der Krone strebte 
und auch in Lothringen Anhang fand. So nahmen die Bnsbtschdfe von | 
Köln und Trier und der Bisehof von Metz Partei für Heinrich, 
während vor iill* in Williuis von Mainz die Sache des eben in Aachen ge- 
krönten Otto \ertrat, die auch von Reims aus durch den gelehrten 
Gerbert, den späteren Erzbischof und Papst (Silvester II.), eifiige 
Fdrderong fand. In Lothringen gestalteten sich die Verhältaisse be- 
sonders dadurch bedenklich, daß Lol!iar von Frankreich jetzt seine 
Absicliten auf das Land erneuerte iirul i s ihui gelang, auch seinen Brude • ; 
Karl von Niederlothringeu zu gewinnen; che karolingischc Herkunft 
des Herzogs schien nach der Versöhnung der Brüder der Zugehörigkeit 
Lothringens zu Deutschland gefährlich zu werden. Zuerst als angel)- 1 
licher Aaiiänger Ottos, dann bemülit, sich Heinrich zu nähern, griff | 
Lothar lu Obei lotliriucen ein und brachte Verdnn 985 in seine Gewalt. , 
Aber diese Gefahr, welche die Rheinlande amiers als 978 nicht melir | 
unmittelbar berührt hat. ist dann vorübergezogen. In Deutschland 
kam es zum Frieden, Heinrich verzichtete gegen Rückgabe des Herzog- 
tums Bayern auf weiterfrelir jidf^ Absichten, Otto III. und die Vormund- 
schaft seiner Mutter gelangten zur Anerkennung. Und die Pläne der 
karolingischen Brüder stießen nicht nur auf den Widerstand lothrin-- 
{pscher Großer; auch Hugo Kapet. der Schwager des verst« tl « lon 
Herzogs Friedrich (S. 81), dessen Witwe in Oberlothringen flie VOr- 
rnundselinft für ihren unmündigen Sohn führte, trat den Plänen Lothars 
entgegen. Der Gegensatz der. Karohnger und der Kapetinger trug dazu 
bei, Lothringen für Deutschland zu sichern. 

Lothar starb ©86, sein junger Sohn Ludwig V. folgte ihm schon 
im nächsten Jahre im Tode, ohne Nachkommen zu hinterlassen, und 
mit Hugo, der Verdun zurückf^ab, gelangten nun die Kapetmger end- 
gültig auf den französischen Thron. Nicht mehr ein karolingischer König 
von Frankreich erhob jetzt Ansprüche auf den Besitz der Gebiete an 
Maas und Rhein, sondeni der Herzog von Niederlothringen kämpfte 
umgekehrt auf Grund des karoUngischen Erbroolits um die Krone Frank- 
reichs. Karl ist aber nach wenigen Jahren in die Gefangenschaft seiner 
französischen Gegner geraten (991) vad darin gestorben, und sein Sohn 
Otto, der ihm als Herzog von Niederlothringen folgte, hat die Reiclis- 
p'^litik nicht mehr gestört; mit ihm ist 1012 (?) der karohngische 
Mannesstamm erloschen. Durch seini^ Schwcistern, die mit Grafen von 
Löwen und Nainur verheiratet waren, lebte das Blut des Hauses in 

« 
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lothringisohen Geflohlechtem fort; aber es wurde keine Gefahr 
mehr für den Zasammenhang des Landes mit dem Deatidien 

Reich. 

Mit den Versuchen von 978 und 985 und der Clefanfronnahrne Kail-* 
von Nioderlothringon sind aucli diese Nachwehen des Kampfes um die 
Erbachaf t des karolingisohon Mittelreioha anf viele Jahrfaanderie vm 
Abschluß gebkogt. Als Kaiser Heinrich HI. 1047 in Italien beschäftigt 
war, hat Heinrich L von Frankreich wohl noch einmal an eine Bück* 
crouitHinncr Lothringens gedacht, dessen Ritter im Süden weilten; 
man rit t iJun. Aru hen ah früheres Zubehör des ihm zu8t<»henden Erbes 
in Besitz zu lu huien; wenn er diesen „Hauptaitz" gcwomien hah^, 
werde ihm ganz Lothringen zufallen. Bischof Wazo van Lattich, ein 
Sohn des Landes, erhob den entschiedensten Einspruch gegen den 
geplanten unwürdigen „Diebstahl"; mehr als die Vorstellungen (le^ 
Bischofs wird aber der Ausbruch einer Fehde in Frankreicl» den König 
an der Avisführurii; des Planes verlüridert haben. Abermals soller 1056 bei 
euier Zusamuicnkuuft mit dem Kaiser die Rückgabe Lothringens gi'- 
fordert haben als eines Teiles des „Frankenreichs". So wurden die 
Ansprüche der Karolinger zu solchen der „Franken**, d. h. in diesem 
Sinne der Franzosen, und ihrer Könige, imd die vom Altertum her 
in der gelehrten Literatur lebendig erhaltene Ausdehnung des Begrifffs 
„Gallien" bis zum Rhein kam dieser Anschauung entgegen. Für die 
Wirklichkeit bedeutete sie jedoch zunächst nicht viel; die politische Ge- 
schichte Lothringens und im besonderen der Rheinlande bat .es naeb 
dem 10. Jahrhundert lange Zeit ni( lit mehr mit der Frage der Zuge- 
hörigkeit zu Deutschland oder Frankreich zu tun: rie war zugunsten 
des Deut^'^chen Reiches entschieden. 

Nicht nur die Sprache, die Stammeszugehörigkeit und die kirch- 
lichen Sprengel verbanden jetzt die Bewohner der beiden Rheinufer, 
dne SclückaalBgemeinschaft von Jahrhunderten konnte nun das Be- 
wußtsein der Zusammengehörigkeit und der Kultureinheit immer 
stärker envachsen lassen ; man hat festgestellt, daß gerade in den deutscli- 
redenden Teilen Lothringens die Erinnerung an die einstige Selbstän- 
digkeit de« Landes und der Gedanke einer Sonderstellung gegenüber 
dem fibrigen Deutschland im 10. und II. Jahrhundert schneller znrttck- 
getreten ist als in den meisten der romanischen Gebiete an Maas and 
Mosel. WoliI sind die Kultureinflusse Frankreichs gerade in den näcli- 
sten Jahrhundert<?n stark gewesen, auf dem Gebiet des religiösen LebeuN 
ritterlicher Sitte, der Dichtung und der biidniden Kunst, mid das alte 
Lotharingien ist entsprechend seiner Lage und nationalen Zusammen- 
setzung ein wichtiges Glied der Kulturrermittiung gewesen; der auf- 
blühende Handel Köh\3 bringt bald auch lebhafte Bezielumgen z" 
England. Jedoch die politische Geseliichte der Rheinlande wird nach 
dem Ende des ersten Jahrtausends auf lange hinaus vom Auslande 
nur im allgemeinen Rahmen der Reichsgeschichte berührt. Nicht mehr 
die Zugehörigkeit zum Reiche steht in Frage, sondern die Wandiongen 
der inneren politischen Gestaltung treten jetzt in den Vordergrund, 
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die Stellung des Landes im Reichsganzen, die Beziehungen der örtlichen 
Ciewaltcn zur Rcichsgewait und uatereimuider, die fortächreitende 
AttfiSBiiiig der HenBf^tüiror and der alten Vemraltungsformcn, die 
BUdung der Territorien, und in all das efMelen auch hier im 

engeren Kreise die allgemeineren Gegensätze hinein von Staat 
und Kirche, Kaisertum und Papsttum, weltlichem und geist- 
lichem Fürstentum. 



Sechstes Kapitel 

Unter den lelifen sSdisischen und den salisdien Kaisem 

(um 1000 bis 1123). 

Persönli( lic ne/ichunpen des Königshauses zum Rheinland. — Otto III. 
in Aachen. — Heri^>ert von Köln. — Anfänge Ueinricha II. — Territoriale 
Grafschaften und Burgen. — Die Luxemburger Grafen und das Enstift 
Trier. — Poppo von Trier. — Graf Balderich. — Otto von Hainmerstein. — 
Anfänge Konrads II. — Pihgrira von Köln und das Kölner Krönungsrecht. — 
Die Erzkanzlerämter der rheinisohMi Erzbischöfe. — Die letzte Vereinigung 
von Ober- und Niederlothringen; Gottfried der Bärtige wnd dio Auf- 
lösung der beiden Herzogtümer. — Die Salier und ihre Untergrafeu; dio 
Emichonen. — Die lothringischen Pfalzgrafen und die Verschiebung ihres 
Machtbereiches nach Süden. — Anno von Köln. — Anfänge städtischer 
Etewegung. — Kirchenreform und Investiturstreit. — Qottesfrieden. — 
Der erste Kreuzzug, Judenverfolgung. Aufstand Heinrichs V. gegen seinen 
Vater. — Friedrich I. von Köln und die Kämpfe gegen Heinrich V. ~ Das 

Wonnser Konfcordat. 

Die Jahrhunderte, die der Vereinigung Lotharingiens mit dem Ost- 
fränkischen Reich und damit der eigentUchen Begrütidunp; des Deut- 
schen Reiches gefolgt sind, bedeuten für das Rheinland den Aufstieg 
zu wirtschaftlicher Blüte, zur ersten großen Zeit des rheinischen Bürger- 
tums. Politisch sind eie ehie Zeit der Auflösung geworden, in der das 
Königtum seine führende Stellung allmählich einbüßt, Reichsrechte 
und Reichsgut mehr und mehr an örtliche TJewalten übergehen und 
eine Zersplitterung der öffentlichen Macht eingetreten ist wie in wenigen 
Teilen Deutschlands. Auch der Episkopat hört auf, ein Gegengewicht 
g^en den Laienadel zugunsten der Zeatralgewalt sa bilden, wul be« 
deutet, zum geistlichen LuidesfOistontum entviokelt, nur « in Hin- 
dernis bei der Herausbildung größerer, im Innern leistungsfähiger, 
nach außen widerstandskräftiger Territorien: erst die Französische 
Revolution und die Fremdherrschaft Napoleons, dann die Vereinigung 
fast des ganzen Rheinlandes mit Preußen hat der Zeit ohnmlohtiger 
Kleinstaaterei ein Ende bexeitetw Hat das Mittelalter also auoh dem 
Rheinlande die größte politische Auflösnnn; gebracht, so darum keiuo 
Loslösung vom Reich; war der Rhein auch eine beträchtliche Strecke 
weit Gau- und Grafschaftsgrenze, dann wahrscheinlich auch Grenze 
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des lotlii iiiLn— Ii< II fferaogtums ^'. worden, gerade die Auflösung der 
alten r;rHfs( )iaftrivt!rfa,«?simp, das lOmporkonimen der Territoricu führf' 
al!entliall)(M\ zum Bestr<'l)<'ri di-r iit\i*'ii ..Landpshorrcii'', auf beulen 
Seittu des Rheins festen Fuß /,u fassru. Wie der IStroiu uuf dem Ge- 
biet der wirtBchAftUchen und geistigen Kaitor nicht trennte, «mdsro 
ein einigendes Band dftntellte, wie er für die Stunme und die Bistums- 
eprengel keine Grenze geworden war, so hat auch die politische Zer- 
splitterung zugleich eine weitgehende .. Vcrzahmmg" der Gebiet<' 
links vom Rhein mit dem rechtsrheimschen Deutschland zur Folge 
gejiabt. 

Um die W«nde des ersten Jahr touscnds. waren von dieser politisohen 
Auflösung Anfänge bereite sichtbar; doch behauptete das die deutschen 

Stämme /nr Einheit zusammenfassende Königtum gegen die t rnp"'^- 
strebend* !! iSondermäehte aucli an Rhein und Mosel noch die Fiihriui«: 
Wie die Ottonen haben die ersten Saher, die schon durch ihr Hausgui 
den Gegenden am MSttebhein nahegerückt waren, nicht selten in 
Rheingebiet geweilt; die Pfalzen von Nymwegen, Aachen und Ingel- 
heim begegnen immer w ieder als Aufenthaltsorte der Herrscher. Kaiseri' 
'I Ixopliano, die gebildete und tatkräftige Griechin, hat Otto III. aiil 
rheinischem Boden im spätncn ..Ivcidisw ald" nicht weit von Nyi«- 
wegen geboren (980); in Nyinwcgcu i^l .sie, nachdem sie als Vormüiiderin 
ihies jungen Sohnes das Reich in „männlicher Hut" gehalten, ge- 
storben und in Köln in der Kirche des ihrer Heimat entstammenden 
Mi^tyrers Pantaleon bestattet worden (991). Die ]?oste Ottos selbst, 
der sein kurzes, in Zielen und Ergebnissen verfeliltes Leben in Italifn 
beschlossen hat, haben gleich denen Karl> d^ s Großen im Aachenor 
Marienmünster ihre Ruhestätte gefundcji (ltX)2). Unter den Saliern, 
deren Grabeskirche der von ihnen erbaute Dom zu Speyer 
wurde, sind die Rheinlande auch der S( hauplatz königlicher 
Heiraten; Htinriclis III. Hochzeit mit der Därun Gunhild wurde 
in Nyrawegcu (103(3), mit Agnes von Poitou in Ingelheim gefeiert 
(1043), die so unglücklich verlaufende zweite Ehe Heinrichs IV. mit der 
Russin Praxedis oder Adelheid wurde in Köln geschlossen (1069)» 
Mainz sah die Vermählung Hf^inrichs V. mit Mathilde von England 
(1114). In Köln ließ Heinrich III, an dem Sohn, den ihm Agnes ge- 
boren, dem späteren Heinrich IV., durch Erzbischof Hermann die 
Taufe vollziehen (1051), drei Jahre, ehe dieser dem ziini Nach- 
folger des Kaisers gewählten Kinde zu Aachen die Krone auf" 
setete. 

Kein Aufenth^t eines Königs dieser Zeit an diesem Krönungsort 
ist so berühmt geworden \\\r der letzte Besuch Ottos III. im Jahre 
1000. Der der Heimat entfit im!, fe, Gcdatdcen römischer Weltherr- 
schaft mit raystisch-afike tischen Stinmiungen der Welten tsagung ver- 
bindende junge iCaiser zog damals über Mainz und Köln nach Aachen, 
das ihm durch die Erinnerung an Karl den Großen als die vornehmste 
St&tte der Welt nach Rom erschien. Er Ueß dort das Grab Karls gleich 
einem Reliquienschrein öffnen; in welcher Weise die Sage den Voigang 
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bald au8g<^scJuniu'kt hat, wie Otto Karl auf dein Throtio sitztMid 
'sr- gefunden haben soll, das fülirt Alfred Retiiels Ix'kanntcs Cemälde iuj 

i^'i Rathaus zu Aachen dem heutigen Besucher aosohaalich vor Äugten, 
•i-Z' mid an Ottos Aufenthalt «riraiert auch die Anc Iion« r St.-AclalVKrt-Kir^he, 

>!• deren Bau der Kaiser zu Khren den r'r» \ilii napi'>tols und .Märt\Tcrs 

!'~; begonnen hat, von dessen (irab in tJnesen er zum rheiiusclien Sitze 

• ir." Karls des Großen gekommen war. Es sind nicht eben Tatsachen von 

Belai^, die hier angeßihrt wurden; für eine Zeit, die keinen festen 
cF. Herrachentitz und nur eine umbehv ändernde Reichsrogterung kannte, 

geben aurli diese Beispie le eine Anschauung von der Stellung des 
[f.. Rheinlandes im Reichsgauzeu. 

j Noch eine andere Tatsache ist gerade für die Wende des 10. und 

11. Jahrhunderts bezeichnend. Es ist früher dargelegt worden, wie 

das Königtum durcli die entscheide t\de .Mitwirkung bei drr Bestellung 
jj^- (h l T^isehöfc und durch ihre geeignete Auswahl sich eine Stütze gegen- 

,y über dem landeseinheimischen Adel zu schaffen suchte. Gegen Ende den 

j - . 10. Jahrhunderts sind alle drei rheinischen Enebistümer mit Kasslern 

besetzt worden, lüso d«a Leitern dw einzigen stSndig^ Reiehsbehöiden, 
jji^^ der Kanzleien, mit Männern, die ihren politischen Einfluß nicht selten 

heu alirteii, naehdern sie die Trätigkeit am Hofe und als regelmäßige 



li< gleitcr des Herrschers mit dem bischöfhchen Amte vertauscht jiatten. 
Wie Willigis TOn Mainz (975—1011) und Egbert von Trier (977—093) 
vorher deutsche Kanzler gewesen sind, so hatte der vornehme, aus 

Worms stammende Erzbischof Heribert von Köln (999 — 1021) zuerst 
die itahenische, dann auch die deutsche Reichskanzlei geleitet, und 
auch seine beiden näctisten Naeiifolgcr Piligrim und Hermami II. sind 
italienische Kanzler gewesen; ja, Heribert ist wider die Gewohnheit 
auch als Erzbisohof bis zum Tode Ottos III. Kanzler geblieben. Der 
Einfluß keines andern tritt in den Urkunden ans den letzten seclis 
Jahren des Kaisers so sehr hervor. W ie Heribert die Investitur in das 
Erzbistum 999 in Italien empfangen hat, so ist er nach dem 
Aufstand der Römer abermals dorthin gezogen, so daß er bei Ottos 
Tod in Paterno zugegen war und mit dem deutschen Heere seine Leiche 
in dir Heimat zurückbrachte. So hat dieses führende Mitglied des Epi» 
skopats, dem auch sein Halbbruder als Bischof von Würzburg ange- 
hörte, den „imperialistischen" Neigungen des Kaisers schwerlich fern- 
gestanden; aber audi bei ihm, der einen Teil seiner Sndehung in Gorze 
empfangen hatte, einem Mittelpunkt der lothringischen Klosterreform, 
verbanden sich damit asketische Stimmungen; das Benedikiinerkloster 
Deutz gegenüber seiner Bischofsstadt verdankt ihm die noch mit Otto 
geplante Gründung (1003). 

Ifit dem jutigen Kaiser war der Mannesstamm Ottos des Großen aus- 
gestorben. Wenn in Frankreich die Jahrhunderte nicht imterbrochene 
Erbfolge der KaiK»tinger allrnähh'ch den Erbgodaiiken über das Wahl- 
recht siegen ließ und dem Königtum den Wiederaufbau einer festen 
und einheitlichen Staatsgewalt erleichterte, so hat im frühmittelalter- 
lichen Deaisohhmd immer wieder das FehKeo eines Thronfolgers dazu 
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beigetragen, den Bestand einer starken Reichagewalt so un^Ngraben. 
Heinrich II. hat sich 1002 als König durchgesetzt, der Herzog von 
Bayern und Erikel von Ottos des Großen Bruder Heinrich; aber zuerst 
haben Ilm nur Bayern, Franken und Oberlothringer in Mainz gewählt, 
wo Erzbischof WilUgis ihn sogleich krönte, und in Teilverhandlungen 
hat Heinrich tiinherst^end die Anerkennung bei den anderen Stämmen 
g<>genuber dae Bewerbung namentlich des Scluvabenherzogs Hermann 
durchsetzen fnüs'^^ni. Afit den niederlothringischen Oroßeii '^tand fin 
Teil des Rhemiandos anfiuii^s abseits. Als Heribert von Köln iint Ottos 
Leiche aus Itahen zurückkehrte, hatte er von den Kroninsignicn die 
heilige Lanze nur gezwungen an Heinrich ausgeUefert, und dieser hat 
erst nach dem Anschluß der Sachsen einige Monate später die 
Huldigung der Nicderlothringer erreicht, als er am Rhein erschien; 
in Duisburg, dann in Aachen crfoJjrtc seine Anerkennung, er 
wurde fcierUch auf den Thron Karls des (iroßen erhoben. So ist es 
b^reilUch, daß der Kölner Erzbischof unter Heinrich nicht Kanzler 
geblfoben ist und überhaupt nur vorübergehend sich der Gunst des 
Königs erfreute, daß zeitweise geradesu ein gespanntes Verhältnis 
zwischen iH idrn eintrat. 

Heribi rt ist der crst^' Kölner Erzbischof, bei dem Spuren einer h<*- 
giiuieiiden „Ternluriaipolitik" hervortreten, die ilm wohl mit rhcini- 
Sf^hen Gefpiem des Kaisers zusammenführt. Denn gorade unter Hein» 
rieh II. ist das Rheinland von heftigen Fehden erfüllt» in denen der 
Laienadel .seine Kampfeslust austobt und deutlich zutagctritt, wie die 
alte (Jr.'ifsehafts Verwaltung das Wesen eines staatlichen Amt<^s ein- 
büßt und die Großen, gestützt auf Grundbesitz, abhängige Leute und 
^fenUiche Rechte, im Kampf gegeneinander und auf Kosten des 
Königtums und der Kirchen sich zu einer selbständigen, unbotmftBigen 
und stets zum Widerstand bereiten Macht entwickelt haben, der gegen- 
über nur starken Herrschern die Wahrunji des inneren Friedens vor- 
übergehend gelingt. Bisweilen bringt das Interesse der Bischöfe au 
dem Grundbesitz ihrer Kirche und den damit anagestatteten Vasallen 
auch sie bereits in Gegensatz zu dem König; auch cUe Bistümer sind in 
dar Entwicklung zum Territorialstaat begriffen, wenn der gemeinsame 
Gegensatz gegen die Begeh rh'chkeit d<'r wohlit h'-tt rrrnßon f?ie auch im 
allgemeinen noch zu Stützen und ßundcsgeiiosscti dt ^ KtiniL't ums niaclit. 
Die Grafschaften sind im 10. und 11. JalnhunderL tatüaciilich erblich ge- 
worden, mitunter mehrere gegen die ursprüngliche Ordnung in einer 
Hand vereinigt; anderseits werden die alten, auch durch .Immunitäten 
der KircJien und Klöster durchbrochcncMi Orafschaftsgaue geteilt und 
aus Teilen neue Grafschaften zusammengefügt, deren InJiaber seit 
dem .späteren 1 1 . Jahrhundert mehr und mehr nach dem Uauptsitz, 
der Stammburg des Geschlechts benannt w^en, nach der bald auch 
die nauo Grafschaft selbst bezdohnet wird. Baa Rheinland sieht im 
II. und 12. Jahrhundert ( inen großen Teil seiner Burgen entstehen, von 
denen so manche noch heute in Trümmern für das Landschaftsbild 
bezeichnend sind. Für die Regierungsbezirke Trier und Koblenz 
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berechnet man die Zahl der vor 1200 nachweisbaren Burgen auf etwa 1G<', 
die Hälfte der Gesamtzahl, von denen rund 40 dem 11., über 100 dem 
12. Jahrhundert entätammeu und Grafen, freien Herren und bald auch 
dem urapränglioh unfreien niederen Adel, den Ministeriden oder Diennt- 
mannen, den Geschlechtsnaraen gegeben haben. Errichtet nur zum 
kleinen Teil gepton äußere FoiikI* fl(js Reiches w 'tv die Ungarn, sind si« 
zunächst vor allem ein Zeichen der Unsicherheit im Imiern und der 
Fehdelust. Stützpunkte der miteinander ringenden alten und neuen 
Gewalten. 

Zu den ältesten Grafengeschlechtern im Westen des Reiches, »fi* noch 
im 11. Jahrhundert nach ihrem Burgsitz hcnfiimt werden, geiiört das 
Luxemburgische Haus, wahrscheinUch ein Zweig desselben vornehmen 
Geschlechts, dem auch das oberlothringische Hcrzogshaus den Ur- 
spnmg Terdankt. Ein Graf Siegfried hat die Bedeutung des Hauaes 
begründet, der mit Eigengut in den Ardennen, im mittirren Mosel- 
gebiet mid an der Saar Lehen, Grafschaften und die Vngtoi der Klöster 
St, Maximin l>ei Trier und Echternach verband, auch er ein Förderer 
der Klosterreform; in Echternach mußten 973 auf sein Betreiben Ka- 
noniker wieder der fiCBodwregel Benedikte weiohen. 963 tauschte er 
von St. Maximin die Veste Lützelenburg beim heutigen Luxemburg ein, 
nach der sein Geschlecht ein Jahrhundert später bezeichnet wird; 
nach der Burg Salm südlich von Stablo (im belgischen Luxemburg) 
nannte sich eine Nebenlinie, der auch die Grafen von Rhunedc 
Andwnaeh angehdrai. Das Luxemburger Haus nahm schon, um 
1000 im deutsch-wallonischen Grenzgebiet eine mächtige Stellung ein, 
und seinem Ehrgeiz schien der Weg dadurch noch mehr geebnet, daß 
Herzog Hrjuricb IV. von Bayern, dessen Gattin Kumgunde eine Enkelin 
jenes Siegfried war, als Heinrich II. den deutschen Königsthron bestieg 
und bald einem der Bruder seiner Gattin das bayerische Hmogtnm 
ubertrug. Dann kam es aber zum Kampf des Königs mit seinen 
Schwägern bei deren Versuch, auch die benachbarten Bistümer in ihre 
Gewalt zu bringen. 

Wiederholt ist schon hervorgehoben wordmi, daß gegen den erblich 
^wordenen, dem Beamtentum entwachsenen Laienadel Bischöfe und 
Abte, solange der König über ihre Stellen verfügte, ein Gegengewicht 
darstellen konnten, daß die Ausstattung der Kirchen und Klöster mit 
Besitz und Rechten ebenso ihre Leistungsfähigkeit für den Staat er- 
höhte, wie sie die Begehrlichkeit der weltiidim Großen reiste. Welche 
Bedeutung Bistamer und Abteien für das Reidi hatten, lehrt a. B. 
das Verzeichnis des Aufgebots, das Otto II. 981 nach Italien kommen 
ließ. Es ist nur ein ergänzendes Aufgebot zur Vermehrung des bereits 
im Süden weilenden Heeres, über dessen Zusammensetzung wir nicht 
unterrichtet sind; große Teile Deutschlands sind In der lotete lUeht ver- 
treten. Aber auch mit allem Vwbehalt geben die nüchternen Zahlen eine 
Anschauung von den Leistungen des kirchlichen Besitzes und dem 
Umfang der kirchlichen Vasallität. Von rund 2100 Panzerreitern haben 
Bischöfe und Äbte über 1500 zu stellen; die Höchstzahl von 100 haben 
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nur 4 Bischöfe aufsubriagen. die von Ifainz, Köln, Straßburg und 
Augsbuig» die nächstgrößte Zahl 70 haben außer dein Herzogtum BibaB 
wiedenim nur Bischöfe erreicht, die von Trier. Salzburg und I^gens- 
burg; die Laien beginnen im iihrigen erst mit 4(1 als der höchst<?n Zahl, 
die auch vom Kloster Prüm gestellt wird — die Zahlen zeigen zugleich 
die Bedeutung der rheinischen Ersbistümer im besonderen. Man ver- 
steht CS so, daß der König bestrebt sein mußte, die Reichsbistümer und 
Reichsabtoien nicht zu „Kigenkirchen" der weltlichen Großen werden 
zu lassen, vor allem ein König wie H<'imich IT., der bei aller FrÖmmig- 
lieit und kirchlichen ( K .smuung an der Herrschaft über die Reichskirchen, 
an der Verfügungsgewalt über ihren Beflitz und an dem entscheidenden 
Anteil des Königtums bei der Auswahl der Bischöfe bewußt fest- 
gehalten hat. 

Als einer seiner luxemburgischen Scliwäger sich mit (iewalt zum 
Biscliof von Metz machte (1006), ließ Heinrieh es geschehen; als dann 
aber dessen Bruder Adalbero, der schon in jungen Jahren Propst von 
St. Paulin in Trier geworden war, dort zum Ersbischof gewählt wurde 
(1008), verwarf Heinrich die Wahl, die den Luxemburgom auch den 
Best des Moselgebietes großenteils in die Hätide g^bon hätte, und er- 
nannte einen vornehmen Mainzer d'eist liehen, Megingaud, zum Trierer 
Erzbi.schof. Adalbero setzte .sieh zur Wehr und mußte in der 1 rierer 
Pfalz vom König belagert und zum Abzug genötigt werden. Megingaud 
erhielt zwar die Weihe, konnte sich aber in Trier nach Heinrichs Weg- 
gang nielit !h liaupi« II uud nahm den Beichshof Koblenz zum Sitz, 
während Heiin-ich jalirelang auch mit .seineu anderen niibof mäßigen 
Schwägern und ihrem Anhang zu kämpfen hatte. Krst kuiv. \ <)T dem Tode 
Megiugauds (lOIö) scheint Adalbero seine Ansprüche fallen gelassen zu 
habim, und sJs der Kaiser Poppo, einen Sohn des österreichischen Mark- 
grafen Idutpold I. aus dem mächtigen Hause der Babenberger, zum 
Trierer Erzbischof bestellte, räumte Adalbero auch die Trierer Pfalz, 
und Poppo kfmnte in seinem ein ^^enschenalte^ währenden Episkf»pat 
(1016 — 1047) daran arbeiten, tlie vom Kriege in Stadt und Land ange- 
richteten Verheerungen zu beseitigen. Auch den in seinem Kern in 
römische Zeit zurückgehenden, verfallenen Dom begann er herzustellon 
und zu erweitern ; di(> stfiront des heutigen Baues fährt man im we- 
sentliclien auf sein Betriunen zurück. 

Die Lu\ern}iur*rpr (Irafen .sind auch i?i der Folge dem 'iVierer Erz- 
stift in zahireieiieu Fehden unbequeme Nachbarn gewesen; die nächste 
Generation des 1136 ausgestorbenen Gleschlechts hat noch einen zweiten 
Bischof von Metz und einen zweiten Herzt \ on Bayt ru. auch einen 
vf>n Xiederlothringen hervorgebracht, auf den Trierer Erzstuhl ist aber 
erst im 11. Jahrhundert mit Baldviin ein Mitglied des jüngeren Luxem- 
burger Hauses gelangt, dem dann mit der Kaiserkrone, mit den Kronen 
von Böhmen und Ungarn noch größere Aufgaben bösehieden warMu 
Für die Geschichte des Rheinlandes kommen diese Luxemburger im 
übrigen weniger in Betracht als für diejenige Belgiens, o])glcich ihr 
späteres Territorium über Bitburg hinaus beträchthch in den Westen 
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der Rheiuproviivz hiruitirngto und der Vater Kaiser Heinrichs VII. 
auf rheini?eViem Boden 1288 in der Schlacht bei Worringen freblieben ist. 

Jenes Königsgut Koblenz, wo Erzbischof Megingaud eine Zu- 
flucht gefunden, schenkte Heinrich II. 1018 mit dem Stift St. Florin. 
mit Zoll und Münze der Trierer Kirche, die damit raoseiabwärts am 
Rhein festen Fuß faßte, wo Koblenz der Mittf lpunkt des späteren 
Tricn-r \i(>dei.stifts wurde; die Politik der Trierer Erzbi-schöf^» war nun 
unw ülkürUcli darauf gerichtet, die Lücken zwischen dem oberen und 
dem unteren Besitz zu soUieBen. Als Kaiser Koorad II. Ersbisehof 
P(t])|)i> auch die Grafschaft Äbttienfels irn Einrichgau südlich der unteren 
Laliu (bei Nastätten) iiljertrug (1031), erstreckte sich niclit nur der 
IT' istüche Sprengel Triers auf da.s rechte Rheiuufer, aucii das werdende 
\veitlieiie Territorium gewann einen Brückenkopf jenseits des Stromes 
in der durch die Mosel-Lahn-Iinie gegebenen natürlichen Richtung, 
wenn auch gerad(! die Schenkung Konrads nicht behauptet wunht und 
das rechtsrheinische Trierer Gebiet immer besclieiden b im \'( r- 
gleieii zu dem au.sg« dehnten Besitz, den die Mainzer und die Kölner 
Kirche östlich vom Rhein erwarben; das Trierer Gebiet dehnte sici« 
in der Hauptsache doch nur auf beiden Seiten der Mosel aus von der 
unteren Saar um Saarburg bis zur Mündung bei Koblenz. 

Gleich den Mosellanden war das an Selbständigkeitsbestrebnngen 
der einheimischen Großen besonders reieh»> Xiederlothringen im An- 
fang des ii. Jahrliunderts der Schauplatz wilder Fehden, die zum 
Teil auch den Norden des Rh^nlandes erfüllten. Nach dem Tode 
Herzog Ottos, des letzten Karob'ngers (1012?), übertrug Heinrich II. 
die lierzogliche \\'ürde von Xiederlothringen dem Grafen (Gottfried aus 
einem in den Ardennen begüterten, nicht selten nach Bouillon am 
Semois (im belgischen Lu.xemburg) benannten Geschlecht, das nament- 
lich die Grafschaft Verdun erhielt und unter Otto II. und HI. sich 
bei der Abwehr der französischen Angriffe hervorgetan hat, einem 
Zweig desselben Stammes, dem da.s obrrlothringi.«jcht> Herzogshaus und 
wahrscheinhch die ersten Luxemburger (jrafeu entsprossen waren. 
Gegen den neuen Herzog erhob der Graf von Löwen ErbansprücUe, 
der mit einer Schwester jenes Karolingers verheiratet war. der Ahnherr 
des Brabantischen Hauses; gegen ihn und andere unbotmäßige Grafen 
des Landes mußte Gottfried die eigene und des Kaisers Sache ver- 
teidigen. Unter seinen (.'egnern erscheint auch ein Graf Baldericli, 
der im Düffelgau (um Kleve) und in der Betuwe (zwischen Leck und 
Waal) gebot, im damals noch schwach besiedelten Grenzgebiet der 
Sprengel Költf und Utrecht. Kr hatte auch Lehen der Kölner Kirche 
inne, zu dereii Erzbischof Heribert er in engen Beziehunfren stand; 
dessen Gründung i»eutz zählte ihn und seine Gattin A(h-la zu ihren 
Göimeru. Ihm selbst verdankte da^ Kanoiüker^iift Zyfflich (Kreis 
Kley«) in der Nahe von Nymwegen seine Ehitstehung, später der Ifittel- 
punkt des westlichsten Teiles der Kölner Diözese. Duroh'Adela, eine 
kluge und mutige, aber hab- und machtgierige Frau, war Baldcrich 
der Schwiegersohn und Erbe des Cirafen Wichmann vom Haoialaut 
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(an der Yssel) und vou anderen Gauen, so daß in den Händen des 
l*a«re8 ein bedeutender Besitz im unteren Rheingebiet vereinigt war. 
Wichmann hatte gegen 908 im Utrechter Sprengel am Rhein auf dem 
Berge bei Elten an der heutitj*'') deutsch-nicdfTluiidisohen Grenze ein 
Kanoniösonstift gegründet, eine kleine, aber vinehme, nur Mitglieder des 
freien Adels anformende Genossenschaft, die, von dem Gründer unter 
den Schutz des Köni^ gestellt, die Reiohsunmittelbarkeit bis zum Ende 
des alten Reichs bewahrt hat. Um des Hausgutos; willen, das Wichmann 
und die erste Abtisfin, seine andere Tochter, Elt^n überwiesen hatten, be- 
mächtigten sich Adt la utu) Balderieh wiederliolt mitGewaltdes Stiftes, so 
daß Ottolll.und Heinrieh II. eingreifen niulitiMi. Vor allem ging der Ivainpf 
aber um die Herrschaft im Hattuariergau auf der linken Rheinseite über 
die Kiers hinüber bis zur Maas, wo Balderich und ein westfälisdier Graf 
bei der Unfäin'gk( it des dortigen Grafen, ihres Verwandten, um die 
Macht stritten, die sie durch Burgenbauten m sichern .suchten. Die 
Quellen zeigen ein Bild ungebrochener Kampfeslust, von wilder Macht- 
gier, die auch vor Eidbruch, Verrat und Mord nicht zurückschreckt. 
Es gelang Balderidi, die Übertragung der streitigen Gratsohaft bei 
Heinrieh II. zu erreichen. Aber die von Adela angestiftete hinterlistige 
Ermordung ihr» ? Getnier.s führte schließlich den Zusammenbruch her- 
bei. Die Herzoge von Niederlotbringen und Sachsen, die Bischöfe von 
Utrecht, Münster und Meinwerk von Paderborn — dieser ein Sohn 
Adelas aus erster Ehe — vereinigten sich gegen Balderich, dem die 
Bundesgenossenschaft Heriberts von Köln um so w^ger half, als auch 
der Kaiser gegen ihn heranzog. Die von Adela tapfer verteidigte Burg 
bei Elten konnte sieh nicht halten und wurde zerstört (lOlG) ; umsonst 
hatte Heribert sich ihren Besitz von Heinrich übertragen lassen. Als 
dieser 1018 auf einem Fürstentage zu Nyrawegcn mit Erfolg für den 
Landfrieden in Niederlothringen wirkte, stellte sich aueh Balderich 
dem Kaiser, der ihn nur mit Mühe vor der Wut seiner Feinde rettete, 
ß« i llfTibert fand der Vertriebene Schutz xmd Zufiuclit, starb aber 
schon 1021 in der Burg Hfimbueh an der Roer (oberhalb Düren), die 
einer der Gegner Herzog Gottfrieds erobert liatte und Balderich ein- 
räumte; in seiner Stiftung Zyfflich ist er beigesetzt worden. Adela hat 
ihr wildes Leben in Köln beschlossen. 

Am Niederrhein, wo di-' alten Grafschaftsgaue offenbar schon voller 
Auflösung verfallen waren, kommen nun andere Geschlecliter empor. 
Auf zwei edle Brüder au.s Flandern, die um diese Zeit durch den Kaiser 
den Besitz von Wassenberg nahe der Roer und von dem damals nooh 
am Rliein gelegenen Elleve erhielten, gehen die Anfänge von zwei der 
bedeutendsten Territorien der Gegend zurück; der Urenkel des einen 
erscheint um 1100 als Graf von Wassenberg und Geldern, der des 
anderen als Graf von Kleve. Am Ii der Besitz der Kölner Kirche mehrte 
sich am Niederrhein, und nicht nur auf der linken Rheinseite, wo auch 
die Herren von Geldern und Kleve Kölner Lehen empfingen; aueh 
rechts vom Rhein scheint da.s Erzstift um 1020 durch Erwerbungen 
im Qrmzgebiet von Westfalen in der Gegend von Beckhnghausen d^ 
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Crutul zu der spät<»ren Herrschaft links d<T mittleren Lippe gelegt zu 
haben, wo im Süden an der Ruhr dio Gebiete der Klöster Werden und 
Essen vorgelagert waren. Die Ausdehnung der kirchlichen Diözese 
nach Osten s^lich vom Bistain Münster gab aaoh dem Wachstum 
der weltlichen Besitzungen und Rechte Kölns die Richtung durch 
das südliche WVstfal- !i auf Soest hin: auch hier erwies Bich wieder, 
daß der Rlicin keine Grenze bildete. 

Kurze Zeit nachdem der Kampf um Trier beendet und die Macht 
Balderiohs am Niederrhein gebrochen war, hat Heinrich II. auch am 
Mitt^lrhein die \\'affen führen müss( ri. Dort war Graf im Engersgau 
Otto, den man schon bald als (Jrafcii von Hammerstein bezeichnet hat 
nach seiner auf mächtigem Felsen hart am r3chten Rheinufer zwischen 
Leutosdorf und Rheinbrohl gelegenen Burg, ein Enkel des Siegers von 
Andernach, Grafen Udo (S. 76), aus einem Zweig der Konradiner, 
also einem der bedeutendsten fränkischen Geschlechter. Er hatte eine 
Verwandte, Irmingard, geheiratet, obwohl die kirchlichen Vorschriften 
wegen zu nalier Verwandtschaft der Verbindung entgegenstanden. Als 
eine Synode über die Gatten die Exkommunikation verhängte (1018), 
versprach Otto vor dem Kaiser und dem Erzbischof Erkanbakl von 
Mainz die Ixisung der Ehe. Aber die Liebe der beiden war stärker 
als die Gebote von Kirche und Staat, Um den Mahnungen des Mainzers 
ein Ziel zu setzen, ließ der Graf sich 1020 zu einem Überfall auf ihn 
hiordfien, dem der Erzbischof mit genauer Not entging, während seine 
Begleiter gefangen wurden. Auf diesen Friedensbruch hin griff der 
immer um die Sicherunp di s Landfriedens bemühte Kaiser selbst ein, 
um Otto mit Gewalt zur LUterw erfung zu zwingen. Mindestens ein 
Vierteljahr lag er bis in den Winter mit Ueeresraacht vor Hammerstein, 
und ol^leich Heribert von Kdbi ihm unter dem Vorwand von Krank- 
heit Zuzug versagte, erzwang er schließlich durch Hunger die Über- 
gabe der für imeinnehmbar Iialtenen Burg; mit dem nackte n L<>ben 
mußten Otto und Irmingard abziehen. Aber auch jetzt war die Liebe 
der Gatten nicht überwunden; die Frage ilxrer Ehe zog vollends weitere 
Kreise. Wohl brachte der tatkräftige neue Mainzer Ensbieehof Aribo 
Otto dahin, daß er 1023 auf einer Synode zu Mainz Abstellung der 
Ehe und Buße versprach; aber Irmingard trotzte dem Urteil der Ver- 
sammlung und legte zu Rom Berufung l>eim Papst ein, Benedikt Vlll. 
nahm sie an. Aribo hat sich mit dem Vorgehen Irniitigards nicht zu- 
friedengegeben, eine Mainzer Provtnzialsynode zu Sehgenstadt unter- 
warf Romreisen besonders von Büßern mit deutlicher Spitze auf den 
vorliegenden Fall bestimmten Bedingungen zugunsten des Diözesan- 
bisehofs; anderseits ging der Papst gegen Aribo voi und entzog ihm das 
Hecht zum Gebrauch des erzbischöflichen Abzeichens, des PaUiums. 
Jedoch die Bischdfe der Mafaazer Provinz standen zu ihrem Metn^liten, 
der auch die Erzbischdfe von Köln und Trier 7,ur Teilnahme an einer 
neuen Synod«- y.u trewinnen suchte. So schien der Streit zu einer gnmd- 
ßätzlicheu Erörterung über die Abgrenzung der Befugnisse von Papst 
und Bischöfen zu führen, zur Frage nach den Voraussetzungen des 
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päpetUchen Eingreifens in AngelegesüieitoA, für die nach kirchfiehem 

H<»cht die Bischöfe zuständig waren. Die Frage ist um diese Zeit öfter 
lebf-ndi? fjeworden; Aribo Ist nicht der einzige Mainzer Er/ldschof des 
Jahrlmndcrt« gewesen, der der Einmischung eine» PapsUs entgegen- 
getreten ist, und erst seit der Kirchenreform der nächsten Menschenalter, 
seit dem Inrestiturstreit sumd die Grenisen des Episkopalismus all- 
mählieh zugunsten des Papsttums eingeengt woxden. Der Tod Bene- 
dikts (1024) Ii' ß damals den Streit zur I^iihe konnnen, der mit der Ein- 
nahme von Hanimerstcin axivh seine Bedeutung für die besondere Ge- 
sciiichte des Rheinlandes verliert und über deren engeren Rahmen 
hinausgewachsen ist. 

Otto und Irmingaid haben ihre Ehe fortgesetzt; eine Synode sn 
Frankfurt, die aufs neue gegen sie vorgehen wollte, stellte auf Veran- 
lassung Konrads TT. das Verfahren ein (1027); als (.'laf in der 
Wetterau ist Otto vor seiner Gattui g<;storben. Haramerstein freilich 
war R^ichsbesitz geworden und erscheint mit Tiel, Xymwegen, Aachen, 
Büren, Remagen, Sinzig, Andernach, Boppard und Ingelheim um 1065 
unter den , .Tafelgütern", die durch NaturaUit f( rutiiK i; für d« ti Unter- 
halt des konigliclK u Hofe? zu sorgen lintten. Tlcinrieli TV. hi\t die zer- 
störte l^urg wieder aufl)aueii lassen (1071), die ihm und den Ptidis- 
insigiüen beim Aufstand seines Sohnes 1105 als Zufluchtsort (ücnte 
und gleich Boppard und Kaiserswerth Beicbss<d3st&tte am Rhein «mrde, 
der Sitz von Reichsdienstmannen unter Bur^aien, deren Gescldecht 
am Anfang des 15. Jahrhunderts ausgestorben ist, nachdem sie kurz 
vorher die Tloichsuimiittelbarkeit eingebüßt hatten. Denn KnrI IV. 
hat da.s l<h'ini' Gcl>iet zum Dank für das Versprechen der Köiugswahl 
seines Sohnes Wenzel 1374 als L^en an den Kurfürsten von Trier 
gegeben, die nördlichste Besitzung, die der Kurstaat am Rhein er- 
langt hat. 

Nach dem l^alle von HanHnerst< iii ist der wegen Heriberts Aus- 
bleiben erzürnte Heinrich II. nacli Köln gezogen; es ist dort zur Au.^- 
söhnung mit dem Erzbischof kurz vor dessen Tode gekommen (1021). 
Der Kaiser hat ihm einen Verwandten Aribos von Mainz zumNachf olger 
gegeben, den vornehmen Bayern PiHgrim (ICföl — 1036)» der sich als Dom- 
propst des von Heinrich begründeten Bistums Bamberg und als itaUeni- 
seher Kanzler bewährt hatte und (»ffenbar geeignet schien, den Nieder- 
rhein wieder stärker unter den Einfluß des Kaisers zu bringen. Drei Jahre 
darauf ist Heinrich gestorboi (1024) ; mit ihm endete der Mannesstamm 
des sächsischen Hauses, und mit Konrad II. gelangte das Salische, am 
Äfittelrhein begüterte Geschlecht auf den Thron. Er war ein Urenkel 
jenes Herzogs Konrad von Lothringen, der das Her/ogtnni im Auf- 
stand ^'('^'rii -einen S( h\\ iegervater, Otto den Großen, verloren hatte 
(S. 78). Die Stellung der rheinischen Großen war ähnlich wie 1002 bei 
der Thronfolge Heinrichs II. Es ist hier nicht im einzelnen auf die 
Wahlycrsammlung zwischen Mainz und Worms einzugehen, die durch 
die Schilderung Wipos und die Nachdichtung Uliland.s berühmt ge- 
worden ist, und es kann auch dahingestellt bleiben, ob, wie man 
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angcnominrn hat, Fragender Kirchenpolitik hineinspieltm. ob bei der 
\Vnh\ Konrnds II. die Abneigung gegen die von Hemncli geplante 
Kirclienreform von Bedeutung uar. ob andenjeits für die Gegenkandi- 
datur von Konrads gleichnamigem Vetter Konrad dem Jttngeren sich 
flie Anhänger einer solclien Reform zusammenfanden. Wiederum 
staJiden die Erzbischöfe von Mainz und Köln einander gegenüber. 
Führer der Melirheit, die Konrad H. wählt^^, war Aribo von Mainz; 
die ülinderheit bestand in den lothringischen Großen mit Piligrim von 
K51n «n der Spitze. Als es dem älteren Konrad gelang, den Vetter auf 
sein- S- ite zu ziehen, verließen die Lothringer vor dem Al)^' liluß d»^r 
Wahl den Ort; Konra<l II. wurde so gewählt, ntid bald haben auch 
Piligrim und die anderen lotlrnngischen Bischöfe ihn anerkannt. Nur 
die Herzoge von Nieder- und Oberlothringon suchten im Bunde mit 
Franlcxeich einen Rückhalt und unterwarfen sich erst Ende 1025. 

.\ribo hatte Konrad in Mainz gekrönt, das letzt" Mal vor dem 
16. Jahrhundert, von besonderen Fällen nb^jesehct;, daß der Mainzer 
Erzbischof die Königskrönung vorgenonuuen hat; dagegen verweigerte 
er Konrads Gattin Gisela, deren Ehe er als unkanon^h ansah, ent- 
sprechend dem Vorgehen geg^ Otto vca Hammerstein die Krönung. 
Piligrim, der gern die Gelegenheit benutzte, seinen EViedm mit dem 
König zu machen, hat über diesr- Bedenken hinweggesehen und Gisela 
in Köln die Krone aufgesetzt. Konrad hat so durch ihn in Aachen 
auch seinen Sohn Heinrich III. krönen Insaexi (1028); seitdem ist, wie 
erwähnt (S. 75), das Kölner Krönungsrecht trota der Mainzer An- 
sprüche Jahrhunderte hindurch in Übung geblieben und hat zusammen 
mit Aachens Stellung als der Krönungsstadt die besondere Bedeutung 
des Kheiniaudes für das Reich bei der Erhebung jedes neuen Königs 
immer wieder zum Ausdruck gebracht. 

Noch ein anderes Ehrenrecht hat Piligrim seinem Erzstuhl gewonnen. 
870 hatte der Mainzer Erzbisehof das Amt des Hofkapellans, des Haup- 
tes der Hofgei.stlichkoit, mit der Oberleitung der lieichskanzlei ver- 
<*iiügt. Diese seine Stellung ist in den nächsteu Mcus^henaltern 
unter der Einwiikang der politischen Verhältnisse' vielfach twstritten 
oder eingeschränkt woiden; aber seit dem Tode Brunos von- Köln 
(965) war der Mainzer Anspruch auf die nominelle Oberleitung 
der deutschen Reichskanzlei durchgedrungen. Wenn auch die wirk- 
liche Leitung in den Händen des Kanzlers lag, er galt als Stellvertreter 
des Mainzer Erzlnadtofi als des Erzkapcllans oder, wie er seit der Mitte 
des U. Jahihunderta heiBt, des Erzkanzlers für Deutschland, in dessen 
Namen die Urkundm beglaubigt wurden. Unter Otto dem Großen 
wurde im Zusammenhang mit der Wiederaufnahme der italienischen 
Politik 962 eine besondere italienische Kauzlei begründet, deren Eliren- 
leitung zunächst an kdnem festen BiadiofssitBe haftete. Zuletat war 
Aribo von Mainz zugleich deutscher und italienischer Erzkansler ge- 
wesen, aber nach seinem Tode übertrug Konrad 1031 die italienische 
Erzkanzlenvürde ai^ Piligrim von Köln. Seitdem ist sie mit dem Kölner 
Stuhle verbunden geblieben wie die deutsche mit dem Mainzer, und 
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diose Sdieidung der Ehrenämter blieb aaoh erhalten, aJs unter Hein- 

ricli V. die Kanzleien selbst zu einer einzigen vereinigt wurden. Der 
Aufenthaltsort des Königs, ob in Deutschland oder Italien, entscheidet 
jetzt darüber, ob die eine oder die andere Erzkan/lerwürde in \\'iri(ung 
tritt. Als die rlieinischen Erzbischöfe im 13. Jalxrliundert zu Kurfürsten 
wurden, fet die Anschauung anfgekommon, daß auch dem Trierer 
Er/.bischof ein Erikanzleramt zukomme, für das dritte mit Deutsch- 
land verbundene Reich, Burgund oder Arelat; im Anfang des 14. Jahr- 
hunderts ist dieser Anspruch unerkannt, und sein Geltungsbereich wird 
erweitert: der Trierer wird Krzkanzler „per Galham" oder „durch 
Welschland", d. h. , er wird Blbrenoberhaapt der Kanzlei , wenn der König 
in dem einstigen Herzogtum l4>thringon, in Burgund oder in IVank- 
reich weilt. Es sind Ehrentitel oline wesentliohen Inhalt; aber auch 
so ist der Übergang des Erzkanzleramtes an die drei rheinischen Erz- 
bischöfe bezeichnend für die Stelliintr des Rheinlandes im R^ich, und 
in dieselbe Reihe gehört es auch, uomi die .Vacheucr Münsterpropstei 
im II. und 12. Jahrhundert öfter dem Kanzler oder dem KapeUar ver- 
liehen wird, wie das Haupt der Hofgeisthehkeit jetzt heißt: die Aachener 
Pfalzkirche Karls des (iroßen gilt eben in besonderem Sinne als die 
Kirche des deutschen Königs. 

Die Geschichte des Rheinlandcs weiß nach der Zeit Brunos von 
Köln nicht viel von Beziehungen zu den lothringischen Herzogen zu 
berichten, zu deren Gebiet der größte Teil des Landes gerechnet wurde, 
zu deren Aufgaben auch hier die Wahrung von Recht und Frieden, die 
Führung des Heeresaufgebotcs gehörte. Aber obwohl man den Herzog 
von Niederlothringen noch um die Mitte des 11. Jahrhunderts als Her- 
zog der Ribuarier bezeicliucn konnte, hat weder dieser noch der Herzug 
von Oberlotliringen im Rheinland eine erhebliche Rolle gespielt. Mocb- 
ten sie auch als Herzoge unter den weltlichen Reichsfürsten den ersten 
Rang eiiint Innen, dauernde Autorität haben sie nur in den Gebieten 
behauptet, wo sie selbst Grafschaften, das meiste Eigen- und Lehen- 
gut besaik'n und damit die Grundlage für die Entstehung eigener Terri- 
torien und einer Landeshoheit gegebra war, und das war nur außer^ 
halb des Rheinlandes der Fall. Das eigentliche Machtgebiet der Her- 
zoge von Oberlothringen lag an der oberen und mittleren Mosel, in der 
Gegend, an der der Name Lothringen später und bis zur Gegenwart allein 
haftet; weiter abwärts, im Sprengel von Trier, sind von einer ^Virksam- 
keit sogar des ersten obcrlothringischen Herzogshauses (959 — 1033) 
nur schwache Spuren zu erkennen, und nur vorübergehend haben sie 
anscheinend den Reichsliof Andernach innegehabt, wo etwa im Anfang 
des II. Jahrhunderts wenigstens Münzen im Namen eines der Herzoge 
geschlagen wurden. 

Wenig später .schien die Herzogsgewalt im VA'esten noch ehimal 
größere Bedeutung zu gewinnen. Es wurde berichtet, wie Heinrich U. 
nach dem Aussterben der Karolinger die Herzogswürde in Nieder- 
lothringen dem Grafen Gottfried aus dem Ardennenhause übertrug 
(1012?). der tapfer die iSaehe des Königs gegen alle Widersacher ver- 
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trt'tfn hat. Nach seinem Tode folgte ihm sein Bruder Cozelo !. (1(»23 
hin 1044). der bei der Wahl Koorads 11. ein Hauptfiüircr der lotliringi- 
sohen Opposition war und erst nach mehr als Jahresfrist zu Aachen «eb 
zur Anerkennung des Königs bereitland. Als dann 1033 das ober- 

lo(hrii\gische Herzogshaus im Maunesstamm erlosch, zu einer Zeit, 
da dem Kaiser im Kampfe um das ihm soeben anheimgefallene König- 
reich Burgund in der von meinem Mitbewerber Odo von Champagne 
bedrohten Westmaric eine starke Grenzgewalt erwünscht sein muSte. 
▼erlieh er Grozelo zu der niederlothringischen Herzogswärde auch die 
in Oberlothringen. Moclite auch, seit Bruno von Köln ganz Lothringen 
gel' itet hatte, die politische Auflösung des Landes Fortschritt« gemacht 
und daä Emporsteigen der örtlichen Gewalten, der Luxemburger und 
anderar, den Einfluß des Herzogs vermindert haben» Ckwelo vereinigte 
doch eine größere Macht in seiner Hand als die Vorgänger in dem 
geteilten Herzogtum; bei längerem Bestände hätte sie für die p'>litische 
Gestaltung der Crebietc an Mosel, Maas und Scheide vielleicht folg»^n- 
reich werden können. Gozelo Jiat auch die in ihn gesetzten Krw artuixgen 
erfüllt; im Kampfe gegen ihn ist jener Odo von Champagne gefaUen 
(1037), der sich gebrüstet hatte, er werde die nächsten Weihnachten 
in Aachen feiern. Aber man begreift auch, daß Konrad« Sohn und Nach- 
folger, Heinrich III., die Vereinigung einer solchen Macht 'gerade an der 
Grenze des Reiches als bedenkUch angesehen hat; als Gozelo 1044 starb, 
trennte 4^ König beide Herzogtümer wieder. Niederlothringen gab 
er an den gleichnamigen Sohn Gozelos (1044 — 1046); Oberlothringcn 
alLein ließ er dem ältcTcn, tatkräftigeren Sohn des Verstorbenen, Gott- 
fried dem ,, Bärtigen", der dort bereits bei Lebzeiten des Vaters Mit- 
herzog gewesen war, aber An.sprueii auf das ganze Herzogtum erhob 
und ihn auch mit Waffengewalt gegen den König durchzufechten unter- 
nahm. Et hat sein Ziel, die Erringung beider Lothringen, ni<dlt errmcht, 
es blieb endgültig bei der Teilung des , .rheinischen" Herzogtums, ob- 
wohl Gottfried bis zum Tode Heiiu"ichs ein gefährlicher Gegner war, 
der, mehrmals begnadigt, aber nie versöhnt, in immer neuen Ver- 
schwörungen und Aufstinden mit den verschiedensten Gegnern des 
Königs gemeinsame Sache machte, mit Frankreich, dem Grafen von 
Holland, von Flandern, wahrend besonders die von drni Laienadel 
bedrohten Bischöfe des Landes zu Heinrich hielten. Auch das Rhein- 
land ist von diesen Kämpfen berührt worden. Beim ersten Aufstaude 
Gottfrieds, als ihm durch ein Ffirstengerieht alle Amter uimI Lehen ab- 
gesprochen waren, hat der König die Burg Böckelheim an der Nahe er- 
obern müssen (1045). die zwei Menschenalter später durch die Haft 
Kaiser Heinrichs TV. zu einer traurigen Berühmtheit cekoinmen ist. 
Bei dem mit einer großen Fürsteuverschwörung, verbundenen zweiten 
Aufstände hat Got^ed 1047 die Kaiswpfolz Nvmwegen verbrannt, 
und er unterwarf sich erst 1049, als auch Papst Leo IX., der damals 
mit Heinrich in Köln und Aachen \\eilte, mit der Exkommunikation 
gegen die EniiWirer vorging; w ie 1046 die Wiedereinsetzung, sah Aachen 
1049 die Unterwerfung Gottfriede, der eine Zeitlang bei dem Trierer 
a«MU«hte dm BIwbtMMte». t. ? 
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Erzbischüf in Haft kam. Er hat noch einmal für (h n Kaiser eine be- 
dr<»hhche Lage geschaffen, als er heimlich nach Ilahen tiing und sich 
hier mit Beatrix vermählte (1054), der Seh\veHt«*r des letzten Herzogs 
aus dem ersten oberlüthringischen Hause, der W itwe des Markgrafen 
Bonifooias von Tuacicn und von ihm Matter der »»großen Gräfin'* 
Mathilde ; er hat auch in Deutschland, wo er ein Lehen der Kölner Kin he 
zurückerhalten liatte (1051), noch einmal geg< ii di-n Kaiser die Waff« ii 
ejhoben (I(>o5) und unter Heinrieh IV. nicht nur in Italien • itu- he- 
»l(u>t.same Rolle als eigeimUtziger Beschützer des Reformpapsttums ge- 
.spielt, sondern im Älter auch nochmals die herzogliche Würde Loth- 
ringens bekleidet, jetzt in Niederlothringen (1065 — 1069). Dort ist 
ihm sein glciehnaniiger Sohn aus < i>l< r Kh ' iffolgt, Gottfried der 
..Bucklige" (1()<;0 — 1Ö76), der ungeliebte Gatte der l>ald von ihm ge- 
trennten (Jräfui Mathilde; mit der ErmordutiL' dieses tutÄchiedeuen 
Anhängers Heinrichs IV., der „Starke und Kraft" des Deutschen 
Reiches. wi& ihn ein Zeitgenoese genannt hat, ist 1076 der Mannes« 
stamm des Hauses erloschen. 

Lotharingien im alten Sinne ist also nach dem kurzen Zwischen- 
spiel von 1033/44 nicht mehr vereinigt worden; vollends löst es sieh 
jetzt in kleinere Territorien auf, .so wj-nig mau auch schon an einheit- 
liche, abgeschlossene staatliche Gebilde denken darf, und die Ge- 
schichte des Rheihlandes kann von den späteren Schiokealen des loth- 
ringischen Herzogtums im allgemeinen aliseh( n. In Niedwioth ringen 
besagt es nicht viel nielir als einen Titel. T);e Ernennung von Hein- 
richs IV. zweijährigem 8i>hne Konrad /.um Herzog (1076 — 1089) kam 
fast der Aufhebung des Amtej* gleich, und der Schwestersohn Gott» 
' frieds des Buckligen, Gottfried von Bouillon, dem der König es dann 
übertrug (1089 — 1100), hat.selbst im Westen des alten Lotharlngiens 
nur geringen Kinfluß besessen, noch weniger aber in dessen rheini- 
schem Osten als Herz(»g eine Rojl<> gc.spi(>lt — seinen Ruhm hat er 
l)ekanntUch in seinen letzten Jahren im Heiligen Lande gewonnen. 
Als dann die herzogliche Wfirde an den Grafen von Limburg kam 
(1101—1106 und wieder 1128 — 1139), darauf im Kampf mit diesem 
an den von Löwen oder Brabant ixfbf.^ v\ urde, wurde sie endgültig 
ein Zubcliör von Territorien, den n Inhal>eru der höhere Titel keine 
J^4H hfe von H» lang außi'rlialb des cigmcn Landes gab. Wohl mtt<'hte 
der ßrabanter im Anfang des 12. Jahrluiaderts herzogliche Rechte 
in der benachbarten Reichsstadt Aachen geltend (II06, 1140), saß dort 
zu Gericht utid forderte Abgaben. ,,wie sie zu fordern sich für den 
Herzog von Lollning<Mi geziemte"; .ils (Ur Limburger 1129 in\ Osten 
Belgiens die Obcrliaiul gewann. ,schri( b man ihm wolil divs Herzogtum 
vom Rhein bis zur belgischen Gect<! zu, und chie Erinnerung an dessen 
einstige Grenzen mag noch lebendig gewesen sein, als König Alfons ^ 
dem Kenog von „Brabant und I^thringen" 1267 den Schute de r 
Reichsrechte von Brabant bis zum Rhein und von den G'renzen des 
Trierer Spr^ngels bis zum Meere da/u in Wt stfalen übertrug. .Aber 
schon 1190 hatte ein Heuhsut istum jlini herzogliche Gewalt nur in 
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den eigenen oder von ihm zu Lehen gegebenen Grafschaften zuerkannt. 

zllJT" "r^'iK^" ^'"^"'^ ^^"^ ^^^^^^ Lehensträgern 

^te, au Sind doch selbst .n Aachen seine Rechte zu der dort bedeutufgs- 

SteUimg des Obervügtcs zusammengeschrumpft. Gleicliu ic. die 
d '7 '''''' benannton Herren von Limburg 

aus der Zeit ihres lothnng.schen Herzogtan» nur den inhalteleeren 
litel („US Herzogs statt eines Cirafen von Limbnig bewahrten 80 
sprach sich djc „Territorialisierung" des HorzncrUrm^ auch bei ihren 
nächtigeren Gegnern darin aus. daß sie mehr und mehr als Herzoge 
von Löwen oder Brabant bezeichnet wuiden. 

Nicht andern war die Lage in Oberlothringen. Heinrich 111. hat 
i ort das Herzogtum 1048 einem elsMschen Grafen Gerhanl fiber^ 
tragen, dessen Nachkommen es bis' zur Abtretung an Stanislaus Lesz- 
czynski und Frankreich (1735) besessen haben und durch die Ehe des 
letBten Herzogs Franz Stephan mit .Mana Theresia Erben der Habs- 
•jurger werden sollten. Auch dieses Bnichstfiek des alten Lotharingiens 
aas aUem dessen fnrferlmlten hat. bedeutet für die Geschichte dei 

jieutjgen Rliemlandcs. von Fehden mit den Nachbarn abgesehen, nur 
»nsofem etwas, als es mit ihm wenige r.renzbezirke südhch von Kur- 
ier gemein hat; Rechte des Herzogs außerhalb dos eigenen Terri- 
tonums sind auch hier nicht ▼orhanden. 

So ist die politische Einheit, die den grdfiten Teil der Rheinprovinz 

mit den Gebieten an Afaas und Scheide zusammengefaßt hatte, der 
Auflasung verfallen; nicht nur war die Teilung durch Bruno (959) 
endgültig geworden (1044), auch die zwei, dann drei Träger des Herzog- 
titeLs standen nunmehr neben, mcht über den anderen geistUchen und 
weituchen, kleineren und größeren Gewalten, die allenthalben empor- 
ttuciisen. um das Erbe von Reich und Henogtum anzutreten. 



^Venn also keines der lothringischen Herzogtümer im Rlieirdand 
o^Uetistandig geworden ist, wenn die spateren herzoglichen Territorien 
noctatens dessen Randgebiete berühren, so hat dahin vor allen Dingen 
«er Umstand geführt, daß keines der das Amt längere Zeit verwaltenden 
'"^schlechter hier wesentliche Rechte und Besitzungen innegehabt hat; 
RW^^.^^^^" Bistümern schon früh andere Familien am 

nneui Eigengut und Lehen, besonders aber Grafschaften und Kirchen- 
jogteien ui einem Umfang an sieh gebracht, daß ein Festwurzeln der 
«erzog© neben ihnen von vornherein erschwert war. Es wurde schon 
«PS bahschon Hauses gedacht, das mit reichem Gut, namentlich bei 
^Peyer und Worms, seit dem 10. Jahrhundert die Grafschaften im 
opeyergau. VVormsfeld, Nahegau, Trechirgau (südlich der unteren 
«cwel) and Mayenfcld (um Mayen) vereinigte und damit auch in der 
•uaüchen Rheinprovinz eine bedeutende SteUung einnahm. Vielleicht 
Ware die politische Entwicklung am Rhein anders verlaufen, wenn diesee 
■Ml den Ottonen verschwägerte Haus Konrads des Roten das Herzog- 
«jm Lothringen nicht schon nach wenigen Jaliren durcli den J^udoif- 
w««a* Aufstand verloren hätte (S. 78). 
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H«i dem großen Umfang ihrer Amtebezirke bedurften die Salier, 
die bid zur Kärnten, dann zun. Königsthron au - 

rtL«r^r^lithill^ von üntergrafcn, die sie für die einzelnen braf- 
^W^n zunächst wohl frri ernannten und belehnten, bei denen ater, 
^tu w^^^^^^^^ alten < h afeugeschlechtem. sich früh die dem Feuda- 
ir^^Ände Neigung - «^bHehkeit dnrchg^^^^^^^^^^ 
Saüer die Königswürde erlangten, um nach wemgen RIenschcnalter 
LTz^stl'ben. sifd solche Geschlechter von Uuter.n-afcm tedwe^^^^^ 
,-.ic.hsuumittelbaren Herren geworden begegiie.. seit W im Nrt« 
Lu als saüsche Untergrafen Mitglieder einer Famihe, die «lan n^h 
tmem häuf ig von ihnen geführte" Emiehonen — ^^^^^^^^ 

Ble haben sich an der mittleren Nahe um Kirn und im W aldgebiet de^ 
HuSs 'iduesthch von den Grafen von Sponheim (um Kreuznach) 
bZuptt und .iud seit dem 12. Jahrhundert d«rch Teilungen i« 
meLL Linien die Stammv&ter der Wildgr^fen der R^ug^afen imd 
^ Grafen von Veldenz geworden, die rieh nach der Burg VeWe z 
bd Bernkastel au der Mosel nannten, einem mitten .n 1 rierer Besitz 
gelegenen Lehen der Kirche von Verdun. Der Süden der Rhcinp^V.^ 
ist unter diesen und anderen Herren, seit ihre Terntorwn altawhhdi 
feste Gestalt annehmen, einer hesondew ßwlfen poh tischen Zei^sp it- 
terune erlegen; wohl von wenigen Teilen Deutschlands zeigt die Kaiu 
ein ähnhch buntes Bild, his im späteren Mittelalter eine neue Macht 
auf Kosten der kleineren Gewalten hier vorzudringen beginnt, aie 
Kurpfalz. Sic vereimgte salischee Erbgut mit der Nachfolge in em 
Amt. deasen TrÄger im 10. und 11. Jahrhundert weiter nordlicli im 
Rheinland eine ähnlich maclitvolle Stellung eingenommen haben wie 
die Salier im Süden, die lothringischen Pfalzgrafen. 

Mit dem Pfalzgrafen des Frankenreichs, dessen Pflichten aem 
köiügüchen Hofgericht galten, haben die seit Otto L auftretenden vier 
deutflchen Pfalzgrafen wenig mehr als den Namen gemein; sie hatten 
anscheinend die Aufgabe, gegenüber den Stammesherzogen ^be l>e- 
sonderen Rechte und Interessen des Königs zu vertreten, namentlion 
über die Erhaltung des R^-ichsguts. so der Reichsforsten. zu wachen. 
Wie sie aber von Anfang an gleichzeitig Grafschaften innehaben, so 
sind auch sie gleich den übrige Grafen aus den Inhabern eines Amte» 
früh 7.U TerritoriallH-rren geworden, deren Ziele sich von denen der 
aruU ri II kaum unterscheiden, und auch bei ihnen hat sich die Erblich- 
keit durchgesetzt. Zu größerer Bedeutung ist davon allein der loth- 
ringisehe Pfalzgraf gelangt, der zu der angesehensten Pfalz ni Be- 
ziehung steht, der von Aachen. Sein Amt ist an ein mächtiges be- 
schlecht gekommen, das bereits vorher mehrere Grafschaften an sich 
gezogen hatte. Stammvater war Erenfrid, der vor der Ißtto des 
10. Jahrhunderts »te Graf im Bonngan und im Zülpich- und Eifelga» 
begegnet; sriu Xadifdgcr (nach" 945) Hermann I., anscheinend sein 
Sohn, der damit noch den Auelgau an der Sieg vereinigte, hat in spar 
teren Jahren die Würde des Pfalzgrafen erhalten, in der er unter Q ttoUj^ 
von 9S9 bis 996 erscheint. Ihm folgte darin sein älterer 8ohl| MB» 
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iurc-rdL Ehe ^^nl?^\ f «r daa Wen des Hauses noch erhöhte 
ourch die Ehe mit Ottos Schwester Mathilde; die Heirat der Tochter 
Ka^er Ottos II. und der Theophano mit dem Pfahgrafen e^W^ 
SSd^ Ä'J' standesgemäß, und Mathilden« kön-Ä 

Bnider suchte wenigstens durch Mehrung des Besitzes den .ManH aus- 
zugleichen. Unter Heinrich II. findet sich Eszo auf seitcn der Luxem- 
bur^er, ah sie gegen den König und Schwager die Waffen erhoben ha^- 
tfäLi;^^^^^^^^ ""r^^ Oberlothringen wandert^T^lSe 

fimK? ftl'^^i' « ^"'S Hhoinbach im Bonngau 

He h und Saa^eld m Thüringen gehörten SO eine Zeitlang ium pfalz- 
grafhehen Besitz dem der Kaiser spater dureh die tJbertrLM 

ß^Ml023). Da« Benecüktinerklo^ter Brauweiler im Westen 
^ofttt"???! ^^^^^ (1024) und die Grabstätte Ezzos und 

^^tZ ^^f ^'^^1:^ fJf^ vorderste Roihe der Reichsförste.i auf- 

^^1a. ul'^^^J'"'^'' ^'^^^^ ^^"^^^"^ ^^'"te" n^^ist auf die 
vernraiultocbslt mit dem sächsischen Kaiserhaus hin. Sechs Töchter 
von Ihm fanden m den vornehmsten Klöstern und Stiftern als Äbtissin- 
un \ ersorgung. mcht nur in der rheinischen Heimat zu Essen, Neuß. in 

A ^^^"'^ '"^ '^"P't"^' Dietkirchen bei Bonn 

und dem gegenüber gelegenen Vihch; auch das alte Pippiniden- 
kloBter ^^yeU6S m Brabant und Gandereheim, die Stiftung des säch- 
^ ehen ffau«.., unterstanden Töchtern des Pfategraien, ui^ auch die 

r^I " r 'T' '^i'«-« Polenkönigs, hat, nach dessen 

lOüe aus lolen vertrieben, später den Schleier genommen. Auch sie 
wwie die Gönnenn von Kirchen und Klöstern, besonders der I- amilien- 
stiftung Brauweiler und der Kölner Kirche, an deren Spitze ihr Bruder 

heZT] i ^ ^'«^^ Sotr^ war. Schon 

oegann durch beider Schenkungen pfalzgräfliches Gut an Köln über- 
»agßiien, dabei das Kloster Brauweiler und jenes thüringische Saal- 
;!v! iT? ^ beendet hat (10G3). Sie liat ihre Brüder 

nber ebt von denen Otto dem Vater ab Pfafegraf gefolgt ist (1034 bis 
J., Auf.stand Herzog HoUfneds des Bärtigen 

Weu zu Heinrich III. g.'haltr.a und ist mit dem Urw.nrrf.un Srh^ aben 
ü ^"/iTT*®'' (^045). glejchHie ein Bruderssohn Her/.og von Bayern 
urde (1049) IVeilich hat Otto, der schon 1047 auf Toniberg gestorben 
^i. r)ei der Übertragung Schwabens die von Eeko erworbenen Reichs- 
guter Duisburg und Kaisers^ erth zurückgeben müssen, dio noch lange 
«2^1 1^'^^ geblieben sind, und die Pfalzgrafschaft kam damals an 
seinen Vetter Heinrich I, (1045-1060). den letzten Pfalzgrafon aus 
S^r^''^? Erenfrids. unter dem die Verschiebung der pfalzgräflichen 
^acüt nach Süden anfängt deutlich zu werden. Burg Cochem an der 
«osei cracheint als .soin Sitz, während Tomberg durch seinen erzbischöf- 
iiS2r u *2' ivöhier Kirche geschenkt wird; in einem Teil der 
nonuioben Grafschaften des Hauses nehmen seit der Mitte des Jahr- 
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hundertft Untergrafen als Vertreter und Lehejii^maniu'n dos Pfalzgrafen 
fleine Stdie ein. so die Vorgänger der Grslen von Ahr. 

Heinrich stand mächtig dSi, Schwiegersohn Hersog Goselos I. von 

Nicderlotliringon, Bruder eines Herzogs von Kärnten, verwandt mit 
Herzotrci) von Scinvaben und Bayeni. Aber seine Macht geriet in Wider- 
streit mit den ueltiichen Interessen der Köhier Kirche, in deren Sprengel 
links und rechts vom Rhein der größte Teil der pfalzgräflichen Bcsitcun* 
gon. seine Gra&chaften und Vogteien gelegsn waren; schon fiel ihr durch 
Richeza und ErzbiBchof Hermann, wie erwähnt» pfalzgrfifUches Gut 
zw, auf das Heinrieh ni<ht leichten Herzens verzieliteii mochte. Dt r 
(.'cgensatz führte ^um Zusammenstoß, als na<'h dem '('<>dc llcrmaiuis 
(1056) nicht mehr ein Mitglied des rfalzgrateniiauses den Kohu'r Erz- 
stulil einnahm, sondern in Anno II. ein tatkräftiger und herrschbegieriger 
Erzbischof anderer Abkunft gefolgt war. Plünderungen und Raub- 
taten der Mannen Heinrichs von seiner Burg auf dem Siegburger Michels- 
herg im Auelgau aus bewirkten die Exkommunikatioti des Pfalzgrafen, 
der nachgeben mußte und sogar Siegburg an Anno abtrat. Aber bald 
nahm er den Kampf von neuem auf und drang verwüstend bis in die 
Nähe vpn Köln, mußte sich jedoch vor den Gegnern nach seiner Buiig 
Cochem zurückziehen. Zur Fortsetzung der Fehde ist es dann nicht 
gekommen; Heinrich, der schon einmal voll Schwermut für weriifre 
Tage das Monchs>j;e\\ and fienommen hatte, ermordete jetzt in einem 
Anfall von Walmsuin beine (Jultin, man brachte den Kranken in da« 
Kloster Echternach (1000). hier hat der letzte Pfalzgraf aus dem Ge- 
schlecht Erenfrids geendet. 

Die Würde des Pfalzgrafen von Lothringen oder, wie er sich seit d<'m 
12. Jahrhundert nennt, des Pfalzjrrafen bei Rhein, kam nun an Männer 
verschiedener Herkunft, währtMid sich der Schwerpunkt ilirer Besitzungen 
immer weiter rhcinaufwärts verschob und die Beziehungen zu den über» 
kommenen pfalzgräflichen Rechten und Gütern am Niederrhein sich 
loser gestalteten. Dort werden ihre Untergrafen und Lehensträger 
und andere Herren bei der Zersetzung der ( Jrafscliaften allmählich 
Landesherren wie jene Grafen von \)ir, die zuerst llüö unter diesem 
Namen bogegucn. Im Laufe der Jalirliuuderte haben auf dem linken 
Rheinufer südlich von Kleve und Geklsm das Erzstift K<Hn and west- 
lich von diesem die Grafen von Jülich die meisten kleineren Herrschaften 
aufgesogen. Nur gorini^e Sptiren erinnerten daran, daß hier im Norden 
in der Aachener Pfalz einst der Ausgangspunkt der Pfalzgrafen, in den 
Naobbarge bieten ihre Grafschaften und Bcsitzu/igen gelegen waren, 
die unter günstigeren Uniständ«a ebensogut zu einem Territorium 
hätten erwachsen können« wie am Oberrhein die Kurpfalz es wiridioh 
geworden ist. Immerldn besaßen die sp-itr mn Kurfürsten von der Pfalz 
noch bis in die Neuzeit namentlicfi die Lehnsiioheit über die Grafschaft 
Neuenahr, die von einem Zweige der Ahrgrafen an Jülich kam, und über 
die Grafschaft Molbach (heute Maubach oberhalb Düren), die aas 
der pfalzgräflichen Wald^rafsohaft im Forst Osning entstanden und 
duroll Heirat ebenfalls Jülich zugefallen war. In der Stadt Zülpich 
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7f icit(* fiocli in (1(T Zi it kiirkölnischor Landeshcrrsclmft der Name 
« iiics Stadtteils Palcuz (d. Ii. Pfalzgrafengut), daß hier den Pfalzgrafcn 
einst Be&itz und Gerechtsame zugestanden hatten, die auch an Jülich 
gokommeir waren und vcn dt n Herzogen von Jülich gegen den Kölner 
Landesherrn tnit schwindendem Erfolge verteidigt wurden. 

Dem unglij( kliehon letzten Erben EzzoMolgte als Pfalzgiaf zuerst 
ein Lu.\eraburger, dann Graf Heinrich von Laach (1085 — 1095), in dem 
man ebenfolls den Sproß efms Luxemburger Zweiges vermutet hat. 
Ihm verdankt die zweite Klostcrgründung der rheinischen Pfal/grafen 
ilutMi Ursprung ; nahe hei seiner Burg am Laacher See, nach der er den 
Namen führt (lateinisches ,.lacu»" = See), stiftete er 1093 das Bene- 
dikitncrkloster Maria>Laaoh. Sein Stiefsohn und zweiter Nachfolger 
Siegfried 'von Balienstedt (1099 — 1113) hat die Oründung mit ihrer 
schönen ronianiselieti Kirche zur wirklichen Durchführung gebracht, 
während er di»- bpuaeliharte Burg abbrechen ließ (1112). Sein Sohn, 
der ihm als Pfalzgraf folgte, unterstellte das Klüst<;r trotz der geistlichen 
Zttgehöriglceit zum Trierer Sprengel der Kölner Kirche; auch hier teitt 
sie die Krl, haft der PfalzgrafcMi an. Dafür waren diese am Endo des 
11. Jahrliimderts Obervögte der Trierer Kirche gewordt-u ; dn- Hnupt- 
bcreichdes pfalzgräflichcn Einflusses hat sich vom Niederrhein zur Mosel 
verschoben. Wie die Palenz in Zülpich an die Fröhzeit des Amtes er- 
innert, so an die Zeit, da die Pfalzgrafen am Laacher S<;e und an der 
Älosel die Macht besaßen, der Name der Pellcnz. der Landschaft auf 
heidf'Ti S'-iten der Xette zwisclien dem Ree und der Mosrl um Nieder- 
mendig und .Münsterniaifeld. Als üntcrgrafeu und Vasallen der Pfalz- 
grafen sind westlich davon in unmittell^rer Nähe seit dem 12. Jahr- 
hundert die Grafen von ViriK burg emporgekommen, wie nördlich 
von ihnen die Ahrgrafen; sie nalmien auch die Pellenzgerichte von den 
Pfalzgrafen zu Lc-hen, bis K\irtrier als Oberlehensherr im 16. Jahr- 
hundert hier die Erbschaft der Virneburger antrat, nachdem diese im 
späteren Mittelalter unter den mittelrheinischefi Herren eine bedeutende 
Rolle gespielt und auch Söhne auf den Erzstühlen von Mainz und Köln 
gesehen hatten. 

Erst jeiiseits der Mosel haben sieh die Anfänge eines bleibenden 
Territoriums der Pfalzgrafen entwickelt. Hier haben sie dauernd 
am Riieiu festen Fuß g^aßt mit dem Pfalzgrafen Hermann von Stahleck 
(1142—1150) au.<; einem Grafengeschlecht Ostfranken.s, das als Lehen 
der Köhler Kirche die Vogtei über Bacharach und die Burg 
Stahieck erworben iiatte, deren 'J'rimirner über der Stadt aufragen; 
wenig abwärts trägt noch heute der von König Ludwig dem Bayern 
etwa 1325 erbaute Pfalzgraf-nstein im Pvliein, kurz die „Pfalz" ge- 
naimt, die Kriinieninc! an die pfalzgräflichen Herren, bei Caul), das sie 
zu dorn gcgenüberlHgenden Bacharach lünzukauftcn (1277). Aber die 
entscheidende Wendung kam, als bei HermaiinsTode Friedrich Barbarossa 
die Pfalzgrafkchaft seinem Stiefbruder Konrad über trug. Zu d(>n damit 
verbundenen Gütern und Gerechtsamen fügte er einen Teil des reichen 
Besitzes hinzu, der rheinaufwärts auf dem Boden des einstigen Herzog- 
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tutiLB Franken aus dem durch Burgen und Ministerialen gesicherten 
Hausgut der salischen Kaiser an ihre Blaufischen Erben gekommen mu, 
zusammen mit dem olicnlieinisohen Besite des Reiches und der Staufsr 

seihst eine Hanptgrundlago von deren Herrsehaft; so gehörten wnlir- 
scheinlieh Stiomherg auf dem Hunsrück und Alzey in Rlieiuhessen 
zu dem daraus dem staufischen Pfalzgrafen überwiesenen Gut. Erst 
diese in der langm Amtsseit Konrads (1156—1195) festgewordene Ver- 
bindong von pfalzgrifliohem und salisch-staufischem Besitz hat die 
„Pfalz bei Rhein" tüs zukunftsreiches Territorium geschaffen, das auch 
auf die andere Rhoinseite an den unteren Neckar hinül)erzuf;reifen be- 
gann und bald m Heidelberg .seinen Mittelpunkt fand. Mit der Hand 
von Koiirads Tochter ist die Pfalzgrafschaft an die Weifen gekommen, 
deren kurze Herrschaft (1195—1214) hier, wie vorher im Herzogtum 
Bayern, von der der Wittelsbacher abgelöst worden ist. denen Fiiedrich II. 
.sie 1214 übertrug. Sie haben da.s Gebi< t «Imt-h Erw eT hnngen der ver- 
sejiie(lenst<'n Art alhniililieh ausgebaut und al)g<'runclet und auch über 
den Huasrück hinweg die Verbindung mit Bacharach hergestellt, wäh- 
rend nMlich von d«r Mosel ihre Rechte ve^fimmerten und nirgendwo 
zur Landeshoheit führten. Wohl enichtete noch der Weife Heinrich 
auf der fechten Moselseite bei Alken oberhalb Koblenz die Burg Thuron, 
die lange ein Gegenstand des Streites mit Köln und Trier gewesen ist; 
aber auf die Obervogtei der Trierer Kirche hat er venciehtet (1197), 
an der Mosel wurde der Trierer Erzbischof aJluiählich der Landesherr 
und schob sein Territmium wie einen Queniegel durch das ganze Rhein' 
land. 

Erst in dem neuen Gebiet ist (h r Pfalzgraf zu seiner besonderen 
St<'lluug in der Heielisvorfassung aufgestiegen, als Inhaber des Heichs- 
truchsessenamts, des vornehmsten unter den Hofämtorn, dessen Besitz 
1I9S bezeugt ist, und seit dem 13. Jahrhundisrt als vierter rheinischer 
Kurfürst mit dem Anspruch auf ein Richteramt über den König und 
auf Reiehsverweserschaft, wenn der Tliron unbesetzt ist. Diese Vor- 
rechte sind entwickelt worden, als die Beziehung zu der Pfalz Karls 
des Großen allein im Titel fortlebte und nur mehr ein winziger Teil 
des Territoriums dem einstigen Lotharingien angehörte. So hat sich 
der pfakgräfliche Machtbereich weit nach Sfiden verschoben, von den 
ribuarischen Grafschaften und den Burgen Tomberg und Siegburg über 
Laach, die Peilcnz und Cochem zur Kurpfalz an Neckar und Rhein. 
Als ein Zweig der Wittelsbacher im 17. Jahrlmndert aus dem Streit 
um die Jülich-Klevi.sche Erbschaft den Besitz von Jühch und Berg 
davontrug, kehrten die Ffalzgrafen wieder zu den Gegenden zurück* 
von denen sie im 10. Jahrhundert ausgegangen waren. 

Diese Verschiebung nach Süden liatte begonnen, als es zum Zu- 
sammenstoß Pfalzgraf Heinrichs I. nut Erzbischof Anno und dem 
werdenden Territorialstaat der Kölner Kirche gekommen war. Es 
waren schicksalsschwere Jahre für das Deutsche Reich, in denen Anno II. 
in Kdbi den Kmmmstab fahrte, und er hat nicht geringen Anteil an 
den Geschehnissen dieser Zeit gehabt. Er war kein Rheinl&ider gleich 
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so vielen rheuiischm Bischöfen des früheren Mittelalters, sondern ent- 
stammte einem schwähischcn Herrengeschlocht der Rauli» !» Alb. Über 
die DomschuJe. in ß;unl)( rg und den geistlichen Dienst am Hofe Hein- 
richs III. war der kluge, tatkräftig!.-, auch äußerlich ansehnliche Maxin 
zum Propst des vom Kaiser begründeten Goslarer Stiftes St. Simon 
und Juda aufgestiegen, aus dem viele Bischöfe hervorgegangen sind; 
dann hat Heii\rich ihn nach wenigen Jahren an die Spitze der Köhler 
Kirche gestellt. Dort, wu man in Bruno einen Köiügssohn, eben noch 
in Hennann II. den Enkel «bues Kaisois als Erzbusehof gesehmi hatte, 
hat man den Sohn eines klonen freien Herrn zuerst geringsehätzig 
betrachtet; aber wenige Kölner Erzbischöfe haben eine so bedeutendo 
.Stellung eingenommen wie er in den fast zwanzig Jahren seines Epi- 
skopats (1056 — 1075), dessen weltliche Seite durchaus im Vordergrund 
steht, Niokt als ob es dem Bilde Annes an geistlichen Zügen gefehlt 
hätte. Auch er hat den Kranz der Kirchen seiner Bisohofestadt be- 
reichert, hat an St. Oereon gebaut und die Kanonikerstifter .Marien- 
graden und St. Georg errichtet. Sein Eifer für das .Mönchtum hat ihm 
bei der Kirche die Aufnahme unter die Heiligen verschafft, und es 
war die strengste Richtung Benedikta, für die er eingetreten ist; in 
das Kloster Siegburg, das er auf dem den Pfalzgrafen entrissenen 
Mieheisbertr erbaute, brachte er Mönche aus dem CKiniazeii'^isohen 
Kloster Fruttuaria Ixü Turin. Siegburg sollte selbst ein Vorbild mön- 
chischen Lebens werden; er übertrug dessen Einrichtungen nach St. Pan- 
talebn in K51n und in seine eigenen anderen Klosterstiftungon. in das 
ebenfalls vorher pfalzgrafliche Saalfeld in Thüringen und nach Graf- 
schaft bei ^Tf srlirde im westfälischen Teil des Kölner Sprengeis, und 
Si«MThurg iiat im Rheinland selbst (Apolhnarisberg bei Remagen, Fürsten- 
berg bei Xanten, Zülpich, Nonnenwerth) und auüerhalb Ableger und 
Nachahmer gefunden, nicht ohne daß die fremde Art des MSsiditums 
den Widerspnicl» der älti'ren deutschen Benediktiner und die 
Abneigung der Kölner Bürgerschaft hervorgerufen hätte. 'Wenri Anno 
in seinen Klöstern verweilte, hat er .-^ieh aufs .streng.ste der Kloster- 
<irdnung unterworfeii, auch sonst voll asketischer Neigungen, und doch 
treten bei ihm, der im Kloster die Tugenden des Gehorsams und der 
Demut zu betätigen suchte, kaum andere Eigenschaften so hervor 
wie ehrgeiziger Machtwille inul Herrsehsueht. die der heißblütige, zum 
Jähzorn neigende Maim mit rücksichtsloser Härte zur Celtung bringen 
konnte in den Jahren nach dem Tode Heinrichs III., als mit Heinrich IV. 
ein sechsjähriges Kind auf den Thron gelangt war. 

Nicht nur suchte er seine Freunde itnd seine Geistlichen in einem Um- 
fang auf Bischofsstühle zu bringen, daß den Zeitgenossen dieGrößf; des so 
bis nach Aquileja und Parma hin gewonnenen Anhangs auffiel ; er nutzte 
die Zeitumstände auch zu ausgesprochenem Nepotismus, seinem Bruder 
▼erschalfte er das Erzbistum Magdeburg (1063) gegen die Wahl der 
dortigen Geistlichkeit, einem Xeffcn erst die Goslarer Propstei, dann 
das Bistum Halberstadt (1059). Einem anderen Neffen, Kuno, den 
er zum Kölner Dompropst gemacht hatte, erwirkte er beim König das 



L/iyiiizea by Google 



106 



II. Levison, Politische Geschichte 450— 12S0. 



Erzbistum 'Irier; aber dieser Versuch, auch die zweite rheiidsche 
Metropole in seinen Kreis zu ziehen, fand dort Gegnerschaft und 
nahm ein blutiges Ende. Der Trieror Stiftsvogt fiel über den heran- 
ziehenden ernannten Bischof her, der überhaupt nicht in seine Bischofs- 
stadt iirlangt ist und nach harter Gefangenschaft umgebracht wurde 
(106()). Selbst in Köhl, wo Anno einen Verwandten als Propst von 
Mariengraden, einen anderen alä Kanoniku:^ von St. Kunibert, eine 
dritte Angehörige als Äbtissin von St. CäciÜMi untergebracht hatte, 
stieß er auf ll^derstand bei der Geistlichkeit, als er dnem im Dienst des 
Königs l>ei Burgenbauten erprobten schwäbischen Landsmann, Benno, 
als Vizedominus (Vitztum) die oberste Verwaltung des Bischofsgutes 
übertrug; schließlich mußte Benno der Abneigung des Kölner Klerus 
weichen, wenn auch Anno bald die Genugtuung hatte, ihn in Köln 
zum Bischof von Osnabrück zu weihen (1069); aus Annos Stiftung 
Si^burg hat dieser treue Anhänger Heinrichs IV. spater Möndie und 
die ersten Äbte seines Klosters Iburg erhalten. 

Annos Ehrgeiz galt nicht zum wenigsten dem Glänze des eigenen 
Bistums; während man ihm in Horn gar Absieiitcn auf die päpstliche 
Wälde zuschrieb, arbeitete er an der Mehrung der Macht und des Reich- 
tums der Kölner Kirche, so daß sie infölge seines Wirkens Zeitgenossen 
alle anderen Kirehei\ des Reiches zu überragen schien. Die Kntwick- 
Inng zur Territorialmacht nimmt ihren Fortgang. Oben wurde bereite 
des Kampfes mit dem Pfalzgrafen Heinrieh (bis 1060) gedacht; zu 
Brauwciler und Tomberg gelangte auch Siegburg in den Besitz des 
Kölner Erzbisohofs. Die Gefahr einer Umklammerung Kölns durch 
die pfalzgräfliehen Burgen war beseitigt; der Kölner Erzstuhl wurde 
im Norden des Khcinlandes die bedeutendste Macht, wenn sein Ound- 
besitz auch zc^rstreut la^r urul erst .'Vnsätze zu einem gesclilnssenen 
Territorium vorhanden waren. Wie in Trier und an anderen Orten ist 
der Eintritt der benachbarten Großen» so hier des Ffalzgrafen, der 
Grafen von Jülich und Luxemburg, in den Lehnsverband dor Kirche das 
2<eiclien von Kölns ausgedehntem Besitz und führender Stellung; freilich 
war der Übergang von Lehen in weltliche Hände bei der tat- 
sächlichen ErbUchkeit für die Kirche nicht unbixienklich, und der Zu- 
kunft blieb die Maohtfrage vorbehalten, den Hcimfall des verlehnten 
Gutes durchzusetzen. Anno hat für sdne Kirchen besonders auch den 
Einfluß bei Hofe ausgenutzt. Kr ging auf den Plan seines Neben- 
buhlers Adalbert von Bremen ein, bedeutende Reichsabteien auf Kosten 
dos Reiclics zugunsten der geistlichen und wcitlielien Großen einzu- 
ziehen, und nahm als seinen Beuteanteil außer V^ilich und Kornelimünster 
da« Kloster Malmedj in Anspruch (1065). das mit Stablo von Anfang 
an unter einem Abt verbunden gewesen war; sechs Jahre lang haben 
die Mönche von Stablo trotz päpstlicher Hilfe um ihr Recht kämpfen 
müssen ui\d die Freigabe des Brudcrklostcrs erst erreicht, als sie zum 
zweiten Mal in echt mittelalterlicher Weise mit den Reliquien des 
Klosteihfiiligen Bemaclus vor den König zogen. Auch Komdimfinster 
hat seine IVeilieit wiedererlangt. 
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Derartige Eingriffe in die Reichsrechte und in das Reichsgut. von 

dem auch dip Rpichsliöfe Siiizij? und Duisburg vorüberj^f^licnd an 
Adalbert von Bremen kamen (KHiö), waren in der Frühzeit Heni- 
riehs IV. möglich, als die Seheiaregieruiig eines Kindes die Großen au 
MAoht gewinnen Ueß, wälirend in Italien das Papsttum nach der Zeit 
der „deutschen Päpste" zur Unabhängigkeit vom Kaisertum emporstieg. 
Annos .Anteil an den Reiehstresehäften Deutsfhl<'inds und Italirns 
in dieser Zeit der Auflösung, sein Streben nach der leitenden Stellung 
am Hofe, ist bekaimt, gehört aber mehr der lleiehsgescliichte als der de« 
Rheinlandes an, das jedoch auch selbst der Schauplatz folgenschwerer 
Creignisse war. Bald nach dt in T<xle Heinriehs III. fand sit li Anno, 
erst seit wenigen .Monaten Ei /iii^chof, 1056 zu Atidernacli ini( ticrn Trierer 
Afnt.'<geno.ssen, riem Pfal/gt afrn und dtMU ahcr^^sctzten lotliringiseheii 
Herzog Ciottfried zu.sanmn ii, um zur Lage Stellung zu nehmen. Papsl 
Viktor II., dem der Kaiser die Sorge für Sohn und Gattin übertragen 
hatte, hat das Königskind zur Krönung nach .Aachen g- leitet und auf 
einer Reichsversnmfulung zu Köln gegen Ende des Jalires für den Land- 
frieden ini Westen gewirkt; die Au.ssöhninig der Keiehsregierung tnil 
Gottfncti ist damals gesichert worden, der später dasHerzogtum inNieder- 
lotliringen erliielt (S. 96). Als dann die schwache Regierung der Kaiserin- 
witwe Agnes und ihrer Günstlinge die Unzufriedenheit vuid Begehrlich- 
keit der riroLJen weckt«', w ir Anno das Haupt der Verschw örur\g, die 
l(Jt32 auf rheiiüseliein linden in dem Staatst<trei<'h von Kais( tswerlh 
zum Ausbruch kam; zu Schiff wurde der junge Koiug nach Köln ent- 
führt, Anno wardc znrUlchst tatsfichlich Reichsverwoser. Doch fehlte 
es nicht an Gegnern, und namentlich hat der Erabinf linf Adalbert von 
Bremen wachsenden Einfluß auf Heinrich gewonnen, bis die auf s^-ine 
Macht eifersüchtigen (irolien. dal)ei Ai>no, seine Entfernung vom Hofe 
erzwangen (1066), ohne daß der Kölner dort von neuem eine beherr- 
schende Stellung erlangt hatte. Das Streben des mündig gewordenen 
Königs nach Wiedergewinnung und Sicherung der königliclien Rechte 
führte zu der ersten großen Krij^e svüner Herrschaft, zu dem .\ufstand 
der sächsischen Großen (1073 — 1075); .^nno, des.scn Bruder und Neffe, 
der Erzbisehof von Magdeburg und der Bischof von Halbt?rstadt, zu 
den Empörern gehörten, befand sich unter den Fürsten, die ohne 
dauernden Erfolg in Verhandlungen einen .Ausgleirh Ii' r! ei/uführen 
suchten. Die Rheinlande berührt der sächsische Aufstand aher vor 
allern dadurch, daß ne}>e(i ihm dort die ersten stivdtisclien I5<'u emmu'eu 
DcutsrhlandÄ eiuliergeiien. Heirmch findet 1073 in seiner iledrängms 
freudige Aufnahme bei den Wormser Bürgern, während sie ihren dem 
König feindlichen Bischof aus der Stadt verjagen ; auf die Erhebung 
der Worniser folgt im uächst'^n Jahr ein Aufstand der Kölner gegen 
Anno. Das rheinische Bürgertum beginnt als politische Macht hervor- 
zutreten. 

Die RomerstSdte des Rheinlandes hatten im Frankenreich auf- 
gehört, besondere Verwaltungseinheiten zu bilden; auch wirt.schoftlich 
traten die mehr stadtischen Berufe vor den ländliclicn zurück. Aber 
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Orte wie Trier und Köln, deren alte Befestigungen sich auch erhielten» 
blieben doch Stätten stärkerer Besiedlung; hier, wo der Rhein mit 

seinen Nebenflüssen natürliche Verkehrswege darbot, wo Römer- 
straßen die Eifel durcliquorton, hat ein bescheidener Handelsvrrkrhr 
höchstens vorühfTLrchfMid aufgrhört, und nach der Zeit der Xorinariiicii- 
(Mnfälle, seit dem U). Jahrhundert liat er allmählicli wietler an Bedeutung 
gewonnen. Köln im besonderen, die Bischofsstadt mit ihnm alten 
Kulturboden und ihrer günstigen Lage nahe dem Eintritt des Stromes 
in die Ebene, ist im 11. Jahrhundert wieder eine Stadt mit bedeutender 
Kaufmannschaft. Wohl gab es noch innerhalb der Römermauern 
unhebaute Fläclien; aber in die Befestigung war bereits die den „alten"' 
Markt einschließende Rheinvorstadt einbezogen, während außerhalb 
nicht nur Stifter und Kloster wie St. Severin, Pantaleon. Aposteln, 
(Jereon, Ursula und Kunibert den Mauerring umgaben, .'Sondern im 
Xnri!e.n und Süden sich auch Vorstädte entwickelten, die bald in die 
Stadt hineinfrenominen werden sollten (lUtfi). Trätrer des HandeU 
war nicht nur meiir die JudengenK mdc, die in Köln als älteste Deutsch- 
lands schon in römischer Zeit (321) begegnet; eben unter Anno wird 
das im Osten der Altstadt an der Bömermauer gelegene Judenviertel 
zum ersten Male erwähnt, we Judcnt^' ni< indrt! im 11. Jahrlumdert 
auch in anderen Städten an Rhein und Mosel sieh finden. Köln hatte 
auch gleich anderen Rheinoiten eine Niederlassnncr von Friesen (bei 
St. Gereon), deren Stamm besonders seit der ivaroiiugerzcit rülyige 
Händler hervorgebracht hatte; aber auch sonst hat Köln in der Zeit 
Annos schon eine zaldreK he Kaufmannschaft besessen, die bereit« 
den Verk< hr den Rhein hinab na^h England h< trieb. Werden aueJi erst 
um die Mitte des 12. .Talirbunderts Kölner Kaufleuto unter den ,, Leuten 
des Kaisers" in England ausdrücklich erwähnt, tritt auch erst damals 
das niederländische Tiel an der Waal als Umschlagplatz des englischen 
Handels vor Köln zurück, so hat es doch sjcherlich schon vorher nicht 
nur in der Ursulalegende einen unmittelbaren Verkehr zwischen 
Rn<iland und Köln gegeben, der aueli politische Wirkungen zeitigte. 
Sie treten deutlich wenige Meusehenalter nach Anno zutage, als sie 
für die Stellung der Stadt und ihrer Erzbischöfe zu Staufern und Weifen 
maßgebend wurden. Es ist schon ein Vorbote dieser Entwicklung, 
wenn 1074 von einer hochverräterischen, gegen Heinrich IV. gerichteten 
Verbindung Amios mit Wilhelm dem Eroberer von England erzählt 
wurde, dem man den abenteuerlichen Plan zuschrieb, etwa von der 
Normandie aus Aachen mit Heeresmacht zu besetzen. Anno mußte sich 
von dem Verdacht durch einen Eid vor Heinrich reinigen. 

Der Erzbischof war in Köln der Inliaber der Hochgerichtsbarkeit, 
seit der Stadtbezirk, wahrscheinhch in der Zeit Brunos, aus der (Graf- 
schaft des Kölngau.s ausgeschieden und die Grafenreelite in der Stadt, 
dazu nutzbare Rechte wie Zölle und Münze, vom König der Kölner 
Kirche gMohenkt worden waren. Es fehlte wohl nicht an Reibttngen 
mit dto zu Wohlstand aufsteigenden, zu derbem Lebenagenufi neigendien« 
selbstbewußten | Kaufleuten, deren vom Herkommen abweichende 
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Art man in den geistliclicn Kreisen Kölns kaum freundlicher beurU^ilt 
hat als in Tie), von dessen Kaufmannsgilde ein .Mönch des beginnenden 
11. Jahrhunderts ein wenig ächmeiohelhafteB Bild gezeichnet hat. Der 
Köhu r Aufstand von 1074 erhellt plötzlieh das Donkel, das bis dahin 
über diesen Verhältnissen lagert. Fr trägt wenigor In »ciipnlit Ische 
Züge als die KrhebunL' der Worrnser für den König im voi iiergelu'tulen 
Jahre, deren Treue Heinrich bezeichnenderweise mit Zollfreiheiten 
für ihre Kaoflente belohnte, das erste «ich ohne Berfioksichtigung des 
Bischofs unmittelbar an die Bewohner wendende Stadtprivileg eines 
deutschen Köings. Sirid Kaufirute auch bei dem Kölner Aufruhr 
das führende Elrnicnt. s i < rsrli( int dieser doch mehr als eine nicljt 
von der hohen l'ohuk vcrauhilitc, weim aach durch das Wormser 
Vorbild geförderte Entladai>g langer Erbitterung gegen den Stadtherm. 
Der Anlaß war an sich unerheV>lic}i. Für die Heimfahrt des Bischofs 
von Münster, der Ost^TU in Köln gefeiert hatte, läßt Anno daf^ S( hiff 
eines reichen Kaufniaims mit Beschlag belferen unr] von Waren räumen, 
vermuthch auf Grund enies Hechtsherkomnu n.s, das in die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse nicht mehr hineinpaßte. InSpeyer hat man sich später 
(1111) die Freiheit von solchen Anforderungen ausdrücklich durch den 
Kaiser verbriefen lassen. In Köln 'jjrcift man zur Selbsthilfe; der Sohn 
des 8<'hiffs( igentümer8 verjagt die I^ utc (h s Erzbi-^icliofs \ui(l den Stadt- 
vogt und erregt einen heftigiüi Aufstand gegen Anno, der aus seinem 
Palast in den Dom flächten muß. Aber er entkommt aus der tobenden 
Stadt nach Neuß und bietet die Vasallen des Erzstifts auf; schon nach 
drei Tagen verzichtet Köln auf W iderstanrl, und es ergeht nun ein 
blutiges Strafgericht über die Stadt. Hund ütHJ wolilhabende ,, Kauf- 
leute", d. Ii. von Handel und (jiewerbe lebende Männer, sollen damals 
aus Köln geflohen sein, verfolgt von der Exkommunikation des Erz- 
bischofs. >üt unerbittlicher Härte wies dieser die Fürsprache des Königs 
zurück, der eben damals wegen der angeblichen englischen Gefalir 
in Köln erschien, und erst nach Jahresfrist, kurz vor seinem Tode, 
hat Anno den Geflohenen die Wiederaufnahme in die kirciiliche Gemein- 
schaft, die Ruckkehr in die Heimat und die Rückgabe des BesitEcs 
gewährt. Die Vorgange von 1074 sind eine Episode, aber bemerkens» 
wert als Z* u<jnis der in der Stille heranwachsenden neuen Kräfte rlieini- 
schen Städti-wesen.'! und als Zeichen der damit gegebenen Spannungen 
zwisclien dem Bürgertum der ßischofsstädt« und ihren geistlichen 
Stadtherren. Noch tritt Köln zurück hinter Mainz und dem 
in der Nähe des .sali.schen Hausguts gelegenen \Vi>rms und Si>eyer; 
im nächsten Jahrhundert hat e.s die anderen deutscheu Städti- über- 
flügelt, und schon nach einem Menschenalter sollte es für Heinrich IV'. 
eine ähnliclie Statt«; der Zuflucht werden, wie Worms in der Zeit de- 
Sachsenaufstandes. 

Anno von Köln hat in seinen letzten Jahren auch n(x;h die für die 
ganze Stellung des Episkopates ein.schneidenden Wandlungen emp- 
finden können, die eine andere Macht während seines Lebens erfahren 
hatte, das Papsttum, im Zusammcniiang mit der kirchlichen Keform- 
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bewegung des Jahrhunderte. Sie hatte ihren Ausgang genommen von 
den immer enieuten Versiu h<*n, da.s in den inneren uiul äußeren Kämpfen 
und Wirron zrrrütU'te Klosti rleben im Sinne der Rrgel Benedikts zu 
erneuern, zu festigen und zu vertiefen. Diese Klostcrreform war seit 
dem 10. Jahrhundert vor allem in dem fraiuösi^iien Kloster Cluny utid 
in den romanisoben Teilen Lotiiaringi«» an verschiedenen Stellen be> 
gönnen worden. Sie griff früh in das Rheinland hinüber; etwa die 
Reform von St. Maximin bei Trier (934), von Stablo und Malmetly 
und Eehternacli (973) vr'njt . w ir dif R('\r*M^unn: von Westen h<T eindringt, 
zu deren Förderern Herzog (iiselbcrt und da.s ardennische Herzngsliaas 
gehören. Die clmüazeiisiüehe Richtung hat im Hheing«;biet durcli den 
AbtPoppo von Stablo und Malmedy( 1020 — 1048) Verbreitung gefanden, 
dessen Götiner Henrich II. und Koiurad IT.. Piligrim von Köln und 
Poppo vonTi ier gewesen sind. Heinricli unt<'rst<'llte ihm auch St.Maxinu'n; 
unter <l< ri K Irist^ rii, denen I'oppo den .Vl)t und die Richtung gah, 
linden .^jeh ferner Echteraach, St. Eucharius in Trier und dio pfalz- 
gräfliche Gründung Braaweiler. Wie Anno von Köln in seinen Stif> 
tungen das Vorbild des italienischon Cluniazonserklosters Fmttuaria 
zu verwirkliclien suchte, wurde Rclion bcriclitct, auch die Abneigung, 
der di<' fremde Art des Mönchslcbon.s bei der» äld icn deutsehen Beue- 
diktiiitrn und in» Volke begesnete. Die.se Kefornicn berühren nebon 
dvtu geistig-religiösen Gebiec auch das politische, indem «ic das Kloster 
möglichst von dem welttichen Getriebe zu lösen versuchen und sich 
allmählich bewußt< i und planmäßiger wenden g^'gen die Herr-^ehaft 
und den Einfluß des Laienndels. Was im 10. Jahrhundert mit der 
Beseitigung der Laienäbte begonnen wird, setzt sich fort in der Ein- 
schränkung und dem Rückkauf der Rech(<> der KiostervogU* und 
gipfelt im 12. Jahrhundert in der grundsätzlichen Ablehnung von 
Vögt^ durch dio ZistenRienser, die höchstens in dem deut8cb<»i König 
iliren Schutz vcgt anerkennen, und IR dieselbe Richtung gehört auch der 
Verzicht auf die Verwendung von ritterliehen Dienstmannen in den 
meisten Reformklösfern, di«^ aueli ix i der Aufnainne ihrer Insassen 
nicht die Standesuntciscliiede macJien wie die alteren, oft nur freien 
Adel aufnehmenden Klöster. Nicht nur infolge der Reformbewegung, 
aber in ihrem Geiste haben auch im Rheinland nur alte Klöster wie 
Prüm. StabJo-Malmedy, Kornehinünster. Es.sen. Werden und Elten 
ein selbständiges Territorium entwickelt, was bei den jüngeren Grün- 
dungen nicht mehr geschehen ist. 

Der Gedanke der Reform ergrdft im 11. Jahrhundert nach dem 
Mönchtum aber auch die übrige Kirche; auch außerhalb der Klöster 
will man in ihr die .,kanonis<:}ien" Ordnungei\ herstellen, die in der 
Wirkliehkot des frühen Mittelalters so mar,* Ii* raipestaltungen cr- 
fahren hatten und zu der Übung von Jalirtuind« rten in vielfachem 
Widerspruch standen. Indem Heiuricli III. in w enig Staat smäruiischem 
Idealismus auch den römischen Stuhl diesen Gedanken zugänglich 
ma<-hte und in den von ilim ernannten „deutschen Päpsten" an die 
Spitze der Kirche Anhänger der Reform stellte, die mit deren Durch- 
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fi5liru„g Emst ma<,-htc„. luitergrub er die Herrschaft dos deutech«n 
Königs Uber die Reichskirche, auf der die St^lln.T ,l«ri<— . 
gegenüber den weltüchen Großen ^if^ Jl:u^^^^:,'^;^ru 
beruhte. Befreit durch den Kalaer aus der Verstrickung Yn ^^l^n 
Satze der romischen Adelsparteicn. bcijann das PaMttL mjV T 
Bbässer Leo IX. (104^^-1054) die Loit^er Kirch?!r!l^L^^^^^^^ 

Alpen hat der Papet auch Köln. Aacl.en und Trier besucht in Mah ! 

Remhejt der Kirche verband sich bald das qcsteiarte Bewußtsafn 3» 
. ««^«tändigkeit und des Vorranges der ,.JcU.^^:^^^^ 
«Che«; wenn unter Heinrich III. Kaisertum und Papst tun. noch h,^ 
Einvernehmen handelten, die Jahre einer schwa^^hen Regiening nach 
dem Tode Hemnch.s erleichterten es dem Papsttum, sich unabhä ii^ 
zu machen und die Durchführung seiner Forderungek auch l'S 
Ä«fn'». "^ternchmcn. Als dessen Vertreter hf^AnnS 
von Köln auf der Synode von Mantua (1064) beim S.rgc des Reform 
Papstes Alexander IL über den Gegenpapst mitgeunkf; bald sollte er 
d.c vera.ulcrte SteHung des Papsttums kSlnenleLen. ai ei^^aS^ate 

m Rom Buße tun muüte (lOßS); wie vorher der Erzbischof yon Trier 
T ^^"^ ^"'^ ""«^ «1^'» Bischof von Bamberg dorthin 
IT^J^VIT.' "^""^ «^"^ A»Wage der Simonie L .^ch" 
Zr vii ^''"^^ Geistliche Hildebrand, nun aJs Papst Gre- 

kL:! a'^'T x'^*"'' ^^'""'"'^ '-^^^^s^'tzten Gregor VI. n^vch 

Pr^- uS'' Verbaimuiig begleitet (1047). jetzt mußte sich der Kölner 
E zbischof von Ihm den Vorwurf gefaUen lassen, dali er den Verkehr 
ZJl ? ^^'[^ ''^^ ««mögend pflege und die Ehre' des 

ni^ f u Kiwhe) nur in Köln. 

iiiclit lu Rom zu heben scheine (1074). 

rrnn^*® ^^^S?^ Itämpftc lücht ttur mchr gegen die Priesterelie zu- 
feunsten der Eheloiigfceit der Geisthchen und gegen die Simomc im 
.genthc H U S„„„, d. h. den Kauf und Verkauf geistJIchcr Handlungen 
h^f Auch der Eingriff von Laien in die kirchUche Stellen, 

oeseteung wird in den Begriff der Simonie einbezogen, die sogenanrit'^ 
ijaiemnvestitur; die Übergabe von Ring und Stab an den neuen BLschof 
„ncj^^"'?*"- ^Übertragung des Amtes durch Laien xrird verpönt, 
und d.o freie ..kanoni.sche" Wahl durch Klerus und Volk nach altkiwh- " 
d^T - t t I>i> Forderung bedeutete trotz aller .Mißstiinde 

«wiÄienherrscIiaftden fmsturz des geltenden Reclits. Sic widersprach 
aem ganzen Gedankenkreise des auch am Rhein herrschenden „Eigen- 
kaclu^nrechts der Anschauung, daß den Grundhm«n einer Kirohe 
«eirgehende Verfügun^rscT,.^vnlt über deren Einkünfte und wesentliches 
Bestimmungsrecht bei der Bestellung der an ihr täfigen GeisfhVhon 

mochten die Reichskirchen und Reichsal)t<ien 
vJ^ II ^ Eigenkirchen und Eigenklöster des Königs erscheinen, 
altem aber waren ihre Inhaber seit den Ottonen immer mehr zu 
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Reichsbeamtea geworden» ausgestattet mit mohem Köiiigsgut und 
mit öffentlichen Rechten ab Gegengewicht gegen die erblich gewor- 
denen, dem Beamtentum entwachsenen weltlichen Großen; die wesent- 
hchstcn Machtmittel waren dem Krini^tuni entzogen, wenn ilun der 
Einfluß auf die iit'ichsiiircheu und liire Besetzung genommen wurde, 
wenn die Herrschaft des die gesamte Kirche lenkenden Ipapstes an 
seine Stelle trat, znmal eine« Papstes mit den weitgehenden Herrschi^* 
ansprüchen und dem tatkräftigen Wollen Gregors VII. Dessen Kampf 
für (li(> Freiheit der Bischofs- und Abtwahlen knnntr so b<'i der Doppol- 
st^-llunij; der Bischöfe und Abte nicht ohne weiteres zum Verzicht des 
Königs führen. Der Gedanke einer Scheidung des geisthcheu Amteä 
und der .Regalien' lag noch fem und ist erst das auf einem Ausgleich 
beruhende Ergebnis langen Kampfes geworden. 

Wenige Wochen nach dem Tode Annos (Dezember 1075), der in 
seinem Kloster Siegburg beigesetzt wurde, führte die Besetzung des Erz- 
stuhles von Mailand im Gegensatz zu dem päpstlichen Investiturverbot 
zum Ausbruch des „Investiturstreites", des ersten großen, fsst 
fünfsigjahrigen Kampfes «wischen Kaisertum und Papsttum mit seinen 
dramatischen Wechselfällen und in seiner Verbindntig mit den Sonder- 
bestrebiingcn .sächsischer und süddeutscher Fürsten. Die (beschichte 
des Hheinlandes kaiui üb< r di*^ erste Hälfte dieses Zeitraumes verhält- 
lusmäßig schnell hinweggi iu ii. \achdem der von Gregor exkommuni- 
zi^te und abge setzte König die schwere Krise des Jahres 1076 dun^ 
den Bttfigang nach Canossa überwunden und beim Papste die Wieder- 
aufnahme in die kirchliche Gemeinschaft erreicht hatte (1077), hat 
das Rheinland zu ihm trelialten gegen den Gegenkönig Rudolf von 
Schwaben (1077 — 1080) und gegen Gregor selbst, als dieser 1080 den 
Bann über Heinrich erneuerte; das Rheinland stand auf selten des 
Oi genpapstes Wibert von Ravenna (1060 — 1100), den Heinrich im 
selben Jalire gegen Gregor erheben ließ. Wohl gehörte der Erzbischof 
Siegfried I. von Mainz zu den Anhängern des Gegenkönig?. d< rTi er in 
seiner Bi.schofsstadt die Krone aufsetzte (1077); aber noch am Tage 
der Krönung brach ein Aufstand der Mainzer Bürger zugunsten des recht- 
mäßigen Königs aus, Rudolf und Siegfried verliefien die Stadt, die der 
Erzbischof nicht meiir betreten hat und die nun ein Hauptstützpurüit 
Heinrichs wurde ; nacli Sit gfrieds Tode (1064) gab er ihm einen kaiserlieh 
gesinnten Nachfolger. Khensf> erlioben sich die Wormser gegen ihren 
Bischof. Das rhenüache Bürgertum hielt fest an der 1073 eingeschla- 
genen Richtung des Zusammengehens mit dem König. In Köln und 
Trier bedurfte es keines Auistimdee für seine Sache, da es Heinrich 
gelang, Aniiänger auf diese Erzstühle zu bringen und ihre Treue sich 
zu erhalten; irn Feldlager des Königs vor dem belagerten Tübingen 
hat Udo von Tner .sein Leben be.s< blossen (1078). Nicht minder hielt 
der rheinische Pfalzgraf Hermann II. (1060 — 108ö) zu dem König, und 
sein Nachfolger, Heinrich II. von Laach (I08S — 1006), war bereite, ehe 
er die Pfalzgrafschaft erhielt, unter den .Anhängern Heinrichs hervor- 
getreten; in der Schlacht bei Molsen an der Elster« die für diesen unglüclL- 
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r''"^; ""''r f '^^•^'^'"kömg Bndolf die dem Volke als Gottesurteil 

KXn'Hl ^^"■'^^•^ ^^ÖSO), hat er einen Teil dS köi^ 

ÄdtSXVZ» "''""^ italienischen Tuf- 

enthaitesdea Kaisera in den neunziger Jahren erscheint er im ^Veston 

von p^;I«thnngen.s e, r.ge .^länger, wie den Bischof HemanS 
üT« N 'if ^"r'^^ '"^ Rh-inlande nicht ganz an solchen, und toSS 
Udos Nachfolger in Trier, der Bayer Egilbert (1079-1101) unter 

r.hiPt! ^S«"«a» war doch eines der sichersten 

Geb.ete des Ka.se,^. Au.h das Gegonkönigtum des Grafen HeraumS 
von SaJm aus dem LuxcTnl-ureisc hen Hause (1081-1088) änderte nichts 
an deser Lage; seine VeruandUui standen auf der Hegenseite, und 
m Sa< hsenknde «1 Goelar, hat der vertriebene Siegfried von Main^ 

unir '^f ^ """'^ I^^=^^'t<'" Hermanns Heinrichs IV. 

Junger^ Solm Konrad. der bereits den Xamen eines Herzogs von 



XT- j I . ' ' "cit-jis urn .>anien eines flerzOflS VOB 

Jr^S^^'*'^^" ^'^ ^^"^« '^^^ Königskrone ^rech- 

(1M7) ^^^'^ Erzbischof von Köhl empfing 

Rheinland hat die Sache Heinrichs auch mit geistigen Waffen 
verteidigt durch Beteihgung an der Streitschriftenhteratur durch die 
«amato zuerst die Parteien in großem Stil für ihre Sache geworben 
haben. Jener Erzbisohof Egilbert von Trier hat in einem kurzen offenen 
Bne e s,ch unter scharfen Anklagen von Gregor losgesagt, dem er das 
jurch ihn vernr^^achte Blutvergießen zum Vorwurf macht und dem er ' 
Uberhaupt sein Papsttum abstrittet (1080). Auf einer Zusammenkunft 
giWCügeannter Bischöfe zu 'i>ier erhielt um dieselbe Zeit der dortige 
ScholastüniB Wenrich den Auftrag zu einer ausführhcheren Schrat 
ge!;..n (,re;ror, die unter dem Namen des Bischöfe Dietrich von Veidun 
xerottentücht u-urde. eines der feinsten und gewandtesten, in der Form 
TOaövomten Erzeugnisse dieser Literaturgattung, und tu E-nlliorts 
Areise gehörte «ich ein Mönch Dietrich, der in zwei verlorenen ßüciiern 
l'gen Gn gor für Heinrich und seinen Papst Wibert eingeti^ten ist. 
c-f.enso entschiedene Anhänger fand deren Sache im Kölner Sprengel, 
wie ein Werk eines der eifrigsten literari.scJien Verteidiger Gregors 7eigt 
ejSMsischen Ciiorherrn Manegold von Lautenbach, eines der ersten 
nutteWterhohen Vertreter der Lehre von der Volkssouveräuität und 
vom Maats^ ortrag Er unternahm es wenig geschickt, die weitverbwi- 
f>cJirift Wpunclis in einem umfangreichen Buche zu widerlegen. 
Äurz na^ Uregors Tod hat er .sodaiui eine andere Schrift gegen einen 
Jxomer Wolfhehn, gerichtet, wohl den gleichnamigen Abt von Brau- 
et« <^r. Es handelt sich darin um die Frage der Vereinbarkeit der alten 
rnuosophie mit der christlichen Glaubenslehre, wobei Manegold als 
PMi "^u^*^'^ ^^^'"^ S^e^n die Vernunft, der Theolofrio <n.gen die 

rmiosophie sich wider WoKhelm wendet; aber der Kamiif '^rcr^^n die 
^ '>< «-.Schätzung der weltlichen Wissenschaft verbindet sich iiim mit dem 
»irehenpohtischen Tagesstreit« er hält es für nötig, in einem besonderen 
«eMtii«lite dM Uwinliiidai. L 8 
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Anhang (iiun heftigen Ausfall gegen die ,,Unirer8chftmtlieit" 

Wolfhchns und .seiner ( Jt-.sinnungsgenosseii zu maohon, die sich 
als (iegner Gregors und Anhänger Wiberts auch auf Wenrich be- 
riefen. 

Der eigentliche Bürgerkrieg« der sieh im wemtUehen in Sfid- und 
llitteldeutflchlflnd abgespielt hat» ist dem Rheinland auch in der Zeit 

des Oegenkönigs Herinaim von Sahn t'ispart geblieben, wenn dieser 
auch nach dem Daliinschwiivden aller Macht au^ Sachsen in die Heimat 
zurüekkelirte und hi<'r beim Angriff auf die pfalzgräflieiie Burg Cochem 
an der Mosel den Tod gefunden zu haben »cheint (1088). Dennoch hatte 
in den Jahren des Kampfes auch in den weniger betroHenen Gegenden 
die öffentliche Sicherheit Einbufie erlitten, die Fehdelust und die Nei- 
gung zu Gewalttätern zugenninTtien. So inehrfTi sich denn gerade in der 
Zeit Heinrieiis IV. die Bestrebungen zur Sicherung des Landfriedens", 
und auch der K&iäer selbst hat besonders in seiner späteren Zeit eifrig 
dafür gewirkt. Zuerst in Frankreich und Burgund hatte die Kirche 
eine Einsohruikong des FdhdewesMis durch den sogenannte Gottes- 
frieden („trcuga Dei") versucht» durch Beschlüsse und Vereinbarungen 
von Synoden, die wenigstens an bestimmten, durch die (Jcschiehto 
Christi oder 8(»nst durch iiirehhchen Braucli geheiligten 'l'aeen der Woche 
und des Jahres Frieden zu halten geboten und jede Störung mit Strafe 
bedrohten. Diese Einrichtung des Gottesfriedens hat danwls auf dem 
Wege über das Rheinland Eängang in das übrige Deutschland gefunden. 
Hier in Xiederiothringen, wo die arg zusammengesehrnmpfte riewait 
des Herzogs damals tatsächlich ruhte (S. 98), hat zuerst 1082 der Bi- 
schof von Lüttich für seinen Sprengel, zu dem auch Aachen gehörte, 
tasusa sddien Gottesfrieden mit den Großen zustande gebracht, unter 
denen der Pfalzgraf und die Grafen von Luxemburg» Limburg und Laach 
erscheinen. Im nächsten Jahre hat dann der Erzbischof Sigewin von 
Köln (1078—1089) nach dem Vorbild von Lüttich auf einer Synode 
in seiner Metropole ähnliche Bestimmungen vereinbaren la-ssen, die 
erst« Ordnung des Gottesfriedens aus Deut>.ciiland, deren Wortlaut 
erhalten ist. Vom Rheinland aus hat sieh der Gedanke weiter verbreitet, 
da« auch hier als Kulturbrüeke zwischen dem romam'sehen Westen 
und dem inneren Deutschland diente. Sigewin hat sich um die Aus- 
breitung der Kinrichtung bemüiit, eben durch sein Schreiben an den 
Bischof von Münster sind die Köhler Beschlüsse auf uns geJvoinuien. 
Auch im Lager des Gegenkönigs in Sachsen hat man den Gottesfrieden 
übernommen, und eine Synode der kaiserlichen Bischdfe zu Mainz 
hat ihn unter dem Vorsitz der drei rheinischen Erzbischdfe 1085 für das 
ganze Reich beschlossen. 

Von den romanischen Ländern hat auch die große Bewegung der 
Kreuzzüge ihren Ausgang genommen, in der Kirche und Bittertmn 
sieh unter Führung des Papsttums verbanden. Die Begeisterung des 
enten Kreuzzuges hat vom Deutschen Reich in der Hauptsache nur den 
romanischen Westen ergriffoTi, dem auch der durch das Untcmolimen 
berühmt gewordene Herzog von Niederlothringen, Gottfried von 



bigiiized by Google 



r 



Oott«BftieA.n. Erster Kreuzzug. Aufetand Heinridi» V. 118 

Bouillon, angehört!. ; ,l„cli hat der von der laaMub —bi^ k • j. ' 
Pe^^ Amiens h in Köln n.it Krf^ .Ä'lv^H^pÄ 
Oottfne^ zogen ungeordnete Voikslmufen voran, die den Kamnf ^ 
üngte«big«n in wildem Glanbenaeifer mit der Wxfo^g ^ E 
» egannon. donon nur die Wahl y.wmi^ mzmxnitBDBr T^V U 
dung c^c. freiwHligon, To,. .Hassen ^^Tl^alT^'^^ 

d««er Mofd«enen Speyer. W^rms und Mainz ehonso uio Tr^ 

.P'^**' ^'^^^^ H-"-'- n . de Jude 

Stadt Zuflucht vor den Kreurfalirem hatte geben wollen 

ÄX de;t^;i. ^"'^ '"^ ''"^ ^^'^ Bürgerschaft' at sich in Mainz 
Köln der Juden angenommen, deren Verfolgung damals nur r, Ii- 
g^oser Fanatismus veranlaßt hat. während wirteSuche Gee ma.ze 
an.schemend ebensowenig eine Rolle spielten wie ^^Äait' 
Ztl^'^tu' ^'l'^"^^' ^'^ fanatisierten Maasen sichTÄ' 

SJfÄ d.e zwangsweise bekehrten Juden mit ZustiSS^ 

Z^^r r*'* ^ zurüekkelirt.... Die Verf^ 

gung hatte dann noch politische Folgen, als Heinrich den Niushkß. 
dwgetoteten Juden als deren Schutzherr in Anspruch nahm und darüber 
mit dem Mauizer Erzbisciiof Ruthard in Streit Reriet • u-ie einst sein VnT 
rfaotsf ^^-^ zur'pSpXheTÄ 

(10971 I^«ckkehr von dem unglücklichen zweiten Zuge nach Italien i 

^ ""^ ^^^^^'^ R'^^'in aufgehalten, 

aDem m den Städten Speyer, Mainz und Köln, Hier am Rhein ^ o ej 

ttnä^^!''^^^ Städtischen Bürgertums eine Stütze 

sorX ; r^ '''.r'"'^' ^""''^^ ^ bfiigerüchen Interessen ent- 

Sl Hf ^^^"'""^^""g^" den Landfrieden fortgesetzt; das Mainzer ' ' 

^ichsiandfriedensgesetz von 1 103 ist das erste erhaltene Friedensge^eta ' ' 

«rdaagan^ Reich Das Rheinland sah auch noch den letzten tiefen Stt.rr 
nL xT.' T** älteren Sohnes Konrad 

t eh V K *^f' ^^'«^''^^^t^^' »^^reits in Aachen gekrönter Sohn Hein- 
IrW^M * , ^"^''"f den Vater empörte und aller offenen und geheimen 

RTChhchen und weltlichen Gegnerschaft gegc-n il,n wieder ein?r, Mittel- - 
de Rh e*^- Kampf der beiden Parteien wurde an ] 

und ^i^S-'^"''"^^:. ""^^ Stadt Speyer bemächtigte : 

Rnf h ^^^'"^ verlassen, wohin nun Enbiwhof i 

»in^Sl!..-?^^. zurückkehren konnte; während Köhl die 

nanptetutze des kaiaerüchen Widerstandes wurde, schrieb Heinriefi V 
einen Reichstag nach Mainz ans. Um dort sein Recht zur Geltung i 
zu bringen, zog der Kaiser den Rhein hinauf; bei Koblenz traf er mit dem f 
öotae zusammen. Bekanntlich h at dieser dann den Vater durch heuch- 
WCüe Versuchungen in Sicherlieit gewiegt, von Bingen aus brachte 
ap!!7f ^^'S Böckelheim bei Kreuznach und hat ihn dort gefangen- 
gesetzt; die erzwungene Abdankung H^ohs IV. zu Ingelheim schien 
a«n öieg dea eidbrüchigen Sohnes zu dohem. Aber es gelang jenem. 
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Anfang llOO aus der Haft zu eutkomnieri; in Köln fand er \vicd<'r 
frcudit;»- Aufiialuui' b« i d'T Bürgerschaft ; am Niederrhein und an der 
Maa« liat «It r Kampf /.wischen Vater und Sohiv seinen Abschhiß ge- 
funden. Zum Kaiser hielten außer den Kölnern vor allem der Bischof 
von Lüttich und Herzog Heißiicli von Niederlothringen «i» dem lini' 
buiger Hause ; damals hat Heinrich V. ihm das Hersogtum abgesprochen 
und dem Grafen von Löwen (Brabant) übertragen, der Anfang des 
Streites d*T beiden Häuser um die herzogliclu' \\'ürd(\ Im Gegensat« 
zu der Bürgerschaft trat der Erzbischof von Köln, Friedrich I. (1100 
bis 1131), gleich dem Trierer Eribischof auf die Seite des Sohnes über; 
er mufite <Ue Stadt verlassen. Damals haben die Bürger die Befeetigang 
Kölns verstärkt, auch außenliegende Stadtteile einbezogen, die erste 
Stadterweiterung seit der Aufnahme der Rheinvorstadt; vergeblich hat 
Heinrich V. im Sommer Köln belagert, er mußte nacli fast einem Monat 
die Belagerung aufheben und zog nach Aachen, um gegen Lüttich 
vorzugehen. Da setzte der Tod des Kaisers, der zu Lüttich sein bewegtes, 
von H»J&, aber auch von Verehrung begleitetes Leben beschlossen hat« 
weiteren K&mpfen ein Ziel. Auch am Niederrhein fand der König jetzt 
Anerkennung; eine neue Belagerung Kölns endete mit der Unterwerfung 
der Stadt die ihre J reue gegen den alten Kaiser mit einer großen Geld- 
summe büßen mußte. 

Heinrich V. hatte gesiegt ab Verbündeter des Papsttums und der 
Fürstenopposition; aber nun, da er die Herrschaft angetreten, wurde die 
bekämpfte Sache die eigene, er hielt an dem Recht auf Investitur der 
Bisehöfe wegen deren Regalien fest, so daß der Kampf mit dem Papsttum 
seinen Fortgang nahm. Als Wortführer einer königlichen Gesandt«clu»ft 
hat der Erzbischof von Trier 1107 vor Papst Paschalis II. während dessen 
Aufenthalt in Frankreich den deutschen Standpunkt vertreten; schon 
wurden die Erzbisehöfe von Mainsund Köln wegen Verletzung der päpst- 
lichen Investiturverbote oder wegen Xiclitersciicinens auf einer Synode 
des Papstes eine Zeitlang suspendiert. In KTiln wehrte man sicii dagegen, 
daß der Papst in örthche Angelegenheiten unter übergehung der zu- 
ständigen Idrchlichen Behörden eingriff; eben in diesen Jahren gab 
dort ein Einzelfall den Anlaß zu einer begründeten Gegenerklärung, die 
zugunsten der Geltung der biscluifliehen Amtsgewalt und der Metro- 
politanverfassung die Forderung,' erhob: wie der Papst von chnn Kölner 
Erzbischof die schuldige Unterwerfung verlange, so habe auch er die 
Rechte des Erzbischofs nach der kanonischen Ordnung zu wahren — der 
Episkopalismus trat auch am Rhein noch dem p&pstlichen Absolutismus 
entgegen. 

ff' inrich V. hat dann auf deru Romzuge durch das Paschahs abge- 
zu ungt^ne Zugestiindnis die In vcstiturf rage gewaltsam zugunsten 
des Königtums zu lösen versucht (1111); der Kampf kam wieder zu of- 
fenem Ausbruch, ol^leich der Papst sich selbst zunächst zuröckfaielt, 

und wieder fand die strengkirchliche Partei die Bundesgenits.-cns. Iiaft 
deuts( her Fürsten. Seit 1112 b<'fiiidet sich ein großer Teil Deutschlands 
im Aufruiir, vor allem wieder Saclisen, wälirend die süddeutschen 
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Großen auf sciten des Kaisers stehen, deaaen Sache besonders sein Neffe 
der Staufer Fnedrich II. von Sc Jnvaben. tatkräftig vert^teThXgt 
stutzt auf seine oberrheinisclien Eur^on und Di eist mannen. Die Stel- 
iungdes Rheiiüandefl ist eine andere al« unter Heinrich IV. ; Imtte die'.er 

goßer Te.! d.s Rliemlandes im Aufstand begriffen und geht mit den 
«äjha^chen En^pörern Hand in Hand. Die La^e Heinrichs V. imt. r^ 
schied sich von der seines Vaters dadurch, daß nun auch die Bischof,- 
in Wdt größerer Zahl im Lager der Aufständischen standen. Von dm 
rlicin.schen Erzbischöfen hat nur Bruno von Ttier (1101—1124) dauernd 
ein gutes Verhältnis zu ]hm unterhalten, während Adalbert I. von Mainz 

t,^kB i A . \- -'"'"^'^ (.V'pnern g..hör(en. und nicht 

wronüche Gesichtspunkte sind ursprünghch für ihre Stelhuig cntschei- 
üend geiiresen, w-enn sie dann auch verschärfend liijizutraten, sondern 
der f.orr nsatz des geisthchen Territorialfürsten zu den Ansprüchen 
eines wirklicli regierenden Königtums. 

Adalbert von Mainz (Uli— ] 137). aus dem Hause der Grafen von 
eaarbrficken, war Kanzler HeiuntlKS V. genesen und sein vertrautester 
Katgeber, auch an der Politik g^n den Papst bet<-iligt; gerade seinem 
Kat hat man die Gefangennahme von Pa-^chahs schuld gegeben. Als 
ii.rabiscliof hat er eine ausgesprochene 'iVrritorialpoIitik getrieben, 
indem er durch den Erwerb von Landbesitz und Burgen, auch durch 
Buiigenbauten den älteren Besitz der Mainzer Kirche abzurunden und 
zu sjchem bestoebt war; Besitzstreitigkeiten, vor allem die Weigerung 
(It'i- Heransgahp voti "Ringen, die der Kai.ser für das Reich in Anspruch 
•jaimi. haben Um zu dics^'m in Hegensatz gebracht und ins Lag* r 1 
Feinde getrieben (1 i 12^ Drei Jahre lang von Heinrich in Haft gehak. 
dann auf Drängen der Mainzer freigelassen, wurde er ein Hauptführt-i 
fies Kampfes und hielt am Widerstand noch fest, als andere Gegner 
langst zum Frieden neigten. 

Ebenso verbindet der Kölner Erzbischof Friedrich, der dem bayeri- 
■ohön Geschlecht von Schwarzeuburg entstammte, wie sein Vorgänger 
mit der Begünstigung strengen Mönohtums einen ausgesprochenen 
.^Aug zum Tcrritoriahsmus". Am Rlu in hat er die das Flußtal sperrenden 
öurgen Rolandseck und Wolkenburg erl)aut; in AVestfnlen, wo er schon 
bald nacli Beginn des Episkopats eine Fehde mit dem (.trafen von Arn«- 
^fg au bestehen hatte und dessen Burg einnahm, errichtete er die 
iJurg Volmarstein an der Ruhr und erwarb das weiter östlich gelegene 
fadbiTg: deutlich treten die beiden Richtungen der Köhier Ausdeh- 
miiigspolitik hervor. Die Zahl der im Kölner LehensverhaTid stehenden 
rhemischen Großen ist unter ihm bereits beträchtlich. Auf dem Rom- 
zuge Heinrichs hatte Friedrich noch bei den Veriiaiidlungen mitgewirkt, 
^"ich die Paschalis zur Am rkennung des könig^ehen Investitunechts 
gezwungen wurde. Als daim das Laterankonzil 11 1 2 d iescR ..Pravilegium'* 
Tf^^J^ Bischof Girard von Angouleme, Friedrichs eigener Tx'lucr, 
£? 'iach Deutschland überbrachte und damit am Hof einen 

«tum der Entrüstung erregte, hat ihm der Köhier Eizbisohof das 
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Argenus vorgehAlten, das er gegeben, and mußte sich voo Giraid 
sagen lassen : „Sei es dir ein Ärgernis; mir ist es ein Evangeliitm." 
Also auch Fi"it drirh war iirfjprüngÜfh durchuuH kein (Jregorianer : alxT 
dann haben aucli iliu u eltlieiic (Irüncle in Streit mit dem Kaiser gebraiiit, 
atischeinend dessen Bestreben, die aus den Wirten der letzten Jahr- 
zehnte übriggebliebenen Reste des Reichsguts tmd der Reichseinkfinfte 
zusammenzuhalten und zu mehren, sie nicht an Vasallen zu Lehen zu 
geben, sondern durch Reichsniinisterialen wie die von Boppard und 
Haniraerstein oder die V^ögte von Aachen verwalten zu lassen, die an^^ 
ursprünglicher Unfreiheit durch ihren ritterhchen Beruf damals empor- 
zusteigen und dem freien Adel geseUschafthch an die Seite zu treten 
begannen. Als Ursache des rheinischen Aufstandes wird ausdriioklich 
die ünzufriedeniieit über das straffe Regiment eines Reichsministerialen 
genannt. Der Kaiser, dem Ix i ullen unerfreulichi rt '/Äv^oii wirkhclie 
Herrsciiereigenschaften niclit fehlten, scheint <'in<' fmanzielle Stärkung 
der Keichsgewalt nach dorn Vorbild des enghscheu No^manncn8taat^ 
geplant zu haben; wenn ihm die Absicht zugeschrieben irird, nach dem 
Rate seines englischen Sch^viegervater8 im ganzen Reich eine Steuer 
einzuführen, so machten ihm im besonderen nicht nur die sächsischen 
F'iirsten einen schweren Votwinf ans dem Versuch, sie zu besteuern, 
auch bei dem rheinischen Aufstand klagt man ilin an, er habe dem Lande 
einen „ewigen Tribut" auferlegen wollen. Der Gedanke einer Reich«- 
Steuer, die das Königtum whrtscfaaftlich hätte unabhängiger machen 
können, widersprach zu sehr der Selbständigkeit der territorialen 
Gewalten; er kam politisch zu spfit. 

Wenn sich also rlieiuisclie liisdiofc^ in Gegensatz zu Heiiuuli \- 
stellten, so komitc er aucli auf du; Bürgerschaft der Bischof sstadte nur 
in geringerem lifaBe rechnen als sein Vater. Wohl hat auch er die empor* 
blühende neue Macht der Städte gefördert; sein Ihivileg für Speyer 
(1111) ist das erste Städteprivileg, das über die Erleichterung des Ver- 
kehrs und Zollbefnüungen hinausgelit und die Bürger von Lasten im 
Innern befreit, und Speyer, die Begräbmsstättc seines Hauses, hat iiua 
dauernd die Tceuc gehalten. Aber sohon in Worms hatte er zweimal 
Unruhen niedmnwerfen, und in Mainz gewann die Partei Adalberts 
die Oberhand über die Aidiangcr des Kaisers, die ilin vertrieben hatten 
(1116). tTber Köln berichtet eine Quelle zum Jahre 1112 die viel erör- 
terten Wort4^^: ,,Eine Schwurvereinigung bildet sich zu Köln für die 
Freilieit." Man hat die Worte u. a. gedeutet auf eine gegen den erz- 
bischöfliohen Stadtherm sich wendende beschworene Vereinigung 
der Kölner Bürger mit dem Ziel freierer Selbstverwaltung, auf eine der 
„Eidgenossenschaften", wie sie seit « iii' iTi Menschenalter bei den An- 
fängen der .städtischen Bewegung in den Kommunen" Nordfrankreichs 
sich gegen die feudalen Cieu alten lüldcteu, und wie Heinrich V. sie 1107 
in Cunbrai auflöst hatte, und gute Gründe sprechen für die Richtig« 
keit dieser Auffassung. Andere haben an eine Bewegung der Köbier 
gegen den Kaiser pedaehl. und jcdenfiiils bald darauf, bei dem Kampf 
des Erzbischofs gegen ihn, hat auch die Stadt, die Heinrich 1106 für die 
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Treue gegen seinen Vater bestraft haite. jahrelang auf der Seite der 

Ümporer gestanden. 

Im Jahre 1113 war der rliemische Pfalzgraf Siegfried beim Kampf 
um die vom Kaiser eingezogene Weimarselie Erbschaft im säclisischen 
Aufstand gefallen. Heinrich übertrug nun ohwr-Rückaloht auf dessen 
bohn die Pf:i!7-rafschaft einem seiner zuverlässigsten und vertrautesten 
Vi^o''^^' ^'^'^ C-'^l^v in Württemberg (gestorben 

i- tti^ ^^^^^^^ seinem Anliang am Khcm einen neuen Halt • aber 
die Übertragung des Amtes an einen Landfremden mag die Mijistam- 
mung der rheimschen Großen noch gesteigert haben. So ist ein Auf- 
stand im nördlichen Rlieiriland 1 1 14 ausgebrochen, als Heinrich gegen die 
*Tiesen im Felde stand. Mit dem ErzhiscJiof von Köln machten die 
meisten Großen der Gegend, die ja VasaUen der Köhier Kirche waren 
gemeinsame Sache; zu dem Kaiser hielten die Bischöfe von Utrecht 
und Munster und, mit ihnen das Gebiet der Gegner im Norden umfas- 
^nd. die Grafen von Geldern und Kl<>ve. Der Kampf wurde auf beiden. 
Kheniseiten und in Westfalen unter Verheerungen geführt, vergebhch 
suchte Heinrieh den Verkehr bei Köhl zu unterbinden ; schheühch \vurde 
«m neues, großenteils aus Süddeutschlaod herangeffilirtes Heer des 
Kaisers bei dem R^-ichshof Andernach geschlagen, und in den folgenden 
aT '^^^ "i'-derrlieinische Kriegsschauplatz znvüvk vor Sachsen 
mid den Kämpfen um Speyer, Worms und Mainz, in deren Mittelpunkt 
^bischof Adalbert und der Staofer Friedrich stehen. Köln war fester 
Besitz der Aufständischen; hier konnte ein Kaidinallegat wiederholt 
den Bann über den Kaiser aussprechen (1115. 1118), hier eine Synode 
- j^®" Verkehr mit iiirn mit der gleichen Strafe bedrohen 

(1116). Die langen Kämpfe schwächten freilich auch die Machtetel- 
taag des Kdkier Stifte; «ur Befriedigung seiner VasaUen mufite der 
Erzbjsehof sogar Tafelgüter zu Lehen geben, so daß einer der nächsten 
Nachfolger die Annahme der Wahl von deren Rückgabe abhängig 
machte. Die Dauer der das Land verwüstenden Fehden führte scliließ- 
hch zur Ermüdung und «ur Priedensneigung der Fürsten; nach der 
Kuckkehr Heinriehs von dem zweiten Zuge nach Italien gelang 1119 im 
allgemeinen die Herstellung des Friedens, auch Köln öffnete dem ge- 
bannten Kaiser die Tore gegen den Willen des Erzbiscliofs, der ül.cr dif> 
wj^t das Interdikt verhängte. Adalbert von Mainz setzte noclx den 
Widerstand fort; aber auch hier vermittelten die Pürsten. 1121 war 
der Friede am Rhein hergestellt. 

Im nächsten Jahr endete auch der kircliliche Streit, der fast fünf 
JWirzeluite gedauert, nach langen Verhandlungen nut dem sogenannten 
wonnser Konkoidat. Erzbischof Friedrich, der soeben noch die Reichs- 
^urg Kerpen an der Erft zerstört hatte» beglaubigte selbst Erz- 
Kanzler von Italien die Urkunde des Kaisers. Bdde Part, i» mi machten 
Zugeständnisse, indem vor allem zwischen dem geistlichen Amt samt 
Zubehör und den damit verbundenen ,,Regalien" geschieden wurde. 
JA'r Kaiser gestand die freie Wahl ^er Bischöfe und Reichsäbte zu. 
«»hielt aber für Deutschland das Recht der Anwesenheit bei der Wahl. 
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auf das erst im Anfang dos nächsten Jahrliunderts verzieht«:*! wurde. Kr 
pab auch die Investitur milden kircli1ir)i<n SymlH>lf>n T\iii<! \ind Stab auf, 
aber da.s Eigentumsrecht des Rtiiciie^s au den Regalien blieb anerkannt, 
die fortan in Deutschland den freigcwählten Kirchenfürsten vor der 
Weihe mit einem Zepter als Symbol übertra^n werdm sollten. Ihn» 
Investitur stellt*- sich dani!t der Belehnung dir udflichen Fürsten an 
die St'ite, vollends wurden die Roichsbiseliöfe und -übte zu geistlichen 
Fürsten. Wohl hatte Heinrieh V. wcsentiifh«- Flechte dein Königtum 
gerettet, und tatkräftige Herrscher wie Friedrich Barbarossa haben 
08 verstanden, auch darüber hinaus so manches Mal bei den Wahlen 
ihren SHnfluß cur entscheidenden Gcltui^ su bringen. Aber der .An- 
spruch auf Ernennung der Bischöfe war grundsätzlich aufgegeben und 
damit ilire Verwendung als eines beamtenartigen ncgengewichts gegen 
die Laienfürsten in Frage gestellt; di<' Wahlen hörten auf, bloße Form 
in der bisher geübton Weise zu sein. Xicht nur die weltliclien Fürsten 
hatten in dem langen Kampfe an Macht gewonnen; auch die Stellung 
der geistlichen Fürsini war mit dem Vertrage von ^^'oI ms eine andere 
geworden, wie im übrigen Deutschland, so im Rheinland. 

Siebentes Kapitel. 
Die Stauferzeii (1125/- 1250). 

Ver&nderte Zusammensetzung des riieinischen Episkopat-s. — Atifkommep 

des ausschlieO liehen Wahlrechts der Domkapitel. Die weltlichen Terri- 
torien des Bheinlandea im 12. und 13. Jahrhundert. — Wahl Lothars ni>i 
Kampf mit den Staufem. — Die neuen Orden. — Albero von Trier und die 

Anfänge Konrada III. — Das Rheinland \uiter Konrad ohne Frieden. — 
Wibald von StabJo. — Arnold II. von Köln und das Kölnische Herzog- 
tum atn Rhein. — Der 2. Kretucug und d^ Anteil der RheinUnder an 

den Kreuzzügen. Parbaro^sa nnd rlas TUv inland. — Kanonisation Karls 
des Groüen. — Keiuald von Dassel. -- (JeUankö einer Xioslösung der deut- 
schen Kirohe von Rom unter dem Primat von Trier. — "Daa fihmisma 1 lö9 
bis 1177. - Kj^isobe Territorialpolitik unter den Erzbi^^rhöfen Reinald 
und Philipp; das Kölnische Herzogtum Westfalen. — Umschlag der Köl- 
nischen Folilik. Erzbisobof Philipp gegen Kaiser Friedrich, dessen letatsr 
Streit mit dem Papsttum. — Adolf I. von Köln unter Heinrich VI. — 
Das Rheinland von der Doppelwalii 1198 bis zum Siege Friedrichs IL 
1215. — Dessen Privilegien BUguiieten der Fürston. — Johann I. von Trier. 
— Engelbert I. der Heilig von Köln. — Folgen seiner Ermord an fr. Kon- 
rad von Hochfitaden und daa Ende der staufiscben Herrschaft. — Krgeb* 
niase und HögUehkeiten der Zutnmft. 

"Daß das Ende des Investiturstreites in der politischen ( ieschit-hte 
auch des Khcinlandes einen Kinächiütt bedeutet, lehrt schon ein Blick 
auf die Bischofslisten von Köln und Trier. Die Auswahl der Bischöfe 
wird mehr und mehr eine andt re. Vorher waren verhältnismäßig 
wem'ge Rheinländer ixler rheinische ricistliehe auf die heimischen 
Bischofsitze gelangt, wälireiid inni»elie andere Bistümer von Afagdeburg 
bis Cambrai und Toul, von Hamburg-Bremen bis Hav^enna mit ihnen 
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S Rhri/''''^'^'"K Inveetitmtreit werden di E sther 

«n Rhein wie im übrigen Deutschland fortsohwitend aus d«n S«n 
der benachbarten Großen besetzt. Von denT^rSöfrcHrzwSa 
d«n Wormser Konkoi^afc und dem Interre,..um dirK-^Ter k'^^^^ 

afd!^' "r^ ^^'^^ Dompröpste. Dc^^ilan^ od ? 

Propste anderer Kirchen gewesen, der dreizehnte Propst i« Bonn Fast 
alle gehörten den. freien Adel, zumeist Grafengeschl^ht^^ drkheiS! 

P^^!:.^r?T'^''' vonBerg und Altena. D?r einige Kühner 

seh,^ P^^ de« Zeitraumes, der weder durch seine Herkunft noch du cJ 

iZXZr Z '""n''!;'''^ ^ u^"****^« Barbarossa. 

dem d^r l If i T ^'"^ ^'*-f'^"ß^-schlecht von Dassel nahe der Weaer, 

tZ^^i l.^"\^rr '•'■^^^"'^^ verschaffte. Von den 

«ehii Tnerer Erzbiachofen derselben Zeit haben sieben vorlu-r dem hohen 

blTn m M T "««»»ört' Albero ist Primlzerins in dem Trierer Suffragan- 

Sern! .' .-''''T' P^pete in Köln Und 

^jer nach Iner gelangten. Arnold I. und der Reichskanzler Johann T 
JWdankt^n ihre Würde der EinMirkung Friedrichs I. und Heiruiehs VI 
ana^ überwiegt unter ilmen der Adel der angrenzenden romanischen 
Ueb,ete, der Sprengel von Lätb'ch (vier Bdelherren) und Toul (Albero 
ais Oraf von Montreud) ; später tritt der rechtsrhcini.scho Teil der Trierer 
iJiozßae mit zwei Grafen von Wied und dem Neffen des einen, einem 
UrWftn von Isenburg, in den Vordergrund. \ur ,Anv annähernde Vor- 
«euong von der eingetoefenen Veränderung geben diese Zahlen und 

Sr R 'Tr^f ^^"^^ 8*""«*' erecheinen, als er ist; 

auuer Remald sind noch zwei andere Kölner Erzbischöf.- de.s 12 Jahr- 
nunderts vorher Keichskarr/l. r jx.nvcsen. Arnold II. und Philipp, die 
Mpeicü dem rhemischen Adel und der Domgeistlichkeit angehörten, 
i^^.r'^i, ^ wachsende Bodenstandigkeit des Episkopate nodi 

^arker hervortreten, wenn Mwohl die unterlegenen Gegenkandidaten 
die zunehmende Häufung mehrerer Pfründen desselben Spren»k 
Sfci!12!f »n**^^ berücksichtigt würden. Aber auch so .spi eelien die ange- 
«™en.Tateadien deutlich genug für die Entwicklung, die nach 1122 
«mgetreten ist; der Kreis, dem die rheinischen Erzbischöfe entstsmmen, 
enahrt e,ne Verengerung, .seit „freie" Wahl an die Stelle königlicher 
Ernennung getreten ist, und auch die seit dem 13. Jahrhundert immer 
"«w einsetzenden unmittelbaren Eingriffe des Papsttums haben dem 
Kechnung tragen mfissen. 

ßer Kampf gegen die Laien Investitur setzte sidi als Ziel die Herstel- 
Kr k " durcli „Kleru.s und Volk" der Diözese nach alt- 

^^^fcRk "i*^*^*^* ^^^^ ^'^'"^ aristokrati.seiien Charakter 

^ fitthen Ifitfeelalters nicht vergessen; als „Volk" hatten Einfluß allein 
znbrenden Laienkreise» die LehnstrSger des Bistums, später etwa 
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lioch die Stiftsministerialitat nadi dem Emporsteigen ihres Standes. 
Das 12. und 13. Jahrhundert bringt nun allmählich eine Beschränkung 

der Wälllerschaft, wie sie im 11. Jalirhundert bereits bei der Papstwahl 
« ini/ctf eten war. Einmal werden die Laien zur Seite gedrängt, in Köln 
eik*'uut mau seliou am Anfang des 13. Jahrhunderts dem Stiftsadel 
nur noch das Recht der Zustimmung zu, und dort w ie bald in Trier liegt 
die Wahl nur mehr in den H&nden des Klerus. Dann aber wird audi 
dessen Kreis eingeengt zugunsten des Domkapitels, der Kanoniker 
der fii.seliofskirchc ; niclit nur die Äbte und Piöpste der Klöster und Stif- 
ter außerhall) ih r ßischofsstadt, auch die Spitzen der übri<^<'ii Stadt- 
geistlichkeit verUeren ihren Anteil au der Bischofswahl. Sciiou die Ab- 
macKongen Kaiser Ottos IV. mit dem Papst sotten 120^ «an aosseliUefi- 
liches Wahlrecht der Domkapitel für Deutschland voraus; in Köhl 
und Trier im besonderen hat es im Laufe des 13. Jahrhunderts die übrigen 
Ansprüch.' überwunden. Aik h andere Stifter hatten in Köln allmählich 
nieht »i* Mii^'t-n Anteil an der kirchlichen Verwaltung, der Jurisdiktion 
und den Einkünften des Erzbisehofs gewonnen ; wälirend in'i ner nur Dom- 
herren das auf Kosten des Episkopats emporgestiegene Amt des Ar- 
chidiakons in den fünf Archidiakonatsbezirken der Diözese ausübten, 
waren in Köln nicht nur der Dorapropst und der Domdekan Itiliaber 
eines der großen Archidiakonate geworden, sondern auch die Profite 
des Öt.-Cassius-Stiftes in Bonn und von St. Viktor in Xanten, Dat* 
hinderte nicht, daß diese und andere Würdenträger, die Prioren, wie sie 
in Köln heißen, unter Mitwirkung der Päpste ihren Anteil an der Bi- 
sohofewahl einbüßten; nur das auch sonst an Einfluß gewinnende Dom- 
kapitel mit seiner bestimmten Alitgliederzahl bleibt wa}ill)ere< htipt 
Auf dem Um«<'ge üb<'r dje.sen engen, sii Ii selbst ergänzenden Kreis 
machten sich fortan auch die politischen Einflüsse bei den Wahlen der 
Ersbisohöfe geltend, so daß der Ausschluß der Laien mehr Form ab 
Wirklichkeit war, wenn sie nieht den Weg über den Papst vorzogen, 
der im späteren .Afittelalter die Ernennung im einzelnen Fall nicht 
selten für sich in Anspruch nahm. Im Köhier Domkapit^^l hat der freie 
Adel wie in Straßburg die Miiüsterialen seit dem 14. Jalirhundert so gut 
wie gMiz verdrängt ; während diese im Trierer Dmnkapitel und nooh mehr 
in lilainz zahbeioh blieben, sprach man von den Köhier Domherren 
als von den ..Doragrafen", die bei der Abnahme des hohen rheim'schen 
Adels sich später aus den Fürsten- und Herrerdiäusern des ganzen 
katholischen Deutschlands ergänzten — die Gegensätze im Kölner 
Domkapitel hatten so in jüngerer Zeit öfter einen großen poütischen 
Hintergrund. 

Das war im frühen 12, Jahrhundert nur .so weit der Fall, als Köiüg 
ujid Papst in Frage kamen; damals geht im übrijzcn die politische 
(beschichte (le.s Kölner und Trierer Erz.stift.s im allgemeinen in rlieiiüschen 
und — bei Köln — westfälischen Fragen auf. Is'och sind beide in der Ent- 
wicklung zum geistlichen Landesförstentum begriffen, durch Aus- 
dehnung von Besitz und Rechten, durch Wiedergewinnung etwa der 
Vogteien, in Auseinandersetzung mit den Ideineren weltlichen und geist- 
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liclit^i Gt'walUni. Noch sind die Er/histiiiin*r am Hlicin die führendfn 
Miirhtp, iioIhti denen nur der Pfalzgraf bei Rhein größer«-, aber sich 
südwärUs venschiebcade Macht besitzt, dazu im südwtsiljtliLn (in iiz- 
gebiet der Graf von Luxemburg. Aber gerade das 12. Jahrhundert ist 
die Zeit, in der auoh die kleineren weltlichen Territ<)ri<Mi liei allem 
Chaos der sich kreuzenden und überschneidenden liechte, Ixi allfr 
ricnienpelage des freien Eigengiites und des Lehenbesitzes anfangen, 
in Aniflmung an die Erzbistümer als deren Vasallen, aber hie und da 
auch schon im Gegensatz eu ihnen zu politischem Eigenleben aufzustei- 
gen. Im 12. Jahrhundert setzt sich der im 11. Jahrhundert beginnende 
Brauch endgültig durch, die Crafen nach ihren Sitzen /ti bezeiclmen 
18. 88); die „territorialen" (irafschaften haben das (Irafenamt auffze- 
sogen, und eö gibt sogar Grafen ohne ein Gaugerieht, dessen Verwaltung 
mnst das Wesen des Amtes beseichnet hatte, wie eine solche Gerichts- 
barkeit z. B. wahrscheinlich dem Grafen von Kleve ursfnwiglich 
abging. 

So erscheinen, um nur einigt- der zukunftsreichsten Geschlechter 
des Rheinlande« zu nemien, die im 12. Jahrliundert eine Grafschaft 
erwerben oder zuerst mit ihrem Geschleohtsnamen auftrete, südlich 
der liahn die Grafen von Katzenellenbogen, die dort die Ausdehnung 
des ^fainzer und Trierer (Jebietes behindern, die aber als Prünier 
Vögle zu St. Goar seit dem Endt^ des Jahrhunderts auch ein wenig 
auf das Unke Rheinufer übergreifen, wo sie die ßurg Rheinfels er« 
bauen. Ihre nördlichen Nachbarn sind die Grafen von Laurenberg an 
d( r Lahn, die sich bald nach ihrer neuen Burg Nassau nemien; eben- 
falls lästige Nachbarn der rechtsrhcinisclien Trierer Bt'sitzungen, 
gewinnen sie ausgedelnite Gebiete nach Norden hin über Dillenburg 
und Siegen hinaus, während sie den Rhein vor dem 19. Jahrhundert 
nur sudOKch von Wiesbaden bei Bfainz erreioh«i und daher mit der 
spätmittelalterliclien Geschichte des Mainzer Erzstifts eng verbunden 
sind. Nahe am Rhein lag die Stammburg der Grafen von Sa\ni mit 
kleinem Gebiet, angrenzend an das der Grafen von Isenburg, deren 
Stammsitz oberiialb am Saynbach gelegen war; als Grafen im Auelgau 
an der Sieg, als Erben der linksrheiniiobMi, vim der Ahr aiugehenden 
Grafen von Saffenberg auch Vögte der KSIner Kirche, haben die Grafen 
von Sayn nicht geringe Macht gewonnen und im Kölner Bereicli im 
12. und früheren 13. Jahrhundert eine bedeutende Rolle getipit;lt, wo 
die Löwenburg im Stebengebirgo und Burg Blankenberg (1181) an 
der Si^ oberiialb von Siegburg «uf sie snrückgehen. Am Bhein 
waren sie di( Nachbarn der Grafen von Wied, an der Si^ berührten 
sie sich mit denen von Berg. 

Die Herren, dann Grafen von Berg, führen den Namen von ihrer 
Burg auf einem „Berg** an der Dhänn im Deutzgau, an deren SteUe 
si^ 1133 als ihre Grabesstatte das bidd ins Tal verlegte, durch seinen 
„Dom" (13. Jalirlniriflert) berühmte Zisterzienserkloster Altenberg 
gründeten, während sie ihren Sitz in derBtirg auf dem ,, Neuen Berrre", 
heute Burg an der VV^upper. nahmen. Dos Eigengut des seit der^Mitte 
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dtr^ II. Jahrliun(l»Tt.s sicher hezeugU^i Geschlechts crstrockte sich 
vom Hliein über die J^ächsische Stanimesgrcrizc uach Westfalen hinein; 
dazu erlangten sie aulk-r Kölner und anderen Lehen die Grafschaft 
im Deutzgau und 8|»fttor in dem nördlich anstoßenden Keldagau sowie 
die Vogteien der KISster Deutz, Siegburg, Gerresheim, Werden und 
Essen, so daß das Haus unmittelbar vor den Toren Kölns eine bedeiiteiule 
Machtstellung gewann. Die (Jrafen von Berg, die verschiedenen Adolf 
und Engelbert, haben im 12. Jahrhundert ein gutes und doch ziemlich 
freies Verhältnis zu den Ersbischöfen zu bewahren gewußt, zumal • 
OS ihnen zuerst 1131 gelang, mit Bruno II. einen Sohn ihres Hausen 
auf den Erzstuhl zu briiii:'"n ; tioch viermal hat die bf^rL'i>< Ix' l'artei, 
die seitdem in Köln hervortritt, dieses Ziel erreielit l)is zu PJngelbcrt II. 
(1216 — 1225), dem letzten und bedeutendsten Erzbischof aus dem 
bergisohen Gralenhaus. Es hatte sieh gegen 1165 in zwei Linien gespal* 
ten: während der eine, mit Engelbert erloschene Zweig des Hauses 
die rheirnschen Besitzungen, die Grafseiiaft Berg, erhielt, sind aus der 
anderen Linie, die den westfälischen Besitz übernahm und sich zuerst 
nach der Burg Altona au der Lenne nannte-, die Grafen von Isenberg 
(Umburg) und von der Mark liervorgegangen. Die letzteren sollten im 
16. Jahrhundert den größten Teil der niederrheinischen weltlichen Ter- 
ritorien in ihrer Hand vereinigen. 

Die Grafen von Kleve, die später die nördlicljcu Xachlmrji von Bers 
geworden sind, besaßen im 12. Jahrhundert rechts vom Rhein nur unbe- 
deutenden Besitz, und auch ihr Gebiet um Kleve auf der linken Rhdn* 
Seite, von dem sie ausgegangen sind, war zunächst bescheiden, wenn sie 
ihre Macht auch durch Kölner Lehen, als Vögte der Stifter Xanten 
und Zyfflich und des Klosters auf dem Fürstenberg hei Xanten zu 
mehren verstanden und in den Händeln am Niederrhein schon eine 
beträchttiche Rolle spieltMi, in lebhaften Beziehungen zti den nieder» 
ländischen Ifächten, so den Bischöfen von Utrecht und den Griten 
von Holland. Nach d»'m Kriege von 1114 stehen diese Arnold und 
Dietrich von Kleve zwei Measclienalter lang im Einvernehmen mit 
ihrem Kölner Leiinsherrn, bi.s der Graf von Kleve sicii 1187 am Kampf 
gegen den mit Philipp von Köln verbündeten Grafen von Geldern be- 
teiligt; in der Folge haben sie gerade auf Koston des Erzstifts im nörd- 
lichen Rheinland ihr Territorium ausgebaut. Auf das rechte Rheiimfer 
greifen sie erliehlieher .seit der zweiten Hälfte d< s 12. .Jahrhunderts 
über, indem sie dort Wesel und im 13. Jalirhundert Dinslaken südlich 
der Lippe gewinnen. 

Die Ausdehnung nach Westen haben ihnen die Grafen von Geldern 
gesperrt, deren Ahnen mit denen der kleviscluni (trafen ein.st an den 
Xiederrhein gekommen waren (S. 92). Zu dem (iebiet an Niers und .Maas , 
erwarben sie zu Anfang des 12. Jahrhunderts durch Heirat die Grafscliaft 
Zfitphen an der Yssel. und durch Besitzungen an der Waal, als Vögtc 
von Utrecht, als Lehensträger von Brabant legten .sie über Arnheim 
hinweg nach der Zuid< r See hin den Grund zu dem großen nördlichen 
Besitz, durch den sie mehr der niederländischen als der rheiiiisciieu 
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(iesohichte angeliören. Xurdns Spätere „Obrrt|uart ior" 0«"ldemniitd»m 
Sfarmnsitz dos Hausos fällt 7A\m Toil in die heutige Rheinprovinz; 
es war von der unteren Herrschaft namentlich durch das Gebiet der 
Reichspfalz Nynuvegcn getrennt. Hier eine Verbindung herzustellen, 
w«r ein natürliches Ziel der Geldemschen Politik. 

Eine ähnliche Doppelstellung nehmen weiter südlich die Grafen 
ytm Limburg ein, die von Arlon im belgischen Luxemburg aus durch 
Heirat im Lütticligau ein zweites Cebiet ge\\ oniieii iiatteu. Mit diesem 
kleinen, von der deutsch-wallonischen Sprachgrenze durchzogenen J er- 
ritorium zwischen Aachen, Kornelimünster und Lüttich wurden sie wie 
die Grafen von Goldern zugleich in das rheinische und in das nieder- 
ländisch-belgische jK)litische Getriebe hineingezogen, wie überhaupt 
die Tender ..zwischen Maas und Rhein" tiorh von keiner staatlicljen 
(irenze durchschnitten waren wie in der Gegenwart. Nötigte auf der 
einen Seite z. B. ein Eingriff des Grafen Heinrich von Limburg in den 
Besitz von Prüm Kaiser Heinrich IV., den Unruhestifter durch Er- 
oberung seiner Burgen mit Gewalt zur Ruhe zu bringen (1101), so 
w'hören anderseits die friedliehen und kriep'risf hen Tieziehuiigf>ti der 
H<Miiricli und W'alram von Limburg zum Bistum Lütti< h und /m Brabant 
der Geschichte Belgiens an. Vor allem die Fehden mit Köln und der Ix'- 
reits erwähnte Kampf von Limburg und Brabant um die Herzogsi^i'ürde 
von Niederlothringen (S. 98) betreffen unmittelbar auch das Rheinland. 
Das Limburgi.sche Haus liat um die Wende des Jalnhunderts durch 
glüekliehe Heiraten die Grafsehaften Luxeniliurg (1214) und Berg (12i?ö^ 
gewüimen und sollte datui durch daa frülic Aussterben der Liniburger 
Linie die ganze niederriiMnische Territorialwelt im Limburger ErUfolge- 
krieg (12^ — 1289) zu wichtigen Entscheidungen in Bewegung setzen, 
während der Luxemburger Zweig einer noch glänzenderen Zukunft 
mit Grzbiachof Balduin von Trier und Kaiser Heinricli VII. entgegen- 

ging- 
stehen Geldern und Limburg teilweise außerhalb der Geschichte 
des Rheinlandes, so gehören dieser um so mehr di» Grafen von Jülich an. 

die ausden Gaugrafendes Jülichgaueshervorgegangensiiul, mit fleniiii die 
Römerzeit ziiriiekreidienden Mittelpunkt -Tülich am Übergang der Straß«? 
Köln-.Maastricht über die Rf)er. \\'ä!irerid Grafen von Kleve und ( Jej- 
dern schon 1 1 14 eintnal als Anhänger Heinrichs V. mit dem Erzbischof von 
Köln die Waffen gekreuzt haben, haben die Jfilicher Grafen das ganze 
12. Jahrhundert hindurch noch mehr aU die von Berg die Politik <>ugen 
Anschlusses an ihren Kölner Lehnsherrn verfolgt, so daß ihr Sitz Jülirli 
bei dem Krieg von 1114 von den Kai.«eriiehen verheert \\ urde, und erst 
geraume Zeit, nachdem das alte Grafenhaus ausgestorben und als 
Sohwestersohn des letzten dieser Grafen ein Herr von Hengebach 
(heute Heimbach an der oberen Roer) das jüngere Jülichsche Haus 
begründet hatte (1207), wird zum ersten Male von einer Fehde zwischen 
Jülich und dem Kölner ErzV>isc)iof berichtet (12.'U). der dann freilich 
um so zahlreichere Kriege der Erzbischöfe mit dem emporstrebenden 
Nachbar gefolgt sind. Schon die alten Grafen hatten ihr Eigengu.t 
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und ihre Kölner Lfhcn um die pfalzgräfliche WaldgrafHchaft Molbach 
(1 177), wo sogleich die BurgNideggeii oberhalb dos Düreuer Reichsbesitze» 
erbaot wurde, und um die Grafschaft im Zülpichgau vermehrt; sie haben 
später auch andere kleinere Herrschaften in ihrem Ren ieli h< f rbt> im 
13. Jahrhundort vorn R^'icli dio Vogtr i über Aachen und als Pfandschaft 
Düron erhalten, haben ihr von Norden nacli Süden langgestrecktes Territo- 
rium auch auf KoBten derKöhierKirclie ausgedehnt unddie AJir Jiuiab mit 
dem Reichsgut Sinzig und Remagen später auch den Zugang zum Rhein 
gewonnen, so daß sie damit die wichtige StraBe Sinzig-Düreii-Aaoheii 
beherrschten. Sie drangen hier teilweise vor im Gebiet der GraU^n 
von Ahr, die als Unt^-rgrafen der Pfalzfjrafen sehon erwähnt wurden 
(S. 102); im 12. Jaiirhundert t<;ilU'u djcüe Aiitgraien sich in die Linien' 
Ahr,Nürburg und Hochstaden. von denen die letztere die älteren Grafen 
vonHoch8tadeu(anderErft bei Grevenbroich) beerbt hatte. EinTeildieser 
Linien hat das 12. und 13. Jahrliurul* rf nicht überdauert, ihr rjehiet 
ist teihvei.se der Kühler Kireii<' zugefallen; am längsten hat ein Zweig 
der Nürburger sich erhalten, die Grafen von Neuoaaiir, die^ erat im 
IS. Jahrhundert ausgestorben sind. 

Gehören die Grafen von Ahr noch in den Kreis der sieh um Köln 
gnippiercTuh II Herren, so berülirt sich dieser dort in der Eifel mit dem 
Trierer Eiufluügebiet, wie bereits die (^raft n von V^irneburg im .>fayenfeld 
zeigten (S. 103). Die natürlichen \ erhältnissc des Gebirgs- und \Vald- 
landes sind dem Entetehen größerer Twritoiien hinderlich gewesen 
und haben neben den alten Abteien Kornelimünster, Stablo-Malmedy 
und Prüm eine Reihe von kleinen Herren zur Laruleshohf'it aufsteigen 
la-Ksen w ie die Freiherren von Blankenheim mit dem Schleidener Zweig 
und die von Manderscheid. Daß jenseits des Trierer Mosellandes Huns- 
rüok und Nahegebiet im Bereich des Erzbistums Mainz und der sp&terwi 
Kurt)falz ein Bild noch größerer politischer 2SerB|ditterung darbieten, 
wurde bereits dargelegt, und auch der .Saargaugrafen an der On>nze 
des Herzogtums Lothringen wurde gedacht, die sich seit dem Anfang 
des 12. Jahrhunderts nach ihrer liurg als Grafen von Saarbrücken be- 
zmchnen. Erzbtechof Adalbert T. von Mainz und sein gleichnamiger 
Neffe und Nachfolger entstammten diesem Geschlecht, das aiKih die 
Rischofsstühle von Worms und Speyer mit Angehörigen besetzt hat; 
auch die Grafen von Zweibrücken und das noch heute fortlebende 
jüngere Haus der Grafen von Leiningen in der Pfalz sind Ableger dieses 
' Hauses, dessen RCachtbereich so zum Rhein hinüberreicht in das Kem- 
laod des salisch-staufischen HattSguts, Für das Ansehen des im Haupt- 
stamm im 13. Jahrliundert nusgt-sfnrbenen Geschlechts ist es he^eieJi- 
nend, daß eine Tochter desselben als /weite Gattin des Staufers Fried- 
rich IL von Schwaben Stiefmutter Barbarossas und Mutter des Pfalz- 
Srafen Konrad geworden ist. 

Alle diese emporstrebenden territorialen Mächte stellten im 12. und 
13, Jahrhundert, wie nicht genug betont werden kann, weder räumlieh 
noch rechthch abgeschlossene, einheitlich ven^altete Gebiete dar; 
Jahrhundert« des Kampfes und friedhcher Arbeit sind nötig gewesen. 
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um aie einigermaßen dazu zu maohcti. Xeben dem natürlichen An»* 
dehnmigstripb und dem Eigennutz der weltlichen und geistlichen 
Herren hat eben diese Fülle oft am selben Ort zusammentreffender 
Hechte und Ansprüche zu immer neuen Fehden auch im Kheinland 
geführt, die &iich nur «uilhenid aaifeoxAhleii zweckloa wire, tmd mach 
dem im Kdm'gtom verkörperten Gedanken der Staatuwinheit und des 
uLandfriedens" ist es selbst unter kritftigen Herrschern nicht mehr 
gchinpron. diese das StHatsp<'füge sprengenden, die Mittel des Staates 
aufsaugenden Kräfte auf die L>auer in Schranken zu halten, zumal 
dem deutschen Königtum die ununterbrochene, gleichmäßige Arbeit 
•dadurch erschwert wttrde« daß anders als in Frankreich keinem Königs- 
'geeohleoht lange Dauer beaohieden war. 

Drei Jahre nach dem \\ nrmser Konkordat ist Heinrich V. 1126 ge- 
storben, und mit ihm endet« nach einem Jahrhundert das salische 
Herrscherhaus. Erben waren seine staufischen Sohweeteradhnc ; aber die 
Nachfolge Herzog Friedrichs von Schwaben stieß auf den Widerspruch 

d( r Kreise, die zu dem verstorbenen Kaiser in kirchUchem und welt- 
lichem Ctegensatz gestanden hatten, und da.? dnreh die bewegte Zeit 
Heinrichs IV. und des Gegenkönigtums befestigte \\'ahlrecht der Fürsten 
.drängte alle Erbansprüche zurück, und wie so oft haben rheinische 
Erzbischöfe eine entscheidende Rolle bei der Erhebung des neuen 
Königs gespielt. "Es wird mit der Entwickhing der gerade im 12. Jahr- 
hinidert immer recrer wordenden Handelsbeziehungen zwischen Köln 
und Flandern zusaniinenhängen, daß Friedrich von Köln den Grafen 
Karl von Flandern zur Bewerbung um die Krone zu gewinnen suchte; 
er lehnte ab. Auf der Wahlversammlung der Fürsten eu Mainz, die Ers- 
bischof Adalbert Jeit< (e, hat dieser es dann geschickt verstanden, die 
Wahl des Staufers zu hintertreiben, der jahrelang gegen ifm dir Sache 
Heinrichs V. mit den Waffen vertreten hatte; er erreichte die Wahl 
des Herzogs Lothar von Öaclisen, der noch zuletzt ein Gegner des 
Kaisers gewesen war. Friedrich von Köln hat im selben Sinne gewirkt 
und dem neuen König in Aachen die Krone aufgesetzt. Es war ein Sieg 
der mit dem Wormser Abkommen unzufriedenen kirchlichen Partei, 
wenn auch Lothar ihren ^^'iiIlsehen nur zum Teil entsprochen, die ihm 
nachdem U'orraser Konkordatzustehenden Befugnisse geltend gemacht 
und wiederholt versucht hat, die Rechte des Königtums darüber hinaus 
auszudehnen. Gerade das Rheinland bietet -dafür Belege. Lothar hat '■ 
dem von einer Minderheit gew ähltem Trierer Erzbischof Albero v mi ^fon- 
treuil, den l^aiT-l Innocenz II. 11. 'i2 gegen das Konk'>rdat vor Empfang 
d<T Kegalieu geweiht hatte, diese mir zögernd nach einer befriedigenden 
Erklärung übertragen; er hat zu Köln die bereite vollzogene Wahl 
eines Erzbischois umgestoßen und der Partei des ersten Erzbischois 
aus dem Hause Berg, Brunos II. (1131 — 1137), zum Siege verholfen und 
hat mit diesem selbst daiui Schwierigkeiten gehabt, der sieh weigerte, 
.das er7.1)isrh(>f!iche Pallium als ein rein geistliches Abzeichen aus der 
Hand des Köiügs zu empfangen. 
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Lothar geriet sugleicli mit den Stauieni wegen der »alisclieii Krh' 
schalt in Streit bei der Frage der Scheidung von Beiohsgat und Haiia- 
gut; die Folge war ein zehJijährigc^r Kampl (1126—1135) und daa 
Oegenkönigtum des Staufers Koni ad. Sj^yer war ein Mittelpunkt des 
Widerstandes der Staufer; weiter abwärts im Rh<Mnland haben sie 
jedoch keinen offenen Anliang gefunden. Wohl hielten sich die nieder- 
lothringiflchen Ffinten anfange yoa Lothar fem, nnd f^riedrioh von 
Köhl, der ilm eben erst gekrönt« ging dem König geradezu aus dem 
\V<'^r. der oft am Rliein erschien und die !iuli. n Fi nttage gern in Aachen 
"der Köhl verbraxOitr ; erst 1129 hat der Erzbi.schof mit ihm seinen Frie- 
«, den gemacht. Aber trotz solcher Verstimmungen, trotz gelegentlicher 
Unruhen in Aadm ond Köhl bei Anwesenheit Lothars fand die Saehe 
der Staufer am Niederrhein keine Vertreter. Und Erzbischof Meginher 
von Trier trat entschieden für Lothar ein ; er wurde daher bei einer 
Romreisf» von «l* in ( Iffrrnköiüg in Itahen festgehalten und ist in der 
Haft zu Parma gestorUjn. Von dem Krieg Lothars mit den Staufem 
ist das Rheinland nicht beröhrt .worden, und nur der 1128 erneuerte 
Kampf der Häuser Brabant und Limburg um die Herzogswürde Niede> 
lothringens tobte eine Zeitlang an seinen Grenzen. 

Es waren Jahre, in dentni naeh den kirehenpolitischen Kämpfen 
der letzten Menscheualter neue, mehr innerhch gcricht«te Strömungen 
im Mönchtum auch am Rhdn Eingang fanden. Wiederum gehen de 
von Frankreich aus, bereits der hoiien Schule der Theologie, wie denn 
auch Friecirich und Bruno IL von Köln sicli dort dem Studium gewidmet 
hatten. .Tet/.t findet der nfue Orden der Zist<'rzi<'n«er unter seinem großen 
Abt Berniiard von Clairvaux auch im Hheirdand Cxöimer, der erste 
grolBe Orden mit einer einheitlichen, straffen internationalen Vetfas- 
Bung. der durch die feste Verbindung von Mutter- und Tochterkifistem 
auch die Ausbreitung der französischen Kultureinflüsse förderte. Durch 
die Ablehnung von Klostervögten, von V\asaIIen • und Mnnist«rial«'ii 
suchte er die Mönche in der von den Reformern des IL Jalirhuiiderla 
eingeschlagenen Richtung strenger gegen das Treiben der Welt absu- 
schließen und erwarb sich durch die im selben Sinne gedachte Ein- 
riihtung der Laienbrüder und durch deren wirt.seliaftliche Tätigkeit 
auch große V\»rdienste ruii die Urbarma( l)niip des Landes, um die Aus- 
breitung von Ackerbau und Weinbau. Erzbischof Friedrich von Köln, 
der Fdcderer von Siegburg, d^ bei der Gründung mehrerer von dessen 
Ptopsteien mitgewirkt hat, hat auch die ersten Zisterzienser nach 
Deutschland gebracht. Für Mönclie aus {hm >rrof3en ^futterkloster 
Morimund bei Langres, dessen erster Abt einst m Köln seine geisthrhe 
Bildung erhalten, gründete er am Niederrhein bei dem erzbischöfüchen 
H<^e lUidnberg 1 123 das Kloster Kamp, von dem unmittelbar und mit- 
telbar 30 Klöster in Mittel- und Ostdeutschland ausgegangen sind. 
Ein 'rochterkl()st<>r von Morimund war auch Altenberp, die (Jründtmg 
des Bergischen (irafenhauses (1133). Von Clnirvaux, dem Klo8t<^^ 
Bernhards, nalimen ihren Ausgang Eberbach im Klieingau, das AdaL 
hert von Mainz gründete,, und Hinimerode bei Wittlich, wohin Albero 

OaMhkbte iT« BhtbdftKdflt. I. • 
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VOM Tri« ! (Iii' ( iiaiu ii Mönche kommcti ließ (1134); von Hinun«»nHlc 
aus bcsiedclU'n sie später den Strumberg, den heutigen l*et4*rsberg, 
im Siebengehirgc (1189), von dem sie bald ins Tal nach Helsterbach 
hinabstiegen. 

Auch die erneuten Versuche, das genieinsanu« Leben der Geistlichen 
an den Stiftskirrlien nfieli dem ^^>rbil(l di-r Mönclie zu gestalten, griffen 
um dieselbe Zeit von Frankreich in das Kiieinland liinüber. Springiers- 
bach im Kondnln'ald nahe der Mosel (1107) und Klostcrrath im Norden 
von Aachen, die Grfindnng der Grafen von Saffenberg, sind wohl die 
ältesten rheinisefien Chorherrenatiftn mit der von \Vesten lier vor- 
dringenden Hegel Augustins. Xor})ert von Xanten geliört von Haus 
aus dem Hheinlarul an; als Sdhn eines Kdclherrn von (.'<'nncj> au der 
Miindung des Xiers wurde er Kanonikus in dem alten Stift St. V'ikti»i 
in Xanten; Erzbischof Friedrich von Kdln hat ihn zum Priester geweiht. 
Aber wie sein älterer Landsmani\ Bruno von Köhl, der Stifter de« 
Kartäuserordens, hat er seine Ideale zunäelisl in Frankreich zu Pre- 
montre bei Laon in die Tat umgesetzt ; der Ort wird der Ausgangspunkt 
eines festen Verbandes von Chorherrenstiftern nach dem Beispiel der 
Zisterzienser, des Prämonstratenmurmdens. Norbert hat unUar Lothar 
als Erzbischof von Magdeburg (1126—1134) auch in Deutschland noch 
eine bedeutende Rolle gespielt, glcic Ii l^ernhard \ oii C'lairvaux hat er 
beim päpstlichen Sehismn von li;{u mit l'.rfnlg für den Sieg von In- 
nocenz II. gearbeitet. Auel» sein der Scilsdrge dienender Orden hat 
seit den dreißiger Jahren am Rhein festen Fuß gefaßt durch Nou- 
ründungen oder die Umwandlung älterer Stifter. Der Frühzeit des Or- 
dens gehören an Steinfeld in der Eifel, das Erzbischof Friedrich aus einem 
verfallenen Kloster in ein Chorherrenstift upgewandelt hatte, Knecht- 
steden bei XiMili und Hamborn, ferner im 'rri<>r< r Sprengel Roniuiersdorf 
bei Neuwied, wohin Erabisebof Albero Prämonstratenser brachte, Arn- 
stein an der Lahn,, wo der letzte Gral von Arnstein in seiner Butg ein 
Stift einrichtete, und W'adgajssen, die Gründung der Grafen von Saar* 
brücken. Die Orden der Zisterzienser und Prämonstratenser entsprachen 
mit ihren ausgedehnten, gesclilf»sscnen Verbänden dem allgemeiiu'n 
Charakter der Kirche, den das Papsttum seit dem II. Jahrhundert 
im Kampf gegen Staats^ und. Landeskirchentiim wieder mehr zur Gel* 
tung gebracht hatte. Wenn bei ihren rheinischen Anfangen auch Namen 
wie iViedrich von Köln, Adalbert von Mainz und Albero von Trier 
begegnen, so darf man (iiese Seite bei Männern nicht vergessen, deren 
Bild im übrigen so ausgeprägt politische Züge trägt. 

Albero von Trier (1131 — 1152) war nacli dein Tode Friedrichs von 
Köln und Adalberts von Mainz der bedeutendste rheinische Erzbischof 
im Zeitalter Bcrtdiards von Clairvaux. Ein Romane aus dem Touler 
Teil der Trierer Kircheuprovin?., der das Deutsche nur unvollkommen 
belKTrsehte, WUT er als Archidiakon zu Metz ein Hauptvorkämpfer d»^r 
päpsthtlien Sache gew esen, als er von der Minderheit des J'ricrer Klerus 
gegen den Willen des Laienadels zum Erzbischof gewählt, vom Fafiet 
geweiht und nicht ohne Schwieri^ceiten von Lothar anerkannt wurde» 
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Er fand den Besitz der Kirche in der Gewalt der h<>iiaf'hhar(.eii Ciroßon. 
<lie, w ie in Köln, Lelinstrüger des ErzstuhJes geworden waren oder die 
Vogtei über Kirchen und Klöster zum eigenen Vorteil ausnutzten; selbst 
die VerfQgiuig über die Pfalz und den taglichen Unterhalt des Erz- 
biseliofs hatte ein Ministerialc an sich gi zoj^'c n, der Kämmerer und Burg-. 
j-Taf Ludwig von der Brücke, der Alberos Vorgänger auf dit» gcis(I(<]irri 
(ieschäfte beschränkt hatte. Aber der neue ErzhiMiiof hat di^str 
Säkularisierung des Erzstifts bald ein Ende bereitet. Zäh und tat- 
kräftig, bedächtig, aber im gedgneten Augenblick zupackend, besaß 
er auch kriegerische Eigenschaften, die ihn befälligten, den Kampf 
gegen die , .Tyrannen" aufzunehmen; die fürstliche Seite des deut.<*ch<'n 
Reichsbischofs äußert sieli bei ihm auch in großer Prunkliebe. Er braciite 
die erzbischöflichen EiiLkünfte wieder unter seine Aufsieht, zwang den 
Burggrafen, die Pfalz zu räumen, löste den verpfändeten Besitz ein und 
hat liald den Trierer Erzbisehof wieder zum führenden Reiehsfürsten 
an der Mosel pemaclit. Er zerstTnl mit Waffengewalt Burgen der («eg- 
ner »>der nimmt sie in Besitz, wie 'J'ieis an der Mosel, das er dem Obervogt 
der Trierer Kirche, dem Pfalzgrafen, entriß; er baut selbst Burgen, 
wieKeuerburg bei Wittlicfa, und gibt seiner wirtschaftlich aufblühenden 
Bischofsstadt eine neue Befestigung. Die Förderung des Mönchtuma 
liindert iiin nicht, den erzbi.schöflichen Besitz auch durch Erwerb von 
Klöstern abzurunden. Den König Konrad III., der ihm für die Er- 
langung der Krone und für bewaffnete Hilfe veipflichtet war, hat er 
veranlaBt, ^e mächtige Reiehsabtei St. Miaximin mit ihrem ausgedehnten 
nrundbosifz und ihren vielen Eigenkirchen der Trierer Kirche ab 
,, bischöfliches Eigrnl<ln^(< r'* zu übertrapen (1139); Albero hat damit 
ein .Schon im 10. .T.i lirfiundert von .s< ineji Vorgängern erstrebtes Ziel 
erreicht, nachdem für und gegen die Unabhängigkeit und die K^*ichs- 
onmittelbarkeit des Klosters aoif beiden Seiten mit Urkundenfölsehongen 
gearbeitet worden war. Auch den zunächst ablehnenden Papst liat er 
mit Hilfe Hernliards v<m Clairvaux schließlicJt beu offen, die erzbischöf- 
lichen .Ansj)riirhe auf St. .>baximin anzuerkeiuien ; er hat di<' wider- 
spenstigen Moncht^ verjagt und durch andere ers^?l2t und hat den 
Besite der Abtei auch gegen den Kloetervogt, den Grafen von Luxem« 
barg und Namur, sjegreieli behauptet in einer siebenjährigen, das Trierer 
und Luxemburger Land verheerenden Felide (1140—1147), durch die 
er dem pjzstift auch die Oberburg Manderscheid an der Li< ser g« wann. 
Als Legat d» » Papstes für Deutschland nach dem Tode Adalberts von 
MiMns bemfiht, einen höheren Rang seiner Kirche, ihren Primat 
in , »Germanien und dem Belgischen fJallion" unter dem entrü.st^ ten 
Widersprueb fUs Relrnser Erzbi8cln)fs zur Apeikenming zu bringen, 
hat Albero als einer der Ixdcutendsten Nachfolger Poppos .seinen Ehr- 
geiz doch vor allem dem Ausbau des Trierer Territoriums gewidmet 
und die Entwicklung zur ersbischoflichen liSndeshenschaft gefördert. 

Aber auch in die Reichspohf ik hat er entscheidend eingegriffen. 
Kaiser Lotlmr ist 1137 oline mätmliche Erben gestorben. Auf die Nach- 
folge rechnete sein Schwieger.Holin, der Weife Heinrich der Stolze. 

»• 
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Herzog von Bayern und Sachsen, Markgraf von- TuBcien; im Besitz 
von reichem Hausgut, erschien rr dorn fürstlichen Unabhängigkeit^!- 
stroben übermächtig; seine rücksichtslose Art. seine Machtstellung in 
Italien ließ nin h «lic hoehkirehlichen Kreise von ihm kein l'intg<'g<'n- 
kooimen auf iJiie W'ÜJische erwarten. So wiederijoiten sich die V'orgünge 
von 1126, und da der Mainzer und der Kc^er Stuhl unbesetzt waren, 
fiel Albero von Trier die Rolle zu. die damals Adalbert von Mainz 
gespielt hatte, nur daß jetzt rüiksiclitsloser und reclitlicii formh)ser 
vorgegangen w uide. Ehe die nach .Mainz ausgeschriel)ene Wn hl Versamm- 
lung zusammentrat, wurde 1138 der Staufcr Konrad III., der früher»* 
Oe^nkönig, in Koblenz von einer kletneh Zahl der Fürsten zum König 
erhoben unter Führung Albwias und unter Mitwirkung des unterdessen 
gewählten Kölner Etzbischofs Arnold I. und eines päpstlichen L<!gaten, 
und die Überrumpelung )iat Erfolg geliabt, Konrads Königtum hat sich 
durchgesetzt. Freilich kam es bald zum Bruch mit Heinrich dem Stolzen, 
und der Bürgerkrieg hatsidi über dessen Tod hinaus bis 1142 fortgesetzt, 
und auch nachher ist es dem König, der bei allen liebenswürdigen Eig^- 
schaften kein Staatsmann war. nielit gehmgcn, dem Reich den inneren 
Frieden wiederzugeben mid die. Eehdehi.st der (ir«»ßen einzudämmen. 

Wie gerade auch das Rheinland der ( lefalir a na reinscher Zustände aus- 
gesetzt war, zeigen die erwähnten siebenjälirigen Kämpfe zwischetj 
Albero und dem Luxemburger Grafen. Der Streit um die Herzogs- 
gewalt in Niederlothringen lebte noch, einmal auf, als sie nach dem 
Tode eines Limburger Herzogs 1139 an den Orafen von Löwen (Brabant) 
übertragen wurde, der mit einer Schwester der Königin verheiratet war. 
Die Herzogsw ürde kam damit zum zweiten Male und jetzt endgültig an 
das Hans Brabant, aber nicht ohne ü^derstatid der limburg»*. Heinrich 
von Limborg geriet femer in Fehde mit dem Grafen von Valkenburg 
und zerstörte dessen Burg Heinsberg (1144). Wie da.s niederlothringische 
Herzogtum .suchte der König auch die Pfalzgrafschaft bei Rhein an seine 
Verwandten zu bringen. Er übertrug sie erst seinem Hall)bruder Hein- 
rich Jasoniirgott aus dem Babenberger Hauste (1140); als dieser dann 
seinem Bruder Leopold IV. in Österreich und Bayern folgte, wurde 
der Schwager des Königs Pfalzgraf, Hermann III. von Stahleck (1142 
bis 115G), ein nnruln'ger. stn-itharer ^lann, der sieli selion bald die Ex- 
kommunikation des Main/er Erzbischofs /.uzog, danii mit Albero von 
Trier in Streit geriet und au ihn jene Burg Treis verlor; ein Mitbewerber 
um die Pfalzgrafschaft, dessen Vater das Amt besess«! hatte, Otto 
von Rheineek, endete nÄch einer Fehde, wie es hieß, erdrosselt alB Ge- 
fangener Hermanns. Die Grafen von Molbach und Sftjm kSmj^ten 
um die Bonner Vogtei und (rrafschaft, bis Albero von Trier kurz vor 
seinem Tode (1152) zu Koblenz den Frieden vermittelte; aber wenige 
Monate später mußt« der Kölner Krzbischof wieder mit \Vaffengewalt 
gegen Sayn vorgehen. Der Gegensatz von Bürgertum und Stadtherm 
führt in Köln zur Erhebung gegen den neuen Krzbischof Anv^ld L 
(1138), der die Stadt gleich zu Beginn seines Episkopate belageni 
muß. 
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Eiaen Widerhall der traiirifieu Zu.-täiid«' des Landes findet man 
indem Bricfburh des Abtes Wibald von Stablo und Malmedv (1130 
bis 1158). Der gelehrte, den hochkirchlichen Kreisen nahestehende 
Mann, der auBer dem Doppelkloster später auch Corvey geleitet hat, 
hat unter Lothar und vor aUem unter Konrad III. großen EinfhiQ 
grübt, ebenso in Boziehung zum KiintL'^lMifo wie zur Röniisiln ri Kurie; 
"ft ist er als f .'esnndter Tiach Rnm. u i< dcrholt nacli Ko?i-stantinopel 
gegangen, ja, unter Lolliar hat er in l'nteritaUen selbst die Flotte ge- 
führt. Von den Zuständen seiner engeren Heimat um die Mitte des 
Jalirhurjderts zeichnen einige seiner Briefe ein düsteres Bild ; Lotl)anngien 
und im Ix .snndcn n da^^ Ardennengcbirt ist dauernd von Kaub und Brand 
erfüllt, auch die KU>.stervögte gelien nur auf iJeute au?. 

U51 schritt der König selbst gegen Unruhestifter uiu iihein ein 
and eroberte die Burgen Cochem und Bheineck. Vor allem erhielt 
aber die Kölner Kirche nach dem schwachen, zuletzt vom Papste 
suspendierton Arnold T. » inen tatkräftigen Erzbisrljof in Arniild II. 
rnn AVi« d. dem Erbauer der ajuniitigf-n Kirche \ "ti SchM arzrlx indorf 
gegenüber Jioiui ; er war Kölner Doinpropst und Kanzler Konrads 
gewesen und eröffnet die Beihe bedeutender Kölner Ensbischöfe dieses 
Jahrhunderts, die aus dem Reieliskanzleramt liervnrgegangen sind. 
Er machte zur Bedingung der Annahme iiu r W'n]i] die Rückgabe 
der zu L<;hen gegebenen oder vi rpfändctcn ' rzbi^cliöfhclien Tafeltftitcr; 
ein Weistuni der Fürsten erklärte grundsätzlich deren V'eräußerung 
föruneulässigund ungültig, weil siedem Reich und der Kirche gehörten", 
und Arnold hat mit Erfolg an der Wi< d* rgew Innung des entfremdeten 
Kölner Besitzes g<'nrbeitet. Sodann aber hat ilm). vr^'.vt ir In kniint ist, 
als erstcJu Köhur Erzbischof seit Bnmi) I. (S. Sl) der K'iiLtg zu Köln 
meht nur die Regalien seiner Kirche übertragen, sondern auch die der 
herzoglichen Gewalt. Damit war ausgesprochen, daß das Herzogtum 
Niederlothringen, zudem damals in den Händen eines Kindes, für das 
Rheinland nichts mehr bedeutete und iu"( !it imstande war, den Land- 
frieden dort zu schützen, Tatkräftig nahm Arnold sogleich iji ^^'est- 
falen und ani Rhein den Kampf gegen die Friedensstörer auf und setzte 
ihn im Jahre 1162 fort, als bereits nach dem Tode Konrads die Wahl 
^edrich Barbarossas gunstigere Bedingungen für eine Besserung der 
Verhältni.sse geschaffen hatte; damals zerstörte Arnold, dvm Friedrich 
ini ,, Reiche Lothringen" freie Hand ließ, die Burg des (trafen von Sayn 
(8. 132), und sein Freund \ Vi bald konnte ihn beglückwünschen zu dem 
.»ruhmvollen Triumph über die Tyrannen und Räuber". 

Wenn also die Regierung Konrads III. für das Rheinland wie für das 
übrige Reich eine Zeit der Auflösung und verwüstender Fehden dar- 
«tellt. so hat es doch einen Augetihlir k l'» geV>en, d<'r (bc inneren Kämpfe 
zum bchwejgej» zu bringen schien, in der Kreuzzugsstimmung des Jahres 
1147; sie hat dem siebenjährigen Kampf Alberos von Trier mit dem 
Orafen von Luxemburg ein Ende bereitet. Am zweiten Kreuzzug, den 
der Fall I']de8sas vcranlaßte, war Deutschknul weit mehr beteiligt als' 
am ersten Zuge infolge der begeisternden l'redigt Bernhards von Clair* 
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vaux. Wiederum begann die Bewegung 1 146 mit der Verfolgung der 
Jaden als der Feinde des Ohij«tentums, gegen die ein Mönch Radolf 
aui li iti Köln und Mainz den Fati;if isnms wccktr; doch war dio Zahl 
der Opfer geringer als 109G. Die .liidt ii hrachteji sicli meist rechtzeitig 
in Sicherheit in Burgen, di<" ihnen v<tiu Adel und Episkopat geöffnet 
wurden; Erzbischof Arnold I. von Köhl überließ ihnen gegen eine große 
GeldBumme die Wolkenburg und scliritt auch gegen einen Mörder ein. 
Juden au.s Bacharach suchten eine Zuflucht auf S'tahli i k. und die Ver- 
folgung nahm überhaupt ein Ende, als Bernhard selbst seinen Siegeszug 
am Rhein begann und dal>ei auch lladolfs 'I'ri'ibcn entgegentrat. Von 
Mainz aus ist er rheinabwärts predigend bis Köln gezogtui und über 
Jülich und Aachen 1147 nach IVaiÜEieich surOckgäcehrt; bei einem 
zweiten Aufenthalt hat er auch Trier besucht. Von den rheinischen 
Fürston schloß sich Pfalzgraf Hermann, der auch im inneren Deutsch- 
land begütert war, gleich W'ibald vf»n Stablo dem zwecklosen Kreuzzug 
der norddeutschen Fürsten geg(.'n die Wenden an. Die meisten Kreuz- 
fahrer vom Niederriiein, die nüt König Konrad sich das Heilige Land 
als Ziel setzten, schlugen nicht mit ihm den Landweg ein; vielmehr 
ergab sich für sie aus der Lage ihrer Heimat bei der Entwicklung von 
Schiffahrt und Handelsverkehr als der bequemste ^^^■o; der zu Was.ser. 
Sie sammelK'U sich 1147 zu Köln, dem Mittelpunkt des rheiuischen 
Handels, und fuiiren rheinabwärts nach England hinüber, wo Fiandrer 
und Englander sich anschlössen. l>ie Flotte machte dann zu Oporto 
halt in dem jungen Königreich Portugal, das anfing, siegreich gegen den 
Islam nach Süden vorzudringen, ui\d halfen König Alfons l. die Stadt 
Lissabon T\ach viermonatiger Belagerung einzunrhmen. das einzige 
bleibende Ergebnis des Zuges. Die Kreuzfahrer sind von dort im näch- 
sten Jahre nach Syrien weitergefahren und haben an dem unglöcklichen 
Angriff Köm'g Konrads auf Damaskus teilgenommen; ein Selm des 
Grafen von Berg ist dort gefallen. Aber die Fahrt nach Portugal Ist 
in der Kölner (Jcgend uicht vergessen worden. Wohl sind in der Folge 
rheinische Kreuzfahrer auch auf anderen Wegen in den Osten gezogen. 
Zum Zuge Friedrich Barbarossas iiaben 1189 auch rheinische Grafen- 
häuser Teihiehmer gestellt. Vom vierten Kreuzzug, der 1204 zur Be- 
gründung des Lateinische/i Kaisertums führte, bracht«' ein Reichs- 
ministeriale von l'lnien in der Eifel Reliquien mit. die er bei der Ein- 
nahme von Kt>iist;Hitinoi)el erbeutet liatt<- inid an mehnTc rheirüsche 
Kirchen verscheukic. Au rheinische Taten im Heiligen Lande erinnert 
noch die Buig Thuron an der Mosel, die Pfalzgraf Heinrieh der Weife 
1198 errichtete (S. 104) und nach einer Burg im Osten von Tyrus be- 
nannte, b(>i deren vergeblicher Belagerung um die Jahreswende er sich 
ausgezei« Im» f hatt<' — ein Menschenalter später entnahm ihr der 
Deutschriltcrurden den Xamen für seine erste Niederlassung in Preußen, 
Thorn an der Weichsel. Montabaur im Trierer Gebiet des VVesterwaldes, 
wo Erzbischof Dietrich II. von Wied (1212—1242) eine ältere Burg 
erneuerte, gab er den Namen nach dem Berge Tabor {.M^u- Tabor*') 
in Galiläa, wo die Sarazenen ihre Befestigungen während des fünften 
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Dm Kheintiuid und die KreuiEiiß,-. 
KBimugis il217j aufpibwi, auf <l,.,ii rhi Brud,.,' ,1., i . 

Vim..bu,-g..,. ,„.. di«»,be Zeit errichteM I; d^ ':,.b ,U 

BiltOT und Burg.,.- ,„ groBw Zahl t-,.iln«K.,„„„.n; « i,-,l,.run, i., ,.in Cr ( 
KfU^P ■'■ )"'"" '^"-■'•■■"P>"vi..7 l„ r, ,„ .. !.•„.,.,■ dich beHonde« 

,1 1 n /'t "'"";'"'" S^B™- Hilfe geloht i.usi „Fs da. gl .i 
Ä " ' • •y;^''''"'-''«h«'*»*eKreurfahrerderÄer 

»«I Wied a>J d«,, H„mi.g 1217 ...folKr,.;,!, i„ P„,„r„a| .,.kii„.,,f, 
t^^^\tZT'^ Kreuznig den Kiu-i„lä,.dem aud. für d„. ZakLu 
d ■ K ,ll ^ ge«.,s, M a,«,h H.ndolsb«!iehungen mit Poiiugal „a,™ 

depRLnn55'''"i? '^''1 Il<>«tugie«ischen Hauptstadt unt.r .Mitwirkung 
Z T:^^^"^^^ Mißerfolg und di. ve. g.bliciu u Opfer 

S iirn, ,? \ nicht, himvegtauschen. Auf die l<irehUcho 

Be^ ? der l.t.f.M Jahrzehnte inl^t ein Hüeksclllag: d..s Zeitalter 

ÄIih". ■" •'^ ''■••'l''"^ -----ruird abgelöst 

von der MeJfcboher genditeten Zeit Friedrich Barbaro.ss.ws. Konrad III 

dZr'' r^VBthehen Partei auf den Thron erhoben u ordeu ; ein Kar- 
Tri.^!?v ]'"' f" ''''''' Kölner und des 

rini iiif V t ^^''-^'f^ '""^^ zeigt, uie die Lothars. 

Zf.rk. 1^"? P^'l'^*''^ Eingriffe i„ Angelegenheiten der 

fleuteohen Kirche: fi.r Konrads Berater W ibald von Stablo Jmt man 
,.' ine sekier aberglä.d.iselie Furcht vor jedem Konflikt mit der Kurie" 
/.eiehnend gefunden (Haucli). Es war eine Ausnalniie. wenn der Papst 

-^^t'^*" inf<'lK'- <ier' röniisehen Verhält- 

«"«»-lU/ Lugen IJI., der von Albero mit großem Cenränue in Trier 
ni,)fange„ veurde-, auf einem Konzil von Reims Jmt er 1J48 Arnold I 
Koh) sus,K'ndier t. Aber fast beständig waron unter Lothar und 
Aoimu papsthclu- Legaten in Deufsehland tätig, und immer stärker 
nml ll- it?V"**'''''"'^'^^*''" '^'"■''''^•''en Verw altun<^ mi <h r Kurie. Xi. l.t 
nur hei Wahlkämpfen griffen Legaten in die Besetzung der Bisoh(»f.s- 
•mie em, auch bei nichtutreitigen Wahlen holten wohl schon Bischöfe 
.(•m Bestätigung und A^'. ihe ein. wie Arnold II. von Köln. Vor allem 
"luten sich die Reclilsstreitigkeitea und nicht nur Berufungsfälle. 
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die an der Kurio vorgebracht wwdenj die Überffille der Geschäfte 
führte zu Sfißständen, zu einem' weltli Ii. u Octriebe, über da« mu h 
M&nner wie Bernhard von Clairvanx Klagf fülirton. T^n/.nfriedcuhcit 
zeigt*' sich auch in streng kirehlic hen Kreisen, selbst Aibero von Trier 
war£ Wühl einmal eine päpstliche Entscheidung öffentlich ZQ Boden, 
and am Hofe konnte Wibald nach dem Krwszug eine Änderung der 
Stimninng «u Ungiinst<m der Kurie feststellen. Unter Friedrich 
Barbarossa uurd«' der limschwung vollstiindig. 

Die Walü Friedrichs 1., der staufisclies und weifisches Blut in sich 
vereinigte, sollte vor allem den Zwist der beiden Geschlcohter und damit 
eme Hanptursache der inneren K&npfe beseitigen. Wie ihm in kurzer 
Zeit ein Ausgleich dieses Gegensatzes gehingon ist, so ist er übci liaupt 
für die Wahrung des Friedens eingetreten. Abgesrhon von seinen 
Reichslandfnedensgesetzen umfaßt auch seine Landfnedeiisorduung 
far Rheinfranken, die er im Anschluß an &1tere Beetimmungen 1170 
zu Weißenburg erließ, den Süden der Rlieinprovinz bi» zur Nordgrenze 
des Trif-rer Spr* nrrcls. Gegen Landfriedensbrecher ist er auch am Rhein 
nachdrücklich « ingeschritten; von seinen eigeiu'n Verwandten mußte 
der Pfalzgraf Hermann von Stahlock mit anderen Vasallen der MwnBMT 
Kirche ^ne Fehde gegm diese samt der Gegenpartei mit d^ schimpf' 
hchen Strafe des Hundetrtigens büßen (1 155), und aus ähnliehen Gründen 
hat Friedrich vielleicht die Burgen des Grafen von Saarbrücken /or- 
stören lassen (1108). Der Kaiser hat zum Rheinland enge Beziehungen 
unterhaltMi. Die Übertragung der Pfolagrafschaft an seinen Halbbrudff 
' Konrad im Jalire 1156 gab dieser durch die Vereinigung mit saliseh- 
staufischeni Hatisgut erhöhte Bedeutimg, indem zugleich ihr Schwer- 
punkt endgültig nach Süden verlegt wurde (S. 103); auch die staufische 
Stellung im Westen des Reiches nordwärts von Schwaben und dem 
ObMThcdn wurde dadurch verstirkt« eine VerMndung hergeetellt mit 
dem niederrheinischen Reichsgut. l^inz, Trier, Sinzig, Köhl, Kaisers- 
worth und Nymwegen haben den Kaiser wiederholt in ihren Mauern 
gesehen; das Mainzer Pfingstfest von 1184, bei dem Tausende von 
Rittern und anderem Volk zur Wehrhaf tmachung seiner beiden ältesten 
Söhne zusammenströmten, err^;te die Begeisterung der Zeitgenossen 
als der glanzvolle Ausdruck von des Reiches Herrlichkeit, deren bevor- 
stehonder Niedergang sich den iMith benden verbarg. Friedricli hat an 
den Pfalzen von Nymwegen, Kaiserswerth und Ingellieim gebaut; zu 
N3rmw«gen, wo sein 8ohn Heinrich VI. geboren ist, und zu Ingelham 
folgte er damit den Spuren Karls des Großen, des Erneuerers der a>)end- 
ländischen Kaiserwürde, des 8( hufzherrn der Kirche, in dessen Ideal- 
gestalt er sein Vorbild erkannte und obenso sein Streben nadh „Ge- 
lechtigkeit*« wie die Berechtigung seiner weitgehenden Machtgedauken 
bestätigt fand. 

Die Krönnngsstadt Aachen, wo er seinen Solm Heinrich pehon 
mit vier Jahren krönen ließ (1169), tritt unter ihm als Stadt Karls 
des Großen mehr hervor, bereite eine Stadt im rechtlichen Sinne, als 
eigener GerichtsboKirk, mit MarktMoht und Befestigung; Friedrich 
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siicJiU" ihre Kaufleute durch Vorreehte zu fördern. ,\u die Spitze de» 
Aachener Münsterslifts stellte er pegen Ende seines Lel)en.s als Propst 
seinen ursprünglicli für die geistliche Laufbaim bestimmten jungeu 
Sohn Philipp, den naohmaUgen KSnig. Den Höhe|»mkt Beknet Be« 
ziehtuigen za Aachen,' dem „Haaptoite des Deatachen Reiohes", bezeich- 
net der 29, Dezember 1165 mit der feierlichen, zur ,.Kräftijfung des 
Rönii.schen Reiches" vorpenonimeneri Erhebung und Kanonisafion 
Karls. Sage und Dichtung hatten dessen Bild imiTier mehr verklärt, 
sein linken für die Kirche im Innern und naoh aoOen gegen die Heiden 
in zunehmend reioheren Farben verherrlicht. Jetzt, da der Kampf 
zwischen Friedrich und Papst Ali xnnder III. sich verschärft Iiatte, 
da soeben die Beschlüsse von \\ iirzburg ein Abkommen mit diesem 
für die Zukunft unmöghch zu machen scliienen, hatte die mit Zustim- 
mmig des Gegenpapstes Paschalis III. erfolgte Heiligsprechung des 
FVaidcenhemchers. der einst den größten Teil des Abendlandes und die 
Kiiche nach seinem Willen gelenkt hatte, zweifelloe auch eine politische 
Bedeutung. Man hat damal» in Aachen eine umfangreiche Legende 
Karls verfaßt, in der Dichtung und Wahrheit aus mancherlei Quellen 
zum Beweise seiner Heiligkeit zusammengetragen werden; da wird 
im Vorwort Friedrich gepriesen als ein wahrer Verehrer Christf und ein 
zweiter Karl der Oroße. Wenn die Erinnerung an diesen in Frankreich 
so oft politi.sclien Z\\pcken hat dienen müsften, auc)) die Aaclx iier V^or- 
gänge von 1165 entbehren nicht des politischen Hintergrundes. 

Bei der Aachener Feier hat als Metropolit auch Erzbischof Reinald 
von Kdbi mitgewirkt. Seine Persdnlichkeit ist der deutlichste Ausdruck 
der veränderten Stellung, die das Kdnigtom ein Mensehenalter lang in 
der deutsehen Kirche wieder eingenommen hat. Friedrich liat .schon 
bald nach dem Antritt der Herrscliaft der Tätigkeit der päpstlichen 
Legaten Schranken gesetzt, bei den ßischofswahlen seine Wünsche 
in weitem Umfang geltend zu machen Terstanden und die Bischöfe 
mit ihren Regalien \vie<Ier in gesteigertem Maße in den Dienst des 
Staates gestellt, so daß sie nicht nur als R( i( lisfür^;t«'n, sondern noch 
einmal auch als Reichsbeamte erschcmeu. C^rade die rheinischen 
Erzbistümer sind dafür besondere Zeugen; nicht zum wenigsten ihre 
Iienker sind Friedrichs Hauptmitarbeiter und die Hauptstützen seiner 
Pohtik gewesen, vor allem dif ehemaligen Reichskanzler Reinald 
(1159—1167) und Philipp (1167—1191) von Köln und Christian von 
Mainz (1165 — 1183). Nichts ist dafür bezeichnender als deren jahre- 
lange Abwesenheit von iliren Diözesen im Dienste Friedrichs, als seine 
Vertreter zur Wahrong der Rdchneohte, ab Gesandte oder auch 
als Feldherren an der Spitze von Rittern; besonders ihre Tätigkeit 
in Italien, dem sich ja Friedrichs Politik so sehr zuge%vandt hatte, hat 
sie der Heimat femgehalten, gelegentlich auch üesandtsohaf tsreisen 
naoh Frankreich und zu dem englischen K9mg, Reinald und Philipp 
sind beide den das dentsohe Hea* so oft heimsuchenden Seuchen im 
Süden erlegen, wo auch drei Vorgänger auf dem Kölner Erzstiihl bei 
Feldzügen der Kaiser (1137, 1158) ihr Grab gefunden hatten. Wie Cbri- 
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stiaii von Mainz seine letzten zwölf Jahre fa«t ununterbrochen in Italien 
tätig gevreeea ist, ao h*t auch Reinald kaum die Hälfte seiner bischöf- 
lichen Zeit diesseitB der Alpen verbracht. 

Und doch ist man im Rheinland offenbar stolz gewesen auf diese 
'\\ i!lssanikeit seiner Kirdienfür^tf-n für das Reich, Vor allem dir cliin- 
/.< iulc Persönlichkeit Reinalds von Dassel, der \vcd«'r durch 8ciiu- Jlciniat 
ais (irafensohn von der Weser noch durch seine Propsteien zu Hildes- 
heim« Goelar und Münster yor der Erhebung zum ErzbischdF in näherer 
Beziehutig zum Rheine stand, hat doit das Bewußtsein der Einheit 
mit dem Ueiehsganzen in besonderem Maße geweckt, den Stolz auf die 
anfan^is so großen Erfolge des Kaisers, an denen der im Dienste Fritd- 
richs als Staatsmann und Feldherr unermüdliche, tatkräftige Maiui 
so hervorragenden Anteil gehabt hat. Wnsenschs^tUche Bildung, deren 
in Hitdesheim gelegte Grundlagen er wahrscheinlich in Paris erweitert 
hatte, verband er bei untadeligem Wandel mit heiterer Lebensfreude; 
Imtihmdoeli der dem Xaraen nach unbekannte ..Erzpoet" nahegestanden, 
riiier der hed« uteiidsten lateinischen Dichter des Mittelalter.^, der in 
seinen formgewandten, lebensfrischcu Rhythmen neben dem J^uhm 
seines zu immer neuer Freigel)igkeit ermunterten Gönners Reinald 
und neben dem Preise des Kaisers Weisen übermütiger Weltlust er> 
tönen ließ; auch die „Beichte" dos trinkfrohen Weltkindes, von der 
heute noeli ein 'l'eil gesungen wird (..Metim est propositum in taberi\a 
mori"), ist an den Kölner Erzbischof gerichtet. Der Dichter verherrlicht 
diesen nach dem Falle von Mailand als den klugen ..Wegbereiter" der 
italienischen Erfolge Friedrichs, deren Vergänglichkeit er kaum ahnen 
konnte. Mit gleichem Anteil hat man Reinalds \^'irken am Rhein 
verfolgt; bei seinefn Tode nennt ihn die Kölner , .Königschronik" einen 
Mann von wunderbau r Weisheit nnd Tatkraft, auf dem der Rulun des 
Kaisers zum größten TcjI berulite — der frülie Tod hat es ihm erspart, 
die RuckschlSge zu erleben. Köln bewahl't noch eine Erinnerung 
an die Tätigkeit fveinalds in Italien in den Gebeinen der heiligen drei 
Könige, die bei der Übergabe von Mailand in den Besitz Friedrichs 
gelangten und als Geschenk des Kaisers von Reinald 1164 in seine 
Bischofsstadt gebracht wurden, „zuui ewigen Ruiime Deutschlands", 
fügt der Kölner Chronist hinzu — bei der Gdstesart des Mittelalteis 
ist auch eine solche Gabe für die politische Stimmung des Rheinlandes 
schwerlich ohne Einfluß g^esen. Der Stadt Köln brachte sie durch 
die Wallfahrten zu den neuen Heiligtümern auch wirtschaftliche Vor- 
teile; noch /nehr galt von ihr, was ein englischer ( Jeseliichtschreiber 
1125 über sie gesagt hatte: sie sei die Metropole von ganz Deutschland, 
angefüllt mit Waren, voU von Reliquien der Heiligen. 

Auch in den kirchenpolitischen Fragen hielt das Rheinland anfangs 
zu (h-in Kaiser, dessen Streben, dem Königtum wieder eine stärkere 
Stellung in der deutschen Kirche zu verschaffen und die \<'r|orenen 
Rechte zurückzugewinnen, gerade in Reinald schon in der Zeil seines 
Kanzleramtes den schroffsten Vertreter auch der Kurie gegenüber 
gefunden hat. Zu dem ersten äußeren Zusammenstoß mit Papst 
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Hadrian IV. ist es 1157 auf (li'in IN ichslag zu Kfsan^ongrkoninien durch 
<li«' /uoidrutinc Bf'zcif hnung der Kaiserkrone als eines Friedrit li vom 
Papste zuteil gc\v ordeiiwi,,Beiiefiziums". was eiufacli Woliltat, aber auch 
Lehen bedeuten konnte; der deuteche Episkopat stellte sieh entschieden 
auf Seiten Friedrichs zugunsten der Unabhängigkeit des Kaisertums 
von der geistlichen Cewalt, der l'aj>.st mußte den Rückzug antreten. 
Ein Stimmuiigshild dies<T Zeit aus dem Rheinland r)iet<'n drei angeb- 
liclie Briefe des Kaisers, des Erzbisehofs Hillin von Trier (llö2 — 1169) 
und des Tapetes Hadrian aus den nächsten Monaten nach dem Beiehs* 
tag von Besan^on. Friedrich erhebt in dem Schreiben an Hillin Klage 
gegen Hadrian, der die unmittelbar von Clott zur Wahrui.ü d< s Friedens 
der Kirche einj^esetzte Kaiserwürde als Bcnefizium des Papsu s liinstcllc 
und damit Ärgernis und Schisma in die Kirt^iio hineintrage. Er fürchte 
deNsen Exkommunikation nicht, um die sich sogar jenseits der Alpen 
niemand kümmere; die Römer spotteten wohl über die Untenn'firfigkeit 
der, .einfältigen Deutschen", alx-rer w«'rde fürdie Entfenunig d<».s Papstes 
''orgfii. 1><T 'I>icr»T Ei/lus( li<tf sei Primas dir>--» if- der Alpen und das 
Herz des Reicius; wi<> sritie Metropole ausgezcjchnet sei durcli den 
angenähten R<K k des Herrn, so solle er dessen mystisches Kleid, die Kir- 
che, aus der Hand des Papstes befreien. Kiiift kaiserlicher Macht- 
vollkommenheit übergebe Friedrich ihm die Leitung der Kirclie an Petri 
Stelle, damit all«' di< sseits d< r Alp<-n fortan ihre Angelegenh(>jten nach 
Tritr als zu einem zweiten Rt)m hriichtcn, auf daß ihre Sache dort nach 
Recht mid Gerechtigkeit ontschiedcn werde, anders als in dem feilen 
, Rom, wo das Geld und nicht Petrus herrsche. Hillin äberschickt mit 
dem zweiten Briefe dem Paps( dii s^^ auch an die Erzbischöfe von Mainz 
und Köln gesandte kaiserliclie Schreiben und ermaliiit ihn zu entgegon- 
kommender Versöhidichkeit. damit die Eintracht der beiden (iewalten 
erhalt^>n bleibe; endlich der dritte Brief ist die Antwort des Papstes 
an den Trierer und seine beiden rheinischen Amtsgenossen, toU Anklagen 
gegen Friedrich und voll Erört<'rungen über die Abliängigkeit der Kaiser- 
würde vom Papsttum. Man hat die Briefe früher für » cht gehalten und 
daher dem damalig<'n Kanzler Reinald die Absicht zugeschrieben, 
die deutsche Kirche von Rom loszureißen und ein deutsches Papsttum 
2tt Trier zu errichten. Man wei0 heute längst, da0 die drei Schrnben er- 
funden sind und d<'m Kaiser und Kanzler eine solche Los-von-Rom- 
BeMegung fernlag. Es sind frei«- ,.8tilübungen" eines (Geistlichen, des.sen 
Trierer Heimat die seiner Kirche und .seinem Erzbischof Hillin zuge- 
wiesene Rolle deutlich genug erkennen läßt. Auch so sind die Briefe 
ein merkwürdiges Zeugnis für Erörterungen und Stimmungen Trierer 
Kreise in jener Zeit; Avenig»« Jahn' nach Enient\ung Hillins zum päpst- 
lichen Legaten für Deutschland (1 155) w ird hier die Möglichkeit ins Auge 
gefaßt, die deutsehe Kirclie nördlich der Alpen kraft kaiserlicher Ver- 
fügung.sgewalt unabhängig von Rom unter einem deutschen Primas 
zu Trier zusammenzufassen und von den Mißständen des römischen 
Zentralismus zu V)efreion. DerrJedanke einer, ,Deut8chenXationalkirc))e" 
war damals eine Utopie und auch vom Verfasser dieser Briefe schwerhch 
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ernst fftmeint der beide Parteien extrenie Ansichten äuß.rn läßt, 
wäh^ drTrie^r Erzbis.hof nls d-. M.nn dor Vermittlung und der 
vSichkeit ersche int. Alu-r du.c Krdu htungcn setWoch vora^ 
daß sol.ho riedaukon damals i.n Rheinland wemgsteai8 ei«rtert -werten 
shid und man mag sich erimiem. daß Trier auch im ZeitaJterGiegOTBVn. 
ein Cpteite der „literariBchen Widersacher« der-P5pste gewesen 

"^^Vie Kriic yon 1157 ist überwunden worden; die doppelte Papst- 
vvald von 1159 führte daim zum offenen Ausbruch des erneuten Stmt» 
von Kaisertum und Papsttum, der mit dem «•eehaclyol en Kampfe 
Friedrichs gegen die Lombardischen Städte zu.sammrntraf und dünn 
die Haltung von Frankreich und England auch von der internationalen 
Politik berührt wurde; er cntHchied endgültig über tlK^l^rage, ob d« 
Kaiser bei derBeseti^ung des Römischen Stuhles einen Emfluß üben ko.uie 
wie bei der eines deutschen Bistums. Der Kuinpf -Mvischen Friedrich 
und seinem bedeutenden Cejz.ier Alexand(>r IIL ist in viel »^f^''^ ' '^ 
Weise geführt worden als einst der iTivestiturstreit ; vor allem JJlieö 
Deutschland, abgesehen von Kämpfen im Salzburger Gebiet, der Burger- 
krieg erspart, indem Steh mit dem kirchUchen Gegensate keine weltliche 
FÜT8tenoppoeitiongegenPriedrichverband.DasRheinlandstandimgan^^n 

auf Seite des Kaisers und seiner Partei, deren erster Papst, Viktor 
1162 zu Trier ein Konzil abhielt, ohne dali er und seine beiden Nach»olgcr 
einen tiefgreifenden Einfluß auf die deutsche Kirche h&tten üben kömwai. 
Der Tod Viktore hat UW auch am Rhein die Rcahen der Alexandriner 
vermehrt; der Mainzer Erzbischof Konrad von Wittelsbaeh (iibi 
bis 1165) und Hillin von Trier versagten dem unter Mitwirkung Reinald^ 
von Köln erhobenen Nachfolger Viktors, PasehaUs III., die Anerkennung. 
Aber den Beschlüssen und Eidesforderungen von Würzburg im nächsten 
Jahre, die jede Anerkennung Alexanders für die Folge unmoglicii 
machen sollten, hat auch Hillin sich gefügt, und sein Nachfolger Ar- 
nold 1. (1169—1183) stand entschieden auf kaiserlicher Seite. ^^'"'"^ 
von Mainz wurde jetzt abgesetzt und mußte jenem ReichskaittWf 
Christian weichen, der mit Reinald die Sache des Kaisern in Itaüeii 
so erfolgreich vertreten hat — nur an ihren Sieg über die Römer i^ei 
Tusculum (1167) sei erinnert. Fiel dann auch Reinald wenige Monate 
später der im Heere wütenden Seuche zum Opfer, die Friedrich in Koni 
von der Höhe der Erfolge In nabstürzte, die Stellung des Kaisers 
am Rhein wie im übrigen Deutschland wurde dadurch wenig beein- 
trächtigt. Reinald erhielt in Philipp von Heinsberg einen zunächst gleich- 
gesinnten Nachfolger, alle (Ir^i rheinischen Erzbi.stünier blieben ^la 
Händen von Gegnern Alexanders, und es bedeutete lücht allzuvw» 
wenn Zisterxiens^idoeter wie Eberbach im Rheingau und "HimnMJcow 
zu diesem hielten. Die Entscheidung auch der kirchUchen Frage 
braehtr s. hließlirh der Kampf mit den Lombarden. Friedrichs Nieder- 
lage bei Legnano (1176) führte zu erf(^1greichen Verhandlungen. ml*. 
Alexander und im Frieden von Venedig 1177 zu seiner Ar^^ffljB^* 
entgegen dem Würzburger Eide. Der Papst hatte die''"*^"™ 
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der Papstwahl gegen den Kaiser behauptet und die Wiederkehr einer 
Lage wie etwa unter Hi inrich III. unmöglich gemacht ; aber er hat 
diesen Erfolg mit klugem Maßhalten verbunden. Friedrich bewahrte 
den politischen Einfluß auf die deutsche Kirche und auf die Bischofs- 
wahlen dieeseite der Alpen. Die rheinischen Erzbisebdfe iwe überhaupt 
die melÄtcn Gegner Alexanders blieben im Amt; Arnold von Trier 
und Christian vun Mainz konnten 1179 an. dem großen Laterankonzil 
teilnehmen, und Konrad von Wittelsbach kehrte erst iiarli Christian.s 
Tode (1183) nach Mainz zurück, nachdem er bis dahin das Erzbistum 
Salzburg innegehabt, einen Hauptsite der Alexandriner, und er hat 
dann noch 17 Jalire an der wirtschaftlichen \Mcderaiifrielitung des 
Erzstifts arbeiten können, dessen Besitz durch die starken AnfordenniL^'n 
des Reichsdienstes so manche Einbuße erlitten hatte. So hat das Rhein- 
land den großen Kampf ohne erhebliche Erschfitterungen überstanden, 
so k bliaften Antoil seine Kirchenfürsten auch daran genommen hatten. 
Reinald und Christian erscheinen dabei durchaus alsBeamte dcsKaise», 
wie so viele Bischöfe unter Ottonen und Saliern. 
^ 'Eme bedeutMune politische Wendung trat ein, als bei Philipp von 
Köln wie bei seinem Vor|^nger Friedlich I. die Forderungen des Ter- 
ritorialfürsten in den Vordeigrund traten. Auch Reinald hat bei aller 
\Virksamkeit für das lleieh. bei der starken Anspannung der erzstif- 
tischen Nüttel für die itahcnischen Feldzüge die Sorge für das Territoriuni 
seiner Kirche nicht vemachlSssigt, weder am Rhein noch in \^'e8tfalen. 
Dort galt CS. den Pfalzgrafen Konrsd (1166—1196) in Schranken zu 
halten, den Halbbrufler des Kaisers, der seine Rechte aucli außerhalb 
der späteren Kurpfalz nacli allen Seiten soltend machte. Als Trierer 
Obervogt geriet er mit Erzbischof HiUin in Streit und begünstigte 
^'f ihn die Selbstftndigkeitsbestrebungen der Trierer Bürger; wie 
1112 die Kölner, errichteten sie eine , .Kommune" oder Eidgenossen« 
Schaft", die Kaiser Friedrich \vird<-rliolt verbot (1152 odrv 1157 und 
llGl), hier wie in überitaÜen ein Gegner der städtiscJien .St ll)sf Verwal- 
tung, and auch Konrad mußte sich fügtjn. Wenige Jahre später kam es 
zum Zusammenstoß des Pfalzgrafen mit der Kölner Kirofae. Man schrieb 
«hm weitgehende Absichten zu, den Anspruch auf Obelgewalt über alle 
ftheinstädte bis zum Meere. Aber es kam nur zum ..Krieg um Rheineck", 
die Burg am Vinxtbach, jenseits der Südgrenze des Kölner Sprengel«, 
die früher Pfalzgrafen gehört hatte und von Konrad IIL serstört worden 
^^ar. 1164 drolite der Pfalzgraf sich dieses Stütapunktes zu bemäch- 
^'^cn. Aber Reinald kam ihm von Italien aus zuvor; er ließ die Höhe 
durch den Domdekan Philipp, seinen späteren Nachfolger, besetzen 
und eine neue Burg errichten. Wolil sagte Konrad den Kölnern Fehde 
an und forderte sie auf, sich bei Andernach zum Kampfe zu stellen. 
Jedoch Phili pp brachte mit Erschöpfung der baren Mittel des Erzstifts 
ein so starkes Heer zusammen, daß Konrnd tiieht wagte, im Felde 
*u erscheinen, und Köln beiiauptete die Burg als südbchen Vorposten 
^ Rhein, den ein erzbischöfhcher Äfinisteriale als Burggraf hütete. 
BesatK erfuhr noch eine bedeutende Erweitw ung, als Kaiser Friedrich 
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1167 zum Dank für den Sieg Rt iiifilds und s« iii< r Riticr bei Tusculura 
diT KöliKT Kirclw don Rcidishof Andci-riiu Ii srlicriktc : drr Ort wurdf 
dif rJronzstadt dos Erzstifts am IJhcin gegen Kmfiier. mit Kheineek 
voui Haupt teil des Kölner Territoriums durcli die Keiehsliöfe Remagen 
und Sinzig getrennt, die schließlich Jüh'ch zugefallen sind. Von den 
Grafen von Ahr erlangte- Reinald das ..öffnungsreelit" auf den Burgen 
(Alten-) Ahr und Nürburg. So wurde der Kölner Erzbisclmf immer mehr 
der Inhaber der größt<'n .Macht am Niedci i Im in, das Haupt eines aus- 
gedehnten Lelinsverbandes, während da« Keichsgut dort bereits fehr 
zusammengeschmolzen war. 

Auch in Westfalen machte die Köfausche Herrschaft unter Reinald 
Fortschritte. Im Bunde mit Herzog Heinri« !i dem Löwen von Sacli-sen 
und sächsisehcM Ri^( )H)f»-n \-ertrie]) »t 11G4 den (Jrafen von Arjisberg 
und erobeitc drsscn Burg wie einst sein Vorgänger Friedlich (S. 117); 
er gab ilim aber den Besitz zurück, der eine Zeitlang kölnisches Lehen 
trurde, und gewann so an ihm einen BundesgeruxHscn gegen den Fürsten» 
dessen Übermacht im Sachsenlande alle kleineren Gewalten bedrohte» 
eben Heinrich den Löwen. Dieser strebte das Herzogtom Sachsen wieder 
auf d' ii alten Umfang und zur früheren Bedeutung zurückzuführen und 
stellte so auch die Unabhängigkeit der Kölner Besitzung« !» in Westfalen 
in Frage; Reibungen bHeben nicht aus. Schon 1167 ließ Reinald von 
Italien aus ein Bundm's der Kölner Kirche mit dem Erzbischof von 
Magdeburg gegen Heinrich abschließen. 

Kurz darauf starb Reinald, und der Kaiser gab ihm in Italien als 
Naehfoiger jenen Domdekan Philij)p, der als Sohn des Edellierrn von 
Heinsberg und Valkenburg dem Rheinland durch seine Geburt angehörte 
und sieh Im Dienst des Kaisers als Kanzler und mit den Waffen bewährt 
hatte. Bis zum FHeden von Venedig hat er ihm auch weiterhin in der 
Weise Reinalds gedient, hat etwa Münzgefälle und den Kölner Zoll 
an KTiltK^r Bürger, di«- erzstiftiseiien Höfe Hilden und Elberfeld an den 
Craft u von Berg verpländet, um Mittel zum Kampfe gegen die Lom- 
barden aufzutreiben; er hat bei Ugnano mitgefuchten und an den 
Verhandlungen zu Venedig teilgenommen. Einen Mann, der ganz den 
Dingen der ^^^ U und des Krieges sich hingab und mehr zeitlichem 
Ruhm als dem (;nitr.>^ riaehstrebte, liat ihn ein Zeitgenosse genannt, 
tnid wenn er aucli die kirchliche ErlKilnrng Kölns nicht v< rgaß und vei- 
geblich sich bemülite, die Loslösung des Reiehsbistums Cambrai von dem 
Reimser Metropolitanverband und die Angliedern ng an die Kölner 
Kirchenprovinz zu erreichen, vor allein ging er doch in bewußter Arbeit 
für das weltlielie 'i'erritoriuni s(>ineT- Kirche auf : dei- Territorialfürst über- 
wog in ihm den Reiehsfürsten, das Ziel der Laudesherrschaft ließ ihn 
auch über das Wohl des Reiches hinwegsehen. Planmäßig hat er die 
Sicherung und Abrundung des kölnischen Besitzes angestrebt; über 
40000 Mark Silber wandte er in zwei Jahrzehnten aof, um freies Gut 
und besonders Burgen samt Dienstmaimen für seine Kirche zu erwerben, 
am Niederrhein und in \\'estfalen. abt r auch dariiber hinaus in Mittel- 
deutschland, in Celderland und Brabant; es begegnen darunter 3urgeA 
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pTI^- ' VVassenberg und Rheydt. Die hisherijn 

" rpr,,^"^*'« Landgraf von Tl Ür2en 

Grafen u,)cl EdoIherren. erhielten im allgemeinen den Bcaite XSCi' 
der Kölner Kirche zurück, etwa vorpflichtet, die Burg im^MdJt^ 
Zt' ^ä"'' '^^"^^^^^te.1 zu öffnen. Ob freilich das- s'^nTöln e^ 
wo bene flgentume. und öffuung«recht auf d.e Dauer eir.e u^rk c e" 

r V''^"""''^«"^ »»^«^"d«" '-ürdo, war be clor 

.n V n ^^^^f" Machtfrage, die seit dem 13. Jahrhundert 

Äst r/pi r^'""'^^;'/: '^-^ Landeshoheit ent.chü^rn 

Vi* ""^^i^^^PP fibsL 18t wegen seine,- r;,.!d,iöt(> infolge der 
Mclen Knege und Erwerbungen immer wieder genouct eewesen Be- 
«.t^ungen und Rechte gegen Darlehen zu verpfänden odefgarju ver- 
Kaufen. we,in er aucii die mei.sten Schulden uieder tilgen konnte Und 
I'^^kL'« -'-Politik Erfolg gehabt ül'r cl.Zvn^Z 

UM Kosten em auf sein Geheiß angdegU-s \'er/.cichni.s Aufschluß 

Snd nZ^r'i ^t^^^ Tl! *^ Aufzeichnung über Pfücht^Mi 

und Hechte der Kolnei' Stift.sministerialität ««rück. 

§r;Jv C^i!'^\^^''' ^""''^"^ "'"^ ^^'^^'^^ «^'"^"^ Kirche nicht nur durcb 
pJSi T verstanden; auch im Kriege hat er ähnlidie 

JBifoige davongetragen. Westfalen steht dabei im Vordergrund und 
damit der Gegensatz zu Heinrich dem Löwen. Dem Anspruch, den 
man diesem zuschrieb, daß seine herzogliche Gewalt sich bis inden Rhein 
^ Dcutz erstrecke, standcbenso das Unabhängigkeit. sg.fühl der anderen 
«WWWehen Herren entgegen wie das Bestreben des Kölners. Besitz 
f ■ »n Westfalen auszudeJinen. So ergab sich eine 

natürliche Bundosgenossonschaft zwischen den sächsischen Gegnern 
«es v\e fen und dem Erzbisehof; sie wurde wirksam, sobald die Freund- 
scnaft des ivaisers mit seinem übermächtigen welfi.schen Vetter erkaltete 
UM Ae Spannung schließhch zum Bruciie füJirte. Im Jahre naeh rler 
Kuokkehrausltalien, 1178. griff Philipp in dieFehden gegenden Sachsen- 
nerzog ein und drang verwüstend bis zur Weser vor. Es bnraohen hier 
ttie \ ersuch,' des Kni.sers nieht darge.stellf zu werden, die Klagen der 
«rteien auf einem Hof tag zum Austrag zu bringen, ebensowenig die 
weiteren wechselvolien, verlieereiuien Kämpfe der beiden Parteien 
■n n estfalen oder das vielerörterte gerichtWche Voi^hen gegen den 
lerzog dor allen Vorladungen trotzte; er wurde geächtet, Herzogtum 
una Lehen ihm a))gesprochen. Der I^eichskrieg, an deui auch Philii)p. 
SiFf 1 " ""'^ isöidncm und der Erzbischof von 'JVier teilnahmen, 
uürte 1181 «ur üntenverfung Heinrichs, der nur sein brauuscliuci- 
giscties und lüneburgisches Hausgut behielt und zu seinem englischen 
öch\Megervater in die V.«rbannung gehen inußtr. 

Sem Sturz berührt das Rheinland durch da.s Ergebm's, die Zer- 
w^lagung des letzten großen Stammesherzogtums. Auf dem Reichs- 

wurde 1180 das sächsisehe Heraogtum geteilt; 
wahrend die lierzogliche Gewalt in „Westfalen und Engem" im übrigen 
™ Askanier Bernhard zufiel, wurde das Herzogtum im westfälischem 
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Teil des Kölner Sprengeis, also s^üdlich der Lippe, und im Bistum 
Paderbonx der kölnischen Kirche als Keichslehen übertragen. Das 
kölnische Herzogtum Westfalen war damit begründet und stellte sieh 
neben die Herzogsgewalt aui Rhein, die ein V'ox-gänger Piiiiipps 11 öi 
«rhalteo hwtte (S. 133) «und auf die von denErebttch^en nun ent€!«wioht 
gelegt wurde. Vollends wurde für Köln Rheinland und Westfalen bia tat 
Waaserscheid«' von Rhein und Weser nicht nur kirchlich, sondern auch 
Aveltlich ein Gegenstand gleichen Herrschaftsstrebens. Der unmittelbar 
kölnische Besitz in Westfalen umfaßte außer dem westlicher gelegenen 
Recklinghausen vor |kUem die aufblühende Handelsstadt Soest am Hell- 
weg, der alten Verkehrastraße, die tod Paderborn und der oberen Lippe 
über die Reiclisstadt Dortmund zur unteren Ruhr auf Duisburg lun 
führte, das »'bcnfalls Reiehsbcsitz war. Mit Soest und Medebach umgab 
der kölnische Besit/ im Norden und Osten die alte Grafschaft Arnsberg, 
die erst im 14. Jahrhundert endgültig gewonnen wurde; dazu kamen 
versirettt andere Güter, Burgen und Rechte, die su vermehren Fhüipp 
eifrig bemuht gewesen ist. Den Besitz zu einem einheitlichen Territorium 
zusammenzufassen, die Grafen und Herren der Gegend in die Landes- 
herrschaft hineinzuziehen, war wie am Rhein das gegebene Ziel, \ind auch 
<las eine Art unbestimmter Oberhoheit gewährendi^ Herzog.saml konnte 
diesem Zwecke dienen. Lag dem Herzog doch die Sorge für den Land- 
frieden ob. er hatte eine gewisse Geriehtshoheit, konnte die Großen . 
zu T.iiudt agen und zum Kampf gegen Friedensbrecher aufbieten, nur mit 
«einer Zustimmung durften Befestigungen anizclppt werden. Seine nutz- 
bringenden Geleitreehte suchte er freilicli olnu' Erfolg zu einem aus- 
schüeßlichen Geleitrecht von der Weser bis zum Rhein auszubauen, 
mid so wenig wie in „Ribuarien'* ist es den Kölner ErzbiachSlen in West- 
falen gelungen, auf der Grundlage der Herzogsgewalt ein groiSes Ter- 
ritorium zu schaffen. Seit dem 13. Jahrhundert liegen sie auch dort 
mit dem L'nabhiingigkeits- und Machtstreben der (Iroßpii in einem 
Kampf von zweihundortjähriger Dauer. Sie h« liaui)teten nur ein 
kleineres Territorium, außerhalb dessen ihr herzoghches Amt nicht alfani- 
viel bedeutete; sie wurden geistliche Fürsten wie andere, die desHersc^ 
titele entbehrten. 

Die achtziger Jahre des 12. Jaluhnnderls stellen in der politischen 
(lesehielite d< s lilieinlandes einen Wendepunkt dar durch die Änderung 
in der iiaitung des damals noch mächtigsten Fürsten, des Erzbischofs 
TOn KSln. „Die Erzbischöfe erscheinen*', nach einem Worte Fiokers, 
„nicht bloß als die Erb« n w elfischer Rechte und weifischen Einflusses 
im Norden, sondern nm Ii als die Erl)en welfiseher Politik." Nachdem 
die aus der Nachbarsehaft HeijirtCiis des Löwen sich ergebenden Ge- 
fahren beseitigt sind, tritt Philipp von Köhl, eben noch eine Haupt- 
fitütze des stanfischen Königtums und mit ihm im Bunde, ni dessen 
Gegnern über und schlägt eine Politik eii^, die bis zum Avagang der 
Stauferzeit, wenn auch mit Unterbrechungen, sich immer wieder durch- 
fictzen sollte, bedeutungsvoll für das Rheinland, verhängnisvoll für daa 
Reich. Neben Anlässen mehr persönlicher und zufäUiger Art haben 
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^ dabei territorialpolitische und wirtschaft!ir.ho Trsarlicn den Ausschlag 
j.U> Streben des ErzbiscJiofs nacli Ausdehnun<? des kölnischen 

, Mtflses und nach Hernohaft auf beiden Seiten des Niederrheins kreuzte 
^ sich mit dem Bemühen des Kaisero, dort die Beste des Reichsgutes 
zusammenzuhalten und sie xvirtschaftlich und mihtärisch auszubauen, 
I »^eben der staufischeii HanplsteUung am Oberrhein die Stützpunkte 

I •m Nietehoin zu bewahren und zu verstärken. Seiner Sorge für Aachen 

die Stadt Karls des Großen, wurde schon gedacht; 1171 befestigte er 
die benachbarte Höhe Berenstein, im nächsten Jahr Uefi er die Aachener 
Burger schwören, ihre Sta4t binnen vier Jaliren mit Mauern zu um- 
. geben — es ist bezeichnend, daß Erzbiscliof Adolf von Köln 1198 den 

Thronstreit benutzte, um die Zerstörung der Burg Beronstein zu er- 
reichen. Den Kdhier Rheinhandel konnte Kaiserswerth behindern, 
I wo Friedrich eine starke Burg crrichtet<i, woliin er den Rciehszoll von 

Tiel vorlegte; dem Burggrafen unterstand aucli der weiter abwärts 
gelegne Reichshof Duisburg, der sich zur Handelsstadt entwickelte 
wie Kaiserswerth seihst, and in Westlaien Dortmund, der Mittelpunkt 
noch bedeutenden Reichsgute. Die Reiohsrechte, wie sie wirtschaftlich 
m Zoll und Münze ihren Ausdruck fanden, standen so weder nut der 
Territorialpolitik des Erzbischofs noch mit den Handelsinteressen 
▼Ott Köln im Einklang, die immer bedeutender wurden und bei allen 
Gegens&tsen zwischen der Bürgerschaft mit ihrer sich entwickelnden 
Selbstverwaltung und dem Erzbischof doch auf dessen pdittsche Hai* 
tung von Einfluß sein mtir?t<'n. 

Die Stadt ging dem Höhepunkt ihrer ersten Blüt« entgegen; auf 
Stadterweiterung von 1106 folgte bereits 1180 eine zweite und be- 
Mtendeie, die letate vor dem 19. Jahrhundert; auch die vor den Toren 
gelegenen Stifter und Kloster wurden jetzt in der Zeit von Philipps 
aampf mit Heinrich dorn Löwen in die neue Umwallung hineingezogen, 
deren Bau nicht ohne Reibungen mit dem Erzbischof damals begonnen 
wurde. Die zu Reichtum aufsteigende, sich auch durch Zuwanderer 
ergänzende Bürgerschaft fängt an, neben der hohen GeistUcfakeit, 
den Vasallen und Ministerialen des Erzbischofs als vierter Stand in den 
■^eugonhsten seiner T'rknnden zu erscheinen; daß sie sich die Kraft 
^mtraute, unter Umständen auch eine von der seinen abweichende 
Politik zu treiben, hatte schon die Zeit Heinrichs IV. und V. gezeigt. 
»im hat das Köln des 12. Jahrhunderts, das durch den Anspruch 
auf Stapcirccht den fremden H;indels- iinrl Schiffsverkr!ir bei sich 
«usarnmouzuführen suchte, den Seehafen für West- und Süddeutschland 
^nwnt; vor allem hatte sich der Verkehr mit England entwickelt, dessen 
König Heinrioh II. aus dem Hanse Plantagenet durch Handelsprivilegien 
die Köhler Kaufleute begünstigte, die in d- r Londoner Qildhalle ihren 
Mittelpunkt in England fanden. Nicht minder rege waren die Bezie- 
hungen zu Flandern, dessen Kaufleute den Kölnern das Recht bestritten, 
jhnen die Schiffahrt zuBerg über die Stadt hinaus zu wehren ; dem Ver- 
kehr mit Fland^n, dessmi Tuchgewarbe auf die enghsche Wolle ange- 
wiesen war, ditmte auch der Landweg öber Maastricht durch Brabant. 

QeBoblehte dea RbeinteadM. I. M 
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Diese wirtschaftlichen Verhältnisse haben die politische Haltung der 

Stadt Köln bestimmt, sie hingewiesen auf ein gutes Verhältnis zu Eng- 
land, Flandern und Brabant; da die älteste 'Jochter des englischen 
Königs Gattin Heinrichs des Löwen geworden war (1168), so bedeutete 
die j^undsohaft mit England zugleich die Annäherung an die WeUm, 
sobald der verbannte Herzog in die Heimat zurückkehrte und die wel- 
fisolie rj<'piu rs( hiift gegen die Staufer zu neuem Lebf-n f-ru achte. Die - 
politische Verbindung Welfen-Köln-Brabant-Flauclcrn-England ist in 
der Tat Wirklichkeit geworden, mochte auch der Herzog von Brabant 
mitunter eine MSchaukelpolitik" treiben; der GegeiisatB zu Flandern 
und zu dem halb Frankreich beherrschenden enghschen König ftilirte 
auf der anderen Seite trotz mancher Schwankungen und Unstimmig- 
keiten zum Zusammengehen Frankreichs mit den Staufem. 

Auch der Erzbisehof von Köln wurde durch die Rücksicht auf 
seine Stadt in jene politische Richtung gedrängt, wenn Heinrich 
der Löwe sich mit dem kölnischen Herzogtum von 1180 abfand und 
darauf verziehteto, dlv verlorene Stellung in Westfalen \vir(l( r /.u 
gewinnen. IMiilipp liat sich als Gesandter des Kaisers in England, 
w(»hin ihn der Ciraf von Flandern begleitete, 1 1S4 zögernd mit dem Weifen 
ausgesöhnt; er hat mit Brabant im selben Jahre zugunsten von Flandern 
in den Kampf gegen den mit Firankreich verbündeten Grafen von 
Hennegau eingegriffen, der als Erbe vtHi Namur und Luxemburg 
eine auch für Köln bedrohliche Macht im Westen zu vereinigen sucht« 
und dem der Kaiser die Erhebung zum Reiohsfürsten in Aussieht 
i^trllte. Aber es sind zunächst mehr gelegentliche Vorgänge, die deut- 
iiciKT eine wachsende Spamiung zwischen Philipp und Friedrich 
verraten. Mit dessen herrischem jungem Sohne, K&iig Heinrich VI., 
soll er wegen eigenmäehtig< ii Vorgeliens gegen ]>ui8burger Kaufleute 
in srhiirfen Zwist geraten sein. Die Lage wurde ernster, als Heinrich 
der Löwe 1185 nach Deut.schland zurückkehrte und sieh <'ine Fürsten- 
opposition gegen den Kaiser zu bilden .•schien, die zusammentraf unt 
einem neuen Streit desselben mit der päpstliehen Kurie. 

Bei den Ursachen und Anlässen, unter denen die italienischen 
Verhältnisse besonders hervortreten, spielt auch eine rheini.sohe Frage 
mit: die doppelte Trierer Bisrliofswahl des Jahns 1183. Während 
der eine Kandidat, der Domprop.st Rudolf von Wied, nach einer von 
Friedrich veranlaßten Neuwahl am Hofe die Investitur erhielt, wandte 
sich der andere, der ehrgeizige Arehidiiücon Folmar, an den Papst, 
und auch Erzbi.sehof Philipp trat brieflieh für ihn ein. Ging dann 
Heinrich VI. gewaltsam gegen die Anhänger Folmars vor, so erteilte die- 
sem l'rban TTT. (1185 — 1187) nach lancem Hinzögern der AriL'elegenheit 
unter Verwerfung des vom Kaiser anerkaiuiten Bischofs libü die \\ eilie, 
obwohl sie nach dem Wormser Konkordat und der herrschenden Übung 
nicht vor Empfang der Regalien hätte erfolgen dürfen, und übertrug 
Folmar dann auch LeLMtengewalt; eine Zuspitzung der Ltige war die 
Folge. Der Papst forderte auch den Verzieht Friedriehs auf das soge- 
nannte Regalien- und Spolienrecht, d. h. das mit (Jedankeii des Eigen- 
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kirchenwescns zusamnienliängende, vom Konig beanspruchte Recht, 
in der Zeit der Vakanz die Eänkönfte der Bistümer zu erheben und den 

beweglichen Nachlaß der verstorbenen Bischöfe für das Reich einzu- 
ziehen; Philipp, den T'rhan zum Legaten für die Kölner Kirchenprovinz 
ernannte, niaclvte sich auch diese Forderung zu eigen. Woh] stellte 
sich die Mehrheit des deutschen Episkopates auf dem Reichstag von 
Gehlhausen 1186 auf die Seite Friedrichs und wandte sich um IBeseiti- 
gang seiner Beschwerden in einer maßvollen, aber - i-Mieli entschie- 
denen Kundgebung an den Pajist; doch Philipp gab die frondierende 
Haltung auch jetzt noch hk hl auf. 

1187 erreichte die Spannung ihren Höhepunkt. Auf der einen Seite 
standen Köln und England mit seinen Verbündeten, anderseits schloß 
•Priedrich gegen sie ein Bündnis mit König Philipp August von Frank- 
reich. Als Anhänger Folmars wurde (h r Bischof von Metz von den 
Kaiserlichen vertrieben und fand in Köhl freundliche Aufnahme; hald 
konnte sich auch Folmar selbst, der im französischen Grenzgebiet zu 
Reims einen Rückhalt gefunden hatte, infolge der Abmachungen 
Friedrichs mit dem französischen König nicht mdlir halten und ging 
nach England. Im Kölner Gebiet befürchtete man einen Angriff des 
Kaisers; die neue Befest igiuig der Stadt wurde weiter ausjjebaut, die 
anderen Städte und die Burgen des Erzstifts in Bereitschaft gesetzt. 
Während es zum Waffenstillstand zwischen Frankreich und England 
kam, sperrte Friedrich oberhalb von Köln den Strom und schnitt 
der Stadt den A'crk^ !ir mit dem Oberrhein nh; Ff hr!* n in den Nieder- 
landen behinderten die Schiffahrt auch rheinabwärts. Ua auch die Kurie 
den Rückzug autrat, der nach dem Tode Urbans zum Frieden fülirte, 
ging Philipp der moralische Rfickhalt für seinen Widerstand verloren; 
wenn auch die niederrheirji^i In n Großen auf aeanet Seite ausharrten 
und König Heinrich zu Koblenz Hilfe gegen ihren er/biscliöf liehen 
Lehnsherrn versagten, so stellte sich dieser doch na<'h laiii^eti Ver- 
handlungen bei der dritten Vorladung 1188 dem Kaiser und unterwarf 
sich. Auf d«n Reichstag zu Mmaz, dem ».Hoftag Jesu Cliristi'% auf dem 
]*Viedricli das Kretaz nahm, wurden Philipp und die Kölner Bürger 
nicht oline Geldbußen zu Gnaden angenommen. Das Abkommen 
mit fh'fn P;i])^t beendete nach secl»s Jahren auch den Trierer Walil- 
streit. Man ließ beide Bewerber fallen; aber der Erfolg dos Kaisers 
sprach sieh darin aus, daß aus der Neuwahl unter dem Einfluß Konig 
Heisrielis der R<'icliskanzler Johann als Erzbisohof (1189 — 1212) 
hervorging. Unter d<'r Begeisterung des dritten Kreuzziige;?, die auch po 
manchen Rheinländer ergriff und zur Wiedergewinnung der von Saladin 
eroberten Jil. Stätten hinausziehen ließ, kehrte so am Rhein der Friede 
wieder ein. Noch einmal ha^ das Königtum den Sieg davongetragen; 
daß aber die politischen Gegensätze dennoch fortwirkten, sollte nur zu 
bald zutage treten. * 

PhiHp|) von Heinsbenr freiheb ist am Ende seines Libens zm- Politik 
der früheren Jahre zurückgekehrt. Als Heinrich der Löwe wider sein 
Verspreoben vonseitig aus der emeutoi en^ischen Verbannung zurfick- 

10* 
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kam, da bat Philipp zusammen mit Konrad von Mainz 1100 den Frieden 
mit Heinrich VI. vermittelt, der eilte, in Italien die Kaiserkrone zu 
cnipfangpn und die Ansprüche seiner Gattin auf das sizillscho Erbe 
durchzusetzen; PhiUpp hat ebenso zwischen den (.'rafen von Hennegau 
und Namur in der Frage der Nanvurschen Naclifolgo vermittolt. Auch 
jetzt arbmtete er damit zugleioh für sein Territorium. Der König löste 
als Entgelt nicht nur die im Dienste des Reiches voa Philipp vurpfiD- 
doten Höfe ein und überwies ihm einen Geldbetrag für die Teilnahme am 
Zuge nach Itah'en, auf dem der Erzbischof dann 1191 vor Neapel der IVst 
erlegen ist; weit l)ezoichnender sind andere Zugeständnisse, Die Bürger 
der erzbischüflichen Städte werden von dem litnchszoll in Kaiserswerth 
befreit« und Heinrich vorspricht, fortan im Kölner Sprengel nur mehr 
zwei Münzstftttrat zu halten, zu Duisburg und Dortmund, und verzichtet 
darauf, Geld vom Gepräge d<'r Köhiischen Münze 7ai (Schlagen; der Um- 
lauf kÖDfghcIier Münzen kann mit gewissen Einscliräiikungen in den 
erzbiöchöflichon Orten, der der Kölner Münzen auf Keichsboden unter- 
sagt weiden. Diese Bestimmnngen bilden teilweise die Qnmdlsge 
der Zugeständnisse, die bald, während des Thronstreites, die beiden 
Kdnige Otto und Philipp dem Kölner Erzbischof haben verbriefen 
müssen. In der Richtung, die ein Meuschenalter s])Hter Frifdricli II. 
grundsätzlich anerkannt hat, sucht das Landesfürstentum nicht nur mehr 
Reichsgut ujid nutzbare Kecüte an sieh zu bringen; es strebt auch 
den Brat der Reichsrechte in seinem Bereich zu beschränken und sein 
Territorium daL'i gi ti abzuschUeßon. 

Schon unter Heinrich VI. nimmt der Kölner Erzbischof wieder die 
Rolle auf, die Phihpp von Heinsberg 1187 gespielt hatte; Köhl wird 
wieder der Mittelpunkt der Opposition gegen das staufische Haus, 
in Verbindung mit dem Kreis der niederrhmnischen Großen, mit der 
welfisoh-sachsiBchen Gegnerschaft und mit Skigland, das zu den Weifen 
durch sein Herrscherliaus, zu Köln durch die Kaufmannschaft in Be- 
ziehung stand. Zwar Bruno III. (1191 — 1103) au.s dem bergischen 
Hause, den die Drohungen seiner Verw undten gegen den bereits ge- 
wählten Bonner Propst Lothar von Hochstaden auf den Erzatuhl 
brachten, war ein alter, kranker Mann und zu einer führenden Rolle 
nicht geeignet. Aber auch er schloß sich 1192 in dem aus einer Doppel- 
wahl sich ergebenden Streit um das Bistum Liit1i( h den flegnom 
des Kaisers an; wie 1187 wurrlr^ drr Rhein für den Verkelir mit Köln 
gesperrt. Dann gab die Ermordung des von Heinrich verworfenen, 
von Papst CSlestin III. anerkannten einen Bewerbern um das Bistum, 
Albtfts von Brabant, den Anstoß zu einem Bunde gegen die Partei 
jenes Lothar von Hochstaden, der in Köln hatte zurückstehen müssen 
und dem der Kaiser nun kraft des bei streitigen Walilcn beaiLspruchten 
„Devolutionsrechtes" das Bistum Lüttich übertragen hatte; eine ver- 
wüstende Fehde gegen die Grafschaft Hochstaden war die Folge. Aber 
der Bund wuchs «ch aus zu emer groflen Verschwdrung gegen Heinrich, 
In der sich der Mainzer Erzbischof, fieinri«^ der I^e, der Herzog 
von Zähringen, der Böhmeukönig und andere mehr mit den nieder- 
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rheinischen und nicderlothringißchon Großen zusammenfanden; der 
Gedanke taucht auf, den Herzog von Brabant zum Gegenkönig zu cr- 
kebea. Die Feinde in Süd und Nord traten in Verbindung, zogen 
aaek den Papst ins Einvemefamofi. 

Da rettete ein Zufall Heinrich VI. ans seiner pt fährlichni Lage, 
die Gefangennahme de;* ans dem HeiUgen Lande hcirnkchroiKlen KfJnigs 
Richard von England durch d«'n Herzog von Oesterreich, den er auf dem 
Kreozzug beleidigt hatte. Dem Kaiser übergeben, erlangte er zwar 
1193 das Vtfaprediak der Freilassung, als er sich zu einem groß^ Lose- 
gdd bereit fand und sein Reieh von Heinrich xu l4ehen nahm; aber 
dieser spielte d<-n nt fanpencn noch weiter gegen die verschworenen 
Fürsten aus duit h die Drohung, ihn an den König von Fraiikrcicli aus- 
zuliefern und damit dessen Hilfe gegen die Feinde im Westen zu erlangen. 
So wurde der Fürstenbund gesprengt; die niederrheinischen Großen 
fügten sich, unter denen damals an die Stelle des kranken Bruno von 
Köhl nach dessen Rücktritt sein tatkräftiger Neffe Adolf I. von Altena 
(1193 — 1205 und 1212 — 1216) trat aus dem westfälischen Zweig des 
Bergischen Haukes. Auf rJieinischem Boden wurde auch der Grund 
%nr Aussöhnung mit Heinrich dem Löwen gelegt. Sein Sohn Heinrich 
der Jüngere, der 1191 aus dem Heer vor Neapel zu den Gegnern des Kai- 
Bers entwichen war, war vordem mit Agnes verlnht worden, der Erb- 
tochter des Pfalzgrafen Kourad bei Rhein; als ihr nun eine pohtische 
Heirat mit dem König von Frankreich drohte, ließ ihre Mutter den Wul- 
fen heimlich nach Stahleck kommen und bewirkte die V^m&hlung 
des Paares. Es gelang schließlieh, den Zorn des verwandten BlMsera 
zu überwinden; es kam 1194 zum rried< n mit den Weifen, von denen 
der jüngere Heinrich im nächsten Jahr, dein Todesjahr des Löwen, 
auch seinem Schwiegervater alö Ffalzgraf gefolgt ist. So war nach einer 
zweijährigen Krise ein Ausgleich erreicht, und das Eingreifen der Pür- 
sten, vor allem der Erzbischöfe von Mainz und Köln, bewirkte auch 
die Frc-ilaspung Richards von England, den Erzbisehof Adolf in Köln 
festlich empfing und bis Antwerptin geleitet«-, Ein l^rivileg, das er da- 
mals für die kölnischen Kaufleute in England aussUllte, spiegelt den 
wirtsdiaftUchen !ffintergrund dieser Beziehungen wider. Sie erhielten 
auch einen anderen metalhschen Klang; die Erzbisclu^fi von Köln 
und Mainz, der Bischof von Lüttich, der Pfalzgraf, die Herzoge von 
Brabant und Limburg und andere deutsche Fürsten haben Richard 
daijiala gegen Johreszahlungcn, wenn auch unter Vorbehalt der Treue 
gegen den Kaiser, den Lehnseid geleistet. Bald ist Frankreich, gegen 
das damals die neuen Vasallen Richard Hilfe leisten sollten, mit ähn- 
lichen r;ent<'nlehen im Westen des Heiehes gefolgt; es beginnt die für 
eüie wirkliehe Keichspolitik gefäliriiclie Unsitte von Penf^ionen der 
kapitalkräftigeren Weetmächte, die besonders beit dem Ende des 
13. Jahrhunderts dort viele Große in den engliadien oder firanzosisohen 
Lehnsverband eintreten ließ, dessen vasallitisohe Formen bei diesen 
Sold Verträgen allmählich aufgegeben wurden. 

Der Friede war zwar 1194 hergestellt; aber die oppositionelle Haltung 
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des Kölner Ensbischols dauerte fort, Kaiser Heinrich kehrte 1195 als 
Herr des Normannenreichs aus Italien zurück, auch sonst dort in starker 
Stellung, die der Unabhängigkeit des Kirchenstaats ein Ziel zu setzen 
Sellien, und bemüht, aueh andere weitgeliende Ansprüche einer kaiser- 
lichen Oberherrschaft durchzusetzen. In seinem siziUschen Ileichc 
galt Erbrecht; er sucht jetzt, damit .es dem übrigen Reiche dauernd 
verbunden bleibe, die deutechen Fürsten nicht nur für die Nachfolge 
seines ein Jahr alten Sohnes Friedrich zu gcu iiuK u. sondern überhaupt 
für den Verzieht auf ihr Walilrecht und für die Erblichkeit der deutsch- 
röniisehen Krone. Er liat nach günstigem Aiifang den Plan niclit duidi- 
bctzen können, der vielleicht noch in letzter Stunde der V'erfassungs- 
entwicklung Deutschlands eine Wendung gebracht hätte. Adolf von 
Köln war der entschiedenste und hartnäckigste Gegner; das Recht 
des Kölner Erzbiscliofs auf die Vornalime der Aachener Krönun^[ 
nmßte entwertet erseheinen, wemi der König schon diiK Ii die Geburt 
Anrecht auf seine Würde erhielt, wenn nicht nnv die \\ alil durch die 
Eürsten aufhörte, sondern auch die Weihehaudlung zur bloßen 
Form wurde, wenn die Krifoiung zum deutdchen König in Zukunft 
nicht überhaupt versehwand und nur noch eine Kaiserkrönung für das 
ganze l»eich durch «h tt Papst erfujgte. 

Aber die Gegnenschaft Adolfs galt ru'eht nur dem Erbfo)ge[)|an. 
er hat auch der persönüclien Wahl des kleinen Ehedrich Widerstand 
entgegengesetzt; wie Adalbert von Mainz und Albero von Tder 1126 
und 1138 die Nachfolge des Erben auf den deutschen Thron verhindert 
hatten, so suchte jetzt ein rheinischer Erzbischof die weitere Nachfolge 
staufischer Herrscher zu v^erhindern und damit die Gefahr einer an- 
dauernden .Machtsteigerung des Königshauses auf Kosten der fürst- 
lichen Freiheit und ihres Wahlrechts, nachdem die Staufer dem Reich 
bereits drei Generationen hindurch Könige gegeben hatten. Brst als letzter 
von den Fürsten, mehr als ein halbes Jalir nach den übrigen, hat Adolf 
1197 der Wahl Friedrichs zugestimmt, als Heinrich wieder im Süden 
weilte; dessen Bruder Philipp \(iii Schwaben sollte das Kind nun übei 
die Alpen bringen, damit es von dem Kölner Erzbischof zu Aaciien die 
Krone empfange. Da hat der frühe Tod Heinrichs 1 107 den Zusammen- 
bruch seiner äußerlich glänzenden Machtstellung herbeigeführt, in Italien 
erfolgte der Sturz der deutschen Herrschaft; während das Papsttum 
unter Innocenz III. zu universaler Gcllunu emporstieg, untergrub 
in Deutschland der Bürgerkrieg den Rest dei- königlichen Macht zugun- 
sten der territorialen Gewalten. Das Rheinland ist nicht nur ein Schau* 
plata dieses Krieges geworden, aondern auch sein Ausgangspunkt 
infolge der Politik Adolfs von Köhl. Wie einst Albero von Trier wurde 
wieder einer der rheinlf^cheu Metropoliten „Königsmachcr", h\ der 
Sehicksalsstunde des mittelalterlichen Kaisertums. ,,Der Name Adolfs 
von Altena sollte in erster Beihe genannt werden, woim derer gedacht 
wird, die. die Haupteohnkl tragen am Zerfolle der Macht und der 
Euaheit des Reiches", so hat Fioker sehi Tun susammenf aasend be- 
urteilt. 
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. Denn unter Führung dw BnsbiscliofB erneute sich jetet der Wider- 
stand gegen die Nachfolge Friedrichs II. Die Lage des Reiche« erfor- 
dert* einen .Mann als Herrscher, keinen dreijährigen Knaben; die An- 
liänger der Staufer ließen so dessen Königtum fallen und ^vählten 
1198inThöringen Philipp von Sohwaben. jenen Bruder des verstorbenen 
Kaisers. Dagegen warb Adolf von Köln, der als Vertreter des im Hei- 
Ilgen Liuide ^^ei!enden Mainzers die Wahlgeschäfte in die Hand nalim, 
für einen König aus anderem Hause. Es ist nicht sogleich ein Weife, auf 
den er die Stimmen hinzulenken sucht; er hat die Krone erst dem 
Herzog von Sachsen vergeblich angeboten, dann dem von Zährijigeu, 
dem die Geldforderungen des Kölner und Trierer Erzbisohofe zu hoch 
waren. Die Gesandt^in König Richards von England, der durch seinen 
Heinrich VI. geleisteten Lehnseid Roiclisfürst geu orden und zur Wahl- 
versammlung nach Köhl geladen war, haben dann die W alil eines seiner 
vclfisclien Neffen angeregt, dee Pfahgrafen Heinrich, der aber noch 
auf dem Kreuzzug weilte, dann .seines jüngeren, dem enghschen König 
nahestehenden Bruders, des CJrafen Otto von Poitou. Die Kölner Be- 
ziehungen zu England, die Handelsinteressen der Bürgeischaft scheinen 
unter der Nachhilfe englischen Geldes dem Erzbischof die entscheidende 
Richtung auf die englisch-weifische Kandidatur gegeben zu haben; 
in Köln wurde Otto dann vor allem von niederrheim'schen und nieder- 
lothringisehen Fürsten unter Adolfs Leitung gewählt. Natürlich fehlte 
es nielit an (jiegenlcistungen des neuen Königs; auch hier machen 
■ *^cb die territorial«! und wirtschaftlichen Interessen bemerkbar. Reichs- 
gut und Reichsrechte haben durch den Thronstreit weitW abgenommen, 
und .Adolf von Köln sicherte seiner Kirche Zugeständnisse an Besitz, 
aJi Münz- und Zollprivilegien. Otto mußte aucli auf rias Spolienrecht 
vereichten, gegen das i'liilipp von Heinsberg zusammen nnt dem Papste 
vor einem Jahrsehnt vergebh'ch gekämpft hatte. 

Nicht das ganztr Rheinland stand auf .seitcn des Gegenkönigs. Jo- 
hann von Trier, der ehemalige Reichskanzler, bereits ein alter Mann, 
der sich anfangs durch das Versprechen einer großen Geldsumme 
und die Verpfändung des Kölnw Domschatzes von Adolf hatte gewinnrai 
lassen, trat bald za Philipp über; als der Papst ihn später auf die Gegen- 
8<'ite hinüberzuzwingen suchte, wollte er lieber auf sein Bistum verzich- 
ten, und gegenüber seiner Schwäche schlössen die Stände des Erz-stifts 
out dem Staufer ein um so entschiedeneres Bündnis (1202). Selbst 
im n&heren Bereich von Köln mufite Otto Aachen drei Wochen belagern, 
che er dort am rechten Krönungsort von Adolf die Weihe empfang«» 
konnte (1198). Aber im wesentlichen waren dor fi die niederrheinischen 
Gebiete neben Niedersachsen die Hauptstütze des weifischen Königs. 
Wenn er Hilfe von seinem englischen Oheim erwartete, so gewann 
Philipp gegen beide und gegen den Grafen von Flandern und den Kölner 
Erzhischof einen freilich unzuverlässigen Bundesgenossen an dem König 
von Frankreich. Es ist die Lage von 1187 und 1193, die nun fast zwei 
Jahrzehnte angedauert hat, wenn es auch wiederholt zu Friedena- 
BoM&SBea awiaohen d«n zwei Westm&ohten kam und die engUsohe 
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Geldquelle Ottos nach dem Tode König Richards unter dessen Bruder 
Johann zeitweise anssetste oder dürftiger floß. Der Bürgerkrieg ist den 
Rbeinlanden diesmal nicht erspart geblieben. Noch im Herbst 1198 

gelang Philipp der t^bf-rfiang über die Mosel, und r]i('ii\aln\ ;ir(s hausten 
seiiK« Seharrn fiirchteilicli, vor alK ni rlio lioliiiK-n; T\i inanvii und Bonn 
wurden vcrbitimit, auf dem Rückweg Aadcmach und der pfalzgräflielic 
Besits verheert, und einem zweiten VorstoS Philippe im folgenden Jahr» 
war das Land ebenso preiggegehen, ohgleich sein Vormarsch beide 
Male vor Köln znin S(( lien kam und so nicht zum Ziele führte. 

r>!«> Wrehselfüllc der nächsten Jahre, die Vormittltmgs versuche 
Konradö von Mainz (gest. 1200), das offene Eintreten vf)n Imiocenz III. 
für Otto, „voa Gottes und des Papstes Gnaden König der Römer", 
WAi 1201 sind hier nidit darzustellen. Die Lage des Staufens versohlech- 
twte sich; in Köbi konnte ein KardinaUegat wie unter Heinrit h V. den 
Bann üVicr die Oo^rnor ans-sprcclien. Aber dann tritt eine Änderung 
in der IJaltung dt-s Kölner Er/bischofs ciji, wie .so viele Künsten in diesen 
Jahren je nach ihrem Vorteil die Partei wechseln, eine Pohtik des „Dahin- 
Daher*' treiben. Sein König Otto war nicht zu allgemeiner AnerlEennung 
gebracht, das Erzstift verwüstet, trotz aller Erklärungen sohiwen die 
Weifen Absichten auf Wiedergewinnung Westfalens zu hegen, es. kam 
zu Streitigkeiten über Münze und Zoll, auch das /Ainehmende Eingreifen 
des Papstes in Reichsangelegenheiten und die nun von ihm drohende 
Minderung des freien Wahlrechts der Fürsten riefen die Unzufriedenheit 
Adolfe hervor; schon um die Wende des Jahres 1201 zeigt steh ein • 
Mißtrauen von Innocenz gegen ihn. Die Politik des Erzbischofs beginnt 
sich von der seiner Stadt zu trennen; 1202 machen die kölnischen Stande 
ihren Cohorsani gegenüber Adolf von dessen 'J reue zu Otto abhängig, 
ein AusscJiuß wird vorgesehen, um im Kotfall die Aufkündigung des 
Gehorsams zu beschließen. Nach neuen Erfolgen PhiUpps, aJs selbst 
der Pfalzgraf seinen Bruder Otto verließ, erfolgte der Bruch; 1204 
wechselte Adolf, der sich von Phihpp dafür eine große Geldsumme 
zalilen heß, die Partei, und mit ihm oder bald darauf gingen die meisten 
Vasalien der Kölner Kirche am Niederrhein zu PliiUpp über, so der 
Herzog von Brabant, der jetzt bezeichnenderweise ein französisdieB 
GeldlÄen nahm, die Oralen von Geldern, Jülich und Hochstaden, 
die YCnohiedenen Mitglieder von Adolfs bergischem Hause, dabei der 
Dompropst Engelbert, sein Vetter, der damals vom Knf der Heiligkeit 
noch weit entfernt war. In Aachen wurde Philipp Anfartg 1205 zur Ati- 
erkeimung der freien Körügswahl neu gewählt und empfing daim von 
Adolf die Krone, vom rechten Mann am rechten Ort, wahrend er sich 
1198 mit der Krönung zu Mainz durch einen burgundischen Erzbischof 
hatte begnügen müssen Der Herzog von Limburg und der Graf von Ahr 
hielten an Otto fest, und vor allem blieb auch ohne und gegen den 
Erzbischof die Stadt Köln auf dem eingeschlagenen Wege, auf den 
de ihre englischen Handelsinteressen wiesen; sie stimmten diesmal 
mit dw Sache des Papstes überein und erleiditerten es den Bürgern, 
im Sinne der Umschrift ihres Stadtsiegels zu handeln: „Das 
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So blieb die Gowinnun- von Köln das närh.tc Ziel Philipps- ander- 
»Ita guig Imioceji^ gegen den abtrünnigen Krzl)ischnf vor, über den 
BeauftraiSte des PÄpetes im KcUner Dom die Exkommunikation aus- 
sprachen. Bald folgte seine Absetenng; der Bonner Propet Bruno IV 
aus dem gräflicli< u Hause Sayn, das die Köbier Domvogtei innehatte* 
wurde an seiner SU lle zum Erzbiscbof (1205—1208) erwählt, abor Siee- 
fned von Mainz mußte zur Weihe zwei englische Eiscliöfe iieranziehon 
da die Suffraganbiachöfe der Provinz ihre Hilfe versagten. So fanden 
die ZWO! Könige in den zwei Erzbischöfen Kölns ihr Gegenstück. Von 
den Erörterungen der Purtcion ^vinnt man eine Anschauung aus 
einer klemen Schrift, die vom ut Ifisch-püpstliohen Standpunkt aus 
m Gestalt eines Zwiegesprächs zwiseJien eüicm Geistlichen und einem 
Laien die Beweisgründe für das Recht beider Parteien daliegen läßt 
emdringUcher als alle kirchenrechtlichen Ausführungen war die Sprache 
der Waffen, die sicli nun aufs neue in dem f^cliworgopriifton Lande ver- 
nehmen Ueß. Oberhalb und unterhalb von Köhi, an den Reichszoll- 
statten Boppard und Kafserswerth« wird der Rhein wieder blockiert; 
der Graf von Berg belästigt die Kölner von Deute aus. Das Intenlikt 
des Papstes blieb riuf die Gegner ohne Eindruck oder vermehrte nur 
die Erbitterung Adolfs und seiner Anhänger, unter denen sich der Dom- 
propst Engelbert in der Bekämpfung der Gegenpartei im eigenen 
Domkapitel hervortat. Zwar mißglückte ein Angriff Phihpps auf Köhl, 
das 1200 den Bau festor Mauern auf seinen Wällen begonnen hatte; 
aber durch die Einnahme von Xeuß wurde die Einschheßung der Stadt 
noch enger. 1206 erschien der Staufer abermals am Niederrhein, die 
Niederlage Ottos und der Kölner bei Wassenberg braclite den Gegen- 
bischof Bruno in Philipps Gewalt. Der Bau der Keiohsburg Landskron 
an der unteren Alir, deren Hut Rdchsministerialen von Sinzig anvor- 
toaut wurde, vollendete die Absperrung Kölns; im Spätherbst 1206 
unterwarf sich aucli diese Hauptstütze Ottos vor dem drohenden Hunger 
dem staufischen König. 

Naeh acht Jahren verwüstender Fehden kam so das Rheinland 
zur Ruhe, und nur die kirchhche Frage, das Köbier Schisma, blieb 
m der Schwebe und dem Papste vorbehalten. Aber das Gegenkönigtum 
Mhien erledigt. Otto fand nur noch in seinen braunschweigischeu 
Stammlanden einen Rückhalt; selbst der Papst fand sich zur Anerken- 
nung Philipps bereit. Da hat dessen Ermordung durch Otto von Wit- 
telsbach 1208 die ganze politische Lage verändorf und Otto IV. aufs 
neue und nun allgemein zur Herrschaft verhelfen. Auch rheinische 
Herren wie die Grafen von JüUch und Berg und des letzteren Bruder, 
der Dompropst Engelbert, fanden MuBe. ihren Glaubenseifer in Süd- 
frankreich beim Kreuzzug gegen die Albigensor za bekunden (1212). 
Aber der Friede war nicht von langer Dauer; wie einst Heinrich V. 
tt*hm Otto IV. nach dem Siege die Poütik der Vorgänger auf. Sein 
Angriff auf Sizilien« das Reich des jungen Staufen Friedrich, zog ihm 
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den Bann des Papstes zu, der mit Philipp von Frankreich und deatsohen 
Fürston gogoü Ott') in Verbindung trat. Als Gegenkönig von Papstes 
Gnaden krhrt<' Friedrich II. 1212 aus Siziüen nach Deutschland zurück, 
aLs iSciiützixug von Innocenz, bald mit französischem Gclde ausgerüstet. 

Im Rheinland gestaltete sich die Lage ähnlich wie nach 1198, nur 
daß der Papst im staufischen Lager stand. Die Erzbischöfe Siegfried II. 
von Mainz und Johann von Trier waren unter den ersten Fürsten, 
die schon 1211 für das neue Gegenkönigtum gewonnen wurden, und 
wie Johann trat auch sein Naehfolg<M-, Dietrich II. von Wied (1212 
bis 1242), für Friedrich ein, wälirend die Stadt Trier Ottos Sache noch 
die Treue hielt. Vor allem aber behielt dieser noch seiriei> Anhang 
am Niederrhein entspreeliend den engliseli-w elfischen fherljeferungen 
Kölns. Mit dessen Bürgerschaft lüelt der Erzbi.scliof Dietricii I. von 
Heimbach {1208^1212), der Erbauer der Burg Godesberg, an Otto 
fest; Siegfried von Mainz als päpstlieiier Legat hat ihn 1212 exkom- 
muniziert uiul al)ges(>tzt, während Adolf von Altena, dem vor sieben 
Jahren wegen des Abfalles von Otto das gleiche Schicksal zuteil geworden 
wac, jetzt SMB demselben Grunde noch einmal au die Spitze der ErS" 
diözese treten konnte, wenn auch in onncherer Stellang. Friedrich 
wurde im Dezember zu Frankfurt förmlich gewählt und zu Main/ 
von Siegfried gekrönt; selbst Ottos Neffe, der junge weifische Pfal/- 
graf Heinrich II. (1212 — 1214), schloß sich dem Staufer an, der die 
Pfalzgrafschaft hach dessen frfihem Tode 1214 den Witteflsbachern 
übertrug. Rheinabwärts behauptete dagegen Otto noch die Oberhand 
gegen .Anhänger Friedrichs wie den Grafen von Geldern. 

Die Entscheidung fiel dann außerhalb D.'ntsc-hlaiids durch den 
Versuch Ottos, mit seinem Oheim Johann von England einen Doppol- 
«ngrifE gegen Frankreich zu unternehmen, indem wieder einmal wie 
1187 Frankreich und die Staufer, auf der anderen Seite England, die 
Weifen, Flandern und die niederlothringisclien Fürsten sieh gegenüber- 
atanden. Der Sieg des französischen Königs bei Bouvines in der Nähe 
von Lille ober Otto und sane Bundesgenossen aus England, Flandern, 
Brabant, Limburg, vom Niederrhein und aus Westfalen im Jahre 1214 
wnr -m Erfo]rr von intrrnationaler Bedeutung; er entscliied auch über 
das Königtum Ottos, und es galt nur noch, dessen Stellung am Nieder- 
rhein zu nehmen. Zwei Feldzüge Friedrichs haben diesen Rest des Rhein- 
landea gewonnen. Der erste fahrt 1214 nach der Unterwerfung der Her- 
zoge von Brabant und Limburg und nach det Belagerung von Jülich 
zum An.schluß der Grafen von Jülich. Kleve und Berg. Die zweite 
Heerfalirt brachte 1215 die Einnahme von Aachen, w o Friedrich nun 
am richtigen Ort zum zweiten Male die Krone von der Hand de« Mainze» 
ompfing. und gleichzeitig ergab sich das tapfer verteidigte Kaiserswerth 
dem Grafen von Berg. Auch Köln machte jetzt seinen Frieden mit 
dem Staufer; Otto IV. zog sich wie 1206 ir\ s^-ine hrHiinschweigischen 
Lande zurnck, wo er nacix drei Jaliren machtlos gestorben ist. Damit 
war 1215 am Rhein der Krieg beendet, der infolge der verhängnistiQjfcft 
Btauferfeindliohen Politik Brzbiaohof Adolfs seit 17 Jahren iianiriMV^ 
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mit kurzen Unterbrechungeii das Land heimgesucht hatte. Auch das 

^olner Sclusma nahm nun ein Ende; Adolf hat seine erzbischöfliche 
Wurde durch den AnsehhiU an Friedrich nirht gerettet, er wie sdn 
abgeseteter Gegner Dietrich mußten aich mit einer Jahresrente zu- 
frieden geben; an ihre SteUe trat als Enbischof Adolb Vetter, der 

streitbare Dompropst Engelbert von Bwg (1216 I22Ö). 

Vorteile aus doni Thronst r it liattr einmal das Papsttum davon- 
getragen das damals, im TodesjaJir lunocenz'III. fl21ü), in glänzender 
uniTOwaler Stellung dastand, der das große Laterankünzif von 121Ö 
bezoiohiienden Ausdruck gab; auch die Ersbischöfe von Mainz und 
rior be fanden sich unter den Hunderten von Teitoehmem, die aus allen 
leilen der Christenheit zusammengeströmt waren. Der Papst hatte 
A *f ***^^^*^»«ien Zeutrahsierung der Kirche, wie sie sich z. B. in 
der Tätigkeit von Legaten aüasprach, gewonnen auf Kosten von Köni<r. 
tum und Episkopat. Ottos IV. und Friedrichs II. Verweht auf An- 
weseiüicit bei den Biscfiofswahlen, auf die Rechte bei streitigen Wahlen, 
Äüf die Einkünfte aus dem .Spolion- und dem Regalienrecht — von 
wesem wurde noch ein Teil behauptet — w ar auch für die riieinisciie 
Kurche von Bedeutung; der Einfluß des Königtums auf die Besetzung 
der Bisehofsstühle war endgültig daliin, der benachbarte Adel und das 
Papsttum teilten sieh in das Erbe (S. 121). Auch sonst gewann der zur 
Landeshoheit aufsteigende hohe Adel auf Kosten der Zentralgt-walt. 
Reichsgnt und Reichsreohte waren zur Zufriedenstellung der Aniianger 
weiter vermindert worden, und Friedrich II., der 1230 nach Italien 
zurückkehrte imd Deutschland erst nach 15 Jahren wiedersah, hat dort 
fticht melir versucht, die v<T]()renen Hoheitsrechte zurückzugewinnen. 
Als Dank für die Königs walil seines öohnes Heinrich Vil. hat er 1220 
in dem Pdvileg für die geistlichen Farsten die Reichsieohto noch mehr- 
iK'schränkt, und das VVormser Gesetz Köm'g Heinrichs von 1231 zu- 
gunsten aller ,, Landesherren", das Friedridi bcsfntrgen mußte, erkannte 
die weitgehende Abdankung des Königtums auch für die Laienfürsten 
»n. Auch die städtefeindlichen Bestimmungen dieser Gesetze ent- 
sprachen den Wiinsohett der Territorialherren, die cUe Entwicklung 
des Städtewesens im Ralimen ihrer Territorien förderten und gerad«; 
auch am Rhein um diese Zeit die L^mwandhmg geeigneter Orte in Städte 
«1 Rechtasinne begannen, die aber das Aufkommen unabhängiger, sich 
re^erender stftdtisoher Gemranwesen xu verhindern suchten. Die 
loteten zwei Jahrzehnte, wo Köln und Trier mehr als einmal eine selb- 
ständige, der erzbischöflichen entgegengesetzte Politik getrieben hatten, 
wo erst die Unterwerfung Kölns den Sieg Philipps und Friedrichs II. 
vollendete, mußten die Neigung zur Erweiterung der Selbstverwaltung 
in diesen StSdten fordern; in den Anfängen Engelberts wird In Köhl 
zum ersten Mal der Rat' als städtische Behörde envähnt, dio er untw- 
drückte, die aber bald nach seinem Tode wieder auflebte. 

Die Städte sind nicht die einzige aufstrebende Macht, die gegenüber 
dm Lan d e s h erren eigene Wege zu gehen versucht; neben dem Bürger- 
tom verlangen andere MStiode" ihren Anteil an der R^ening. und wenii 
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G«istUollkeit und Ministcrialität sich wohl im Bereich des Ternt()riu!ns 
halten ließen, \\ar es ebenso mit den großen Vasallen? Im Rhemland 
waren wohl alle weltlichen Großen von Belang irgendwie luit einem 
Teil ihres Besitzes in den Lehnsrerband der geistlichen Fürsten ein- 
getreten, von denen sie nach der Lehr© vom Hecrschikl ohne Minderung 
des Ranges Uhen annehmen konnten. Das Strebt u der Erzbischoto 
ging dahin, deji Kreis dieser Lehensbeziehungen ininur weiter auszu- 
delmen, etwa durch Kauf Große zum Lehensauftrag ihres Bedties 
mid namentlich ihrer Burgen zu bewegen. Ähnliches wie PhiÜpfp von 
Heinsberg für Köhl (S.142) hat in die.ser Hinsicht sein jüngerer Zeil- 
geno.sse Johann I. (1189-^1212) für Trier geleistet, unter dem überhaupt 
die Entwicklung zur Landeshoheit Fortschritte macht. Er erreicht 
1197 bei dem zum Kreuzzug aufbrechenden rfalzgrafon den Verzicht 
anf dieVogtei der Trierer Kirche (S.104), die nicht mehr zu Lehen aus- 
gegeben worden ist. Er kauft Landbesitz und Burgen und gibt sie 
den früheren Eigentümern ?.n Lelien, indem er so z. B. die Lehns- 
hoheit über Virneburg gcwiiuit; wie bei Phihpp ist ein Verzeichnis 
auch von seinen Erwerbungen erhalten, die sein Nachfolger Dietrich II. 
in gleicher Weise vermehrt hat. Nach den Erfahrungen der Vetgange^- 
heit war es unwahrscheinlich, daß es den Erzbischöfen gelingen würde, 
alle Lehensträger unter ihrer Leitung zusammeiizulialten; das Rhein- 
land würde dann zum größten Teil aus zwei geistlichen Lehnsstaaten, 
denen von Köhl und Trier, bestanden haben. Aber sowenig das Lehens- 
band stark genug gewesen ist, die königlichen Vasallen in Abhängigkeit 
von dem Herrseher zu erhalten, sowenig war etwas anderes von den 
erzbischöfliclien Va.sallen zu erwarten. Auch deren Selbstbewußtsem 
war in der Zeit des „Dalun-Daher" sichcrhch gewachsen; wenn im 
12. Jahrhundert die gräflichen Lehnsträger Köhls auf beiden Seiten 
des Rheines im allgemeinen sich dem Lehnsherrn anschließen, so ändert 
sich dies im 13. Jahrhundert mehr und mehr. Engelbert von Köln 
hat gleich im ersten Jahre nicht nur gegen den Herzog von Limburg, 
sondern auch gegen den Grafen von Kleve m k&mp^. IKe großen 
LaienfQrston, die lothringischen Herzoge, waren längst aus dem Rhein- 
land ausgeschieden, im Norden war ihr Amt an den Kölner Erzbischnf 
übergegangen; die Pfalzgrafschaft bei Rhein liatte ihren Sclnverpuakt 
aus der Rheinprovinz heraus verlogt. Waren die Erzbischöfc die Erben, 
vor allem die von Köln ? Gegen ihr Ümsichgreifen beginnt im 13. Jahr- 
hundert die Reaktion der kleineren weltlichen, in ihrem Lehnsverband 
stehenden Territorien, nachdem der Kölner Erzf^tubl unter Engelbort 
von Berg mid Kourad von Hochstaden den Höhepunkt seiner Macht 
erreicht und auch auf die Geschicke des Gesamtreiches den größten 
Einfluß geübt hat. 

Erzbischnf Engelbert I. (1216—1226) hatte als Sohn eines Grafen 
von Berg und cinir flräfin von Geldern in früher Jugend eine kirch- 
Uche Laufbahn durclmiessen, wie sie für viele Mitglieder des hohfltt 
Adels jener Zeit beEetchnend ist. Hit etwa 14 Jahren war «Pe "^fn 
Dompropst und hat die Würde nach langem in Born gefOJuelpll V^9tf 
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gegen den Kandidaten einer MindeÄeit behauptet; ak er, wenig über 

30 Jahre alt, Erzbischof w urde, hatte er mit der Dompropst^>i noch fünf 
andere Propeteien vereinigt, dabei die des Aaehener xMarienstifts Er 
hat in äholicher Weise für Verwandte gesorgt — selbst versläudUch ist 
dioe Art der Pfründenbeaetzung und Pfröndenh&uf ung dem geistlichen 
Leben der Stifter nicht eben vorteilhaft gewesen. Er hat die poUtisohen 
^Vandlurigon seines crzbiscliöflielien Vettere Adolf von Altena raitge- 
macht und war so auch dem päpstlielu'n Banne verfallen. Als er die 
Doppelstellung von Erzbischof und Herzog antrat, hatten lange Kämpfe 
das Land verwüstet, das sweimal von einem Schisma betroffene Brzstift 
war fiiianziell zerrüttet und bei der Kurie und den römischen Gddleihern 
verschuldet, so daß die Aushändignnrr dos Palliums an den neuen Erz- 
bischof sich bis zur Begleichung eines großen Teils der Schuldon ver- 
ringerte; Verwildetiing der Sitten war eingerissen, die öffentUche Un- 
sicherheit groß. Unter schwieligen Verhiltnissen hat Engelbert so 
sem Amt ül)ernommen; aber er hat sich bald als einer der fähigsten 
Hirten erwiesen, die die Kölner Kirche jo gehabt hat. Auch äuß(;rlich 
«ine stattliche Erscheinung, war er eine ausgesprochene Willensnatur, 
voll Entschlußkraft und, wenn nötig, bereit, zum Schwert zu greifen, 
herrschlustig und den großen Herrn auch durch die Neigung zu Prunk 
und Aufwand verratend. So steht bei ihm die weltliche Seite des geist- 
lichen Beichsfürsten durchaus im Vorderem i\d in einer Zeit, in der 
in den Bettelorden sich wiederum ein neuer Kmspruch gegen die Verwelt- 
lichung der Kirche regte. Eben m EngcllierU Zeit sind die Jünger 
des Heiligen von Assisi im Rheinland erscliienen und habeti durt 1221 
in Köln die erste Niederlassung abwärts von Worms und Mainz begrün- 
det, der sich allmähhch andere Minoritenklöster in Trier, Koblenz, 
Andernach und Neuß anreihten. Bald darauf kamen aus Paris auch die 
ersten Predigerinönehe, die Schüler des hl. Bomim'kus; nach ihrem 
früh 7.n trroßf rn Einfluß gelangenden Kölner Hause gründeten auch sie 
Kloster in Trier und Koblenz. Beiden Orden, deren Seelsorgetätigkeit 
9m wirtachafthchen Gründen die Abneigung und den Widerstand der 
WeltgeistUohkeit fand, hat Engelbert den Aufenthalt in Köhl gestattet, 
«f, der selbst mehr Fürst als Geistlicher gewesen ist, ohne daß er darum 
die erzbischof lir hon Pflichten vernarhläpsigte. Er hat rifritr daran 
gearbeitet, in seinein Herrschaftsbereich wieder Sicherheit und Ordnung 
SU schaffen, und trotz so mancher willkürlicher xMaßnahmen des Ehr- 
geizes und der HorsohluBt hat er den Ruf gewonnm, gerade den unteren 
Schichten ein Hort der Gerechtigkeit zu sein. Obgleich er wie so viele 
J^ürsten in dieser \virt8chaftlichen Übergangszeit mit finanziellen Schwie- 
rigkeiten zu kämpfen hatte, die ihn zu Anleihen bei itaUenischen GeJd- 
handlem und zu damals noch ungewöhnlichen Steuerforderungen ver- 
anlaOten, hat er dem Erzstift nicht nur entfremdete Einkünfte zurück- 
gewonnen, sondern auch in der besonders seit Philipp von Heinsberg 
Sich deuthch abzciciinf^nden Richtung Burgen und anderen Besitz, 
Vasallen und Ministerialen seiner Kirche vermehrt, in Westfalen, in 
Brabaot» vor allem aber nach Süden hin bis weit in den Trierer Sprengel 
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hinein, mit dessen Ensbischof Dietrich II. er Terbündet war. So hat er 

von dem Grafen von Nassau die Hälfte der Stadt Siegen erworben; 
der Graf von Vianden hat ihm srine Burg an der Sauer, der Wildgraf 
die Schraidtburg auf dvm Huu.sriu k zu Ix'heri aufgetragen. Bei Bacha- 
rach, wo die Burg Stalileck als kölnisches lA-hea in den Händen des 
Pfakgrafen war, erbaute er eine neue Burg Füistenbei^, die später 
ebenfalls an die Pfälzer gekommen ist. Der pfalcgraflichen Burg Thuron 
bei Alken an der unteren Mosel (S. 104) hat er sich mit Gewalt bemäch- 
tigt und fi»' Hiuh trnt/, päpstlicher Mahnungen belialten; nenn sie unter 
seinem Nachfolger not h einmal dem Pfalzgrafen zugefallen i.st, so haben 
doch der Trierer und der Kölner Erzbischof sie 1248 zurückerobert, 
und die gemeinsame Hertschaft der beiden Kurfürsten in diesem von 
Köln so weit abliegenden Bezirk erinnerte bis zur Französischen Revo- 
lution an jene Zeit weitesten Ausgreifens der kölnischen Herrschaft nach 
Süden, 

Beim fünften Kreuzzug starb in Ägypten vor Damictte 1218 Engel- 
bert« Bruder, Graf Adolf von Berg; er hinterliefi nur eine Tochter, Irm- 
gard, die mit Heinrich vermählt war, dem Sohne W&lrams von Um- 
burg und Luxemburg. Engelbert hat ihnen di. Nachfolge in Berg 

nicht snelnifh überlassen, sondern selbst als 1* t/ter männlicher Sproß 
des Hauses die (irafschaft in seiner Hand belialten, deren Besitz die 
Verbindung zwischen dem rheinischen und dem westfälischen Gebiet 
der Kölner Kirche erleichterte, während die Vereinigung von Limburg 
und Bei L' im Westen und Ostrr» des Erzstift^-s dessen Lage erschweren 
mußte. Engelbert zwang den Limburger, sich bei seinen Lebzeiten mit 
einer Geldrenfe zu begnügen; erst nach seinem Tode ist das Erbceclit 
Irmgards und ihres Gatten wirksam gewurden. 

So stand der Erzbischof, Herzog und Graf von Berg als der mäch- 
tigste Fürst des Rheinlandee da, dessen Einfluß sieh von der Weser 
bis über die Maas hinaus, v(m jenseits der Lippe bis über die Mosel 
erstreckte. Die Zahl der firoßfu, die EngeHx ri am Rhein und iti West- 
falen als LeluisJierr oder als Herzog bei Landtagen um sich versammelte, 
gibt eine Anschauung von dem Umfang seines Machtbereiches, in dem 
er tatkräftig für die Wahrung des Landfriedens eintrat und gegenüber 
den Laiengewalten die Iterzogliche Oberhoheit z. B. bei der Anlage 
von Bef(!stigungen entschieden geltend machte. Ce<ienüber den Selb- 
fitändigkeitsregungen des Bürgertum;« hat er aucli in den Hauptstädten 
seines Gebietes, Köln und Soest, die überliand behalten. 

Es war eine Anerkennung dieser Machtstellung und seiner ordnung- 
schaffenden, erfolgreichen Tätigkeit, als Kaiser Friedrich linder 1220 
Deutschland verlassen hatte, um sich zunächst seinem si/ilischen Erb- 
reich zu Widmen, ihn zum V^ormund seines jungen Sohnes Heinrich VII. 
und zum Ileiclisverweser im Norden der Alpen bestellte. EngelbiTt 
hat den zehnjährigen König 1^2 ta Aachen gekrönt; er ist seitdem viel 
mit ihm in der Weise der damaligen Wanderregierung im Reich umher- 
gezogen und hat auch bei den Verhandlungen mitgewirkt, die nach der 
Gefangennaiime Waldemars von Dänemark durch den Griten von 
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Sdnverin (1223) d\. 'Wiedergewinnung Holsteins und Mecklenburg« 

Z tÄ"«:*"" w'\^'"\^"''^ Zeitgeno^r^fnÄ 
des Lobes for seine Wirksamkeit, nicht nur Walther von der Voßc.l- 

weide in seinen Versen an den .getreuen Königapfleger". Seine Sonre 

ur den inneren Frieden, für die Sicherheit d J Karflente t^tt aufb 

hier hervor. Die W ahr,mg der kirchlichen Rechte gegen Eingriffe von 

nc ^vin erfolgloses Eintreten 
^ em Bündnis des Kaisers mit Fraiikreieii und für ein Zusammen, 
gehen mit England und für die Vermählung Heinrichs VII. mit einer 

eiÄr ^"'T'fr ^'"^t '? ^'^^ Heinsbelg fa«t stetig 

eingehaltenen Richtung köhüseher InteressenpoHtik. 

Die tatkräftige Herrscliaft des Erzbischofs und Herzogs hat dann 
ein wutiges, voraeitiges Ende genommen. Sie hat bei den Großen seines 
Gebietes soweit sie sich in Unabhängigkeit und Rechten beeinträch- 
iigt fühlten, natürlich Mißstimmung henroigerafen. Vor aUem hatte 
er mit der Gegner.schaff der Liniburger zu recluM n. und nicht nur wegen 
Oer vorenthaltenen bergischen Erbschaft ; am li der Graf von Kleve und 
andere rheinische und westfälische Grafen und Herren erscheinen unter 
öen Lnzufrieden(>n. Aber za verhängnisvollem Ausbruch gelangte 
aie Erbitterung durch die Tat eines Verwandten von Engelbert, de» 
UrafwiFnedrich von Isenberg aus dem «vstfälisc lien Zweige des Hauses. 
^ tobischof, ein Vetter von Friedrichs Vater, halt« dessen Sölinc^ 
™g gefördert, einem zu dem Bisohofsstuhl von Münster, einem anck ren 
zu dem von Osnabrüc ]< verholfen. Friedrich war mit einer Schwester 
ües Limburgprs Heinrieli verheiratet, des Gatten der Erbin von Bergj 
«o stand er schon durch diese Heirat dem Kreise der Unzufriedenen 
nahe. Als MitgUed des Altenaer Hauses besaß er die erbliche Vogtei 
des Stiftes Etaen, das über Bedrückung durch ihn Wagte, wie allent- 
naii)(>n bei den Vogteien die Pflicht des Schutees «irückgetreten war 
vor den mit dem Amt vf^rhuiidcnen und (ift überschrittenen Befugm'ssen 
und nutzbaren Hechten des V^)gte.s. Die Vogteien haben so beträcht- 
lich tar Entstehung der Landeshoheit der AveltÜchen Fürsten beige- 
ti^agen, und umgekehrt sind die kräftigeren geistlichen Gewalten be- 
müht gew esen, wit der ernannte Vögte an Stelle der erblichen ZU setzen, 
sieauf bestimmte Rechte zu beschränken oder gar die Vogtei ganz znrnck- 
«oerwerben, wie das demErzbischof von Trier! 197 geglückt ist (S. 104). 
«wr wie Engelbert selbst die bisher dem bergischen Grafen zustehende 
vogtei von Si(>gburg auf den Köbier Erzbischof übertragen liefi. So 
ist der Kampf Essens gegen die V), ; .r ffe seines Vogtes ein damals 
f^l^licher Vorgang, und Engelbert ist nur zögernd gegen den Isen- 
J^iger Verwandten eingeschritten. Dieser hat sich dann aber wälirend 
Verhandlungen zu einem Überfall auf den Erzbischof fortieißen 
''^f' " ' ^^'"^ ^'t'sen vielleicht nur in die Gewalt der Unzufriedenen bringen 
sf)Ilte, violleiclit nicht von vornherein den Tod des „Räubers, der dit- 
*;<ilen ihres Erbes beraubt", zum Ziele hatte. Aber (h r Ühcrfall nahm 
^nea blutigen Ausgang; flieliend wurde Engelbert von den Mnusterialen 
'nedriohs in dessen Beisein bei Gevelsbeig in Westfalen im November 
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1225 erochlagen. Der Tod hat sein an sich bodcutendos Wirken nach 
mehr verklärt; als .Märtyrer, dessen Ende die Fehler des Lebenden go- 
eiiluit habe, als zweiton Thomas Beek<'t hat Cäsuriu.s von Heisterbaeh 
ihn in seinem „Leben Engelberts" den Zeitgenossen dargestellt, wenn 
der Enbmchof auch erst im 17. Jahrhundert von der Kirche wirklieh. 
ob Heiliger anerkannt worden ist. 

Die politischen Folgen der Tat waren groß. Der seit einem Jahr- 
hundert andauernde Einfluß der bergischen Örafen auf die Kölner Kirche 
nahm ein JOnde, kein Graf von Berg hat nach Engelbert den Stuhl de* 
hl. Maternus bestiegen. Daa limburger Haus gelangt<? jetzt in den Beaits 
der Grafschaft Berg und umklammerte so das Erastift reohfts und links 
vom Rhein, wenn auch nach zwei Jahrzehnten unter den Söhnen 
Herzog Heinrichs (ge.st. 1246) die beiden Gebiete wieder geschieden 
wurden und eine Ix rgisclie und eine LirnlnirL'er Linif si< h voneinander 
trennten (a.den Stammbaum S. 124). Der Mörder Friedrich von Isen- 
berg endete auf dem Rade« seine Burgen wurden aerstdrt; sein Besitc 
fiel größtenteils an seinen Vetter aus dem anderen Zweige des Altenaer 
Hau.ses, den Grafen Adolf von der Mark, dessen Herrschaft dadurch 
an Maclit gewann und sich in verstärktem Maß(> trennend zwischen 
den rheinischen und den westfäüscben Teil des Kölner Territoriums 
schob. Anderseits nahm sidi Heinrich von Limburg und Berg seines 
Schwestersohnes Dietrich von Isenberg an, des Sohnes des hingerich- 
teten Grafen; er erbaute für ihn an der Lenne eine neue Burg, die er 
nach dem eigenen Stammsitz westlieh von Eupen Limburcr nannte 
und die den Xaehkonun'-n d<'s Tsenbergers den Namen gegel)en hat 
(heute Hohcnhmburg) ; in langer Fehde gegen Adolf von der Mark und den 
Erzbischof von Köln rettete Dietrich im Bunde mit seinem Oheim sich 
die besclieidenere Grafs* liaft Limburg an der Lenne. Nach der kraft- 
vollen H'-rrsciiaft Engelberts wüteten so unter seinem schwachem 
Naclifolger Heinrich I. von Müllenark (1225—1238), unter df-m die 
Verschuldung des Erzstifts andauerte, der auch mit seinem Domkapitel 
in Streit geriet, jahrelang heftige Fehden in beiden 80 unfertigen 
Hensogtümem der KöLter Kirche. Die K&mpfe im Rheinland und in 
Westfalen ziehen sich mit Unterbrechungen teilweise bis lange nach dem 
Tode Erzbisrliof Heinrichs hin, bis in die Zeit seines weit bedeuten- 
deren Xa tif )lg<Ts Konrad aus dem Hause der Grafen von Hoclistadcn 
(1238 — 1201). Ni>ch einmal gewann die Kölner Kirche unter ihm eine 
führende Stellung im Reich; wenn Adolf von Altena durch die Doppel- 
wahl von 1198 die Maf lit des staufischen K(kligtums untergraben Ii atte, 
so hat Konrad im Bunde mit dem Papsttum au sein« Vernichtung bei- 
getragen. 

Konrad entetanunte dem Hociistadener Zweige der Aiirgrafon, der 
in den Wirren der letzten Jahrzdmte meist auf der staufisehen Seite 
g^tanden hatte. Wie sein zweiter Vorgänger Engelbert, tritt auch er 
zuerst hervor durch den Versuch, sich der Dompropstci zu bemaf-h- 
tigcn, aus der einen anderen zu verdrätirrrn er «ich bemühte, und der 
Streit, der ihm die päpstüche Exkommuiiikation zuzog, endete erst 
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mit seiner Erhebung auf den Erzstuhl. Auch als Erzbischof ist er ein 
streitbarer Mann gebüeben; mehr nocli als bei Engelbert zeigt sich hei 
UunOie-lEIiegensohe Seite in einer Menge von Fehden, in denen örtliche 
und allgenwinere Tn^ sich kronzen. Er hat auch manche Schlappe 
erlitten, hat als Gefangener des Grafen Wilhelm IV. von Jülich (1219 äs 
nofl' ^'"^ fähigsten Gegner, auf drssen Burg Nidcggen göBesMn 

^ j i* 1^ ^^^^ ungünstigen Vertrag abschließen müssen 

und dooh hat er den Köker Erzbischof und Herzog aufs neue zum 
ersten Fürsten in NordwestdentBchland gemacht trote der Geldnot 
seiner Kirche und ilirer seit Dietrich von Heinsberg andauernden Ver- 
Mhuldung bei römischen Goldlcihern. Indem mit Konrad und einem 
Bruder, ebenfalls geistlichen Standes, der Mannesstanim seines Hauses 
aiustarb. erreichte er 1346 den Übergang der Grafschaft Hochstadeu 
mit ihren Burgen Hochataden, Altenahr und Haidt (bei Hünetereife]) 
an die Köhier Kirche — die Territorialgeschichto des Niederrheins 
wäre vielleicht ganz anders vorlaufen, wenn Engelbert unter ähnlichen 
Unwt&nden dasselbe mit Borg durchgeführt hätte. In jenen Jahrzehnten 
i8t so manches hoohadehge Gesohlecht des Rheihlaades im Hauptfitamm 
erloschen, außer den Grafen von Hochstaden die von JfOich (1207), 
Berg (1225). Saarbrücken (1234) und Wied (1244). Mit Heinrich III: 
von Sayn, der für und gefren die Ivöluer Erzbischöfe die Waffen ge- 
ranrt hatte und 1233 beinaiio der blmdon Verfolgungswut des Inquisitors 
Konrad von Marburg gegen die Ketxer erlegen wäre, starben 1247 
aucli die^ Grafen von Sayn aus. Ihr Erbe traten besonders Sponheimer 
Neffen an; aber auch Konrad hat für seine Kirche einen Teil der 
flinteriassonschaft erworben, vor allem Linz mit Umgebung und damit 
^nen bedeutenden BHickenkopf auf der rechten Rheinsoito, wo der 
Erzbischof bisher nur die Wolkonburg im Siebengebirge besaß, dm 
gewisse Rechte an der Burg Drachenfels, die von einem Vorgänger 
vor einem Jahrhundert an das Bonner Cassius-Stift verb'chen worden war. 

Konrad hat auch in seiner Bischofsstadt noch einmal eine starke 
Stellung gewonnen. Hatte Engelbert noch mit fester Hand der Köhier 
Bürgerschaft seine Ordnungen auferlegen können, so hatte sein Nach- 
folger Heinrich ihr wieder größere Freiheit zugestehen müssen. Die 
reiche und wehrhafte Stadt die an dem Herzog von Limburg oder dem 
Grafen von JüMch einen Rückhalt suchte, trat schon wie eine selbständige 
^Uscht auf, die eigene Verträge schloß und unter Umstftnden ihre Sondei^ 
pohtik verfolgte; trat Konrad zu den Gegnern der Staufer über, so hat 
Köln bis 1247 an dem Kaiserhaus festgehalten. Streitigkeiten mit dem 
Erzbisohof über Münze und Zoll führten 1252 zu dem ersten offenen 
Änege. IMe Piehde, bei deren Beilegung Albertus Magnus als Schieds- 
richter mitgewirkt hat, der berühmte Lesemeister der Köbier Domini- 
kaner, ist nicht die einzige geblieben; aber seit 1259 hat Konrad unter 
Ausnutzung der Gegensätze zwischen den Kölner ,, Geschlechtern" und 
den Zünften noch einmal die Gewalt in der Stadt in einem Umfang 
behauptet wie keiner der folgenden Erzbischöfe ; er ist in dieser Hinsicht 
der letzte Kaohfolger Annos gewesen. 

<>Mdütlito dei Bheliihadti. X. it 
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In die K&mpfe mit seiner Bischofsatadt, mit Wilhelm von JQBcb 

und in andero Fehden spielen die großen Fragen des Reidies hinein. 
Ist Konrad auch im letzton rJr\mdr Territ(.)rialfürst <:i'\\ esf^i, so d(»ch 
zugleich, wie sein Biograph HrTmann Cardauus gesaj^it liat, ..der letzto 
Erzbiachof von Köhl, welcher überhaupt noch iicichspolitik in großem 
Stil getrieben hat". Als er an die Spitze der Erzdiözese berufen wurde» 
stand Kaiser Friedrich II. auf der Höhe seiner Erfolge. Die zu Boppard 
1234 eingeleitete Empörung seine« Sohnes Heinrich VII. w ar gefschcitert, 
als der Kaiser diesseits der Alj)cn erschien. Krzhi.sehof Heiuricli von 
Köln hat damals für Friedrich als Gattin die Schwester des enghschen 
Königs aus der Heimat an den Rhein geleiten können, und in der Rich- 
tung der herkömmlichen Kölner Politilc lag nie diese Heirat auch die 
endgültige AussÖhnmig der Weifen mit den Staufem durch die Be- 
gründung eines neuen wt lfisclicii H»Tzogtums auf dem Mainzer Hoftag 
von 1235, demselben Hoftag. rler durch sein Landfricd(Mi5?gesetz den 
Versuch machte, den inneren Frieden in erhöhtem Maße zu sichern. 

Die Lage am Rhein änderte sich durch den neuen Ausbruch des 

Kampfes zwischen Kaisertum und Papsttum, als Friedrich nach dem 
Siege über die Lombarden in Italien übermäelitig dastand und die 
Selbständigkeit des Papsttums als einer politischen Macht be<lruiit 
schien. Die erste Exkommunikation Friedrichs durcli Gregor IX. (1227) 
hatte auch im Rheinland keine Wirkung ge&ufiert; als der Papst 1239 
abermals den Bann über den Kaiser aussprach, hat Konrad von H x ii- 
stadcn, dessen Gegner unter den rhciui.schen Laienfürsten sich der 
Gunst von Friedrichs Sohn, König Koiu-ad IV,, erfreuten, sich in» 
geheimen sogleicli auf die Seite Gregors gestellt. Aber ein offenes 
Hervortreten von dessen deutschen Anliangern ist erst 1241 er- 
folgt, in seinem Todesjahre; Siegfried III. von Ifainz (1230—1249) 
und Konrad von Köln haben sich damals in bewaffnetem Aufstand 
L'egen Friedrich und seinen Sohn Konrnd IV. an die Spitze einer piipf^t- 
licheti I'art<*i gestellt, zunächst mit geringem PJrfojge. Die Städte 
Aachen, Köln und Trier hielten den Stauforn die Treue, und im nächstea 
Jahre wurde Erzbischof Konrad durch Wilhebn von JuKoh gefangen 
(8.161)« der die kaiserliche Sache niclit ohne Sehwanken und EigcnntttS 
vertrat, so daß der König vergeblich bei ihm die Auslieferung des 
Gefangenen zu erreichen suclüe; olme Rücksicht auf d.os Reicli gi^b 
der Jüliciier dem Erzbischof nach neun Monaten wider sein Wort 
auf persönliche Zugeständnisse hin die f^eibeit — in beiden Lagern 
spielten Frivatvorteile und territorialer Eigennutz eine Hauptrolle. 

Der Kampf der beiden Parteien lebte neu auf und nahm in Deutseh- 
land erst größeren Umfang an, als Innocenz IV. 1245 auf dem Konzil 
von Lyon die Absetzung Friedrichs verkündete und auf die Erhebung 
eines neuen Königs hinarbeitete. I>ie Erzbischöfe v<m Mains und Köln 
hatten schon vor dem Konzil mit dem Papst zu Lyon Rückspraclie ge- 
nommen; die drei rheinischen Erzbischöfe übernahmen jetzt die Führung 
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WdwBegröndungeinMGegenfcönigtuma. VVäJirend der Pfalzgraf und 
Herzog von Bayern, der Wittelsbacher Otto II. (1228-IÄS3) ato Sch«n> 
gervatcr König Konrad. zu don Stauforn hielt, ^v^ni^^^ 
vouäW und Konrad von Köln auf ßotroiben des Papstes nun dieK^ 
mwher geiresen. entsprechend der DarsteUung. die der Mainzer auf scin^ 
bekannt, n Grabmal gefunden hat, und auch der Isenburger Arnold II 

L'n.?r ^T^'^'^ ^'-^^-^ mitgewirkt. Unter Befeiligur^ eines 
papstbchen Legat^^n. indem alle kirchlichen Mittel gegen Friedrich auf- 
geboten wurden, indem namontlich von den ßettelmönciicn der Kreuzzug 
gegen ihn gepredigt, nüt Bann und Interdikt gegen seine AnhäneS 
vorgegangea wurde, haben sie zaeret den Landgrafen Heinrich Raspe 
Tüen ^^-^^^247) zum Gegenkönig erhoben, der nicht ebL 

grouen j<.,nfiuü gewann, und haben nn t ilim gegen Konrad IV. gekämnft. 
Nach dem frühen ! Ode des „Pfaffenköiügs" haben sie ihm /u^Vorrfngen 
iwischen dem noch staufischen Köhi und Neuß einen Nachfolger ge- 
\- ^ m dem jungen Grafen Wilhelm von HoUand (1247—1266). Ber 
-Niederrhem war das Hauptgebiet seines Einflusses, das er von dort aus 
^imahhch ausdehnte. T)pr Horz'^r, von Brabant und drr Graf von 
Ueldem waren mit ihm verwandt, Adolf von Berg aus dem hmburgi- 
«aen Hauae mit einer Schwester des Kölner Erzbischofs verheiratet, 
so daß schon damit ihre Parteistellung nahegelegt war, und die Hingabe 
von Reichsgut. jotzt b(>.sondcra in Gestalt der Verpfändung, tat ein 
uon^: der Graf von Geldern erlüelt die Pfandschaft von Nvmwegen. 
Oer Herzog von Limbuig die von Duisburg, der Graf von Berg die 
Keichshöf e Rath und Mettmann, dem Köhler Brebischof wuiden Reichs- 
roc hto m Dortmund verpfändet, gleiclnvie auf der kaiserlichen Seite 
VViiUehn von Jülidi sich die Pfandsr hnft von Düren hatte übertragen 
»Sfien. Die Beispiele zeigen, wie die Reste des Reichsgutos drr Ab- 
rundung der Territorien dienen; aber auch kirchhchc Einkünfte weiden 
auroh päpstliche Verleihung in den Dienst des Kampfes gegen die Stoufer 
gestellt, wonii z. B. Siegfried von Mainz und Konrad von Köhi für em 
Jjnr ein Fünftel aller kirchliehen Einkünfte ihres Sprcngels erhalten 
JWer die Kreuzzugsgclder gegen den Kaiser Verwendung finden. 1247 
trat die Buigerschaft von KÖhi za dem Gegenkömg über, aber unter 
i^^dmgungcn, die ihm fast jeden Einfluß in der Stadt versagten; in dem- 
•solbcn odor im nächsten Jahr fielen, zum Teil erst nach langer Belage- 
"^ng, die anderen staufischen Stützpunkte am Niederrhein und in 
Westfalen, Nymwcgen, Kaiserswerth, die Krönungsstadt Aacheii, 
iJortmund, die Bug Läodskron, das pfalzgräfliche Thuion an der 
JVlosel (S. 168). 1249 Ingelheim, wihieod Boppard sich bis 12S1 hielt. 

War im übrigen der Papst noch keineswegs Sieger und bedeutete 
ewt derTod IVicdrichs die Niederlage der staufischen Sache, das Rhein- 
land war schon vorher zum größten Teil in den Händen der päpsth'chen 
'^rUi. Als von ihren Führern der Mainzer Erzbischof 1249 starb. 
Hiirde Konraxl von Hochstaden an seiner Stelle päpstlicher Legat; 
m Mainz wollte man ihm auch die erzbiachöfüche Würde übertragen, 

11» 
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zum d(>pi)«*lt«ni Herzogtum wären ilim auch zwei Bistümer und zwei 
Kirehonprovinzcn zugefallen, die den größten Teil Dcutsclilands um- 
faßten; doch scheiterte der Plaii am Widerspruch des i^apates. Xonrads 
poMtisohe Haltung nahm bald eine m«rkwürdige Wendimg. Hatte er 
eine svar stanfeifeindliche Rdchqiolitik betrieben, abw doch eine 
Reioh8politik,80 scheint Wilhelm von Holland ihm allmählich zu mächtig 
geworden 7,u sein; ihr Verliältiiis erkaltete, selbst der Gedanke der Ab- 
setzung des Königs taucht auf. Als 1254 im Zusammeniiang mit dem 
Kampf um die flandrisciie Erbfolge heftige Fehden am Khein und in 
Westfal«! aasbrachen, standen Exzhaetci und König auf Tersefaie' 
denen Seiten. Bei einer Begegnung Konrads mit Wilhelm iind einem 
päpstlichen Legaten in Neuß kam es 1255 zu einem Zusammenstoß, 
und man behauptete, als dann das Haus, in dem die beiden sich auf- 
hielten, mederbraimte, Konrad habe es anzünden lassen. Die ihm 
▼oigeworfone Handlung enoheint wie ein Symbol. Die Zeit einer sttdnn 
Reiohsgewalt war vorbei; das Landesfürstentum hatte sie zetstftrt 
und sich an seine Stelle gesetzt. 1254 war der Staufer Konrad IV. in 
Itahen gestorben; zwei Jahre darauf wurde sein von den rheinischen 
Erzbischöfen erhobener Gegenkönig Willn Im von den Friesen ersclilagen; 
es folgt die kaiserlose Zeit des Interregnums, das nicht ixur für das 
Gesamtreioh einen neuen Abschnitt bedeutet, sondern auch für seine 
Teile und so auch für das Bheinland. 

Rheinisciic Geschichte und Reichsgcschichte sind noch unter den 
Staufern in der engsten Weise verbunden; die Wirksamkeit von Mämiern 
wie Christian von Mains' und der meisten Kdlner Erzbisehdfs von 
R^naüd bis Konrad seigt aufe anschaulichste, einen wie bedeutenden 

Anteil das Rheinland in Tagen der Größe und des Niedergangs an den 
Geschicken des Gesamtreiehes gehabt hat, und vor allem Köln er- 
scheint dabei im Vordergrunde des politischen Geschehens. .,Wcim 
irgendwo", hat Fickcr mit Recht bemerkt, „so lag damals in Köln der 
Mittelpunkt des deutschen Lebens." Das dauerte auf wirtschaftlichem ' 
Gebiete einstweilen noch an, und der 1247 begonnene Neubau des Köhier 
Doms ist das sit lithare ^^"a)lrz( iehen zunächst noch unveränderten 
rheinischen Kuuststrebeiui; al)er das poUtische SchAverge\\icht des 
Reiches vorschiebt sich mehr und mehr nach Osten, die poUtische 
Geschichte der Rheinlande wird jetzt überwiegend Territorialgeschichte, 
bis sie in den Kampf der auswärtigen Mäd&te hineingesogen %verden. 
Überall hatten sicJi Zwisehenge walten zwischen das Königtum und die 
T'ntertaneii geschoben, der unmittelbare Reichsbesit'/ war auf einen 
geringen Rest zusammcngesclmiolzen. Ein au8nahins\veise erhaltenes 
Reiclisstcuerverzeichnis von 1241 kennt auf dem Boden der heutigen 
Bheinprovins alsBeiohsorte nur mehr Oberwesel, Boppard, Sinzig, Dören, 
Aachen, Kaiserswerth und Duisburg, dazu in der Nachbarschaft Ingel- 
heim, Nymwegen und Dortmund. Einige dieser teilweise mit beträcht' 
liehen Landbezirken verbundenen Orte sind, wie erwähnt wurde, in 
den 40er Jahren verpfändet worden; auf die Dauer haben davon nur 
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Aachen mit seinem „Reich" und Dortmund ihre Reichsumnittelbarkeit 
bewahrt, forner Köln die Freilieft vom Stadtherrn allmählich erworben 
Die Burggrafen der wenigen verbleibenden Reichsbiirgen wie Landskron 
und Hammeratein entwickeln eich m Reiclisministenak ii mit Beamten- 
eigenschaft zu kleinen erblichen Landesherren wie die filteren Füwten 
und Magnaten. Wenn Friedrich IL das Roichsgut am Nieder- und 
AlJttelrhem zu größeren Bezirk.'u mit Sinzig und Boppard als Mittel- 
p«^«! unter je einem Prukurator zusammengefaßt hatte, so haben 
beide Verbände nicht lange Bestand gehabt, und für eine „königliche 
Landesherrschaft ' waren hier vielleicht noch geringere Grundlagen 
ubnggeblieben als in anderen Teilen des Reiches. 

Die Zukunft gehörte dem Landesfürstentum. Aber es war die Frage 
ob sich am Rhein lebenskräftige, leistungs- und nach außen bin wider- 
standsfäliige Territorien herausbilden würden aus dem WlTTSal .sich 
mischender und kreuzender R<'chte und durcheinander gelagerter 
ßesitzungen, die zusammenzuftussen und gegeneinander abzugrenzen 
die Aufgabe der Zukunft war. Noch standen dort die Erzbiachöfe führend 
aa mit ihren großen Lefansverb&nden, der von Köhl mit seiner doppelten 
Herzogsgewalt; aber die Kämpfe mit den weltlichen Großen \\urden 
häufiger, und die Gefahr einer dauernden weitgchf^ndrri territorialen 
Zersphtterung war schon um die Mitte des 13. Jahrlmnderts g( geben. 
Gerade hier, an der bedeutenden Verkehrsader des Rheins, mußte die 
emporstrebende neue Macht der Städte mit ihrem Handelsverkehr das 
Fehlen eiripr starken, Ruhe und Frieden sicliernden Zentralgewalt 
schwer empfinden; die zahlreichen FeJiden und Friedenssförungen bis 
M offenem Straßenraub wirkten ebenso dahin wie die sich mehrenden 
Zollbedrüokungen, indem in dieser Zeit zunehmender Geldwirtschaft 
^iie großen und kleinen Herren iliren finanziellen Nöten durch Er- 
richtung neuer Zollstätten und Erhöhung der herkömmhchcn Zölle 
abzuhelfen suchten. Den Städten mußte die Vereinigung ihrer verein- 
seiten Kräfte als Mittel der Abwehr naiieiiegen. Zum erstenmal begegnet 
am Rhein 1226 ein Stadtebund. »n dem sich Speyer. Worms, Mainz, 
Bingen, Frankfurt, Friedberg und Oelnliausen zusammenschlössen. 
Hemrichs VII. Berater haben damals den Bund auf Brf rribon des 
Mainzer Erzbisohofs aufgelöst, und überhaupt suchten die lerritorial- 
Ktttwi auch auf dem Wege der Reichsgesetzgebung solche Bünde zu 
verhindern, mit deren Hilfe die Städte vielleicht sn einer selbständigen, 
heaclitenswerten Macht werden komit^n. Auch hier lag «ine Frage der 
Zukunft, ob gegenüber der territorialen Zerklüftung in den Städte- 
bundensich eine einigende, auf bauendeMacht w ürde durchaetzon können. 
«Wade dem Rheinland konnte die Zersplitterung der Kräfte gt f ährh'ch 
Werden, da im Gegensatz zum Niedergang der deutschen Reichsgewalt 
das Königtum in Frankreich seitdem 12. Jahrhundert die inneren Mittel 
wieder zu vereinigen bepann und die srit dem 11. Jahrhundert ruhenden 
Ansprüche auf das Erbe Karls drs C rußen sogleich wieder hervorgeholt 
mden; schon dem jungen Philipp IL August (1180 — 1223) schrieb man 
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den Getlankon und Wunsch zii, scinom Staate die Macht und Ausdeh- 
nung des Frankenrc iches unter Karl w irderzugewinnen. Auch dem 
Rheirilandc konnten hier Gefahren neu aufleben, wie sie seit dem miß- 
glückton Überfall König Lothars auf Aaclien (S. 82) überwunden 
Rchienen. 

Dennoch hatten sieh die VerlKiltnissio am Rlu-iii scitdoni sehr zu- 
gunsten des Deutschen R<^irhcf geändert. Mochte die politische 7.n- 
spiitterung nocli so groß vSciu, die Gefahr einer innerlichen Loslo.suug 
vom Reich, wie sie in dem altoi Lotharingiea um 900 vorgelegen hatte« 
bestand hier nicht niidir; zu fest waren die deutschen Landschaften 
an Rhein und Mosel trotz allen Niedergangs der Reicliscew alt mit dem 
Reiche verwacliscn. Das lehrt die ganze Geschiclitt d« r Staufcrzeil 
mit der großen Bedeutung dieser (Tebiete für die Entwicklung des Roiehs, 
und keine Tatsache ist bczeiclincnder, als daß eben jetzt, da sich aus der 
Reüie der Fürsten ein bevonechteter, dann allein berechtigter Kreis 
von Kurfürsten für die Königswahl heraushebt, davon melir als die 
Hrilfto auf das Rheinland fällt. In der Zeit Friedrichs II. nennt bereits 
Eike von Repgow im Sachsenspiegel, dem ältesten Rechtsbuch in 
deutscher Sprache, als Inhaber der ersten Kur von den geistlichen 
Fürsten die Bischöfe von Trier, Mainz und Kdbi, von den Laienfnrsten 
den Pfalzgrafen bei Rhein vor dem Herzog von Sachsen und dem 
Markgrnf' M von Brandenburg, und das Rheinland hat auch in der Wirk- 
lichkeit der Wahh^n seit der Mitte d.-s Jahrhunderts diese Vierzahl 
unter den sieben Kurfürsten behauptet, fest erscheint e.";; so bei einer 
der wichtigsten Aufgaben des öffentlichen Lebens, der Wahl des Herr^ 
Sehers, dem Reiche vorbnnden. 

Der Rhein mit sc-inen Nebenflüssen li.itte sich wirtschafthch als ein 
einigendes Rand erwiesen, auch j)oiiti>( )i hat er bei aller Auflösung 
nicht trennend gewirkt. Rittlings setzten sich die werdenden Terri- 
torien fiber den Strom; zu Trier gehörte Kontabaur, za Köln Linz, ' 
Recklinghausen und Soest, die Mainzer Kirche besaß nicht nur Bingen, 
sondern schon früh auch Oberlahnstein. Wesel war 1241 eine klevische 
Stadt, und wenige Jahre vorher schuf sich der Graf von Geldern mitten 
im klcvischen Gebiet eine Stadt in Emmerich, Beispiele, die sich leicht 
um viele andere vermehren ließen. So waren die Rheinlande und ihre 
Bewohner längst mit dem Reiche verwachsen. Nicht nur rheiliische 
Zistorzienserklöster haben Ableger in das deutsche KoloniaUand des 
Ostens gesandt, so daß das Kloster Neuenkamp in Vorpommern an 
der Ste lle des heutigen Franzburg schon im Namen an sein Mutlerkloster 
Kamp am Niederrhein erinnerte; es spricht manches dafür, daß auch der 
Name von dem heute in Berlin anfgegangenenKölln eher der rheinischen 
Metropole seinen Ursprung verdankt als einem slawischen W<Mrte. Die 
deutschen Mundarten und einzelne Ortsnamen Siebenbürgens zeigen 
bis zur Gegenwart, daß ein Teil der,, Sachsen" von der Mosel und ans der 
£ifel dorthin gekommen ist; der einzige siebenbürgische Ortsname 
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auf -licim Thalhoim (im Osten von Hermannstadt), begegnet Eweimal 
m Luxemburg, dreimal in der Rheinpmvinz fDnlheim, Dahlem usw ) 
der einzige auf -Weiler iat Brunwiler {heute Bralkr, süd^vestllch von 
Uroß-^enk), der stob nicht nnr bei dem pfalzgräflichen Kloster Brau- 
wejler nahe Köln (S. 101). sondern auch beiKreusnaeh und dem lothrin- 
gisclien Saarburg als Ortsname findet. Spracheigentümlichkeiton weisen 
auf emen „mittelfränkischen" Einschlag auch in einzelnen Gebieten der 
^Mensohen Kolonisation hin, so bei ßiclitz an der Grenze Galizicn^ 
So reichen Verbindungsfödeii von der Mosel bis zu den östhchen Aus- 
Uuifem des Deutsohtums. 

Noch war der Zusammenhang^ dr? Rheitilandcs mit den nieder- 
IfindiBohen, belgischen und lothringisciien Territorien eng. Nacii Westen 
hin waren innerhalb der Reichsgrraizen romanische Gebiete vorgelagert, 
die Wimeist im kirchlichen Verbände mit Trier und Köhl standen und 
als Weg der Kulturvormittlunfr von Frankreich her dfrnfen. Aber man 
w-ar sich am Rhein der Zugehörigkeit zum Deutsclittnu aucli gegenüber 
• diesen romanisohen ReiohBangehörigen bewußt geworden; als Otto IV. 
W08 in dem Bischof Johann von Gambiai einen Anhänger auf den* 
Kölner Erzstuhl zu bringen suchte, lehnte man ihn dort ab, ., weil er 
die Sprache des Landes nicht kenru^" — wie wenig bedeutete es dem- 
gegenüber, daß man nach Casars Vorgang in veralteter Gelelirsanikeit 
auch ds« linksrheinische Deutachland nicht selten als Gallien bezeiclmetc. 
U enn einst in den Zeiten Lotharingiens der Abt Regino von Prüm in 
seiner Weltchmnilc mehr von Frankreich als von dem Lande rechts 
vom Rhein zu erzählen wußte, im 12. Jahrhundert schrieben Kölner 
mit Stolz in ilirer „Königschronik" über die Erfolge des JJeut- 
fichen Reiches. Wenige Jahre nach dem Interregnum (1281) hat 
Alexander von Roes, ein Kanoniker des Kölner Stiftes St. Maria im 
Kapitol, in Italien eine Schrift vorfaßt, in der er das Anrecht der 
Deutschen auf das Kaisertum gegen die Ansprüche der von ihm nicht 
•Uäu whmeiehelhaft gekennzeiclineten Franzosen in eigenartiger Weise 
zu begründen und zu verteidigen unternahm. Er hebt auch hervor, daß 
Trier an Alter zwar Köln überrage, aber an Macht dahinter zurück- 
stehe, und er berührt damit eijie Tatsache, die sich aus der ganzen 
Entwicklung seit der Völkerwanderung ergeben hatte. Wenn Trier in 
späteren Romerzeit der poÜüschs Mittelpunkt Galliens gewesen 
^var, jetzt war der Rhein aus einem Grenzfluß die belebende Verkehre- 
ader Deutschlands geworden, und damit hatte sich auch politisch der 
Schworpunkt von der Mosel an den Rhein verschoben. Man war sich 
<ier Zusammengehörigkeit hier wie dort bewußt; die älteste Urkunde 
^ Trieier Stadtgemeinde gibt diesem Bewußtsein 1149 in einer damals 
seltenen Weise Ausdruck. ZoUstmtigkeiten der Trierer Bürger mit dem 
„heihgen Köln" werden darin geregelt; Kölner und-rrierer, so erklären 
beide, wollen alles Störende beseitigen, auf daß volle Eintracht unter 
jj^Ma herrsche, und wollen damit bewirken, daß sie „ein Volk" seien. 
^^^Kdite dem Rheinland am Ekide deac Stauferzeit auch politische Zer^ 
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splitterung, war es zweifelhaft, ob sich aus dem IXiroheinaxid^ wider- 
streitender Gewalten oino größcTo Ma<:ht herausbilden werde, die enge 
Verbindimg mit dem übrigen Deutschland stand ebenso fest wie das 
deutsche Wesen des Landes uad das Bewußtsein der Zusammengehörig- 
keit seiiker Bewohn«* untereinaiider und mit den andraen Deutschen: 
darin lag bei aller Schwäche des Reiches nnd bei edlem Sonder- 
streben der ortlichen Machthaber eine geistige Gewahr für die Zukunft 
des Landes. 
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Erstes Kapitel (1250—1400). 

Innere und rtttO^n^ Lnpr- um 1250. Stn-bcn Kurkolns nach Begründung 
i-mcs westdoutsclien EmheitsstaaU^s uiui seine Gegner. — Limburger Erb- 
folgestreit. — Die einzelnen Territorien. — Die rhoinisclien Städte und 
der rheinische Bund von 1254. — Stellung dor Bheiniande in der Reichs: 
geschieht« des 13. und 14. Jahrhtmdert«. Beziehungen su Frankreich und 
England. — Aufstieg von Jülicli, Anfall Bergs und Geldern« an das JüHclier 
Haus. — Vereinigung von Kleve und der GrafHcliaft Mark. — Die Gegen» 

efttze am Niederrhein. 

Die Mitte des 13. Jalirliunderts bezeichnet einen Wendepunkt 
in der riieanischen wie in der gesamtdeutschen Geschichte. Mit dem 
Verbluten dos Stauferhauses war die Macht des Kaisertums unwider- 
ruflich gehr(iclien, das Sehwerfjewiclit des Reiches, das bis dahin im 
Südwesten und vor allein im Kheintal jzelegen hatte, vcrsehiebt sich 
mehr und mehr nach Osten. Mit der Kapitulation Kaiser Fnednclis II. 
vor den geistlichen und weltliehen Fürsten hatte sich das deutsche 
Königtum der wichtigsten Hoheitsrechte in den Territorien entäußert 
und dadurch selbst seinen bisherigen Lehcnsträporn den We^ zur Landes- 
herrlichkeit geebnet, aui dem sie ohne Rücksicht aui das Reich, lediglich 
von ihren eigenen Interessen geleitet, immer weiter Toranschritten. 
Das Interr^nom nnd die Ohnmacht der späteren Kaiser beföiderten 
diese Entwicklung. Es gab keine starke Zentralgewalt mehr, das Reich 
drohte sich in eine Fürstenrepublik umzuwandeln, die staatabildendon 
Kräfte lebten nur noch in den Territorien fort. Der ui\aufhaltäamcn 
ZerwtKong des Reiches entspricht seine TenitturiaUsierung. 

Ffir ^e Rheinlande war dieser Proxefi besonders verhängnisvoll. 
Finmal wegen ihrer geographischen Lage Zwar waren sie noch keines- 
wegs die Grenzmark des Reiches, in West und Nord Ij^erte sich ihnen 
die Hauptmasse des früheren Lotharingien vor, die nach wie vor zum 
RfSksh g^örte. Aber sie bildeten doch ^en — nnd Kwar den wert- 
▼oUston — Teil des ehemaligen Zwischenroiches, des alten Zankapfels 
zwischen Deutschland und Frankreich. Darauf beruht es, daß die 
rheinische Geschichte keine Provinzialgeschiohte im engeren Sinne des 
Wortes ist. Zum Unterschied ron den mitteldeutschen Territorien, die 
dnroh Ihre geographische Lage dem Bereich mid den ünteressen des 
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AnslaiidM weit melir entzogen sind, werden di<' Rhoinla.uir seit dem 
ts. Jahrhundert in immer steigendem Maße in cbe^.noße ^^^J^^^ 
Politik und in die internationalen Gegensätze und Kampfe verwickelt. 
De m in Frankreich war bei Dynaatie und Volk das Verlangen naeh 
einer Erneuerung des Frankenreiches Karls des Großen memnls e^- 
loeohen. Es wurde jetzt um so naehdrücklicher erhoben. ^ mit dem 
Zerfall Deutsehlands das innere und äußere Erstarken des Kap^tuiger- 
staates zeitlich zusammenfiel. Schon iuer offenbart «ch die Wechsel- 
^-irkung zwischen der allgemeinen Maflhtetellung Deutechlands vind 
Frankreiobs und den Grenzkämpfen im Zwischenreich. Solange das 
deutx lu Reich kraftvoll und einig ^v ar, behauptete es Lotharmgien. 
seine Zerrüttung bildet die Voraussetzung für das franzosische Vor- 
dringen. Fiir die Rhciuiande war die Gefahr zünSchst noch nicht akut, 
da ^ioh die galüsche Begehrlichkeit in erater Linie au« die westlichen, 
dem Reich entfremdeten und zum Teil romanischen Gebiete j^^^ '^' 
rinsiens richtete. Aber daß sie sich damit nieht begnügen wurde, üeU 
die «^chon im 12. Jahrhundert offen ausgesprochene Forderung dw 
Rheingrenze erkemien. Ob das auseinanderstrebende Reich »«»tonde 
und gewillt war, seine Westmark zu schützen, mußte bereits 1250 
fraghch erscheinen. Und auf sich allein angewie..en, ohne d'f "ilte 
^•^n Kaiser und Reieh. konnten die Rheinlande den welschen Gerüsten 
keinen Riegel vorschieben. Denn auch sie bildeten kerne Bmhoit, 
sondern zerfielen in eine ständig zunehmende Zahl you Weinen mA 
kleinsten Staaten, die noch dazu miteinander verfeindet ^^ aTen. J^ur 
die Begründung eines großen geschlossenen IVrritoriums, wie sie sich 
damals in Süd-, IVDttel- und Ostdeutschland anbahnten, fehlten hier 

alle Bedingungen. . . « 

Die Gtondlagen eines geeohlossenen Stammesgebietes« eines btarn- 

mesherzogtums oder einer Mark, auf denen sich in Bayern, Saclisen, 
Brandenl^tirg und Österreich die Territorien erhoben, waren im Rheiiüand 
nicht vorhanden, und ein vöUigcr Neubau war von vornherein unendlich 
erschwert, wenn nicht unmöghch gemacht, durch die Existenz der geiBt- 
liehen Staaten, der drei Erzbistümer Köln, Trier und I^Iainz. Sie waren 
die ältesten Territorien am Rhein, mit Besitz und Rechten von den 
Kaisern reich ausgestattet und beherrscht en die geographisch wichtigsten 
Punkte und Pässe des Flußlaufß. Daß Erzbistum Trier schob ach 
von dem Mosel- zum Lahntal wie eine Barriere quer über den 
Strom, das Rheinland in zwei Teile spaltend. Damit war die natürüche 
Einheit de? Cebietea durchbrochen, die südlich dieser Linie gelegenen 
Territorien gravitierten von Anfang an nach dem Oberrheiu und dem 
Main. Die Beseitigung der geistlichen Staaten war wegen ihrer 
Verankerung in der politischen und kirchlichen Verfassung des Reiches 
ebenso anagesohlosaen wie die Vereinigung des ganzen Rheinlandes 
unter einen von ihnen. Schon infolge des beständigen Wecliselß des 
Inhabers und des Wahlprinzipes konnten sie keine planmäßige, aw. 
lange Sieht berechnete ErweEbungspolitik treiben, eines dar beliebten 
Mittet hierzu, das Erheiraten m&t&t Gebiete, war ihnen veni|pig|i ' 
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lieat d<.r SdUüssoI zum Verständnis der ganzen rheinischen Geschichte 
dl^' W^^tjTlt't'ri y^rücM^n.^ eines Ei.ü.eits.^^ef h 

Ve«.!!?/''.'''"'*''' Hälfte des 13. Jahrhunderts ist noch einmal der 
VeiBueh unternommen worden, wenigstens am Xiederrhein ein emheZ 
^ Tk!^ lemtünum zu schaffen. Hierzu fühlten sieh die n.är-i.f i.- 
^ mid bedeutendsten Fürsten dieser Gegend berufen: die Erzbischüfe 
IZl l^ichepolltik der letzten Jahrzehnte unter 

^ngelbert L und Kotirad von Hostaden eine überrede Stollttnff 
mnegeliabt hatten. Zu dem Erzstift. da. sich, olnvoW^ae TiefeliS 

fj^? J^'U^'y'^^'^"'^ ^'"^ '^«r 1'^^^'^ Hheirusoitc von Ro- 

iMKtowerth hu Ürdingen erstreckte und zahkeiche Außenposten auch 
auf dem recliten l fer sov.ie das Vest Recklinghansen besaß, war nach 
dem Sturz Homnc-hs d.-. T.ö^ven da. ungefähr gleich große, aber räumUch 
volhg geschiedene Herzogtum Westfalen hinzugekommen. Der Ge- 
üaake, diese Gebiete unter Aufsaugung der daz\^ ischenhegenden Herr- 
scüaften zu einem geschlossenen Komplex zusaqinienzufassen. mußte 
sieh von selbst aufdrängen. Seitdem die Erzbisohöfe in der Resel 
üen benachbarten Dynastengeschlechtern entnommen wurden, gelangte 
toe temtonale Richtung in der Kölner Politik immer mehr zur Vor- 
nerfsohaft. Dasu verfügten die Erzbischöfe über die reichen geisthchen 
f.umahmcn, fiber ein stattliches Lehnsheer, das sie hiervon unter- 
jaiton konnten, und über das große Ansehen, das dem Stuhl des heiligen 
Matemus von jeher anhaftete. Jedoch stießen sie mit ihrem Vorhaben 
«11 den Widerstand eben jener welthchen Fürsten, die sich trotz aller 
^^egens&tBe und unaufhdrliohen Fehden untereinander gegen die alle 
Jn gleicher Weise bedrohende Gefahr zusammenschließen mußten. Und 
8>« fanden, was für die Erzbisehöfe besonders unheilvoU war, einen 
iJundesgenossen in der Stadt Köln. 

, .J!?^ "^^^^ Konrad von Hostaden hatte der Unabhängigkeits- 
kampf der alten Römerstadt gegen die bischöfliche Fürstengewalt ein- 
gesetzt. Zwar war der Erzbischof nominell der Stadtherr, aber tat- 
sachlich war die Stadt selbständig und ihm weder zu Steuerzahlung 
Sr «a!lf .^"^g»^'!^'^ verpfhchtet. In den Reichswirren der letzten 
otanfeizeit hatten sie in feindhchen Lagern gestanden, während Konrad 
das Haupt der antistaufisohen Partei im Reiche war, hatte die Bürger- 
sohaft bis 1247 dem Kaisergeschlecht die Treue gewahrt. G^gen Ende 
seuier Krcnerung war es Konrad gelungen, durch geschickte Ausnutzung 
aer puiitiöchen, wirtschaftlichen und sozialen Gegensätze zwisciien den 
GesoUechtem und den Zünften die Stadt unter seine Botmäßigkeit 
zu zwingen, aber schon unter seinem ersten Naohfolger, Engelbert II. 
, *^?^~7^^^^^' öi'^gten sich die Bürger wieder und errangen 1271 nach 
löjälirigem Kampf ihre Freiheit endgültig. Die Reste territorialer Ab- 
hängigkeit waren ganz geringfügig. 1274 bestätigte Rudolf von Habs- 
buig d^ Stadt die Beichsunmittelbarkett. Die Enbisohöle verlegten 
due Residenx nach Bonn, wo sie von nun an verblidb. 
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XobcTi der cifrcnfn Waffentüchtigkeit hatten die Kökier ihren Sieg 
der L uterstützung der benachbarten Fürsten zxx veidaoken. die Biiiid- 
nisse und SchntevertrÄge mit der kapitaUcrilftigen Stadt eingingen oder, 
wie Graf Wilhelm IV. von Jülich, al? ErMl.ürgcr in ihren Sold eintraten 
und somit die Zahl der städtischen Leluisiuannen vermelirten. Dadurch 
wurde das miUtärische Übergewicht, das der Erzbisdioff bwher mit 
seinem Lehnsaufgebot beseasen hatte, mehr und mehr ausgeghchen 
und «ugleich die Verbindung /.wischen seinen inneren und äußeren 
Gegnern immer engor. Als Engelbert II. 1267 in einer Fehde mit Juhch 
in die Gefangenschaft de? Grafen fiel, gehörte der Verzicht auf die 
Hoheitsrechte in Köhl zu den Bedingungen seiner Frenaasimg. Der 
Tod Wilhebns IV. (1278) befreite Engelberts Nachfolger, Sifnd II. 
von Westerburg, von diesem gefährlichsten Feind, aber die Gepn- 
sätze am Niederrhein bestanden in unverminderter Schärfe fort. 
Zur entHcheidenden Entladung kamen sie in dem Limburger Erb- 
folgestreit. T • U P 
1280 starb mit Walram IV. das Grafenliaus von Limburg aut 
dem rechten Maasufer aus. Nach dem bald darauf erfolgten kinder- 
losen Tod seiner von König Rudolf ancikamitcn Erbtochter erhob 
neben deren Witwer, dem Grafen Reinald von Geldern, Walrams 
Brudersohn. Qni Adolf VI. von Berg, als nächster Agnat Erbanspruche 
Da Reinald bei Brzhischof Sifrid Unterstützung fand, hielt der Graf 
von Berg einen Kampf für .nif^sichtslof; und verkaufte seinen .'Vnspruch 
um einen hohen Preis an den Herzog Johann I. von Brabant. Die 
ehrgeizigen Herzöge von Brabant trachteten schon langst nadi der 
Vorherrschaft zwischen Nordsee und Rhein. Sie wollten das nieder- 
lothringische Herzogtum in ihrem Geschlecht wieder herstellen und 
hatten sich bereits von König Alfons von Kastilien die Schirmvogtei 
über die Vasallen mid Städte des Reiches zwischen Brabant und dem 
Rhein übertragen lassen. Diesem boohfliegenden Plan standen die 
fthnlichen Bestrebungen der Köhier Erzbischöfe im Wpge; nicht nur 
über die Erbfolge in Limburg, sondern über die Machtfrage am Nieder- 
rhein war eine kriegerische Abrcchming unvermeidlich. 

Johann brachte gegen den Kirchenfürsten eine große Koahtion 
von dessen mederrbeonischen und westfälischen Feinden, vor allem 
den Grafen von Berg, von JüUch, von der Mark und der Stadt Köln, 
zusammen, während Sifrid neben Geldern mehrere kleinere Djniasteii, 
wie die Grafen von Nassau, auf seiner Seite hatte. Nach längeren, von 
Verhandlungen unterbrochenen Fehden kam es am 6. Juni 1288 
zu der vielbesungenen Sdilacht von Worringen, die nach b^ßem, blu- 
tigem Ringen mit der völligen Niederlage und Gefangennahmt des 
Erzbischofs endete. Der Gegensatz zwischen ihm und Brabant war 
zugunsten Herzog Johanns entschieden. Er gewann Limburg und daj 
mit die Herrschaft über die MaadiDie scmie den vorwaltenden Einfiim 
in Niederlotliringen. Die niederlindiscbeii Gebiete schließeii sich all- 
mähhch zu einer eigenen Gruppe zusammen, die sich voni Reiche tat'- 
sächUoh loslöst und in der europäischen Pohtik eine selbständige Stellung 
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einnimmt. Es ist der Anfang zu der Abaondening der späterwi Nieder, 
lande vom deutschen Reich. 

Süft,"" t^'"^"" '"'ß^^'''" ^'^^'^^ ^^^^^ Ma<'^it' Anseilen 
djB Kölner Stuhb einen schweren Stoß erlitten. Sifrid mußte seine 
Fte^MMog mit harten Opfern, me dem Veraicht auf die Vogtei- 
rochte Uber das Stift Essen, erkaufen. Mit dem Tag von Woninmn 
begmnt der Niedergang des Erzstiftes, das Projekt eines großen nftrd- 
w^tdeutechen Staates wax schon 1288 geschrit.rt. PreiUch gaben die 
JflrslMaohäfe den Anspraoh auf die Oberhoheit über die niederrheinisch- 
jestfälischen Territorien nicht auf und strebten wenigstens ein dauern- 
des Ubcrgewirht am Niederrhein zu behaupten. Aber der Widerstand ' ^ 
der welthchen Fürston war durch ihren Sieg erstarkt. Sir tracliteten 
jetet danach, der Suprematie von Köln ein Ende zu maclien, die volle " 
Idiodeaherrliolikeit zu eilangen und ihr Gebiet nach außen abzu- 
runden. Alle diese Ziele konnten sie nur gegen Köhl ecroiehen. Ober 
anderthalb Jahrhunderte hat der Kampf gewährt. Naoh J. Hansens 
treffonder Charakteristik bilden diese Gegensätze „bis zum Ende des 
IBttelalters den leitenden Gesichtspunkt für die niederrheinisch-west- 
fahsche Territorialgesohichte, sie riehen sieh dnroh die dichtgedrehten 
- Knauol unaufliörlicher kriegerischer und diplomatischer Verwicklungen 
als roter Faden hindurch und bieten die einzige Handhabe zur Ent- 
wirrung des dem ersten Blick das Bild eines regeUosen Konglomerates 
zubietenden Kfimpfens und Ringens". Die rheinische Geschichte zer- 
mt endgültig in die Geschichte der einzebien Territorien und ihrer 
gegenseiticm Beziehimgen, aber sie ist aufs engste verflochten mit der 
allgemeinen poUtischen und kirchenpoHtischen Entwicklung im Reich 
tmd mit der Abwandlung der großen Pohtik in Westeuropa und läßt sich 
tuur unter diesen verschiedenen Gesichtswinkeln darstellen und verstehen. 

Die einzelnen Territorien sSmtlich aufzuzählen ist unmöglich, wir 
müsseri uns auf die größeren und für die Entwicklung bedeutsamen 
heschränken. Indes auch über sie wird eine Übersicht dadurch sehr 
miiwert. daß ilue Abgrenzung im 13., i4. und 15. Jalirhundcrt alles 
andere ab feststehend, sondern danemd dnem mannigfachen Wechsel 
unterworfen ist. Am stärksten ist das bei den geistlichen Gebieten der 
Fall, wo der persönliche oder FnmiÜf nbesitz des einzelnen Inhabers 
und die Ver.schiedenhcit der kirchhehen und pohtischen Grenzen immer 
wieder Kud^ningon bedingen. Aber auch die weltlichen Territorien 
^Verden durch die verworrenen und umstrittenen Eigentums-, Rechts- 
lind Hoheitsverhältnisse und durch besondere Umstände, wie Ertöschen 
einer Dynastie, Heiraten, lünderreichtum und Erbtrihins;en, Ver- 
armung, Verpfändung und Verkauf, Kriegsglück und die Persöuhchkeit 
©wzelner Fürsten stets aufs neue vergrößert oder verldeinert. Viel- 
begehrte Gebiete, wie z. B. die alte König^pfalz Sinzig, der wichtige -^^ 
Paß. wo die Straße vnn Mainz nach Aachen die Ahr quert und den "i-fj 
Rhein verläßt, haben Jahrzehnte hindurch nahezu ständig den Inhaber 

gewechselt. Das zufällige und das individuelle Moment hat bei all ,,,p 
diesen Verschiebungen eine entscheidende Rolle gespielt. ' j % 
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Im äußersten Norden saBen die Grafen von Geldern und Zütphen. 
Doroh dieBelehnungnatdereheniaJigen KaiserburgNymwcgon erlangten 
sie 1247 eine Landverbindung zwischen ihren Gebieten nordlich und 
südlich des Rheins, aber der Ausgang dcB Liniburger Erbfolgestreitcs 
raubte ihnen die Aussicht auf eine wirkUche Maehtetellung. Dne natör- 
Uchen Rivalen waren die benaobbarten Grafen von Kleve. Sie verfugten 
übÄ ein nahezu geschlossenes, bloß nnch durch das knlni'^che Xanten 
unterbrochenes Territorium auf dem linken Rheinufer nut dem cin- 
' trüalichen Zoll von Orsov. Zu dem Reichshof Wesel gewannen sie im 
Wettbewerb mit Geldern die Stadt Dmsbnrg und damit einen zweiten 
Bröckenkopf nach Westfalen hinein. Die Herren von ISlörs stieg, n erst 
im 13. Jahrhundert zu Grafen empor. Di(^ Grafschaft Julicli ver- 
dankte ihre Bedeutung vor allem der La^je ihrer Hauptstadt Ji^^jch, 
die die Roerlinie beherschte und einen Knotenpunkt auf der großen 
Straße Köln— Maastricht— Aachen bildete. Graf Wilhelm IV. (1219 
bis 1278)» ein skrupelloser Machtpol itikn- und ebenbürtiger Gegner 
der großen Kölner Erzbischöfe, hatte sieh noch von Kaiser Friedrich II. 
die Stadt Düren verpfänden lasscni. Ihren Besitz sicherte die früher 
erbaute Feste Nideggen, eine ständige Bedrohung des kölnischen 
Zülpich. Schon er beanspruchte das erst später anerkannte Vogtei- 
recht über Aachen, das sich in Verbindung mit dem Schul theißenarat 
allmählich /ai einem Herrschaftsverhältnis auswuchs. Bei einem bber- 
rumpelungs versuch wurde er 1278 in Aachen im Straßenkampf er- 
schlagen. Mit der zunächst freilich nicht behaupteten Vogtei über 
Sinzig verschaffte er seinem Land den Zutritt zum Rhein und faßte 
zugleich im Rücken Kölns Fuß. Auf dem rechten Ufer des Niederrhems 
w ixTon die Grafen von Berg die mächtigsten Territorialherren. Sie waren 
emporgekommen in engem Auscbiuß an Köln, dessen Stuhl wiederholt 
aus ihrem Geschlecht beaettet wurde. Erst die Eroberungspolitik der 
EnUachafe trieb eieina gegnerische Lager, bei Worringen fährte Adolf \ I. 
mit seinen Bauern die Entscheidung herbei. Der Sie«! ermöglichte ihm 
die Verwirkhchung des alten, bisher von Köhl vereitelten Planes, un- 
mittelbar am Rhein eine Stadt zu gründen, um sein Land am Rhem- 
handel zu beteiligen. So entstand 1288 die Stadt DOaseldocf , die spätere 
Residenz des bergischen HauscB, die allerdings noch lange unter der 
Feindschaft Kölns zu leiden hatte und erst nach einem Jahrhundert 
durch die endüch geglückte Errichtung einer Zollstätte aufblühte. DM 
Bergische Land war das östlichste Territorium der Rheinlande und be- 
hauptete s&h adne Eigenart. Politiach neigte ea durchaus noch 
Westen zum Rhein hin, da es im Osten gegen die Grafschaft Mark in der 
uralten Stammes- und Sprachscheide eine scharfe Grenze fand. 

Die geographische Abrundung dieser in Streulage gemengton Ge- 
biete bedingte einen Kampf aller gegen alle, der sich in der daffii» ' 
üblichen Form der Fehden vollzog. Indes lassen sich in dem Gewirr 
dieser 9vh'wr unaufhörli( In n Kleinkriege einige allgemeine, inuner 
wiederkehrende Tendenzen erkennen. Wo es mögUch ist, sucht man 
daa Land des Gegners zu umklammern oder zu überflügeln. In grpflw* 
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Maßstabe vermochte es Köln, das durch eeliien «estfinieehen Besite 
sowohl Berg und Kleve :vie die Abtei Essen und die Grafschaft Mark 
im Kucken bedrohte und mit Andernach und Rhense auf die alte Ger- 
mania superior Übergriff. Anderseits trachtete Jülich durch die Er- 
Werbung von Sinzig das Emtift im Süden zu umfassen. Noch 
aa^..nfa[hger ist^das Streben der an den Rhein grenzenden Staaten, 
auf dem gegenüberliegenden Ufer Brückenköpfe zu gewinnen. Um sie 
ist besonders erbittert gestritten Avordcn. Köln hatte sich die seinic^en 
nr ' Drachenfela und Linz schon früh gesichert. 

VVie Kleve auf dem rechten, so setzte sieh Berg auf dem linken 
Mromuf-r m Rodenkirchen und Weaseluig fest. Schon damals hat der 
Khein nicht trennend, sondern verbindenrl -fn^irkt, eine „natürliche 
Grenze" 10t er in der ganzen rheinischen C(>sciiiehte niemals gewesen. 

Unter den Territorien da südlichen Rheinlande nimmt das Erz- 
bistum Trier die erste Stelle ein. Es hatte in der Mosel seine geographisehe 
.^mlieit und brsaß am Rhein nur den schmalen Brückenkopf Koblenz- 
i!|hrenbreit«tein. Dir planmäßige ZusammenschÜeßuiig des Landes he- 
glimt mit Erzbischof Heinrich II. (1260—1286), und es ist kein ZufaU 
daß gerade die rührigen Inhaber des Erzstohles das im Bremipunkt 
de« rheinischen Lebens gelegene Koblenz als Residenz vor dem peri- 
pheren Trier bevorzugten. Daneben finden wir hier nur kleinere Dy- 
nasten: auf dem rechten Ufer die Grafen von Sa^-n und Wied, auf 
dem Ihdcen die Grafen von Neuenahr, von Virneburg, Blankc;nheim 
und Schleiden, südUoh der Mosel die Wild- und Rheingrafen, die 
Grafen von Veldenz, von Sponheim und von Saarbrücken. Hierro ge- 
sellen sioli die Reichabtei Prüm, Stablo (lieiite .Sfavelnt) und Jlalmedy, 
die Herrschaf t Manderscheid, sowie die nördüdieii Teile der Pfalzuraf- 
schaft bei Rhein mit Bacharach, Kaub und Alzey, im Westen, großen- 
teils außerhalb der heatigea Rheinprovinz, hatte sich die Gra&ehaft 
Lutzeiburg gebildet, das jetzige LuxembIn^,^ Die geographischen 
Bedingungen, zumal in den schwer zugänglichen Gebirgen dea Wester- 
waldes, der Eifel und des Hunsrück helJen hier keine kompakteren 
Territorialbildongen anikomm«!, begünstigten viebnehr die Klein- , 
Staateroi und schützten de vor der Anüsaagung dnroh die Größeren. 
Gegenüber diesem Gemcngscl von politischen Zwergbildungen darf man 
die niederrheinischen Territorien und die beiden Ersbistümer wohl als 
die künftigen rheinischen Großstaaten bezeichnen. 

^ur sie verfügten über eine tatsachliche Macht und konnten dämm 
im- Gebiet auch innerhch konsolidieren und zu einem einheitlichen, 
geschlossenen Herrsehaftsbezirk auffrest alten. Denn dieser Prozeß ceht 
nüt der äußeren Abrundung Hand in Hand, innere und äußere Politik 
bangen untmmbar miteitiander zusammen. Eine wirkliche Landes- 
hoheit, wie sie jetat von allen Fürsten erstrebt wurde, konnte sieh freilich 
nur sehr langsam und unter heftigen Kämpfen aus dem bisherigen, 
wahrhaft chaotischen Durcheinander von ungleichförmigen und ver- 
schiedenartigen Rechten entwickeln. Dazu bedurfte es der Vereinigung 
aUer Rechte in der Pecson des Landesherrn und einer ioßent schwierigen 
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V«rwaltang»wtgaiii«atioa. su der wiederum bloß die gtößerea Terri- 
torien imstande waren. . i„,n..,,«A 

Vor ihnen traten auch die Städte iuuucr mehr m den 
Von den alt^n Reichaetädten hatten bloß Köhl ^ ^^"^^V^'ZfT^n 
und Bedeatang bdiauptet, neben und im Wettbewerb mit ihnen 
schwangen sich jetzt die landesfür.tlichen Studte, Neuß Dureo^ 
Jühch!^ Duisburg. Wesel und andere, empor , ''''^''^f^^^^ 
Hinsicht führte das 13. Jahrhundert durch die Steigerong des Ver- 
kehrs auf dem Bheinstrom und« die rege Handelsvcrbindung rmt 
dem Oberrhein, mit Flandern und England eine Zeit hoher Blute 
herauf. Köln wurde durch die Gunst seiner Lage, den Reichtum, l^e- 
werbeneiß und Unternehmungsgeist seiner Bürger zum Mittelpunlct 
des westdeutschen Wirtschaftelebena und «im Stapelplate zwischen 
Kittefaneer und Nordsee. Papet Imumz IV. nennt 1247 die btadt 
„berühmt und herrlich, gemssermaßen einzig in deutsclien Lawlen 
wie sie durch Oröße. Adel und Macht andere Städte übertrifft . Um 
so schwerer hatten die Städte unter den unauüiörUchai Fdiden der 
Fürsten und der damit verbundeneii GewalttÄtiglseit und Unsicherheit 
der Straßen su leiden. Da das Reich ihnen keinen Schutz j^owahrte, 
viehnehr die mit dem Interregnum eingerissene allgemeine Anarclue 
daa Unwesen noch förderte, mußte sich der Gedanke an die orgamsierte 
Selbstlülfe von selbst aufdrängen. Er fand seine Verwiikhchung m 
dem rheiniachen Bund von 1264. dem Vorläufer der Hanse und der 
großen Städtebünde des 14. Jahrhunderts und «uglwch dem letaten 
Abglanz rheiniaclu r Städteherrlichkeit. _ ^ 

Die Anregung dazu war ausgegangen von den oberrhemisclien 
Städten, denen sich die übrigen deutaohen Städte W« nwdi Bremen, 
Regensbuig und Bern bald anschlössen. Dadurch, daß auch eine Keihe 
von Fürsten und Herren in den Bund eintrat, Bchien er sich zu einer 
lockeren poUtischen Vereinigung des Kheintales und der angrenzenden 
Gebiete auf föderalistischer Grundlage auszuwachsen. Sein ursprüng- 
liches Ziel war die Wahrung und Durchführung des Landfriedens und 
die Abschaffung der vielen zu Unrecht erhobenen und für den Handel un- 
erträglichrni Zölle War doch durch den ZcMlfiskalismus der Fürsten 
die Zahl der Zollstätten am Rhein seit dem Ende des 12. Jahrhundert» 
von 19 auf 32 gestiegen'. Der Bund wurde von König Wilhelm von 
Holland aneikannt und versuchte auch auf die Beichspolitik, namentlich 
auf die Konigswahl von 1257, einzuwirken. Aber diese politische Be- 
tätigung verschärfte den von Anfang an vorhandenen Gegensatz zwi- 
schen den Städten und den Fürsten, er und die unfertige Organisati<m 
ließen den Buhd aohnetl wieder zerfallen. Nur eine starke Zentral- 
gewalt h&tte die in ihm liegenden Kräfte zu einheitlicher, machtvoller 
Auswirkung zusammenfassen können. Ein auf sich selbst gesteU|eB 
Rheinland war schon damals zur Ohnmacht verurteilt. • 

Das Fehlen der Zentralgowalt machte sich je länger de sto my 
fühlbar. Die Kheinlande waren sich selbst überlassen. DenTylttW^ 
herren bot sich dadurch die nur su erwünschte Gelegenheit $^^9*fT. 



Hlu'iuischer Bund. Die rJieimschen Kurfüratea. 177 

sitz m)d ihre Rechte auf Kosten des Reiches atiszudehnen. 

Namentbch .dhrend des Inlerre.r.nmB ist auf diese We^sT^ 
8ch.er unübersehbare Zahl von Keichsgut und Reiclislehen !m 
Sie ubergegangea. Und die Machtlosigkeit der späteren Könige 
nutzten sie ax^, um von ihnen die Duldung, wenn nicht gar 
die formhche Bestätigung ihres eiger> mächtigen Vorgehens zu er- 
f"?f ''VroBsen. Das ,nlt vor allem von den En- 
_ J«M«tten, die als Mitgheder des sich jetzt heraushildei.den Kurfürsten- 
KoUegrams «nen ausschlaggebenden Einfluß auf die Reichspolitik «e- 
jvannen und ihr Wahkecht skrupelloe in den Dienst ihrer territorisL 
Interesseupohtik st<,llten. Durch den Stimmenkauf bei den KSniffS- 
wallen ist das Reiohsgut im Rheinland allmählirli verschwunden 

^ «wm Kreis der sieben Kurfürsten war das ge-samtrheinische Ge- 
biet doroh vier, die drei Erzbischöle und den Pfalzgrafen bei Rhein, 
vertreten, seit 1308 fanden die Tagungen des Kollegiums in der Begel 
in Khense statt, wo die Besitzungen der rheinischen Kurfürsten zosirai. 
menstießen — ein Beweis für die feste Verwurzelung und für die große 
Bedeutung der Rheinlande in der Reichsgeschicht«. Es ist nicht über- 
tneben. wenn man die rheinischen Kurfönten die eigentlichen ..Königs- 
macher des 13. und beginnenden 14. Jahrhunderts nennt. Ihre Ebhuld 
die unglückselige Doppehvahl von 1257. Während Arnold von 
Itier die Erhebung Alfons' von Kaatihen durchsetzte, hatte Richard 
▼on OomwalUs die Krone Konrad von Hoataden zu danken. Ihn 
vnesen die alten Beziehungen der welfisohen Partei zu den Anjou- 
i^lantagenets sowie die Handolsinteressen der Stadt Köln auf England, 
und der Preis, den der Brite ihm zahlen mußte, war nohen oinor reieh- 
üchen Handaalbe die Garantie für die erzbiscliofürho H. crrmonie am 
iNiedm-hein. Wie vorher Wilhehn von Holland, so war auch Richard 
an „Rhemlandskönig". Durch seine Fraigebigkeit und Konrads Untere 
Stützung erlangte er die Anerl.PTuiang der meisten rheinischen Fürsten 
und Städte, aber für eine wirkliche Königsherrschaft war diese Basis 
«tt kldn, zumal da der Brite nur besuchsweise im Reich erscliien. Nach- 
dem die .Mserloee Zeit" das Bdch an' den Rand der völligen Auf- 
lösung gebracht hatte, waren es wiederum die rheinischen Kuiffiisten, 
die sich als erste auf das Drängen der Kurie 1273 für eine Abhilfe 
aer unhaltbaren Zustände durch eine einiiellige Köm'gswalil verpfhch- 
tsten. Auf aner Tagung in Boppard kam im September auch eine 
»^migung über die Person Rudolfs von Habeburg zustande. Ihm 
mirde noch vor seiner Wahl die Wiedergewinnung des verschleu- 
derten Reichsgutes auferlegt, aber das im Besitz seiner Wähler befind- 
liche a,usdrücklich davon auagenommen. Sie dachten nicht daran, 
p ^1, euruokzuerstfttten und ihre Territorialpolitik dem 

Keichsinteresse unterzuordnen. Als König Rudolf erastlioh mit der 
..Revindikation" des Reichsgutes begann, stieß er gerade am Rhein 
und besonders bei Sifrid von Kölji auf heftigen Widerstand. Der Sieg, 
den der Habsburger an der Spitze eines großen Bmidcs 1282 über ihn 
«nrang, wiilcte nur so lange» er selbst am Rhein bUeb. 

<>M«IiMite dw BlnlBhadn. L IS 
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DaS s^ine Herrschaft hier nicht fest begründet war. zeipte bald 
darauf das Auftreten eines Betrügers, Dietrich Hol^schuh. mederdeutsch 
Tile Kolup genannt, der sich für den aus dem Morgenland «iiruck- 
gekehrten Kaiser Friedrich H. ausgab. Bei den aUenthalben verbreiteten 
Gerachten von einer Wiederkunft des volkstümlichen Staufen und 
bei der Unzufriedenlicit mit den Stcurrauflagen des Habsburgers fand 
er in den niederen Seliicliten des Bürgertums Glauben und Aiüiaug. 
Der Köhler Rat durchschaute ihn zwar und jagte ihn 1284 mit Schimpf 
und Schande aus dw Stadt. Er wandte aich nach dem auf Ko^n eifer- 
sficbtigen Neuß. wo er förmlich Hof hielt und nicht nur von den Burgeni , 
sondern auch von einzehien Herren anerkannt vrwrde. Kurfürst Sifnd 
ließ ihn zunächst gewähren nnd scliritt erst geeen ihn ein. ^er durch 
Anzettelungen mit der Stadt ^euß und der ÄbtisBin von Eeeeii Berne 
eigenen Kreise störte. Inzwischen war der falsche Friedrich mit dem 
gegen den König gerichteten Wetterauschen Städtebund m Verbmdung 
getreten, er verlegte seine Residenz nach Wetzlar und wurde dadurch 
für den Habsburger wirkUch gefährüch. Darum rückt« Rudolf 1285 
gegen ihn und nötigte auch Sifrid zur Heeresfolge. Die Stadt eigab 
sich und lieferte Kolup aus, der als Ketzer und Betrüger verbrannt 
wurde. Immer wieder erwies sich, daß, wenn der König am Rhein er- 
schien, er seinon WiUen auch durchsi tzon konnte. 1281 hatte er einen 
rheinischen Landfrieden erlassen, indes sein Einfluß dauerte nioht länger 
als seine Anwesenheit im Westen. Dem Limburger Erbfolgekneg hielt 
er sich völlig fem. Die Verlegung der königlichen Hausmaeht und 
damit des politischen Schu rrgewichts des Reiches nach Osten machte 
Üoh für die Rhoinlandc unheilvoll geltend. 

Der Eigennutz der rheinischen Kurfürsten verhinderte nach Ru- 
dolfs Tod eine ruhige Weiterentwicklung. Sie und in erster Linie der 
Kölner waren es, die gemeinsam mit Wenzel von Böhmen die Wahl 
von Rudolfs Sohn Albrecht hintertrirb. Ti imd statt seiner den gänzlich 
macht- und mittellosen Grafen Adolf von >iassau, den Waffengefährten 
Sifrids bei Worringen, auf den Schild eibobeni Alten Kurföisten mußte 
er ihre Stunme mit großen Zusagm und Versprechungen bezahlen, die 
weitgehendsten erlangte Kurköhi, dem er vor allem den Ersatz semer 
Verluste von Worringf-n verbürgte. Der Vertrag niixchte den neuen 
König geradezu zum Diener Sifrids, das Reich wäre, wie Lindner treffeiMl 
urteUt, zu cänem Zubehör der Köhier Kirche geworden. Selbst bäm 
besten Willen konnte Adolf seine Verheißungen nicht erfüllen; so kam es 
schon bald zum Bruch und .vi offenen Zusammenstößen. Sie verquickten 
sich mit dem französisch-englischen Krieg, in den neben den nieder- 
läadischeii Herren Köln und König Adolf selbst als Verböndete od«» 
richtiger gessgt, als Söldner Englands eingriffen. In diesen Jahren hat 
sich hier am Niederrhein der für die deutsche Geschichte so verhäng- 
nisvoll gewordene Brauch eingebürgert, daß die geklarnicn und geW- 
gierigen Fürsten gegen Pensionen in den ciuträgUcheu Dienst fremd* 
Mächte eintraten. Die rhemisohen Fürsten haben neb ment »of 
abschüssige Bahn begeben und ihren Standesgenossen im l^tahi^^J*^ 




Tile Külup. Adolf von Nateau. Eranzeieische Vowtoße. 179 

tosmiges Vorbild geliefert. Verschaffte sich England durch diese Ver. 
trage emen Fest andsdegen gegen Frankreich, so sicherten sich 

Gefolgschaft für ihre gegen daa Reich gl 
nchtete EroberungspohUk. Denn eben damals beganium sie. ihre Orenze 
m das ehemahge Loöiaringien voßiischieben. Der von Adolf erklärte 
Hnoh^kneg gegen Frankreich endete mit einer kläglichen Niederlage. 
D.e Olmmacht des Reiches in den Grenzlanden hatte sich in gerad1»a 
ej^chreckendcr We.se enthüllt. ..0 weh", klacrt ein Chronist .,ehe 
Uber das edle Römische Reich, das die Welt regieren sollte und schon 
zu unserer Zeit in solche Ärmlichkeit gesunken ist.« Hieran trug neben 
^!er Kanfhchkeit des elenden Nassauers der Partikularismus der rfaeini. 
, sehen Fürsten siin Teil Schuld. 

Als dann Albrecht I. nach seiner Wahl Verhandlungen über einen 
Ausgleicfa mit Frankreich eröffnete und sich 1299 zu einer Zusamnien- 
ttinft mit Philipp dem Schönen nach Qaatrevaux hei Vaucouleurs 
oegab. legten die geistlichen Kurfürsten gegen eine weitere Zerstäeke- 
lungdes Reiches öffentlich I>rotest ein. Si<« h^ -ründ^^ten ihn mit patrio- 
twdien Bedenken, aber der entscheidende Grund lag wiederum in 
egoistischer Interessenpolitik. Papst Bonifaz VIII. hatte sie aufge- 
stachelt, und zudem befürchteten sie von einem hahshwgisch-kape- 
tingi«chen Einvernehmen die Aufrichtung einer österreichischen Erb- 
monarchie im Reieh. Indes das nationale i\räntr]chen, das sie sich um- 
Jungen. machte sich sehr uiikungsvoil. Gefüssentlich wurde aus ihrem 
Lager die Verdächtigung ausgostrent» Alhrecht habe dem französischen 
Konjg in Quatrevaux das linke Rhehrafer abgetreten. Diese in die 
Gescliichts- und Kampfliteratiir li hergegangene Auffa.^sung ist heute 
widerlegt. Wahrscheinlich hat der Habsburger nur das Unke Maa^ufer 
preisgegeben. Obwohl er damit nach den Worten Fritz Kerns, dem 
wir diese FeststeUnng Terdaiiken, „ra'chls opferte, als was ohndiin vei^ 
loren war", war der deutsche König offenkundig vor Frankreich zurück- 
gewichen. Die französi.sche E.xpansionspohtik gm Osten hatte einen 
großen Erfolg aufzuweisen und zugleich einen Ansporn in ihrem Trachten 
nach der Rheingrenze erhalten. 

Eine willkommene Gelegenheit za weiterem Voidringen bot der 
J^wist Albrechts mit den rheinischen Kurfürsten. Er wurde noch ver- 
schärft, als der König nach dem Erlöschen des holländi.schen Grafen- 
hauses dessen Reiclislehen einzog. Die anwachsende habsburgische 
Hausmacht griff damit auch nach dem Niedenhein über. Im Oktober 
noo f=chlö8sen die Erzbischöfe ein Bündnis gegen ihn, besichtigten ihn 
cier Ermordung König Adolfs und .'sprachen ihm geradezu die Krone 
ab. Dadurch, daß Albrecht gemäü dem Nürnberger Landfrieden von 
1298 die Beseitigung aller widerrechtlichen Zölle mid die Rückgabe des 
Reichsgutes verlangte, gewann er wider sie die Unterstütarang der StSdte 
und der anderen rheinischen Territorialheiieii. In zweijährigem FeM- 
zwang er die Kurfürsten zur Unterwerfung und .Xu.sführung seiner 
Forderungen. Offenen Widerstand konnten sie ihm nicht mehr leisten, 
aber sie verharrten in der Opposition und hörten willig auf die Lockungen 
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des Franzoat'iiköiiigs, drr mit dem Kaiser wieder verfallen war Und seit 
der Katitstroplu- lionifaz' VIII. mit drm na(;h Frankreich übecgesiedelton 
Papsttum in engstem EiiivonieluiKU stand. 

Gerade in dieser Zeit haben die Kronjuristeu Philipps des Schönen 
eine f&mlichd „Technik der Machterweitening^' ausgebildet, deren tf e- 
thoden der inneren Politik entnommen waren. Bis auf die Gegenwart 
sind fio für Frankreieh mufiterirnlf i'j geblieb«!n. D'in wicht i(i-it(? Mittel 
A\ arr'u die Allianz- und Pensi<)Il^? vertrage, denn ihnen konnte die naoh- 
gi lade sprichwörtlich gewordene BegehrUclikoit der westdeutschen 
Fürsten nicht widerstehen. Die im 19. Jahrhundert sogenannte fünfle 
Waffe Frankreichs, das Kapital, erwies sich schon damals als äußerst 
wirksam. Für Landlehen ixler Ooldrenten wurden dfilsche Fürsten 
zu VasaUen der Krone Frankreich und durihl<K ln'rtcn damit das 
Lehnssystcui, den Zusammoiüialt und die Wehr Verfassung Deutsch- 
lands. Eine ganze Kette solcher Abmachungen schlang sich um den 
Westen des Reiches, und die Abhängigkeit des A\ i lth' ner Papsttums v^on 
Paris verschaffte dem König jetzt auch FinfluB auf die Hesetsung der 
rheinischen Bistümer. Kurz nacheinander ( i;305 und 1307) gelangten fran- 
zösische Kreaturen auf die Stühle von Köln und Trier. Beide, Heinrich 
von Virneburg und Balduin von Lütaselburg, gelobten ihrem „Wohll&ter'* 
Philipp stete Treue, „angenommen dieTreviepf licht gegen das Römische 
Reich, seinen Verweser und gegen unsere Kirche". Und auch der dritte 
rheini-sche Erzbischof und Erzkanzler des Reiches, Peter Aspelt von 
Mainz, war ein Vertrauensmann des Kapetingers. . So hatte dieser zwei, 
wenn nicht drei Kurffirsten des Reiches und eine Reihe kleinerer Herrm, 
in der Tausche. Ein erster Rheinbund schien gegründet, und die Früchte 
dieser Politik wollte der König ernten, ais die Ermordung Albreohta I. 
1308 den Kaiserthron erledigte. 

Bereits 1272 iiatte ihn Karl von Ai\jou für seinen Neffen, Phihpp III. 
von Frankreich» zu erringen versucht, jetzt schlug PhiUpp der Schdne 
mit fast unanständiger Eile den Kurfürst en seinen Bruder Karl von Valois 
als geeignetsten Kandidaten vor. Jedoch mußte er schon die T'^ fuhrung 
machen, daß die deutschen Fürsten seine JahrgekUr und Pfriinden, 
gerne aimahmen, aber ihre Libertät nicht gegen das französisclie Joch 
eintauschen wollten. Von den Freunden am Rhein zeigte sich bloß 
Heiinicli von Köln geneigt, die beid« n anderen lehnten unzweideutig 
ab. Am 27. Novemln r 13ns \\ urde (iraf Heinrich von Lützelburg, der 
Bruder Kurfürst Balduins, zum deutschen König erwählt. Die Nieder- 
lage war für Philipp den Schönen um so cmpfindhcher, als ein west- 
deutscher Fürst und noch dazu ein in Frankreich erzogener Vasall 
seiner Krone seinen Bruder ausgesUxihen hatte. Die Herrschaft Hein- 
richs VII. erhob sich auf rheinisch -huharingischer Basis. Aber sie 
bewies, wie liundeit Jahr<' später die Regierung Ruprechts von der 
Pfalz, dali das deut«ciie Königtum einer geschlossenen Hausmacht 
nicht mehr entbehren konnte, und eine solche Ueß sieh in den zerrissenen, 
von geistlichen Staaten durchsetzten Rheinlanden lücht errichten. Auch 
die Lützelbuiger Kaiser haben sie im Osten des Reiches, in Böhmen. 
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begründet. Frankreich hatte den Bogen üherspannt. Die Wahl von 
1308 hat seine Expansion ins Stocken gebracht, und der heraufziehende 
große Krieg mit £ngland lenkte es bald für ein Jalirhundert von seiner 
Ostgrenae ab. 

Hatte das Zusammengehen der geistlichen Kurfürsten die Königs- 
wahlen von 1273, 1292 und 1308 entschieden, so führte ihr Z^nespalt 
nach dem frühen Tude Heinrichs VII. abermals zu einer Doppelwahl. 
i^ttkTMid Mainz und Trier nmarchst für Henrichs Sohn. Johann von 
Böhmen, and, als dch die Au8dchtidosi|^eit seiner Kandidatur heraus- 
stellte, für Ludwig von Bayern eintraten, verkaufte Heinrich von Virne- 
burg seine Stinuno unt<>r gera^le/n schamlosen Bedingungen au Friedrich 
den Schönen von Osterreich. Da auch seine niederrheinischen Gegner, 
besonders Jülich und die Stadt Kttln, im bayerischen Lager standen, 
schlössen sich dem Kampf der Könige neu(> Fehden am Rhein an. 
Es war ein geschickter Schachzug König Ludwig.s, durch die Erneuerung 
des Landfrieden<fbundcs 711 Bacharach und die Aufhebung aller Rhein- 
aöUe die rheinischen Stiuiie zu sich herüberzuziehen imd seinem König- 
tum damit eine Stütee in den Rheinlanden zu gewinnen. Gegenüber 
dieser Übermacht mußte sich der in seiner Fi l'.rühl belagerte Kur- 
fürst Heinrich einem für ihn ungünstigen Schiedi*spruch unterwerfen, 
vor einer völligen Niederlage bewahrte ihn die Vermittlung Balduins 
von Trier. 

Dieser Lützelburger, der 1307 als 22)ähriger den Trierer Stoht 
bestiegen hatt<? und zu seinem Er/Vistuni ^p;iter noch Mainz, Speyer 
und kurze Zeit Worms verwaltete, hat nicht nur in (l» r r)i(>inischen, 
sondern in der gesamtdeutschen Ge>ehichte der ersten Hälfte dc.'j 14. Jahr- 
hunderts eine alle seine Standc^genossen überragende Stellung einge- 
nommen. Eine gleichzeitige C9m>^ sagt von ihm: ,.Der war ein kleiner 
Maim und tat doch grofia Taten cxb r AVerke." Gleich ausgezeichnet 
als Organisator, Kriegsmann und l*t)Utiker verrinitrte er mit einer 
zähen Energie nüchternen Geschäftesiiui und malivulle Bcsuimenheit. 
Als Diplomat bewährte w sich tror allem dvrdi den Btaatsmaimischen 
Blick für das Mögliche und Erreichbare. Sein Erzstift hat er muster- 
haft regiert, ihm die Einteilung in da.'^ Ober- und Unterstift gegeben 
und e.s durch die Erwerbung der wichtigen Rheinplätze Boppard imd 
Oberweael vergrößert; die Autonomiebestrebungeii der Stadt Trier 
konnte freilich auch er nicht unterdrücken. Aus den franzödaohen 
Banden hat er sich schnell wieder gelfist. Wie 1306 verntelte er auch 
späterhin kapetingische Kaisergelüste, trotz seiner nahen Beziehungen 
zum Pariser Hof fühlte er sich hN d>'ut.schcr Kcichsfürst und behauptete 
auch von Avignon seine Unahliäugigkeit. Das große Ansehen, das er 
überid] genoB, machte ihn zum geeigneten Vermittler in allen politischen 
und klrohenpolitischen Verwicklungen. Es gelang ihm, die Rheinlande 
aus den inneren Kämpfen des Reiches herauszuziehen luid ihnen im 
Einvernehmen nnt den mächtigeren Fürsten den Frieden zu sichern. 
Die letzt« und stärkste Triebfeder seines Handelns war allerdings das 
Interesse des Hauses Lfitsseiburg. Deesen Aufschwung ist im wesent- 
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liehen ihm zu vcrdaukni. Wie 1308 seinem Brudtr, hat er 1346 seillMIk 
Großiuffcn Karl TV. den Weg zum Kaiserthrou gebahnt. 

Baldum und der starken kaiserüchen Partei am Niederrheiu ist 
es siizttschreiben, daß die Rbeinlande jeHt nochmals in den Vorder- 
gmnd der doutschen Ces( hichte rückten. Auf rheinischem Boden 
schlössen sich I33s (hv. Kurfürsten des Reiches zu dem Kurv^erein von 
Rhenso ziiBamnien und beantworteten die päpstlichen Vo^^5töße gegen 
ihr Wahlrecht mit dem berülirateii Weistum, daß schon iiire Wahl dem 
König alle Regierungsrechte im Rei<^e übertrage und er dazu keinerlei 
A])prohation des Papstes bedürfe. Indes die nationale Erregung, die 
sich in dieser Erkläning kundtat, verflog schnell Avieder, und f licn^o 
rasch w'urde die Einheit der Fürsten durch ihre (Jogetisätze und Sonder- 
intcresseii gesprengt. Sie boten auch dem Ausland stets aufs neue 
eine Handhabe, um sidi in die innerdeutsohea Angelegenheiten dnzu- 
mischen und fOr seine Zwecke die ^nzebien Fürsten gegeneinander 
auss&uspielen. 

In dem engliscli-französisclien Krieir fanden beide Teile unter 
ihnen immer wieder dienstwillige Verbündete und Söldlinge. In 
der Sobladit yon Cr6ci (1346) fiel Johann von Böhmen auf fran- 
zÖsischer Seite, sein soeben zum deutschen Köm'g gewählter Sohn Karl 
wurde verwundet. Aber bei den niederrheinisclicn Herren liefen jetzt 
die mit Ludwig dem Rayern alliierten Briteti ihrem Gegner den Rang 
ab. Wenn zu Beginn des Jahrhunderts die Rheinlaude zu einer fran- 
zosischen Interessensphäre herabzu«nken drohten, so sehienen sie nun- 
mehr dem englischen Einfluß anheimzufallen. Als König Eduard III. 
1338 zu einer Begegnung mit dem Kaiser den Rhein hinaufzog, wurde 
er überall, zumal in Köln, freudig begrüßt. Seine Zusammenkunft 
mit Ludwig in Koblenz rief die Erinnerung an die glänzenden 
Beichstage der Stanfer wach. Ab«r unter der festlich«! Sdiale 
verbarg sich ein recht geachäftUoher Kern. Den StSdten Köhl und 
Aachen wurden ihre alten HandclspriWlegi^ in England erneuert 
und erweit^'rt, und seinen fürstlichen Verbündeten verhieß der 
König ungeheure Summen, mehr als anderthalb Millionen Floren- 
tiner Goldgulden. Sie mußten frdilioh durch Anleihen und andere 
TraDsaktionen in den rheinischen Städten gedeckt werden. Um seinen 
Versprechungen nachzukommen, sah sich Eduard sogar genötigt, die 
mitgebrachlc cn^Usche Königskrone an Kurfürst Balduin von Trier 
und die Krone seiner GemahUn in Köln zu verpfänden. Erst nach Jah- 
ren löste er sie wieder ein, nachdem seine Gläubiger schließlich mit dem 
Verkauf der Kleinodien gedroht hatten. Im Gegensatz zu den Anknüpf' 
ungen mit IVankreich bedeutete indessen diese Verbindung mit dem 
Inselstaat keine ernstliche Gefahr für den Westendes Reiches. Denn ob- 
wohl der Kaiser seinem englischen Schwager in Koblenz das Reichs- 
▼ikariat in den niederrheinischen Landen abwärts Köln übertrug und 
der Gedanke laut wurde» er soUe zu seinmi Ounsteai auf das Kaisertum 
verzichten, eine Annexion oder eine dauernde »«friedliche Durchdringung" 
Reitens Englands war damals wegen edner geographisoheu Lage und der 
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ganz anders grrichteten Ziele der Planta«enetB nioht za beffindxten. 
/udem u urdon sie wie dio Franaoaen bald völlig durah ihren Hundert- 

jahngen Krieg gefesselt. 

^ Diese Bindung der Westmächte war für die Rhemlande um so 
gunstiger, als seit Karl IV. das Sohwergewioht des Reiches dauernd 
m den Osten verlegt wurde. Zwar haben Karl IV. und sein Sohn 
Wenzel wiederholt Landfriedensordnun^en für die Rheinlande erlassen 
mdes sie wurden wenig beachtet. Das von Albrecht I. zeitweihg zurüek- 
gewwmwie Reichsgut ging endgültig an die Territorialherren verloren. 
Die Rheinlande büfien die sentrale SteUung in der RdchspoUtik ein 
und werden immer mehr an die Peripherie gedrängt. Der Einungs- 
geaanke. wie ihn der rheinisehe Bund von 1254 vertreten hatte, lebte 
»WM bei den Städten fort, aber auch sie benutzten ihn für ihre Sonder- 
interaasen. Die große Bewegung der süddeutschen Städtebünde griff 
nur bis \\'etzlar und zur Wetterau, die rheinischen Stidte Köhl. Ihiis- 
ourg Wesol, Emmerich gehörten der Hanse an. Köhl war Vorort der 
westhchen Gruppe, in seinen Mauern fand 1367 ein allgemeiner Hanse- 
tag statt. In dem großen Kuciienschisma waren die Rheinlande im 
wesenthchen einig, mit ganz Deutschland erkannten sie den römischen 
l^apst an und hielten an der römischen Obedienz fest. Jedoch sonst 
kann von einer Einheitsfront gegenüber den belierrschenden deutschen 
und internationalen Fragen nach wie vor keine Rede sein. Jeder Fürst 
jagte lediglich seinem eigenen Vorteil nach und widmete sich der 
Vergrößerung und Konsoh'diening seines Gebietes. Daraus erklärt sich 
üei- häufige Parteiwechsol in den Thronstreitigkeiten und in den kirchon- 
politischen Wirren. Der Kampf aller gegen alle tobte weiter, in dem 
Wir hier nicht alle Einzelheiten, sondern bloß die großen Richtlinien 
aofdeoken können. 

Am Niederrhein stand er noch immer im Zeichen des Gegensätze« 
zwischen Kurköhi und den benachbarten weltli^ea Territorien. Die 
Erzbischöfe hatten ihren SuprematiepKinen keineswegs entsagt. 1368 
gelang es ihnen, die Grafscliaft Arnsberg durch einen Scheinkauf von 
dem letzten Grafen zu erwerben und dadurah das Herzogtum West- 
falen günstig abzurunden. Das Haupt der Gegenpartei war .um die 
Mitte des 14. Jahrhunderts wiederum das Haus Jühch, das in dem 
t^rafen Wilhelm V. (1328—1361) abermals einen Fürsten von bedeu- 
tenden politischen Fähigkeiten hervorbrachte. Sowohl mit Ludwig deui 
Bayern wie mitKönig Eduard HI. von England verschwägert, hat er auch 
m der europäischen Politik eine Rolle gespielt Anfangs französischer i , 

iensionär, wurde er in den dreißiger Jahren geradezu die Seele der 
«ngliflchen Partei im Keich, das Bündnis zwischen d en VV'ittelsbachcrn 
«nd Plantagenete war groBenteOs sain Werk. Der König, dem er zwei- 
mal gegen die Schotten zu Hilfe zog. belohnte ihn nioht nur mit einem : j, 

stattlichen Jahrgeld, 1340 machte er ihn sogar zum Pair von England 
mit dem Titel eines Grafen von Cambridge. Aber Wilhelm war zu 
•dir Realpohtiker, um sich hierdurch zu einer uferlosen Abenteurerpohtik 
^''Bcföhren zu lassen. Wie die Freundschaft mit England nur eine Karte 
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in Kfiiinn Spiel war, so zielt« seine ganze Tätigkeit auf die Mehrutig 
ueiuer Macht, für die er die Abwandlungen der europäischen Kon- 
stellation traICliqh aosauniitatmi veertand. 1336 verlieh ihm Kaiser Did- 
wig zum Dank f fir seine Dienste die Würde emes Markgrafen von Jülich 

und übortarug ihm die Erbümtcr des TnidiseO, Marschalls, Schenken 
und Kämmerers, folgte» die Erhebung seines Landes 7Aim Herzog- 

tum. Gleichzeitig bcheuktc ihm der Kaiser Sinzig mit Remagen, durch 
die Erwerbung der Lehnshoheit über die Qrafechaf t Neuenahr bermtete 
Wilhelm deren späteren Anfall vor. Schon 1332 hatte er durch rasches 
Zttgr^en, durch eine pers&diehe Reise nach Avignmi, die Beförderung 
seines in Frankreieh er7ncT(>nen RniderR Walram mm Entbischof von 
Köhl durehgesetzt und damit auch die kurkölnische i^oUtik bis zu dessen 
Tod (1349) vor seinen Wagen gespannt. 

Noch gr&ßere Aussichten ero^eten sich seinem Geschlecht durch 
die Heirat sein^'s ältesten Sohneft Gerhard mit Margarete, der Erbin 
von Beff: hihI Ravensberg. B<Tf'i<s 1336 erteilte Ludwig der Bayer 
(Jerhard die Anwartschaft auf die Lande und die zugehörigen Reichs- 
pfandschaf ten, 1346 fiel Ravensberg, zwei Jahre später Berg ihm zu. 
Zu einer Vereinigung von Jülidi und Berg ist es indessen dwkals noch 
nicht gekommen. Die patrimoniale St*aat.sauffassang, die in den landes* 
herrliehen Rechten einen (» illtaren Farnilienbesitz und in den Neu- 
erwerbungen ein Mittel zurVcr.sorgung jüngerer Söhne erblickte, herrschte 
ja damals in allen deutschen Fürsteuliäuaern vor. Nach WiUielms Tod 
folgte ihm in den jütiohschen Gebieten sein gleichnamiger zweiter 
Sohn, Herzog Wilhelm IL, der an staatsmännischer Begabung weit 
hinter dem Vater zurückstand. Er war vermählt mit Maria von Geldern, 
einer der Halbschwesterr. des 1371 verstorVjcnen letzten Herzogs. 
Schon längst hatte er sein Auge auf das reiche Erbe gerichtet, es kam 
ihm sustattm, daß der Bruder Kaiser Karls IV., Wmzel von Brabant, 
in einer Fehde iT\ seine Gefangenschaft geriet. Als Lösegeld für ihn 
verlieh der Kaiser 1373 W ilhelms ältestem Sohn das Herzogtum Geldern 
und übertrug dem Vater die vormundschaftliche Recierung Die 
übrigen Prätendenten uml Parteien im Lande fochten diese Entscheidung 
an, erst nach langem Streit gaben sie nach. Wilhelm III. vereinigte 
Uiich seines Vaters Ablelxn (1393) Geldern und Jfilioh in seiner Hand. 
Die herfrisehe Linie schaute dem Aufstieg der jün^'^ren eifcrf^üchtic; /n, 
in den Feiiden um Geldern ergriff sie offen gegen die Vettern Partei 
und zwang sie 1376 zur Abtretung von Sinzig und Breisig. 1380 er- 
langte sie von K6aig Wenzel die l^ebung der Grafschaft Berg zum 
Herzogtum. Vald darauf unternommene Versuch, Erbansprüohe 
auf das Herzogtum Rar in Li *th ringen mit Waffengewalt duTchzuseteen, 
endete mit einem völligen Mißerfolg. 

Es ist ein merkwürdiges Spiel des Zufalls, daß ungefähr gleich- 
zettig nut Belg und Geldern 1968 noch ein drittes niederrheiniisches 
Dynastenhaus im Mannesstamme erlosch, die Grafen von Kleve. Auch 
hier bekämpften sicli ittfolgr des Fehlens eines festen Erbrechtes mehrere 
Anwärter. Korköln benutzte die Gelegenheit, das Land an sich zu 
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reißen, indem es seinen alten, freilich fragwürdigen Anspruch auf die 
Lehnshoheit wieder hervorholte. Sieger blieb schließUch Adolf von 
der Mark, der mütterücheraeits ein Enkel de3 voiletztcu Grafen war 
und wegen dieser Erbschaft auf den ihm kure zuvor abertoagaaen 
Kölner Erzstnhl verrichtet liatte. Es ist beachtenswert, daß in dem 
Thronstreit die klevischen Städte, die unter den Landftänden damals 
die Führung hatten, für Adolf den Ausschlag gaben. Das märkische 
Graf eiilmus entstammte dem Geschlecht der Grafen von Berg, daa, in 
deinem Hauptzweig ausgestorben und in seinem Stammland durch die 
jfilichsche Dynastie abgelost, nur noch in dt-r jünccron Linie fortlebte 
und einor großen Zukunft entgegenging. Wir- dir Jiilichcr. spalteten 
sich auch die ^lärkcr in zwei Linien, nicht Adolf, sondern sein älterer 
Bruder Engelbert war regierender Graf in der Mark. Nach dessen kinder- 
losem Tod vereinigte Adolf kurze Zeit Kleve und Mark. teilt<> sie aber 
wieder unter seine eigenen SShne. Erst nach der Soestcr Fehde erhieUen 
die Lande einen gemeinsamen Herrscher, indes blirb die Union auf 
seine Person bescliränkt. Gegen eine engere Veri)iudung wehrte sieh 
in beiden Gebieten der Partiknlarismus der Stande. 

Damit hatten die Märker vor allen ihren Rivalen, auch vor den 
noch in zwei Zweige zerfallenden Jülichern, oiiu-ii frheblichen Vor- 
sprung erlangt. Sic waren jetzt die niäehtigston 'rerritorialherreii in 
den niederrhcinisch-westfäUschen Gebieten. Ihr Besitz erstreokte mch, 
nur von den Abteien Essen und Werden and dem kölnischen Reckling- 
hauaen unterbrochen, von der Maas bis tief in das lippe-, Ruhr- und 
Lennetalhinein. Warm sie bisher von ei üPi IJmklammerung durch Kurköln 
bedroht gewesen, so wuchbeu sie sich nun zu einer Gefalir für das Erz- 
stift aus. Von 1363 bis 1369 besetzte ihr Haus den Kölner Stuhl, gleich- 
zettig hatte es em halbes Jahrhundert hindurch auch das Bistum liittich 
inne und damit in die Flanke von Köln und Jülich übergegriffen. Das 
Streben nach Umfassung der Nebenbuhler tritt in der rbeinischea 
Territorialgeschichte immer wieder hervor. 

Es ist kein Wunder, daß ihr Aufoteigen bei den Nachbarn Miß- 
gunst und Feindschaft erweckte, vor allem ba den von ihnen in Ost 
und Nord eingeschlossenen HcT/.fi^en von Berg 7\vi?f !ien den beiden 
Dynastien entbrannte jetzt der Kampf um die Suprematie am Nieder- 
rhein. Hierin liegt der Grund zu der Fehde von 1397; den äußecen An- 
laß bot ein Familtenstreit um eine Rente ans dem Kaiserswerther Zoll. 
Herzog Wilhelm von Berg fiel in das Klevische ein, wurde aber am 
Kleverhamm, einem Fruchtfeld zwisichen der Stadt Kleve und dem 
Rhein, aufs Haupt geschlagen und mit seinen Rittern und Reisigen ge- 
fangen genommen. Als Lösegeld mußte er seinem Beaieger Sinzig* 
Retnagen und andere Plätze verpfänden; damals fielen auch Emmerich 
und die Herrschaft Ravenstein an der Maas endgültig an Kleve. 
Eine Familien Verbindung besiegelte den Frieden und die Ver.söhuuug 
dCT beiden Häuser, der poUtische Gegensatz zwischen ihnen beataaöio 
jedoch unyennindert fort. 

Die mit der Schkoht von Worringen eingeleitete EotwiddNki.Vt' 
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iila^rlt' t"i nur insofern zu einem Abschluß 

«Ä "^^^^''^gf^"^^^^ «t'^ll^ng am Kiederrhein immer 

mebr an die wfstrebendeii weltlichen Staaten verloren hatte und diese 
jetet in der Hand zweier Geeohlechter vereinigt waren Welches vm! 
|hnen schließlich die VorhertBchaft erringen wi^e. Keß sich ,!?cH ^ 
aussagen. Das Übergewicht, das bis um 1370 die Jtilicher besessen * 
T n V'^ * seitdem von den Kleve-Märlo-, r, str.itirr gemacht 
in auen Temtonen hatten die Stände einen steigenden Einfluß auf die 
K^erung gewonnen. Wie das Beispiel der klevischen Städte zeigt, fiel 

wörf .^P ^^"T'^rT",""^ Thronkämpfen ein entecheilendes 
Wort zu. Gogcnuher der fnrstlic.hen Hauspolitik konnten sie die Inter- 
CBsen des Landes vertreten, waren aber auch rk-r Sitz des Pnrtikularismus 
_ ■UasReichgriffindierheinischenVeiiialtais.senichtmelirein. Lifolge 
^er unheimlich zunehmenden Zersetzung und Ohnmacht bot es den 
Khomlanden gegen äußere Gefahren nur noch einen sehr fragwürdigen 
Kuckliait Und das war umso verhängnisvoller, als sich gerade damals 
ttioüt an Ihren Grenzen ein neuer Feind erhob und drohend an ihre Tore 
poente. 

Zweftes Kaptfel (1400-1521). 

Das burgundische Iteich. - Geldrischer Erbfolgestreit von 1423. - Diet- 
sSLteÄn'^ Kupföfst von Köln und sein Gegensatz zu Ivleve-MaS- 
A Z- kirchenpolitischen Kämpfe «m Niederrhein. - Karl 
k2L5^u® T"* f Annexion GoJdenia. - Der Neußer Kri«. - Die aüd- 
hehen Rheinlande. - Frankreichs Bheingelüste, BesUtutiSn Kwb von 
Geldern. - Vereinigung von Julicb-Berg mit Kleve-Mark. 

• ^ I ' 

Seit dem Aussterben der deutechen Karolinger betrachteten sich 
fiie französischen Könige als die aUeinberechtigten Erben Karte des 

(^.roiJen und sonies Frankenreiches. Da im Sprachgebrauch Frankreich 
dem alten Gallien gleichgesetzt wurde, galt der Rhein nicht nur als 
Oie „naturÜche", sondern auch als die historisch begründet« Ostgrenze 
Frankreichs. Auf die großen Vorstoße der Ausdehnungspolitik unter 
»uihpp August und Philipp dem Schönen folgte im 14. Jahrhundert 
(lie schwere Krise der englischen Kriege. Die Expansion Frankreichs 
kam zum Stillstand, sein Einfluß konnte sicli nicht durclisetzen. 
Obgleich die Kapetinger jetzt nicht daran denken konnten, den ver- 
meintlichen Anspruch sn verwirkUohen. fallen h'eßen sie ihn trotz 
aller ^,cderlagen nicht. In einem Handelsprivileg für die Kaiser- ■,' 
^«dt Aachen, nach der sie bosrinders begehrHch schioltcn, gowährte 
König Karl V. 1369 den Aachener Bürgern in Frankreich Zoll- 'j 
treiheit, „gleich als wenn sie wSren oder wie sie sind Einwoimer und 1,,'. 
l^ntertanen unseres Königreiches". Eine unmittelbaro Bedrohung ffir . IV 

die Zugehörigkeit der Rheinlande zum deutschen Reich erwuchs freilich 
IR ^^^^^ weniger als früher. Sie entstand erst zu Beginn des 
15. Jahrhunderts, als sich in den westlichen Gebieten des alten Lotha- 
nngien, die bisher die Rheinlande und Frankreich getrennt hatten/ 
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unter einer Nebenlinie des französischen Hesrrecherhauscs ein großer, 
macht gelMeteiider und innerlich gesohloeaener Staat bildete« das Her» 
zogturii Burgund. 

1363 iiattc König Johann der Gute von Frankreich seinem dritten 
Sohn Philipp dem Kähnen das erledigte Kronlehen Burgund ▼«rliehen. 
Seine Gemahlin brachte ihm dazu das reiche flandriBclie Erbe ein, 
außer der Grafschaft Flandern mit Antwerpen und Mecheln das Artois, 
Nevers, lietln'l und die Frt ipjrafsrhaft Burgund. Philipp war gleichzeitig 
Vasall des französischen wie des deutschen Königs, und die Schwäche 
beider nuteten er und seineNaehfolger geschickt aus, um ihren Hausbesits 
auf beider Kosten zu vergrößern und ihn zu einem selbständigen z(>u- 
tralisierten Staat. auszubauen. Nachdein sie fast die g ui7.pn Xif^di rlande 
und dureh einen Vertrag mit EHsabeth von Görlitz, der Eiüa'lin Kaiser 
Karls IV., auch die Grafschaft Lützelburg erworben hatten, schien es 
nicht unrndglich, zwischen Flandern und der FrefgrafBchaft eine t«rn- 
toriale Brücke zu sc lilagen und die ganzMi dazwischenliegenden Gebiete 
mit ihtifn zu einem Einheitsreich zusammenzufassen. Ja, der schranken- 
lose E!it <^'eiz der Herzötie stt'< kte sich noch höhere Ziele. Bereits Philipps 
des Küiuien Enkel, Philipp der Gute (1419 — 1467), der „grolie Herzog 
des Westens", erstrebte nichts Geringeres als die Wiederherstellung 
Lotharingien.s in seinem gatusen ITmiang, die Erhebung zum Könige 
reich und, als letzte Zukunftsperspektive und Krönung des Werkes, 
den Gewinn des Kaisertums fvir sein Geschletht. Die Grenzen dieses 
Großburgund sollten bis zur Weser vorgeschoben wertlen, die nordvveat- 
dentsohen Territorien Geldern, Kleve, MSrs, JtUich, Berg und Hark 
als liehen in ihm aufgehen. Der Plan, den er in aller Form 1447/48 
Kaiser Friedrich III. unterbreiten ließ, lief also auf eine Mediatisierung 
der niederrheinisch-westfälischen Gebiete hinaus. Der Habsburger war 
bereit, ihm den Königstitel für Brabant zuzugestelicn und ihm Holland 
und Sedand zu opfern, aber die übrigen Vorschläge lehnte er mit Be- 
rufung auf seine Königspflioht ab. Philipp verzichtete indes nicht dar« 
auf, und die Lage am Niederrhein eröffnete ihm die Aussicht, sein Vor- 
haben trotz des kaiserlichen Widerspruches doch noch durchzusetzen. 

Denn hier führte der Beginn des 15. Jahrhunderts stürmische 
Zeiten herauf, die fortwährenden Erbefreitigkeiten ließen die Lande 
nicht zur Ruhe kommen. 1423 starb d^ Utero, in Jülich und Geldern 
regierende Zweig des bergischen Hauses mit Reinald IV. aus. Das 
Herzogtum Jülich fiel Herzog Adolf von Ber^' zu, der sich mit .seinem 
Vetter Johann von Heinsberg in die Einkünfte teilte. Seitdem sind 
Jülidi und Berg nicht mehr getrennt worden. Die anfanglidie Per- 
sonalunion verdichtete sidi allm&hlich zu «ner inneren Verschmelzung 
der Gebiete, nur die landständische Verfassung, das Lehns-, Gerichts- 
und Finanzwesen blieben zunächst gesondert. geldriseben Stände 
dagegen wollten ihre Selbständigkeit nicht vcrheren und huldigten 
deshidb dem Grafen Arnold von Egmond, dessen Grofimutter die ein- 
zige Schwester Ronalds IV. gewesen war. Zustatten kam ihm, daß 
bisher in dem Herzogtum das Beoht der weiblichen Erbf o^ gehenseht 
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hatte Da Adolf von Berg das Herzogtum Geldern nicht preisgab 
Arno d von Eg,no„d auch auf Jülic-l. Aiisprüche erl.ob. ..thrZte 
zwischen ilm^i e.iie heftige. Jahrzelmto sich hinziehende Felule die 
nach mRnnigfiichen WechselföUen und einem bergischen Sieg hol 
Lnjn.ch 1445 mit einem Vergleich beendet wuide. i&nold behauptet^ 
(..Idern. vorzu hfet. auf Jiilirh. aber nicht auf den Titel eines He^o^ 
von JuUc}^ wonuu-. sich neue Reibungen zwischen den beiden Dynastie 

?^h^ n ' ^"'"tSJ" w«« " ^^^'^ ^'^^ ^""»«'^ Herzog 
r n ^n-™ ^ dem Vorbild des burgundischen 

Goldenen \niesse.s den Hubertuaoitien. der über Pfalz-Neuburg im 

1». Jahrhundert nach l^ayern verpflanzt worden ist. 

v^"-^^" J^^'^"'*^^"^" Erhfolgestreit ^triffen natürlich auch die be- 
naohbarton Fürsten ein, aUeu voran Kurköhi und Kleve-Mark Wie 
«le sich hier in feindlichen Heerlagern gegenüberstanden, so wurden 
ffle jetzt die beiden Gegenpole in dem Kampf am die Vorh«rrachaffe 
am AiedcTrhcn. Ihr Gegensatz zog all,, anderen ZwistiAeiten in seine 
Kreise Lr verflocht sich mit dem Kampf der Städto gegen die Fürsten, 
«er weltlichen Temtonen gegen die geistliche Gerichtsbarkeit des Erz- 
«aflee, mit dem Streit zwischen Papsttum und KonzU. In dem 
Kingen z^v ir. Iicn Köln und Kleve-Mark spiegeln sich alle Fragen und 
t'roblemo wider, die in dieser Periode die Rri,-I,s,M>litik beschäftigton. 

Hatten die Erzbischöfc sclion im 14. JahrhuiKk it mit der Er- 
werbung von Amsbeig und dem gescheiterten Vereuch auf Kleve einen 
neuen Vorstoß aur Erringung der Suprematie im deutschen Nordwesten 
«ntemommon. so lenkte dm- 1414 nach einer zwiespältigen Wahl zur 
Kegierung gelangte Erzbischof Dietrich von Mörs völlig in dir Bahnen 
der alten Eroberungspohl ik ein. Er wollte die Entwicklung der letzten 
hundert Jahn» rückgängig machen, die weltlichen Territorien von der 
^rstjcgenen Höhe stürzen und wieder in die AbhSngigkeit vom Kölner 
btuhl zwingen. Enea Silvio, der spätere Papst Pius IL. nennt ihn 
,,von allen deutschen Fürsten vielleicht den ersten seiner Zeit". Das 
Lob ist sicherlicb übertrieben, demi bei aller Entschlossenheit und Tat- 
kraft mangelte Dietrich die für emen Staatsmann unerlaBUohe Kunst 
des Maßhaltens und die Stetigkeit. Bei ihm verbanden sich mit dem ' 
traditionellen Kölner Ehrgeiz die Sonderinteressen seines Geschlechtes. 
Inn durstete danach, das bisher nur eine bescheidene St( lUmg ge- 
niefiende Haus KÖrs fiber alle anderen zu erheben und ihm die Hege- 
mome am Niederrhein zu sichern. Zu der Gra&chaft Mors hatte er 
von semer Mutter die Herrschaft Saar« erden geerbt, seinem jüngsten 
^"^ff jerschaffte er durch seinen Einfluß die Bistümer Münster utid 
Osnabrück, einem anderen wenigstens einen Teil des ütrechter Stiftes. 
Zur Abrundung seines Herzogtums Westfalen bemühte er sich jalire- 
«ng. allerdmgs vergebhch. d« in Bistum Paderborn die Selbständigkeit 
«u nehmen und es dem Erzstift einzuverleiben. Um dieses und die 
Westfälischen Besitzungen in einen unmittelbaren Zusammenhang zu 
bnngen und den Plan des geschlossenen Kölner Einheitsstaates endÜch 
«ti verwirklichen, bewog er 1451 seinen Großne^. den Herzog Gerw 
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hard II. von Jülich und B«rg. für den Fall seines kinderlosen Todes 
ihmda«Hmogtum Bergmitder Herrschaft Blaukenberg (Im- Crafsehaf 
Ravensberg sowie die Städte Sinzig und Rem.ogen zu scheiüien. Damit 
Sellien die Vereinigung von Köln und Berg unter einem Sprowem de» 
Hauses Mörs erreicht zu sein, aber der ErzWsch^ hatte zu früh toum- 
phiert. Wider Erwarten wuxden dem Herzog noch Sohne geboren, 
so daß der Vertrag hinfälUg war. Dietrich. Naehfolger hat Ub9 end- 
gültig auf ihn und alle daraus entspringenden A.Lspruche verzjclitet. 

Allen diesen Scliritt«n Dietrichs lag neben den eigenen VcT^Be- 
rungawüiischen die Absicht zugrunde, die bcdrohUch angewachsene 
MtSbt von Kleve-Mark ringsum einzukreisen und dadurch unschädlich 
zu machen. Zustatten kam ilini (>in Bruderzwist im märkischen Hause. . 
Eine feste Erbfolge(>rdriuiig gab es liier noch nicht, bis 1398 waren die 
beiden Territorien unter die beiden ältesten Brüder geteüt worden. 
AdoU IL. der sie seitdem in seiner Hand vereinigte, woUte dem Erb- 
übel der deutechen Dynastien, dem Teilen, durch die Einfuhrung der 
Primogenitur und eines subsidiären ^veibliehen Erbfolgercchtcs ab- 
helfen und so das 1417 zum Herzogtum erhobene Kleve dauernd mit 
der Grafschaft Mark verbinden. Mit diesem Vorhaben stieß er jedoch 
au! den Widerstand sdnes jüngsten überlebenden Bruders Gerhard, 
der mit der ihm gewährten Abfindung nicht zufrieden war, sondern 
nach dem Familienherkommen die fianze Grafschaft Mark für sich 
beanspruchte. 1423 sagte er Adolf Fehde an mit Unterstützung der 
partikularistlBch gesinnten m&rkischen Ritter und Stfidte sowie Diet- 
richs von Köln. Gegen Abtretung der Rheinzollstelle Kaiserswerth, 
nach der schon Konrad von Hostaden getrachtet hatte, schloß der Erz- 
bischof 1424 ein festes Bündnis mit Gerhard und setzte einen Schieds- 
spruch zu seinen Gunsten dmch. Nach neuen Kämpfen mußte Herzog 
Adolf 1437 sdnem Bruder die von ihm eroberten Zweidrittel der Graf- 
schsft Mark auf Lebenszeit überlassen. Indes die Feindschaft zwischen 
ihnen und erst recht zwischen dem Herzog und dem hinter Gerhaiu 
stehenden Köhler Kurfürsten glühte unter der Asche weiter, sie er- 
lüelt frischen Zündstoff durch den Streit, der s«t langem zwischen dem 
Brzbischof und seiner Landstadt Soest über die landesherrlichen Rechte 
und die städtischen Freiheiten entbrannt war. Er spitzte sich immer 
bedrohlicher zu; um gegen Dietrich einen Rückhalt zu gewinnen, bot 
die Stadt dem Herzog Adolf ihren An.sciduß an Kleve an. Als 1444 
der offene Bruch erfolgte, leistete Soest dem Jungherzog Johann von 
Kleve die Erbhuldigimg. Damit war der Entscheidungskampf zwischen 
Dietrich und Kl. ve-Mark unvermeidlich geworden. Die Soester Fehde 
gibt ihm blnß den Namen, tatsächlich wurde in ihr der große Gegen- 
satz ausgetragen. 

Beide Teile hatten sich nach Bundesgenossen umgesehen. Für 
Adolf war der wertvollste sein Schwager Phihpp der Gute von Burgund, 
dessen Schwester er geheiratet hatte, und an dessen Hof seine S Öbne 
erzogen worden waren. Er schloß sich immer enger an ihn aÄ tfW 
wurde wegen seiner finanziellen Nöte in steigendem Maße von iM* 
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abhängig. Philipp ging keineswegs mit ihm dweh diek und dünn. Seine 
Haltung war ledi^eh Vom burgundischen Interesse ]>estimmt, und ilim 
* nts])r:u h es, wenn er weniger den Verbündeten als den Vermittler spielte. 
Faßte er doch eben während dieses Krieges die Aufsaugung dw uieder- 
rheinisch-westfälischen Gebiete und damit auch der Lande seines 
Schwagers ins Auge! Seinerseits knüpfte Dtetrieh mit deutschen Fürsten 
«•ie mit dem Herzog von Sachsen, und in erster Linie mit dem Haupt- 
gegner Burgunds, mit König Karl VTl. von Frankreich, an. Er unter- 
zeichnete einen förmlichen Vertrag mit ihm und bat ihn um die £nt- 
SMidung seiner berüchtigten Mordbrenner, der Armagnacs, die soeben 
das Elsaß verheert hatten, gegen Kleve. Daanist es indes ebensowenig 
gekom^tHjn wie zu dem Eingreifen eines bnrgundisfhen nilf>k<)rj5s, viel- 
leicht sind dem Kurfürsten naehträglicli doeh hdcIi He<ienken aufgestiegen. 
Das traurige Schauspiel, den innerdeutschen Zwist durch französische 
Truppen entschieden zu sehen, blieb Dentschluid damals noch erspart. 

Die Soester Fehde selbst, deren Verlauf wir lücht im einzelnen zu 
verfi>!gen brauchen, wei-t kaum bedeutendere Momente auf. Sie voll- 
zog sieh, wie es in jener Zeit übhch war, in Raub- und i^iünderungs- 
zügen, in denen vor allem die von Sachsen geschickten böhmisehen 
Süldner Furchtbares leisteten. Die beiderseitige Erschöpfung und die 
Aussaugnng der niederrheinisch- wcstfälisehen Lande erzwangen 1449 
den Frieden. Der päpstliche SchiedSvSpnuh horulite auf dem tat«äeh- 
üchen Besitzstand und erkannte somit dem i^rzbisciiof Kaiserswerth, 
dem Klever Herzog Soest und Xanten so. Die großen PlSne Dietrichs 
von Mörs waren endgültig gescheitert, die Machtstellung von Kleve- 
.Mark war nicht nur nicht gebrochen, sondern gesichert und durch den 
(kuinti der beiden wichtigen Plätze gefestigt und ausgedehnt. Nach 
dem kinderlosen Tode Gerhards fiel die Grafschaft Mark wieder an den 
Hauptstamm. Eine Hegemonie des Hauses Möib und Eurkölns war 
für alle Zukurvft untwbunden, die bei Worringen gefallene Entscheidung 
unwiderruflich gemacht. Statt eiivs Staates licrrschte jetzt hier 
„eine Art von niederrlieiniHcii-westfälisclicm Uleichge wicht". 

Mit dem politisclien Kampf zwischen dem Erzbischof und dem 
HerEog verquickte sieh ein ebenso erbittertes kurehenpoUtisches Bingen. 
Schon längst ging das Streben der weltlichen Fürsten dahin, ihre Lande.s- 
hoheit aut^li gegenüber der Kirche durchzusetzen, das Sonderleb< n der 
Kirche innerhalb ihrer Territorien zu beseitigen und sie vöUig unter ihre 
Herrschaft zu beugen. Die stärkste Reibungsfl&ehe zwischen geistlicher 
und weltlicher Gewalt bildeten der Anspi uch des Klerus auf Stetjer- 
freiheit und mehr noch die geistliche Gerichtsbarkeit, deren überniaßigo 
Ausdehnung und häufige übergriffe sowohl die Staatsgewalt bcsciiiütten 
wie die Untertanen belasteten. Die großen kirchhchen Streitigkeiten 
des 16. Jahrhunderts, das Schisma und die konziliare Bewegung boten 
den Fürsten eine günstige Gelegenheit, ihre Forderungen ganz oder 
dr Ii teilweise zu verwirklichen. Unleugbar ist seittlem das Fürstentum 
gegefiiiher der Kirche im Vordringen begriffen, der heraufzieliendc 
Absolutismus kündigt sich auch in dieser Hinsieht an. 
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Unter ge.scliickf(>r Au-^nulzuii«]: (l'\sSeliisinas /Avischen Bi-utxlikt XIII. 
und Buuifaz IX. erlangte 1400 Herzog Willielm 1. von Berg von diesem 
tan Privilegium, dtm sein Herzogtum vtm der geistlichen Gerichtebarknt 
in iHÜea weltlichen 2Svil> und KriminolproBesBen befreite und geistÜohe 
Gerichte nur für die Fälle zuließ, in denen durch den weltlichen Richter 
der Cercclitigkeit nicht hinreichend (Jenüge gescliähe. Gewiß waren 
hiermit die Grenzen zwischen wt lthehcr und geistlicher Gewalt nicht 
ganz scharf gc^ngen, und hieraus ergaben sich bald neue Konflikte, 
aber mit dem Indult von 1400 war in Berg als erstem rheinischem 
Territorium der entscheidende Schritt zur Aufrichtung der landcsliaKP- 
licheu Kirchenlinheit getan. Darum hat Redlich das Pri\nleg die Magna 
Charta der bergischen Lande«hoheit in kirchUchen Dingen" nennen 
köimen. In dem Herzogtum Jülich bildete sich albnählich ein ähn- 
licher Zustand gewohnheitsrechtltoh aus. Hersog Adolf von Kleve- 
Mark suehllB 1402 durch ein energisches Statut die dem befgisobsn 
Naf^hbarn gewährten Rechte auch für sich in Ansspruch zu nehmen, 
mußte aber schon naeh zwei Jahren den Rückzug antreten, ohne je- 
doch auf seinen Tlun zu verzichten. Er beabsichtigle. Kleve völlig 
aus dem K5bier Metropolitanverband zu ISeen und in Xanten ein 
eigenes Bistum für sein Land zu errichten. Die Soester Fehde und der 
Gegensatz zwischen Dietrich und der Kurie schienen das Vorhaben 
gelingen zu lassen, zumal als der Erzbischof vom Papst abgesetzt 
wurde. Mit Unterstützung Burgunds erlangte Adolf 144d in Rom die 
Exemption der Klevisohen Lande von der geistlichen Gerichtsbariceit 
und Obergewalt des Kölner Stuhls, aber statt einem eigenen Laodes- 
bischof wurden sie T^treoht unterstellt. Indes wie die Absetzungs- 
buUe gegen Dietrich gänzlich wirkungslos bÜeb und schon bald durch 
eine Aussöhnung mit dorn Papst aufgehoben wurde, so hörte auch die 
Exemption der Klever Kirche mit dem Friedenaedüuß auf. Weon- 
gleioh die Herzöge einige Rechte bohaupteten, war das spater geprägte 
berühmte Schlagwort ,,dux Cliviae papa est in terris suis" (der Herzog 
von Kleve ist Paj»st in seinen Landen) damals noch nicht anwendbar. 
Erat nach deni Zuatandekommen des Erbvertrages zwischen Kleve- 
Mark und Jiülioh*Berg wurde zu Beginn des 16. Jahiliunderts (IGOI 
und 1613) das Berg verliehene Privileg vom Papst ausdrücklich auf 
Jülich, Kleve, Mark und Ravensberg ausgedehnt. 

An eine LoslÖsnng von der römischen Kirehe hat keiner der Fürsten 
im entferntesten gedacht, und von der Errichtung von Landeskirchen 
vor der Reformation darf nur mit großen Vorbehalten geredet werden. 
Die Vorstdfie der Ijandesherren bezwecken lediglich die Durchsetzung 
der Staatsgewalt gegenüber der pohtisc licn Selbständigkeit der Kirche 
und bilden somit einen Teil der verfassungspolitisehen Tendenzen und 
Kämpfe dieses Zeitalters. Auch hier gewahren wir wieder den engen 
Zusammenhang swisohen der innerpoUtiBohen BSntwiddnng und den 
äußeren Ereignissen. Auf den inneren Ausbau der niederrheinischen 
Territorien haben das Vorbild des straff zentralisierten liurgundischen 
Staates und die regen Beziehungen zu ihm entscheidend eingewirkt. 
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Denn nach dem Anstrag der SoeHier Fehde hatte Burgund sich 

keineswegs aus dm rhoitiischen Kämpf« n zurückgezogen. Karl der 
Kühne. d<'r 1467 seinem V^ater auf dem Throne f'^lgte, betrieb den 
Plan einer rheinischen Großmacht, seinem Naturell entsprechend, 
ieideuscbaftUoh und starrsinnig, aber ohne die diplomatii^che Geschiek- 
Uohkdt und Umaioht Philippe des Guten. Von einem an Cäsarenwahn' 
sinn grenzenden SelbstbewoBtsein und Ehrgeiz erfüllt, jagte er der Aus- 
gestaltung Burgunds zu einem rrn«rhlnssenen (Jroßstaat vrm der Nord- 
see bis zum Mittelmeer, der Königskronc und der Errichtung eines 
burgundiBchen Imperiums nacli. Von seinen beiden Lehnsherren hatte 
er den einen» den K^g von Frankreich, so ti^ gedemfltigt, daß er roa 
ihm keinen Widerstand mehr besorgte, in dem anderen, in Kaiser 
Friedrich III., erblickte er keinen ebenbürtigen und gefährlichen Gegner. 
A\h letztes Ziel schwebte ihm ein Kreuzzug an der Spitase der Cliristenheit 
gegen die Türken vor. Mit Becht sagt der zeitgenoanische fransSsisehe 
Historiker Ck>mmineB von ihm: „Er rührte an so viele große Dinge, 
daß er niclit so lange Zeit zum Lrhcn hatte, um sie zu vollenden. Es 
waren fast unmögliche Dinge, denn die Hälfte von Europa hätte nicht 
genügt, um ihn zufriedenzustellen." Die Maßlosigkeit war sein größter 
Fehlör, die Kunst des Abwarten« verstand er nicht. 

Nachdem es ihm gelungen war, das Bistum Lüttich unter seine 
Botmäßigkeit zu briiig<'n, ging er 1471 an die Annexion Gelflerns. die 
schon von seinem Vater vorbereitet war. Den Anlaß zur Einmischung 
bot ihm ein tiefes Zerwürfnis zwischen dem unfähigen Herzog Arnold und 
seinem ftltestenScdmÄctolf. Karl befreiteden Vater ausder Gefangenschaft 
des Sohnes, ließ diesen fe.stsetzen, seine Söhne in Gewahrsam nehmen 
und sich selbst von dem alt^n Herzog das Herzogtum Geldern und die 
Grafschaft Zütphen pfandweise übertragen. Nach dessen bald darauf 
erfolgtem Tode ergriff er 1473 förmlich vtm den Landen Besitz. Der 
lilldentand der Stande wurde durch die Belagerung und Kapitulation 
von Nymwegeji schnell gebrochen, sie mußten ihm huldigen, und er 
legte sich den Titel *^iiics Herzogs von Geldern bei. Herzog Gerhard 
von Jülich imd Berg begab sich gegen eine Geldzalilung von 80 000 Gul- 
den mit 7«a«immniig seiner Sölme aller Ansprüche airf das Land. Dtp 
mit war Karl rechtmäßiger Herr von Geldern und Zütphen. der bur- 
gimdi<rhp Staat liatt*- in den Rlit-inlandcii und hier auch auf dem rechten 
Stromufer Fuß gefaßt. Kaiser und Rcidi schauten tatenlos zu. .\uf der 
ZusammeiLkunft, die Friedru li III. uu Oktober 1473 in 1 rier mit dem 
Herzog hatte» belehnte er ihn mit Geldern und zeigte sich bereit, ihm 
<lie Erhebung seiner ganzen Ländermasse zum Königreich, aber als 
Rfeichslehen, zuzufr^^stehen. Da der BurguTid»*r sidi hiermit rücht be- 
gnügen wollte und die Kurfürsten protestierten, sclieiterte eine Eini- 
gung, die durch die Verlobung von Friedrichs Sohn mit der Erbtochter 
Karls besiegelt werden sollte. 

Für die Bheinlande nahmen die großburgundischen Pläne de« 
HerzogR eine immer bedrohlichere Gestalt an. Mit der Eroberung 
Gelderns hatte er sich eine vorzügUche Angriffsstellung im Norden 
QeMbitbto «M Bli«tdudM. T. IS 
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gf'sichrrt, im Rin ken umfaßt«- er sif von LiinWnrtr um] lAn7J-]hMrq:, \m 
8iifl<'n v«>n der Frcigruf>^<-!uifl. vom Oherrlsnß uml von Li't liriiif^'cn ht-r. 
Und eben jetzt suclit« er das Mittel^tück, Kurköln, au sich zu briug< u. 

Aach hier hatte ihm sein Vater die Bahn vorgezeichnet. Als Papst 
Eugen IV^. 1446 die EryJ)isi höfe Dietrich von Köln und Jakob von Trier 
\v<'L''Mi ihrer konzilsfrevmdlichen Haltnnp für absjoset/t erklärt hatte, 
waren auf Philipps Betreiben sein Neffe Adrdf von Kleve und sein 
Halbbruder Johann von Canil)rai Kofurt /u diren Nachfolgern ernannt 
worden. Das alles blieb auf denoi Papier, und gWoh fruohÜos waren 
Philipps Bemühungen, nach dem Tode Kurfürst Dietrichs (1463), einem 
seiner Schwestersöhne, der rjiafen von Bourbon, den Kölner Stuhl zu 
verschaffen. Gerade um ge;^en Hwr^und einen Rückhalt zu izewinnen, 
wurde Pfalzgraf Ruprecht, der jüngere und unbedeutende Bruder Kur- 
fürst Friedrichs des Siegreichen von der Pfak, gewählt. Die Lage des 
Erzstiftes war damals wahrhaft trostlos. Di<'trieli von MÖrs hatte ihm 
durch .seine unanfhörliohen Kriege und sein selbstherrliche*, ilegiment 
eine ungeheure Schuldenlast aufgebürdet, fast nlle Zölle und Urt- 
schaften waren verpfändet. Noch vor der Neuwahl hatt<;n Dom- 
kapitel, Ritterschaft und Städte am 26. März 1463 eine „£rblandes- 
Vereinigung'* abgeschlossen, die jeder neugewahlteErzbischof beschwören 
mußte, und die ihn in allen wichtigeren Maßnahmcji, zumal den 
finanziellen, an die Zustimmung; der Landstände band. Kurfürst 
Ruprecht war damit tatsäcldicli zur Olinaiacht verurteilt und wegen 
der Verpfandung aller Einnahmen so gut wie initteUos; jahrelang 
blieb er auf das Schloß Poppelsdorf bei Bonn beschränkt. Mit der 
ihm aufgezwungenen traurigen Rolle gab er sich indessen nicht 
zufrieden, untei-stüt/.t von s:einem Bruder, schritt er schon bald zur 
Rückerüborung der Pfandschaften. Die Folge waren heftige Fehden 
mit den Pfandherren und scharfe ZusammenstSfie mit Kai»tel und 
Ständen. Ihren Höhepunkt erreichten sie, als Ruprecht 1472 die Stadt 
Neuß, den Mittelpunkt des Widerstandes im m"ederen Stift, durch einen 
Handstreich einzunehmen suchte. Der Anschlag mißglückte. Kapitel 
und Stände kündigten dem Erzbischof den Gehorsam und wäidten 
den Landgrafen Hermann von Hessen zum Stiftsverweeer. Ruprecht 
war isoliert, nur die südlichen Städte des Stiftes, mit liros an der Spitze, 
ergriffen für ihn Partei. Da alle Vermittlungsversuche scheiterten und 
die Stände bei den Reichsgewalten Unterstützung fanden, warf sidi 
der Kurfürst dem lauernd wartenden Burgunder in die Arme, Anfang 
1474 schloß er ein Bündnis mit ihm und übertrug ihm die SchirmvogtM 
und damit die tatsächliche Herrschaft über das Erzbistum. 

Jetzt stand nicht nur die inner-, sondern auch die außenpolitische 
Zukunft Kurkölns auf dem Spiele: sollte es ein deutsches Territorium 
bleiben oder in dem burgundischcn Grußstaat aufgehen ? Und damit 
war für die gesamten Rheinlaade die Schicksalsfrage gestellt. Denn 
nach dem FaU des zentral gelegenen Köln w aren auch sie dem lüsternen 
Nachbarn rettungslos preisgegeben. Die Bedeutung mid die Gefahr der 
Stunde wurden in den Eheinlanden sofort erkannt. Vor aller Weit 
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erbrachten sie den Beweis, daß sie deutsch waren uiid deuUcli bleiben 
wollten. 

Am lautesten eHiob sich der Protcs-t in dvn Städten, die von Karl 
dem Gegner aller Freiheit, eine Vernichtung iiuer Selbständigkeit und 
wirtsehaftbchen Blüte und einen harten Steuerdruck au befürchten 
hatten. Durch den Konflikt mit Ruprecht war der alte Gegensatz 
zwischen ihnen und dem Landesherm noch verachärft worden. Den 
^eußer Bürgern hat wohl der Gedanke nicht gan? fern gelegen, bei der 
Erhebung gegen den Erzbischof die Reichsunmittclhark( it zu gewinnen 
nach dem Vorbild von Köhl, das eben im 15. Jalirhundert den Gipfel 
semer Wirt.schaft.srnach* erklomm. Der Welgereiste Enea Silvio kannte 
in ganz Europa keine prachtvollere Stadt „als Köln mit seinen herr- 
heben Kirchen. Kathäu.sern, Türmen und hieigedeckten Gebäuden, 
Einwohnern, seinem schönen Strom und fruchtbaren 
Gefilden ringsum". Wie seit langem In dem Handel, so. errang ea jetzt 
auch auf dem niederrheinischen Geldmarkt die unbestrittene Herr- 
schaft, Die Lombarden, die bisher di(> (Jelclgoschäfto besorgt hatten, 
zogen sich zurück, an ihre Stelle tritt das heimische Kapital. Da^ 
Köfater Stapebeoht kam nun zur vollen Geltung. Die Köhier Kauf- 
leute waren es, die zuerst und am empfindlichsten die Feindschaft 
Karls spüren mußten: sofort belegte er aU ihr Gut in selM Landen, 
vor allem in der Hafenstadt Antwerpen, mit Be.<i( hla£?. Sie waren zum 
Widerstand um jeden Preis entsclüossen nnd richteten dringende Hilfs- 
gesuche an Kaiser und Reich. 

In eitle äußerst heikle Sitaation gerieten die niederrheinischen 
Fürsten, die Herzöge von Kleve-Mark luid von Jülich-Berg, die 
beide burgundische Lehen belassen. Zumal die Klevcr hatten schon 
»nge im burgundischen Lager gestanden und waren eben im Gefolge 
des Herxogs »ur Trierer Zusammenkunft gezogen. Das unaufhalt- 
same Anwachsen seiner Macht war jedoch auch ilmen je I&nger 
desto unheimlicher geworden, aurli sie ftifiltrn .«ir-h durchaus als 
deutsche Fürsten. Die Bevormundung dureii Burgund lastete inunor 
drückender auf ihnen, schon im eigenen Interesse mußten sie sich Karls 
Plänen entgegenstemmen. PreiKch, öffentlich gegen ihn Partei zu er- 
greifen konnten sie bei ihrer Schwäche, seiner Übermacht und dem 
Mangel einer Deckung durcli da,. Reich nicht wagen. 

Im Sommer 1474 brach Karl ins Köhiischo auf. Ende Juh erschien 
er mit einer großen Armee vor Neuß und begwui, nachdem seine Auf- 
f<^rderung zur Übergabe abgelehnt war, mit der planmäßigen Be- 
schießung, Um ihn scharte sich ein förmb'ches Parkett von Königen 
nnd Herron, denen er rauschende Feste veranstaltete. Die Xeußer 
Bürgerschaft unter Führung des »Stifts verwesere Hermann von Hessen 
setzte der Belagerung monatelang einen beldenmütigen Widerstand 
«atgegen, aber ohne Unterstützung von außen mußte sie auf die Dauer 
erliegen. Indes die Hilfe nahte. Das Reich hatte dem Herzog den 
Ko-ieg erklärt, Ende 1474 setzte sich ein Reichsheor unter Kurfürst 
Albrecht Achilles von Brandenburg von Koblenz aus zum Entsatz der 
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Stadt iti Bewegung. Hanz ließ das zerklüftete Reich seinen gefälirdeten 
Außenposten niclit im Stich. 

Es ist doob. txhr beachtenswert, daß gerade die welaoheir Crelüste - 
auf das Bheinlaod das sdUummenide deutsche Nationalgefühl auf» 

weckten. Karls Unternehmen gegen N«uß rief in der öffenthchen 
Meinung ganz Deutschlands eine lange nicht daL'< \\ •■senc und steigende 
Erregung hervor. Eine Flugschrift bezeichnet das liheinland geradezu 
als „das Paradies deutscher L&nder". Daß der Herzog seiiie Hand 
nach ihm ausstreckte, galt ab stärkster Beweis dafür, daß er „selbst 
Kurfürst, Köni^i, Kaiser und Papst sein wolle, und alle Kurfürsten und 
auch andere Fürsten würden seine Knechte und Sklaven", Man sagte, 
das Römische Reich habe einen Sprung erhalten, und befürchtete das 
Schlimmste von Karl; man be^achteto ihn förmlich als den Anti- 
christen. Zum er.'^tcn Male seit langer Zeit schlössen sich in dem Kri^ 
gegen ihn die Reichstände zu einem gcmei?i^;amen Unternehmen zu- 
sammen, Ost- und Oberdeutsche zogen der bedrohten Wostmark zu 
Hilfe. Europa sah jetzt, dafi die rhnnische Sache Deutschlands 
Sache war. 

Frcih{'h ^in\i der Arunarsr!) des Reichsheeres, das der Kaiser 
begleitete, mit klägUcher Langsanikeit vonstatten, und Friedrich III. 
selbst suchte um seiner Hausinteressen willen einen offenen Bruch 
mit dem Herzog zu vermeiden. Aber schon ilie Kunde Ton dem 
Heranrücken flößte den Neußern neuen Mut ein. Als die ersten 
Truppen endlich im Mai 1475 vor der Stadt anlangten, war der 
Ausgang bereits entschieden. Die Abwandlung der europäischen 
Konstellation, die Karl sich selbst zuzuschreiben hatte, machte ihm 
(ine Fortsetzung der Belagerung uiunSj^ch. W&hrend er sich vor 
Neuß festrannte, hattm sich alle, die von ihm bedroht waren, die 
elsässischen Städte und Bischöfe, die Eidgenossen und König Lud\np XI. 
von Frankreich, wider ihn verbunden. Die Schweizer waren in die 
Freigralschaft eingefallen und hatten dort ein burgundisches Heer ge- 
schlagen. In dieser Zwangslage nahm der Herzig die angebotene Ver- 
mittlung des l'apstes an. Am 28. Mai 1475 \%-urde der Präliminarfriede 
geschlossen. Karl hob die Belagerung von Neuß auf, gab seinen Bundes- 
genossen KurfOiSt Ruprecht preis und verzichtete auf die Schirm- 
▼ogtei fiber das Erzstif t. Ende Juni trat er den Rückzog an, nach elf 
Monaten w ar die Neußer Fehde mit seiner Niederlage beendet. Der 
Nimbus der UnbesiegUchkeit war ihm genommen. 

Vor^ den Mauern der kleinen Stadt hat sich das Schicksal der 
burgundischen Stellung am Niederrhein ent«chieden, der Traum eines 
die Rheinlande umfas.senden OroßbttTgunds war ausgeträumt. Unstet, 
wie immer, wandte sich der Herzog jetzt nach Lothringen und nach 
dessen Eroberung gegen die Schweiz; aber die Eidgenossen setzten 
semem Angriff durch ihre Siege bei Granson und Murton ein Ziel 
Am 5. Jaimar 1477 fiel er, der letete Mann sdnes Hauses, auf dam 
Schlachtfeld von Nancy. Mit ihm sank das neue lotharingische Rfätibi,, 
xne er und seine Vorfahren es erstrebt hatten, ins Grab, er haii^Sii^^ 
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wie Düfr richtig sagt, an diesem Gedanken verblutet. Um sein Erbe 
entbrannte der Riesenkampf zwischen den Habsburgem und Frank- 
reich. 

Der tapfere Widerstand von iNeuß im Verein mit der falschen 
Politik Karls hatte die Rheinlande vor der burgimdischen Herrschaft 
bewahrt. N uß h.Ute sich wirklich ak „Bollwerk gegen die Welschen" 
e^^^^esen. .Mit vollen Recht durfte es fortan als kaiserliclu- Anerkennung 
für seinen Heldenmut den Reichsadler mit der Kaiserkrone dariilur 
in seinem Wappen füJiren. Durch den jähen Tod des „(iroßlu i zogs des 
Okzidents" war zunächst aUe Süßere GefsJir von den Rhenüa.iden ab- 
gewandt; der burgundische Druck, der so schwer auf allen ihren Teilen 
gelastet hatte, war beseitigt. Fr lintto aber auch die unlösbar euere Ver- 
bindung der Rheinlande mit dvtn (Initsehen Reich vor aller Welt erhärtet. 
Die deutsche Gesinnung der Rliemländer, ihr unerschütterhcher Wille, 
am Reich festzuhalten» war über jeden Zweifel erhaben. Und der Reichs- 
krieg gegen Karl rlrii Kühnen hatte ihnen den Beweis erbracht, dafi 
sie perren die Kiuverleibungsgelüste des Auslandes an dem Reich einen» 
wenn auch nur schwachen Rückhalt besaßen. 

Ln Erzstift Köln ging die Fehdt; zwischen Ruprecht und seinen 
Gegnern noch jahrelang weiter. Eist nachdem dec Erzbischof 1478 
in ihre Gefangenschaft geraten war, ließ er sich gegen Gewährung einer 
Leibrente zum Verzirht herbei, sein Nachfolger wurde Hermann von 
Hessen. Die Stadt Köln hatte Kaiser Friedrich III. 1476 in aller Form 
als freie Rdchsstadt anerkannt. Der lange Krieg mit seinen unausbleib- 
lichen Verwüstungen hatte die Kräfte des Landes völlig erschöpft, 
es hat sieh nicht mehr davon erholen können. Seine große Stellung am 
Niederrhein war endgültig eingebüßt, an innerer Organisation und 
«jßeror Macht trat es immer mehr hinter die weltlichen Territorien 
zurück. Mit dem NeuBer Krieg setzt der unheilbare Verfall des einst 
so blühenden geistlichen Staates ein. 

Wurden die luCderrheinisehcn Gebiete im 15. Jahrhundert von 
emer kriegerischen Ersehütterung nach der anderen heimgesucht, so 
war den südlicher gelegenen eine Zeit verhältnismäßiger Ruhe be- 
schieden. Sie machen sich in der rheim'schen wie in der gesamtdeutschen 
Gesrliirhto dieser Periode kaum bemerkbar, geben sich vielmehr einem 
selten gestörten Sonder- und Sehlummerdasein hin. Ihre Fehden, Erb- 
jmd Grenzstreitigkeiten kömien nur ein lokalgescliichtliches Interesse 
beanspruchen. Von allgemeiner Bedeutung war es. daß das pfälzische 
Haus, da.s unter Fiiediieh dem Siegreichen von Kaub und Bacha> 
räch aus wieder in die rlieinisehen Kämpfe eingriff, durch die Be- 
erbung der Grafen von Sponheim und Veldenz seinen Besitz in den 
Rheinlanden vermehrte. Freihch schmälerte es seine Macht selbst 
durch die sofortige Teilung in die zwei Linien Pfalz-Simmem und Pfalz- 
Zweibriicken. Die KleiiLstaaterei war in den südlichen Rheinlanden 
unausrottbnr. Durch die Erwerbung der Grafschaft Katzenelnbogon, 
deren Dynastie 1479 erlosch, faßten auch die Landgrafen von Hessen 
«a Rhein, in Rheinfels, St. Goar und Braubach Fuß, Die Graf- 
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Schaft Saarbrücken war «oaen Endo des 14. .Jahrfiundi rts voiv dem 
französierten Hause Coinniercy an da« kerndeutsche (ieschleclit der 
Nassauer gefallen und seitdem dem französischen Einfluß entzogen. 

Nach dem glücklichen Aii^;ang des englischen Krieges, nach der 
Katastropiie Karls des Küinien und der Aufrichtuiig des Ab.solutisnius 
im Trmern waren in Frankreich das ExpansionJ5verlant;»^n und rlic l^licjt»- 
gciüstc aufs neue erwaelit. Bereits 1444 bezeichnete der Dauphin, der 
nachrualige König Ludwig XL, da» linke Stromufer als ein seinem 
Reiche widerrechtlich entfremdetes Gebiet. Kurs vor seinem Tode 
schenkte er 1483 dem Aachener Münster eine freilieli niemals ans* 
gezahlte .Tab rcsn-nte wegen der ..besond'M'^ lt-M^cii \''-tf hrymjz''. die er 
wie seine Väter stets für ..unseren ^|i»rreic)ieii \'«>rfahreii. den heih'tren 
Karl" luid seine Gruft gehegt hütten. Als sein Sohn Karl 149:i 
seinem Widersacher Kaiser Maximilian I. die Gattin raubte und die 
Tochter verstieß, dachte er einen Augenblick an die Er()])crung der 
Rheingrenze. Schon waren in Dcvitschland bedrohhche Naohrichten 
von französiscliei\ Truppenbewegungen verbreitet; als sie sich nicht 
bewahrheiteten, flauten die Sorge und da» Iutore4ä*>e schnell ab. Die 
Bemühungen Maximilians um ein Bündnis der rheinischen Fürsten 
gegen Frankreich blieben erfolglos, aber auch Karl VII L hat den Plan, 
wenn man überhaupt von einem solchen reden darf, nicht in die Tat 
umgesetzt. Er und seine Xachfoljjcr begnügten sich zunächst damit, 
in die wieder ausbrec lu nden geldrisclu'n Thronwirren einzugreifen. 

Nach dem Tode Karls des Kühnen war seia Schwiegersohn Maxi- 
milian T. nm'li langem Kampf in den ßesits des Landes gelangt. Aber 
nocli lehte der Sohn des 1477 gefallenen Herzogs .\dolf, der jvuige 
Karl. Die mit der burgundisch-österreicliischen Herrschaft unzufrie- 
denen Uelderncr erblickten in ilim ihren rechtmäßigen Herrn. Als er 
1487 aus der österreichischen in französische Gefangefischaft gefallen 
war, brachten sie das Lösegeld für ihn auf. (b-r Graf von Mörs stellte 
sogar seinen eigenen Solin als riciscl. und der französische König entließ 
den eingefleischten (iepni r Halishnr^s tfern aus seiner TTaft. \'on seinem 
Volk wurde er bei seiner Hückkelir 1492 mit Jubel begrüßt, über die 
Rechtsfrage und den Vertrag, den sein Großvater mit Kurl dem Kühnen 
geschlossen hatte, setzten er und das Land sich hinweg. Trotz aller Be- 
mühungen gelang es den flabsburgern niclil, \hn zu verdrängen. Er 
behau]>tete sieh und V)eteiiit;ie sidi nicht nur an den Kriegen Franz' I. 
von Frankreich gegen Kaiser Karl V,, sondern hielt durch seine aben- 
teu^liche Politik und durch die Plünderuiigszüge seiner berüchtigten 
„schwarzen Bande" den ganzen Xiederrhein in Atem. Da er auoh die 
alten Ansprüche seines Hauses auf Jülich w iedi r aufnahm, kam es ZU 
Konfh'kten niit Herzog Wilhelm von Jüheh und Herg, in die sich 
sowohl Ma.ximiiiiiu 1. wie der französische Konig einmischten. Ein 
von Ludwig XII. vermitteltes Abkommen von 1499 verhütete wenigstens 
den drohenden allgemeinen Krieg. 

Das '{'reihen flerzo;/ Karls erhärtete aufs neue die völlige Anarchie 
Im Keich, das Darniederhegen von Friede und Recht und dos Fehlen 



einor 



Vereiiiigiuig von Jülich-Berg mit Kleve-Mark. 199 

starken Zontralgewalt, die dem drohenden Chaos steuern konnte 

bHis.cht.ge rho.nische Fürsten hatten sich dieser Erkenntnis schon 
vorher mcht verschließen können und sich deshalb ^vie Dietrich von 
Köln und Jakob I. von Trier für eine Reichsreform eingesetzt \ls 
sie um die Jahrhundertwende ernstUeh in Angriff genommen wurde 
bl,.f, st< wegen des unüberbrückbaren Gegensatzes zwischen dem 
König und den Ständen Stückwerk. Den einzigen wirklichen Fort- 
schritt bezeichnete der ewige Landfriede von 1495. d.h. der unhedinate 
Verzicht auf das Fehderecht, und das zu seiner Durchführung ein- 
gwnchtete Reichskammergericht. Die im Zusammenhang hiermit ge- 
«chaffene Einteilung des Reiches in zehn Reichskreise erlangte bis 
1648 nur geringe praktische Bedeutung. Die langjährigen Kämpfe um 
dieKeichsreform Jmtten den untrügÜchen Jiewcit- erbra^^it, daß nicht das 
Komgtum, sondern das Territorialffirstentum der ausschlaggebende 
J*aktor in der Reichsgeschichte war. 

Eben daniaLs bereitete sieh auch am Niederrhein die Bildung eines 
einheitlichen Territoriums vor durch die Vereinigung von Jülich-Berg 
mit KteTO-Mark. Das jülich-bergische Haus stand gegen Ende des 
lo Jahrhunderts nur noch auf den zwei Augen dez söhnelosen Wil- 
helm R ., der deslialb schon ZU Beginn seiner RegtoTung einen späteren 
Anfall seiner Liinde an die verwandte Klever Herzogsdynastie ins Auge 
gefaßt hati«. Kaiser Friedrich III. dagegen und sein Sohn Maximilian 
sicherten durch wiederholte Privilegien (1483. 1486, 1495j für den Fall 
des Erlöschens des ICannesstammes dem Gesamthaus Sachsen die 
xNaehfolge zu. Andererseits bestätigte Ma.ximilian I., auch hierin 
sprunghaft und unberechenbar, dem Herzog ^\'il!i- l,„ <las Sukzessions- 
wcht seiner einzigen Tochter Maria. Dieser .suchte jetzt seiuen nlten 
P an durch die Vermahlung seiner Tochter mit dem kleviscii-märkisciien 
I liionfolger zu verwirklichen, vergebens betrieb Frankreich ihre Ver- 
heiratung mit Kari von CJeldern. 1496 wurde zwischen d^n In iden Her- 
zögen mit Zustimmung ihrer Landständr die ..Eheverabredung" ver- 
einbart, die die Verbindung ihrer Kinder und die künftige Ver- 
einigung ihrer Länder festlegte. Daran sollte auch die etwaige 
(>.hurt weiterer Töchter in JöHch-Berg nichts Ändern. Diesem 
Vertrag erteihe der Kaiser seine Genehmigung unter Widerruf 
der den sächsischen Wettinern zugesagten Anwart.schaft. Da.s .sächsische 
Haus drohte damals durch sem Ubergreifen nach Friesland und Lauen- 
burg dein Habsburger zu machtig und gefährlich zu weiden, zudem 
befürchtete er von einem Einspruch gegen die Ab.sichten der Jülicher 
und Klever ihr Zusammengehen mit seinem Tf>dfeind Karl von Geldern. 
1510 wurde in Düsseldorf die Hochzeit Marias mit dem Juugherzog 
Johann von Kleve gefeiert. Nach dem Tode Wilhelms (1511) trat sein 
>c)nv iegersohn die Regierung in Jülich und Berg an, nicht ohne daß 
die 8ach.sen sein Rtn ht bestritten und die ßelehnung dureli den Kaiser 
zu verhindern suciUea. Dius Hinscheiden seines Vaters machte ihn 
1621 auch zum Herrn von Kleve-Mark. 

Damit waren die niederrheinisch-westfalisohen Lande nach mannig^ 
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fat'lieii Wcclisflfällrii in rinor Hand vereinigt. Im Nordwesten Deutsoh- 
lands war ein l'erritoriuni zusammengewachseu, das alle Nachbarn weit 
überflügelte und an Ausdehnung, Fruchtbarkeit, Bodenschätzen, 
Reichtom und Gewerbefldß za den mächtigsten deutsehen Färsten- 
tiimem zu rechnen war. Nach dem Urteil eines Zeitgenossen felüte 
ihm zu einem Königrcirli mir der Name. Es umfaßte die Herzogtümer 
Kleve, JüÜoh, Berg, die Grafschaften Mark und Ravensberg sowie 
die kleine Herrschaft Bavenstein unter dem alle anderen Dynastien 
uberlebenden märidaoh-bergischen Gesdileoht. -Am Rhein selbst er- 
streckte es sich auf beiden Uf. rn, wenn auch von Kurköbl und Mors 
unterbrochen, voti "Rmmr>ri( li his Sinzig. Zwar hi liielten die einzelnen 
Teile ihre Selbständigkeit und jede Hälfte ihre gesonderte Re^eruug 
und getrennte Stände in Kleve und Düsseldorf, aber unter einem 
kräftigen Herrscherhaus .<^chieri das Terntoiium berufen, in den Ge* 
schicken der Rheinlandc und Nordwcstdeutschlands eine entscheidende 
Rolle zu spielen. Und ilas um so hk hr, da zu derselben Zeit mit der 
Kaiserwahl Karls V. und Luthers Reformation eine neue Epoche her- 
auhog. 

Drittes Kapitel (1521—1614). 

Aalauge der Reformation. — Kirchonordiuingen in JüUch-Kleve. - Dieeelcl- 
nsche Erbfolge und der jülichsche Krieg von 1543. — Der Roformations- 
versuch Hermanns von Wied in Köhl. - Ausdehnung des Protestantismus« 
und Eindrmgeii des Calviniamus. — Die Entwicklung in Jülich-Kleve und 
der niederländische Aufatand. — Katholische Bündmabestrebungon. — 
Die Gegenrefonnatinn. - Dnr Streit um Aaclion. - Köhler Krieg. — 
Jülich-kleviache Erbfolge mid der Vertrag von Xanten. 

Die Reformation ist wie in ganz Deutschland .so auch in den Rhein- 
landen schon bald nach .Martin Luthers öffentlichem Auftreten be- 
kannt geworden und hat hie und da unter Laien und Geistlichen An- 
hänger und Verbreiter gefunden. Die Ursprünge der evangelischen 
Bewegung sowie die Namen und Spuren der erst^^n Prediger sind im 
einzdnen nicht mehr aufzudecken. Am Niederrhein verflocht sich 
die Reformation vielfach mit der älteren humanistisdirn Reform- 
strömung, deren HaupttrSger Erasmus von Rotterdam sowie die Brüder 
vom gemeinsamen Leben waren. Eine scharfe Scheidung ist infolge- 
dessen kaum möglich. Nur wenige Gestslten heben sich aus dem 
Dunkel der irühzeit hervor, wie der sogenannte Reformator des 
iJergischen Landes, der Lehrer Peter Klarenbach, der zusammen 
nut dem Studenten Peter Fliesteden aus dem JüUchschen naoh 
langer Gefangenschaft am 28. September 1529 in Köln den Flam- 
mentod für seinen Glauben erUtt. Sie sind die ersten eirangelisohen 
Märtyrer am Rhein. 

ri«, i^^ ^ätk^ch Fuß fassen und sich durchsetzen werde, 

das hing bei der Schwäclie dos Reiches und der Starke der l6r9tiiQh«b 
i-andeshoheit wesentlich von den Einzelstaaten ab. Und daför ^hs^ 
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m den RluMuIanden wiederum ihre spezütsche territoriale Gestalt maß- 
gebend Hier lagon in den drei geistUchen Kurfürstentümern die Hoch- 
bürgen de« geKstlic Ju n Fürstentums im Reich, die nicht allein in der kirch- 
JCfien, sondern aucii in der politischen Verfassung Deutschlands aufs 
festeste yerwanselt waren. Sie waren für die Reformation schwerer zu 
prnvHmen als die ueltlichen Territorien, aber gerade ihi« Eroberung 
war für die Zukmift des Protestantismus und des Reiches von d^ 
aUerhochsten Bedeutung. Deshalb wurden die Rheinlande von vorn- 
ftwem zu einem Hauptkampfplatz in dem Ringen der beiden todfeind- 
üchen Bekenntnisse. Mit den geistKchen Staaten war eine ganze Reihe 
der benachbarten kleinen welthchen Herracherhänser au& enffiste ver- 
knüpft, sei es. daß sie zu ihnen in einem Lehnsverhältnis standen oder 
daß ihre Mitglieder in den Donikapiteln saßen. Uberhaupt waren m den 
tUiemlanden geisthohe und weltliche Gebiete schon rein geographisch st. 
mitemander verstrickt, daßefn entscheidender Sieg des PhJteetantiamus 
in emem Teil die anderen nicht unberührt lassen konnte Vor allem 
galt das von dem größten ueltliehen Territorium, von Jülich-Kleve, 
dessen Herzog als auaschreibender Stand des niederrlu-inisch-west- 
fahschen Kreises auf die angrenzenden Lande einen erheblichen Ein- 
fluß besaß. 

In den vereinigten Herzogtümern war der Reformation schon vor- ' 
gearbeitet durch den Kampf der Herzöge gegen die geisthche Oerichts- 
taffceit. durch die Mißstände in den Klöstern und Kirchen, durch die 
Wider vom gemeinsamen Leben und das Vordringen des Humanismus. 
Darum fand die evangelische Lehre hier schneller Eingang. Ihr Mittel- 
punkt war die Stadt Wesel, wo Klarenbacli 1524 zuerst öffentlioh auf- 
getreten war, und wo die Bewegung nach seiner Vertreibung von den 
Niederlanden aus wa<;hgehalten und verstärkt wurde. Im Herzogtum 
ßerg hatte sie wieaerum Klarenbach verbreitet, und auch in Jülich 
mehrten sieh ihre Anhänger von Jahr zu Jahr. Hier bildeten die Adels- 
sitze, besonders der Drosten von Wassenberg im Norden des Landes, 
eine Sammelstätte. Am Hof und in der Regierung herrsehten die .An- 
schauungen des Erasmus, sie verfocht vor aUem sein Fremid und glü- 
hender Verehrer, der Humanist Konrad von Hereebach, der 1624 zum 
Lrzieher des Tlironfolgers Wilhelm ernannt wurde. Unter seinem Ein- 
fluß erÜeß Herzog Johann III. 1532/33 Kirchenordnungen, die ganz 
im Geist des Erasmus alle Neuerungen zurückwiesen, aber eine gründliche 
Vorbildung und einen tadellosen Lebenswandel der Prediger sowie 
<iie Beseitigung aller Mißbräuche vorschrieben. Sie sollten bis zur end- 
gültigen Entsehridung der kirchlichen Frage durch ein Konzil in Kraft 
biwben; zu ihrer Durchführung wurden in den nächsten Jahren Kirchen- 
visitationen veranstaltet. Das bedeutete keineswegs ein offenes Ein- 
«*ten für die Reformation, indes ebensowenig eine Reaktion gegen sie, 
wie sie der benachbarte Herzog von Ccldem in seinem Lande betrieb, 
-fc-s war vielmelir ein Fortschreiten auf der alten Bahn, eine weitere Etappe 
•nf dem Weg zur landesherrlichen Kirchenhoheit. Die Initiative zu 
der Reform geht von dem Landesherreü aus.. Dogmatisch krankt 
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die Kirol)OMorflnunß von vornherein an einer unbe.stinunten Hinlbheit 
über die heikelsten Streitfragen gleitet sie niit vorsiciitigem ►Still- 
schweigen hinv^. Sie ist olfonsichtlich von einem ehrlichen Vot* 
inittlungswillen diktiert. Bei den Visitationen wurde gegen die Luther» 
iscluMi nicht strcnp vorgegangen, um so sehärfer gegen die Zwinglianer 
und gegen das 'l auf ert um, das unter Leitung von .Toliaiuies Campatius 
ins JüUelier Land eingedrungen war, sieh besonders in W assenberg 
festgeÄetst hatte und durch das Mänstersche Gottesreioh neuen Zu- 
strom erhielt. Die Erngnisse in Westfalen bestärkten die Kegierung 
in ihren Reform b-iidenzen. Weigern die Fürsten eine gerechte Re- 
formation, so gibt sich das Volk aus Ändern", war die Lehre, die 
Konrad von Heresbach daraus zog. 

Dem Luthertum kam die dynastische Verbindung mit Kursachsen 
zustatten. 1527 war der Herzog Johann Friedridi als Freier um Jo- 
lianns älteste Tochter Sibylle im Lande erschienen, und sein mitge- 
brachter Hofprediger Mykonius hatte an mehreren Orten dic^ lutherische 
Lehre öffentlich verkündet. Horesbaeh trat in nahe Fühlung mit den 
Wittenbergern, und Herzog Wilhelm dw Reiche, der 1538 seinem Vater 
Johann in der Regierung folgte, neigte offenkundigermaßen zum 
Luthertum. Juhunn Friedric h liot alles auf, ihn zum förmlichen Über- 
tritt zu bestimmen; auf seine Veranlassung arbeitete Melanchthon ein 
Gutachten über die Vorbereitungen zur Einführung der Reformattmi ' 
in Jülich-Kleve aus. Jedoch der schwerfällig.. Fürst konnte sich so 
einem solchen Schritt nicht entschließen. Die große .Mehrh(>it seines 
Volkes war der altern Kirche noch treu, sein Land auf allen .Seiten von 
katholischen Machten umgeben, dcien Wohlwollen er sich nicht ver- 
scherzen wollt<^. und vor allem seine ihn beherrschenden Räte hielten 
an der einmal einge.schlagenen mittleren Richtung fest. Und doch war 
eine klare, unzweideutige Stellungnahme auf die Dauer nicht zu ver- 
meUlen. Sie gebot schon der aus der geldrischen Erbfolge erwachsende 
Gegensatz zu Kaiser Karl V. 

Der 1492 auf dun Thron seiiuT Väter zurückg^ehrte Herzog Karl 
von Geldern besaß keine h-rit inidi Xachkommen. Gegen sehie .Ab- 
sicht, sein Land seinem allen Gönner, dem König von Frankreidi, zu- 
zuwenden, sträubten sich die auf die Erhaltung "ihrer Selbständigkeit 
bedachten Stände. Sie traten für die Nachfolge des Erbprinzen «Wil- 
ii' lni von .liili. h-Kleve ein. auf den durch seine kutter die ehemal^n 
Ansprüche de.« Hauses Jülich übr^rgegangen waren. Sie at\gpn ihren 
* S^iS^i Vertrag vom 27. Januar 1538. deti dm i nötigen An- 

fall Gelderns und Zütphens an Wilhelm anzuerkennen und ihm und 
soiru rn Vater schon jetzt die Schirmherrschaft zu übertragen. Der im 
Jum desselben .Jahres orfolgte Tod Karls machte Wilh. lm auch tat- 
T ftll ^""^ Herzog Jr.hann und sein S.»hu ver- 

stießen damit gegen das Abkommen, durch das im Jalire 1473 Herzog 
Gerhard von Jülich und Berg seine Ansprüche auf Geldern ein für 
allemal an Karl d. n Kühnen verkauft hatte. Aber die Versuchung, 
durch die Erwerbung Gelderns ihr Territorium nördlich über donWiein 
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auszudeluien und die bisher fehlende Landverbindung zwischen Kleve 
und Juüch zu schaffen. M ar für sie unw iderstehlich 

n.JÜ^'^ f^^^'^l't!'^ ^^l'^'^" Abkommen von 1473 trat ihnen der 
Urenkel Karls des Kähnen. Kaiser Karl V., e.itgegeu. Er xvollte den 
btirgum .sehen Reehtsanspruch um 80 weniger faUen lassen, da Geldern 
«nul Zutphen wie ein Kol in seine niederländischen Provinzen hinein- 
ragten und die nördlicher, von den südlichen trennten. Da., aufstrebende ' 
Juheh-Kleve war ihm schon längst ein unbequenu r Xarhbar und ein 
)orn im Auge. Wilhelms Hinneigen zum Protestantismus und seine 
Verselnvägerunp mit Saclisen und England — 1540 vermählte sich 
König Heinrich VIIl. mit einer jüngeren Schwester Wilhelms — heßen 
das bchreckgeßpenst einer antihahsburgischen Koahtion an den Grenzen 
der Niederlande auftauchen. Durch die Heirat Johann Friechichs 
hatten die alten, von Maximilian 1. anerkannten Ansprüche der Wet- 
tiner auf eine etwaige Sukzession in den niederrheinisohen Herzog- 
tümern einen neuen Reclitstitel erhalten. Welche f.'efahr erhob sich 
für den Kaiser und das ganze Haus Habsburg. \\ emi diese Lündermasee ■ * 
eines Tages seinem erbittertaten Widersacher im Reich, deui Fiilirer - 
des deutschen Protestantismus, Knraaohsen. zufiel. Der poUtische 
(tegensatz verflocht sich mit dem konfessionellen. Darum war Karl 
von Allfang an entschlossen, die Vereinigunj; ^;' If!. rns mit Jülich- 
Kleve unter keinen Umständen zu dulden. Auf einen offenen Kampf 
konnte und woüte er es freilich wegen des Krieges mit Frankreich, 
der Erfolge d( r Türken uiul des Übergewichtes des Schmalkaldischen 
Bundes im R(>ich zunächst noch nicht ankommen lassen; er mußte 
danach streben, Zeit zu gew innen. Aue!i am Dü.^scldorfer Hof war man 
einem kriegerischen ZusammenstoU durciiaus abhold. Herzog Wilhelm 
war noch friedliebender als sein Vater und bei seiner Unselbständigkeit 
gänzüfh von seinen Räten abhängig. • " 

Es ist ein Meisterstück de- Diplomatie Karls V-., wie es ihm ge- 
lang, den Gegner durch Verhandlungen hinzuhalten, ihn zu isoüeren 
und dann zu dem gunstigsten Zeitpunkt loszuschlagen. Erleichtert 
ward ihm allerdings seine Taktik durch die Untätigkeit der IKissel- 
dorfer Regierung und die politische Unfähigkeit der deutschen Pro- 
te:;tanten. Durch den geldrischcn Streit war Jülich-Kleve in die euro- 
päischen Gegensätze verwickelt, aber in der großen Politik war Wilhelm 
der Reiche, wie die meisten deutschen Fürsten seiner Generation, voll- 
kommen hilflos. Er und seine Ratgeber erkannten nicht, daß nur der 
en^re Anschluü an die Feinde Habsburcrs im Reich, an den Schmal- 
kaldener Bund, seinem Hause Geldern bewahren konnte, und flafJ die 
augenblickliche Bedrängnis des Kaisers ausgenutzt werden ' nmßte. 
Ebensowenig erfaßten die Sohmalkaldener, was für sie und den deut- 
schen Protestantismus hier auf dem Spiele stand. Eine sofortige tat- 
Kräftige Unterst iitznriL' des Herzogs konnte ihn und damit da> ' ' 

wichtigste Terntonum am A'iederrhein für den Bund und die evan- 
geÜsche Lehre gewinnen, ein Sieg Karls mußte nicht nur diese große Aus- 
sicht zerstören, sondern auch die protestantischen Fürsten und die 
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evangelische Sacln [in Rt i( h in eine höohst gefährliclif^ l-"'^g<* bringen. 
Anstatt unvor/.üglieli vai liandeln, machten sie den offenen übertritt 
Wilhelms 7.nr Vorbedingung jeder Hilfelcistimf:. Zudem waren sie 
durch den Zwiespalt in ihren eigenen Reihen gelähmt, ihr bedeutendster 
politischer Kopf, Landgraf Philipp von Heasen, gedet eben jetxt infolge 
seiner unseligen Doppelehe in die Abhängigkeit des Kaisers und mußte 
sich ihm gegenüber vcrpflicliten, in dem Kampf um (leideni neutral zu 
bleiben und Willielms Aufnahme in cWn Schmalkaldischeii Bund /.u 
verhindern. So konnte der Herzog in Deut^hland liöcJistens auf den 
sächsischen Beistand zählen. 

Darum suchte er, nailidem Heinrich VIII. von England durch 
die Verstoßiina s«^i!i<-r kl«'vis( Iipti f .'nttin (Ii*- Beziehungen schnell wieder 
aljgebrnelu'n hatte, AnJi iiiuuig an Frankreich. 1540 .<<ehloß er mit 
Franz I. ein gegenseitiges Schutzbündnis und vermählte sicii mit dessen 
Nichte Joanne d*Albret. Dadurch wurde er -1542 in den neuen Kri^ 
des Königs gt^gen Karl V. hineingezogen. Ein mifi^lückter Angriff 
jüliclist licr Hilfstnippen unter Martin von Rossem auf die Nieder- 
lantle hivtt«' einen Einfall kaiserlieher Truppen in Jülich zur Fnlge, die 
Herzog Wilhelm mit traiizösLsclier und sächsischer Unterstützung 
bei Sittard schlug. Erst jetsst fand er, der persönlich bereits das 
Abendmahl unter beiderlei Gestalt genommen hatte, den Ent- 
schhiB. die R<>formation in seinen Landen einzuführen, um dadurch 
ein Eingreifen des Sehrnalkaldener Bundes zu seinen (iunsten zu er- 
reichen. Indes es war zu spät. Die durcli des Landgrafen Abmachungen 
mit dem Kaiser gebundenen Schmalkaldener versagten sich ihm. 
Völlig isoliert sah er sieh 1543 dem heranrückenden Kaiser gegenüber 
und wurde von ihm nach dem Fall Dürens in zweiundeinhalb Wochen 
überrannt. In di in \'ertrag von Venlo (7. September 1543) mußte er 
auf Geldern und Zütpheu verzichten, das Bündiüs mit Franz I. und 
seine französische Ehe lösen und sich TMpflichten» seine Lander bei 
der alten Lehre zu belassen und die bereite getr<^fieiien Idrehlichen 
Neuerungen rückgängig zu machen. Im nächsten Jahre schloß er 
eine enge Allian/ mit den» Kaiser ab, seine Wrmählung mit einer Toclit' r 
von Karls Bruder, Köiüg Ferdinand, kettete ihn 1546 noch fester an 
das Haus Habsburg. 

Der vierte und Ii tzte der geldrisehen Erbfolgekriege ist von allen 
der wicht igste, er bedeutet einen Wemb {»unkt in der rheinischen wie 
in der gesamtfleutschen Oesehiehte. Dureii kaiserliches Machtgebot 
wurden (ieldern und Zütphen nüt den habsburgischen Niederlanden 
vereinigt und gingen spät«r mit ihnen dem Reiche verloren. Karl V. 
war nun Herr der lUieinarme und konnte von hier die nördlichen Rhein- 
lande in Schaeh halten. Daß Herzog Wilhelm 1545 die ( .'riifsehnft 
Neuenahr und damit die Brücke zwiehen Jülich und den Außenposlen 
Sinzig und Remagen als erledigtes Lehen einzog, war doch nur ein 
kümmerlicher Ersatz ffir die Einbuße Geldems. Die Aussicht, den 
Niederrhein für da« evangeUsche Bekenntnis zu gewinnen, war dahin, 
und zwar durch die Schuld der deutschen Proteetanten. In unbegreif- 
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lieber Kurzsiehtigkeit hatten sie der Niederwerfung dee evangelisch 
gewordenen Herzogs untätig zugrselinut. Eine solehe Verblendunir 
hatte ihnen auoli Karl V. nicht zugetraut. Er erkannte jetzt, daß * 
Sie bisher überschStzt hatte. Der jüUchsche Feldzug von 1643 öffnete 
dem Kaiser w ie es in seinen eigenen Denkwürdigkeiten heißt, die Augen 
ubr r die pr)litische l. nzulänglichkeit seiner deutschen Gegner, er brachte 
m Ihm den bereits vor zxvei Jahren gefaßten Entschluß, sie mit Waffen- 
gewalt auf die Knie zu zwingen, zur vollen Reife. 1546/47 hat Karl 
Ihn im Sohmalkaldisohen Krieg aufgeführt. So angesehen, ist die De- 
mütigung Wilhelms des Reichen das Vorspiel zur Katastrophe des 
»c imalkaldener Rundes. B(>s()nder.s deutlich offenbart sich hier wie 
unl^lich die Gescheln.isse am Bhoin imt der allgemeinen Entwicklunc 
im Beioh verknüpft smd. ^ e 

Für den deutschen Protestantismus war die Niederlage in Jühch 
noch verhängnisvoller, weil sie zeitlich zusammenfiel mit dem Re- 

formationsvcrsuch in Kurköln. Zu dessen Scheitern hat sie entscheidend 
beigetragen. Auf dem Kölner Stuhl saß seit 1515 Hermann von Wied. 
Bein Charakterbild ist in der Literatur vielfach entstellt wiedergegeben 
Ji-r war nicht so unbedeutend und passiv, wie man gemeint hat. Anden 
tiu nlogKchen Fragen und Kämpfen nahm er ein persönliches Interease, 
ui^d die häufig naehgesproehene Behauptung Karls V., der Erzbischof 
^he sein Lebeiilan^ nur drei Messen gelesen und könne rueht einmal das 
Cowfiteor, ist zum mindesten unbewiesen. Seinen landesfürstlichen 
Pflichten widmete er sich mit großem Eifer, 1538 erließ er das Kohier 
Landrecht, eine Neuordnung des Gerichtswesens. Von vornherein war 
PlJZf Notwendigkcu't von Reformen in der arg verwelthchten Kirche 
®?*J*®JJgt' Streitigkeiten mit der Kurie über die Pfründenbesetzung, 
die bedrohhohe Verbreitung des T&ufertums in den mederrheiniscli-west- 
lalischen ne!)ieten und humanistisch-erasmisehe Sinfifiase bestärkten 
ihn darin. Ein 1536 versammeltes Provinzialkonzil billigte die von 
seinem Kanzler Johann r;in|)per entuoifenen Reformdekrete zur Ab- 
Stellung der Mißbräuche untl zu einer Reformation der Kirche „in 
Leben und Lehre*'. Sie wie das im Auftrag des Konzils verfaßte Hand- 
buch Groppers über die christliche Lehre beruhen auf erasmischer 
Grundlage und weisen darum viele Rerülirungspunkfe mit den kle- 
vischen Kirchenordnungen auf. Dem Erzbiscliof genügten die Be- 
schlüsse nicht. In Übereinstimmung mit den Herzogen Johann und 
U ilhehn von Jülich-Kleve trat er für eine mittlere Linie zwischen den 
beiden Konfessionen ein und bemühte sich auf den Reichstagen für 
einen allgemeinen Ausgleich. Dessen Aussichtslosigkeit veranlaßte ihn, 
«onlich wie den Kurfürsten Joachim II. von Brandenburg, zu selbstän- 
oigem Vorgehen in seinem Territorium. 

Zu diesem Zweck berief er 1642 den Reformator Martin Butzer aus 
Straßburg, den er z^vei. Jahre zuvor auf dem Hagenauer Religionsgespräch 
kennengelernt hatte. Durcli ihn und durch die Rpzielningenzu den prote- 
stantischen Fiixsten und Theologen war Hermann immer mehr in evan- 
gelisehes FalirwasBer geraten. Butzer benutzte die Gelegenheit, um 



Digitized by Google 



206 



Iii. Pktzhoif, Politische Gtbchichte 12dOr-1789. 



in den Stödten des Krzstiftes die evangelische Lehre öffentlich zu ver^ 
kändigW« im Dezember liidt er die orste Pnxligt im Bonner Münster. 
Ein Zusanimmarbcittm mit Cropprr, wir der Kr/hisclidf es h'-ahsiclit ii:t 
hatte, stellte sich wegen des Oegen.satzcH ihrt-r th('< 'l' t^i.si lu n Staudpunkle 
als unmöglich heraus. Infolgedessen ließ Herni.iun trotz der Opposition 
im Domkapitel und in der Stadt Köln wdtere protestantische Theologen 
zur Unter.stützung Butzcrs koinim-n. im Mai 1643 erschien auch Ife- 
laiiclitlKni. Der F>zbisch<>f selbst nahm aus innerer Überzeugung zu 
Ostern «las Abendmahl nach evatigclischf m Ritus, ein Teil des Adel> 
und einige Städte, wie Bonn, Linz und Andernach, folgten seinem Bei- 
spiel. Sowohl im Ersstift wieim Herzogtum Westfalen trieben lutherische 
Prediger das Bokelirungswerk. Ab(>r hierdurch wurde der Widerstand 
des Kapitels, der l'nix i rsität, des Klerus und der Stadt Köln noch pe- 
steigert. M iihrend die wolthehen Stände des Landtags zum Erzbischof 
hielten und die von Melanchthon und Butzer verfaßte Kölner „Re- 
formation" im Juli 1643 iumahmen« suchten seine G^ner in Rom, 
am Kaiserhof und bei den geistlichen Fürsten Hilfe zu erlangen. Die 
früher verbreitete Anschauung, daß die Jesuiten, die 1542 mit Peter 
Faber Eingang im Stift gefunden hatten, an dem Kampf gegen den 
Erzbischof hervorragend beteiligt gewesen seien, ist von der neueren 
Forschung widerlegt. 

Welche Aussichten eröffneten sich jetzt infolge der ähnliche Ent« 
Wicklung in Jülich-Kleve und Köln dem Protestantismus, welche Ge- 
fahr drohte dem rlieinisclit ri und dem ganzen deutsehen Kathoüzismus! 
Karl V. hatte sie erkamit. Ais er 1543 zum Feldzug gegen Herzog 
Wilhdm durch das Erzstift kam» machte er dem KuxfiMen in Bonn 
ernste Vorstellungen und verlangte die Entfernung Melanchthons und 
Butzcrs, was ^^ermann standhaft verweigerte. Dio Anwendung von 
Gewalt wollte der Kaiser in seiner großen Behutsamkeit damals noch 
vermeiden. Um den Kölner nicht in die Arme Herzog Wilhelms zu 
treibe, erachtete er es für richtiger, ihn erst nach dessen Unterweifung 
SU ,,zfiohtigen'*. Indes auch nach dem glücklichen (Belingen des jü- 
lichsohen Unternehmens hielten ihn der Krieg mit Frankreich, die 
Spannung mit dem Papst und die dadurch gebotene Rücksicht auf 
die deutschen Protestanten von einem Einschreiten ab, im Erzstift 
wurde die Reformation weiter durchgeführt. Aber jetzt gingen die 
Gegner unter der Leitung Groppers und von Karl V. ermuntm cum 
Angriff über: im Ok}<)b» r 1544 appellierten sie an Kaiser und Papst. 
Verjrt benR bewarb sich der Erzbischof um die Hilf-- der Sehmalkaldener, 
nicht nur der an den Kaiser gefesselte Landgraf von Hessen, auch 
Kursachseu lehnte einen wirksamen Beistand ab. Nachdem Hermann 
einer Vorladung nach Rom nicht Folge* geleistet hatte, wurde or im 
April 154G von der Kurie gebannt und seiner erzbischöflichen Würde 
für verlustig «'rklärt. Obwohl Karl V. ihn vorher darauf lüngewiesen 
hatte, daß die kurfürslliciie Stellung von der kirchlichen Würde ab- 
hängig sei, zögerte er noch immer mit der Absetzung. Im Begriff, gegen 
die Sehmalkaldener zu Felde za »eben, .wollte er die Zahl sdnor Feinde 
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nicht vrniH hrcii und den Krzbisohof isolieren. Tatsächlioli konnl»' 
sirii (licsi r. in Luthers Ansc}iau\iri2oii vom Icidetulen (lehorsaru l>e- 
faiigeu, lueJit zur offenen. Auflehnung gegen das Keiehsoberhaupt und 
zur Unteratöteungr seiner Olaubensgenossen enteohließen. Mit dem 
Sehmalkaldischei^ Ki l' w u sein Scljirk ,il hr^i. ^rlt. Schon nach den 
Erf<'lL'' n in 01)fMdeut.scliland maclite Karl V'. durch einen Machtsjirnch 
der Köhur Heformation ein Ende. Die auf seinen Befeld und unter 
Vorsitz seiner Kommissare zunammengetret^jnen Stände des Stiftes 
fäjj^ten sich Anfang 1547 der Abseteung Hermanns und der Erhebung 
d< s katholi.sch gesinnten Koadjntors Adolif von Schaumburg zum ISte* 
bischof. Kampflos überließ ihm Hermann dm Feld. .\m 2ö. Februar 
1547 verzichtete er in aller Form auf seine Würden, fünf Jahre darauf 
ist er, seinem lutherisciien Glauben treu, in seiner wiedischcn Heiniat. 
gestorben. Im Eizstift und im Hersc^um Westfalen wurde das alte 
Bekenntnis wiederhergestellt. 

Damit war, wie Jülich-Kleve, auch Kurköln für den Katholizi.^mus 
gerettet, der erste Vorstoß des Protestantismus auf den Niederrhein 
war abgeschtagMu Gescheitert war der Reformatjonsversuch in K51n 
durch die Schuld der Schmalkaldener, die Zaghaftigkeit und Schwäch- 
lirlik. ii H<'rmannJ? und durch die Part<*iungen und Spaltungen im 
FJrzstift. Der Augbnrger Religiorisfri<'de von 1555 sicherte den l'urf- 
bestand der geistiiehen Staateji durch den sogena/uite;i geistlicJien Vor- 
behalt, der übertretenden Kirehenfürsten das Reformationsrecht ab- 
sprach und ihrien den Verzicht auf alle ihre Ämter und Einkünfte 
auferlegte. Eine ErnlieninL' <h-^ Rlieinlandes war für den Prote-'tantis- 
mus fortan uline V'erJelzung deä Keligionsfriedens nicht mehr möglich, 
die günstigste Gelegenheit war verpaßt. In Nordwestdeutschland er« 
. hob sich ein formlicher Block katholischer Staaten, neben den geist^ 
lichm TeiTitorien die Henogtüm«r Jülich-Kleve und die Reichsstädte 
K01n und Aaolien. 

Jedoch die evangelische Bewegung ließ sich dadurch nicht hemmen, 
im Gegenteil, sie exTeiohte erst in der zweiten Hälfte des JahrhundertH 
* ihre größte Ausdehnung in den RheitiJanden. Von den kleineren Tei d- 
torien fielen ihr die nas.saui.'^chcn Tcilgebi<'te. Saail)rücken, Pfai/.- 
Sinimeni, Sponheim, die Wild- und Kheingrafschaft, Manderscheid- 
Schleiden, Wied, Sayn und Mors zu. In Kurköin hatte die Restuuraü<jn 
keinen vollen Erfolg, die verstreuten protestantischen Elemente 
schlössen sich allmählich zusammen. Auch in der Stadt Trier kiun 
es 1.559 zu einem Reformationsversuch, der sich mit dem alten poli- 
tischen (.Jepetisatz zwi.schen dem Erzbis^chof und der Bürgerschaft vv- 
quickte. Mit Hilfe des Adels und der Landbevölkerung und gestützt 
auf die niederländisch-spanische Regierung zwang Kurfürst Johann 
von der Leyen die Stadt zur Unterwerfung und die Protestanten zin- 
Auswanderung. Der Anspruch Triers auf die Reichsunmittelbarkfit 
wurde durch einen kaiserlichen Scliiedsapruch von 1580 endgültig 
abgewiesen. 

Freilich voUzog sich damals innerhalb des Protestantismus elr** 
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Scheidung. Zu dem Luthertum und den erasmischen Strömungen, 
die anfangs nebeneinander hergegangen waren, trat seit den vierziger 
Jaiuen in immer steigendem Maße als stärkstes Ferment der Calvi- 
nismus hinzu. Durdi das Erwählungspi inzip und den sohroffen Gegen* 
Mtz SU Rom, durch seine Propagwida und seine straffe Oen^imle- 
verfassung besaß er eine ganz andere Aktions- und Stoßkraft als das 
kompromißhereite. vielfach ♦•rsfarrte und in Quietismus versinkende 
Luthertum und eignete sich besonders für die sogenannten Kirchen 
unter dem Kreuz", d. h, diejenigen Gemeinden, die sich gegen die 
eigenen Regieningen das Daseinsreeht eriiSmpfen mufiten. Zun&ohst 
flutete er von Norden, aus den Niederlanden, in die Rheinlande ein. 
Wallonische FlüchtHnge hatten ilui seit 1545 nach Wesel. Duisburg, 
Aachen und bis in den .siidlichston Teil des Jülicher Landes ge- 
bradit, die Glaubensverfolgungeu in den Niederlanden vermehrten 
diese Etnwanderung von Jahr za Jahr. Infolge ihrer kaufaian» 
nischen KenntnisBe und Fähigkeiten errangen sich die Emigranten 
schnell eine angesehene Stellung in den Städten, und die Rücksicht 
darauf ließ mauclie kathohsche Obrigkeit, wie z. ß. den Kölner Stadt- 
rat, ihnen gegenüber ein Auge zudrücken. An einigen Plätzen ver- 
schmoben die Reformierten mit den Lutheranern, in den meisten 
kam es zwischen ihnen snun Kampf. Während sich im Osten das 
T^iithertum behauptete, gewann am Niederrheiu der Calvinismus die 
übt^rhand. 

Die dogmatischen Streitigkeiten imierhalb des deutschenLuthertums 
führten dem Calvinismus neue Anhänger zu, und seit 1662 besaß er einen 

begeisterten Vorkämpfer und starken Rückhalt in dem Kurfürsten Fi i» d- 
rich dem Frommen von der Pfalz. Mit dem Zustrom ans den Nieder- 
landen traf sich jetzt eine gleichgerichtete Propagat\da von Süden. , 
Aus dun pfälzischen Gebieten drang das reformierte Bekenntnis den 
Rhein hinunter, zumal in das JüUcher Land, wo es in den adeligen 
Unterherrschaften seine Hauptetfitsen fand. Die Seele der Bewegung 
war der Graf von Mörs, Hermann von Neuenahr, der als Herr von Bed- 
burg auch auf dem kurkölnischen Landtag saß. Allmälili< b schlang 
sich ein dichtes Netz reformierter Gemeinden von den Mittelpunkten 
Weeel, Aachen und Köln aus über das jüMchache, klevische, bergisohe 
und kurkölm'sche Gebiet. Später schlössen sich auch die Grafschaften 
W''ied und Sayn dem rcfonnicrten Bekenntnis an. Im tiefsten TJe- 
lif'imiü.s begründet, erlangten die Calvinisten vielfaeli stilLscliweigeudo 
Duldung, in Wesel, Duisburg und anderen Orten sogar den öffent- 
lichen Gottesdienst, in manchen Städten des Herzogtums Belg 
ergriffen sie von den Pfarrkirchen Besitz. Zu ihrer Behauptong und zur 
Stärkung der \\ iderstandskraft schlössen sie sich zu synodalen Organi- 
.•>at innen zusammen. Nachdem 1568 ein Konvent vertriebener Nieder- 
länder zu Wesel die Grundzüge einer Kirchen Verfassung ausgearbeitet 
hatte, fand 1671 in Bedbuig unter dem Schutz Hermanns von Neuen- 
ahr eine erste Synode der niederrheinischen G<'meinden statt. Auf 
der im Herbst desselben Jahres abgehaltenen Emdener Synode wurden 
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«ie mit den niederländischen, ostfiieaischen nnH ntsut^u^ v , 

2U einem Ganzen zu.sanun.nffefaßT ID^o pfätasohen Kirchen 

eine eigene Synode ins T^hftn *r °I ^^^g 



Miemer eigenen Genwateynode Eusammeagetreten. Die AbachheßZf 
Wn das Luthertum wurde dadurch nooh ve»«rkt '''''^^'^'^ 
d.r 1 T.k'''^ Deutschland ein Ausgleich »riaohen 

t ^'f Lutliertums und dL CM^Z 

vld^u^^*^^ Niederrhein im Bekenntnis undTn T 

Verfwsu.., seiner echten ursprunghchen Form. Darum war aS 
die Ver],mdung mit dem calvinistischen Aualand viel na^Z^ mit 
dem innerdeutschen Lutliertuuu Diese SondeSeuJ^ hTie ev^. 
grf«che Kirche der RheinJandc bis auf die Oegemv^t btwS^t Th^ 
^adde und pre^byteriab Ordnung gehen auf die Genera^ tn 

1 ken und "^r"'r "^'"^"^^ des Neb«neinanders von Katho" 
ForLn In konfe.sion.lle Gfegensate hier viel schroffer» 

i-ormen an als im übrigen Deutschland 

ft ThlZ^^' f'f' vereinigten Herzogtümer 

dlrun/K rT v r : AugiJburger Reügions&ieden mxd der Ab- 

häWki. . "''■'^^ ^^''^^^^ aUmähMch aus der Ab- 

^gigkeit von der kaiserl.- l.en Politik und wandt, sich der von Georg 

tT^^^^i^f ""i^li!" ""''"^ "^^ benannten vermittelnden Rieh 
ke ch und "^^^ »einem Hof die Messe ab und gab Laien- 

P^otcstr • ^'''''r^'!' «^i»«^« Dem Voi^ngen de. 

2otf ta. t,s„,us bereitete er keine ernsthchen Hindernisse und Meß in 
aen btadtcn. an den größeren Orten und den Adelssitzen die Ausübung 
d^ VZitf''^ Bekenntnisses zu. Die weltüchen Stände forderten 
ol.rr"?,'"^ Refcmnatian. aber die 1667 verfaßte Kirchen- 
Katrn. J^''" "^'"1^^^^ ^^i'"^ ^est und konnte daher weder 

^athohken noch Protestanten befriedigen. Sie blieb auf dem Papier, 
«»der Herzog seit 1566 durch wiederholte Schlaganfälle körpeHich 
«nd gewtig gelähmt, die Zügel der Regierung vollends aus der Hand 

winnl '?";T """''^ wiUeolosen Werkzeug seiner Rate 

«erabsank. Seitdem schwankte seine Pohfik /wischen den entgesen- 

JrfTi^« '"'^ "^^^ Um seinen jüngeren Sohn 

rirS^SL u 1? fl"<l ^^«'tum Münster zu versorgen, willigte er in 
«ne streng kathobeche Erziehung seiner Söhne, wälirend seine l öciiter, 
tiLlT^ r^Z-^'^gehschc Bekenntnis angenommen hatten, mit pn>te8tan. 

Msclien Pursten vermählt wurden. 

ah ^"'^^^^g des Herzogs trat gerade zu dem Zeitpunkt ein, 

•« m aen Wiederlanden der längst drohende offene Aufstand gegen 
äte spanische Herrschaft ausbrach. Zu seiner Niederwerfung wurde 
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1667 der Herzog Alba von Philipp TT. nach Brüssel entsandt, der hier 
sofort ein blutiges, aller Menschlichkeit spottendes Schreckensregnnent 
eröffnete. Der damit einsetzende 80jährige Unabh&ngigkeitskainpf der 
Mederlande hat die angrenaeaden Rheinlande auf das stärkste in 
Mitleidenschaft gezogen. Die fortwÄhrenden Tnippenwerbungen und 
-durchzüge boider Parteien, gegen die sich alle Maßnahmen der ein- 
zelnen Fiir.st^^n, der Kreise und des Reiches als fruchtlOB erwiesen, 
wuchsen sich zu einer furchtbaren Goifiel für die betn^enen Gebiete 
und ihre Einwohner aus. Und auch politisch madite sieh der Einfluß 
des Krieges immer mehr geltend. 

Um die Provinzen dem katholischen König zu erhalten, eine Unter- 
stützung der Empörer aus dem Reich zu verhindern und für Sich selbst 
die Verbindung mit der spanischen Freigrafschaft nicht su gefShrden, 
mußte Alba ein Überwiegen des Protestantismus in den nordwestdeut- 
schen Territorien mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln verhüten. 
Gegenüber den hcdrohUchen Fortschritten der evangelischen Bewegung 
am Niederrhein drängte sich von selbst der Gedanke eines katholischen» 
Spanien und die altgläubigen Reichsstände umfassenden Bundes auf, 
als dessen Haupt nur Philipp Tl.. der Hort des europäisrhen Katholi- 
zismus und Vorkämpfer der Gegenreformation, in Betraeiit kommen 
konnte. Zum Hauptverfechter dieses Planes in Deutschland warf sich 
der streng kirchlich gesinnte Ersbischof von Trier, Jakob III. ▼<» 
Elta (1667/81), auf, dbm schon die geographische Lage seines Stiftes 
gute Beziehungen zu Spanien empfahl. Mit seinen Bemühungen ver- 
quickten sich die bayerischen Bestrebunpeii auf eine AusgestaUuug 
des uraprünghch auf Süddeutschland beschränkten Landsberger Bundes 
zu einer großen katholischen Liga. Das Ziel war die Begrfindung eines 
festen katholischen Blockes von Bayern ülxr das Rheintal zu den 
spanischen Xiederlnndrn. Indes es wurde trotz jahrelangen 
handelns niciit erreiclit. Das Vorhaben scheiterte an der Opposition 
Kaiser Maximilians II., der seinen Vetter von Spanien im Reich nicht 
fibermächtig weiden lassen wollte, und an der Zwiespältigkeit unter 
den katholischen Reichsfürsten, die in dieser Hinsicht mit ihren evan- 
geUschen StandesgoixDssen wetteifern konnten. Vermochten sich doch 
die drei geistlichen Kurfürsten nicht einmal über die Bujidesobersten- 
stelle am Rhein zu eiiügen! Aber auch ohne Bündnis war der Drude 
den Spanien auf die rheinischen Gebiete ausübte, hart genug. Mit der 
Drohung, snnst die Vornmndschaft über den krank« Herzog W ilhelm 
zu überuchnien, verschaffte Alba arti Düsseldorfer Hof der katholischen 
Partei und den habsburgischen Emfiüssen das übergewidlt. 1870 
begann in den Herzogtömem eine Resktion gegen das Vordringen des 
Protestantismus, unter heftigem Widerspruch der evangelischen Stände, 
die in Kleve, Berg und Mark über die Mehrhc-it verfügten. Auch die 
übrigen rheimschen Fürsten fanden bei der Abwelir der evangelischen 
Bewegung an Philipp II. und tmasa niederländischen Stattbalteni 
stets bereite Helfer. Mit der Thronbesteigung des in Spanien erzogenen 
Kaisers Rudolf U. (1576) lenkte auch die ksiserliche PoUtik im.i(^ 
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Hinter der italienischen Politik und dem Geeensatz 7.1 K.ri v 

r^rsi, lapst t.regor XIII. würdigte die hier liegenden Aiifgalwn nml 
O^a^ren in vollem Umfang. Während der aroi..hn Jat!^ aeS,« 

Ä if^' ^-^^-t.chland. u.e treffend ge"g1 

t tl f7d€«".>»m Vordergrund der Interessen des ValikaL 

hi h 1.^ -^"^ ^^innchtung der Congregatio Germanica, dieinne^! 

halb des Kardinulkollegiuins die drntschen Angelegenheiten zu hL 

Mr Ausbildung junger deutscher Theologen. x\oeh wichtiger war .7 
daß m demselben Jahr 1678 mehrere NiSitien in das Reich Lsciucki 
wurden darunter der frühere Bonner Propst Kaspar Grop^t'^eh 

Kohl. Sie solltrn <h. katholischen Fürstenhäuser in eine engere ^^rl 
derlw«„V^- deutschen Biseliöfc zur Durchführung 

ke ne^e^ T ^"^"^^^^'^ bestimmen. Demi das war ru,ch 
st "üb "f i.^ f^?*^****"-. ^ rheinischen Erzbischöfe 

sn aubttn sich gegen die AblegungdesTWdentiner Glaubensbekenntnisses 

«»-llu ^r""'"''^ "'^"^'^'^'"^'''"^ ^'^"^^"^ P-h tischen Rücksichten 
d^rK 1 ^^''^ 'T^^ ^«"'^"^ ^5Ü7 den Eid, ^T^g?gen 

der Kölner KurfdrBt, BWedrich von Wied, eben deswegen abd^ikte. 
Die Nuntien stießen zunächst auf das größte Mißtrauenl während dw 
Kolner Pestepidemie von 1677 fand der Nuntius Portia erst nach 

flSnÄ^^'^r '"^ ^'^' "^-'^-^ Unterkommen. 

«andinHandmitihnenarbeiteten dir Jesuiten, d.« jetzt aucJi inDeutnch- 
^d die eigentliche Karnpüsstruppc der Gegenreformation wurden. 
Auch waren mcht überall mit offenen Armen aufgenommen worden, 
wahrend dmen der Kurfürst v<,n Trier bereits 1560 eine Niederlassung 
p J^/'^f,?^"?^^^«*!^ «'"^'^'chtete, hatt(m sie in Köhl lange Zeit mit der 
R^rr*^ , ^ ^' r%''™ ""^ übelwollen der Erzbischöfe. des 

^tes und der Umversifcät zu kämpfen. Sie ließen sich indes dadm-ch 

^hon i^l'??^'^ • Unterrichtstätigkeit in Köln hatte 

BCüonJ543 dem Orden seinen Apostel in Deutschland, Peter Canisius 
»US Wymwegen, gewonnen. 1556 mieteten die Jesuiten die mit der 
Universität verbundene Burse und eröffneten iiier eine schneU auf- 
blühende Schule. ..Das theologische Studium beruht fast allein auf 
mnen . urteilte 1561 der Nuntius Commendone. Von der defensiven 
ötarkung der katholischen Elemente schritten sie aUmähüoh zur Offen- 
sive gegen die evangeüsche Lehre. 

«♦iifi'' 7" KathoKosmus innerh'ch gefestigt und nach außen ge- 
stutzt, als „ml 580 das offene Ringen der Konfessionen um den Nieder- - 
d«!'w"!, i'^'T'"' c'insetzte. Sein T5e.-itz w:ir wegen der Nachbarschaft 
UOTWiederlande und des dort tobenden Kampfes für beide Bekennt- 
rawe eine Lebensfrage. Die allgemeine Lage schien beiden Parteion 
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die Aussicht auf den 8ieg zu bieten, aber nach dem Kräfteverhältnis 
konnte der Ausgang kaum zweifelhaft sein. Denn der geeinten, innerhch 
erneuerten und auf die Abreohiuing vorbereite teji röinisohon Kirche 
Bland der Protestantismus gespalten und ohne Führung gegenüber. 

GewiiflennaBen den Auftakt bildet der Strdt um Aachen. Hier 
war die Zahl der Evangelischen dauernd gestiegen, entgegen einem 
1560 erlassenen Statut «Tlanetcn 1574 den Eintritt in den städtischen 
Rat und hal<l üb^r die Hiilfte der Sitze. 1580 beantragten Calvinisten 
und Lutherauer für sich daa li<>cht offeuthcher Reügionsübuiig, worauf 
der Rat eine ausweichende, aber nicht ablehnende Antwort erteilte. 
Damit war das ganze kathnhsche System im Nordwesten Deutschlandl 
bedroht, und deshalb mis« liti n sieli die katbrliscfien Nachbarfürsten, 
der Bischof von Lüttich, die jüliclische Regierung und der spanische 
Statthalter in den Niederlanden, der Herzog von Parma, ein. Auf ihr 
Drängen entschloß sich auch der Kaiser zum Eingreifen, aber seine 
Kommissare trafen erst ein, nachdem die neue Ratswahl zur offenen 
Spaltung geführt hatte. Das herrische Auftreten der Kommissare ver- 
anlaßte die Parteien zu einem Vergleich. Rudolf TT. verharrte bei 
seiner Forderung, die Protestanten von den Ämtern auszuschließen 
und ihio Prediger aus der Stadt zu vertreiben, der Herzog von Parma» 
Lüttioh und Jülich verhängten OewalUnaßnahmen gegen die wider- 
spenstige Bürgerschaft. Da die protestantischen Reiclisstände nach- 
drückhch für ihre t^laubensponossen eintraten, wagte der Kaiser keine 
Exekution, sondern brachte die Sache vor den Reichstag. Hier wurde 
nach langen Verhandlungen eine pari^tisohe Kommission zur gütlichen 
Beübung eingesetzt, die «oh mit ihrer Arbdt keineswegs beeilte; 
unterdes blieben die Protostanten ungestört. Der Aachener Streit 
hatte sich zu einer Machtfrage zwischen IvathoUken und Protestanten 
ausgewachsen, über die nicht allein Kaiser und Reich, sondern die 
politische Konstellation imNoidweeten entachied. Und auf sie wirkte 
eben damals der Kölner Krieg ausschlaggebend ein. 

Im Erzstift Köln war mit der Absetzung Hennanns von Wied die 
Ruhe nicht eingekehrt. Die Zerrüttung der Finanzen, die Gegensätze 
zwischen dem Domkapitel und den Erzbischöfen, deren Weigerung, das 
Tridentiner Glattbensbekenntais abzulegen, und daa Vordringen des 
Protestantismus in den Städten führten immer wieder zu Konfläctoi. 
Friedrich von Wied war 1667 zur Abdankung gezwiingen worden, 
sein Nachfolger, Salentin von Isenburg, leistete zwar sclibeßbeh gemäß 
seiner Walükapitulation den Eid, aber ohne die höheren W eihen zu emp- 
fangen. Er war eine echte Kri^matur» der 1572 als spanischer Obemt 
in den niederländischen Krieg zog, sowie ein guter Verwaltungsbeamter, 
und es war allbekannt, daß er, um zu heiraten und die Regierung seiner 
Grafschaft zu übernehmen, nach ei!\iger Zeit auf Hehw Würden ver- 
zichten wollte. Darum begami der Wettbewerb um seine Nachfolge 
schon früh. Er verflocht sich mit dem Bingen zwischen Protestan- 
tismuB und Katholizismus und den großen politischen Gegenaatsen 
am Niederrhein. 
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Dir katholisclie Partei hatte die Vrtrfifuid. Schon längst hatt<' das 
Haus Baj'ern, an das wegen des religiösen Schwankens Kaiser Maxi- 
milians II. die Führung de» deutschen Katholizismus übergegangen 
war, sein Augmmerk auf die reichen nordwestdeutschen Stifter, zumal 
auf Köln, gerichtet. Herzog Albrecht V. wollte sie dadortA dst röoii> 
sehen Kirche siehern und ziiprieich als sorgUcher Hausvater seinem jüng- 
sten Sohn Ernst eine Ausstattung verschaffen. Nachdem ein erster 
Anlauf geseheitert war. veriiandelte er snf die Kunde von Salentina 
Abdankungsabsichten mit dem Papst, dem Kaiser und vor allem mit 
dem Herzog Alba und fand bei ihm leicht Gehör. Denn der durch den 
niederländischen Aufstand schwer bedrängten spanischen R(>jLMerung 
komite nichts willkommener sein, als eine Rücken- und Flanken- 
deckung duidi die religiös und politisch gleich suTerlas.sigen Wittels- 
bacher. Nachdrückhell und mit Erfolg verwandte sie sich in Wien und 
Rom für die bayerischen Wüiis« Mit Emsts Wahl zum Bischof von 
Hildesheim uuide 1573 die erste Staffel zur Erreichung des großen 
Zieles erklommen. 

Die offenkundigen Hünchener Bemühungen riefen aber auch die 
Protestanten auf den Plan. Eine ge < )ilns.sene evangelische Partei gab 
es im Erzstift nicht. Im Domkapitel saßr>n zwei, höch^sfen drei An- 
hänger der neuen Lehre, zahlreicher waren .sie unt« r den auf dem Kölner 
Landtag vertretenen rheinischen Grafen. Aber auch sie hätten auf 
die Wahl keinen wizksamen Einfluß ausQben können ohne den Rück- 
halt, den sie an dem Verband der Wetterauer Grafen fanden. Zu ihnen 
gehörten als mächtigste die Grafen von Nassau, von Wied und von Sayn, 
ihre Führer waren die Brüder Wilhelms von Oraiüen, die Grafen Ludwig 
und Johann von Naaaau. Für die Versorgung ihrer jüngeren Söhne 
auf die Kapitel der riieimsehen Bistümer angewiesen, wollten diese 
Protestant isolion Dynasten sich den Zutritt zu ihnen nicht sperren 
lassen und diu geisthchen Vorbehalt des Reügion.sfriedens durr h eine all- 
gemcme Freistellung des Bekemitnisses ersetzen. Sie sollte in Kola iliren 
Anfang mehmm. Drahalb suchten die Nassauer Salentin zu bestimmen, 
seine WSrde nicht aufzugeben, sondern Protestant zu werden und zu hei* 
raten, zu seiner Unterstütznri«; verhandelten sie gleichzeitig mit Kur- 
pfalz und mit Frankreich über ein Bündtus. Damit war die Frage nach 
der konfessionellen Zukunft des deutschen Nordwestens und zugleich des 
ganzen Bdchee aufgerollt. Gelang das Vorhaben, so war die reservatio 
ecclesiastica beseitigt und der Kampf um das geistliche Fürstentum 
eröffnet. Mit Köhl errang der Protestantismus die Mehrheit im Kur- 
* fürstenkoUeg, ein protestantisches Kaisertum war dann nicht mehr 
> undoikbar. Der Siddag mußte nicht nur den deutschen, scmdem den 
gesamten Kathollslsmus aufs schwerste treffen. Von der Entwicklung 
im Rheinland hing der Ausgang des universalen Ringens swischen ' 
den beiden Bekenntnissen ab. 

Kurfürst Salentin ließ sich von beiden Parteien umwerben und 
nahm gerne eine von den Nassauern vermittelte franzosische Pension 
an. Indes er verschrieb sich keiner Faktion und führte 1577 seinen 
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alten Vowatz. abzudanla n. aus. Bei der Neuwahl blieb der bayerische 
Prinz trotz der päpstliehen, kaiserlichen und spanischen Empfehlung 
um zwei Stimmen in der Minderheit. Sein glücklicherer Rivale. Gebhard 
Truchseß von Waldburg, war zwar ebenfallB katholisch und wurde auch 
von der Kurie best&tigt. aber da er gegenüber der bayerischen Partei 
von den Wetterauer Grafen abhänt-it: war, bezeichnete ?riiie Erhebung 
f-inon ErfolfT der Freistrllungshf w« punt^. (iebliard zögerte nicht, den 
Streit um die durch den i od Hermanns von Neuenahr erledigte Herr- 
schaft Bedburg zugunsten des protestantischen Grafen Adolf von 
Neuenahr gegen seinen katholischen Nebenbuhler zu entscheiden. Er 
war, wie auch sfin (Jcgiier Ernst von Bayern, eine durchaus weltlich 
gerichtete Natur, ein Lebemann „ohne irgendwelche Eigensciiaften". 
Von einer starken Leidenschaft für eine Stiftedame, die Grifin Agnes 
von Mansfeld, ergriffen, trug er sich schon bald mit dem Gedanken, 
sie zu heiraten und zum Protestantismus überzutreten. Seine ursprüng- 
liche Absinht, dann seine Würde und Regierung niederzulegen, wußten 
ihm seine evangelischen Berater, vor allem der Graf von Neuenahr und 
Johann von Nassau, aosKureden. Weihnachten 1682 kündigte er in 
einer öffentlichen Erklärung seinen übertritt an und gab zugleich das 
evangelische Bekenntnis neben dem katholischen im Erzstift frei; im 
Februar des folgenden Jahres feierte er seine Vermäiilung mit Agnes. 

Der Schritt war poütisch so gut wie gar nicht vorbereitet und ^s- 
halb von vornherein zum Scheitern verurteilt.' In seinem eigenen Terri- 
torium konnte Gebhard nur auf die Minorität im Domkapitel und auf 
dem Landtag sowie auf die stärkeren protestantischen Elemente im 
HerzoRtuin Westfalen recluien. Seine auswärtigen Bundesgenossen 
beschränkten sich auf die schwachen Wetteraoer Herren und den von 
Johann von Nassau gewonnenen Pfalzgralen Johann Casimir, einen 
zwar sehr tatenlustigen, aber ebenso unzuverlä.ssigen und ohnmächtigen 
Kleinfürstcn. Die größeren protestantischen Reichsstände, in erster 
Linie Kursachsen und Brandenburg, waren von Gebhards Vorhaben 
erst kmt vorher verständigt worden. Sie hatten frdlioh den geistUoben 
Vorbehalt niemals anerkannt, aber «nen gewaltsamen Umstura des 
Augsburger Religionsfriedens lehnten sie in ilircr konservativ-quie- 
tistischen Sinnesart unbedingt ab. Sie glaubten genug zu tun, wenn 
sie sich bei dem Kaiser für Gebhard verwandten und aussichtslose 
Vermittlnngsversnche eüileiteten. IMe Bedeutung der Frage für den 
gesamten deutschen Protestantismus erfaßten sie ebensowenig wie die 
SehmalkaldeTier vor 40 Jahren, Sie hatten aus den Ereignissen von 
1543 nichts gelernt. 

Demgegenüber säumten die Katholiken keinen Augenblick. Jctat 
zeigte sich, wie entscheidend die Verbindung mit den dynastischen 
Interessen dos Hauses Wittelsbach war. Aus eigener Kraft hätte sich 
das Erzstift nicht behaupten können. Es war wirkbcli (lahm gekommen, 
wie der bayerische Kanzler schon 1566 geschrieben hatte, „daß .die 
Fürsten und Fürstmäßigen von den hohen Häusern die Erz- und BHiM 
erhalten müssen". Der Ausgang des konfessionellen Kampfes «m 
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Rlu-m ist vor allem durch die großen Mäciite bestimmt worden. 
I)er Papst setzte Gebhard ab, aus den Nieiierlaaden rückten spanische 
Streitkrilftf' ein, das Domkapitel stellte Truppen auf, und der von 
ihm »»iiil)crufont' l.aiidtng orklärff^ sieh gegen Gebhard. Im Mai 1583 
wurde Ernst v^on Bayern einstimmig zum Erzbischof erwählt, den 
evangelischen Domherren ihre Würde genommen, Herzog Willielm 
von Bayern sandte seinem Bruder ein Hilfekorps, so dafi dieser ins- 
gssamt ül)i'r » twa 0000 Manu verfügte. 

Hcbliard Truehseß hatte sicli sehon im Februar in seine west- 
fähsohen Gebiete begeben und hier den Protestantismus eingefülirt. 
IMe Vwteidigung des Brsstiltea uberiieO er sein^ evangelischen An- 
hängern, die sich auf die Plätze Boim, Bedburg und Rheinbe^ stützten. 
Sie erhielten zwar Verstärkung durch die 7 — 8000 Mann Johann Casi- 
mirs, aber dieser war von vornherein durch seine Geldnot gelähmt. 
Da auch das bayeriselie Heer zu kräftigem Vorgehen nicht imstande 
war, spielte sich der Kölner Krieg, wie die meisten Kämpfe dieser Jahre, 
in Hin- und Herzügeii und einer furchtbaren Plünderung des Landes 
durch die zurhtlojsf» Soldateska ab. Als der Pfalzgraf im Okttiber auf 
die Nachricht von dem Tixle s<>ines nmder.s, des Kurfürsten Ludwig 
von der Pfalz, abgerückt war, nahmen die Gegner Godesberg, dessen 
Bing zerstört wnide, and Bonn und hatten damit das ganze Ober- 
.«tift in Kanden. Anfang 15S4 eroberten sie auch Bedburg. Vor ihrem 
Vordringen nach Westfalen flüchtete sich Gebhard, der liier immer 
mehr an Boden verloren hatte, in die Niederlande. Das Herzogtum 
Westfalen wurde von den Bayern besetzt und zur alten Kirche zurück- 
geführt. 

So hatte auch jetzt wieder der Katholizismus auf der ganzen 
Linie gesiegt. 15*^5 wurde Kurfürsst Ernst nach längeren Verhandlungen 
von den protestantischen Kurfürsten anerkannt. Der katholische 
Charakter der Rheinlaode und die katholische Ifejorität im KurkoUe- 
9um blieben gewahrt, der Sturm des Protestantismus gegen den geist- 
lichen Vorbehalt war gescheitert. Ein großer, lückenloser katholischer 
Block in Nordwestdeutöchland ließ sieh zwar wegen des starken, nicht 
auszurottenden protestantischen Elementes in Jühch-Klcve nicht mehr 
herstellen. Dafür ward jetzt hier eine Art vtm bayeriseher Sekundoge- 
nitur begründet. Noch vor der Kölner Wahl hatte Ernst zu Hildesheim 
das Bistum Lüttich erlangt. 1585 traf auch Münster dasu. £ine neue 
Freistellungsbewegung war ausge.sclilo.ssen. 

Der Kölner Krieg war mit der Vertreibung Gcbiiards nidht be- 
ende, er verquickte sich jetzt mit dem niederländischen Flreiheits* 
kämpf. Das Unterstift hatte Erzbisehof Ernst nieht ganz erobern 
können. Graf Adolf von Neuenalir behauptete sieh in der Fest«« Rhein- 
berg, die di(> Rheinübergänge bis zur jüederländischen Grenze beherrschte 
und infolgedessen sowohl für Spanien wie für die Oeneralstaaten voii 
großem Wert war. Darum übertrugen diese dem Grafen 1585 die Statt- 
halterfsohaft von Geldern, und in dem Obersten Martin Schenk von 
Blyenbek, der bisher in spanischen Diensten gefocbten hatte, trat ein 
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wegen seiner Verwegenheit berüchtigter Söldnerführer an seine Seite. 
Im Mai 1585 V)omächtigten sie sich der Stadt Nouß. Da dtus Roich fjegen 
diesen Brucli de» Landfriedens, wie gewöhnlich, nichts unternaiini, rief 
Emst spaoischo Hilfe an. die ihm bereitwilligst gewährt wuid«. Der 
Kampf zwischen Philipp XI. und den al^efaUen«a Provinxen griff'damit 
auf rheinischen Boden über. Schwer hatte das ausgesogene Kölner 
Territorium unter der Kriegsfurie zu leiden, die Bevölkerungszahl und 
der Wohlstand gingen zurück, Handel und Wandel lagen danieder. 
Bereits 1678 hatte die Kaiserliche Propoeition für den Wormser Depu- 
tationstag geklagt» daß alle Kommunen auf dem Rheinstrom au^ce- 
hört hätten. Im Juli 1586 rückte der Herzi^ von Parma selbst vor 
Neuß und nahm es nach kurzer Belagening ein. Bei der Plünderung 
der unglückhchen Stadt feierten die Mordgier der Soldateska und der 
aufgepeitschte konfessionelle Fanatismus wahre Orgien, drei Viertel 
des (Mes wuiden xerstört. Die Bedrt^ung Flanderns durch die 6en«-al- 
Staaten rief den spanischen Feldherrn bald vom Rhein weg, diese Ge- 
legenheit benutzte Schenk, um die ^ r/.hischöfliche Rcfiiden/ Bonn durch 
einen kühnen Handstreicii an sicli zu bringen. Wiederum konnte erst 
ein spamsches Heer sie ihm entreißen, 1590 fiel auch Rheinburg. Aber 
vorher hatte Schenk auf einer Rheininael an der klevisch-geldrischen 
Grenze die Schenkenschanze errichtet und damit den Generalstaaten 
einen neuen Stützpunkt für den Krinp wnd für Raubzüge in das 
kölnische Gebiet gesichert. Beide kriegführenden Mächte, Spanien und 
Holland, schienen sich dauernd in den niederrheinischen Landen fest- 
setzen zu wollen. Adolfs von Neuenahr Gemahlin vermachtedie Grafschaft 
Mörs testamentarisch dem Hause Oranien, der Herzog von Parma ver- 
handelte mit Kurfürst Krnst fil)« r die übergäbe kurköluischer Plätze. 
In der Tat blieben iii ]i< »iiii, X^iiß und Rheinbcrp spanische Besatzungen. 
Neben Kurköhi wurden aucli Jüüch, Kleve und das Erzstift Trier durch 
das fremde Kriegsvolk furchtbar mitgenommen. Auf den Reich»* 
und Kreistagen horten die Klagen und Beschwerden protestantischer 
und katholischer Stände gar nicht auf. die jülich-klcvischen Landstände 
meinten, daß der Türke in Ungarn nicht sciüimmer hausen könne 
als der Spanier bei iluien. Ein Ende der Drangsale war nicht abzu- 
sehen, um so weniger, als mit der jülich-klevisohen Erbfolge (siehe 
Stammtafel) eine neue schwere Krisis über den Niederrhein heraufzog. 

Es ist eine eigentümliche Fügung des Schicksals, daß das Haus, 
das 1521 die ganze Länderma.s.se in seiner Hand vereinigt hatte, schon 
in der dritten Generation erlosch, und die Territorien, die allmählich 
zusammengewachsen waren, nach kaum hundert Jahren wieder aus* 
einanderfielcn. Von den beiden Söhnen Herzog Wilhelms des Reichen 
war der ältere, Kurl Friedrich, 1575, lOjährig, in Rom von den Blattern 
hingerafft worden, der überlebende Johann ^^'iUlelnl hatte darum den 
geisthchen Stand und das Bistum Münster aufgegeben. Indes seine 
Ehe mit Jakobe von Baden blieb kinderlos, und seit 1689 traten bei 
ihm Anzeichen einer Geisteskrankheit hervor, die sich .schm 11 zu völligem 
Wahnsinn entwickelte. Durch Privilegien der Kaiser Karl V.« Ferdinand I. 
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und Maximilian II. war die Unteilbarkeit der Lande und im Falle des 

Ausstfibons des Mannesstammos dio woiblirlio Erbfolge sichergestellt. 
Von seinen vier Töchtern hatte Herzog Wilhelm die älteste, Marie 
Eleonore, an den Herzog Albreeht Friedrich von Preußen, die zweite 
an den Herzog Philipp Ludu ig von Pfalz-NeulniTg, die dritte an den 
Phlzgrafen Johaiui von Zweibrücken \ ( rtnählt ; also iämtllcli an 
evangelische Fürsten. Für die preußische Heirat Marie Eleonon ris hatte 
sieh merkwürdigenveiso nanicntlich der Herzog von Alba t iiiL'rsctzt, 
um die von ilun beargu öimte protestantische Prinzessin aus dem Lande 
sa bringen. In ihrem Ehevertrag vom 14. Dezember 1572 war ihr und 
ihren Erben beim Erlöschen dw m&nnlichen Linie ausdrücklich die 
Nachfolge in den Herzogt ümrrn zugesprochen worden. IX incrrmäß hatten 
i)ne Schwestern und deren <;.itten bei ihrer Heirat einen Verzicht zu- 
gunsten Marie Eleonorens au.sgestellt. Aber dieser Verzicht wurde schon 
bald von ihn«i angefochten, da das ihnen bei der Unteraeiohnmig nieht 
vorgelegt«^ kaiserliche Privileg von 1546 nur von den mäimbchen Erben 
einer Erl)tochter handelte und Marie Elcoiior' iis Söhne schon bald nach 
der Geburt wieder gestorben waren. Der zweite Schwiogcr.suhn, der 
Henog von Keaburg, der mannliche Nachkommenschaft bMaß. folgerte 
daraus, daB derErbanspruoh nach Marie SSleonorens Tod auf seine Ge- 
mahlin vmd deren Söhne übergehen müsse. In König.'^berg dagegen 
hielt man 8ich an den Wortlaut des Heiratsvertrags. der zwischen 
mannhchen und weiblichen Nachkomiucn nicht unterschied, und forderte 
das Erbrecht für die älteste Tochter Amia, die 1604 dem Ifarkgrafen 
vaad naobmaligea Kurförsten Johann Sigismund von Brandenbuig 
angetrant wurde. 

Man kann diesfu Erbstreit nicht als fine dt-r vielen iMTÜditicti'ii 
„querelies alleinandes" abtun, deun hinter ihm verbargen sicJi die großen 
pofitischen und rdigiSsen Gegenaatse dieses Zdtalters. Die vereinigten 
HerBOgtnm» waren, abgesehen von der kleinen Grafschaft Märo, d«r 
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einzige Laienstaat »wischen den rlicinisclien Erzstiftern und den weat- 
fäljFr>hon Bistümern. In ihnen rangen das katholif?c}ie und evangelische 
Bekenntnis um die Herrschaft. Der Grundsatz „cuius regio, eins 
religio'« war hier nicht durchgedrungen. Obwohl unter dem Einflaß Albas, 
d« Nuntien und des Kölner Krieges die gegenreformatorisehen Twiden- 
zen verstärkt waren, behauptete sich der Protestantisnins, zumal in 
den Städten. In Mark und Ravensberg verfügte er über eine große 
Mehrheit, nur in Jülich war er iu der Minderzahl, in Berg und Kleve 
hielten Biofa die beiden Parteien ungefähr das Gleichgewicht. Für sie 
und für den gesamten Kampf der Konfessionen hing unendlich viel 
davon ab, nb die Lande einem katliolischen oder einem protestantischen 
Fürstenhaus zufallen würden. Hieran war auch Spanien auf das stärkste 
interessiert. Gemäß seiner bisherigen Politik wollte es an der Schwelle 
seiner niederländischen Provinzen keinen großen protestantischen Staat 
aufkommen lassen, der ihm die Verbindung mit dem Reicli abschneiden 
konnte. ,,Es muß alles geschehen, um Kleve katholisch /,u erlialten", 
hatte bereits 1571 ein spanischer Diplomat geschrieben, und der Herzog 
von Parma traf seit 1689 Vorkehrungen, um den Übergang der Lande 
an die ketzerischen Scluviegersöhne des Herzogawi verhindern. Gleichzeitig 
drängte die Madrider Regierung den Kaiser zu Gegenmaßnahmen. Sie 
regte die Vermähluncr der vierten, soeben verwitweten Tociiter Wilhelms 
mit einem Erzherzug an, und Laisächlich verheiratete sie sich 1601 mit 
einrai unebenbfirtigen Habsburger, dem aus der Ehe Erzherzog Fer^ 
dinands mit Philippine Welser abstammendtMi Markgrafen Karl von 
Burgau, f)}ine, wie ihre Sehwestern, einen Erbverzicht auszustellen. 
Zudem bot sich dem Kaiser die MögUchkeit, beim Aussterben des 
Mtumesstammes die lündermaase als erledigtes Lehen einzuziehen. Da 
um dit selbe Zeit (1598) PhiUpp II. die südlichen, unter seinem Zepter 
verbUebenen Niederlande sein<T Tochter Isabella und ihrem Gemahl, 
Erzherzog Albert, als selbständiges Fürstentum übertrug, tauchte die 
Perspektive eines großen habsburgischen Blockes im Nordwesten am 
poütischen Horizont auf. Ihre Verwirklichung konnten weder die 
Generalstaaten noch Frankreich zuhv^sen, das Heinrich IV. soeben aus 
dem Chaos der l'rlitrions- und Bürgerkriege wieder zu einem entscheiden- 
den Maclitfaktor der europäischen Politik erhoben hatte. Das herr- 
sehende Weltsystem des 16. und 17. Jahrhunderts, der Gegensatz zwi- 
sclien Habsburg und Frankreich, zog auch die jülich-Uevische Erbfolge 
in sein" Kreise. Bei der kläglichen Wehrlosigkeit und finanziellen Zer- 
rüttung der Herzogtümer und bei der Ohnmacht der Anwärter war es 
von vornherein klar, daß der Streit nicht ohne die groß(>n Mächte ent- 
schieden werden würde. Die niederrheinisohe Frage ging in der euro- 
pSttSchen Politik auf. 

Das Vorspiel bildete der noch vor dem Tode Wilhelms des Reichen 
(ö. Januar 1592) einsetzende Str« it um die Vormundschaft über den 
regiernngsunfähigen Johann Wilhelm. Sie beanspruchten die drei 
Schwiegersöhne, wobei für den ebenfalls geisteskranken Herzog Anneohlb 
Friedrich von Preußen sein Vetter und Kurator Georg Itiedricih- v<m 
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Ansbach eintrat. Jedoch stießen sie aaf den Wideratand der in der 
Mehrzahl kathol.srhen Räte, die schon unter Willielm das Heft in der 
T ^ J'^"'"' ^^•^'•'•schsüchtigen Herzogin Jakobe und der 

Landstandc die zur Befestigung ihrer Recht« eine Teihmhme an der 
Regentschaft verlangten. l^Tach' langen wecliselvoUen Kämpfen, in 
deren Verlauf Jakobe auf Anstiften des Führe» der katholischen 
Kate, des Marsehalls Sehenkn-n , rTmordct wurde, gelangten die K&te 
geinemsam mit de« Herzogs zweiter Gemahlin, Antonie von Lothringen 
m den aUeinigen Besitz der Regentschaft. Der Streit um das Erbe w ar 
damit keinen Schritt weitergekommen, sondern nur bis zum Tode 
Johann U ilhelms vertagt. 

Jetzt meldete sich noch ein neuer Anwärter in dem Hause Sachsen. 
Ihm war, wie wir schon sahen, norh vor der Vereinigung von Jühch und 
;Berg mit Kleve-Blark von Kaiser .\IaximiÜan I. die ^'aciilblge in JüÜch- 
«erg naeh dem Aussterben des jölichschen Msimesstammes verbrieft 
worden, und dem mit Wilhelms des Reichen Schwester vermählten 
Kurfürsten Johann Friedrirh dorn Großmütigen und seinen Nach- 
kommen hatte Karl V. 1544 das Erbrecht in den (Jesamtlanden zuge- 
sichert. Beide Privilegien waren zwar durch die widersprechenden 
kaiserlichen Zusagen an Herzog Wilhelm durchlöchert worden und bei 
den V\ ettinern lange Zeit in Vergessenheit geraten, aber jetzt holten sie 
sie wieder hervor. Getreu der kursädisisf h, n Grsamtpolitik suchten 
ne den Anspruch nicht, wie die übrigen Prätendenten, gegen den Kaiser, 
•onoem in engem Anschluß an (toterreich duvchzusetzen. 

Das schwache Regiment der Räte war weder gewillt noch im- 
stande, die Lande aus den an iliren Grenzen tobenden niederländisch- 
spanischen Kämpfen auszuschalten. Viehne'hr wurden sie jetzt gerade- 
M »tt einem Nebenkriegsschauplatz. 1597 entriß Moritz von Oranien 
den. Spaniern Rheinberg. Daraufhin erhielt im folgenden Jahi« der 
General .Mendoza von Madrid den Befehl, den wichtigen Platz wieder- 
zuerobern und, wenn er sieh auf hoIläiKliselx m Boden nicht festsetzen 
könne, die Winterquartiere in den anstoßenden niederrheiniseli-west- 
wuschen Gebieten zu bezieh«i und dort seine uubezaLilten Iruppen 
durch Kontributionen und Brandsohatsung zu ernähren. Er führte 
den Auftrag aus. Rhein})erg wurde Ende 1598 genommen, und da ihm 
Moritz den Einfall naeli Geldern sperrte, wurde die spaniselie Armee 
»uf Kleve, Mark und das Bistum Münster verteilt und hauste hier 
wahrhaft ffirohterlich. Soweit ihre Macht reichte, wurde der Protestan- 
tismus ausgerottet oder wenigstens seiner Prediger beraubt und das 
Kafliolisfhe Bekenntnis gewaltsam Wiederherges teUt. Die Reiehskreise 
tonnten sich lange nicht über ein Einschreiten gegen denLaiidfriedi ns- 
bruch eim*gen. Als endlich im ^um 1599 Hessen, Ansbach und Braun- 
Bchweig einen Heerhaufen zur Vertreibung der Spanier aufboten, 
waren die Eindringlinge bereits abgezogen, hielten aber eine Reihe 
kievist fii r Städte besetzt. Bei der Belagerung von Rees liefen die deut- 
Bchen Söldner auseinander. 

Vorher hatten wiederum die Spanier dem evangelischen Begimcnt 
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in Aachen ein Ende gemacht. Gegen das 1593 erlassene kaiserliche 
Urteil, daß alle Neuerungen zu beseitigen seien und das Statut von 1560 
wieder in Kraft treten aolle, hatte der Rat an den besser zu ualurnchten- 
den Kaiser und an den Reichstag appelliert. 1608 verh&ngte Rudolf IL 
die Acht fiber die Stadt und beauftragte Köln, Trier, Jülich und den 
Erzherzog Albert mit der Exf laitimi. Vor den horaiirückendon Spa- 
niern crloscli der Mut der Bürgerschaft. Die unter Leitung der 
kaiserlichen Kommissare abgehaltenen Neuwahlen ergjtben einen a«a- 
eohließlich katholischen Rat. Das kotholiBohe Bekenntnis wnide wieder 
alleinherrschcnd, der protestantische Gottesdienst verboten. 

Anir''si( hts dieser Lage der Dinge waren die Aussichten der evan- 
gelisciu n Auwcärter auf das jülich-klevischeErbe alles andere als günstig. 
Aus ihrer Zahl traten Brandenburg und Pfak-Neuburg immer mehr 
In den Voidergnuid, aber beide konnten bei der eigenen Machtlosigkeit 
ihre Ansprüche nur mit fremder HiKe verwirklichen. Der junm^ Pfalz- 
graf Wnlffjang Wilhehn. dem seine Mutter ihr Erbrecht übertrug, 
hatte rührig und betriebsam überall angeklopft und sowohl nut dem 
Kolser, dem König PhiUpp m. von Spanien und Erzherzog Albert 
wie mit den evangelischen deutschen Fürsten Fühlung genommen. 
Kurbrandenburg (hii^cp' ti rirlitete seine Augen lediglicli auf die Pro- 
testant isohc Aktionspartei, auf die Generalstaaten, auf Kurpfalz und 
das hinter beiden stehende Frankreich Heinrichs IV. 1605 wurde ein 
Bündnis mit Holland auf drei Jahre vereinbart und der Sobn Johann 
Sigismunds mit einer kurpfälzischen Prinzessin verlobt. Aber schon 
bald kehrte die in sich gespaltene, durch Finanznot und die Ausein- 
andersetzungen mit den Ständen gelähmte Regierung zu der übel an- 
gebrachten Taktik des Abwartens und Stillesitzens zurück. Sie fand 
nicht «nmal den Entschluß, der 1608 von den Pfälzem und ihren Oe- 
•sinnungsgenossen abgeschlossenen Urüon beizutreten. Als am 25. März 
1609 Johann Wilhelms trauriges Leben zu Ende ging, hatte Kurfürst 
Johann Sigismund weder ein Heer noch die nötigen Geldmittel zur 
Dumdifechtang seines Anspruches • zur Verfügung. 

Auf die T< nlesnachricht sandte er seinen Bruder, den Markgrafen 
Ernst, als seinen Vertreter an den Rhein, und noch vor dessen Eintreffen 
ergriff auf Grund früiier ausgestellter Vollmachten ein klevischer Ritter, 
Stefan von Hertefeld, formell für Brandenburg von den Landen Besitz. 
In JfiHcfa stieß er auf Beauftragte Neubnrgs, die dieselbe Handlung 
vornahmen, und kurz darauf erschien Wolfgang Wilhelm in eigener 
Person. Die sofort versammelten Stände der Herzogtümer verhielten 
sieh zunächst abwartend und traten nur für die Erhaltung der Einheit 
der Lande ein. So hatten diese zwei Besitzer, von denen keiner stark 
genug war, den anderen zu vertreiben. Jlk, sie sahen sich sogar zu einer 
gewissen Bundesgenossenschaft gezwungen durch die feindselige Stel- 
lungnahme des Kaisers, der die Regierung bis auf weiteres der Heri^ogui- 
Witwe und den Raten übertrug und die Prätendenten zur Entscheidung 
über ihre Ansprfiohe vor sein Gericht lud. In der Durchführung ieiOM 
Mandates war Rudolf H., wie immer, höchst langsam, erst nach der 
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BeritBergreifung durch Brandenburg und Neuburg langten seine Kom- 
missare m Jubch an Bri der Ohnmaoht dor Anwärter bestand die Oe- 
fal^ daß das Hans Östrrreich die Territorien an sicli bringen weide 
und hiergegen konnten die Jieuerber mcht einzeln, sondern nur gemein' 
«am JVont maohen. Es ist das Verdienst des Landgrafen Moritz von 
Holsen. Markgraf Emst und Wollig Wilhelm hiervon übermrt 
und zu einem Vergleich bestimmt zu haben. In dem Dortmunder v5- 
trag vom 10. Juni 1609 vereinbarten sie, ohne dem Erbrocht vorzu- 
greifen, eine geraeüisame Regierung bis zum gütüchen oder rechtlichen 
Austrag des Erbeitreites. Als die beiden Foisten darauf zusammen 
nach der ihnen bisher veraohlossenen Hauptstadt Dfisseklorf zogen 
nötigte die bewaffnete Bürgerschaft die Räte zur Öffnung der Tore! 
Die klevisch-märkischen Stände leisteten in Duisburg, die jülich- 
bergischen in Düsseldorf den „posaidierendeu" Fürsten die Huldigung 
gegen die Bestätagung ihrer Rechte und Gewährung der Religions- 
freiheit für die drei christlichen Konfessionen. Es ist wohl nicht Sttviel 
gesagt, wenn man darin den ersten Ansatz zur Toleranz erblickt. 
Auch der Pfalzgraf von Zweibrücken verstand sich zur Anerkennouff 
des, Vergleichs. 

Es war aber auch höchste Zeit zum Handebi gewesen. Denn in- 
zwischen hatte der Kaiser den Dortmunder Vertrag für nichtig erklärt, 
und unmittelbar nach dem Einzug in Düsseldorf übergab der Kom- 
mandant der Feste JüUch, Johann von Rausclienberg, den wichtigen 
Plata mit seiner Besatzung von 7—900 Hann den kaiserUchen Kommis- 
saren und richtete hier eine kaiserhehe Regierung ein. Als ihr Haupt 
erschien im Juli der ehrgeizige und tatendurstige Erzherzog Leopold, 
J^^»*<iolf II. vor seiner Abreise gelol)t hatte, mit Einsetzung seines 
Lebens für einen ehrenvollen Ausgang der Jülioher Sache zu kämpfen. 
Seinem im Namen des Kaisers erlassenen Gebot, bei Strafe der Reiohs- 
acht die Lande zu räumen, verweigerten die Possidierenden den Gehor- 
sam. Damit schien der kriegerische Zusammenstoß unausAveichlich. 
aber bei den mangelhaften Rüstungen auf beiden Seiten lag die Ent- 
scheidung nioht bei ihnen, sondern bei den europäischen Mächten. 

Während der Erzherzog von Spanien und der katholischen Liga 
nur leere Vertröstungen erlangte, eröffneten sich den Possidierenden 
bessere Aussichten. Nachdem Brandenburg seinen Beitritt zur Union 
endlich^ vollzogen hatte, verpflichtete sich nicht nur diese, sondern 
Mich die Generatotaaten, Engjand und Frankreich zur Unterstützung 
der Fürsten. Damit hatte sich nach Kosers treffenden Worten „das 
ganze nirlitspanische Westeuropa mit dem deutschen Protestantismus 
für die Behauptung des Niederrheins gegen das Haus Österreich soU- 
dansoh erklärt". Der Führer der Koalition war König Heinrich IV., 
der schon im Mai geschrieben hatte, „wenn Spanien und Erzherzog 
Albert den Ubergang der Lande an einen Freund Frankreichs verhindern 
wollen, so \\ird unzweifelhaft der Krieg wieder ausbreclien und eitlen 
neuen Kj-ieg erzeugen". Eben damals war ja der niederländis. iie Auf- 
stand durch einen zwölfjährigen Waffenstillstand zuungunsten des 
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kntliolischen Königs Ijrcndf't worden. Die große Frage war jetzt, ob 
sich der neue Kampf auf .liilicli lokalisieren od<T oh or den allgemeinen 
Krieg gegen Hababurg entfes.sehi würde, in dem mit dem Gegensatz 
zwiscdben ProtestantiBmus und Katholmemiu Kugldch der fraDotösiech- 
habsburgische Antagonismus ausgetragen werden mußte. Darüber waren 
sich die Verbündeten niclit einig und wohl aucl) Heinrieh TV. selbst 
noch nicht klar, aber es fehlte nicht viel, daß das welthistorische Ringen 
.ftDi Rhdn seinen Ausgang nahm. Ehe die letzte Entscheidung fiel, kurz 
bevoTflicli der franzSsisdie König zu seiner anderOstgrense versammelten 
Armee begeben wollte, ward er am 14. Mai 1610 von Ravailloc erdolcht. 
Da die vormuiidsehaftliche Regierung seiner Wit\\(' ^laria von Mf-dici 
die von ihm eingeschlagene antispanische PoUtik fallen ließ, bescliränkten 
sich die bereits eingeleiteten kriegerischen Operationen tatsächlich auf 
die V«rtreibving der Kaiserlichen aus Jülich, danach wurde in beiden 
Lagern abgerüstet. T)nr Ausbrueh des großen Krit war noch einmal 
verhütet, oder, richtiger gesagt, hinausgr-.cchohen. Er hat sich nielit 
am Niederrhein, sondern acht Jahre später in Böhmen entzündet. 
Der Jüiioh^ Erbfolgestreit war vorlaufig für Brandenburg and Neu- 
bürg gewonnen. 

Daran änderte auch die jetzt vom Kaiser vollzogene Belchnung 
Kursachsens mit den lÄndem nichts. x\llerdings wicli Kurfürst Johann 
Sigismund vor den ^haisoben Drohungen so weit zurück, daß er in 
dem Jfiterboger Vergleich vom M&ns 1611 vorbehaltlich der ZuBtim- 
mung Kt iihurg^ den Wettiner als Dritten in die Gemeinschaft der 
Possidierenden aufnahm. Da aber der Pfalzgraf Einspruch erhob, 
wurde das Abkommen mcht ausgeführt. Es trug nur dazu bei, das 
von Anfang an vorhandene Mißtrauen zwischen den Possidierenden 
zu steig^. Beide betrachteten den Dortnmnder Vertrag bloß als du 
Provisorium und strebten nach dem alleinigen Besitz. In der Regierung 
der Herzogtümer machten sich die Reibungen besonders auf kirelilichem 
Gebiet geltend. Während der streng lutherische Pfalzgraf den Refor- 
mierten nur widerwillig die Beligionafreiheit gestattete, begünstigte 
sie Brandenburg immer offensichtlicher. Der persönliele- Q egensatz 
verschäifte sich, als der brandenburgische Statthalter Markgraf Eritst 
1613 durch den Kurprinzen Georg Wilhelm abgelöst wurde. Nachdem 
ungefEhr gleichseitig, aber völUg unabhängig vonemander. der Pfalzgraf 
zum katholischen Glauben, Johann Sigismund aum Calvinismus fiber- 
getreten war, war das Kondominium nicht mehr aufrechtzuerhalten. 

1614 schritten beide zur Gewalt, der Kurfürst schloß mit Holland, 
sein Gegner mit Spanien ein Bündrüs. Von VVolfgang Wilhelm herbei- 
gerufen, besetzten spanische Truppen Aachen. Düren, MOlheim, Rhein- 
berg und We.scl, wogegen die HolliLndcr unter Moritz von Oranien in 
Rees und Emmerich einrückten. K.s hatte den Anschein, als ob sie trotz 
des Waffeiistillstandes ihren alten Kampf auf rheiniseliem Boden ^\^ede^ 
aufnehmen würden. Dazu wollten indes sie selbst und die großen Mächte 
es nicht kommen lassen. Fraiikieich und England waxfen sich ins Jfi1*t«l 
und erzwangen gememsam mit den Generalstaaten am 12* November 
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)?^*J" "^'»^n Vertrag zwischen den x ««».«.wawon. 

Grundsätzlich wurde die Einheit der Territorien aurh jetzt gewahrt 
6m Besitzrecht büeb gemeinsam, und die Gesuintemkünfte sollten zu 
gleicbeii HiUf ten geteilt werden; nur die Landesverwaltung wurde ge- 
trennt. Entsprechend den Besitzverhältiiiaaen vor der Vereinigung 
der Lande erhielt Brandenburg das Jh rzu^tum Kleve, Mark und RavenS 
berg mit dem^ kleinen Ravenstein, der Pfalzgraf das ^ ertvollore Jülich- 
Berg. Auoh dieser Vertrag war «iederum nur ein vorläufiger, und beide 
Fürsten gaben den Anspruch auf das Ganse nioht auf, aber die liier 
bestimmte Teilung und Abgrenzung ist im weeentUchen in Kraft «- 
blieben. ® 

Pie Einheit des niederrheinisch-westfälischen Territoriums war 
vnwiederbringlicli dahin. Der jülich-klevische Erbfolgostreit ist durch 
den Vertrag von Xanten bis auf einige Nach.spu le abgeschlossen 
worden. Be.sclnvoren war durch ihn endgültig auch die Gefahr, daß die 
Rheinlande zum Herd des unabwendbaren allgemeinen Krief^es werden 
Würden. Das Trachten des Hauses Habsburg, die Herzogtiinier seiner 
Hansmacht anzugliedern und diese bis an und über den Rhein auszu- 
dehnen, war vereitelt, dafür hatte Brandenburg am Strome Fuß gefaßt. 
Es war entschieden, daß sich hier kein großer gesehlossener Territorial- 
staat und kein fester i<atholis(;lier Block bilden konnte, und daß das 
katholische System in Nordwestdeutsclüand durch diese konfessionell 
gemischten Lande durchbrochen blieb. Darin liegt die große Bedeutung 
des Xantener Vertrages fiir die rhänische Geschichte. 

Der Kleinkrieg ging freilich weiter, sowohl auf religiösem wie auf 
politischem Gebiet. Die Spanier liatten die Gelegenheit benutzt, um 
m Aachen dem wieder hochgekommenen Protestantismus endgültig den 
Garaus zu machen. Die Ausweisung der Evangelischen schlug dem 
Wirtschaftsleben der Stadt, insonderheit dem aufblühenden Kupfer- 
gewerbe, .schwere Wunden. Obgleich der VertrnEi von Xanten die Räu- 
mung 4er Herzogtümer von den fremden l'ruppen bestimmte, dachten 
HollindiBT und Spanier nicht daran. Die^e blieben in dem brandenbur- 
gischen Anteil in Wesel und besetzten 1616 dsau noch Soest und Lipp- 
stadt, jene gaben ihre Stützpunkte im JüHcher Iizode nicht auf. Da 
sich mit ihrem unüberbrückbaren Gegensatz der immer mehr zur Ent- 
ladung drängende Zwist zwischen den Religionsparteien im Reich 
▼erflocht, koüite es keinem Zweifel unterliegen, daß der heraufsdehenda 
Kri^ die Rheinlande nicht unberQhrt lami wexde. 
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Viertes Kapitel (1614-1769). 

Die Rhmnlande als Objekt derintemstionalen Politik. — Der Dretfiigjähhge 

Krieg. - Die Abwickhu);; > jiilirli -kli-\-i<rhen Streit-es. — Der Reichs- 
geilanke und diu UnionsbestrebunseQ am Kheio. — Frankreichs Trachten 
nach der Rheingrenzo. — Rheinbund und hoUftndiwhar Krieg. — Di» 
Reiinioncn. — Die Kölner Wahl von IfiSS und der dritte Raubkripf?. ~ 
Die bergische Frage, österreichischer Erbfolge- und Siebenjähriger Krieg. — 
Die letoten EnfaisoholBwahleii in Köln und Trier. — Herftofriehen einer 

neuen Zeit. 

Die jülich-klevische Erbfolge bezeichnet die letzte große territoriale 
Krisis, die vor 1794 über die Rheinlande hercingebroclien ist. Ilire 
Löaunp rMUnprach der allgemeinen Entwicklung, die sie seit dem 
13. Jahrliundert genommen hatten : die territoriale Zersplitterung wurde 
nicht behoben, sondern durch die Trennung der Teretnigtoi Hersog- 
tümer aufs neue gesteigert. Auch die religidee Spaltung blieb beBtehen, 
weder der Katholizismtis noch der Protestantismus konnte fortan axd 
•die Eroberung und Alleinherrschaft rechneu. Insofern ist mit dem Ver- 
trag von Xanten die territoriale Geschichte der Rheiiilande bis zur 
FranzSeischen Revolution im weBemtliohen abgeschlossen. Eänschnei» 
dende Verschiebungen sind seitdem nicht mehr erfolgt, SU einem Kn^ge 
ist es wegen der Besitz Verhältnisse nicht mehr gekommen. 

Dafür sanken jetzt die Rheinlande vollends zu einem Objekt der inter- 
nationalen Politik horab. Seit 1250 hatte sie die rheinische Entwick- 
lung maßgebend beeinflußt» in die Kämpfe um die Wende des 16^ und 
17. Jahrhunderts hattoi sieh die großmi europäischen MSdite unge- 
mischt und sie nach ihren iitercssen entschieden. Selbst über seine 
Geschicke zu bestimmen, machten dem Rheinland seine Zerklüftung 
und Machtlosigkeit unmöglich. Ebensowenig konnte das verfallende 
Reich und seine schwache Zentralgewalt mit Nachdruck und Aussieht 
«nf Erfolg eingreifen« selbst der Wille dazu war vielfach nicht vorhanden. 
Wenn ganz Deataohland jetzt das Schlachtfeld Europas wurde, so 
gilt das vor allem von den Rheinlaiiden, die drei Großmächten. ?^panien, 
Frankreich und Holland, benachbart waren. Kast alle die Koalitions- 
kriege des 17. und 18. Jahrhunderts sind auf ihrem Boden ausgetragen 
worden. Der Dreißigjfihrige Krieg mit seinen Nachsinelen, die Raub- 
kriege Ludwigs XIV., der spanische, pohiische und österreichische 
Erbfolgekrieg sowie der Siebenjährige Krieg bilden eine })einnhe \ni- 
unterbrochene Kette von 1618 bis 1763. Hatten früher die unaufhör- 
lichen Fehden zwischen den einzebicn Territorialherren eine friedliche 
und stetige Entwicklung immer wieder gestört und unterbunden, so 
war das jetzt in nocli viel höherem Maße der Fall. Söldnerheere aus 
aller Herren Länder, der Auswurf aller Völker haben das Rheintal 
durchzogen und gebrandschatzt. Unsägliches hatte es auszustehen, 
und che unzertremüichen Begleiter des Krieges, Hunger und Seuche, 
taten das fibrige, um die einst so blühenden Lande su verwüsten und su 
veröden. Die rheinische Geschichte dieser Periode ist eine wahre Leideos- 
gesohicbte. 
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j> . .^'"'V^^'" Dreißigjährigen Krieg u urden sofort die niederrhemischen 
Gebiete betroffen, wo Spanien und Holland sifh sclioi, v..rlior Ausfalb- 
tore und Faustpfänder gesichert Jiatten; sie wurden geradezu oin Neben- 
floiiaiip]^ ihres Ringens. Der Etniaitt Schwedens und Frankreichs 
in den Kneg rifi die ganzen Rheirüande in dessen Strudel, Neben den 
holländischen und spanischen Truppen hausten und wüteten liier 
Kaiserliche, Schweden, Franzosen, Bayern und die fürstlichen Kon- 
dottieren. Die zeitgenössischen Schauerberichte über die Greuel und 
Verheerungen in Deutschland sind, wie die neuere Forschung festge- 
stellt hat. nicht zu verallgemeinern und für manche Gegenden stark 
übertrieben. Aber die Rheinlande, in denen der Krieg seit 1683 
ijie aufgehört hatte, zählten unzwcifelliaft zu den am mei.^ten heim- 
gesuchten und geschädigten Gebieten. Das Maß des Elends war lüer 
gerüttelt voU. Pfalzgraf Wolfgang Wilhehn klagte 1636 dem Kuser, 
daß im Herzogtum Berg von der Bevölkerung kaum noch ein Sechste! 
übrig .sei. Die rheinischen Fürsten waren allesamt zu sehwach, um 
üir Land vor den Kriegshorden zu schützen, der Anschluß an 
4ie eine oder andere Partei bewahrte sie davor ebensowenig wie 
<lie mehrfach versuchte Neutralitätspolitik. Ein selbständiges Auf- 
treten konnten sie sich erst recht nicht gestatten. 

Die traurigste Rolle spi(>lte der .streit.süchtige Erzhi.schof von 
TWer. PhiUpp Christoph von Sötern, der zugleicJi das Bistum Speyer 
innehatte. 1625 hatte ihn Spanien auf Grund eines angebhchen 
Vogteirechtes zum Verziclit auf die oben in Besite genommene Abtei 
St. Maximin genötigt; als er 1630 wegen seiner Steuerforderungen 
mit seincÄti Ständen und Städten in Konfükt geriet, maßte sich 
der katholische König aucli über die Stadt Trier ein Schutzrecht 
an und legte zu ihrer Verteidigung gegen den Erzbischof eine Be- 
satzung hinein. Der Kirchenfürst warf sich daraufhin Schweden und 
Frankreich in die Arm<> und öffnete den Franzosen 1632 außer dem 
speyerischen Pliihppsburg die Feste Ehrenbreitstein. Die Stadt 
Trier wurde von ihnen den Spaniern entrissen, aber nach drei ' 
Jahren bemächtigten nich diese duioh einen Handstreich ihrer 
aufs neue. Der Erzbischof wurde gefangengenommen, des Hoch- 
verrats bezichtigt und bis 1645 in Wien in Ge\sahrfam ge- 
nalttti. Sein Stift hatte seine Abenteurerpohtik mit dauernder lle- 
satzimg und Kriegsnot m bezahlen. Philipp Christoph gab seine üra- 
tnebe auch nach seiner Freilassung nicht auf. noch in seinem lotsten 
Lebensjahr knüpfte er 1651 Verhandlunfrrn mit Frankn ich an, um .sein 
Erzstift vom Reiche zu lösen und unter franzö.sische Oberhoheit zu 
fwingen. Indes diese nichtswürdige Haltung stellt nur eine Episode 
m der Tri( rer Geschichte dar. Seine Nachfolger haben damit vöUig 
gebrochen, bis gegen Ende des 18. Jahrhunderts ist die Politik Kur- 
triers reichstreu und kaiserfreundhVh tTf-hlifluti 

Der Westfähsche Friede, der dem Dreißigjäluigcn Krug ein Ziel 
«etzte, hat an der Karte der Rheinlande nichts geändert und das 
JNebeneinander der Bekenntnisse hier wie im ganzen Reich Sanktioniert. 

OeMWahto d« BhelDliad««. I. U 
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Für den Besitzstand der geistlichen Güter und für das Rocht der lieli- 
gionsübunp wurde der 1. Januar 1624 zum Normaltag ge.st^'inprlt. die 
Ausdehnung des Augsburger H«ligiüntifriedeiis auf die Calvinisten ge> 
währte den sahlreichen rheinischea R^ormierten endlich die Gleich- 
berechtigung mit den beiden anderen christlichen Konfessionen. Wirk- 
lich hergestellt war der Friede jedoch in den Rheinlanden noch weniger 
als in den übrigen Teilen de.<? Reiches. Seine E.xekution zog sich nncnd- 
lioh hin, jahrelang blieben die fremden Kricg.svölker auf ihrem Boden. 
Herzog Karl IV. von Lothringen, der an der Seite Spaniens den Kri^g 
gegen Frankreich fortführte, hielt nicht nur die seinem Lande benach- 
barten Gebiete, sondern weite Striche des Rheintals bis nach Kleye 
besetzt und war durch keine Verhandlungen zur Räumung 7ii bcwocrcn. 
Erst seine gcnvaltsame Ahtransportierung nach Spanien (»(freite 1654^ 
die Rheinlande von diesem furchtbaren Gegner. Noch länger ließen 
Spanier und HoU&nder ihre Garnisonen am Niederrhein stdioi. 

Das hängt zusammen mit der jülich-klevischen Frage, die noch 
immer einer endgültigen Lösung harrte. Der Xantener Vertrag 
war zwar durcii wiederholte ,,Provisionalvergli iche" zwischen Branden- 
burg und Neuburg mit kleinen Abänderungen verlängert worden, 
aber beide ließen den Anspruch und die Hoffnung auf das ganze Erbe 
nicht fallen. Der Gegensatz erfuhr eine zunehmende Verschärfung 
(hirch die religiösen Streitigkeiten. Sogleich nach der 'l'eihing Jiatte 
Wolfgang Wilhelm mit einer kath<tHschen Restauration in siMncn Landen 
begonaen und sieh über die 1609 den Ständen gemachten Zusicherungen 
der Religionsfireiheit hinweggesetzt. Zur Durohfühning der Gegi^n- 
reformataon rief er nicht imr J(>suiten und Kapuziner, sondern auch die 
spanischen Truppen zu Hilfe. Das Herzogtum Berg und mehr noch 
das iihcru it'jicnd katholische Jülich erle})t( ii in den ersten Dezennien 
des 17. Jahrimnderts Protestanten vcrftilgungen schlimmster Art. 
Am härtesten hatten die reformierten Gemmnden zu leiden, ihnen 
wurden die Kirchen weggenommen, die Prediger und Lehrer verjagt, 
alle Gottesdienste verboten. Cegen die liUtheri.schen ging der Pfalz- 
graf erst nach dem Restitutionsedikt von 1629 vor. Die unterdrückten 
Evangelischen suchten bei den Holländeru, die 1629 mit Wesel den 
Hanptwaffenplatz der Spanier eroberten, und bei Brandenburg Unter- 
stützung. Kurfür.-it Friedrich Wilhelm gewährte sie ihnen um so heber, 
da er sich durch dei\ Xantener Vertrag benachteiligt glaubte und auf 
diese Weise eine für ihn güustiL'cre Regelung zu erlangen dachte. Durch 
eine miUtarischc Demonstration gegen Düsseldorf (1646) erreichte 
er jedoch nur, daß in einem neuen Vergleich des folgenden Jahres der 
Stand der Konfessionen, wie er 1612 gewesen war, maßgebend an- 
erkannt 'i\nrd(\ Dem widersprachen die Bestimmungen des Wcst- 
fähschen Fiirdi us. der d^r heiklen jülich-klevisehen Frage völlig aus 
dem Wege gegangen war, und auf liinen fußend führte der Pfalzgraf 
in seinen Landen das dem Katholizismus günstigere Normaljahr 1624 
durch. Die brandenburgischen Proteste verhallten m^j^ört, da ent> 
schloß sich Friedrich Wilhelm 1651. Gewalt anzuwenden und den nett* 
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bargisohen Anteil mit den Waffen zu erobern. Aber der Handstreich 

mißgUiekto völlig. Nicht nur der Kaiser, Spanien und Pcden, auch die 
Stände von Jülich-Berg, die er vcrgrhons zai go\vinn< n l""^u( ht liutt«, 
ja sogar die »einer eigenen klevisch-mürkischen Lande ergriffen gegen 
ihn Partd. Bei seiner Isolierung mufite er froh sein, daß dieser ,3^uh- 
krieg bei Düsseldorf" mit' einem Vertrage endete, der alles böm alten 
beließ. Zur Schlichtung der religiösen Streitfragen wurde ein Schieds- 
gericht eingesetzt, da« indes nie eine Entsclieidung getroffen hat. 

Der Notwendigkeit eines definitiven Austrage» konnten sich auf die 
Dauer beide Teile nieht verschließen, nachdem jede Aussicht auf die 
Verdrängung des anderen geschwunden war. Aber erst \C>C^G kam 
zu isi licn Friedrich Wilhelm und dem Sohn und Naelifolgcr W'olfgang 
\\ illu inis, dem Pfalzgrafen Philipp Wiliielm. der ..Hauptvergleich'* 
zu Kleve zustande, der die provisorische Teilung von 1G14 in eine end- 
gültige umwandelte. Die besonders umstrittene Herrschalt Raven- 
stein trat der Kurfürst 1670 g< gen eine r.< l(l* ni m h ldigung dem Neu- 
burger ab. Die sclnvierige Religionsfrage fand erst durcli ein Abkommen 
von 1672 ihre Erledigung. Die Protestanten beider Konfessionen er- 
* hielten in den ncuburgischen Landen, die Katholischen in den branden- 
burgischen freie Beligionsübung, die Orte, an denen dies zu geschehen 
hatte, wurden einzeln namhaft gemacht; jedem Fürsten wurde ein 
Schutzrecht über s^ ine im Gebiet des anderen wohnenden Glaubens- 
genossen zugesprochen. Der Kaiser erteilte den Abmachungen seine 
Zustimmung, ein s&chsisoher Protest blieb wirkungslos. Damit war 
dvr jüUch-klevische Erbfolgestreit völUg aus der Welt geschafft, die 
Ära der Religionsverfolgungcn auch hier abgcschUxssen. 

Jülich-Berg bildete unter dt r pfälzischen Herrschaft einen neuen 
Kleinstaat mit der Hauptstadt Düsseldorf, der mit Neuburg an der 
Donan lediglich durch Personalunion vwfaiüpft war. Seine Her- 
zög.> Philipp Wilhelm (1653—1679, gest. 1690) und Johann Wil- 
helm II. (1679 — 1716) entfalteten eine große Rührigkeit in der 
deutschen und europäischen Pohtik, die zu der Knappheit ihrer 
Mittel in einem seltsamen Mißverhältnis stand. In einer Zeit, 
wo witer den deutsehen Fürsten dne wahre Jagd nach der K6aigs- 
kröne einsetzte, wollten auch sie sich nicht mit der fürstlichen 
Stcllntig begnntr'Ti, Philipp Wilhelm hat sich mehrfach, alter erfolg- 
los um die poixüsche Wahlkrone beworben, sein Sohn gab sich gegen 
Ende des Jahrhunderts dem geradezu abenteuerlichen Projekt hin, 
ein christlichem KönigrMcfa Annenien unter seinem Zepter zu er» 
richten. Bei der Kaiserwahl von 1658 liob Frankreich eine Zeitlang 
Philipp Wilhelm gegen Habsburg auf den Schild. Später trat er durch 
die Vermählung seiner ältesten Tochter nut Kaiser Leopold I. in die 
engste dsmastisohe Verbindung mit dem Erzhaus. Als ihm 1686 durch 
das Aussterben der Simraern.schcn Linie auch die Pfalz mit der Kur- 
würde zufiel, wurde er der Vorkämpfer der katholischen und öster- 
reichi.schcn Interessen im Reich. Johann Wilhelm II. setzte 1697 in 
dem Rcichsfrieden mit Frankreich zusammen mit Luduig XIV. die 
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vielberufoiie Rijswijker Klausel diirrh, die in den von Fninkroich za- 
rückerstattctni rjehirton die unter französischer Herrschaft vollzopeno 
katholische Restauration für die Zukunft .sicherstellte. Den jühch- 
bergischen Landen hat der Ehrgeiz und die Pracbtliebe ihrer Fürsten 
harte Steuern und Schuldenlasten aufgebürdet, aber auch erhöhten 
Glanz vcrliolien. T'nter dem Mäzenat der kunntverständigMi HttttfigB 
stieg Düsseldorf mit seiner 1710 eröfftiet<^n (ieniäldegalcric zu einer 
der erst^'u Kunsti^tädte Di utschlauds empor. Nach dem Erwerb von 
Kurpfalz sanken freilieh die Herzogtümer allmählich zu einem Neben- 
land der J>3mastie herab. Johann Wilhelms Nachfolger, sein Bruder 
Karl Philipp (1716—1742), verlegte die Residenz in die Pfalz und hat 
seine niederrheinischen (Idjicfc nie hetreten. 

Das Herzogtum Kleve bheb lange Zeit ein entlegener, räumlich 
völbg abgetremiter Außeuposten Brandenburg-Preußens, der sich dem 
werdenden Einheitestaat liicht leicht einfügen ließ. Die Stande, deren 
PartikdhiriBmu.s an dem Kaiser, an Jülich und Holland einen Rückhslt 
fand, behaupteten hier eine größere Selbständigkeit und Be<leutung 
als in den übrigen 'I eilen der .Monarchie. Mit dem zu 60 Prozent katho- 
lischen Lande hatte das protestantische Hohenzollernhaus zum ersten* 
Male eine grSBere Masse axidersglanbiger üntertanmi wlangt. Mit nicht 
ganz richtiger Berufung auf die Kirchenpobtik der früheren HerzSge 
nahm es sofort das Kirchetu'egiment in Anspruch, und \venn ;tiirh 
in der Praxis vielfach gemildert wurde. Iiattm doch die Katholiiicn 
manchen Anlaü zur Klage. Indes von em. r pianmäüjgen Unterdrückung 
und Verfolgung, wie sie in nicht wenigen anderen Territorien den kca- 
fe^!sionellen Minderheiten widerfuln , l;ann keine Rede sein. Der (Jroße 
Kurfürst und mehr noch Friedrich der Ornßr liabcn gelegentlich mit 
dem (icdanken gespielt, dieses ,,disiec(utn rnt^rubruin", dieses Außen- 
werk ihres Staates gegen (rebiete in Mitteldeutschland, Scbwedisch- 
Ponunwn oder Mecklenburg einzuwechseln. Sie sind deshalb nicht 
zu verurteilen. Ihr Streben ging dahin, ihre über ganz Norddeutsdi- 
land verstreuten Lande möglichst jcnsamnienzufüsscn und einen geo- 
<?f,i |)liisch treschlossenen Staatskör|>er zu schaffen. Andere Dynastien 
liaii< n den W» g des Ländertausehes \\irkhch beschritten, in größtem 
Maßstab das Haus Österreich, das für Erwerbungen in Italien seinen 
gan/.'-n oberrlxM'nisehcn Besitz preisgab. Aus demselben Grunde haben 
die Wittelsbacher im 19. Tahrliundert Jülich-Berg geopfert. Für die 
Geschichte der Rheinlande ist es von entsclieidender Reden tung ge- 
worden, daß der immer mehr erstarkende, bald zu einer europäischen 
Macht herwiwachsende brandenburgisch-preuBisohe Staat in ihren 
Kreis eintrat und darin verblieb. 

Die völlige Ohnni.uhf drückt der rheinischen Kleinstaaterei des 
17. und 18. Jahrhundert.s den Steinpel auf. Darüber konnte auch das 
Souveränitäts- und Bündnisrecht, das die Fürsten durch den West- 
fälischen Frieden gewonnen hatten, nicht hinwegtäuschen. Bm ihrer 
kläglichen Wehr- und Mittellosigkeit war es eine Farce, um nicht zu 
sagen eine Lüge. Aus eigener Kraft konnten sich die kleinen und kleinsten 
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Herren am Rhein nicht behaupten. Die allt initif ( Jruiuilaiie ilircr Exi- 
stenz und die i-irizige Drcknnc gegen außercC Jcfuhi t ii bildete das Ri»ich. 
Daraus erklärt es sich, daÜ hier der lUnehsgedanke iiiciit erlosch, son- 
dern wirksamer fortlebte als in den größeren Territorien. In ihrem 
eigmen Intereeae waren die mittleren und kletucn geistlichen und welt- 
lichen Staaten im Westen und Süden Deutsehlands, die jetzt als das 
..Reich" .schleohHiin be/piohnet wurden, pfzwuiipeii, am Reich fest- 
zuhalten, sich /.usaiiLiiieiizuschließen und dadurch den Zu^iammenhalt 
und die LeistungsfähigkHt de« Gesamtkdrpers zu stärken. 80 kamen 
sie auf den alten, bereits 1254 eingeschlagenen und .seitdem immer wie- 
der beschrit teilen Weg der Kinungen und .S(in(lerbii!uliii>se. Auf ihn 
wurden du- i heiriisrhen Fürsten aueh (hireh den äußeren Druck Ulld 
die unaufhörUclien Ivriegsw inx'U gewiesen. 

Die dn Jahrhundert lang von Spanien drohende G^ahr war durch 
den rapiden Niedergang der Monarchie abgew andt. Es bat symptoma- 
ti.Hche Bedeutung, daß nach dem \\'estfähschen Frieden die spanisehen 
Besatzungen in den niederrheinischen Plätzen allmählich abzogen. 
Dafür türmte sich jetzt eine noch viel unheilvollere Wetterwolke am 
rheinischen Horizont auf: der Ausdehnongsdratig Frankreichs. Das 
Trachten nach der Rheingrenze war dort niemals vergessen worden, 
w ctni e.'5 auch lange hinter andere, dringendere Aufgaben zurückgestellt 
w urde. Mit der Erwerbung von Metz hatte Heinrich II. 1552 den erstem 
K^l in das Rheintal getrieben. Nach der Beendigung der Glaubens- 
und Bürgerkriege, nach der Aufrichtung des königlichen Absolutismus 
und der Niederwerfung Spaniens wurde das alte Verlangen zum offen 
ausgesprochenen Ziel der fr;inzösischen Außenpolitik. Bereits 1629 
hatte Kardinal ilicheheu dem König Ludw ig XIII. das Programm unter- 
breitet, ,«Pforten sich zu bauen und zu offnen, um in die Nachbarstaaten 
eintreten ... zu können" und dureli ein Vorrücken bis Straßburg „einen 
Eingang r\arh Deutschland zu gewinnen". Drei .Tahre später legte der 
königliche Advokat Jacques de Ca.s.san den vcrnu inthchen Rechts- 
anspruch des französischen Königs auf das ganze Karohngcrreich in 
einer vidgelesenen Abhandlung weitschiehtig dar. Die Ridielieu zu- 
geschriebenen Worte ,,Der Zweck meines Ministeriams war es, Gallien 
die Grenzen, die ihm die Xatur bestimmt hat, den Galhern eiue!\ gal- 
Uschen König zurückzugeben, Gallien mit Frankreich gleichzusetzen 
und überall, wo es ein altes Gallien gegeben hatte, das neue wieder zu 
errichten", stammen nicht von ihm, aber er und seine Nachfolger 
haben nach dieser Losung gehandelt. Mit der Krworbung der österrei- 
chischen l^esitzungcn nnti Rcclite im Elsaß durch den Westfälischen 
Frieden war die erste Ji^tappe erreicht und die Flaiikenstellung am 
Oberrh^n gewonnen. Die Position an der Mosel wurde 1660 durch Die- 
d^ahofen verstärkt, die Jahrzehnte währende Besetzung de.s Herzog- 
tunis r>(tthrinireji hielt die aru^toßendcn rheinischen Territorien n«>eh 
mehr unt( r Di uck. Imme r näher rückte die französiaclie Grenze auch 
dem Mittelrhein, allniählich ward das Rheinland wirklich zur Grenz- 
mark Deutschlands. ^GWchzeitig suchten Uaasarin und Ludwig XIV. 
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durch ihre Eroberungen in den spanischen Niederlanden nach dem 
Beispiel Karls des Kühnen auch den nördlichen Hebel der großen 
Zange zur Abpressung des hnken Rheinufers in die Hand zu bekommen. 

Neben dem Sdiw^ wandten sie die von den Kronjuriaten Phihpps 
des Schönen aasgebildeten und erprobten »friedlichen" Mittel der 
Ausdehnung an, mit noch größerem Erfolg als jene. Der Köder fran- 
zösisohor Riihsidien und Jahrgclder verfing bei den deutschon Für-;ff'!i 
des 17. Jahrhunderts nicht minder als bei ihren Vorfaliren. Ein italir- 
msoher Beobachter dieser Zeit nennt das Geld die Handliabe, juit der 
sich d( r König das beständige Bündnis der großen und kleinen Herren 
in Deut.scliland versdiaffen könne, und Lud\vig XIV. hat sie meisterhaft 
benutzt. Em dichtes Netz französischer Allianzen legte sich über dieRhcin- 
lande. Jetzt erwies es sieh, wie verhängnisvoll das den Fürsten gewährte 
Bündnisrecht für die Geschicke des Reiches war. Denn durch den 
ausdrücklichen Vorbehalt, daß die Bündnisse nicht gegen Kaiser mid 
Reicli gerichtet sein dürften, ließen sie sich bei ihren Verträgen mit 
Ludwig XIV. wemg oder gar nicht hemmen. Trotz des offe nkundigen 
Niederganges der kaiserlichen Gewalt galt ihnen dss Erzhaus noch imuier 
als die größte (J( fahr für ihre sorgsam gehütete „Libert&t". während 
sich rh-r allMrcliristUchste König als deren traditioneUen Beschützer 
aufzuspielen vorstand. T'nter dieser Muske wußte er auch die ünions- 
bestrebungen an» Klieni vor seineu Wagen zu spannen. 
^ Aus ihnen kristallisierte sieh nacli manchen vergebhchen Anläufen 
die rheimsche AUlanz von 1 658 heraus. Sie griff zwar nach Mitteldeutsch- 
land über, aber den Kern bildeten die Rheinufer.staaten. die drei 
Erzbistümer und Jülicli-Berg; 1664 trat auch Kiirbrandenhurg bei. 
ttr Begründer, der ehi^gcizige Mainzer Kurfürst Johann Philipp vou 
Schonborn, wollte dadurch den föderalistischen Gedanken zum Träger 
der „Ixeichspohtik erheben, die Existenz und LibertSt der rheinischen 
i?ursten gewährleisten und ihren Landen die NeutraUtät in den großen 
europaischen Gegensätzen und Kriegen sichern. Jedoch der Gedanke 
einer selbständigen rheinischen Pohtik neben und zwischen den Mächten 
entpuppte sich abermals als ein unerfüllbarer Traum. Bei der Ohnmacht 
se.uer Mitglieder konnte der Rheinbund von vornhemn der Anleh- 
miiig an eine wirkHche Maeht nicht entbehren und hatte nur zu wählen, 
an welche er sich anschUeßen woUte. Bei dem Gegensatz zu Österreich 

mlMJ' r -T' "^•Y^'^*''*^^ fürstUchen Oppositionspartei 
mit I ranUreu h ergab sich die Entscheidung von selbstf^ Tage nach 

klLtpTw -1"^"'^' ^'^^ ^"^^^'g XIV. in Sic ein. Als unge- 
flÄ ^^"^undes besaß er i,„ K>H.h ein.n größeren Ein- 

knLfu 7 ^'T'- ^\ho^-l»gespamiten Hoffnungen, die er daran 
ß S ihrr^ll .'-''v^ ^« w^^en keineswegs 

fnrj Ll^^di^ "P^^'"^ ""^ voUigden framEdsisch^ 

dmAteoM^ßÄ^ T^^'^" ^'^''^'^^ '^^^^^^ unmittelbar vor 

WLem!?.?r "^^'^ bewiosen,als sie gegen Mu.arinsWillen denHabs- 

nisses mit Frankreich fest. Infolge dieses Zwiespalts Ifiste sich der Ä»" 
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innere Gegensät» sohneU gelockerte Bheinbond bereits nach wenigen 
Jaliroii vu der auf. Längeren Bertwul hatten die Bfindniase mit den 

einzelnen Fürsten'. 

Den Mittelpunkt des französisclien Allianzsystems bildete Kur- 
töln. Der sohwaohe Erzbiaehof Maximilian Heinrich von Bayern 
(1650—1688) war ein willenloses Werkaeug in der Hand seines Dom- 
herren, des Orafeii Wilhelm Egon von Fürstenberg. Er und seine 
Brüder, ^lie berüclitigten „Egoniten", gaben sich, von einer unersätt- 
lichen Habgier getrieben, förmlich zu Agenten Frankreichs im Reiche 
ber. Die Gefolgschaft des Kurffirsten war für den König um so wert- 
voller, da er zugleich die Stifter Lüttich und Hildesheim und seit 
1683 auch noch Münster besaß. Durch P'ürstenberg ließ rr sich 1672 
bestimmen, dem König bei dem Überfall der Niederlande^ Vorspanii 
zu leisten. Er verpflichtete sich nicht allein zur Waffenhilfe, sondern 
auch zur Öffnung des Erzstifte« und zur Verpfändung des strategisch 
wichtigen Neuß auf drei Jahre. Ebt ti.so bewiUigte Philipp Wilhelin 
von Jüli( }i-f?( rg gegen Sub.sidien den frari7Ösip( ficn Truppen den freien 
Durchzug und VVinterquai-tiere in seinen üebieten. So wurden die Rhein- 
lande in dem sieben Jahre dauernden Krieg wiederum zur Walstatt, 
und erst recht, als die Fürsten schon nach kurzer Zeit von dem Bour- 
bonen abfirlon iinrl sieh mit den habs burgischen Höfen gegen ihn ver- 
banden. Die Stützpunkte der Franzosen, Bonn, Trier und Saarbrücken, 
mußten aufs neue die Schrecken einer Belagerung und Einnahnie über 
«ich ergehen lassen. Die Stimmung im Bdeh entlud sich in einer Fülle 
zornbebender Slugschriften, als „Deutschlands Hannibal" wurde der 
König in einer von ihnen bezeichnet. 

Wenn es noch eines weiteren Beweises bedurfte, so lieferten ihti die 
R^unionen, durch die er im tiefsten Frieden, ohne Schwertstreich, seine 
Grenzen nach Deutschlccnd hinein vorschob und unbestratbar deutsohes 
Land einsteckte. Sie waren nichts anderes als ein durch „Rechts- 
verfahren" notdürftig verhüllter Raub, als eine Fortsetzung des Krieges 
niit anderen Mitteln. Von diesem Schicksal wurden neben elsässischen, 
lothringischen, pfälzischen und spanischen Gebieten auch die lihein- 
lande betroffen. Die Grafschaft Saarbröcken mit der Herrschaft Ott- 
weiler, Trilo vnn Kurtrier, Sponheim und Veldenz, Besitzungen der 
Wild- und Rheingrafen .sowie der Grafen von Manderscheid-Blanken- 
heim, die Abtei Prüm und Schloß Arenberg in der Eifel wurden auf diese 
Weise Frankreich einverleibt. Der Widerstand von Kaiser und Reich 
ging über Klagen und Proteste mcht iiinaus, in dem Vertrag von 1684 
VUrde dem König der vor dem 1. August 1681 gemachte Raub mit 
Straßburg auf zwanzig Jahre belassen. Durch die gleichzeitige Annexion 
Luxemburgs ward die Einkreisung der Rheinlande noch bcdroiilicher. 
Nach dem Tode des Kuffirsten von der Pfalz, des letzten Mannes- 
sprossen der Linie Pfalz-Simmern, beanspruchte Ludwig 1685. völlig 
zu Unrecht, für dessen einzige Scln\e.ster, seine Selnvärrerin Eli.'^abeth 
Charlotte von Orleans, die allodialcn Stannulande des Hauses Simmem, 
darunter das Ffirstentum Simmem. Durcli den Bau der Festungen 
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Saarlouis und Mont Royal bei Trafbatsh errichtete er auf dem gestoh- 
lenen Boden neue „Zwinguris" für das Saar- uad Moscltnl. 

Die welschen Vergewaltiffungeii öffnotcii den rlieiniselim Fürsten 
die Auc< Tl. Zwiiigender koimte es nicht eiliiirtet werden, daü — um mit 
dem französischen Historiker Lavisse zu reden — der bei jeder Gelegen* 
heit vom König betonte Eiler für die Aufrechtcrhaltung der deutschen 
Freiheit „eine alte Lüge" war. Die seit dem liolliiiidischen Krieg stark 
gelichtete französische KUcntel im Reich schmolz immer mehr zu- 
sammen. Ihre letzte Stütze war Kurköln, auf das die französische Rhein- 
politik wegen seiner zentralen Lage nicht verzichten wollte. 

Bereits 1672 hatte der bedeutend ir deutsche Publizist jener Tat^c 
der österreichische Staatsjnaim Lisola, den Kaiser gewarnt, „daß die 
Fran/.oson, was immer sie aiu h vorgeben mögen, vornehmlich die lierr- 
.schaft des Rheines anstreben, und da ihre Macht am Oberrfaein . . . 
genügend gesichert erscheint, fehlte zur Vollendung des Werkes nichts, 
als ihr© Tyraimei auch dem Niederrhein aufzubürden". Er luitte rielitig 
gpRehen. Ludwiy XIV. wandelte in den Spuren Karls des Kühnen 
von Burgund. Unter dem Einfluß Fürstenbergs verstand sich der 
alte Maximilian Heinrich 1687 zu einem neuen Bündnis mit dem König, 
in dem er ihm für den Kriegsfall den Durchmarsch gestattete und 
seine Armee und seine Festungen überUeß. Damit hatte Ludwig XfV., 
wie einst Karl der Kühne, die mihtärische Verfügung über das Kur- 
fürstentum. Um sie sich auch für die Zukunft zu sichern, drückte er 
im Januar 1688 bei dem Domkapitel die Erhebung seines Söldlings 
Pürstenberg zum Koadjutor cum iure succedendi durch, der jedoch die 
Kurie auf das Drängen von Kaiser und Reich die Bestätigung ver- 
sagte Xa« Ii dem bald darauf erfolgten Tod des Erzbischofs kam es 
trotü uiler französischen Bemühungen zu einer DoppelwahL Pörsten- 
berg erhielt zwar die Majorität, aber nicht die Tür einen „Postulierten" 
nach kanonischem Recht erforderhehe Zweidrittelmehrheit, so daß 
der Pap^t für seinen f legenkandidaten, den Wit telsbaeher Josepii Kle- 
mens, entschied. Jetzt war die französische Stellmig am Niederrbein 
bedroht. Um sie zu behaupten, eröffnete Ludwig XIV. am ^ Sep- 
tember 1688 den sogenannten dritten Raubkrieg. Einen eigentliclien 
Krieg bealisiclitigte er nicht, vielmehr wollte er durch eine militärische 
Denifmstration die Einsetzung Fürstenbergs, die eiiderültiirf Aner- 
kennung der Reumonen und eine Geldeutschädigung iür jem- pfäl- 
zischen Ansprüche erpressen. Aber auch darin erinnert das l'nter- 
nehmen an die Neußer Fehde von 1474/75, daß sich ganz Deutschland 
in seltener EinmütiLdN< it gegen den Eindringling erhöh. Vor der Gefahr 
einer französischen Vorlierrschaft am Rhein traten die konfessionellen 
und politischen Gegensätze im Reick zurück. Zur Abwehr schlössen 
sich die protestantischen Fürsten mit den katholischen, Ostwreich und 
Spanien mit Holland und England zusammen. 

Der dritte Raubkrieg lebt vor allem durch die Verwüstung und 
Verbrennung der Pfalz im Andenken des deutschen Volkes fort, aber 
auch die wehrlosen Rheinlande sind sein Opfer gewesen, zumal da». 
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Kölrter und . Trierer Land, wohin die französischen Heere sofort ein- 
brachen. Aue eigener Kraft, ohne die Hilfe aus dem Reich, hätten die 

Rheinlaiido ihrer nicht Horr werden kdnnen. Xoehdeni Koblmz schon 
End«* dt'S Jahns «•ntsft/f worden war, vertricbc.üi 1C89 Hrandonburger 
im Verein mit hüiländtt^ciu;n, befischen und biautisciiueigi^^chen 
Truppen den Feind aus dem Erzstift Köln. Sie eroberten die 7on Fürsten- 
berg den Franeosen ausgelieferte festen Plätze Neuß, Rheinberg und 
KMi-^ctswerth und im Oktobor. unter j)or8Önlichcm Olierbefehl des 
Kurfürsten Friedrich III., nacii langer Hehlgerung aucfi da.s ungHiek- 
üche Bomi. Eine vt)lle Ausnutzung dieser Anfangserfolge verhinderten 
die Uneinigkeit der Verbündeten und die überlegene französische Diplo- 
matie. In dem Frieden von Rijswijk (1697) behaiii)t« fe Ludwig XIV. 
Straßburg, aber auf die Hcuni<>nfii atiücrhalb dt s Kl-n-s- s — .dso 
aiieh auf die rheinisehen — und auf die Einsetzung Fürstenbcigs m 
Köhl mußte er verzichten. Saarlouis bheb allerdings französisch. Da- 
mit war die größte Gefahr für die Rheinlande beschworen, ihr Bfittel- 
stück vor der französischen ObcMln rrschaft bewahrt. Und durch die 
heranf/it liende Krisis der spanischen £rb£olge wurde der König jetzt 
von dem liheiu abgelenkt. 

An sich berührte sie die lUmnlande nicht. Ab^ der Anfall der 
spanischen Gesamtmonarchie an die Boorbonen und zumal die Erwer- 
bung der spanischen Niederlande, des heutigen Belgien, würde die 
französische Suprematie über ganz Europa und besonders über Deutseh- 
land unerächütteriich gemacht haben. Im Besitz von Brüssel, Xamur 
und Luxemburg hätte Frankreich das linke Rheinufer auch von Nor^ 
den und Westen, wir sdion längst von Süden, umklammert und von 
dem rechten T'fcr abschnüren und ablösen können. Die Gewiinuuig 
der ..Jiatürhclieii (Jrcnze" wäre datm kein Traum geblielx-n T'iul d'n h 
fand sich ein rheinischer Fürst, Joseph Klemens von Köhl, di r an die 
Sdte Ludwigs trat und zwar noch vor seinem Bruder, dem Kurfürsten 
Max Emanuel von Bayern. Von diesem bearbeitet, schloß der schwäch- 
liche und fjoldhungrige Krzbischof L"*[?''n (i»-n Willeu seines Knnitfls 
1701 mit dem König ein zehnjähriges liundiüs ab und öffnete ihm sein 
Bistum Lüttich und die Wafitenplätze des Erzstiftes. Dafür traf ihn 
wie Iftax Emanuel 1706 des Reiches Acht. \^ederum wurden Kurköbi 
und Kurtrier von französischen Armeen nb( rfhitct und nach heißen 
Kämpfen von den Verbündeten zurückerobert. Die Konlingente fast 
aller Kriegfülurenden gaben sich am Rhein ein Stelldichein, damalB 
sind hier zum ersten Male englische Truppen erschienen. Das Zer- 
störungswerk der letzten Feldzüge ward jetzt vollendet. Das flache 
Land wurde, schon allein durch die unaufhörlichen Dnn hzüge, stets 
aufs neue verheert und gebrandschatzt, eine ganze Heilie von Städten 
und Dörfern, vor allem die Flußübergäuge und befestigten Plätze, 
waren in Asche gelegt. Handel und Wandel konnten sich von den fort- 
wahrenden Schlägen nicht mehr erhob n. 

Der Au.'igang des spanischen Erbfolgckricges, die Erschöpfung und 
Zerrüttung des französischen Staates setzten seiner Expausioiiiikraft 
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«ttf Jahrzehnte ein ZieL Die Rlieiagrenze hatte Ludwig XIV. nicht 
gewinnen können. Die Uncrsättliclik' if sr iner Ansprürlip, die %'ollendete 
Brutalität seiner Politik hatten das ganze deutsche Volk iin Haß geeinigt 
und zum Schutze seiner Westmark zusammengeschweißt. Die Gemeiiir 
«ohaft mit Nord-, Ost-, Mittel- und Süddetttaohland hatte sie für das 
Reich gerettet. Das ZusammengehörigkettSgefÜhl von B^ch und 
Rheinlanden war noch fester gekittet. 

Bor Utrechter Friede von 1713 verstärkte auch das Band, das 
sie mit -dem größten und znknnftereichat«! rein deutsclien Territorial- 
staat, mit dem seit 1701 zum Königreich erhobene Brandenburg- 
Preußen, verknüy)fte. Aus der Erbschaft des Hauses Oranien hatte 
König Friedricli I. bereits 1702 die Grafschaft Mörs in Besitz genommen, 
zu der das aufstrebende gewerbefleißige Krefeld gehörte. Beim Frie- 
densscliloß erlangte adn £^hn Friedrich Alheim I. dazu das sogenannte 
Oberquartier von Geldern, d. h. die südliche Hälfte des alten Hersog- 
tums, die bei dein spani.schen Teil der Niederlande geblieben war, mit 
der Hauptstadt Geldern, aber ohne die Festungen Venlo und Roer- 
mond, die ihm Holland und der Kaiser streitig machten. Das links- 
rheinische Gebiet der HohenzoUem war damit vorteilhaft abgerundet 

Bald darauf eröffnete sich ihnen auch die Aussicht, JüUdl und Berg 
zu gewinnen. Das Neuburger Haus stand vf>r dein Krlöschon. Kur- 
fürst Karl Philipp hatte nur eine 'I'ochter, die er mit seinem Erben in 
der Ff als, dem Thronfolger von Pfahs-Sulzbaoh, vermählte. Seine Bruder 
waren beide geistlichen Standes, der eine Bischof von Augsburg, der 
andere, Franz Ludwig, nacheinander Erzbischof von Trier und Mainz. 
Nach neuburgischer Auffassung galt die weibhche Erbfolge, so daß die 
Herzogtümer an Karl Thiiipps Tochter und deren Nachkommen fallen 
mußten. Friedrich Wilhelm I. dagegen behauptete, daß mit dem Aub- 
8t<Tben des Neuburger d st lil. chtes der mit ilnn gc schlos.senc Vertrag 
von 166G erlösche und das l)randenl)urgisehe Anrecht auf Jülich und 
Berg wieder auflebe.. FreiÜch verschleehterte er seine Position von 
vornherein dadurch, daß er sich erbot, auf das Herzogtum Jülich 
zugunsten Sulzbachs zu verzichten und sieb mit Beig und Bavenstein 
7.U begnügen. Aber auch mit dieser reduzierten Forderung stieß er auf 
den Widerstand nicht nur des pfälzischen Hauses, sondern auch der 
großen Mächte, Österreichs, Frankreichs, Englands und Hollands, die 
allesamt dem unbequemen preuBischen Emporkömmling kdne Ver- 
größerung am Niederrhein gönnten. Kaiser Karl VI., selbst der Sohn 
einer neuburgischen Prinzessin, holte zu diesem Zweck eigene, wohl 
kaum ernst geraemte Ansprüche hervoi-. 

Es ist bekannt, wie die bergische Frage seit 1724 die auswärtige 
Politik Fri( drieh Wilhehns behenachte, wie er es jedoch nicht verstand, 
SIC, gestützt auf sein gutes Schwert, durchzufechten, sondern sicli von 
v?Io^^'*^ überlegenen Wierup Dii>lomatie an der Nase herumführen ließ. 
1738 stellten die vier Mächte in identischen Noten an ihn das Ansinnen, 
beim Eintreten des Brbfalles die jfiUch-bergischen Lande vorlaufig 
dem Erbprinzen von Sulzbach zu fiberhissen, wenn auch unter W*ima^ 

" V . - ■ ■. -■ ,, Jn 
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der preußischen Ansprüche. Der Kömg lehnte die sehiea früheren 
Abmachungen mit dem Kaiser zawiderlattfende Zumutung entrfistet 

ab. Überd< ii Dank vom Hause östem-ich belehrt, näherte er sich Frank» 
reich und schloß 1739 mit dem Kardinal FU;urv oin<<n Oclu iinvrtrag. 
der ihm Ravenstein und das Horzogtuni Berg, indes ohne die Hauptstadt 
Düsseldorf und ohne den Uferstreifen von dort bis zur Siegmündung, 
garantierte. Vom Rhein selbst wollten die franzöaisohen Politiker 
den ncnon Militirstaat ff Inhalten. Da Fleuiy kuTS ssuvor mit Karl VI. 
ein direkt widersprecliendes Abkommen eingegangen war, hatte es, 
ähnlich wie 1610j den Anschein, als ob der Niederrhein zum Ausgangs- 
punkt eines grofien earopaischen Bii^jens weidai und sieh hier der un- 
abwendbare Krieg zwischen Osterreich und Preußen entfachen werde. 
Aber genau wie damals veränderte ein unerwarteter Todesfall die 
Situation von Hrund aus. Das Hinseheiden des letzten Habsburgers, 
Xarls VI., eröffnete 1740 die österreielüsche Erbfolge und lenkte den 
Blick des eben auf den Thron gelangten PreuBenkönigs Friedrich II. 
vom Rhein auf Scidesien ab. Um dieser reicheren ''Beute willen ent- 
sagte er 1741 .seinen Ansprüchen auf Jiilifh-!>'rcr und gewährleistete 
d<'n Sulzbaehem die Nachfolge in beiden Herzogtümern. Nach Karl 
Plülipps Tod (1742) sind sie oline VV'eiterungen an jene übergegangen. 

Obgleich Preußen noch nicht, zu einer rheinisdien Macht wurde, 
richtetrii ^( hon damals die deutschen Patrioten am Rhein ihre Blicke 
und Hoffnungen auf den norddeutschon Staat. Von dem morschen, 
rettungslos zerfallenden litiich konnten sie keinen Rückhalt gegen äußere 
Gefahren erwarten. Osterreich zog sich immer mehr vom Rhein zurück 
und orientierte seine Politik nach Süden und Sudosten, nach Italien 
und dem Balkan. Welcher deut.sche Staat war imstande, den zer- 
klüfteteji, jedem Angreifer offen daliegondr-n Hheinlanden einen wirk- 
hchen bichutz zu bieten? Es kam lediglich Preußen in Betracht, dem 
Friedrich Wilhelm T. gerade jetzt das große, Schlagfertige stehende Heer 
schuf. Zum « rsten .M^ IKndcn wir den Gedanken bei dem Kurfürsten 
von Trier, Franz Georg von Schönborn, dessen Erzstjft in th-in [Kölni- 
schen Erbfolgekiieg aufs neue von den Franzosen überramit und au.s- 
gcsogen wurde. 1734 fielen seine Festungen Trier und Trarbach in ihre 
Hand. Da die kaiserliche Politik nach seiner Auffassung nur geeignet 
war, „dem Reich gegen Okzident noch mehr abzuzwacken", bat er im 
April 1734 Friedrich Willu-lni T. um seine Waffcnliilfe. Aber der nüch- 
terne Rechner wollte sieh auf ein solches, die preußischen Interessen 
nicht unmittelbar berührendes Unternehmen nidit einlassen, \x lehnte 
ab unter Hinweis auf die Absendung seines Auziliarkorps an den Kaiser 
und auf den eigenen Bedarf. 

Denn Frankreich hatte auch nach dem Ausgang Ludwigs XiV. 
und trotz des Verlustes der europäischen Hegemonie seine Gelüste 
auf das linke Rheinufw nicht aufgegeben. Eben durch den polnischen 
Erbfblgpkrieg eirar^ ^e geschickte Staatskunst des Kardinals Fleury 
einen neuen Erf<jlg. Der zum Gemahl der Kaisertochter Maria Theresia 
auserschene Herzog Franz Stephan von Lothringen mußte 1735 sein 
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Stauimlaad gegen <la8 gerade verwaiste Großhentogtuin Toskana ein- 
tauschen. Lothringen kam an den Schwiegervater Ludwigs XV., 

Stanislaus Lesc/.ynski, und sollte nach dessen Tod für immer mit der 
Krone PVankn ic Ii vricinitit werden. T)]o Kfilsf ellung an der M(»sel 
war (iarnit ausschaut. Nachdem die (tcwait politik Ludwigs XIV. 
nicht zum Ziek« geführt hatte, kehrten »eine Naclifolger zu der frjed- 
Uohen Durchdringung zurück, zu dem „sanften und verhüllten Ver- 
fahren", das Richelieu als Losunt,' verkündet hatte. Und die Zersplitte» 
rung und Partelungen in den Rlieitdandoi gaben hierfür nach wie vor 
den denkbar günsf iir^t* ii Rnd«'n ab. 

Wie Friedrich i\ Uli« lui von l'reußeu lu der bergischen Frage wider 
den Kaiser in Paris Anlehnung suchte, so trieb auch die Wittelsbacher 
der Cegensat/. /u Österreich immer w ieder in die Arme Frankreichs. 
Nai'h den Eifahniiiurn des spanischen Erbfi>l^el<rir'ges waren sie aller- 
dings vorsichtiger geworden. Aber ^jowohl der 1714 rtvstituierte Kiir-fürst 
Joseph Kkitueiüs von Köln wie sein Xaclifolger und Neffe Klemens Augu.st 
(1723 — 1761) ließen sich trotz g< legentlichen Schwankens in ihrer 
chronischen Geldnot .stets aufs neue von Frankreich einfangen. Die 
Machtstellung des Hauses VVittelsbaeh. zu dem ja autli die \nelv(r- 
/,weigt<>n pfälziseiien Linie/i geliörfen, erfuhr in dt'U Kh' inlandon da- 
mals eine beträclitUche Steigerung. Zu Jülich-Berg und dem fast erb- 
lichen Besitz von Köln, der in der Regel mit Lüttich und den west- 
fölischen Stiftern verknüpft war, gewann es 1716 noch Kurtrier; der 
hier gewählte Neuburger Franz Ludwig vertauschlo es 1729 mit dem 
erstf'M geistliehen Stuhl des Reiclies. mit Mainz. Damit verfügten die 
katholischen Wittclsbacher über mcht weniger als vier ütimmen im 
KurkoUegittm. 1724 schlössen sie sich zu einer Hausunion zusammen, 
die die bisherigen Streitigkeiten zwischen den verschiedenen Linien 
beglich, Ihr Zustandekommen war von Frankreich gewünscht und 
gefördert worden nach seinen Pläri'Ti .sollte sie sich zu einem Fürst^-n- 
hund unter französischem Protektorat ausgestalten. Die Hoffnung 
hat sich nicht erfüllt, aber der dsterrfichische Erbfolgekrieg und das 
Kaisertum des Bayern Karls VII. ließen Klemens August offen für 
Fiankreioh Partei ergreifen. Nach kurzern, durch die Konstellation 
gebotenem Ansrhhiß an Österreich verband er sich wieder mit Frank- 
reich und verpflichtete sjoh in einem Vertrag von 1749, dessen luteressen 
in allem zu vertreten. 

Dadurch zcg der österreichische Erbfolgckrieg (1741—48), der das 
übrige Deutsc hiand außer Bayern unddenhabsburgischen Gebieten kaum 
berührte, die Hlieinlatule wiederum in semc Kreise. Französische, eng- 
lische, holländische und deutsche Truppen rückten den K hcin hinauf und 
hinab. Und nicht anders war es im Siebenjährigen Krieg. Das Zusammen- 
gehen von Osterreich und Frankreich g^n fViedrioh den Großen sowie 
die Erklärung des Reichskrieges gegen ihn veranlaßte die rheinischen 
Fürsten zur Teilnahme. Der Kampf zwisclien Preußen und FranknMch 
spielte sich auch auf rheinischem Boden ab. Köln, Düsseldorf und 
Jülich erhielten französische Besatzungen, bei Krefeld schlug Ferdinand 
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Von Braunschweig 1758 die Franzoscni aufs Haupt. Obwohl die Lasten 
und Lf'id'Ti, flio cl\v Foldzü^e den Hlifinlanden auforlrgten, mit dnn 
Drangsalen und Zer'-tfn tnigcn der frülu-ren Kriege nicht zu vergleichcit 
sind, riefen .sie di»cli ni den gequälten Gauen ein allzu begrcifliciies, 
Steigeildes Verlanf^n nach Frieden und Ruhe wach. Um niebt immer 
wieder in die deutschen und europäischen ( Jegcnsät/.e vcrwiekelt zu 
werden, wurde im ErzHistinn Köln naeli dem T'-d»' Klemens Augusts 
1761 nicht, wie seit 1583 ununt<?rbr()chen, ein VVittelsbacher und über- 
haupt kein Mitglied eines deutschen Füratenhauses gewählt, sondern 
der Deohaat AükximiUan Friedrich von Köiügseck. SehM» Erhebung 
bedeutete zugleich eine Niederlage der französischen Politik, die sich für 
einen Bruder Klemens Augusts eingesetzt hatte. Der über ein Jahrhundert 
vorlierrschende Kinfluß Frankreichs kam am Bonner Hof ins Wanken. 

Die Schlapyx wurde bald darauf wettgemacht durch «inen Erfolg 
in Kurtrier. I i dtm \veg('n seiner Lage so wichtigen Kurfürstentum 
hatte die franzüi^isehe Diplomatie seit dem Rt ielisverrätor Sötern 
keinen Boden gewinnen können, jetzt gelatig es ihr auf dem Wege über 
Sachsen. Schon langer tracliteteu die seit August dem Starken kon- 
vertierten Albertiner danach, ihre jängerm Söhne in der reichen Ver^ 
sorgungsanstalt der rheinisch-westfalisdien Stifter unterzubringen. Die 
Bewerbung des I^rinzen Klemens Wenzeslaus um Köln war fehl- 
geschlagen. 1768 glückte sie in Trier dank der üntcrstülzuiig Österreichs 
und Frsoüureichs, die er sich durch seine nahe Venrandtachaft mit beiden 
Djmastien sicherte. Er war bekamit als dbiger AnhSnger und Partd- 
gänger der Bourbonen, die Pariser Diplomatie behauptete 17S7 geradezu 
von ihm, daß er am liebsten Franzose sein würde. Deshalb rief seine 
Kandidatur iu nationalgesinnten Kreisen schwere Besorgnisse hervor, 
zva Vereitelung dee Planes sah man sieh nach auswärtiger SEüfe um. 
Der Erzbischof von Mainz suchte die englische Regierung dag^en mobil 
zu machen, ind'-m er ihr vorstellte, die Wahl des Saehsen wertle die 
Festung Eiirenbrei titeln und das ganze Trierer Land der Willkür l^Vank- 
reiohs unterwerfen, und das könne für £ngland bei einem neuen Krieg 
mit Frankreich yerhängnisvoU werden. Tatsächlich mischte sich die 
britische Regierung, zum ersten Male seit dem 14. Jahrhundert, in die 
rheinischen Verhältnisse ein. Sie erhol) Ix i dem Trierer Domkapitel 
Einspruch und erklärte auf einen sächsischen Protest, sie zweifle zwar 
ni(^t an den guten .Absichten des Prinzen, wohl aber an seiner Macht, 
sie im Emstfoll su bot&tigeii; England müsse ein«& übergroßen Einfluß 
des Wiener und Pariser Hofes auf die Besetzung der deutschen Bis- 
tümer entgegen tpl-i "Fl. 

Wie aber dadurcli die Wahl nicht verhindert wurde, so scliienen die 
rhetnisehen Stifter jetzt wirklich zu einer Beute der beiden Bfachte wer^ 
den zu sollen, 1780 drückte in Köbi das Haus Österreich, das hi<'r 1761 
mit einer eigenen Kandidatur Schiffbruch erlitten liatte. die Erhebung 
des Erzherzogs iMaximiliatiFranz, des jüngsten BrudersKaiser Josephs IL, 
zum Koadjutor durch. Vier Jahre darauf fiel ihm nach dem Tode des 
Ercbisohofs von selbst die Nachfolge zu. Es bezeichnet die damalige 
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j)nlitis«lit^ Konstellation, daß sich das Erzhaus dabei gopon dio He- 
niiihungeji l'rouüeiis der ru>sis(h( n Unterstützung zu erfreuen hatte. 
Die Wittclsbachcr waren in den nordwostdeutachen Bistümern durch 
die Habsburg-XjOthringer abgeltet. Indes eben hierdurch und durch 
seine gleiclizeitigen Absichten auf Bayern entfremdete sich der Kaiser 
die rheinischen Fürstin innner mehr. Wenn sie auch dem von Frird- 
rich dem Großen gostifltten Für.'^tenbund fernblieben, einer Vorherr- 
schaft Österreichs wollten «ie sich nicht beugen. 

Das alte, durch die absolutistischen und imperiaUstiachen Be- 
strebungen Josephs II, genährte Mißtrauen gegen das Kaiserhaus kam, 
wie stets. Frankreich zustatten. Die Pariser Staatsmänner konnten 
mit (hr Entwicklung in den Rheinlanden zufrieden sein. Vor ihrer 
Grenze erstreckte sich hier ein Vorfeld macht- und wehrlos*«: Klein- und 
Zwergstaaten, die von Österreich der politische, von Preafien der kon- 
fessionelle Gegensatz ^nnte. Selbst der Erzherzog auf dem Kölner Stuhl 
vermied wrger» der exponierten Lage s(»ines Stiftes alles, was Frankreich 
reizen konnte. Um so ungehennnter wußte sich der französisch»- Einfluß 
sowohl in politischer wie namentUch in geistiger Beziehung durchzusetzen. 

Der Siegeszug der Aufkl&rung machte auch vor den geistlichen Terri- 
torien nicht Halt. 1787 erzwang er in den Erzbistümern Köln und Trier 
Toleranzedikt< für die Protestanten. Schon vorher (1763) hat te der Trierer 
Weihbisehof Hontheim luiter dem Pseudonym Febronius für eine Wieder- 
vereinigung der Konfessionen und als Mittel dazu für die Erneuerung des 
Episkopalsystems und der nationaUdrchlichen Verfassung eine Lanze ge- 
brochen. 1786 schlössen in der Emser Punktation die drei geiatiichen Knr^ 
ffirsten und der Erzbischof von Salzburg emen Bund gegen den römischen 
Kurialismus. Aber wie die ( Jedanken des Febronius eine Utopie bliel)en, 
80 scheiterte diese letzte Selbständigkeitsregung der rheinischen Bischöfe 
in erster linie an dem Fehlen eines starken politisch«! Rückhaltes. 

IKe Kleinstaaterei und die Ohnmacht sind von der Mitte des 13. 
bis zum Ende des 18. Jahrlmnderts das Schicksal und das Verhängnis 
der Rheinlande gewesen. Über 150 selbständige Territorien und Hi rr- 
schaften zählten sie im Jahre 1789, die sich allesamt selbst nicht schützen 
konnton. Durch die auf ihrem Boden ausgefochtenen Kämpfe der 
MSchte ausgesogen, infolge der wirtschaftlichen Entwicklung des letzten 
Jahrhunderts von dem großen Weltverkehr abgeschnitten, fristeten 
sie auch m d<-r\ Frie<lensjahren nach 1763 eiti kümmerliches Sonder- 
leben. Die Verbindung mit dem Reich war immer lockerer, die Be- 
drohung von außen immer starker geworden. Dunkel lagerte die Zu- 
kunft vor ihnen, um so mehr, da eben jetzt im Westen die Wetterwolken 
einer neuen Zdt aulstiegen. Ahvr was sie auch in ihrem Schöße bergen 
mochte, das eine hatte die (Jesehichte eines Jahrtausends unwider- 
leglich bewiesen: an dem deutschen Charakter der Rheinlande, an ihrer 
Zugehörigkeit zu Deutschland war nicht zu rütteln. Auf sich allein 
gestellt, vermochten sie sidi der äußeren Gefahren nicht zu erwehren, 
nur die engste Gemeinschaft mit Gesamtdeutschland konnte sie vor den 
Begehrlichkeiten und Einverleibungsgelüsten des Auslandes bewahren. 
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IV: 

Von der Französischen Revolution bis zur 

Gegen warl- 

von 

Joseph Hansea 
ErsJes Kapifel (1789-1814). 

Bhdaufers 1798 unf^? J. (-orrea I797. — Abtretung des likken 
'^^^^^^^ 

«rovin!^^ Jah^l^^ndert die preußische Rhein- 

«e?^ ^««chaften. ans denea sich das Deutsche Reich zusammen^ 
1 eile vor^ solchen. 30 waren kleinere Herrschaften. 76 ffehörton Mit. 

m^den ' ^^^''^ ^3 weltlichem 

Für die politische Geltung dieser seraplitterten Westmark kamen 
^^^öß-- Territorien in Frage. AbeT!ScTaier^ 

^e^sitch keines durch Umfang oder durch besondere Vorzüg^ Tr 
«Mjeiohnete. staoiden wehrlos dem ausländischen F^nfluft 

Irhob!^^ ^^ Frankreich der früher schon Z 

Do^l Anspruch auf die Rheingrenze za einer Art Ton nationalem 
XlV^n^r^^'"; ^"'"'^ ""'^tärisehe Expansionspolitik Ludwigs- 
Mte«f^r« r ^^^^^^"^ Jlerrschaft aufzurichten und so 

?M^^o^ ^K^/"^".^ -Deutschland zu sichern. Die staats- 

R^ieh u der geisöiehen KurlÄnder am Rheirx nüt dem 

.tZ l- u ^^'u ^"g' «nd das dunkle Gefühl, daO diese klein- 

«äSI r ""''YT^^ schützenden Verbindung mit einem grofien 
SS? HHehspatriotismus der Bevölkerung 

«iin.««»r*^j * . *® Trierer Kurfürsten befanden sich m er- 

«•^«gwier oder freiwillig« Abh&ngigkeit von Prankreich, und die d«» 
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Kölne r Kuifürfjf<Mi aus dein Hauso Wittelsbach. die von 165(0 bia 1761 
regit rteu, standen, seit im Dreißigjährigen Kriege die unselige Ver- 
bindung zwischen Bayern und Frankrdeh geknäpft worden war, fast 
dauernd in franzfiai8(^em Solde. 

Wie in diesem Zeitalter vorwaltendm französischen Einflusses auf 
dem ganzen Kontinent französische Mode \iiid französisches Wesen 
verbreitet war, so war insbesondere der kurfürstliche Hof in Bonn ganz 
auf diesem Fuße Ungerichtet. In Hof- und AdelskieiBen, aber auch im 
Bürgertum wurde am Rhein wie im übrigen Deutschland das aus- 
ländische Wesen nachgeahmt. Durch diplomatische Umtriebe und 
elende \Trangenient?<, bei denen oft genug die von den verschiedenen 
Seiten angebotenen Subsidieu gegeneinander abgewogen wurden» fanden 
die deuteäien Fürsten ihren in den Verwicklungen, die durch das 
Ringen der französischen -mit. der habsburgischen Macht entstanden. 
Die rheinischen Länder waren infolge dieser kläfrlichen Politik immer 
wieder der Schauplatz von Kämpfen, die von französischen, enghschen. 
holländischen, kaiserlichen, brandenbuiigischen und andwen Truppen 
aus dem Reich anagetragen, sowie von militärischen Demonstrationen 
und Truppendurehzügen, durch die sie ausgesncren wurden. Eine Pause 
in den französischen Expansionsbestrebuiipen trat in der Zeit des Sieben- 
jährigen Krieges ein. Seit 1756 stand Frankreich in einem Bündnis 
* mit Österreich gegen Preofien. Österreich hatte ihm diese Schwenkung 
erleichtert, indem es ihm Hoffnungen auf den Erwerb der südhclien 
Niederlande machte. Da gleichzeitig die französische Finanzlage sich 
verschlechterte, wurde die rheinische Politik bis zum Ausbruch der 
Bevohition weniger als vorher vom Westen beeinfhißt, aber das Leiben 
an den Hdfen und die fötten des Adels ahmten fast noch mehr als au- 
▼or französischen neschmack nach. 

In Kurköln regierte 1785 — 1801 Max Franz, der jüngste Sohn der 
Kaiserin Maria Theresia. In Kurtrier f iilirte 1768 — 1802 Klemens Wenzes- 
laus den Krummstab, ein Frankreich besonders ergebener Sohn des 
1712 zum Katholizismus übergetretenen Kurfürsten Friedrich August 
von Sachsen. Die Famih'enbeziehungen beider Fürsten hatten ebenso 
wie bei ihren Vorgängern auf ihre Politik starken Einfluß. Nicht anders 
aber war es in den weltlichen Territorien. Die Herzogtümer Jülich-Berg 
standen seit 1614 mit Pfalz-Neuburg, seit 1085 mit Kurpfalz und seit 
1777 mit dem Kurfürstentum Bayern in Personalunion. Sie wurden 
von Mannheim und München auB t^est xmd hatten an Ort und Stelle 
nur eine in Düsseldorf residierende Statthalterschaft. Das Herzogtum 
Kleve aber gehörte seit 1«09, Moers und Geldern seit 1707 und 1711 zum 
brandenburgisch- j.ivußisclien Staat; sie wurden von Berlin aus regiert. 
(4anz von politischen Mittelpunkten außerhalb der Rheinlande wurden 
auch die kleineren Gebiete an der Nahe und auf dem Hunsrück — Saar- 
brüoken-Ottweiler, Simmern-Stromberg, Rheinfels, vordere und hintere 
Grafschaft Sponheim. Veldenz. Meisenheim, Uohtenberg usw. — ge- 
leitet, die si< h aus Splittern der Länder des Pfalzgrafen, d^ s trafen TOa 
Nassau-Saarbrücken, des Landgrafen von Hessen, des Markgraf oi VÖD 
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die Reichsstädte Aachen und Köln, beide seit dem 16. Jahihundert 

an wirtschaftlicher und politischer Bedeutung stark zurückgegangen. 
Als alte königliche Pfalz und KrÖnungsstadt hatte Aachen seinen Zu- 
sammenhang mit dem Reich nie ganz aufgegeben. In Köln nährte 
«ich der Reiehspatriotismus lange Zeit aus dem Gegensatz gegen die 
franxcaenfrßundlichen Kölner Kurfürsten, die mit zäher Ausdauer die 
von ihrem Territorium umklammerte Reichsstadt in politische und 
V irtsehaftliohe Abhängigkeit von sicli zu bringen suchten. In Kurköln 
trug man indessen, seit vom Jahie 1786 ab ein Bruder Kaiser Josephs II. 
den Kurhut tmg, auch den habsbuzgischen Interessen Rechnung, die 
ihrerseits durch die Heirat des französischen Königs Ludwig XVI. mit 
Mario Antoinette, der Schwester von JoRcph II. und Max Franz, mit 
<ier Monarchie au der Seine nmnmgfach verknüpft waren. 

Wie in den deutschen Territcnien im allgemeinen, so fehlte es auch 
in den Ländern am Rhein an dem lebendigen Bewußtsein des volks- 
mäßigen Zu.sam?nenhangs mit einem großen politischen Ganzen. Lang- 
samer als bei anderen Völkern hat sich im deutschen Volke das Gefühl 
nationaler Zusammengeliörigkeit entwickelt. Das unantastbare Recht 
der durch gemeinsame Abstammung, durch Sprache und Sfitte, durch 
Geschichte und Kultur geeinten großen Volksgemeinschaften, sich als 
Lidividuali täten zu fühlen und politisch in nationalen Staaten zur 
Geltung zu bringen, um ihre Eigenart kraftvoll im Kreise der 
anderen behaupten zu k<mnen, ist von unserem Volke später 
als von den Nachbarn gewürdigt worden. Im Mittelalter griff 
das deutsche Kaisertum als Erbe der Idee des altröinischen Im- 
periums und gestützt auf die von der Idee der Universalität erfüllte 
Kirche über die eigenen nationalen Grenzen hinaus. Im Iimern des 
Reiches wurde der egoistische Unabhängigkeitsdrang der einzelnen 
wohl durch das Stammesbewußtsein der Teile, aber nicht durch all- 
gemeines Nationalbewußtsein gebändigt. Frankreich, England und 
Spanien schlössen sich seit dem Mittelalter unter iluen Königen zu 
l^ationalstaaten zusanirncn, und das Nationalgefühl dieser Völker 
kräftigte sich seitdem ständig durch den politischen Verband und die ge- 
meinsamen großen Erh^bniase. In Deutschland dagsgen sank die Maclit 
des Kaisertums, und das Reich zerfiel in v'in Gewirre von Einzelstaaten, 
deren Fürsten sich die Rechte der Zentralgewalt aneigneten, ohne doch 
deren Pflichten übernehmen zu können. Sie verloren das Bewußtsein, 
daß nur ein starker politischer Gesamtverband auch sie selbst wirksam 
zu schützen vermochte. Seit der Reformation schlössen sich zudem 
•die deutschen Territorien als Träger der verschiedenen kirchlichen Kon- 
fessionen gegeneinander ab, und der WestfäUsche Frieden gewährte 
ihnen sogar das Bündnisredit mit fremden Mächten. Deutsche Fürsten 
standen nun oft in lange währenden Abwehrbündnissen mit auswärtigen 
Staaten ihrer Konfession gegen die eigenen andersgläubigen NFitfürstt^n. 
Der Gegensatz der Korfessionen erstickte das Gefühl nationaler Zu- 
«ammongehörigkeit. In der territorial zerklüfteten Grenzmark am 
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Rhein, deren Länder vorwiegend hei der alten Kirche verblieben, war 
diese nationale Schwäche besonders bedenklich. Dem deutschen Volke 
fehlte, fortan nicht nur der nationale Staat, sondern überhaupt die ge- 
meonsaine Gesohicfate, die das Nationalg^Ühl b^vehtet imd eatr 
flammt. Reich und Kaisertum wurden im IS. Jahrhundert Wwfce 
ohne Inhalt. Der Reichsverband war nahezu aufgelöst. Die beiden 
rivaUsiereuden Croßstaaten, das katholische Österreich und das pro- 
testantisohe Frenfien mit ihrem wechsefaiden Anhang, spalteten das 
altnrsschwache Kaiaerrdoh, und nur die überlieferten Formen hielten 
es noch äußerUch zusammen. Dnß .^cit 1500 die Länder am Mit<cl- 
und Niederrhein nicht zu einem i'inzigen Reieliskreise zusammengefaßt, 
sondern auf vier vcrscliiedene Kreise — den kurrlieimschen, den nieder- 
rheinisoh-westfillisohen, den oberrheinischen und den buorgundisohm 
Kreis — verteilt waren, hielt die einzelnen zwar in einiger Verbindung 
mit zahlreichen Cliedern des Reirhs, vor)iinderte aber, daß sich, wie im 
Elsaß, ein besonderes Zusanunengchörigkeitsgef ühl der rheinischen Terri- 
torien untereinander entwickelte. Das nationale Bewußtsein war auf 
das unpolitische Gefühl einer durch Sprache und Lebensart bedingten 
natürlichen Einheit mit dem übrigen Deutschland besdiränkt. Auch 
dieses prärrte sich indessen liier nicht so stark aus wie im Elsaß, wo 
seit dem Mittelalter die unmittelbarer empfundene Cefahr französischer 
Invasion und ein größerer Reichtum an intellektuell gerichteten Per- 
söulichkeiten wiederholt dem Gefühl für deutsche Art und Tugend, 
für deutsche Eine und Ar^x ir in Schriftwerken starken Ausdruck ver- 
lieh. Müimer wie Jakob \\'impheUng, Beatus Rhenanus und Sebastian 
Brant sind im 16. Jahrhundert, vor der Eroberung des alten deutschen 
Landes durch Ludwig XTV., würdige Vertreter dieses Stolzes auf die 
deutselie Nation gewesen. Das mehr von wirtschaftlichen Interessen 
und St)rgen erfüllte Rheinland hat dem nichts an die Seite zu stellen. 
Die patriotische Liebe zum deutschen Vaterlande hat rheinischen 
Schriftstellern alterer Zeit nicht die Feder geführt. Als dann im 18. Jahr- 
hundert das innere Deutschland sich von der hund<»rtjährigen Abhängig- 
keit von der französisehen Bildung und Literatur zu befreien und dort 
aus der Blüte der deutschen Philosophie ui\d Diehtung ein junges Natio- 
nalgeföhl aufzukeimen begami, fand dieses Erzeugnis protcstantisclier 
Geistesbildung in den vorwiegend kathoMschen Ländern am Rhein bu- 
näehst ine Aufnahme. Von den Hrr- en deutschen Geist<>s8chaffena 
und ihrer Ideenfülle, von Lessing und Kant, von Goethe und Schiller, 
empfing die zeitgenössische rheinische Bevöll<erung keine wirksamen 
^regungen. Das eine Schicht der Gebildeten allmähhch mit dem Ge- 
fühl nationaler Einlieit über alle territorialeZerklüftung hinaus erffUleiide 
BewTißtsein.dass die deutsche Nation die edelste Ausprägung mensch- 
heitlicher Ideale darstelle— die Grundidee des deutschen Klassizismus—, 
war Am Rheine nicht bodenständig, und auch die um 17Ö0 aufkommende 
Romantik, die im Geiste Herders in den nationalen Wurzehi aUes GeisteB^ 
lebens semen wahren Wert erblickte, hatte ihren ursprüngHelwn; be- 
stimmenden Mittelpunkt nicht hier, sondern in Jena und Berlin. - 
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80 fühlte sich m den Landern am Rheine der Untertan zwar mit 
sdnrai Tenritorium vemraohsen, sein lokaler PatriotismaB war lebendig, 
aber sein Sinn für die Zusarnraengehörigkeit der deutschen Nation nvA 
für die Einheit des Deutsehen Reiches war verkünirnort. Er kannte 
kein deutsches Vaterland, zu dem er stehen und halten konnte. Ver- 
einzelte Spuren der Überlieferung zeigen indessen, daß das Bewußtsein 
deutschear Vonsfige doch nicht gans von der Anerkennnx^ fremder 
Eigenschaften überunichert wurde. 

Der Mangel an Einhoitliclikeit der pcsamtde^!(^;(•h^'n Entwicklung 
seit dem Mittelalter offen harte sich im 18. Jahrhundert deuthch in den 
starken UntraBchieden gesellschaftlicher und politjaohev Art, die sich 
zwischen den Teiritoriaa des Westens und denen des Ostens geltmd 
machten. 

Im deutschen Osten hatte sich dr-r Adel, der poUtisch führende 
Stand, durchgängig zum Besitzer großer, geschlossener Gutsbezirke 
entwi(Ä:elt, auf deren Boden gntshörigCj im Wirtsohaftobetrieb des 
Gutsherrn Frondienst leistende, seinor Gerich t^hoheit und Polizei unter- 
gebene Bauern antrf^siodelt waren. Bauern nh froif Landeigentümer 
oder Pächter waren sehr selten. Am Rheine war dagegen der Bauern- 
stand zwar pditiach ebensowenig wie im Osten zur Geltung gelangt, 
aber persönlich doch zum groBten Teil frei geworden. Grund und Boden 
do3 Adels wie der Kirche Avaren hier vorwiegend Streubesitz. Das 
eigeiibewirtschaftete, geschlo.^.senc Herrongut war regelmäßig nicht 
groß, der übrige Besitz an Uufgütern durch zalilreiche Dorfgemarkungen 
verstreut und meist an Pächter ausgetan. So ruhten auf dem von den 
Bauern bewirtschafteten Land zwar in der Regel Abgaben 7.ugiinst(>n 
des Adels und des Klr-rus, aber die Bauern waren persönlieli frei Xur 
ein kleiner Teil der Bauern lebte in Dienstbarkeit und Un.selbständigkt it 
auf dem vom Herrn bewirtschafteten Gut. Daneben aber gab es viel 
freies baueilichee Eigentum. Mochte also hier wie im Osten der Adel 
im Staate die ersten SteUungen einnehmoi, so war die wirtsdiaftliohe 
und rechtliche Gnindlagc f?einer Privilegierung doch sehr verschieden. 

Nicht weniger bedeutsam waren die Unterschiede der landesfürst- 
lidioi Herrschaftsform. Im innem Deutschland, vor allem in Prenfien 
und Österreich, setzte sich im 17. und 18. Jahrhundert der Absolutismus 
nach französischem Muster durch. Am Rheine blieb dagegen der Stände- 
staat erhalten, der eine Vertretung des Landes gegenüber dem Fürsten 
durch Adel, Klerus (in den geistÜchen Kurst^iaten) und Städte aufwies. 
Allgemein ÜeBen die geistlichen Staaten als Wahlfurstentümer die ab- 
•solutistische Tendenz, die sich insbesondere auf die Erblichkeit der 
Herrschaft stützte, nieht aufkommen. Der Krnninistab regierte wenig 
und meistens in gutmütigem Schlendrian; die Steuern waren mäßig, 
und das Streben, durch zentraüsiorende, auf Bureaukratie und Armee 
gestützte Einrichtungen den überlieferten Staat umzugestalten, wurde 
nicht, wie in weltlichen Territorien, durch das Familienintere.«!.«;e der 
Fürsten belebt. In den weltliehen Territorien am Rhein übte ihre Eigen- 
schaft als abgetrennte Außenprovinzen eine ähnliche Wirkung. DieLan- 
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doshcrren unterdriif kt^ ii die Stände iiicht, weil ihnen ihre Mitwirkung, 
besonders in Steuerfragen, bequem war. So blieb in den rheinischen 
Territorien ein wenn auch an manchen Mängehi krankendes, so doch 
nooh lebensfSluges St&ndeweeen erhalten. Jährlich Tersainmeltoi sieh 
in Kurköbi, in Kurtrier, in Jü]ioh*Be^ die ständiaohen Landtage und 
vereinharten mit den Regierungen die Ausschreibung und die Umlage 
der Steuern. Aueh in den preußischen Gebieten Kleve und Geklrrn 
blieb, im Gegensatz zu den östhchen Teilen des preußischen Staates, 
das Steuerbewilligungsrecht, das Rückgrat der ständischen Korn- 
pelrn/r)), erhalten. 

Im Wirt.scluvftsleben der rheinischen Territorial^taaten war im 
17. und 18. Jahrlmndert, im Zeitalter des M»-rkantihsniu.s, ein fühlbarer 
Stillstand eingetreten. Im Mittelalter hatte sich die natürliche Veran- 
lagung der rheinisohen Bevölkerung zu wirtschaftlicher Betriebsamkeit 
und erfolgreicher Betätigung in Handel und Gewerbe, gestützt auf 
die VerkelirsadiT des Rheins, auf die Ergiebigkeit des Bodens und die 
ausgezeichnete wirtscluvftsgeograpliisehe Lage, glänzend offenbart. Die 
andauernden Kriegsdrangsale und die territ<)riale Zersplitterung in kleine 
und kleinste Zwerggebilde, von denen jedes seinen wirtschaftlichen 
Egoismus durch Zölle und sonstige Abgaben allen anderen gegenüber 
geltend machte, lähmten seitdem den Fortschritt. Es fehlte das, was 
für die Entwicklung von Handel und Gewerbe uncntbelirhch ist, der 
große Markt und der ungehemmte Verkehr. Das Wirtschaftsleben 
schrumpfte ein; Kdln, die alte fuhrende Handelsatadt des deutschen 
Westens, ging so sehr zurück, daß sie um 1790 Fremden wie eine Stadt 
der Bettler erschien; in Stadt und Land breitete sich ein beduifnislcses, 
wenn aueh vielfach nicht unbehaghches Dasein aus. 

Auf dem Gebiet der geistigen Kultur fand, nach zweihundort- 
jähriger Erstarrung des 8dhul- und Bildungswesens, das von^iegend 
der Hand des Jesuitenordens anvertraut gewesm war, seit 1700 die 
Aufklärungsbewegung sowolil von Frankreich als auch vom innern 
Deutschland her einigen Boden. Daß aber nach (ler Aufhebung des 
Jesuitenordens (1772) die Jesuiten zumeist als Lehrer weiterverwendet 
wurden, da es schwer war, Ersatz zu finden, beweist, wie wenig die Be- 
wegung in die Tiefe ging. Nach dem Vorbild seines Bruders, des Kiusem 
Joseph IL, suchte in Kurköln Max Franz die Ideen der deutschen Auf- 
klärung über sein Land zu verbreiten. 1782 und 1788 wurde die kur- 
fürstliche Universität in Bonn als Hort des neuen Geistes der Zeit 
im Gegensatz zu der alten Univeiaitat der Beidisstadt Köln errichtet, 
die den selbstgeniigsamen und unduldsamMi Geist des ÜKQttelalters ver- 
körperte. Die alte Universität Mainz wurde 1784 in ähnlichem Sinne 
reformiert, Iii den Erzdiözesen Köhl und Trier wurden Toleranzedikte 
zugunsten der Protestanten erlassen, wiUirend die beiden katholischen 
Reichsstädte Aachen und Köln hartnikikig in konfessioneller Einseitigkeit 
verharrten. Auch in den weltUchen Territorien abwärts von Köln gewann 
die Aufklärung Anhänger, und ihr Grundgedanke, daß an die Stelle 
überkommeuer lüstorisclier Rechte und Zustände neue, auf die eigene 
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Einsicht der Zeitgenossen in ihre Vemimftigkeit gegründete £inrich- 
tnngen treten müßten, fand bei EinzelperBonen und kleinen Gruppen 

Aufnahme. Das Auftreten des Weihbischofs J. N. v. Hontheim (Fe- 
hronius) in Trier, der sich publizistisch für die konziliarc Theorie und 
für das Epiakopalsystem einsetzte und die Wiedervereinigung der ver« 
schiedenen kiidilichen Bekenntnisse in Aossicht nahm (17d3), und die 
Emaer Pnnktationen vom Jahre 1786, welche die drei rheinischen Kur^ 
fürsten zu cinor antikurialistisdien Cnippe vorrintr, waren weitere 
Anzeichen eines tcihvoisen Auflösungsprozesse:^ (1<t jesuitischen Tra- 
dition, weim auch die Masse des Volkes am kirchlichen Glauben festhielt 
und der katholischen Kirche, die das ganze Leben durchdrang und ihr 
mit iKr» II F( strn (^lanz und Farl,«- verlieh, die Anhänghchkcit bewahrte. 

In diese kleinstaatliche, ruliige Welt drangen vom Herbst 1780 ab 
zuerst langsam, daiui in beschleunigtem Zeitmaß die erregenden und 
umstürzenden Gedanken der Franzdsisoh«! Revolution, die den An- 
spruch eilkoben, die ganze Welt zu erfüllen. An eine Umgestaltung der 
rheinischen Zustände von innen heraus und aus eigenem Antrieb war 
nicht zu denken, weil die konservativen Neigungen zu sehr üb(>r\\ogpn. 
Von außen her erfolgte aber nun durcii die Sturmflut der Revolution 
ein Anstoß, der gewaltsam neuen Zustanden den Weg bahnte. 

Die Französische Revolution griff den Crmulsatz der Unabhängig- 
keitserklärung der VereitiiLM' ri Staaten von Nordamerika vom 4. Juli 
1776 auf, wonach die gerechten Gewalten der Kcgierungen nur von 
der Zustimmung der Regierten herrühren können, denmach nicht das 
historische Recht, sondern das sittliche Bewußtsein der Völker die 
letzte Grundlage der Staaten ist. An der Hand von Ideen, mit denen 
seine führenden Köpfe sich seit längerer Zeit vertraut treniacht hatten, 
brach das französische Volk mit seiner ganzen poUtischen und kirch- 
lichen Tradition. Mit unerhörten Anstoengungen schuf es, wenn es 
auch zdtwdse dem Taumel der Leidenschaft, Gewalt und Willkür zu 
erhegen drohte, auf der Grundlage der nationalen Souveränetät, indem 
es das Interesse des bisher regierenden Hauses durch sein eigenes Inter- 
esse ersetzte, eine neue Ordnung für Gesellschaft und Staat, die mit 
der Vernunft und dem Wissen des gebildeten Teils der Nation in Ein- 
klang stehen sollte. Die Zerrüttung der Finanzen, für welche die auf 
Adel und Klerus gestützte Monarehie die Verantwortung trug, und po- 
litische Mißerfolge der letzten Jahre heßen den Druck des königÜchen 
Absolutismus und die Privilegien der beiden bevorzugten Stände un- 
ertrSglich erscheinen. Daß die Menschen firei und an Rechten 0ei(^ 
geboren werden und bleiben,besagte der erote Artikel der neuen Menschen- 
rechte. Wollten die liberal Gesinnten vor allem, daß an die Stelle der 
Herrschaft des Absolutismus der .Tyrannen* die Freiheit der einzelnen 
tr^te« und daß dieser bürgerUchen Freiheit die bestimmende Einwirkung 
auf das Staatsieb«! zugestanden weide, so legten die rein demokratisch 
Gesinnten den Nachdruck auf das Gleichhei tsverlangen und die Herr- 
schjift des (Jemeinwillens, der den einzelnen Bürgern übergeordnet .sein 
sollte. Der Jüer schlummernde Gegensatz wurde zunächst mclit emp- 
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fnndfi\. Zu clor Auf lösjing luid Roscitisrung dos altoii Sysloms roirliten 
ni( Ii beid«' (iruppen die Hand, und mit der Propagandist istlieu Kraft 
einer neuen Religion wurde das Verlangen nach FreiJieit und Gleicliheit 
von Paris durch das Land verbreitet und sofort auch über die Oiraizeii 
PVankr 0 \chs h i n au f^ge t rage n . 

In den RheiiilanrL n fand der Ruf nach Oleichheit mehr Widerhall 
als das revolutioniirr l'r» ihntsidfal. Hier drückte keiiip allumfas.sL-nd<' 
absolutistische Gewalt der l'iirsten; die jährUchen stiindischen Land- 
tage bestanden noch fort, und im aUgemeinen fMid man die Regierungen 
«•rträglich. In Frankri'ich xrarde die Gl( i( lilu it auf einen Scldag, in der 
borühmtrn Na< lit d(\s 4. August 1789, diircligfführt. Adel utuI Klerus ver- 
ziclitpten auf ihre historischen Privilegien und Zf^linten, stellten sich 
dem Dritten vSlande gleich und legten so den (rrund zu einem einheit- 
licboi Staatsbiirgertom. So röckte dort die Umgestaltung des .Tyrannen* 
kneohts' zum freien Bürger in den Vordergrund, und in dreijährigem 
Ringen fiel die anscheinend festgewurzelte Monarchie dem republi- 
kanischen System zum Opfer. Im Rheinland mühte man sich längere 
Zeit um das Prinzip der bürgerlichen Gleichheit. Auf dem kurköhüschen 
Landtag in Bonn wurde im Februar 1790 das gehSssigste Privileg der 
bevorzugten Stände, die Steuerfreiheit von Adel und Greistlidlkeit. 
angegriffen. Vereinzeitc Wünsche dieser Art waren im Herzogtum 
Jülich schon seit 1587, in Kurköhl seit 1650 aufgetaueht. Überall luitte 
der Fcudalstaat einen Zustand geschaffen, der die Steuerlast nicht auf die 
Schultern der reichen Grundbesitzer legte. In den rii^iüsohen Landern 
befand sioh wohl die Hälfte des GrundbeaitMS in der Hand des Adels 
und des Klerus. Die Exemtion von der Steuer enthehre, so erklärten 
nun die V^ertreter der Städte auf dem Landtag, unter den jetzigen Ver- 
hältnissen jeder Begründung, und es begreift sich, wie sehr ilnien die 
Bauern beistimmten. Der Adel aber sprach in seiner Entgegnung vom 
21. März 1790 von ,der Oiimäre von einzuffihrender Gleichheit'; er 
warnte vor ,dem bösen Reiz des die Staaten zerst&rendMi Neuerangs- 
geistes, dessen süßes Gift die Städte ganz eingesogen* hätten. In Kur- 
tricr gab der Klerus der Zeitströmung etwas nach und war zu Steuer- 
zahlungen b^it. Sonst aber blieb es heim alten. Ein Einwohner 
von Dormagen (n. von Köln) schrieb am 1. Januar 1792 in sein Tag^ 
l)uch: »Allenthalben wiegeln sich die Untertanen gegen ihre Herren auf. 
So ungereclit das auch sein mag, so ist doch auch viel Unterdrückung 
im Lande. Die Geistlichkeit und der Adel haben zum Teil ihre Güter 
frei von allen Abgaben; der arme Bauer muß im Schweiße seines An- 
gesichts sein Brot gewinnen, für jene die Steuern bezahlen und die 
Lasten des Landes tragen.* Schon im Juni 1791 hatte er zustimmend 
vermerkt, daß die Franzosen ,nim eine Gleichheit unter allen Ständen 
eingeführt, die Adclsbriefe verbrannt, die herrschaftUchen Wappen von 
allen Gebäuden abgerissen und lur Edelmann und Bauer gleiches Beoht 
und g^dies Gericht geschaffen' h&tteii. Der kuik^niscl^ Klerus warf 
im Dezember 1792 den Vertretern der Städte, die am l. Dezember 
ihren Antrag von 1790 erneuert hatten, vor, sie seien «ganz mit allen 
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jeder d,e Pfbchf haho, seme persönliche Überzeugung zur Richtschnur ■ 

if tl't'*« rH^^'^- «leinte nun der 

Klerus alk-^ auch Revolution und Pörstenmord. rechtfertigen Denke 
man über Hechto und Pflichten anders ab die Vorfahren so kftn„! 

man ohne Un.ständ. die Fürston als UsurpalSTenTÄn X 
yoWuveraneUt nach dem Beispiel der Franzosen' hersf "en Adel 
r^^?\^*^ historischen Untersclnede der Sti n U 
dauernd erhalten bheben. weil eie, wie die Glieder eines Körpers X 
m «yner Weise zur Erhaltung des Ganzen beitrügen, tt^ eigenen 
. ftivüegien aber betr^^^hteten beide als privatrech tliehes Eigentum SaS 

mogemcA Mten. die ,Grundaatee jetziger die Rehgion und Staatenruhe 
untergrabender PMlceopWe ™une4en. Diefe sog. Mo^^e 
welche al es darunter und darüber und unf .„ inaridTrwirft und di'e 
irvJäl:^ t größte Verwirrung bringt, darf es nicht wag^ at 
die verfuhretieolien Grundsätze der Freiheit und Gleichheit hierzu- 

den ^'^u-' "S^^"^ .Wendenden Irrlehren' b ^^^iTmaL n^ 

den Sturz der alten Verfassung. 

ee Jh i""^ ^^'^P"^'*f ' ^ o diese Verlmndlung geführt ^^'urde, handelte 
r^.!^ 1»!?'' "^'^^ "^^^I ''''' ""^ friedliche Ausbreitun, de. revolutio! 

"?"''','^"fT «»IS'^i^'^« Truppen der Revokuun. standen 
«chon drohend und auf ihre Kraft pochend auf rheinischem Buden. 

Juni 17Ö1 T\\ der Revolution, zahlreicher seit dem 

^^lii "'^^^ französische Emigranten, der unzufriedene Teil 

uee Adete unter Führung der nächsten Vcl^vHndterl Ludwies XVT 
m Ivurtner und Kuimainz eingefunden und in den Städten Mainz und 
Koblenz für längere Z«t Aufenthalt genommen. Von den beiden Km^ 
fursten wurden sie gerne gesehen, und auch die Bevölkerung war su- 

'^''^ ^''^^ ^^^'^^^^ ließerr^-emi ihre 
^TOlit&t und Ar sittenloses Treiben auch starken Anstoß erregten. 

Ir^w't T bedenkUch. wefl sie von hier aus die mon- 

archischen Kräfte Deutschlands zum Kampfe gegen die Revolution in 
Frankreich an/.uregen suchten. Die Trierer Landstände waren denn 
Äueh gegen liiren Aufenthalt in Koblenz, das schnell zum Hauptquartier 
d« Bmigranten wurde, aber der Kurfürst Klemens Wenzeslaus schützte 
m!' r.""? ^^"^ Kurfürst Hax Franz, obgleich die Kömgin 

Mano Antomette seine Schwester war. vorsichtig von seinem Lande 
und semer Residenzstadt Bonn fernhielt. Am 14. De/omber 1791 
«Wangen die Girondisten Ludwig XVI.. den Trierer Kurfürsten durch 
ein ernst« S^-ben am ersuchen, das Treiben der Emigranten zu 
n ndem; der Krieg werde ihm erklärt werden, wenn dieros Trdben 
ö innen Monatsfrist nicht aufliöre. Klemens Wenzeslaus suchte ZU bo- 
fj^gen die büeb aber die alte, und die Ansicht, daß man die 

iumarome m fYankreich stützen müsse, breitete sich an den deutschen 
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Höfen aus. Auch die Regierungen in Wien und Berlin, die ihre bis- 
herigen Gegensätze im Juli 1790 durch die Konvention von Keichenbach 
änOeiülioh bdgelegt hatten, ndgten za dieser Auffamung, die unver^ 
meidlich zu einer Auseinandersetzung zwischen den Tdeon der Revo- 
hition und denen des alten Europa führen mußte. In Pilltutz wurde 
am 27. August 1791 von Österreich und Preußen mit den Häuptern 
der Emigranten über den Versuch einer bewaffneten Litorvention in 
Frankreich verhandelt. Die deul.schen Soaveräne entachloasen si6k zu 
der gerade von Frankreich seit Jahrhunderten geübten Politik der Ein- 
mischung in die inneren Verhältnisse dos Nachbarstaates. War diese 
aber im Zeitalter des absoluten Fürstentums selbstverständlich er- 
achioien, so reizte sie jetet, wo sich in Frankreich die Gesamtnation 
zur Trägerin des Staates gemacht hatte, den nationalen Patriotisrnns. 
Als sich am 7. Februar 1792 Preußen und Österreich zu gemeinsamer 
Abwehr einer etwaigen französischen Grenzverletzung geeinigt hatten, 
und sidi daran ein Notenwechsel zwischen Wien und Paris anschloß 
drängten die Girondisten zur Kriegseridänmg Frankreichs an Oster- 
rrirh, rlio am 20. April 1792 erfolgte. In Mainz trafen Kaiser Franz L 
und der preußiselie König Friedrich Wilhelm II. zusammen, um eine 
Armee zu vereimgen, von der man hoffte, daß sie mit den Franzosen 
Idchtee Spiel haben werde. Als Fuhrer der vereinigten österreichischen 
und preußischen Truppen erließ am 25. Juli von Koblenz aus Herzog 
Karl Wilhelm von Braunsclnveig ein herausforderndes Kriegsmanifest, 
das^ für jede Gewalttätigkeit gegen die königliche Familie mit einem 
militärischen Strafgericht und mit der Zerstörung der ganzen Stadt 
Paris drohte. Durch mangelhafte Führung und ungewöhnKch schlechte 
Wittenmgsverhältnisse fand indessen die ,Cam])agne in Frankreich* 
am 20. September 1792 in der Kanonade von Valmy ein unrühmhches 
Ende. Es scliien so, als ob die .Freiheit' (Ik l ranzosen auch auf dem 
Sohlaohtlekle ohne weiteres zu Siegern maclien ^vü^de. Die deutsche 
Armee mußte sich in kläglichem Zustande durch das Moseltal zurück- 
ziehen. Xun ergriff in Paris der Nationalkonvent die Zügel der Re- 
gierung und rief am 25. September die RepubUk aus. Die französischen 
Armeen drängten nach. Am 6. November siegte Dunumriez bei Je- 
mappes über die Österreicher, am 16. Dezember besetzten französische 
Truppen die Reichsstadt Aachen und veranlaßten am 19. Dezember 
dort die Errichtung eines Freiheitsbaumes. Schon Ende September 
aber wan Custine nach Speyer und Worms vorgerückt, und er hatte 
Sich, da die Stadt auf die erste Aufforderung kapitulierte, un vorher- 
g^hencnveise am 21. Oktober auch in den Besitz von Mainz, d» 
starkfiten Festung des Reichs, gesetzt. 

^ In dieser betäubenden Sehieksalswcndung kam der Gedanke, die 
rhemisohen -Undcr zu gememsamcm Widerstande zusammenzufassen, 
nicht auf. Ein Gefühl der Gemeinsamkeit stellte sich hier auch in 
diesem Notlage nicht ein. Die drei rheinischen Kurfürsten, die in Person 
die Kogiening ihrer militärisch ohnmächtigen Länder führten. heOe^ 
Vielmehr Lnde Oktober aUes im Stich, um sich, jeder allein mit aeinfltt 
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Hofstaat auf das rechte Rheinufer, nach Wäraburg, Augsburc und 

ih.Sf«„^«^ i" Pans d,,^^^^^^^^^ ^j^,,^^ ^.^^^^^^^ Rheinufer dio Errun.*™ 
Schäften der Revolution zugänglich zu inachen. Schon im APir. mo 
hatte Dumounez die Alpen und den Rhein als .die natürl cL en en 
Frankre.ehs' bezeichnet. In Verhandlungen des Konventi vi 9 ük 
tober wurcie nun die Rheingrenzc zum Tten Male emstuinn AuL 



«..fort* rk- , . " — i»ituo ernstücn ms Auce 

Ädu^S ir"^"^''^'^' f-Paganda für Freiheit und GleichhÄ 
7^^^T ^ Republik mit dem politischen Eroberun^^sdrang 

vewohniolzen der Frankreich im ZeiUdter des Absolutismus erf üulhal e^ 
nach 1^1 '^''''^ ^Viedera.lfnallme des Älteren Verla^^^ 
^Lf!m '^'"^ '"^ ^789 von der RevoIutionTI^^ 

S^Sinill'ort^'^' TT^ Nationalität für die äußer. Ah 
grcMung der Staaten maßgebend sein sollte. Denn die Rhein! mde 

und d,. ,n Ihr v,>rk(Mi)Prf . ^-.stige Kultur .suid das entscheidende Kri- 

dem Einfluß m Mitteleuropa und wollte führende Mac ht auf dem K„n- 

tment seni. Indem die Republik das frsiizösische Staatsmterle m i 

L ^"^"'^^ ^^^«^»^ ^«Mte. hielt sie f S 
wohnlrlf ' «ich aufzunehmen, wenn des^sJ 

In ^ ""^ ^^"-^^^^1"« ^» Frankreich wür.sch 

fähren^ ^^''"^^'^^^kläruiigen dieser Art herbeizu- 

mhük\^oir r^^YK^^^^^^^^ R-'ohsstadt. selbst ,Re- ^1 

17M V ••^•"'i'- Bürgornv i>t, r am 30. Dezember ' 

Pr^«fJl 5 '-c^u demokratische Verfassung, die die ^oßon ' 

Tö oZ ?r ^^"^^ ««'^ Mittelauel ver- 

d,nT i n * A ?7 «»twffend; in der Tat hatte aller- i 

iSi^liL Händen Man wünschte also keine Änderung, und als die 
^nzoeen dennoch im Januar 1793 die Verwaltuuc umgestalteten I • 

hier bi;, Widewtond. Die französi.sche Hcrrsciiaf t wa^ i ' 

stanri r Gründen mißUebig. Die Revolution 

stand damals nocl, durelmus imter atliol.fischen, kircben- und reli^Mons- • 

dl^ ^U^J^''^Z''T' ^^""^ ''''' '^'^'''^ g'-^"^ katlioh-sch, son- i 

dem gehörte seit alten zur Diözese Lüttich und war in seinem reli- 

f mi An ™ dortbeeinfhißt, wo die Aufklarungsbestrebmigen 

T^nl^no^''^ ^^"'"^ ^''^'^ ..Takobinem'. der im ' ''■ 

A j gebildet wurde, zählte aber imr wenige Mitglieder ' , 

Rn.^nf '^^•^ Entwicklung in Mainz. Ein Teil der dortigen 

de? A "^"^tr^l^"^' Professoren der Universität, war den IdLi 

wo H.r? 'I'"'!,''? 1/'^"^"''' "^^ ^"^ ^^^^"^ geisthchen Territorium, 
k l^^rfur^^thche Hof sieh durch Sittenlosigkeit besonders auszeich- 

^'""^ Gegnerschaft zur Regierung. Man hatte hier | 
schon mit dem Feuer der Revolution gespielt und begrüßte die Freiheits- l 
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und Gleichheitsparole in einzelnen Kreisen mit schwärmerischem Bei- 
fall. Custinc und seine Umgobiinp aber suchten geschickt zwischen 
sich und der deutschen Bevölkerung eine Art von blutsverwandter 
Verbindung herzustellen, indem sie sioli als »Franken*, ,Frankenbärger* 
oder »Neufrankt n* bezeichneten — ein Verfahren, das in den folgenden 
Jahren vielfach nachgeahmt \^'u^de, um die Sympathie der rheinischen 
Bevölkerung zu gewiiuicn. In Mainz hatte durch die mißglückte, von 
hier aus begonnene .Campague in Frankreich' der monarchische Ge- 
danke besonders viel von seinem Nimbus verloren. Eine radikale, im 
Mainzer Klub der .Gesellschaft derlireande der Freiheit und Gleichheit' 
Ende Oktober 1792 vereinigte Gruppe, die sich unter den persönlichen 
Schutz Custines stellte und für die .Frankenrepubhk' an der Seine 
schwärmte, wollte nicht nur die kurfürsthchc Herrschaft durch eine 
Republik ersetzt, sondern aüoh die Vereinigung mit Frankrcioh her> 
gestellt wissen. Die Freiheit, um die man in Paris rang, wollten ihre 
Freunde aueli der eignen Heimat sichern. Dauernd glaubten sie (h'V 
Herrschaft des Klerus und des Adels aber nur durch den Anschluß an 
Frankreich entgehen zu können. So suchten sie diesen als «Patrioten* 
nach, und sie nahmen diese Bezeichnung an, die seit 1780 in den nörd- 
lichen, seit 1789 auch in den j^üdlichen Niederlanden und in Frankreich 
für die Anhänger p(»pulär-republikaniKclu r Bewegungen üblifh geworden 
war. An Zahl bildeten diese Klubistcn allerdings nur eine kleine, wemi 
auch laute und rührige Minorität der Mainzer Bevölkerung, während 
diese im allgemeinen an dem alten Zustande hing und die fremde Beset- 
zung als vorübergehend ansali. Custinc selbst hatte sofort am 21 . Oktober 
1792 erklärt, als Freund der Freiheit und Gleichheit ehre er die Rechte 
des Mainzer Volkes; nur dieses selbst habe das Recht, sich seine Re- 
gierungsform zu geben, und es stehe bei ihm, entweder bei seiner 
alten Verfassung zu bleiben, sich selbst eine neue zu geben oder die 
französische Verfassung anzunehmen und sieh demgemäß an Frank- 
reich anzuschheßen. Mit allem Eifer förderte er aber die Klubisten, die 
im März 17Ä3 die Berufung eines .rheinischen Nationalkonvents' nach 
Mainz veranlaßten. Dieser Konvent — es waren 65 Vertreter aus dem 
Gebiet von Landau bis Bingen — beschloß die Trennung dieses Distrikts 
vom Deutschen Reich und ernannte eine von Georg Forster, dem Sohne 
«ner englischen Mutter, geführte Deputation, welche die Bitte um 
Veremigmig mit Frankrdoh nach Paris überbraohte. Dort waren am 
31. Januar und i:^. Februar Danton und L. Carnot naohdraoUlch ffir 
die ^latürUchen ( ir.'iizpn' Rhein, Alpen und Pyrenäen eingetreten; am 
30. Marz beschloß nuiunehr der Pariser Konvent durch Akklamation 
die Emverldbung des Mainzer Gebiets in die französische KepubUk. 
befestigt^i^tte ^ ^^ '^''^ Hinrichtung Ludwigs XVI. 

Aber die Vorstellung von der miütärischen Überlegenheit der Be^ 
volutionsarmee hatte iMwischeii einen Stoß erhalten, seit im Dezemb«?,. 
1792 der deutsche Reiohakrieg beschlosaim und eine Kodition dw 1^ 
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paischen Machte gegen Frankreich zustande gekouiinen w ar. Im April 
1793 begann die Belagerung von Mainz durch die Alliierten MSehte, 

am 23. Juli wurde die Stadt erobert, und die kurfürstliche Regierung 
kehrte zurück. Schon am 1. März hatten die Österreicher bei Alden- 
hoven einen Sieg über die Franzosen erfochten, der sie zwang, am 2. März 
Aachen sdileimigst zu räumen. So waren die Rheuüande uieder frei, und 
die Sorge ihrer Bewohner, daß die Feinde sich von Aachen nach Osten 
ausbreiteten, war beseitigt. Am 23. April und 31. Oktober 1793 kehrten 
die beiden Kurfürsten von Köln und 1 ru r wieder in ihre Residenzen 
Bonn und Koblenz zurück; die Regierungen der rheinischen Länder 
wurden in den frühem Zustand gebracht. Das war aber nur von kurzer 
Dauer. 

Die Mißerfolge Frankreielis wälu-end des Jahres 1793 führten in 
Paris einen Umschwung herbei. Man erkannte, daß die l)isherigen 
Methoden der &uOem und der innem Politik versagten. Man iiatte 
die ganze frühere Staat«- und Gesellschaftsordnung Mifgeläst, aber 
noch keine aufbaueiuhni Kräfte an die Stelle gesetzt. Unter Führung 
Robespierres und der Jakobiner begaiin nun der Konvent durch er- 
hebhche Beschränkung des bisher domiiüerenden Freiheitsprinzips mit 
den blutigen Mitteln des Sdireckens und der Guillotine die Kräfte des 
Landes znsainmenzufassen, indem man den Bürgern zum Bewußt^in 
brachte, daß sie Opfer an Ont und Leben für ihren Staat zu hriiirr,-t\ 
hatten. Die .Stcucrkraft wurde auf.s äußerste in Anspruch ge!H)iiiint n 
ujid für die weitere Durchfüliruug des Kriegs die ,Lev6e en masüc , 
die aUgemeine Wehrpflicht, im Herbst 1793 von L. Gamot ins Leben 
gerufen. Die B^eisterung des französischen Volks für seine neue 
Staatsform überwand alle Schwierigkeiten. Die Unterwctrfung der 
einzelnen unter die Idee des Staates, an dessen Regierung sie durch 
aUgemdnes gleiches Wahtaecht beteiligt blieben, gewann den Vorrang 
vor der liberalen Idee der bürgerlichen Freiheit. Schon der Beginn des ■ 
Jahres 1794 brachte wieder militärisclie Erfolge. 

Am Rheine war man auch jetzi wieder ungerü.stet. Auf dem kle- 
vischen Landtage hatten die Städte im Dezember 1793 eine besondere 
Kriegssteuer beantragt. Der Adel hatte abgelehnt. In Kurkoln fürchtete 
Erzbischof Max Franz, der Feind werde» wenn man sein Massenaufgebot 
nachahme, Rache durch Verwüstung und Plünderung seines Landes 
nehmen. Klemens W'enzeslaus von Trier richtete am 9. Januar 1794 
einen Aufruf an seine Untertanen, der nationale Töne anschlug : .Deutsche 
Bürger, vergeOt eure Deutschhmt nicht! In euch fließt deutsches Blut, 
das ihr unverdorben von euren Vätern empfingt. Eure Herzen stahlt 
deutscher Mut. Mit diesem Mute werdet ihr die Schwärme entnervter 
Franzosen zu Boden treten und ihrem Joche entgehen.' Er befahl die 
Errichtung einer Miliz von 6000 Mann. Aber gegen Volksbewaffnung 
waren ebensowohl die deutschen Fürsten, besonders der König von 
Preußen, als auch der Adel, der das Volk für revolutionär ansah und 
daher niclit bewaffnet wissen wollte. Da.s friedliebende Volk >elbst aber 
hatte auch keine kri^erische Neigung, weil es besorgte, letzten Endes 



252 



rV. Hansen, Politische Geschichte seit 1789. 



doch nur für dif fVivilocrjon dos Adols y.u käTii})fer\. Die ohnmächtigen 
rhcniischeix Länder waren aho von dem Scliieksal der Keichsarmee ab- 
hängig, die wiitlerum in Nordfrankreich eingedrungen war. 

Der Sieg Jourdans bei Slettnis am 26. Juni 1794 waide der Wende- 
punkt. Der alte Finch des Zwiespalts bei gemeinsamen militärischen 
l'nternolininncrfn Österreichs inid Preußens kani wieder zur Geltung. 
Weil keine di r Ix'iden Mächte Ijci der IV-ilunf: Polens, die Katliarina II. 
von Kußland gerade jetzt eifrig betrieb, von der andern übervorteilt 
werden wollte, gaben beide die BÜdlichen Niederlande and das linke 
Rheinufer preis. Am 8. August Ije.'^etzten die Franzosen Trier, am 
22. Oktober Koblenz; am 23. September zogen sie \n'eder in Aachin 
ein. am 3. Oktober nahmen .sie die Festung Jülich, am 6. Oktober die 
Keicliästadt Köln. An demselben Tage lag auch schon tüe bergische 
Hauptstadt Düsseldorf vom linken Rheinufer aus unter dem Feuer 
ihrer Kanonen und ging in Hammen auf. Am 8. Oktober rückten rie 
in Bonn ein. Widerstand fanden sie nirgends, die morschen Formen 
des alten Re;zinii ~ und seiner Tnilitäriseheu AA'ehrlosiirkeit brachen wie 
ein Kartenhaus zusammen. Die Demütigung der Unterwerfung unter 
fremde Barschaft wurde in diesen Ländern, wo seit 200 Jafifen die 
feindlichen Armeen so oft gewaltet hatten, nur wenig em^tfunden. Die 
Knrfiir (' ri von Köln und Trier, nur auf ihre persönliche Sicherheit 
bedacht, flohen wiederurn mit ihrem Hofstaat und Adel, der eine ara 
3., der andere am 5. Oktobor, auf die rechte Rheinseite. Mit dem Ein- 
packen hatte Klemens Wenzeslaus schon zu der Zeit, wo er seinea 
nationalen Aufruf erließ, binnen. Überall in den besetzten StSdten 
wurden an deii folgenden Tagon Freiheitsbäume gepflanzt. Im No- 
vember richteten die Franzosen in Aachen l ine Zentralverwaltiing der 
eroberten Länder zwischen Maas und Kheia ein, deren Wirkungskreis 
im März 1795 auch auf die Länder zwischen Mosel und Rhein ausge- 
dehnt wurde. 

Österreich ließ seinen alten I'esitz, die reichen belgischen Pro- 
vinzen, ohne weiteres in der Hand der Clegner. Preußen aV)er gab dureh 
den Sonderfrieden mit Frankreich, den es am 5. Mai 1795 in Basel 
schloß, seine territorialen Außenwerke jjreis, indem es sich zugleich 
vomReidiskriege lossa^. Voll Mißtrauen gegen die enge Verbindung, 
in die Österreich zu Pußland getreten war, riel)teto es .seine Aufmerk- 
samkeit auf seine Tntere.s.«;en im Osten und gab zu erkennen, daß es ' 
dem Streben Frankreichs nach der Rheingrenze keinen Widerstand I 
entgegensetzen werde. Nationales Bewußtsein w ar rechts vom Rheine 
so wenig wifksam wie links; ebenso fehlte die Exkenntnis, daß in dem 
durch den Revolutionskrieg entfesselten Rii^^ das Reich nur durch 
Einmütigkeit Erfolge erzielen konnte. Preußen aber, das schon s" 
lange Fuß am Rheine gefaßt hatte, wurde sieli der gesamtdeutschen 
Aufgabe nicht bewußt, die ihm durch die Vereiiügung so vieler und 80 
weit verstreuter deutscher Landestelle in sdner Hand und durch Fried- 
riohs des Großen Begründung der preußischen Großmacht erwachsen 
war. Von der Sorge für die nationalen Interessen, in denen es die Füh- 
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rung hätte nehmen können, zog es sich zurück, um auf pobiisches 
Gebiet überzugreifen, und es begab vuAi bis 1806 in eine prekäre Neu- 
tralität, die ihm zwar den Schein einer Oroßmaoht beließ, in Wirk- 
lichkeit aber das Emporsteigen PVaukreichs ermöglichte. Am 17. Mai 
1796 richtete dio französische Eepubhk in den Unksrheinischea Ländern 
zwei Generaldir^tonen mit dem Sitz in Aachen ein und sohuf daaut» 
soweit es sich um die okkupierende Macht handelte, eine «cste ad- 
ministrative Zentralisation des bisher zerspUtterteii Tlebietes. 

Die französischen Generale machten sich seit dem Oktober 1794 
der rheinischen Bevölkerung dauernd durch schonungslose Requisi- 
tionen und Kontributionen fühlbar. Aber sie efid&rten sugleiGhi ifie 
früher Cnstine in Mainz, die französische Nation habe die Waffen nur 
ergriffen, um ihre Freiheit zu verteidigen, und werde sie erst nieder- 
legen, wenn die «Tyrannen' überwunden wären. Sic fülu'ten sich als 
hochhendge Mreier der fhdnisehen BevSlkerung ein und priesen das gol- 
dene Zeitalter» das sie heraufführen würden. Wie 1792 trugen sie in 
ihren Proklamationen das Selbstbestimmungsrecht der Völker vor sich 
her; nie wollten sie verlangen, daß die besetzten Gebiete widerwillig 
.frei würden', d. h. die republikanische Staatsform annähmen. In der 
Tat war die franzomsche Armee in dem Sinne Befreierin der lUieinlande, 
daß sie der überlebten Kleinstaaterei ein Ende machte, die ohne die 
feindliche Okkupation sicher noch lange fortbestanden hätte. Aber sie 
tat das unter der Voraussetzung, daß diese Länder nun freiwillig die 
republikanische Verfassung wählen, sich gleichzeitig an Frankreich an- 
sehliefien und es diesem so erleichtern würden» sein beanspruchtes 
Herrenrecht über deutsches Land durchzuführen. Am 1, Oktober 1795 
erklärte der Konvent in Paris, die Länder auf dem Unken Rheiruifer 
seien für inuner mit Frankreich vereuügt; er begrüßte es mit lautem 
Zuruf, daB die französische Republik die Qrenzmi des alten Gallien 
wiedergewonnen habe. Die Erinnerung an die Zeitm Julius Casars 
sollte dem Verlangen nach dem linken Bheinufer dae geschichtliche 
Stütze bieten. 

Die französische Vorstellung, daß der Rhein die natürüche Grenze 
zwischen Deutschland und FrMikreich sei, wurde indessen von der 

rheinischen Bevölkerung nicht getdlt. Für sie war es befremdend, dafi 
der Rhein iiberliaupt eine Grenze sein sollte. Das Herzogtum Kleve 
lag auf beiden Ufern des Rheins. Von den beiden seit Jahrhunderten 
verbundenen Herzogtümern JüUch und Berg breitete sich das eine links, 
das andere rechts vom Strome aus, und sie wurden gemeinsam von 
Düsseldorf aus verwaltet. Von den beiden Kurstaaten Köln und Trier 
lag zwar che Hauptmasse auf dem linken Vfor. d<>eh griffen sie mehr- 
fach auf die andere Seite hinüber. Für die kirchlichen V^erhältiüsso 
bildete der Fluß ebensowenig eine Grrase: wie am Ober- und Mttel- 
rhein erstreckten sich auch hier die Diözesen und selbst ihre Unter- 
bezirke auf beide Ufer. Das Wirtschaftsleben abrr hnttf erst recht 
seine Fäden seit alters herüber- und hinübergesp >nnen. Eine rheinische 
Flugschrift stellte denn auch im Jahre 1795 Beweise zusammen, .da6 
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die Anmaßung der Franzosen, den Rhein zu ihrer Grenze zu maohen 
platterdings unstatthaft' sei. * 
1 fi Mehrheit der rheinischen Bevölkerung glaubte nicht, 

daß che alten Territorien dauerndem Untergang veifaUen seien- sie 

rechnete vielmehr auf deren bald ij^e WicderJier.tellung, und da,. Meer 
von Blut «-ie die Kette von Greuel und Schrecken, die in Frankreich 
2? iT^ ! Staatswesens seit 1792 bezeichneten, konnten nur 

abschreckend wirken. Man suchte voideAand. so gut man konnte, 
die Sieger, die nach den militärischen Erfolgen von 1794 als unüber- 
windlich erschienen, auf das von ihnen .selbst proklamierte Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker festzulegen. Das ging am leichtesten in 
den Reielisstädten Aachen und Köln, da die ,Völker' dieser beiden 
btadte sich als Republikaner und als solche den Franzosen historisch 
weit uberlegen fühlten. Wic^ in Frankreich, so wurde damals auch hier 
die Schwärmerei für die Bürgertugenden in den antiken Republiken, 
besonde« m Rom Mode. In Köln fülirte man jetzt die eigene repu- 
f^^VY u' ^? Römerzeit zurück. Im Januar im schrieb 
der Rat der Stadt, der sich nun mit Vorliebe .Senat der Ubier* nannte, 

m..^ ^ ^-^'l..^^^ ^'^«^^^ ^^it 1^ <^^^^^^' Indem 

man die Formen für die WirkUchkeit nahm - E. U. Arndt staunte 
noch vier Jahre später bei seinem ersten Besuch in Kök über 

1^1,.; • ^^•'^^"^ konnte die in 

h!^*Air^ '""^ ii regierende reichsstädtische Vetternwirtschaft ernst- 
b^oT^ T"' ^olkssouveranetät sei bei ihnen die QucUe aUer .taat- 
pu t , nn l' T ^""^ ""^n^f "^"^ Vowtcher, seine De- 

an In ff" ^'^"-»^--rteilung. die es selbst bestimme. 

H^diL^^^^^^ ^'"^^ ^I^in^ Jahre 1792 der 

^ekstand den Entwurf einer neuen Veifa.ssung für zeitgemäß ge- 

V^l t^^^^^ - Oktober 1795 umge- 

lie leL T^toH f''' ''^'^ ^» benachbarten fn«t. 

Man bltenfl t ^"''f ' ? " " '^^ Verfassung zurücktreten wünlen'. 
s^!^un!^2w„.l-" ^''^'i ^^?i«'»^^<'^dten soi^e repnblikamsehe Oe- 
zu > ^.Tt^fTTf ;r "'^d ^o^^^- Selbständigkeit 
Klpu bb W^ Mdte es In Keflnauch nicht an modern gerich&ten 

«2^^ l^^rkohuselie Hofrat B. M. AlstÄtten, dw die Zeit- 

S K : " ^^^'^ "^'"^ ^ ^^"^ 

Wdch^'LhlS^n'^Ä 'i^'" Verrückten im Sd^cIJe. 

Wiewen 2u Sn unr.i n Ä^""" '^""^ Fmihmt und CHetcM^eit 

T« A iT^ Renn und ,iic Imtigo Wiuulcrfrucl.t zn genießen. 

aSe^trhal^^hrVn.^''^' Knde 1795 einzelne Stin.nen laut, die 
In den weÄ Frankreich befünvurteten. 

''^ konservative Grundzug der 
gegen diTfiberhe?!rt h 77' Autoritäts- und Pflichtgefühl 

a ui«nen öiaaten. Der pohtische Indiffereutismus der Bevöik«-^ 
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rung, unter cUr wahrer Gemeinsinn und warmes Staatsgofühl durch die 
bieherigen Regierungen nicht entwickelt worden waren, ließ allerdings 

zu, daß man sich jetzt in ein un ab wend bares Srhicksal IHchtor fügen 
konnte, da seit der Aufrichtung des .Kultus des höchsten Wesens' 
durch Robespierro im Juui 1794 der Atheismus mcht mehr daa Symbol 
der framÖBiBohen Republik war. Aber man hielt die Besetzung nicht 
für dauernd, und das erwähnte Tagebuch ans d* tu zum Herzogtum 
' Jülich gehöricren Orte Dormagen zeigt, daß auch aufgeklärte Köpfe, 
denen das V'erständuis für den Fortschritt nicht fehlte, doch die neuen 
Ermngensohaften, die ihre Heimat den Franzosen verdankte, kritisch 
betrachteten. ,Die Revolution', so schreibt der Verfasser zum 1. Januar 
1795, ,hat uns alle frei gemacht. Sind wir glücklich gew erden ? Noch 
nicht! Freier? Kbcnsowenig! So hatte man sich die (.'öttin Freilieit 
doch lüüht vorgestellt. Die grausamen Requisitionen und das Papier- 
geld, womit dem Landmann alles bezahlt wird und wofür er in den 
Stfldten nichts kaufen kann, der Befehl, alle Früchte auszudrr clten, 
so daß für jeden Kopf bis zur Ernte ?iur ein Malter Korn bleibt, da« 
übrige nach dem Magazin gebracht u erden muß, wo es in National- 
münze (Assignaten) bezahlt wird, zeigen, wie es im Lande der !BVeibcit 
gehalten wird.' Aber in einer Hinsicht gab der Verfasser, ein glaubt ns> 
treuer Kaff rlilc, der in enger Beziehung zur Kirche stand, den Fort- 
sehritt zu: .Erfreuend hingegen ist die Vorstellung, daß das geistliche 
i yramicnzepter zerbrochen ist. Wenn es so fortgeht, werden wir keinen 
Zehnten mdir geben und nicht, wie ehemals, bei den Knechtstedener 
Mönchen zu unserem Geld noch um Holz betteln.' Gegen den ausge- 
dehnten Grundbesitz der Kirche, gegen die steuerlichen Exemtionen 
des Klerus und gegen seine sonstigen politischen Privilegien waren 
die durchgehende für das Gleichheitsprinzip gestimmten Bewohner des 
Rbeinlandes auch, soweit sie aus religiösen Gründen zur Kirche hielten. 

So waren es begreiflicherweise die beiden geisthchen Kurstaaten 
Köln und Trier, wo die Anhänger der neuen Ideen am rührigsten 
waren. Auch hier bheben Indessen niciit nur die den bisherigen Re- 
gierungen und Höfen nahestehenden Kreise, deren Existenz und Geltung 
von der überlieferten Ordnung der Dinge abhing, dem alten System 
treu. Vielmehr rechnete die rrroße Mehrheit der Bevölkerungen damit, 
daß die alten Staaten fortbestehen würden, und hoffte für die Zukunft 
nur auf etwas modernisierte Formen des ^entlieben Lebens. Aber 
wie es in Mainz 1792 geschehen war, so zeigte sich jetzt in Kurtrier 
und Kurköln, daß der Anachronismus der geistliehen Staaten, deren 
Fürsten zudem ihre Länder im Stich gelassen hatten, kleinen, jedoch 
lebiiaftcu Bewogungsgruppcn den Anlaß zu geschäftiger Betätigung 
gab. Advokaten, aber auch frühere GeisHiehe imd ausgetretene Mönche 
kritisierten in den heftigsten Wendungen in Versammlmigen und in 
Pam])Iileten den Unsegen der bisherigen Zustände, und da sie diese 
durch republikanische Einrichtungen ersetzt zu sehen wüiuächten, so 
bildeten sie für die französische Annexionspolitik die natürlichen Stütz- 
punkte. Sie offenbarten insofern ednen erweiterten politisdien Horizont, 
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als sie mit der kraftlosen Kleinstaaterei aufgeräumt und eine einheit- 
hche Organisation des von den Franzosen besetzten rheinischen Landes 
auf dem linken Ufer des Stromes durchgeführt wissen wollten. Aber 
die zentrifugalen Kräfte waren liier nur selten so haltlos, daß sie, wie bei 
den Mainzer Kluhisten 1792/93. den ^A'unsch erzeugten, dem fran/.ö- 
sischen^Staat eingegUedert zu werden. In Paris liatten die Girondisten 
bis SU ihrem Sturze im Oktober 1793 die Auffassung vertreten, man 
solle das linke Bhemuler nicht der franzSsisohen Bepablik einTsrleiben, 
sondern unter der Bedingung, daß seine Bcwohnw die IConarchie ab- 
schafften und sieh für die repubhkanischen Ideen erklärten, ab einen 
dem französischen Einfluß offenen Pufferstaat in dem Sinne einrichten, 
wie er seit den Tagen Biohelieiu dt erwogen worden war, um durch 
.eine beträchtUche intermediäre Masse' einen iftumliohen Abstand 
zwischen Frankreich imd den möglichst weit nach Osten zu drängenden 
deutschen Großmächten zu gewinnen. An die Stelle dieses Planes war 
allerdings seitdem in Paris das Verlangen nach einfacher Annexion des 
hnken Rheinufers getreten. In Italien aber verwirWiohte N^leon im 
Juni 1797 den gleichen Gedanken durch Einrichtung der formell .freien 
und unabhängigen' Cisalpinischen Republik. Unter d-^n republikanisch 
gesmnten Bewohnern der Kurstaaten Köln und Trier fand diese Idee 
beaoodem Anklang. Die enormen Kontributionen und Requisitionen, 
denen das von den Franzosen besetzte und ausgebeutete linke Rhein- 
ufer dauernd unterlag, die unaufhörlichen Umlagen und die drückenden 
Lmgriff© m das Steuerwesen seitens der französisclu^i Generale und 
VoiksreprSsentaaten, die gewaltsame Wegführung von w ertvoUen Kunst- 
werken und Altertümern naeh Paris, die in Köln und Aachen schon im 
JVovember 1 /94 begonnen hatt<!. dämpften die Stimmung für Frankreich 
sehr Man liatte längst erkannt, daß di<- Franzosen wohl dieFreilieit im 
Munde, aber Herrselisucht und Willkür im Herzen trugen Aus dieser 
Lage heraus entstand im Jahre 17Ö7 in Kurtrier und Kurköln die Be- 
wegung der .Cisrlienaiien'. 

Die am 18. April 1797 zwischen Frankreich und Österreich geschlos- 
senen Irahminarien von Leoben bestimmten, der Friede solle auf der 
urundlage der .Integrität des Deutschen Reiches' geschlossen werden. 
Das französische Ihrektorium dschte zwar keinesw^B daran, das linke 
Khemufer zu räumen, und Preußen hatte am 5. Aumst 1796 von neuem 
zu erkennen gegeben, daß es nichts gegen die Abtretung dieses Ufers ein- 
wenden wolle, wenn ihm selbst für seinen Verlust Entschädigung auf 
dem rechten I fer geboten weide. Unter den Bewohnern des besetzten 
d. n' i\ ^"rchteten die Repubhkaner von der Wiedervereinigung 
IJIÄ/''^ . • T''^ l->"ut..hland die Rüekkelir der alten feiulal- 
iS^^iSä!?- J'"'^^ T ^"•i-tlichen Staaten, u iihrond die 

d^Tf^TJfTl*?***^""^ ''^'^^ .»»1« bald wieder unter 

Sruf u^n u^i «urOokkehren*. Ein gedruckter 

tTl Znl'St Bevölkerung gegen die deutschen .Jakobiner*, 

Zw^^ T B"^^-i^'^tern' gebrandmarkt werden. ,Sie 
preoigen euch Losreißang von eurer rechtmäßigen Obrigkeit, Lop- 
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reißung Ton Religion, von Tagend und gnton Sitten, von Gesetzen and 

guter Ordnung, und sir suf^fti. für Puch sei keine Freiheit und keine 
Glückseligkeit ohne Vereinigung mit der fränkischen Republik oder 
wenigätens ohne Gründung eines eigenen Freistaates unter dem Schutze 
diesefr Bfaebt zu erwarten.* 

Die im Mai 1796 an Stelle der alten eingerichteten franzdaiBchen 
Verwaltungen liatten sieh als unfälüg erwiesen, auch nur die Versorgung 
der Armee zu sichera. Der kommandierende General der Sambre- und 
Maasamee, LazareHocbe, verfagte daher, daß vom 21. März 1797 ab die 
alten Ver^'altungen und Gerichte ihre Tätigkeit, aber unter AofBicht 
einer besondern ,Mittelkomini«;=;ion' mit dem Sitze in Bonn, wieder- 
aufnehmen sollten. Die Anhänger des Ancien regime deuteten das zu 
ihren Gunsten, und Deputierte der Staaten Kurköln, Kurtrier und 
Jülioh-Berg richteten gemeinfi«n an Hoche die Bitte, die alten Stände 
— ,Adel, Klerus und dritten Stand' — wieder bei der Steuerfestsetzung 
mitwirken zu Insstm und so einen .mofle constitutioimer einzuriehten. 
Die Mittelkommission aber teilte das ganze besetzte Gebiet am ö. April in 
sechs Arrondissemente, vbo denen jedes eine Anzahl der alten Territorien 
umschloß. Die wiederhorgestollt'cn Verwaltungen scheitertoi indessen 
gleiclifallä bei der Aufgabe, dii^ für die Armee verlangten Koii1ributi')nen 
herheizuscluaffen und die Steuern zu regulieren. E» kam zu Konflikten, 
und im August wurden die Kölner Bürgermeister sogar gefänglich ein- 
gezogen. Am 16. September gestattete dann die Mittelkommiseioa allen 
Gemeinden, sich für frei zu erklaren und selbständig neue, demokratische 
Verfassungen einzuführen; in diesem Falle sollten sie von allen feudalen 
Lasten und Zehnten frei sein. 

Daran knüpften die .Patrioten' oder »KonfSderierten*, die Vertreter 
des Gedankens einer linksrheinischen Republik, an. Ihr Mittelpunkt 
war Koblenz, und ihren Wortführer fanden sie dort in dem jungen 
J. Görrcs (geb. 1776). Sohn einer italieniseheu Muttfr und von der 
französischen wie deutsolxen Aufklärung gleichmäßig angeregt, hatte 
GÖrres die Revolution frohlockend begrüßt und sich an den Reden und 
Proklanuitioncn der französischen Republik berauscht. Wie in Mainz 
1702 (i. Forster, so ging aiuli er jetzt ganz in der Politik auf. .\u9 
einer morahschen Grundauffas.sung des Staates sah er in der Kcvo- 
lution das Erwachen der edelsten Kräfte der Menschheit, und er setete 
auf die republücaiiisohen Tugenden, die er in ihr verkörpert glaubte, 
seine ganze Hoffnung. Dem .Pfafftum und der .Möueherei' sciuvor pr 
.ewigen Haß', und als Kämpfer gegen ,dni schwarzen Zauberer' imd 
gegen .die Tyramiei' des alten Systems trat er mit dem lodernden Pathos 
adner vuUcaniscben ^atur für die rheinische Republik ein. Hoche gab 
am 27. August zu erkennen, daß er die Bestrebungen billige, und die 
Cisrhcnanen L'Ianbten, er wolle nach dem Vorbild Napoleons in Italien 
Präsident der cisrhenanischen Kepubhk werden. In Koblenz, An- 
dernach, Bonn, Köln, Rheuibach, Bergheini, im ganzM^i in etwa 
fünfzig Ortschaften, traten nun .patriotische Gesellschaften' hervor, 
und demokratische Magistrate wurden gewählt. »Das gesamte Volk 

a«M|)i«ht« de« lUMiBkulet. I. 1^ 
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xwischen Maas rmd Rhein steht im Begriff, die demokratische Form 
der Regierung allgemein aufzunehmen*, äußerten stark übertreibend 
die Konföderierten in Köln. Die Bewegung hatte fast nur in Kurköln, 
Kartrier und in dn. Stadt Köln Anhänger, aber diese sahen in dem ganzen 
Land zwischen ^Maas und Rhein ihr .Vatorland', und von Köln aus 
streiften Emissäre der ,dent!=chon Republikaner' durch die nördlieh 
und -weRtlich gelegenen Ortschaften, ,um die Leute zur üntersclnift 
einer Supphk an das Direktorium zu beieden« daß wir als unter fraoBÖ- 
sischem Schutze stehender Freistaat erklärt werden*. Am 4. September 
wurden von Koblenz und Bonn Aufrufe zur Gründung der Cisrhenaiii- 
schen Republik erlassen, am 14. faiiid in Koblenz, am 17. in Köln, am 
23. in Bonn eine entsprmdieiide Fder statt, wobei neue Freiheitsbattltie 
errichtet und «gene, von den französischen abweichende Fahnen und 
Kokarden getragen wurden. Überall zeigte sich indessen, daß die .Pa» 
trioten' eine zw ar laute und regsame, aber kleine Minderzahl bildet ri. 
Von den französischen Behörden wurden sie auf jede Art gefördert, 
während die groBe Mehrheit der BeySDcerang abseits stand. Am 19. Sep- 
tember starb plötzlich General Hoohe in Wetzlar, und unmittelbar dar^ 
auf gab die Pariser Regieruns; unzweideutig zu erkennen, daß sie die 
Bewegung nur als eine Vorbereitung auf die Besitznahme aufgefaßt 
hatte. In den seit April geführten Verhandlungen setzte Napoleon 
durch, daß am 18. Oktober Osterreich im Frieden von Campo Formio 
Belgien ü.n Frankreich abtrat und auf das linke Rheinufer von Andernach 
aufwärts verzichtete. Die Entscheidung namens des Deutschen Reiches 
wurde zwar dem am 9. Dezember eröffneten Rastatter Kongreß vor- 
behalten. Dieser willigte dann im November 1798 in die Abtretung des 
ganzen hnken Rhdniäeis, aber die Paris, r R-^icrung hatte es schon 
durch ein Gesetz vom 4. November 1797 mit Frankreich vereinigt. ,Da8 
Direktorium in Paris hatte nur einige mit einer Filialrepublik eine 
Zeitlang getäuscht', schrieb ein Koblenzer Bürger in sein Tagebooh. 
An demselben Tage wurde der Els&sser Rudlor zum Gouvernements- 
kommissar am linken Rheinufer ernannt und dieses Gebiet, nachdem 
der Rastatter Kongreß im Dezember auch Mainz und Umgegend wieder 
in die Hand der Franzosen gegeben hatte, am 23. Januar 1798 in 
vier Departements (Roer. Khdn-Mosel, Saar und Donnenberg) nach 
französischem Muster geteilt, zunächst aber noch als eine Ix^sondere 
Einheit verwaltet. Ohne daß irgendeine WillensäußerunE: der rheini- 
schen Bevölkerung herbeigeführt wurde, sah diese sich dem fraiizö- 
sisehen Staate eingegliedert und ihre bisherige Verfassung beseitigt. 

Die Cisrhenanen aber, an ihrer Spitze Görres, sprachen sich nun 
rückhaltlos für den Anschluß an Frankreich aus. Weihnachten 1797 
legte Görres in einem widerspruchsvollen Aufrufe dar, der deutsche 
Nationaloharakter werde steh zwar nur schwer mit dem franzoeischm 
verschmelzen, aber die Natur habe den Rhein zur Grenze Frankreich» 
geschaffen. Für das linke Rheinufer sei immer die Reuiüon mit Frank- 
reich das beste gewesen, bisher habe aber eine mächtige Partei in Paris 
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sie nicht gewünscht, und deswegen sei sie nicht offen erstrebt worden. 
,Wie weit schwerer wärde es sein, eine unserer Lage anpassende Kpn- 
stitation zu entwrrfr p. und einzuführen, als unsorn Staat dem großen 
fränkischen Gebäude einzufügen; wie schwaerig, so manche reliLnoso 
und politische Vozurteile wegzuräumen, die Frankreich mit eineni 
Httuohe vnniehtetl' Auf das Deatsohe Reich, dessen Anflfisung er 
durch den Frieden von CampoFonnlo und die Preisgabe von Ifoinx 
als vollzogen ansah, veröffentlichte Görrcs wenige Tage später eine 
groteske Leichenrede: das verstorbene Reich habe die fränkische Re- 
publik als einzige rechtmäßige Erbin des linken Rheinufers eingesetzt. 
Aus verschiedenen StSdten richteten CSsrhenaaen jetst den Antrag auf 
«Vereinigung mit unseren alten Brüdern, den Galliern*, nach Paris. Über- 
all aber hielten fich die rheinischen Behörden, trotz starken Druckes 
der französischen Beamten, von solchen Schritten fern. Viele Beamte 
weigerten dem von ihnen verlangten Eid, und die Masse der Bevölkerung 
hilligte diese Haltung. Aus den preußischen Gebieten am Niederrhein 
err^ingrn wiederholt Bitten um Beistand nach Berhn. Die deutschen 
rürst<>n aber gaben, mochte ihnen auch die Ausdehnung der Kräfte 
der Revolution als ein ungeheures Unheil erscheinen, unbedenklich das 
linke Rheinufer preis. Mui sah fiber den wahren Emst der Lage und 
über den schmihlichen Verlust an deutschem Land und deutschem 
Leben hinweg imd dachte nur an die persördiche Entschädigung auf 
dem rechten Ufer. Das neutral gewordene Preußen vollends betrachtete 
Frankreich jetzt als sdnen natürlichen AlUierten. 

Napoleons weiterer milit&risoher Siegeslauf führte am 9. Februar 
1801 im Frieden von Lun^ville die definitive Entsrheidung herbei. 
Das linke Rheinufer wurde im Namen des Deutsclien Reiches der 
vollen Souveränetät der französischen Repubhk überwiesen; die bis- 
herige provisorische Verwaltung wurde aufgehoben. 

Seht, so schützt uns dtus F'veii Ii, 30 Bchützt uns der wankende Doutsdiel 

sehrieb damals der kuikülnische Advokat P. J. Boosfeld in Bonn. Ein 
altes Ziel französischer MachtpoUtik war erreicht, als nun ,der Talweg 
des Rheins' vor Grenze zwischen Fhuikieich und DeutscUand be- 
stimmt wurde. Indem die Lander durch den Frieden ,in die unum- 
schränkte Oberherrschaft und das vollkommene Eigentum' Frank- 
reichs übergingen, erlosclxen auch staatsrechtlich alle hier früher gelten- 
den Verfassm^isformen. Die mittelalteriich-monarchisohen, auf Adel 
und Klerus ruhenden territorialen Ständestaaten mit ihrer schwer- 
fäUigen aristokratischen und kollegialen Behördenverfa-ssung erreichten 
zusammen mit den Reiehsst iulten Aachen imd Köln für immer ihr Ende. 

Sogleich im Jaiire 1798 liatte die französische Regierung begonnen 
mit nachhaltiger Energie die modernen Einrichtungen der Republik, 
ihre verdnfachte und zentralisierte Verwaltung auf die zusammen- 
gebrochene Kleinstaaterei am Rhein zn übertragen, und zu chesem 
Zwecke schon am 30. März 1798 die deutsche Sprache aus dem amt- 
lichen Verkehr ausgeschaltet. An die Spitze jedes Departements trat 
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im .Jahre 1800 ein Präfekt , der, .selbst von der Regierung in Paris scliarf 
f)faufsic)itigt, nach unt<'n sclir selhstiijidig war. Wogen ihrer Enifachln'it, 
Sf'hnrlhgkeit und Leistungsfähigkeit fand diese Verwaltuug bald den 
Rt'äpekt der Bevölkerung. Auch in den Unterbezirken, den Arrondisse- 
meaJiß und Mairieea, wvurde im Febnuu' 1800 das S3rstem d» IBänid- 
Vorsteher durohgeführt; die Bfairee waren im wesentlichen Staat»* 
beamto unter den Präfektcn. Daß die französische Gemeindeordnung 
den überlieferten verwaltungsrechtlichen Unterschied von Stadt und 
Land aufhob, fand Beifall; für die rlieinischen Verhältnisse paüte ciue 
einheitliche (Jemcindeordnuug, weil sich Gewerbe und Industrie hier 
schon seit Jahren von den Städten aufe Land hinaus verbreitet hatten. 
Auch überzeugte Anhänger des alten Regimes giogw bald dea Weg 
des erwähnten P. J. Boosfeld. Im April 1801, als die Regierung in den 
rheinischen Städten den Frieden von Lun^viüc feierte, urteilte dies»'r 
noch, Millionen Mensclien fanden in diesem Frieden das Urteil ihres 
physischen, moralischen und poUtischen Todes; die Glocken, die diescu 
schrecklichen Frieden einläuteten, .tun uns kund, daß wir eine Vieh- 
herde sind, verkauft für Ströme von Blut gemoEdeten Schlachtviehs; 
die wildesten Bestien handeln nicht so, werden nicht so behandelt'. 
Aber die tägÜche Erfahrung lehrte ihn, welche Vorteile die Einheit- 
lichkeit der Verwaltung diesen Ländern brachte, u o bisher 15 Erzbi.«?chöfe, 
Bischöfe und Äbte, 75 welthche Fürsten und Grafen, zwei Reichsstädte 
und zahlreiche Reichsritter ihr buntscheckiges Regiment geführt hatten. 
Schon 1802 machte Boosfeld seinen Frieden mit der neuen Lage und 
wurde 1804 französischer Unterpräfekt in Bonn. 

Nahezu allgemein hatte in diesen Jaliren eine Anzahl grundlegender 
französischer Gesetze Anklang gefunden. So die Aufhebung der Feudal- 
rechte auf dem Lande und der Zünfte in den Städten, die Einfuhnmg 
der Gewerbefreiheit, die den wirtschaftiichen Wettbewerb von d«i 
überh'eferten Hemmungen befreite, und die Durchführung des franzo- 
sischen Steuersystems, das die Exemtionen von Ad<'l xind Klerus be- 
seitigte (2(i. Miir/. 1708), die ( Jlr ielistellung aller als Bürger vor dem 
Gesetz und dem Gericht des Staates, die Abschaffung der Titel, Prä- 
dikate und Wappen des Adels sowie der Fideikommisse (6. Hai 1798), 
die Elnlührung eines einheitlichen Münz-, Maß- und Gewicht-sweseus 
sowie der Ersatz der alten Binnenzölle dureh das einheitliche franzö- 
siselie Schutzzollsystem fl. Juli 170S), das gleichzeitig den Rhein 7.ur 
Zollgrenze machte und so das linke lllu-inufer dem französisclien Wirt- 
schaftsleben einverleibte. Die wirtschaftliche Betriebsamkeit der Länder 
am Rhein war durch die Ungunst der Zwergstaaterei eingeschrumpft; sie 
lebte wieder auf, als sie einem großen und einheitlichen AVii tschafts- 
körper angegliedert wurden, der ihnen neben dir Oewerbefreilieit. der 
Errungen.seliaft des Jalne.-^ 1789, Schutz bot und deti weiten französi- 
schen Markt als Absatzgebiet erschloß. Auch das starke An^vacll66n des 
Besitzes der Toten Hand hatte bisher die wirtschaftUohe Sbitwicklung 
gehemmt; ein übermäßig großer Teil von Grund und Boden war im 
Laufe der Zeit Eigentum der Kirche geworden. So fand die Aufhebung 
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^'''n*«»««»« der ftnii6riM]ieii VefwHong. sei 

*- »owie an dem iS^' , . ' :SrirhT"'^Ä?'°^ 
Kalender (W.Juli ITBSi v„lf.„. , a . " rrpublrkaiüschon 

Brenken ver^tn "m^rTo "d^'TrÄ'^'u "t-Sf L""«'"^™ 

litte B^XJ; o-^ u"'^x" '•^^T^ktabeln Nat.V.,ion ausmacl^r 

liebe für diese c^eTTen.^^^^ "^^"^ ^^"^^^ 

wo es seine Opwi-IJ ' ' ß^^^^Higsform. Wo dem Volke woU ist, 
* Auskommen und diV Sicherheit 

5vL!ii;l! w ^"^'^^'"''g^^'-^t«^" war. Wörde die nächste Wirkunir de? 

SÄÄÄdt^f''^ ^^^Honalbe^vußtsein*:nd'Ä" 
ineoicnilte sich durcJizunagen vermochten 

Einxrheden» T ^^"^ 23. September 1802 die völlige 

S 2 in 7 '■^^'"isehen Departem^te in den franzöeiS 

^'^1'"" ""'^ Verordnungen hTtt„^nS 
V^gT^erJ^t «nd fcW ^^^^ Kleinstaaten der 

ab^ oXrer Sf^.**'^ ^! Herrschaft als etwas Un- 

parten eM u-«.? ''«»«««^- IWekten der yier rheinisehen De- 
Ge^rbiX^ '^'^ Erpressungen und persönUchen 

dSX «S^„Ar p 7l''''r^"''" '' ''''' a"sc....ie],np^rBeamten, 
Xte fo^ '^"'r "^^J '^t^^^^^^' Bevölkerung noch Jahr- 
zeXrrflqur^^H^ Verfa^.ung vom 13. De- 

bgt Aus dln k ' f ^.y«"^^'"""^ ^"^ '^ aktiv am staatUchL Leben betei- 
«Stenll cL^r f '"J''^ ^^"^ .Xotabeh.'. wurden die Depu- 

derunf ^^^^ ^^P^^^rie zur Auswaiü durch <he Re 

i^n^ die h ^''^ Bepwtements und Arrondiaee- 

«'^ »^J^teuersachen beratende Stimme und sonst die Aufgabe 

nSbri' ^!«V'T^ Petitionen die Bedürfniase der Bevölkerung 

^dTLl "^^^ ' " Gemeinderöte iüehtgewÄliIt.sondl^i 

^S^bsÄit^^ ' 1 '^^2 Frankreich die Freiheit 

8treich^<Sl v!f^ ^i^'^'"' d«°^g«^äß seit Napoleons Staata- 
sireich vom 9. November 1799 die innere Ruhe WnnkrJchB nach zehn- 
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jähriger Revolution mit weiterer Preisgabe der Freiheit und Beschrän- 
kung des Wahhrechta doroh indirekte Wahlen und Steuerzensus, aber 
unter ^^^ahrung der Gleichheit aUer Bärger vor dem Gesetz erkauft 
wurde. Am im nntorworf(»nen Laude, legte die "Bevölkerung auf 

letztere das Hauptgewicht, und da<l:i,s Wirtschaftsleben aufblülite, klagte 
man wenig. ,Es wird Jüer am llhein so viel Geld verdient, daß unsere 
VerffWBung immer mehr Anhänger findet; dureh den Handel fließt 
viel Geld unter alle Stände' (ISOl.Tflgebuoh aus Dormagen). H.S.vaa 
Alpen in Stolberg gab 1802 einer verwandten Stimmung AuRdruck. 
Der freiheitsdurstige Görres in Koblenz schwieg. Bei einem Aufent- 
halt in Paris im November 1799 erkannte er, wie wenig der dortige 
Terrorismus seinen republikanischen Träummi und seinem mo- 
ralischen Staatsideal entsprach. Im mihtäriRchen Erfolg und Ruhm 
fand das französische Volk Ersatz für seine Einbußen an bürgerUcher 
Freiheit. Paris erschien Görres als schauerUcher, mit Blumen übor- 
wachsener Sumpf, und in der Ifilitürgewalt des Ersten Konsuls sah 
er die Vernichtung aller Freiheit, die Entstehung ,einer Tyrannei, 
wie sie seit den Tagen der Römer nicht mehr g<\se!uMi'. Er blieb zwar 
dabei, daß die Verbindung seiner rheinischen Heimat mit Frankreich 
besser sei als die Rückkehr unter das alte ,unmorahsche' Regime, das 
auf dem rechten Rheinufer noch fortbestand. Aber er faßte Mißtranen 
gegen die Franzosen und zog sich verzweifelt ganz von der Politik 
zurück. Im rheinisohrn Lande breitete sich inzwischen ein Gefühl der 
Befriedigung darüber aus, daß man eine ruhige Insel in dorn noch an- 
dauernden Kriegszustande Europas bildete, daß die Geschäfte blühten, 
daß die Regierung durch die Anlage eines vortrefflichen Straßennetses 
für den Verkehr, dureh eine hier angewohnte Pünktlielikeit der Ver- 
waltung für Ordnung mid durch strenge Justiz für die öffentliche Sieh(^r- 
heit sorgte. Die Volksabstimmungen über Napoleons lebenslängliches 
Konsulat (1802) und über seine Kaiserwürde (1804) lieferten mit wenigen 
Ausnahmen auch hier den Beweis, wie sehr man dem großen Herrscher 
vertraute, von dem eine Zeitlang allgemein geglaubt wurde, or sei der 
Mann, der nicht nur die Greuel der Revolution beendete, sondern auch 
der Welt den FHeden bringen werde. Das Priedenabedürfnis war aber 
nirgends größer als in den rheinischen Ländern, die seit 200 Jahien 
wehn^ von fremden Kriegsvölkern heimgesucht worden «arm. 

*^J®j^^lai 1803 begonnenen Verkäufe des säkularisierten Kirciieii- 
gutes bewirkten auf dem Lande eine starke Umsclüohtuug des Besitzes. 
Die sonst auf dem Grundbesit« noch rohenden feudalen Lasten worden 
ohne Entschädigung des Adels beseitigt, die Bauern wurden durch- 
wog volhg freie Eigentümer, und freies Erbrecht sowie freie Teilbarkeit 
von Ginnd und Boden wurden durchgeführt. Die Jahre 1804—1811 
waren ferner, nachdem die Svikhe schon 1796 Gesetz geworden war. 
aie /o,t nrier grundstürzenden Justizreform. Napoleons Oode'oTvü 
unUZiviiprozeß, Handelsgesetzbu. li, Strafgesetzbuch und Strafprozeß 
SfüJvT*" ^® öehwurgericlito wurden eingeführt, das 

OttenOiche und mündHche Verfahren an die SteUe des geheimen und 



Wirkung der ^anzösisohea Verwaltuiig. 203 1 

i 

sehrif tliohen gesetet. Die amständliche Vielgestalt der Vergangenheit ' 

wurde duroh ein einheitliches, nicht nur klar und gemein vcrständbch j 

gefaßtes, sondern auch dei\ realen Verhältiiisson der Zeit und de s Landes • . 

angcmesHeues Recht und eine übersichtliche Gerichtsverfassung er- 

fletst. Das napoleonisohe SchutezoUsjrstom aber bewirkte einen Auf- 

flchtrong von Gewerbe und Industrie, der die Bevölkerung wohlhabender 

machte imd il/rc ^virrs^■llaftli^)l(• Unternehmungslust anre<:;t<\ Die 

Bürger in Stadl und Land als das Element gcschiiftliclier Rührigkeit 

stiegen empor; sie lösten die früher in der öffentliclikeit vorwaltenden 

Gruppen des Adeto und Klwus ab; die nivellierte QesdlschaftsmTlnung 

nach französischem Muster trat nicht nur an die Stelle dee überlebten , . ' 

Baues der feudaUMi Gesellschaft, sondern wurde ganz popul&r und all- 

mühlicii auch die Grundlage politischen Bewußtseins. 

Ab Napoleon im SeptemW 1804 dne Reise dnich die Rheinlaode 
unternahm, w urde d* r neue Imperator überall festUoh empfangen. 
In Köln staute F. F. VVallraf, der letzte Rektor der 1798 von den Fran- 
zosen aufgehobenen Universität (geb. 1748), sein Talent als Verfasser ^ " 

• lateinischer Lapidarinscliriften in den Dienst der städtischen Feier. ^ 
Auf Portiken und ObeHsken zn Ehren »dea unbesiegten, unsterbliohen 
Triumphators, des neuen Herkules' übte er seine Kunst. Die römischen / 
Dichter führte er als Propheten, die römischen Kaiser als Vorbilder . 
von Napoleons Größe auf; Chlodwig und Karl der Große traten vor 
ihm in den Schatten. In Aachen, das Napoleon als Residenz Karls des 
Großen bevorzugte, aber auch sonst in den rheinischen Städten gab 

es ähnliche Feiern. Der formelle Untergang des alten Deutschen Reiches 
im Jahre 1806 hintorheß am Rheine kaum einen Eindruck. Bei Na- 
poleons zweiter Heise durch die Rlieitüande (1811) wiederholten sich 
dagegen Feiern von der Art, wie sie 1804 stattgefunden hatten. 

Aber diese Feiern mit ihrer überschwängV<Aen Heldenverehrung 
gaben doch nicht das ganze politische Denken und Fühlen der Rliein- 
länder wieder. Die überragende Gestalt Napoleons wirkte wohl mit 
der vollen Wucht der Überraschung auf das Gemüt einer Bevölkerung. 

• der die große Politilc fremd war, weil Iiier seit Jahrhunderten kein be- 
deutender Staatsmann gewaltet und von den Z\\ergstaaten der Ver- 
gangenheit kein einziger die elementarsten Anforderungen an ein selb- 
stündiges Gemeinwesen erfüllt hatte. Wie im iiuiern Deutschland war 
indessen, als Frankreiehs Expansionsdrang sich immer rücksichtsloser 
über die nationalen Schranken hinwegsetzte, auch am Rheine der ur- 
sprünglich treibende Gedanke der Revolution erwacht, daß die 
Nationen berufen seien, die Staaten zu bilden, im preußischen * 
Osten war der Regierung im Jahre 1806 der Irrtum ihrer zehn- 
Jähriguk NeutralitätspoUtik zum B(!\\ußt8ein gckonunen. Der Tag 

von Jena fülirto am 14. Oktober die Katastrophe des alfen Preuf3ens 
herbei, imd Napoleons krie^eriseho Üherlegcnheit dehnte das fran- 
zösische Kaiserreich ohne aiie Rücksicht auf die Nationalitat der 
belegten VSSikvt immer weiter aus. In ganz Buropa weckton 
«eine Übergriffe die gedemüfeigton Nationalitaton aus. ihrer Le- 
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thargie. In dem zusammengebrochenen Prenßm begann schon 1807 
unter der Führung von Mäuürrn wie Fichte und Arndt, Sclileiermacher 
uiid^ Humboldt, Stein und liiirdonberg, Scharnhurst und Gneisenau 
die für die Wiederaufrlehtung Deutoehlande entecheidende Verbindung 
des zu seiner höchsten Blute ge^steigerten deutschen Geisteslebens mit 
der nocli («rlialtenen und nun in voIksmälJigeni Sinne umgestalteten 
Kraft des preußischen Staates. Da« >iationalbe\vußUiein in der dem 
Klassizismus und der Romantik gemeinsam verdankten Gestalt ging 
in das Leben über. Auch am Rheine wurden in diesen Jahren ver- 
einzelte Miiruu r die Träger einer zu den Qiu-llen des Nationalbewußt- 
seins führenden geistigen Bewegung, der aber liier nicht die Verbindung 
von Klassizismus und Romantik, sondern eine rein mittel alterhcb ge- 
wendete Romantik, die Vorstellung vom Mittelalter als der idei^ 
Zeit deutscher Gcpchichte, Lrln-n, Eigenart und Farbe gab. Der Kölner 
Jurist J. B. Bertram (geb. 177G), der sirh als Student in Erlangen mit 
den Schriften von Tieck, ScheUing und Ifriedrich Schlegel vertraut 
gemacht und mit den Ideen der Romantik erfiillt hatte, gewann im 
Jahre 1800 seinen jiuigeni, 1783 in Köln geborenen Freund 8. Boisseräe» 
der seit 1798 in Hanil)urg im Hanse von J. A. H. Reimarus mit Ver- 
tretern der klassischen deutschen Literatur bekannt ge\\orden war, 
für den romantischen Kuiistglauben. Eine persönliche Verbindung zu 
Friedrich Schlegd wurde h^^tdlt, imd dieser ,Programma1nker der 
Romantik' wirkte in den .Jahren 1804 — 1808 persönlich an der ficole 
centrale in Köhl. Mit Enthusiasmus verkündete er im Kreise seiner 
Anhänger und in seinen Schriften den Ruhm der neuentdeckt cu Kölner 
Malerschule, deren Schöpf imgen durch ihre Verschleuderung bei der 
Säkularisation des KirchenbesitKes zutage tratoi. 1804 veröffentlichte 
fr rill nntifinali s Pjftgramm, das auch für die Politik die Wiederher- 
stellung der mittelalterliclirii Verfaasmig und für sie wie für die Kunst 
die Einheit der Motive nut den rehgiösen forderte; am 18. April 1808 
trat er in Köln zur katholischen Kirche über. Am Rhein mit seinen 
ehrwürdigen Domen und ragenden Burgen war es nicht schwer, eine 
Vergangenheit, wo die jetzt unter fremder Herrschaft stelif^nden Länder 
der Schwerpunkt Deutschlands gewesen waren, den Hirzen in dem 
Glänze phantasfevoUer Verklärung nahezubringen. In mittelalterücher 
Frömmigkeit und Kunstbegeisterung waren hier für eine Bevölkerung, 
deren Leben seit Jahrhunderten mit allen Interessen der kathohschen 
Kirche aufs engste verknüpft war, die Vorbedingungen für eine ro- 
mantische Weltanschauung gegeben. Sie breitete sich um so leichter aus, 
als der Protestantiamut hier nur verhältnismäßig wenige Anhänger 
zählte, die katholische Kirche aber ihr überliefertes Wirken als religiöse 
Heilsanstalt auch in dieser für sie so kritischen Zeit nicht aufgab. Aus 
der Romantik in der Form, die das Mittelalter zu erneuern strebte, 
ist am Rheine das erwachende nationale BewuBtsdn zuerst gespeist 
worden. Der Kölner Dom, dein die Franzosen olfeubam Mißachtung 
erwiesen, wurde ah nationnL s Bauwerk, als köstlichste Blüte deutscher 
Kunst und als Sinnbild der deutschen Geschicke gefeiert. Im Jahm 
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1811 wußte Boi88Crte.aelbet Goetbee Sympallue für den Dom und die 

go ,. Ohe Kunst zu wecken. Mit inbrünstiger ffin^abe^^TX „ 
B^ohm die leuchtenden Tafeln der nüttelaChS MaStk und 
im Hinbhck auf die Kumtfiammli.n^Pn von BoiLr6e m^l u'„n 1 

Z^^f" '"^r ^ atman^geu Ku^stfre X al fn Ä 
auferstandeneB deutecbe« Hemdanui und Pompeji begrl^üt 

Ph...?^'i^*'"r^'^**"*^'*^'' Romantiker in Köln wucJia a^i. Der junae 



KXr Hifi ,1 r ■ .""'.'V" l^^e *™h eine ijlmtt am 
kS^mL,^^ j '1'"'" ^ '"■8^'«'"' dio Witwe dos Dicliters Gott- 

Daß Du zu uns kamst, 

Sä? SK-n"*" ^^i^^^^f ' toutscher Sang, 

toL IS^il®""®' Goethos, ScWogels, Herders 
M Schatten aolbst mit Freudenrogung füllt. 

Md tSfa D^I.b^^^^^ ^'örrcs hatte sich inzwischen 

auf eem Doutechfcum besonnen. Seine Reise nach Paris im Jahre 1799 
iK.tf f sr.ner wandlungsfähigon N«l»r den Blick für die nationalen Unter- 
scimdo geschärft. Von IS06-180S lebte er in dem romantiach«! K^di 
iSl^ß Ä r-":i'"^'L' ^--^-haitshund mit Arnim ZlT^r^U^. 
V^v^ ^""^ deutsche Poesie des Mittelalters, in deutsche 

Volkebeder und deuteche GeBchichtequellen versenkte. Befreit von 
uTruß^r"^^'"'" Freiheit.drang7ebrte er nach Koblem. IrSS 
ZLZ T T ^^^^ ^^'"^^ Schriften mcht nur ganz ver- 

aW ir'', »^^d «-«ligiöse Dinge, sondern auch 

d^.rl^"^^^ x?***?"a ^^'^e^ '^^^'^ vergessen babe, von 

trde Vor'" Einheit il»er Kilfte wiederfinden 

Aurele. V om geistigen Leben aus, von der den nationalen Wunsehl ent- 
V«li«"n ^teratur. hoffte er auf eine Wi<>dor,,,burt des deutschen 
Bi^^Jl f?"!J- "^'^ ll^'t''^'^' Cii. Borheck hatte schon 1801 eine 
.Bibhothek für die Geschichte dee niederrheinischen Deutacblandes* 
wurT"!;- T^ Mittelalter hinaufnachto. In Trier 

l^l ^ u"' ^^V^tenbnrlT srit 1807 ein Mittelpunkt veiw 

WwZ^T'^^^^^'t ^ Kreuznach hielt um dieselbe Zeit der Lehrer 
lebe!; ^ A t^f'^'^o ^'""^"^ ^^'^^^^ ^^"^ deutschen Geistes- 
Buch vi 5^1«^^ Schulen wurde B. M. Arndt« 1806 ewchienenes 
n.ln • K i^^"^."^ ^^'^ '■n-'^geheim gelesen. ^Vi. sehr durch die ro- 
manUsche Stxomung da.s Natunial-efühl bei einzelnen zur Herzens- 
wcne wurde, bewies der junge Karl öimrock in Bonn, der ISIU national 
\ ^ ^ fiMJiaoflenfreundlicli wurde. Der 

später ak rhemiflcher Dichter bekanntgewordene W. Smet» mußte 
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1813 das Bonner Lyzeuin verlassen, weil er eine deutachtümliche Ver- 
oindung unter seiiton Mitsohulern gestiftet hatte. 

In eben den Jahren, wo auf dem Boden des Rlioinlandes die «roße 

Staatsumu'älzunfr zum Abschluß kam und es den Anschein hatte daß 
Seme Bewohner sich mit der J^remdherrschaft abfanden, entstanden 
also doch auch die Wurzeln eines nationalen Bewußtseins, das sich 
in der Ungunst der Zeit an den Erinnerungen einer großen und mit 
phantasievo 1 gestoig-rtcm Glanz umgebenen Vergangenheit aafsu- 

^^-"^de auf der rech ton Rheinseite im 
«^S'l '^''^ entseelte Form des alten Deutschen Reiches zerstört. 

n""?? dreihundert Teilen, aus denen es sich noch immer zu- 
, ' ^'»^^^"""'^«raig übrig. Diegrößten von ihnen schlössen 
bu d unto t"' '^^r^'r'''^'''-'' ^'^^'^«^«^ ^ Fürsten zum Rhem- 
zu mrJ^^L "'r'T'Tv ! '•'^^'^'^^•'^•'^t .usamm.n und gingen im Wn 
zu modernen geseUschafthchen und konstitutionellen EinridUungen über. 
Inctn ^"^f ^"».^«^^f Rheinufor bereite durchgeführten ähnüch warou! 
■ ü^^i t!^ Pr^i^^en des preußischen Staates aber setzte eine- 

em^«rte'«^'^ ^"'"^'S' '^ Patrioten sollte sioli das 

'T,Xe^ P««ß«ohe Staatswesen, erstarkt durch die Idee der selb- 
untetrdl ^xr ^""^^^^ ^ dcutechen Gedanker. 

nöl tLnt i "r"^ '^'7 Nationalbewußtsein die Weiidung zum praktisch- 
Strömuntl i"^^ ""^'^^ ''-^'^^ gotreZe Vorgänge und 

w!STn kon Ji' ^"''^ '''' Geschiokieicht ve?dnigt 

weitc?Puß^'^ ^i'^ .1^''' ^'•^"^ösische Macht am Rheine ncch 

iT^^r^^ ^'"^ reclitsrheimschen Anteil von 

Sdnem SfiW^l; i ^ souveränes Fürstentum 

mTnljiTTT *»»er, nachdem der Frieden von 

v^<il^L^ ^T"^'"^' ?^ Norddeutschland aufgerichtet 

SS JuH 1^ «IW ^^^^ ausgedehnt hattx^. 

B^r/ vonT. S'^^^i"^« erweiterten Großherzogtums 

auf dVnTLtn d-« »hein- und Sieg-DepartcLnt) 

ZoUgtnze besehe . T^'^l R^einprovinz lag. Da ab^ de? Rheni 'ab 

reicf :Se so Jim f'^'^''^, handelspolitisch mcht zu Frank- 
enrv^u^d!^ i^^li''"" '"it d^'^'^ Herzogtum Jülich 

föÄnd te^Sfett U^fT"'"' f'^'^^^P^'^^^ Industrie 
berizisf.h«Tnl. f ? ? '^"^ ""'^'f' sie die schon blühende 

Ätafld z™^^^^^^ P-tektionistisehe Maßregeln vom franzöLchen 

KoutineXtpte^rSrS?^ ^lli^l-ul eingerichtete . 

künstliche I^eingrenzeTett Schmuggel über die 

der BevÖDwulTrn^r n L '^'^'^ ^''^ breitesten Kreise 

Er ^^^JZ r^^' ^"^^ Beschlagnahmen beteihgten. ' 

aaueri» bis zum Ende der französischen Herrschaf t fort. . Y^- 
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bergische Industrielle siedelten auf dim Knlr<. ri • r ., 
schlimmen Jahren ISOrTi^oT;» ^^emufer über. In den 

wiederholt um Einverldb^nfm^ andere beißische Fabrikanten 

die Wiederhewtellunff ihrer alten riJ^T '""^ ^''"J« 

bedeutet. "^'^ "»"»'^ Beziehungen zum Unken Rheinufer 

Rheiuuior breit.™ Boden imZ,,^,""""".*- i"* "'"'<•■» 

ftäl^ wo^Se 7ah,^^^^^^^ militW«!» Kondcription eine' 

und in ? , Rl"-"il«iid3 in die Armee dea Kaiaas 

<üÄ^fl"'5 t "-■«»'erung keine,, inner,, Anteil^ 

Sc .uTwcs':!: auf t"*" f KnricUtung de. giafZ 

-«Li gefordert und seit 1808 streng durch(;oführt^irfe 

•««gte" Widerspruch. Die fra,uo»i,cho Seh,,l,>:,lit,k verhLTrn,' 

il v^Z^ Zl fi^ ''^'^- Sohulmonopol de« Klerus 

riUrfZn n l^",'.^»"' S"-°0«" Teil der Bevölkerung jedoch M» 

S*B^hr''°"*^'"^'"'="""''"='^"'- Vor allem mißliebigVurdcnab^ 
w^tv^^^T*«"" Spezialgericliteu und die Durehführung ei,^' 

ohlrSfl P"™" "«fgeUoben, jeder war »vinkOriiolwr Vailurftang 
riddw wT ' "^"'1 "'S^"'»- "-«h Jahrzehnte? 

rungl'aoh J»*^' ">'««• Erinnerung^ in der BevöHte- 

««ei n8lm^--u°° Diiää'-Morf.T J.P.ßrewer wenig 

,el,„ 't?^ ' '^'^«"1«" Herrschaft, und die 

dl J«rf»«ang, mune.^ rf« dl. Abschaffung der Fron- 
«uenste. d» gleuhe Verteflniig der Abgaben, die bOrgeritohe Beehta- 
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gleichheit und die Öffentlichkeit der Gerichte bewirkten« daß der Be- 
völkerung im allgemeinen der Verlust der Nationalität kaum mm Be- 
wußtsein kam. Dir- Überzeugung, daß das deutsche Volk als Ganzes 

da< Recht und die J'flirht haln-, als ^iclicrn Hort seiner eigenen Kultur 
(If-n nationalen Staat zu si liaffen, wurde am Rheine nielit laut. Auch 
die Anfänge der rheinisclien Romantik waren zu schwacli, ab daß sie 
eine Wirkung auf den politischen Willen und auf die Kraft des Ent- 
schlusses ausgeübt hätten. Der Drang, den nationalen Gedanken zur 
Tat werden zu lassen, wurde virlm€& im innem Deutschland, und 
zwar in dem durch die Mäiitier der Reform erneuerten Preußen, lebendig. 
l)< r Staat Fritxlriehs des (Jroßtn hatte im 18. Jahrliwndert nach langer 
i'aü>e zu( i st wieder dem Ruf eines deutschen Gemeinwesens einen helle« 
Klang in der politischen Welt Terliehen. Auch nach der Katastrophe von 
Jena zeigte sich, daß die starken Klammem dieses Staates nicht durch- 
weg gelockert waren. Vor allem war Preußens militärische Kraft nicht 
erloschen. Der Miütarisnnis, den einst Ludwig XIV. von Frankreich 
ins Leben gerufen und der die übrigen Staaten Europa« auf dieselbe 
Rahn gczw uugen hatte, war jetzt durch die Französische Revolution 
und durch Napoleon I. in anderer Form erneuert worden. Auch Preußen» 
das im 18. Jahrhundert als IhDlitärstaat seinen politischen Aufsti^ 
vollzogen hatte, verstand es nun, in seiner verjüngten Gestalt aussichts- 
voll an seilte kriegerische Vergangenheit aiizid<nüpfen, indem es sich 
durch Scharnhorst.s Idee der allgemeinen \Vehr}>fliclit eine neue Kraft- 
quelle erschloß. Als im Jahre 1812 das grausige Schicksal der na- 
poleonischen Armee in der russischen Eiswüste eine Wendung der 
Lage Europas anbahnte, ging Preußen zur Tat über und erhob sich 
wieder voll Zuversicht in den Kreis der großen Mächte. 

Wiihn rid ihres Aufenthaltes am rtissischen Hofe stellten im No- 
vember 1812 der Freiherr vom Stein und seine für die nationale Idee 
begeisterten Mitarbdter £. M. Arndt und J. Gruner dorn bevorstehen- 
den Kriege die Aufgabe, das der Fremdherrschaft verfallene deutsche 
Land westlich vom Rheine bis an die Scheide, die Ardennen und Vo- 
Cesen. so weit die deutsche Spraehe herrschte, zu befreien und wieder 
mit dem Vaterlande zu vereinigen. Das Nationalgefühl verschmolz 
nun nüt dem staatlichen Bewußtsein. Wie es in Frankreich 1792 ge- 
schehen war, erhob sich nun auoh in PteuSen das Volk, als die Krone es 
im März 1813 zum Schutze von Staat und Thron aufrief, selbständig 
als Träger des deutschen Befreiungskrieges, ordnete .sich aber hier der 
Führung der Krone unter. Zusammen mit Rußland und Preußen entschloß 
.sieh dann Europa, Napoleon in die nationalen Schranken zurückzuweisen. 
Schon im Januar 1813 kam es im Großheraogtum Berg, in Solingen 
und Elberfeld, zu einem Aufstand gegen die Franzosen. Auch auf dem 
linken Rheinufer w eckten die glänzenden moralischen und militärischen 
Kraftbeweise Preußens Bewunderung, Als nach der Schlacht bei 
Leipzig (18. Oktober 1813), die dem Plane Napoleon.«, Europa unter 
franzö><ische Herrschaft zu zwingen, ein Ende machte. E. M. Arndt 
die Parole ausgab: ,Der Rhein Deutschlands Strom, aber mcht Deutach- 
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laods Grenze*, wurde das Rhdnlaiid unmittelbar mit dem Gang der 

großen Ereignisse vt>rkiiü{)ft. Zwar waren die Verbündeten Regierimgcn 
nocli zaghaft. Unter ]\Iettr>rnichs Führung boten sie am 9. Xovember 
einen. Frieden an, -der Frankreich die .natürlichen Grenzen', d. h. die 
Rheingrenze, garantierte. Aber Napoleons Weigerung, darauf einzn- 
geiien, zwang den Krieg weiter. Hinrdfiende Ptoldainationcn des zum 
( Jouvernour in Berg ernannten J. Gruner vom 17. und 29. Xovember 
führten noch im Dezember tausend Freiwilhge ,zum Kampf für Deutsch« 
lands FMheit' als Landstttrm unter .das Banner des Siebengebirgee*. 
,Wir müssen', so erklärte Gruner, »unseren Brüdern jenseits des 
Rheines Freiheit und Friede bringen. Ihre Wiedervereinigung mit uns 
ist die alleinige sichere Basis un.serer SeU)stiindigkeit, ihre Freiheit die^ 
einzige Bürgschaft der unsrigen.' Als Blücher in der Neujahrsnacht 
1814 den Rhein überschritt, erhoben sich, wie Görres in Koblenz schrieb, 
,aUe Stimmen für den Grundsatz: deutsche Sprache, doutsche Grenze', 
und Arndts Flugschrift, die die Sicherung des linken Rlieinufer.s als 
eine Pflicht der Pohtik, des liechts, der Ehre und der Treue des deut- 
schen Namens forderte, begann zn wirken. .Der Rhein ist ein vor- 
gebeugtes Knie, das Frankreich, wenn es ihm gefällt, auf Deufschlands 
Nacken setzen und womit es Dentscliland erwürgen kann. Wir haben 
den fürchterlichen Druck diese.s Knies wolil yefühlt und holen kaum 
noch Atem.' Auch der preußische Staatskanzler Hardenberg bezeiciv- 
nete jetzt die Rückgewinnung des linksrhdnischen Deutschland als 
notwendig für die staatliche Sicherheit und Würde, Im Februar 1814, 
als Graner seine belebende Tätigkeit auf die linke Rheinseite ausdehnte, 
indem er nun auch die Mäaner und Jünglinge vom Rhein, von der 
Mosel und Saar ,zum freiwilligen Kampfe für das alte gemdnsame 
deutsche Vaterland* aufrief, vereinigten sich die siegreichen Allitert«:i 
Mächte zu der Forderung, daß Frankreich auf seine naf ionnlrii (Irefizeu 
vom Jahre 1792 zurückg(xirätigt werde, also das ganze Unke Khein- 
ufer von Landau abwärts einschheühcli Hollands und Belgiens auf- 
geben müsse. Auf dieser Grundlage wurde der Pariser Frieden v»>ra 
30. Mai 1814 gesclil« )ss<!n, der der Frejudlierrschaft auf beiden Strom- 
seiten ein End* lu n hte und für das Rheinland eine neue Zeit hcrauf- 
führte. Wie sich die Wiedervereinigung mit Deutschland gestalten 
würde, blieb aber noch einige Zeit ungewiß; denn der deutsche Gesamt- 
verband, den die patriotischen Fflhrw ersehnten und der den zurück- 
gewonnenen Ländern am Rhein Aofnahme bietoi sollte, sah sich vor 
große Schwierigkeiten gestellt. 
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Zweites Kapitel (1 öl 5 1547). 

Nationaler Gedanke, Rheinischer Merkur, Deutscher Bund 1815. — Be> 
Sitzergreifung durch Previflen am 5. Aprfl 1815. — VerfiuMungsfrage, VoHn- 

verlrptnnp, Hornmiingen. — Adreßbewegung 1817/18, Nichterfüllung des 
VerfassungsverHprechens, Provinzialständc 1823/24. — Rheinisches Recht, 
rheinische Geraeindeordnimg. — Zollgesetz 1818, ZoUveitrag mit Hessen 
1828. — Julirevolution 1830, nationale Frage, Hansemanns Denkschrift 
über die preußische Verfassung und die deut<?che Einheit. — Zollverein 
1834, liberale Parti ibildnng. — Kölner Kirchonstii ii 1837, katholische 
Parteibildung, die ,Autonomen'. — Kriegsgefalir 1840, nationale Erregung» 
der rheinische Frühliberalismua. — Die Landtage 1841, 1848 und 1846; 
.Verfassungspläne der liberalrn und katholischen Partei; die Arboiterfiragp 
und der Soziali.siuus. ~ Der erste Vereinigte Landtag 1847. 

Im Januar 1814 war Rheinland von der Fremdherrschaft befreit 
und wurde wieder deutsch. In der rheinischen Presse, von der der 
Druck der Zensur genommen war, machten sich sofort die ersten frischen 
Atemzüge der hoffnungsf rohen Bevdlkerang geltend. Ydt allem im 
.Rheinischen MerkTir'. den f^örres am 23. Januar in Koblenz her- 
auszugeben begann, triumphierte der nationale Gedanke, dem nun 
nicht nur die romantische Liebe zur Vergangenheit, sondern auch die 
Großtaten der Gegenwart, die Erfolge des Befreamigskrieges, Inhalt 
gaben. Mit liinreißendcr Sprachgewalt und mit emer so unerhörten 
publizisti.sclien Wirkung, daß Napoleon das Wort von der Presse als 
sechster Großmacht prägte, bekannte sich Corres liier zum T)(nit <( htun). 
Den Rhein feierte er als .Deutschlands hochschlageade Pulsader'; 
in seinem Bette kreise das Herzblut DeotBohlands. Die rheinischen 
Länder seien zwar 1801 an Frankreich abgetreten worden, aber .was 
die Natur seit Jahrtausonden, ja seit Urbeginn gefügt' liabe, könne 
nicht getrennt werden. ,Wir sind seit undenkhchen Zeiten ein deutsches 
Volk gewesen, unsere Urv&ter haben den Rhein niobt als Gränze an- 
erkannt, kaum daß an der Maas ihre Wanderung ein Ziel gefunden.* 
Von den Franzosen aber meint« er: .Unser Toi\ ist nicht bei diesem 
Volke; es ist welsch, unserem Ohre und Herzen unverständlich. Auch 
in der Revolution blieben sie sich gleich. Mit glatten, hochtönenden 
Worten und herrhch klingenden Phrasen hintergingen sie so viele diee- 
seits und jenseits des Rheines, als sie zum ersten Male hereinkamen 
und Maina besetzten. Zu spät wurden die treuherzigen Deutschen den 
schmählichen Betrug gewahr.' Die pohtischon Interessen des Rhein- 
landes, die unter der Fremdheirachaft nur aus partikularistischen und 
materieUen, wirtsclmf tliehen Gesichtspunkten Anregung erfahren hatten, 
wurden jetzt auch durch ein id.. lies Moment, durch das Natiooal- 
bewußtsem, befrachtet, das seitdem nicht wieder verlorenging. 

Dieses deutsche Gesamtbewußtsein bheb während der über ein 
Jahr dauernden provisorischen Verwaltung vorherrschend. Seit -HStt 
1814 standen an der Spitze der Ver^valtung preußische, der Reform- 
partei angehönge Beamte, aber sie führt<'n ihr Amt als Vertreter der 
AUiiertea MUchtemsgesamt. Wie im Kreise der patriotischen Bewegun|^- 
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in Preußen und im übrigen Deut8chL».nH k««* 
vor aliem »uf eine polifischT^wiTg NitTw^ri' ""v"",'"" 
des Deutschen Reiches f,>„lfrto d% RhZiH^ . . den Neubau 
•n das am 2S Mira isn i „ l'*""""'«™« Merkur' im AnaohluB 

Volke,. 5)..>-?.Ävm^r^Sj'" ""'u''^^«'' 

in Treue ui,d i, rocht „«, '',•>»«>• Fü«t und Volk 

Schate verllt acl/Ltn ; doaZ""t'''^ »~* a» 
schatten etovai^den d« ift der eilV" ' r^ ''"^ ^"««^ 

hab».' Corres Thnote J 7« ÄÄ,"" "f" t 
.Ganz Deutschland ruft naTh mTS^f? ^^'^'T^ 
klang mit der Mehrheit d^r i;ff,.„H i. ,f : " ®»- 

fcnd danchen seit d^ ft^^i . ^ Kajser« ürdc eintraf, so 

und von K.^r.Arndt'rr^ÄätÄ^? I^kL^""'" 
legte, auch am Rhein der Gedanke -lerZShtn pl^S^^ 

Habs^urg ein a«. vÄo^r^^f.ÄtÄ 

WiSk m r König 

eine der beidTSeul^l^TG^SÄrLi n'l^''''''' 
andere nötigte Selbst XNri^^^ZT üntonrerfung unter dia 

oeiD^t uie .llittclstaaten waren nicht eewillt ihn Am. 

RreinbunH, ! Königreichen Bayern und Württemberg, dann den 
i^Io ? I insgesamt für ihren AnucUuß an den Befreiung 

Abmaehungen nicht nur Österreichs und Preußens sendet Tch der 
h" c M::Än^oT " 'f'^-^oj,. Jetzt .ne frühe;^^kre et 

der L Lrlät' ru"^'^ Beschützer 

arftmtn . l deutschen Fürsten auf Kosten der Reicheacwalt 

Ton^ ^«ntralgewalt, keui staathcli geschlossenes deutsches Volk 
o ft enden T ^"«»««^erhältSi« der in ihrer Souv^ränetät' 

P^teriatL'^ r^^'^ Emzelstaaten bringen werde. Die deutoeh«x 
«n^JSifVu i'"' populären Einheit^^strebci. d, r national 

3^^Äo^?!r«^n ""i"^"^ "'"'^ abgeu endet. he.T^ 
Z^kimit D^n^!?r? ^ ?«P*«»»'«'^ 1814 zusammentrat, um über die 
i j^ l^T^ ?^^" bestimmen. Sein Ergebnis denn auch am 
LZh .h "' ^'^^ ^''^'ß völkerreehthehe Vereinig,^ 

^TreTe sÄ'^e rr'" ^""^"^•"^ '^^'-^'^^^^ MonarchieenTf 
lag in TV^ 1 r ? Kongreß von Diplomaten, den Bundes- 

ief Ltoc^li 'voiS^Ä*^^ PriWdinm, ohne je<ie Vertretung 
aes deutschen Volkes geleitet wnide und diesem gegen äußere Feinde 
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keine größere Sicherheit bot als das alte Rfir)) Der Enttäuschung der 
national gesinnten RhcinlÄnder, die eine starke Einheit verlangten, 
,auf daß Deutschland und seine Perle, der Rhdn, nie wieder' ein Raab 
fremder Macht \\'erde', gab der .Rheinische Merkur' Ausdruck durch 
die Klage, Deutschland werde fortan ohii<> Kraft, ohne Einheit und 
olme Zusammenhang sein, das Gespötte künftiger Jahrhunderte uud 
der Spielball der benachbarten Völketsehaften. Für das deutsche Volk 
blieb die wichtigste Aufgabe der Zukunft sein unabhängiger nationaler 
Staat. Dessen schwächliches Surrogat, der Deutsche Bund, stand in 
der Tat unter der Vonuundschaft der europäischen Märhte. Die ent- 
scheidendoi Artikel der Bundesakte vom 8. Juni 1815 wurden unter 
die Garantie aller an dem Kongreß beteiligten fifftchte gestellt, ein 
Zustand, der bis zum Jahre 1866 erhalten blieb. 

Der Wiener |vongreß hatte, kurz bevor er dem wiedergewonnenefi 
Rheinlande diese herbe Enttäuscliuug bereitete, am 10. Februar 1815 
über dieses Gebiet selbst eine Entscheidung getroffen, die sich als 
glücklicher erwies. Er hatte dir RheinUnde nebst Westfalen, wiederum 
ohne eine Willenserklärung der Bevölkerung selbst herbeizuführen, der 
preußischen Krone zugesprochen. So faßte Preußen aufs neue, uud 
zwar in viel ausgedehnterem Maße als frülier, Fuß in der 1795 preis- 
gegebenen deutschen Westäkark. Es hätte lieber seine Kernlande im 
Osten durch Einverleibung des Königreichs Sachsen abgerundet; 
Metternich und Tallcyrand setzten iihrr durch, daß es statt der einen 
Hälfte von Sachsen die rhcinisch-westfäüschen Gebiete erhalt. Beide 
Staatsmänner gedachten Preußen Schwierigkeiten zu schaffen; denn 
die neuen Besitzungen grenzten an den unruhigen Nachbar im Westen, 
ohne daß ihnen die festen Plätze yJam-A und Luxemburg und die Maas- 
festungen zugeteilt wurden. Vom Hau]jtteil des preußi.selien Staates 
war^ sie zudem räumlich durch Hannover und Kurhessen getremit. 
Im Rheinlando selbst waren ältere Sympathieen für Preußen nur in den 
eliemals preußischen Gebieten am Niederrhein vorhanden, sonst iiber- 
uogdas Gefühl, \\ if> svhr mau durch V^erfa.ssnng und Gesetzge})uiig. durch 
soziale Gliederung, dureii Sitten und ßeügion von Preußen verschieden 
war. Soeben lernte man indessen die nationale Gesinnung wie die Energie 
mid Zuvcrlä-ssigkeit der am Rhciu<> wirkenden preuBisehen Beamte» 
.seiiatzen, uud die frühere Abneigung; der f riedliebenden Bevölkerung ge<?en 
preußischen Soldatengeist war durdi die Einriclitung und die Erfolirr 
der volkstümlichen Landwehr neben der stehenden Armee gemildt n 
worden. Diese milizartig, Rinriohtung begrüßte uisbesondere Gönes 
Äis em Gegengewicht der ,innern Freiheit' gegen fürstliche Despotie 
und Eroberungspolitik. Vor allem aber hatte Preußen versprochen, 
aen komghchen Absolutismus durch den Verfassung.^staat zu ersetzen. 
^Axxc zweckmäßig eingerichtete Repräsentation in den Provinzen und 
'^^^^^'«'"'''6 »atto der König seit 1810 seinem Staate wiederholt in 
Au.ssicht gestellt, und er hatte am 17. März 1813 .sein Volk selbst zum 
JM-mpfe gegen Napoleon aufgerufen. Auf eine .angemessene Verfassung' 
iegi»n cbe Bewohner des Rheinlandes, soweit sie dem poUtischen Leben 
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abor traten dan.afrrtTde^Z^'elte^^^^^^ ^^T"'^*^^ 
den Zeitalters der Aufkläi.nur „ ThIV^- 

der Zeit des BeLun« kr e ^1.0 ,r ^ Einschlags 
völkerung war damals '4^^«! im Sd^„K 

So fand am 15. Afai 1815 ..h^ ^""^'^'f'frx und für sie sa Mracheii. 
' ffunir rf*.r »kl- 1 j Aachoii u. or,.|u,boner Stimmunff die Huldi- 

gung der Rhemlande statt, imd dem Ruf zu den Waffel Hirrlifv 

d».'. ;Sol«' Voll" »i' Landslcne« im Norf«, wirf 

' ht inS b " Ziolc gehen. Was verschieden 

H^-m ZrTt r ^ r*"^ aushelfen und »eehselseitig ^ 
™r*e de?''pT" ""^"T-' ™vcrs,ohtlicl,e,f Er" 

iS^udie r , A TT Mfk«- aussprach, traten dto LSndw <«> 

n««n m die l;r»uß,sche Monarehie ein. Sie rteelcten «>h auf den, linC 

Den" et„, "<*'™ "'-^ Huhr-S eg- 

die itoTia^ kit, ^ ""^ ^""«''-»t ^"-ei Provinzen! 

Ree^JSZLiä. ^ ^T"^^« Haupl.stadt Köln und d. „ rtr, i 

Sh^^Z^J^'^'."^'*"'* Kleve, souie du- r'rov.nz 

drrRlXt^l ,^'-1^''"t*".,"'' Hanptortadt Koblenz und den 

n» S. ObS^T'p"' '•"«'"j'-U'- Anfang an aber lag nieht 
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Rhein grenzenden Regierungsbezirke auf beiden Ufern des ätromes. 
PreaBen setste dM neue RheinlAnd »rittlings auf den Strom', stellte 
also in dieser Hinsicht den vor der Fremdherrschaft beatehenden Zu- 
stand wieder her. l^cr Rhein war nicht mehr Grenze, sondern beide Ufer 
waren politisch und administrativ eng nn'teinander verbunden. Ohne 
alh' Henirnunp fhiteten Handel und Verkehr über dvn deutschen Strom, 
und in der dem politischen Leben zugewandten bürgerlichen Schicht 
der Provinz bildete sich ein riieinisohes Gemeinbewußtsdn aus, dem 
in den folgenden Jahrzehnten das moderne, auf den Bodenschätzen 
beider Ufer, auf Kohle und Eisen ruhende Wirtschaftsleben in schnellem 
Aufblühen Rückhalt bot. 

Wie sehr die Bevölkf'iung von dem i fas-sungsgcdaiikeii erfiilll 
uar, zeigte sich sofort. In diesen Ländern, wo während der l'remd- 
herrschaf t nicht nur die beiden alten führenden Stände, Adel und Klerus, 
keine Persönlichkeit von politischer Be<Ieutung hervorgebracht, sondern 
auch das Bürgertum nur wenige führende Köpfe — neben Corres kann 
kaum einer herausgehoben werden — in da.s poUtisohe Leben ent.«;endet 
hatte, traten jetzt sofort J. F. Benzenberg und J. P. Brewer in Düssel- 
dorf, K. W. Koppe in Aachen und C. A. Zum Bach in Köhl mit durch- 
dachten konstittttioneUen Wünschen an die Oftentlichkeit. An dem 
französischen Verfassungswesen hing man nicht. Es hatte zwar dem 
linken Rheinufer eine bürtrcrliche 'Vertretung im Gesetzgebenden 
Körper zu Paris, in I)f'])art( rnents- und Arrondissoineutsr.älcn ge- 
bracht, die seit der Besetzung des Landes durch die Vei bündeten Mächte 
aufgehört hatte und nun durch die Einrichtung der preußischen Re* 
gierungsbezirke und Kreise förmlich beseitigt wurde. Man hatte aber - 
gesehen, wie Frankreich seit 1800 für den Preis kriegt i is( lien Ruhine« 
seine vMfa.^sniicsniäßigc Fnih»'if widerstandslos ijrni Despotismus 
Napoleons opferte. In der letzten Zeit uar die französische Volks- 
vertretung, wie 1817 der Kölner Jurist Zum Bacli, einer der Cisrhenanen 
vom Jahre 1797, urtälte, ,zu einer eiteln Opemmaschinerie heral^e- 
sunken; die Weise, wie diese Repräsentation vor aller Augen gebildet 
wurde, war ein viel zu erbärmliches Possen- und MMionettenspiel ge- 
worden, als daß liierauf irgend jemand feste Hoffnung und Vertrauen 
hätte setzen, hier die ^Jrundlag«' eines nieht durch blinden Zufall, son- 
dern durch Geistcstätigkeit und U'illensreinheit für Volkesglück er- 
standenen Werkes hätte suchen können. Was immer daher von Volks- 
vertretung aus der franzosischen Zeit noch durch Reminisoenz hervor- 
geholt werden kann, es erseheint unter solcher Einkleidung, daß man 
wohl sieh hüten map, das Zukünftige daran anzuknüpff-rt. ohne den 
Charakter des Wahren, \\ ohIgenunnten und Deutsehsinnigen, den es 
tragen soll, gleich anfange zum Gegenstand des Zweifels zu machen 
oder eine so schöne Garantie des VoUcsglücks dem bittem Spotte suis 
neue preiszugeben*. 

Im Besitzergreifungspatent vom 5. April 1815 hatte Friedrieh Wil- 
helm III. den Rheinländern erklärt, ,die Bildung einer Repräsentation 
werde von ihm angeordnet, und die Steuern sollten mit ihrer Zuziehung 
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reguliert und festgestellt werden nach einem allgemeinen, für doii 
ganzen Staat xu entwerfenden Plan*. Vom 22. Mai 1815 datierte 

dio allgemeine Verordnung des Königs, die dem preußischen Volke 
ciiio Repräfientatior und eine sclirifdiche Vcrfassrmgsurkunde verhieß, 
zu (i< rvn Beratung sich im Septcmher KegitTunpshcamt«' mit Vertretern 
des V'ollces in Berlin vereinigen sollten. IVovinzialstände in den 
zehn Provinzen sollten die Grundlage bilden. Wo, wie am Rheine, 
keine solchen Provinzialstände von fidli» r hrr hestanden, mußten sie 
zunächst geschaffen werden. Aus den Provinzialständcn sollte die Ver- 
sammlung der Landesrepräsentanten gewählt werden. Deren \A'irk- 
.samkeit sollte »icii ,auf die Beratung über alle Gegenstände der Gesetz- 
gebung erstrecken, welche die persönlichen und Eigentumsrechte der 
Staatsbürger, mit Binsohluß der Besteuerung, betreffen'. 

Die im Aufklärungszeitaltci vorherrncheiide nnturreehtliche Auf- 
fassiMijr. wonaeii der Staat alf» durch einen Vertrag entstanden zu dei\keu 
ist, wurde auch am Rliein geteilt. Aber dem deutschen Wesen wider- 
strebt die Konstruktion einer Staatsform, die nicht an die gegebenen 
Verhältnisse anschlieBt. Man faßte den Staatsvertrag hier nicht im 
Sinne Rousseaus als einen Akt des souveränen Volkes, das sich in seinen 
Einzelpersönlichkeiten vertraglich bindet und repubhkanisch organisiert, 
sondern als einen Vertrag zwischen Fürst und Volk. Man war ,kon- 
6titati<HteU' in dem g^nne der ältesten Parteibildung in Frankreich 
beim Beginn der Revolution, also für die Monarchie unter der Voraus- 
setsong, daß sie eine Verfassung gewährte. Von der Volkssouveranetät, 
die sich als völlig wirknngs]f)s gegen den Despotismus Xapoleons 
erwiesen hatte, wollte mau eberusowenig wissen wie von der Okttoyierung 
einer V^erfassung, w ie sie jetzt am 4. Juni 1814 in Gestalt der bourbo« 
niachen Charte in Frankreich erfolgte. Man war für Vereinbarong der 
Verfassung, und diese wurde durch das Versprechen des Königs vom 22. 
Mai in .Aussicht ge*^f eilt. Gegen den Aufbau der Verfassung anf T*rnvinzial- 
stände, der aus dem Ideenkreis der preußischen Refornicr üi)er eine 
organische Staatsform stammte, während in Frankreich die allgemcino 
Volksvertretung von den Einzelw&blem ohne Zwischenglied geschaffen 
wurde, hatte man ebenso wenig etwas einzuwenden, wie dagegen, daß 
die Repräsentation des Volkes in einer ,dem r?e<liirfni8se der Zeit ge- 
mäßen' .Art ständisch gegliedert wurde. Die Französische Revolution 
hatte allerdings grundsätzlich darauf bestanden, daß sich zwiaclien 
den Staat and den elruMlnen Bürger keinerki Instanz ala Trägerin von 
Rechten und Pfliditm einschob, und die franzosischen Vafassimgen 
seit 1780 brachten das in aller Schärfe zum Ausdruck. Am Rhein hatte 
denn auch die Fremdherrschaft . indem sie die Territorialstaaten Itescitigf e. 
zugleich einen auf Gleichheit aller Rechte und Stände gegründeten 
Öffentlichen Geist geschaffen, der nun den vorherrsclienden Zug der 
ibeinischen Eigeoart bildete; Aber in der franzonsoh-italienischen Ver- 
fassung von 1802, in verschiedenen Verfassungen deutscher Rhein- 
bundstaaten von 1807 — ISIO lind in der Verfassung des Hcr/.ogtum« 
Nassau vom September 1814, auf die der Freiherr vom Stein KinfluB 

• IS« 
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geübt hatto, warm in do.n droi Gruppen der Grurideigeutümcr, der 
Kaufluute und Fabrikanten sowie der Gelehrten (zu denen Nassau 
auch die Geistlichkeit der verschiedenen Koufessiouen zählte) An- 
g^Srige dor neuen, im Zeitalter der Oewerbefrdheit und büi^gerliohen 
Reeht^^chheit entstehenden Berufsstände zu getrennten Wahl- 
körpern zunamniengefaßt w(»r*irti. Mau liatte am I^iln in gegen eine Ein- 
richtung dieser Art nichts einzuwenden, wenn sich nur die Gewählten im 
Sinne des modernen ReprSsentativsystems als Vertreter der CresamtJiett 
<l<s Volkes, nicht als Vertreter von Geburts- und Sonderinteressen 
füJilten, wie die Stände der Vergangenheit. Das Prinzip bürgerlicher 
Rechtsgleichheit, das die Rlieinlande unbedingt aufrechu^riialt^Mi wisst ?, 
wollten, schloß Stände dieser Art nicht aus. Die vom König beab- 
sichtigte Beschränkung der Volksvertretnug auf das bloße Recht der 
Beratung fand dagegm keinen Anklang. Wenigstens das alte ständische 
Recht der Steuerbewilh'gung beanspruchte man, wenn man auch kein 
parlamentarisches Regierungssystem der Parteien, sondern eine Re- 
gierung außerhalb der Parteien wünschte. Man wollte im Sitme des 
Vereinbarungsgtdankons politische Eigenrechte der Regierung, aber 
auch solche der Volksvertretung; mau hoffte im Geiste der großen Zeit 
des Freiheitskrieges auf ein freudiges Zusammenwirken der Krone niit 
dem herangereiften, aus absolutistischer Bevormundung entlassenen 
Volk; die Teilung der politischen Gewalten und Rechte sollte die Kraft 
des Staates vennehren und erst voll zur Geltung bringen. So etwa war 
die aus libei alcn Ideen entwickelte Auffassung der politisch denkenden 
Kreise am Rhein. 

Disse konstitutionellen Hoffnungen der Rlieinländer wurden in- 
dessen ebenso enttäuscht wie vorher die nationiden. Schon im Sommer 

1815 gewann in Berlin die M. iuung die Oberhand, von jeder Verein- 
barung der Verfassung müsse abg. sehen werden, weil da-s monarehi<rhe 
Prinzip nur die Oktroyierung zula.sse. Der moderne Ivonstitutiona- 
lismus war in der Tat mit der Erhaltung des politischen Schwerpunktes 
in der Person des Monarchen schwer v(Tpinbar. Der Adel der Sstliohen 
Provinzen aber wendete sieh mit allen Mitteln gegen den weitem Aus- 
bau der inneren Reformen im Sinne Steins undlinrdenbergs, weil er 
die historische Klassenschichtung aufrechterhalten und seine Herren- 
stellung gegenüber dem Bauernstand nicht aulgeben woUte. Am 29. Mai 

1816 gab eine königliche Deklaration diesem Verlangen nach. Damit 
war als soziale Grundlage der zukünftigen preußisciien Konstitution 
das emheithche, gleichberechtigte Staatsbürgertura preisgegeben und 
emeyecfaasungsmäßige Verknüpfung der östlichen mit den westlichen 
Provinzen unmöglich gemacht. Ein ebenso starkes Hindernis für di(«e 
war aber die Steuerpohtik der Kegiernn>., die die schweren finanziellen 
l^ten aus der Zeit des Befreiungskrieges nicht gleichn)äßig auf das 
ganze Land verteilt, sondern die östlichen Provinzen vor den durch 
n-n Kr,-.g wemger ausgesogenen neuerworbenen Provinzen bevafft^' 
«^scn und dem Adel der alten Provinzen die Exemtion von der Grund- 
Steuer auch in Zukunft belassen wollte. Von einer einheiUiohen Volks- 



Widerrtinde gfgm die rilgcmeme 8te«t«v«*«mig. ^77 

Provinzen nur auf eerineTH^^^ , ^toMrlMten in den neuen 

mit dem Bestreben deTtuoh .»?Z^ fi.hl'l 

feudalen Reak.i.,,,. durel/L*^ ^^^de^^J^'^^X'Ä 'f 

„IT"'""'™ T" - iarf nur ^ 

lande wissen und nur ihm Rehcrchen Beliilten j; T ™ 

»teh«nd. Kti.g.»»cht. dann ^.t ^V^i^^Z t,!rTn- t 
£f tlf Ääe«-ÜS 

^erku^?^^ '5 meh^ren scharfen Artikeln des .Rhc-inisc e„ 
i rbt ch "^^^ verjagtes Gespenst wieder 

• I^^P'^^ß^'^^""^ «^iner ganzen Herbheit und 

.ufnvÄT ^i*'^'' ^^"^-^-^ Tadel dic^ 

8 16 von d' *%R«««f««8r««ge. und Corres wurde im Apnl 
provis^r^cheT Wr«!^ " ^^^''T**"^ Schulbeh&do, die er GnuLi 
zögerte ÄJ ^^^^ ausgeschlossen. Gleichzeitig vet- 

^m2^Zkt rn^^^ hatte. Da. ent- 

deS. Wün. 1 ''^^^•"^/'■g^nen Bedenken, sondern insbesondere aueh . 

a^^^ s'tL?!' ^t^^'^'^^f " ^^d^l^- ^Jie R<'P- "ng beim NeJ^ 

nchtsb«riir ? ^'«^ Behauptung seiner Ge- 

riten ä^^^ ^-'-^"^tstaate als an der in den eln- 

ÄonellTi^XK T'T'''- Gesamtstaafo gewährte ihm 
r^ÄÄ^*!^' bmtea Raum, mdum sie sich von den Reformern 
aowaiidte und ihm die hohen Staats- und Hofämter wie die Generalität 
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i ■ und das Offizierskorps in der Weise, wie es vor 1806 der Fall ge- 

wesen war, so gut wie ganz vorbehielt. In den alten Provinzen 
i aber konnte der Adel seine historischen Herrenrechte über die Bauern 

I erfolgreich geltend zu raachen suchen, während in den westlichen Pro- 

{ ' vinzen dafür alle Grundlagen fehlten. Wollten die Rheinländer lui 

J Sinne der preußischen Reformer die Einheit des Staatsbürgertums und 

... * die Gleichheit aller vor dem Gesetz ohne jede Privilegierung durch alle 

. Provinzen verbreitet und auf homogenen Provinzialverfassungen die neue 

l I Staatsverfassung errichtet sehen, so wüiischten die jetzt wieder führen- 

. den altpreußischen Adelskreise wohl eine Pro vinzial Verfassung als Schutz 

^ ! für ihre aristokrati.schcu Traditionen, aber nicht eine Gesamtstaats- 

verfassung, die notwendig antifeudale Wirkungen lierbeiführte. Ihr 
Interesse deckte sich aber mit der Politik der Regierung, die ihre Steuer- 
und Armeepläne nur auf dem Verwaltungswege, ohne verfasaungs- 
' i mäßige .Mitwirkung des Gesamtvolkes durchführen konnte. 

So geriet in Berlin der Verfassutigsgedanke ins Stocken, das .hi- 
storische Recht' des Adels und die absolutistische Gewöhnung der 
Krone siegten über den Gtxlanken. der .Vernunft' im Sinne der Auf- 
klärung die Entscheidung über den Staat einzuräumen. Am Rheine 
fügte man sich nicht ohne weiteres. Im Zusammenhang mit einer 
allgemeinen, von Darmstadt ausgehenden Bewegung, die auf Adressen 
, im Namen aller bekannteren V^olksmänner abzielte, um eine nationale 

^ Repräsentation am Bundestage zu erwirken, kamen Ende 1817 iu 

Aaehcn, Köln, 'l'ricr. Koblenz und Kleve Adressen an den König zu- 
stande, die eine Volksvertretung im Sinne der Verheißungen von l81o 
verlangten. Besonders die Koblenzer, von Görres veranlaßte Adresse 
; erregte Aufsehen. Der König aber fertigte die Bewegung kühl ab- 

• ; lehnend ab. Da« Jahr 1819, wo sich im Anschluß an den Aachener 

Kongreß vom Herbst 1818 und die Gründung der .Heiligen Allianz 
die Reaktion in Berhn vollends durchsetzte, das Jahr der Revolutions- 

' angst und der Karlsbader Beschlüsse, brachte dann nicht nur die 

Ächtung des nationalen Einheitsstrebens durch die im Deutschen Bund 
vereinten Fürsten, sondern auch die allgemeine Preßzensur und die 
PoUzeiwillkür gegen angebliche geheime Verbindungen und gegen dW 
Universitäten. Daß auch die soeben (1818) ins Leben getretene Universi- 

* i tat Bonn verdächtigt und ihre Professoren E. M. Arndt und K. Welcker 

durch die unwürdige Deinagogenhetze gemaßregelt wurden, ver- 
Btimmte am Rheine sehr. Die Reaktion legte .sich als dumpfer Druck 
auf das soeben erwachte politische Leben der Provinz. Der älteste und 
erfolgreichste ihrer Führer. J. Görres. machte sich 1819 durch seine 
fortgesetzte Kritik des .steinernen, bittern Preußenturas' m seiner 

I Schrift .Deutschland und die Revolution' so mißUebig, daß er nach 

Straßburg fhehen mußte, um der Verhaftmig zu entgehen. Er hatte nun 
in Deutschland und in Preußen dieselbe politische Enttäuschung erlebt 
wie 1799 in Frankreich, und er sah ^H^rsönlich nach diesem Doppel- 
erlebnis eine letzte tragfähige Kraft der Zukunft nur noch in deX^'. 
katholischen Kirche, deren Bekämpfung »r sich früher mit derselbeiw. 
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A'( raclitunf; gewidmet hatte, die er den Staaten des Ancien r6gime zut^l 

werden lit-ß. 

Während in den Jahren 1817 — 1820 die deutschen Mittelstaaten 
dem Verspreohen der Bundeeakte g^m&ß Verfassimgen mit einer Volks- 
repräsentation im modernen Sinne erhielten — Baden, Bayern n. a. 
von den Fürst<'n oktroyiert, Württeniberfj voreiiihart — . zögerte ] Von Ben 
und ebenso das mit ihm die gleiclien Absiclitea verfolgende Ost<irreich. 
Die Propaganda der Rheinländer für eine preu Bische Verfassung ver- 
litununte, da sie am Mittelpunkt des Staates keinen Widerhall fand. 
Zwar wies Friedrieh ^^'ilhehn III. in der Verordnunf^ über das Staats- 
schuldenwesen vom 17. Januar 1820 noch einmal auf zukünftige Reichs- 
stände in der Weise hin. daß Anleihen nur unter ihrer Mitgarantic er- 
folgen sollten und ihnen dann auch jährlich Rechnung gel^ werden 
müsse. Aber er hoffte, in Zukunft ohne Staatsanleihen auszukommen, 
und er versprach im Herbst dem Kaiser von Rußland geradezu, voi 
der Berufung von Reiclisständen abzusehen. Der Absolutismus der 
preußischen Krone blieb bestehen, und nur nodi die Einrichtung von 
Pro\ inzialstanden beschäftigte den König und die besondere Kom- 
nii>-i< in unter dem Vorsitz des Kn >nprin/en, die er am 30. Oktol)er 1K2I 
einsetzte. Der Kronprinz aber, ein überzeugter Vertreter romantischer 
Anschauungen, die sich um diese Zeit überall in Deutschland auszu- 
breiten b^^nnea, wollte nicht, daß die Plrovinzialstäade den CSharakter 
moderner Volksvertretungen trägen, sondern daß sie ,im Geiste der 
älteren deutschen Verfassungen' eine .zeitgemäße' Umwandlung der 
alten Territorialstände darstellten. Das Gesetz vom Jahre 1823, das 
die ProvinzialBtände ins lieben ri^ und am 27. Märs 1824 auf die Rhein- 
pro\nnz übertragen MOirde ~ eine Provinz, die vielen Konservativen 
im Osten ihrer Eigenart wegen nun als .Fremdkörper* erseliien — ,gab 
d^n Leitgedanken der im Jahre 1816 geplanten V^olksvertretung, die 
Repräsentation der Mehrheit aller Klassen der Bevölkerung, preis; 
eie erkannte nur die drei historischen Gruppen : Adel, Städte und Bauern 
als gesetzmäßiges Olgati aller Stände an, und zwar trotzdem sie in 
erster Linie ihre eigenen Interessen vertreten sollten. Nur das Grund- 
eigentum verbell aktives und passives Wahlrecht. Hitterschaft, Stadt- 
bürger und bäuerliche Gnindbesitter bildeten die ständischen Wahl- 
kollegien; zur Ritterschaft zäldten die vorwiegend dem Adel ange- 
hörigen Rittergutsbesitzer, in den Städten hatten nur solche Grund- 
besitzer Wahlrecht, die zugleich ein Gewerbe betrieben, auf dem Lande 
nur solclie, die ihren Grundbesitz selbst bewirtschafteten. Die Kom- 
,petenzen der Previnsiallaildtage wordan durchweg auf beratende 
Stiinune und das Petitionsrecht beschränkt. Der König ver.spraoli aber, 
ihnen aucli alle allgemeinen Gesi t /entwürfe zur Beratung vorziüegen, 
wenn sie die einzelne Provinz angingen. 

Am Rhein befremdete diese Einrichtung aus mehreren GrOnden. 
„Rittergüter" im Sinne des Ostens, also geschlossene große Guts- 
bezirke, mufSten hier erst geschaffen werden, was allerdings in der 
Absicht der Regierung lag, da diese ejne allmähliche Annäherung der 
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ländlichen Verhältnisse der Klieinproviuz an die der alten Provinzen 
und die Entwicklung des rhe.irüsclien, während der Revolutionszeit 
vOTarmten Adels zum Großgrundbesitzerstande n'fiiischte. Das wider- 
sprach aber ebenso »dem staatsbürgerlichen r;ieichheit8prinzip, dem 
Verlangen rmoh ebenbürtiger Teilnahme aller Klassen am öffentliclx^n 
Leben, wie die ausschließliche Zulassung des Grundbesitzes zur Stand- 
Schaft. Die neuere Entwicklung des beweglichen Vermögens in Handoi 
und Industrie hatte am Rhein, abweichend vom Osten, die beherr- 
sehende Rolle des Grundbesitzes durchweg beseitigt. Bio AusschlieBnng 
der geistigen, akademischen Berufe aber traf hirr insbesondere audi den 
katholischen Klerus, (i<'r sich seit der Säkularisation vorwiegend aus den 
kh'inl)iiri:rrlichen und ijäuerliehen Sdiichteri der Re\ r.lkcrung ergänzt«-. 
Schon l»lö waren Wünsche der rhemisclien Geilst hchkejt beider Kon- 
fessionen, sich einen Platz in der zukünftigen Volksvertretung zu sichern, 
hervorgetreten, und GÖrres hatte im Jahre 1818 mit Rücksicht auf di« 
frühere Stellung des katholischen Klents als ersten Standes in deo 
Kurstaateii Köln und Trier sogar verlangt, daß ihm .vermöge seiner 
Würde' der Vortritt vor den übrigen Ständen gewälirt werde. 
In ganz Preußen wurden die akademisch gebildeten Kreise 
durch ihre Ausschaltung aus der politischen Rechtssphäre in 
die Opposition gedrängt. Am Rhein aber kam nun in den Jahren, 
wo der um 1810 begonnene RestaurationsprozefJ der katholischen 
Kirche in der Wiiderhersti lluiig des Jesuitenf)rdens (7. Au[ii!st 1^14^ 
nein Wesen enthüllte, als l)f.siiiidt'rt r Herd unzufriedener Stinmiuugen 
dcrjemge Teil dos Klerus liinzu, der in der Erinnerung an die Vergangen- 
heit poUtaschen Einfloß verlangte. Daß die preußische Herrschaft, geleitet 
von der Absicht, den religiös^erziehorischen Üinfluß der christlichen 
Kirchen zur Stärkung der liistorischen Autorit.i* und zur Entwicklung 
des bürgerlichen Cchorsams fruchtbar zu machen, divs Volksschulwesen 
auf konfessionelle (Jrundiaiie stellte und, im (^egensatz zur Fremd- 
herrschaft, dem Klerus in ihrem Namen diegeistUche Schulaufsicht nebst 
anderen flfitteln der Volkserziehung übertrug, genügte dem poHtischen 
Ehrgeiz des kathoUschenKlerus nicht. Erfühltesich vielmehrdurch staatB* 
kirchliehe Tetiden/.en der Regierung, die, trotzdem im Rheinland' die 
Zivilehe seit 1795 durchgeführt war, iii'ibesnTuhTe auf dem Gr^m i der 
gemischten Ehen hervortraten, und durch Feiern w ie das Jahrh\ui<l<'rt- 
fest der R«^forniation im Jahre 1817 lierausgef ordert. Wenn am iü. Juli 
1821 durch die Bulle ,De salute antmarum' die Neueinrichtung der 
Bistümer Köln und Trier im Zusammenhang einer allgemeinen Aus- 
einandersetzung Preußens mit der römischen Kurie zustande kam. so 
wurde es doch nur der besonders staatsfreundlichen Persönlichkeit der 
ersterr Inhaber der neuen Bistümer verdankt, daß die politischen Be- 
strebungen im Schöße des rheinischen Klerus zunächst nicht stärker 
hervortraten. Sie breiteten sich indessen unter dem Schutze der in 
Rom jetzt zur Herrschaft gelangenden Riclifutig und gefördert durch 
Strömungen in Frankreich und B<'lgien, im Elsaß und im wcstf&hachen 
Münsterlandü von Jahr zu Jahr aus. 
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Auch von den Klieiiiläiideni, die früher der Armee Napoleons an- 
gehört oder seiner großen FersönÜohkdt bewundernd huldigt hatten, 
iuiden sich manehe schwer mit dem reaktionären Druck der Zeit ab, 

seit im Jahre 1821 der einsame Tod des großen Fcldherrn und Kaiser» 
auf der Felseiiinsel im fernen Ozoan die Erinnerung an den Kulim 
seinw sieggewohnten Fahnen und an den Glans «einer Regierung 
verklärte. Daß aber die Unzufriedenheit über den Gang der imiem 
Politik in diesen .Tahnni nicht laut zum Aiisdrudv Is.uii, ]:\'^ nii Iii nur an 
dem wt'itverbrfitt'ten pnütischen Indifft-nnitisniiis der Bevölkerung und 
au den Hemmungen der Preßzonsur, die jede öffentUeho Diskussion 
politischer Beschwerden verhinderte, sondern auch daran, daß mehrere 
Einrichtungen . an denen die rheinische Bcvölkenmg hing, unani:« - 
tastet bheben. Die Regierung mußte davon aljsehen, das preußische Land- 
recht auf die Rheinlande zu übertragen. Während dieses das Privileguim 
adliger Geburt und die Rechtsanterachiede des Adeb, der städtischen Bnr» 
ger und der Bauern anerkannte, wollte man am Rheiti die staatsbürger- 
liche (Jleiehlieit gewahrt wissen und ebensowenig auf die Soh\\ urgerichte 
und das öffentliche und mündhche Prozeßverfahren verzichten, die man 
dem Code Napoleon verdankte. Ein Erlaß des Kömgs vom 19. November 
1818 v^ügte die vorUtofige Aufrechterhaltung des .Rheinischen Recht«', 
das dann als wesentliches Element des rheinischen Partikularismus bis 
zum Jalir«' 1900 bestehen bheb. Für das Landroclit war nur eine 
Gruppe des rheinischen Adels eingetreten, die am 26. Februar 1818 
durch eine Adresse an den König auch den, freiüoh vergeblichen. Ver- 
such machte, dem Adel fär die Zukunft den crlihchon Anspruch auf 
ständisclie Vertretung zu siclieni, für ihn also das moderne Wahl- 
prinzip durch das Recht der (ieburt auszuschalten. 

Audi die rheinische Gemeindeordnung blieb bestehen, die in fran- 
s6eischer Weise Stadt und Land gleichmäßig behandelte, beiden aber 
nur geringe Kompetenzen zugestand. In Preußen hatte die Steinsehe 
Städteordnung im Jahre 1808 den Städten, denn alte Eigonrochte der 
Absolutismus beseitigt hatte, eine weitgehende Selbstverwaltung über- 
tragen; deren Ausdehnung auf die Landgemeinden wurde aber durch 
den reaktionären Landadel hintwtrieben. Die Regierung wollte nun die 
rheinischen Gemeinden auf preußiscljem Fuße ei?irichten, aucli Iner 
also den Städten ausgiebige Selbstverwaltung gewähren und die Land- 
gemeinden mit geringeren Kompetenzen ausstatten. Dem widerstrebten 
die Rheinländer wiederum im Interesse des staatsbfirgerlichon Gleich- 
heitsprinzlps aufs äußerste. Sie wün.'^chten wohl die Selbst ven\ altung 
der Koinmimen nach deutscher Art, aber sie wollten sie für Stadt und 
Land gemeinsam, und sie verlangten eine einheitliche Geracindeordnung 
mit weitgehender Selbstverwaltung für beide an Stelle der von der 
R^erung immer wieder prasmtierten getrennten Ordnungen für Stadt- 
und Landgemeinden. In dieser Laj^e ließ die Regierung es vorlfiufig 
bei dem bestehenden Zustande bewenden. 

Aber auch positive Leistungen der Regierung wirkten in diesen 
Jahren als Gegengewicht gegen die entstehende Spannung. Die Arbeits- 
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kraft, Integrität und Disziplin des preußischen Beamtentums gewannen 
die Achtung der Bevölkerang. wenn sie andi dem buTMiikratischen 

(Jeiste innerhch w iderstrebte und es als eine Kränkung empfand da6 
die große Mehrzahl der in der Provinz tätigen Beamten nicht b^nlen- 
atandig war, sondern aus den alten Provinzen entnommen wurde Be- 
sonders gunstig war aber die Wirkung des preußischen ZoUgeset^es 
vom 28. Ma, 1818. Der Wiene r Kongreß hatte nicht nur keine p^tisdie. 
sondern auch kerne wirl.cliaf(lir),c Einheit Deutschlands herbeigeführt: 
die emiehieu Bundesstaaten gm-en ihren eigenen Wcu Durch da« 
ZoUg«9ete schuf die preußische Regierung für ihren geographisch in 
zwei Teile getrennten Staat ein einheitliches WirtschaftssAtem, durch 
das, ahnhcli wie es in Frankreic h im Jahre 1790 geschehen war. alk 
alten Binnenzolle aufgehoben und dem heimischen Handel und Cewerbe 
das pnze Staatsgebiet als freier Markt erschlossen wurde, indem zu- 
gleich eine emheittiche GrenzzolKme der heimischen Industrie einen 
maßigen Schutz gegen da.s Ausland gewährte. Zwar wurde die Be- 
deutmig des (.esetzes, das rh r rätimliehcn Trennung der neuen PM- 
vuuen von dem altpreußi.cluu Mutterlande seine Ents(r.f,„n- ver- 
dankte hier zunächst verkannt, und die Seivrittc zur Herstellung einer 
: r "t^chaftseinheit, die von Frankfurt aus in den Jahren 1819 

bis 1821 Fnednch List durch den .Handels- und Gewerbevewin* 
l'^Tw zogen auch am Rhein ei,ie Zeitlang die Aufmerksamkeit auf 
Sicn. Abcrsohoa nach einigen Jahren kam den heimisclien Wirtschafts- 
kre.sen, insbesondere <ten Handelskammern, zum Bewußtsein, wie wert- 
d e u ; L?''r • IT ""^ Handel, sondern auch für 

Wnl " '"""^ P«-mdherrschaft aufgeblüht«! 

uÄit/'w ill ^^}^ '^'"^ Schutzzöllen des Au«- 

k^rrl^. u ^ 7 Mißtrauen vor. daß Preußen dem Rhein- 
Si bell T,"^'' ^^"'^»»«»^«^«««n'nenden Einrichtungen. die es 
G^b letTd e V ^^ "^^^'^ wirteLftliehen 

RSr««-«^''i-r ^•^'^''^^"^g^'" f""- ^^^-^ innere Zusamn.enwachsen der 
< mSrZ.^K Preußen geschaifen. Da. in fiandel und Industrie 
>brete efn^l^.^^^^ Bürgert«« erkaimte, daß Preußen auf diesem 
c^nrklRrk- hTfr? ,^«".°»»'<'"-»^n Interessen der Provinz die 
ÜW d^ pt L Y '"^J ^^ irtsclmftlichen Erwägmigen führten 
gXiSlh^W^^^^^^ ^T'"'-' ''''''''' ""^ - ^-öhnte sich, 

dl w^rJ^i?^^^^ T^^^f"^' ^"^»^ ^önig am 18. Januar 1826 

Widersprieh^^^^^ '^'^'^ -.ederh erstellen und ihm am 26.. Februar iii. 
P^^^v^S i^lt' '•'i;'"^«^»»'"^ Hecht gleichen Erbteilung das 

^'f^rn ^di^ n^k/T^^^'^^ begründen, einen 

orcbiu g^v^t"3 .T^,^^^^^^^^^ "J^troyierte Kreis- 

Mitgliedern der 1827 «eiche die RittergutebesitBer zu geboieiW»' 

Ä^m^^t Wahlprinzip befreite. 
BundeZSJiS^MT^^^^^^^ ^^^ß Teile n.tteldeutscher 

essen uarmstadt am U. Februar 1828 einen ZoUvertrag mit Preußeii 
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«chloB, und daß am 27. Mai 1829 dieser preußisch-beasisohe ZoUverein 

mit Bayern und Württemberg einen Handelsvertrag einging. Die Vor- 
teile dos Zollgcsotzcs von 1818 wurden so auf einen großen Teil von 8iid- 
dcutschland auägedelmt, und die Folge war eine augenfällige Steigerung 
der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen dem Rheinland und diesen 
Gebieten. Die beiden ersten rheinischen Pr<)\ inziallandtage (1826 und 
1828) verliefen unter diesen Umständen ruhig. In den Fragen des lUiei- 
nisclien Heciit.s und der Kommunalordnung traten zwar Gegensätze 
zur Regierung hervor, aber ohne jede Schärfe. 

Die Julirevolution des Jahres 1830 brachte in das seit 1820 stark 
eingeschränkte politische Leben am Rhein neue Bewegung. Daß dabei 
die nationale Frage in den Vordergrund trat, lag daran, daß im An- 
schluß an die Pariser Vorgänge Belgien sich von Holland troiuit<^ und 
daß durch die Auflösung des vom Wiener Kongreß geschaffenen König- 
reichs dn Xi( (Ii rlaude für längere Zeit eine europäische Kriegsgefahr 
entstand. In der Rlieinprovinz war der Wunsch nnrh Frieden, der das 
wirtschaftliche (itnieihen förderte, noch ininu r uUgeiuein. Die öffentliclie 
Meinung begrüßte lebhaft die Erklärung des Königs, er werde — anders 
als es 1792 geschehen war — die Revolution im Westen so lange als 
rulliger Zuschauer verfolgen, wie sie auf die dortigen Länder beschränkt 
blieb<'; sollte sie aber über die preußinehen Orenzen herii bergreifen, so 
werde er sie mit allen Kräften bekämpfen. Endo 183U sprachen Pari-ser 
Zeitungen davon, daß die Bewohner des linken Rheinufers den Wunsch 
hätten, wieder französisch zu werden. Frankreich bruuclie nur ein 
kleines Truppenkorps an den Rhein zu .senden, um dieses Land wieder 
für sich zu gewinnen. In der revolutionären Partei in Frankreich tauchte 
die Idee der Rheingrenze wieder auf. Im Jahre 1827 hatte der Minister 
Ch. Dupin, ein namhafter Statistiker, berechnet, daß der Bevölkerungs- 
zuwachs Frankreichs weit hinter dem aller anderen Staaten Europas 
zurückbleibe. Danach vermehrte sich insbesondere die Einwohnerzahl 
Preußens viermal so schnell als die französische. Die traditionelle fran- 
zösische Ausdelmungspolitik entnahm dieser Bwechnung eine neue 
Motivierung: um den Anspruch auf politische Geltung, den man or^ 
liob, auf eine geniiirende Einwohnerzahl stützen zu können, hielt man 
sieh selbst für bereclitigt, über die nationalen Scliranken überzugreifen. 
Die frauzö.'^isciie Regierung und Diplomatie hatte daraufhin schon 1828 
Schritte bei Kußlaind eingeleitet, um entweder die Rhnngrenze für 
Frankreich wiederzugewimien oder che Rlieinlande unter die Könige 
von Sivchscn und Rayern aufzuteilen. In zahlreichen Artikeln der Köl- 
mschen Zeitung wurde aber im Februar und März 1831 ausgefülirt, am 
Rhein liege die Ehre und der Stolz des deutschen Volkes, ihn müsse es 
behaupten, wenn e.s rücht wiederum in Schmach und Knechtschaft sinken 
wolle. Gegennljer der in Frankreich beliebten Meinung. Ströme oder 
Gebirge seien die natürlichen Grenzen der Völker, machte man geltend, 
daß diese Grenzen durch die Nationahtät — und zwar durch gemein- 
same Natoranlage, Sprache, Sitte, Bildung und Verfassung — be- 
stimmt würden; es sei frevelhaft, diese heilen Bande der Volkstüm- 
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lif'hk<'it zu zormßon. Die Hauptqurlh' aller rnorali.schcn Kraft der 
Völker licue ab« r in dem H >■ f <i h 1 der Xationalität, iti d< r l.iobc ziinj 
vatt-rländiscluMA Boden, zur ;,'cnH'irisun)en iSpraclio, Sitt«' und Gewohn- 
heit. Wer den Klieinlünderu den Wuiiöch andiclite, ihr jetziges Los 
gegi n ihr früheres zu Tertauschen, kenne entweder diese Provinz und 
ihre Bewohner nicht oder verleumde sie absichtlich. Ein französischer 
Vorstoß erfolgte nicht, aber noch im Jahre 1836 klangen die hier an- 
geK'hlagfnen Töne in der rheinischen Presse nach. 

Die Rlieirdänder traten so mit Warme für den nationalen tJe- 
dankcu ein, wälaend zugleieh die Julirevolution ihren nach ISl» schwer 
enttäuschten konstitutionelten Wünschen neue Kraft verlieh. In Frank- 
reich .setzte diesf Revolution ati die Stelle der oktroyierten Charte von 
1814 eine neue Veifa^ssung, die dem in Handel und Indu.strie tätii^en 
Bür<;ertnni da.'^ t'herp<'\\ ielit in der Volksvertretung gab und auf dein 
Prinzip der V^ereinbaruiig zwischen Krone und Volksvertretung beruhte. 
Die Rechte beider waren so verteilt, daß ihr sinngemäßer Ausdnick die in 
England durchgeführte parlamentarische Regierungsform mit v^ant- 
wortlichen Ministem Av urde, die im allgenu inen ein . Glwchge^vicht 
zwischen Krone und \'f '1ks\ < rtretun'j erstrebt , bei INTeinungsversehie- 
deiylieiten zwiselien bt Kien aber den Sehv ( 'r])Uid<t auf die Seite des 
V^olkes legt. Dati entsprach jetzt auch den Wünschen der liberalen 
Gruppen in Westdeutschland. Die 1818 — 1820 entstandenen Konstitu- 
tionen der süddeutschen Staaten hatten, ähnlich wie die französische 
Charte von 1814, das \'orualt«n der Krone zur Grundlage; die liberalen 
(Jrupj)fni dieser Länder \<'rlnn£iten jetzt vermehrte Volksrcehte. Wah- 
rend al>er für den Fall t ines europ;ii.se}ien Krieges, in dem Frankreich 
auf der einen, Rußland, Österreich und Preußen auf der andern Seite 
ständen, die badischen Liberalen Rotteck und v. Itzstein die nationalen 
.Interessen den freiheitlichen unterordnen und für Frankreich eintreten, 
Welcker neutral bleiben wollte, weil man der Sache der Freilieit zu 
schaden fürchtete, wenn man die absolutistische Staati ngruppi- der 
«Heiligen Allianz' förderte, stand für die rlieinischen Konstitutionellen 
die nationale Frage im Vordergrunde, und R. M. Arndt in Bonn legte 
im März 1831 in seiner Schrift ,Dic Frage über die Niederlande und die 
Rheinland«' dar. daß bei einem Kriege am Niederrhein ganz Deutseli- 
land sich um Preußen scliaren müsse. Ihre Verfassungswünsclic für 
Preußen selbst alier suchten die rheinischen Konstitutioneilen jetzt 
liei der Krone wieder zur lieltung zu bringen. 

Der seit 1817 in Aachen ansässige Kaufmann D. Hansemann 
(geb. 1790 in Finkenwerder bei Hamburg) faßte diese Wünsche in einer 
umfangreichen Denkschrift zusammen, die er am 31. Dezember 1830 
unmitt<'lbar an den König richtete. Sie entwickelt ein vollständiges 
Syistem, das sieh an die englischen, nun im wesentlichen auch in Frank- 
reich verwirklichten Grundsätze anlehnt, zugleich aber aus der fran- 
zösischen Verfassung vom 14. August 1830 und aus der damals in Belgiei^ 
zur Beratung stehenden Verfassung vom 7. Februar 1831 einzehie 
Kiemente übernimmt. Uansemann knüpft zwar an die Stein-Harden- 
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herrischen Reformen an, aber von dem 1815 in .Ausüiclit genoninu iien 
Aufbau der preußischen Verfassung auf Provinzialstäiide sieht er ab, 
weil ihm die 1823 eingerichteten St&nde als AnachroniamaA erscheinen. 
Er tritt für ein Zweikammersystem ein, wobei die Erste Kammer vom 
König ernannt, di«' Zweite Kammer vom Volke gewählt werden soll. 
Die Verfassung soll die staat^ibürqerlichr (iloiohheit anerkennen. Die 
Volksvertretung soll das volle Reclit der Steuerbewiliigung und be- 
echließende Stimme bei der Gesetzgebung erhalten, die Verantwort- 
liclik« it der Minister soll durchgeführt, und eine nur gesetzlieh be- - 
schränkte l*relifreiheit soll gewährt werden. In der gewählten Volks; Ver- 
tretung soll, ähnlich w ie es Mirabeau 1789 gefordert hatte, immer rh-r- 
jetiige Teil der Bevölkerung überwiegen, in dem ,die eigentliche Kraft 
der Nation' ruht. Das war aber nach Hansemanns Urteil damaJs das 
in Haodel, Gewerbe und Industrie tätige Bürgertum, und die Erkennt- 
nis, wie sehr die preußische Zollpolitik seit 1818 den Wirtsehaftsinter- 
es-sen dieser Oruppe entsprach und wie gür\stige Aussichten die Los- 
iösung Belgiens von Holland für sie darbot, bildete den stärksten An- 
trieb für die am Rheine wiederemachenden Verfassungswünsche, die 
sich in seiner Denkschrift aussprechen. Den preußischen Adel hielt 
er für überlebt, die Massen für nocli nicht reif. So trat er, um dem 
Rüreevtum, d^ni '^'crtr'-tcr des mobilen Besitzes, das j)olit isclif^ (*ber- 
gewiclit zu geben, für einen erlieblichen Zensus bezügUch des aktiven 
Wahlrechts ein, während er für das passive in belgischer Weise keinerlei 
Zensus forderte. Auf diesem Wege sollten in der Zweiten Kammer, 
und demgemäß auch im ^^Ünisicrium, neben dem Besitz, welcher Un- 
abliängigkeit und politisches Interesse verbürgt, nixli Hildiinp und 
Einsicht, und so im ganzen die w ahre Kraft der Bevölkerung zur Geltung 
kommen. In den warnisten .Ausdrücken spricht sich Uausemauns 
Liebe zur preußischen Krone und sein Stolz auf den preußischen Staat 
aas; er betont wiederholt, daß er ein nach außen wie nach innen starkes 
Kötngtum wünsche. Er tj;l;iul)t aber, daß die exekutive Kraft der 
Krone und des Staates wachse, wenn für die Oesetzpebung und für 
die Richtlinien der Politik die .Majorität der Volksvertretung maß- 
gebend sei ; es ist im Ganzen ein Gleichgewicht zwischen beiden Fak- 
toren, auf das er abzielt, und erwünscht demgemäß Vereinbarung, nicht 
Oktroyierung der Verfassung. 

Hansemanns Denkschrift bc.'^chrjinkt sich nicht auf du- Frag'- der 
preußischen Verfassung, sondern sie geht auch entscidus.sen auf die 
<leutsche Frage ein. Während der von Kriegsfurcht erfüllten Jahre 
1830 — 1832 wurde in liberalen Kreisen SQdwestdeutschlands der Ge- 
danke von ISI 4/1815 wieder laut, Preußen könne die Vormacht einer 
an fiie Stelle des unzvilängliclien Deutschen Bundes tretenden deutschen 
Einheit werden. Über die \'(>ra>issetzungcn war man inde.^.sen uneins. 
Während P. Pfizer in Württemberg meinte, Preußen müsse zu diesem 
Zwecke nicht mir liberal werden, sondern sich auch ohne Gesamtetaats Ver- 
fassung in seine Provinzen auflösen, weil es sonst zu stark überwiegen 
würde» forderten badische Liberale gerade die konstitutionelle Einheit 
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Preußens als Bedingung für seine Hegemonie in Deutschland. Denn die 
Verfassung des Deutschen Reichs der Zukunft sollte nach der Meinung die- 
ser Liberalen aus den Hepräsentationen der Einzelstaaten hervorgehen. 
Nur ein radikaler Teil der öffentlieiien Meinung in Südwestdeutschland 
sprach sich gelegentlich des Hambacher Festes vom 27. Mai 1832 für 
die Idee der Volkssouveränetät und eine auf ihr beruhende Deutsche 
Republik mit einem Deutschen Parlament aus, das auf ('.rund gleichen 
Stimmrechts aller Deutschen ohne Vermittlung der einzelstaatlichen 
Landtage gebildet werden sollte. Auch Hansemann verlangte die preus- 
sische GesamtstAatsverfai>sung, indem er für die preußische Hegemonie 
eintrat. Oer rheinische Liberalismus hat nie dem provinziellen Partiku- 
larismus geliuldigt. Wenn schon in den Jahren 1817/1818 der Ruf 
nach einer den C.esamtstaat stärkenden allgemeinen Repräsentation 
in keiner Provinz so stark wie am Rheinezum Ausdruck gekommen war, 
so hat auch der von Pfizer 1832 ausgesprochene Gedanke hier bei den 
Konstitutionellen nie den geringsten Beifall gefunden. Preußen müsse 
vielmehr, so legt Hansemann dar, durch eine Gesamtstaatsverfassung 
zunächst .seine eigene Kraft auf den höchsten Punkt steigern. .Ohne 
vollständige Ausbildung der neuen Lebensprinzipien des Staates ent- 
behrt Preußen der erforderlichen moralischen Kraft zur Au.sführung 
eine^ wahren Deutschen Bundes.' Er setzt Preußen geradezu die 
Aufgabe, unter Ausscheidung des seinem deutschen Beruf entfremdeten 
Österreich den bestehenden Deutschen Bund in einen konstitutionellen 
Föderativstaat mit 26 Millionen Einwohnern umzuwandehi, ,wo Na- 
tionalehre und Enthusiasmus für die Unabhängigkeit herrscht.' und sich 
an die Spitze ,der Beförderung germanischer Freiheit zu setzen, um zu 
verhüten, daß die kleineren deutschen Staaten, insbesondere die süddeut- 
schen, nicht bei erheblicher Gefahr ihrem eigenen und Preußens Interesse 
entgegen durch die Homogenität der Prinzipien oder aus Not in Frank- 
reichs Schutz sich werfen. Das europäische Interesse erheischt in 
Wahrheit eine feste Konsolidierung des Herzens von Europa'. 

König Friedrich Wilhelm III. erkannte am 8. Februar 1830 die 
gute Gesinnung und die löbliche Absicht Hansemanns an. Aber seine 
Denkschrift stand in vollem Gegensatz zu dem in Preußen herrschenden 
monarchischen Prinzip, das zuden« im Jahre 1820 durch die Wiener 
^ehlußakte für alle Bundesstaaten verbindlich gemaclit worden war. 
bie übte nicht die geringste Wirkung, ebenso wie eine kürzere, nicht 
auf wirtschaftliche Erwägungen, sondern mehr ,auf die Kraft des 
Zeitgeistes gestützte Denkschrift, die am 28. Januar 1831 der kon- 
stitutionell gesiimte Fürst J. v. Salm-Dyck (geb. 1771) der Regierung 
vorlegte weil er überzeugt war. die Rlieinlande könnten .durch kein 
anderes Band fester als durch eine repräsentative Verfassung und die Bil- 
dung einer reichsständischen Versammlung an Preußen geknüpft werden'. 
A ;7''''"t!'" ciiuelne Männer am Rhein, die solche Pläne verfolgten. 

Aut den rhemisehen Landtagen ^ urde die Verfassungsfrage um diese Zeit 
Tf^-Xf? A Toi^'*' "^^"""^l «"f den westfälischen Landtagen der Jahre 
und 1833 wiederholt darüber verhandelt wurde. In der Rheinpro-., 
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vinz schuf die V» rl»induiig der aus der Zeit der J'renidhfrrsclmft erhal- 
tenen Eiiirit hl ungtn mit der vortrefflichen Verwaltung und wirtschaft- 
lichen Gesetzgebung BreufieoB einen Zuttand, mit dem die Bevölkerung 
im allgemdn«! sich absttfinden bereit war. Hanaenuums Vorgeben be- 
ireisl aber, daß sich im rheinischoi Biii^rtum Kräfte zu regen be- 
gannen, die niclit, wie dif Refrierunp es wünschte, ihre Befriedigung in 
bloß wirtschaftlicher Betätigung fanden. (lerade die W irtschaftspolitik 
der Regierung regte vielmehr dicsie Männer politihch an. , Unter allen 
Matti^eiten in dem großen Lande, wo deutsch gesprochen wird, gibt 
tB nur eine hervorragende Richtung: es ist die preußische Handels- 
politik', schrieh 1833 der Kölner Kaufmann L. Caniphanscn (geh ISO!?), 
der irj dirsfn Jahren zusammen mit Hansemann Mittflj)un]ct des jungen 
rheinisciten Eisiuibahn- und Schiff ahrtsweaeiib wurde. Mit bestem 
Erfolge führ damals die preußische Regierung fort, unter den deutschen 
Bundesstaaten außerhalb OsterreiclL< einen großen innern Markt mit 
völliger Verkehrsfreiheit zu bilden. Am 1. Janiiar 1834 trat der 
preuÜisch-deutsche Zollverein ins Leben, der Siiddeut.seliland, die 
beiden Hessen, Thüringen und Sach.sen mit Preußen zu einem eiiUieit- 
liohen Wirtschaftsgebiet verschmolz. Während aber Hansemann in 
diesem ZoÜTeretn eine politische Vorstufe für das neue Deutsohe Reich 
erkaimte, das er innerhalb der nationalen Grenzen aufgericht<»t zu sehen 
wünseiite. verkörpertt^ er in dieser Zeit, wo der nationale C« danke als 
Todfeind der fürstlichen Regierungen galt, für die preußische Regierung 
selbst nur wirtschaftliche Ziele. I^e R« gierung bheb politisch im Fahr- 
wasser Metternichs; sie verharrte in dem bestehenden Zustande des 
österreii hiseli-preußischen Dualismus und wollte von dem deutschen 
Berufe Prcuüen.s niehts wissen 

Die wirtschafthcije Aufwärtsbewegung milderte einigermaßen den 
Übeln Rindruck der nach dem Hambacber Fest von 1832 zum zweiten* 
mal einsetzenden Ära einer unwürdigen J)emagogenhetze' auf die 
rheinische Bevölkerung. Wiederum verhängten die fürstlichen Regie- 
rungen des Deutseheti Bundes, ,der PoUzeianstalt zur Unterdrückung 
alles nationalen Lt in ns', über die Vertreter der nationalen Idee lang- 
jährige Freiheitsstrafen, untl jetzt traf diese« harte Schicksal auci» 
zahlreiche Söhne des Rheinlands, die sich auf den Universitäten der 
, nationalgesinnten Burschenschaft angeschlossen hatten. In der rliei- 
nischcri Öffentlichkeit trat damals, w iv das Verlangen nach einer tiefgrei- 
fenden Reform des Deutschen Hundes, so auch der preußische Verfa-ssungs- 
gcdanke ganz zurück. Diu modernen Verkehi"sf ragen, Eisenbahnen 
und Damp&diiffahrt;, rückten dagegen zur Befiiedigiuig der Regierung 
stark in den Vorder g r u nd. 

Dieses Vorwalten wirtschaftlicher Interessen nahm aber auch dem 
kirchenpolitisehen Kampfe, den die Regiernnc nach 1835 zu bestehen 
hatte, einen Teil .seiner Schärfe. Das .Hotv Bucli', ein anonymes, im 
Herbst 1835 von mehreren GeistUchen veröffentlichtes Pamphlet, trug 
Material, das zum großen Teil im Rheinlande gesammelt worden war, 
zusammen, um zu beweisen, daß die preußische Regierung die Katho- 
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liken wie Heloten behandle, die katholische Kirche kneble und ihre 
katholischen Provinzen dem Protestantismiu Eufdhien wolle. Nachdem 

in der Frage drr gemischten Ehen der Kölner Erzbisohof Gral Sfttegel 

» iiK ji Standpunkt eitigenomnic^n hatte, der der Regiening entgetretikam, 
glaubte sein Naclifclger, Frh. v. Drost*', ein streng rönuscli gesinnter 
Priester aus dem westfälischen Münsterlande, den Gegensatz zur Krisis 
zuspitsen za müssen. Der »Kölner Kirofaenatreit' kulminierte im 
November 1837 in der Wegführung des Erzbischofs auf die Festung 
Minden. Das gewaltsame Vorgelien der Regierung brachte aber nur 
ans Licht, wie große Fortschritte die neiikatholisehe Bewegung bereits 
geinaeht hatt--. (lefördert von dem romaiitischeri Zuge der Zeit, wollte 
dieue ohne alle Zugeständnisse an die Errungenschaften des Aufklärungs- 
zeitalters den Geist des Mittelalters wieder znm Leben wecken. W&hrend 
1815 im taglichen Leben der Gegensatz der Konfessionen nalie/u ver- 
sehwunden schien, hatt*« er jetzt von den Mitteipunkt<^n Kohlen/., 
Aachen vuvd Düsseldorf aus wieder breiten K"den gewonnen. Das 
.Kölner Ereignis' selbst, durch das laue Kathv>liken sicii aufgerüttelt 
iühlten und für das die Regierung auch auf liberaler Seite keine Za- 
■stimmung fand, vemehrte die Zahl der unbedingt kirchentreuen 
Katholiken weiter, ao da& eine Massenbewegung entstand, die von 
kMivfessioneller Basis aus neue Bevölkf inngsgruppen mit öffentlichen 
Interessen erfüllte, um die Unabhängigkeit der katholischen Kirche 
vom Staate zu erkämpfen. Die neuen Gruppen zählten lücht zu der im 
Handel und Industrie führenden Schicht; denn diese setzte sich vorwie- 
gend aus Protestanten und liberalen Katholiken zusammen. Der neuen 
Piu^ei gehörte vielmehr der bürgerh'che Mittelstand in Handwerk und Ge- 
werbe, der Bauernstand sowie ein Teil der akademischen Öernfe — (Tcist- 
liche. Juristen utid Arzte — an. Die politisc}ie Führung aber über- 
nahm zunäcliöt (bis 1845) der katholische Adel, dem der König soeben, 
im Januar 1836 und 1837, wiederumim Widerspruch mit dem Rheinisdien 
Recht, das Privilegium verliehen hatte, selbständig üb«r den Erbgang 
zu bestimmen und ^Fajorate zu bilden. Diese .Autonomen', vor allem 
Frh. Max v, Loe, wm-den die ersten Führer der jungen katholischen 
Part<übildung; daß diese adligen Führer mit allem Nachdruck gegen 
die Kirchenpolitik der Regierung Front machten und für ihren Standes- 
Ipinossen, den Erzbischof Droste, eintraten, hat viel dazu beigetragen, . 
•daß sie schon bald einlenkte. 

So stark aber die Spannung während der letzten Lebensjahre 
Fl iedrich ^^'lltlehus III. war. und s(» wenig während des Kiri>henstreit«s, 
in den von München aus auch der jetzt ganz kirchlich gesinnte J. Görres 
mit seiner Kampfschrift .Athanasiun' (1838) eingriff, leidenschaftliche 
Wortführer wie Th. Laurent , der in Aachen gebürtige Bewunderer von La* 
mennais und spätere Bischof von Luxemburg, von ihrem Haß gegen die 
preußische Regierung ein Hehl machten, so ist es im Rheinlanddoch nicht 
zu Abtrennungsplänen gekommen, wie sie 1830 zur Lösung des katholi- 
echen Belgien von dem protestantischen Holland geführt hatten, mit dem 
es 1815 ähnlich verbunden worden war wie Rheinland mit Preußen. 
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Bemühung^ der katholisch-republikanischen Partei in Belgien, int 

Jahre 1838 Stimmung fttr die Gründung einer von der franzoBischeo 
< Frenze bis an den Rhein reichenden kaÜioLiachen Republik zn machen, 
fanden hier kein Echo. 

Wie in ganz PreuBen, so wurde auch am Rheine der Regierungs- 
antritt Friedrich Wilhelms IV. im Juni 1840 mit hochgespannten H<^f* 

nungcn begrüßt. Abweichend von s< iiiom schwunglos nüchtrTJU'n Vor- 
gänger, hattf dor Romantiker auf dem preußischen 'J'hrone sich hier 
schon als Kronprinz durch seine Begeisterung für den Kölner Dom 
und die mittelalterlichen Erinnerungen des Rh^tals« aber auch durch 
sein lebhaftes Temperament und sein Intereeae an den modernen Fort^ 
schritten des Wirtschaf t#;lel)cns viele Svmpathieen erworben. Die Reden, 
mit denen er seine Regierung «Töffnete, und die Amnestie, flie sofort 
K. M. Arndt und anderen wegen ilircr nationalen riesiunung geoiaÜ- 
regelten Männern gewUhrte, rentäikten dieee Empfindungen. Noch 
im Sommer 1840 ruckte die nationale Frage in den Vordergrund, da 
in Frankreich das Ministerium Thiers der orientalischen Krisis dieses 
Jahns eine solche Wendung gab, daß die französische Rheinpolitik 
wieder auflebt« und ein Krieg unvermeidhcii erschien. Wiederum, 
wie vor zehn Jahren, sprach die Pariser Presse von der angeblichen 
Neigung der Rheinlande zum Anechhiß an I^ankreich und von der 
Bückgewinnung der Rheingrenze. Der französische Generalstab be- 
reitete schon das Kartenmaterial fiir einen Feldzug am Rheine vor. 
.Man wollte sich durch Landgewinn an dieser Stelle für die Demütigung 
schadlos halten, die Frankreich damals durch die Haltung der übri- 
gen europaiechen GroßmSohte in Ägypten erlitt. In ganz Deutschland 
trat amr sofort eine lebendige Aufwallung nationalen Empfindens 
zutage, der nun auch die Regierungen keine Schranken setzten. Die 
rh«*inischc Presse verlieh ihr in zalilreicheu Artikeln kräftigen Ausdruck. 
Im Oktober setzte der Bonner Nikülau.s Becker dem französischen 
Kriegsruf: An den Rheini sein Rheinlied: Sie sollen ihn nicht haben, 
den freien deutschen Rhein! entgegen, das bei seinem ersten Er.-chi iiu ii 
in der öffentliclikeit im Kölner Theater vom Pnliliknm voll lnHi-r 
Begeisterung gesungen und im AiLsehluß daran \ on zahllosen Kom- 
ponisten in Musik gesetzt wurde. Audi durcii den Kölner Kirchen- 
streit hatte das Nationalgefähl der Rheinländer keine Einbufie erlitten; 
gegen jede Gefahr vom \A'eHten fühlte man sieli vielmehr eng mit dem 
Vaterlande verbunden. Vor dem einmütigen Enthusiasmus, der so uner- 
Mart< t hervortrat, V>ezwang die französische Kriegspnrtej ihre Rhein- 
geliiste, 80 daß die Krisis schon im Herbst 1840 vorüberging. 

Im Gegensatz zu seinem Vater war auch der neue König selbst 
von der nationalen Idee erfüllt. Aber er zog daraus keine durch- 
greifenden politischen Konsequenzen. Zwar fand der Gedanke, daß 
nur Preußen imstande '^ci. für die Zukunft an der Spitze D<"ntKch- 
lands die nationalen Interessen wirksam wahrzunehmen, jetzt auch in 
den alten Provinzen in Männern wie E. v. ßülow-Cummerow warme 
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Vertreter. Der König selbst aber hielt sich fern von einer Pohük, 
die Preußen kühn an die Spitee Deütsohlaads stellte. Ostemieh ge- 
führt« nach s(>inpr romantisch-lcgitiniistisch gebundenen Überzeugung 

die erste Stelle in Deutsehland, und er beansprucht« für Preußen nur 
bei etwaigen miiitiirischen Reformen des Deutschen Bundes den 
fahrenden Platz. - Am Rhein aber trat nun zutage, daß das Nationalbe- 
Avußt«ein, das hier bisher einerseits durch die romantische ErinnerungS' 
weit und d(>n Befreiungskrieg, anderseit.s durch die neue Zollvereins- 
politik Preußens geweckt worden war, bei der auf den preußischen Schulen 
seit 1815 herangebildeten Generation auch in joner literarisch-philoso- 
phischen Form Wurzel gefafit hatte, in der es dem deutschen Geistoa- 
M)en TV( hts vom Rheine seinen Ursprung verdankte. Die preußisciw 
höhere Bdd Ulli; jpu. r'I'aa,. sich als Xeuhumanismus auf dem Studium 
dci Antike und auf den Ei l ungenschaf ten der deutschen Goistesaristokra- 
tae von Kant bis Hegel aufbaute, hatte iJiren Einfluß aueli in den neuen 
Provmzen mcht verfelilt. sondern bei einem Teile der rheinischen 
Jugend die orthclie Beschränktheit des geistigen Horizonts überwunden. 
Uberhaupt aber wirkte um 1840 die idealistische Auffassung des Staates, 
die in ihr vonvaltete und für die eben damaU A. Ruges vielgelesene 
Deutsche Jahrbücher (1837—1843) nach einem Ausgleich mit der 
Wirklichkeit dos Lebens suchten, als eine neue Triebfeder auf die 
jüngeren Politiker am I^hoin. Der Staat als Mittelpunkt geistiger 
ÄUitur und geistigen Fortschritts wie der sittlichen Welt im Sinne 
Hegels trat m den Gesichtskreis der rheinischen liberalen, auch jetzt 
vorwiegend aus Handel und Industrie hervorgehenden PoUtiker ein. 
Uns gescliah aber zu einer Zeit, wo zwar beim deutschen Bürgertum 
dn. pmlosoplÜ8ch-hterari.sche Atmosphäre des deutschen Klassizismus 
mi aUgememen noch vorwaltete, wo sie aber im Regier ungskreise. in 
Berlin wie m München, schon durch eine mit den Waffen der Romantik 
au.sg.r.,.trtM r;...r,heuegung bekämpft wurde, die sich auf die An- 
hänger positiven Kirchcnglaubens stützte und deren stärksten Rück- 
nait fler neue, pietistischer Orthodoxie eif.el,ene König von Preußen 
bildet^. .christlich-germanischen Staates'. 

mit Si-'f H '^^'^ i'-^ößten Wert darauf, den Frieden 

Slaifr^L^ iSr^^"^ wiederherzustellen. Seit 1837 hatte die 

.^^Tt ^J^r^"" Kirchonstreites nicht gewagt, den rheini- 

de I-JtlT ^'"^»^^"f'^"- ^ neue König lenkte ein^ Er gewShri« 
üna ; 7' ""^ Bischöfen in weitem Umfinge die 

7 "' '^"^^^ ^-'^ Katholis^c Ab- 

sIS^^^pr XT't.'^^^ '^"i?^'»^^'"^ verstärkte -r <len schon be- 

nnnrr KK.K 1 7 ^J®^«; ^'«jhen auf die Schule. Die konfessioneUe Iren- 
eTL hö rroi ^^.^^ beschrankt, sondern es wunieaudi 

•^e^ nur n? , ? "t^'I'^' katholische, an den 

Idi^ dir^^Ä*''. anzustellen. Es ^var nicht mehr die 

imsSSTdt A.^*^^*'" P T"'^^"^ ausgleichenden Christentums 
•m öume der Aufklärung und des Klasslasmus maßgebend, sondM 
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lUe Orthüdoxiet'ii wurden von der Regierung gestärkt, um gemcitisaui 
mit ihnen das Anwachsen des geistigen und politischen Liberalismus 
zu bekämpfen. Bei dieser Übereinstimmung des allgemeinen Zieles 
gab di r nvuc Kölner Erzbischof J. Geissei (1842 — 1864) in der dureh 
den Kirclu iistroit auf« äußerste zugespitzten Frage der gemischten 
Ehen einer konzilieuiten Praxis nach der Art des Erzbischofs Spiegel 
wieder den Vorsug vor der schroffen seines unmittelbaren Vorgängers. 

Auch in der Verfassungafrsi^e ging die enteehektonde Anre^uig 
v<»m König aus, aber sie unterlag von vornherein Afißverständnissen. 
Friedrieh Wilhelms IV. monarchisehes Selbstgefühl und seine 
mystische Auffassung vom Fürstenbenif gestatteten ihm wohl, in 
den Ständen ein Gegengewicht geg< n die Bureaukratie zu schätzen 
und ihnen in den Provinzen natürliches Recht das zuzugestehen, 
was ihiu ri durch die Gesetzgebung von 1823 übertragen worden war. 
Aber » r fußte zu sehr im Absolutisnnis nnd sojtiem nionarehischen 
Prinzip, als daß er in Ständen eiue moderne Volksvertretung mit 
eignen Rechten im Gesamt&taate Ijatte anerkemicn, mit ihnen eine 
* Verfassung hätte vereinbaren und die Gewaltenteilung hätte zulassen 
können. Gewarnt durch die kirchen})olitischen Wirren von 18.'>7 und 
dureh die Kriegsgefahr \oi) 1840 glaubte erzwar, daß die .Ausbildung 
• iucr wahriiaiten preußischen Xationalitüt und die Vr-rbreituiiL^ eines 
echt preußischen Patriotismus' notwendig sei, demnach der volksmaßige 
Zusammenhang der Provinzen untereinander verstärkt werden müsse. 
Er wollte auch, da die Entwicklung des modernen Verkehrs den Staat 
wider Erwarten doch zur Aufnalime von .\nhiheu nötigte, wenn ein 
planmäßiges Ks-enbahiuietz entstehen sollte, die Stände insgesamt im 
Sinne der Verordnung von 1820 (S. 279) herauzi< lieii, aber nur jedesmal 
im Bedarfsfalle, nidlit zu JährKchw Verhandlung und Rechnungs- 
legung. Seine ersten scbwnngvdlen Redmt wurden irrtümlich so ge- 
deutet, d»ß er eine neuzeitliche Konstitution wünsche. Als der Irrtum 
erkannt war, beruhigte es doch, daß er im Frühjahr 1841 den l)is}i<'r 
hinter verschlossenen Türen tagenden i^rovinziallaudtagen riru- bf- 
schränkte Öffentlichkeit zugestand und am 24. Dezember 1841 die 
T.*reßzensur erheblich milderte. Am Rheine i»urde die Preßfreibeit als 
BürgRchaft politischer Freiheit uml als Hebel politischen Fortsehritts 
besonders geschätzt. Die Kheitusclu' Zeitung, die in Köln am I. Januar 
1842 ins Lebofi trat, erörterte sofort mit einer in Preußen unerhörten 
Freimütigkeit alle Fragen der irmern Politik, forderte die Konstitutioa 
für Preufien und die preußische Hegemonie in Deutschland, und sie 
gesellte zum politischen den geistigen Liberalismus im Sinne der 
Deutschen Jahrbücher und des Hegeischen staAtsphilosophischen 
Systems. Sie hob sich merklich von den älteren in Köln, Aachen, 
Koblenz, Trier. Düsseldorf und Elberfeld erscheinenden Zeitungen ab, 
die unter dem Druck der Zensur seit 1819 dn farbloses Wesen ange^ 
nommen hatten und dieses erst jetet allm&hlich -ablegten. 

Auf den drei rheinischen Landtagen von 1841, 1843 ur d 1345 
kam — neben der Erörterung der rheinischen Konununalordnung, 
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dein Ringen nni Proßfreiheit und dem Kampfe für das Rlieiiiischo 
Rocht, das .Palladium', das gegen Eingriffe der Regierung verteidigt 
wurde, — and» di<' V( i"fassun;jsfravj<' in Fluß. Der König reranlaßto 
1841 die Latidlagc aller riuvin^en, Ausschüsäe zu uälileu, deren ge- 
U^ntliohe Zusanunenberof ung nach Berlin als .Vereiiugte Ausschüsse* 
er in Aussicht stellte. Eine solche Tagung fand im Oktober 1842 wirk* 
lieh statt. Wenn die rheinischen Liberalen hofften, der König werde 
auf diesem WcjTc eine OcsamtstaatÄvorfassuug anbahnen, so fürchteten 
das die katholischen Parteigänger. Die von Max v. Loe gefüiirte Gruppe 
wollte die Vereinigten Ausschüsse mögliclist einflußlos erhalten wissen, 
damit die Einzellandtage der Provinzen nicht beschränkt würden und 
»die ständischen Freiheit<^n keine Gefahr liefen'. Da für ihre Stellung* 
nähme in den aktuellen politischen Fragen die kirchlichen Interessen 
maßgebend waren, so war sie partikularistisch. In der vorwiegend 
katholischen Provinz glaubte sie ihre kirclüichen Interessen besser wahren 
SU kdnnen als im ]»6ufli8ohen Oesamtstaat mit mioet protestantisohen 
Majorität. Die Adeligen aber sahen isbenso wie ihre ostelbisohen 
Standesgenossen (S. 277) in einer denAufbau der Gesamtstaatsverfassung 
entbehrenden Provinzialverfassung einen Schutz ihrer aristokratischen 
Traditionen. Man befand sich dabei in Ühercinstimttiung mit dem Ei/.- 
bischof Geissei; auch dieser war gegen eine Konstitution, weil er die 
Majorisierung der Katholiken voraussah. Die in Bfainz seit 1821 er- 
scheinende Zeitschrift »Der Katholik', das Organ des «Uainzer Kreiises', 
(l< Hl Geissei seine theologische Bildung verdankte, nahm auch publizi- 
stisch diesen Standpunkt ein. Die Liberalen aber traten unter der Füh- 
rung von A. von der Heydt (geb. 1801) und H. v. Beckerath (geb. 18t)l) 
nachdrücklich dafür ein, daß die Kompetenz der Vereinigten Ausschüsse 
verstärkt und ihnen insbesondere die Periodizität verliehen weide. Von 
dem weitgehenden Programm, das Hanscmami 1830 entwickelt hatte, 
salien sie zwar ab, aber die staatliche Einheit Preußens über den 
provinzialständisclieii Partikularismus hinaus durch eine irgendwie 
geartete und gaiantierte Konstitution war ihr Ziel. Weun in der aufsehen- 
erregenden I^ndtagsverhaadlung aber den Entwurf eines preußischen 
Stralg6se(»bttches (1843) auch sie für das Rheinische Recht eintraten, 
so geschah das nicht aus Partikularismus, sondern weil sie dieses Recht 
für besser hielten und nicht mir seine Erhaltung für die eigene Provinx, 
sonderi\ seine Übertragung auf die übrigen Provinzen wünschten. Sie 
wollten die VereinbeitUchung des Staates an Stelle des Aggregates 
der acht Provinzen, und sie fühlten sich als Erneuerer der preußischen 
Reformpolitik von 1807 — 1813, indem sie ein selbstbewußtes boxger- 
liches Lel)en des (Jesamtstaates erstrebten. 

Die Kraft des rlieinisehcn Frühliberalismu-^ \vu('hs damals schnell 
an. Durch den ZoUvcreni von 1834 war die wirlvschaftliche Wrbindung 
der Rheinlande mit Süddeutschlaad eng gi worden. Unter den Auspizien 
des großen Volkswirts und Agitators F. List wurde dort nicht nur die 
Entwicklung einer nationalen Industrie eifrig erörtert, sondern auch 
die Gegensätze von Freihandel und Schutzzoll bewegten die öffentliche 
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Moiiiuiip, da List im Schutzzoll das zcitgt niäüe .Mil(< l zur nationalen 
Kraftbildung erblickt^'. Die uationalc Wirtschaftseinheit, aufgebaut 
auf einer genügend geschützten einheimischen Industrie, sollte die aus 
der geistige Sphäre stammenden Elemente de.*^ nationalen Gefühls 
ergänzen und ein zuverlässiges nationales Bo^\ ußtsciii cry.eugen. Die 
Erfolge des Zollvon'ins, d<T 30 Millionen Deutsche \\ irtstihaftlich zu- 
sammenfaßte, bewiesen, daß die Sulidarität uirtschaftUcher Interejssen 
schneller im Sinne der Einheit wirkte» als es die Politik des Deutschen 
Bundes bisher vermocht hatte. In den süddeutschen Parlamenten 
nahmen die Volksvertretungen voti Baden, Hessen, Württemberg und 
Bayern an den Verhandlungen über diese fundamentalen Fragen voll- 
berechtigten Antvil. In Preußen war das Finauzministeriuni, im Ein- 
klang mit den Interessen der damals noch getreideexporticTenden itot* 
liehen Provinzen, &eihändlerlsch, aber das 1844 vom König ins Leben 
gerufene und F. Roenii' übertragene Handelsamt stand den Schutz- 
zollbestrebungen nahe. Die Begierung war also nicht einmütig. Zwie- 
spalt der Interessen herrschte aber auch im Rheinland mit seinem auf- 
blühenden Wirtschaftsleben. Die Handelsstadt Köln, die sich jetzt zum 
politischen Mittelpunkt der Provinz entwickelte, neigte zum FV^handel, 
die Industriegebiete aber und el)enso die unter der Konkurrenz der 
hessischen und Pfälzer Weine leidend<'n Winzerkreise verlangten nach 
v^erstärkten Schutzzöllen. Für die Vertreter von Handt^l und Industrie 
war es geradezu bcschämentl, daß ihnen in Preußen, dem füiircndiii 
Großstaat des Zollvereins, jeder parlamentarische EinfluB auf die 
wirtschaftliche Gesetzgebung versagt blieb, während in den\ parla- 
mentarischen Kleinleben der Südstaaten die Bureaukratie regelmäßig 
auf Verständigung mit den Volksvertn tungen ang<'\\ icscn w ar. Abso- 
lutismus und Bureaukratie übten in dieser Lebensfrage den empfind- 
lichsten Druck auf die beteiligten Kreise, die davon durchdrungen 
waren, daß die Umwandlung des alten preußischen Agrikulturstaates 
in ein von deti Problemen der modernen Industrie erfülltes Staatswesen 
nur unter ihrer nachdrücklichen Mitwirkung gelingen kfmnl«' Über den 
Uegensatz vori Schutzzoll und Freihandel hinweg vereinigte sich daher 
das wachsende bürgerliche Selbstbewußtsein der rheinischaot Vertreter 
von Handel und Industrie in dem Verlangen nach der Verfassung. 
Sie waren peinlich überrascht, als der Landtagsabschied vom 
30. De/enib« r 1843 bewies, daß nach der Meinung des Königs dift 
Provinzial.stande auch in Zukunft den Schwerpunkt des öffentlichen 
Lebens in Preußen bilden sollten, daß der König es also sein off ab- 
lehnte, die Kompetenzen der Vereinigten Ausschüsse in konstitutio- 
nellem Sinne weiterzuentwickeln und ihnen durch die Periodizität 
die ^Jarantie zu verleilien, ohne die ein aufrichtiges Verfasstmgsw r-eeri 
uinnöglich ist. Die brüske Abweisung aller rheinischen Anträge entzog 
ihm die alten Sympathiecn, die im Sommer 1842 gelegentlich der 
glänzenden Köbier Domfei« durch sein, begeistwte? Eintreten für 
den Ausbau des nationalen Denkmals noch eine Steigerung erfahren, 
kurz darauf allerdings durch sein Verbot der Rheinischen Zeitung zum 
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31. März 1843 und seine Rückkehr zu verschärfter PreOzensur sohon 
eine Einbuße erlitten hatten. Auf dem Landtage von 1845 stellte 

nun die liberale Gruppe unt<^r Führung vf»n Caiiiphansoti und Haiusf- 
rnann am 12. F<'brnar entschlopseti den Antrag auf Einlösung des 
königlichen Vcrfassungsversprechens vom 22. Mai 1815, obgleich 
Friedrich Wilhelm IV. es wiederholt als unverbindlich für .Mich erklärt 
hatte. 

Über diesem Antrag aber spaltete sich die Einheit der katholischen 
Gruppe. Nur einige Vertreter der Städte verharrten mit den Adligen bei 
dem vom Erzbischof Geiesel ge.stützten Antikonstitutionalisnui-^ der 
.Autonomen'. In den .seit 1838 in München erscheinenden .Histori.sch- 
puhtischen Blättern', die unter der Leitung des persönlich nach 1815 
ebenso wie vorher zwischen dem Verlangen nach besonderer rheinischer 
und nach allgemeiner Staats verfa>>un«; schwankenden J. Görrea standen, 
hatte der Konvertit K. E. Jarcke wiederholt die Ansii lit vertreten, 
auch vom kutholif^cheu Standpunkte sei die .\ufrerhterlialtung der 
mittelalterlichen Formen des öffentlichen Lel)eu.s im Siiuie Schlegels 
(S.264) nicht erforderlich, vielmehr eine die Unabhängigkeit der Kirche 
garantierende allgemdne Konstitution moderner Art wünschenswert. 
Nur dürfe sie nicht in franzfisiscll-belgischer Weise den Wahlkörper 
rein nach Kopf/ah! und SteuerzensuJ? bilden und alle Zu is( henglieder 
zwischen (lern Kinzelbürger und dem Staat*' austiK Tzeii; sie mü.-^se 
.vielmehr die suzialeu Gliederungen und da.s korporativ<' Volksleben 
zugrunde legen. Das berührte steh nahe mit der Auffassung, die auf 
protestantisch-orthodoxer Seite der spatere Führer der preußischen 
Konservativen, F. J. Stald, in seinen Schriften von 1837 1845 gcltei^ 
machte. Dem katholischen Bürgertum am Rheine blieli nicfit ver- 
borgen, daß seine politische Führung dnri )i die , Autonomen' nach 
Gesichtspunkten erfolgte, die dem bürgiilahen Gleichheitsprinzip 
zuwiderli^en. Ein französischer Freund der beiden jungen Koblenzer 
Juristerl A. und P. Reicliensporger, der leidenschaftliche Vicomte 
G. de Failly, sammelte in den Jahren IS.'Jf) und 1840 am Rheiii Material 
zu einem anonymen Pamphlet ,l)e la Prusse et de .sa domination", 
das er im Jahre 1842 herausgab, um im Zusammenliang mit dem 
.Kölner Ereignis* von 1837 das Unrecht zu brandmarken, da.s Preußen, 
und insbesondere Friedlich Wilhelm III., der katholischen Kirche 
zufüge, und daraus zu folgern, mir eine rein demokratische, auf der 
Idee der Volkssouveränetfit aufgebaute preußi-sche Konstitution .sei im- 
stande, die kirchlichen Tntere.s.sen in diesem Staate zu sichern. Unter 
die-ser doppelten Einwirkung bildeten sich im katholischen Bürgertum 
am Rheine konstitutionelle Wünsche, die P. Reiohensperger im Jahre 
1847 zusammenhangend veröffentlichte, die aber schon vorher auf dem 
Landtag von 1845 ihre Wirkung äußerten. Da seit 1840 der neue 
König Friedrich Wilhelm T\'. iM wiesen hatte, daß die preußische Krone 
den katholischen Ir>teres.sen ki-ineswcgs hinderlich war, sondern Sie 
förderte, eu lehnt« man sich nicht an Failly und seinen HaB 
gegen das preuOisehe protestantische Königtum, sondern an »Jarcke an 
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und strebte nach oiiicr .korporaiiv-n'präspntativeii Staats{<irni'. Die 
preuliiäche Verfassung sollte auf dem Wege der Vereinbarung mit 
der Krone entstehen, die man als Einrichtung von Gottes Gnaden 
anerkaimte. Sie sollte sich auf Gemeinden, Kreisen, Provinxen und 
Korporationen aufbauen, denen weitgehende Autonomie zugedacht 
war. Di'' Zcntrjilisnt inn d»^s Ocsamtstaates sollte mir für Arme«'-. Zoll-, 
Finanz.- und Handelsgesetzgebung, also nicht für die geistigen Kultur- 
frugen, in Betracht kommen. Der katholischen Kirche, der wichtigsten 
Korporation, sollte volle Freiheit werden ; ihre Autonomie sollte .staats- 
rechtlich, bunde^reclitlich und völkerrechtlich* gesichert sein. Trotst 
der 7wisohen d'-ni katliolischen und dem lihrralcn l^rofrramm Ix'stehen- 
<len grundsätzliehen Vt rschiedenheiten gelang en Hansemann, die Mehr- 
zahl der bürgerlichen kathoUschen Abgeordneten auf dem Landtag 1845 
für den Ctunphausensehen Antrag auf Gewährung einer Verfassung zu 
gewinnen. Während Max v. Loe ,tiichts von allgemeiner Volksver- 
tretung, nir-hts von Keiehsständen wissen wollte*, spraeli sich die 
überwältigende, aus TJberaN'n uiul Katholiken zusammengesetzte 
Majori tüt (72 : 6) für die Verfassung aus, und 55 Abgeordnete stimmten 
fär entsprechende Schritte in Berlin; die Verfassung, die man er- 
strebte, sollte .geeignet sein, die VITfinsohe aller Klassen der Bevölke« 
rung in richtigem Verhältnis zu vertreten*. 

Diese U'endung gab mir andfn'n U'orten die bürgerlich-liberale Auf- 
fassung wieder, die Hansemann sciion 1830 entwickelt hatte. Die 
Verfassung sollte ,die eigentliche Kraft der Nation' zur Geltung 
bringen; der bürgerliche Dritte Stand sollte, darin stimmten liberale 
und katholische Konstitutionelle uberein, nicht nur im Ve rhältnis zum 
Adel, sondern auch zu den Mas-Hcn überw!e<_r«>f\. Seit IH30 war da.« 
moderne Proletariat am Rhein seiir angewachseu. Die umwälzende 
Wirkung des Maschinenzeitaltors machte sich zwar noch nicht so stark 
geltend wie in Frankreich und England, aber wie das Fabrike^tem 
selbst, 80 nahm der dadurch geschaffene Vierte Stand an Zahl jährhch zu. 
und die steigende Not der um das nackte Leben kämpfenden Schicht 
lag zutage. Die Übeln Fo]gen der kapitahstischen Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen und der Pauperismus der Arbeiter- 
schaft wurden schon 1842 in der Rheinischen Zeitung kritisch erörtert. 
Ihr ständiger Mitarbeit^'r M. Hess (geb. 1811 in I'>oiin;. der , Rabbi 
der Kommunisten', wies dort auch schon auf die in Frankreich ent- 
stehenden komnmrüstischen Systeme hin. Ihr letzter Redakteur, Karl 
Marx (geb. 1816 in Trier), war inmitten des Notstandes im Winzer- 
gebiet an der Mosel aufgewachsen, ihr Korrespondent Friedr. Ekigeis 
(geb. 1820 in Barmen) kannte das Ellend der Pabrikbevölkerung im 
Wuppertal. Ein 1844 in Berlin ins Leben tretender ,ZentraIverein 
zum Wohl der arbeitenden Klassen*, der auch am Rhein, insbesondere 
in Köln, Zweigvereine bildete, offenbarte!, daß wenigstens einem Teile 
des Bürgertums die Existenz und das erschreckende Anwachsen des 
Ptoletariats als ein schwwer organischer Fehler der modernen Gesell- 
Schaft des MaschinenzeitalterB erschien, gegen dm nur gemeinsame 
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Bemühungen aller Schichten und stete Kücksichtnahiue auf die seelischen 
Bedürfoisse der Arbeiterschaft wirksame Heibnittel zu schaffen vim>- 
mochten. Da aber die Regierung, gestdtst auf die Karbbader Be- 
schlüsse, nicht einmal das zur öffentlichen Diskussion der sozialen 

Frn»o unentbehrliche Versammliinfisreelit }jje\\ <ährte, so glaubte man 
SIC t r.st daiui ernstlich aufgreifen zu können, wenn die Verfassung und 
daä freie Vor?!animlungsrecht erkämpft, dem Bürgertum also selb- 
st&ndiger Einfluß auf die Ordnung der Gesellschaft im Staate gesichert 
wäre. Wie in Süddeutschland die Augsburger Allgemeine Zeitung, so 
vertrat auch am Rheine die Presse den Standpunkt, daß die sct/ialo 
Frage eine der wichtigsten, vielleicht die wichtigste, des Zeitalters sei, 
daß aber zunächst die wirtschafthche Kraft und die politisclie Geltung 
des Bürgertums entwickelt werden müßten, ehe man ihrer Lösung ernst« 
lieh n&hertreten könne. Die soziale Frage blieb seit 1S46 liegen, und 
aus den gedrückten Handwerkern und Arbeitern wurden radikal- 
demokratische, von bitterem T 'ninut g*'gen flip herrschendon Zustände 
erfüllte r.rupjx'n. üeti vorhandenen 8taat, der ihnen keinerlei politische 
Rechte zugestand und der sie wirtfichaf tUch vernachlässigte, betracliteteJi 
sie aJs ülMrlebt, das bürgerliche Streben nach dem Verfssanngsstaat 
aber als Ausfluß .des Klassenegoismus. So wurden sie für die inter- 
nationalen und kommunistischen Gedanken empfänglich, die in den 
nächsten Jahren von iSfarx und Eng<'ls cntwn kflt wurden. Auf dem 
nur aus (Trundbesitzern bt'stfhenden rln-inischpu Landtag kam der 
Gegensatz nicht voll zum Ausdruck, aber in den Massen verbreitete 
sich die dumpfe Uberzeugung, daß nur eine radikale Änderung aller 
öffentlichen Vrahältiüsse ihnen Vorteile bringen könne. 

Die nahezu einmütige Halt\n\g des I^andtags von 1845 übte auf 
den Körug keinen Einfluß. Trotzdem in diesem Jahre auch die I^and- 
tage anderer Provinzen den Wunsch nach der Verfassung geäußert 
hatten, lehnten seine Landtagsabschiede im Dezember 1845 alle An- 
träge uüt krankendej Schroffheit ab. Die Wahlen zu dem 1847 bevor^ 
stehenden Landtag fanden daher am Rheine ganz unter dem kon- 
stitutionellen Zeiclien statt, und viele Kathf)liken gaberi liberalen Ab- 
geordneten die Stimme, um die Einmütigkeit in der Verfassungsfrage 
zu dokumentieren. Von den 78 rheiiüschen Abgeordneten waren jetzt 60 
liboal. Statt der veinohiedenen ProvinBsUandtage berief aber ,öber- 
raschenderweise im Februar 1847 der König alle zusammen als »Ver- 
einigten Landtag' nach Berlin. Daß er bei ^mz außergewöhnlichem 
Anlaß einmal eine solche große Verstamralung statt dor .Vereinigten 
.Ausschüsse' in Üerlin um s'ch sehen, aber auch ihr keinesfalls das Recht 
zugestehen wollte, sich als aUgemouie Volksvertretung im konsti- 
tutionellen Sinne zu föhlen, war ein schon älterer Gedanke des Königs. 
In der Oesetzgebung sollte auch der Vereinigte Landtag nur beratende 
Stimme und unter keinen Umständen das Recht periodischer Wiedc rk< hr 
erlialten. Für Staatsanleihen mid m-ue direkte Steuern wollte er liim 
dagegen, anschließend an die Verordnung von 1820 (S. 279), Bew iUigungs- 
recht gewähren. Von der Versammlung, die sein Patent vom 3. Februar 
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1847 nun einberief, er« artet c der Köiuf^ vor allem die (iarantie einer 
Anleihe für die dringend notvxendige Eisenbahn von Berlin nach Konigs- 
be^. Auf dem vom 11. April bis 26. Juni versamroeltMi Landtage 
vertraten die liberalen Abgeordneten der Rheinprovinz Beckerath, 
CaniphauKeti, Hunseniann, von der Heydt und (<. Mevissen (geb. 1815) 
ihre Heimat glänzend. Dire Reden in der Adreßdebatte und über die 
Periodizität des Landtags gaben ein in staatsmäniüschem Geiste ent* 
wQcfenes Bild der best^eiä^ GegsatSJbi» und entwiekelten ein Pro- 
gramm der för die innere Kräftigung dea Gesaintetaatee erforderlichen 
konfstitutionellen Reformen. Die Reden von Beckeratli, Camphausen 
und McviüsoTi in den Verhandlungen über Preßfreilieit, fJeistes- und 
Bildungsfreiheit und Judencmanzipatiou bewiesen zudem, wie stark 
der Idealismus des klassischen Zeitalters deutscher Geistesbildung den 
rheinischen FrühliberaÜBmuB befruchtet hatte, mochten auch seine 
politischen Bestrebungen ursprünglich aus \nrt8chaftlichen Envägungen 
und Wünschen entstanden sein. Seine Führer zeigten sicli davnn durch- 
drungen, daß die Kraft des Besitzes die stärksttt Stütze des .Slaiites 
nur daiui darstellt, weim »m mit dem Streben nach geistiger Freiheit 
gepaart ist. Sie wußten wohl, daß wirtschaftlicher Fortschritt und 
materieller Besitz allein die Neigung des Bürgertums zur positiven Mit- 
arbeit am Staate» nicht dauernd verbürgen. Rdnilter an Schulter mit den 
Liberalen aus Ostpreußen, Schlesien und Sachsen und mit bemerken.s- 
wertem poUtischem Takt rangen die Rhehiländer um die Periodizität 
des Landtages und um die Weiterbildung der preußischen Monarchie 
zum konstituttondlen, dnrch die freiwillige Mitarbeit der Bürger ge- 
kräftigten Staate mit garantierter Verfassung und verantwortlichen 
.Ministern. Nicht tiur ganz "Deutschland, sondern aucji das Ausland 
vorfolgte dieses Ringen mit gespannter Aufmerksamkeit. Der König 
blieb aber dabei, daß die preußische Krone ,deni Gesete Gottes und 
des Landes gemäß* mit eigner freier Bestimmung herrschen müsse; 
nach dem Willen von ^lajoritÄtcn könne und dürfe sie nicht regieren, 
wenn .Pn-ußen* nicht bald ein leerer Klang in Eumpa werden solle. 
Nun und nimmer wollte er zugeben, daß sieh eine Verfassungsurkunde, 
die doch sedn Vater fest versprochen hatte, ,ein beschriebenes Blatt 
swisohen onsem Herrgott im Himmel und dieses Land gleichsam als 
eine zweite Vorsehung eindränge, um uns mit seinen Paragraphen 
zu regieren und durch sie die alt«- heilige Treue zu ersetzen'. Der 
Landtag versagte flarauf dem Könige die .\nleihe. Die auf liberaler 
Seite seit 1845 entstandene Hoffnung, daß es dorn Rheinland geUngen 
werde, den Übergang Preußens snm Verfassungsstaat herbeizufüliren 
und so seinen Dank dafür absustatt»!, daß es selbst seit 1815 durch 
Preußen dem deutschen Wesen wiedergewonnen worden war, seheiterte 
an der Hartnäckigkeit des Königs, der tmn einmal von allem modernen 
KonstitutionaUsmus nichts wissen wollte. Auch die Spannung, womit 
die OtfMitlichkeit und die Presse in Säddeutschlaiid den Verhand- 
lungen des Vereinigten Landtags folgte und aller Welt offenbarte, wie 
eng Gesamtdeutsohland seine politiscben Lebenmnteressm mit der 
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endlichen Erfüllung der preußischen Verfassungshoffnungen verbunden 
fühlte, änderte daran nichts. So trieb man in Preußen und in Deutsch- 
land enttäuscht und mißvergnügt der Katastrophe des Jahres 1848 
entgegen. 

Drittes Kapitel (1Ö4Ä-1Ö71). 

Die Märzrevolution 1848. — Liberale, demokratische, katholische Partei- 
bildung am Rhein. — Das Mini.sterium Camphausen -Hansemann. — 
Nationale Bewegung, das Deutsche Parlament in Frankfurt, die Reichs- 
verfassung vom 28. März 1849. — Ringon um die preußische Konstitution. - 
Preußische Verfassung vom 31. Januar 1850. — Scheitern der deutschen 
Einheitsbewegung im November ISSO. — Ergebnisse der Revolution für die 
verschiedenen rheinischen Parteien. — Die Reaktion 1850—1858, Katho 
lische Fraktion 1852. — KrinUcricg 1853-1855, ItaHenischer Krieg 1859, 
Wiedererwachen der nationalen Bewegung. — ,Neue Ära' in Preußen 
1858-1862. - Verfassungskonflikt 1862-1866, Ministerium Bismarck, die 
Kriege von 1864 und 1866. - Der Norddeutsche Bund 1867-1870; fran- 
zösischcRheinpolitik. — Deutsch-Französischer Krieg 1870 — 7 1 ; Auf richtung 

des Deutschen Reiches 1871. 

Die pohtische Bewegung in Deutschland während des Stunnjahres 
1848 nahm ihren Ausgang von der Februarrevolution in Paris. Ursprüng- 
lich rein bürgerlichen und politischen Ciiarakters, offenbarte dort der 
Angriff der parlamentarischen Opposition auf die korrumpierte Regie- 
rung Louis Philippes sofort, wie sehr die sozialistische Propaganda in 
der Arbeiterkla-sse das Bewußtsein erzeugt hatte, daß sie eine Macht 
sei. So wuchs die Bewegung binnen weniger Tage über ihr anfängliche? 
Ziel hinaus. Der Vierte Stand brachte sich politisch zur Geltung, der 
Sozialist Louis Blanc trat in das Ministerium ein, die Republik wtirde 
ausgerufen, und sie proklamierte das allgemeine gleiche Wahlrecht wie 
das Recht auf Arbeit. Eine Zeitlang blieb die Frage der Arbeiter 
und der Arbeitslosen im Vordergrunde, und sozialistische Reformpläne 
beunruhigten das besitzende Bürgertum. Diese unvorhergeseliene Ent- 
wicklung übte ihren verwirrenden Einfluß aiich auf Deutschland. 
Nicht nur die seit 1840 ent.standene politische Spannung, sondern 
auch gesellschaftliche Fragen von tiefgreifender Bedeutung verlangten 
plötzlich nach einer Lösung. In seiner Besorgnis, die französische 
Republik werde wieder über die Grenzen des Landes hinausdrängen 
und die alten Gelüste nach der Rheingrenze wieder entzünden, wollte 
das deutsche Volk jetzt unbedingt, um stark zu sein, die nationale 
Linheit und die bürgerliche Freiheit erlangen, die ihm von seinen 
hurst^^n, msbesondere in den Großstaaten Österreich und Preußen, 
vorenthalten wurd<'n. Die früheren großen Revolutionen in England und 
m 1« rankreich hatten sich in schon lange bestehenden Nationalstaaten 
nur cme Veränderung der Macht Verteilung zugunsten der Völker zum 
^le gesetzt. T>iv^ deutsche Volk aber gedachte sich jetzt gleichzeitig den 
Aationalstaat zu .schaffen und mit einer liberalen Verfassung aoß- 
zu.'^tatt^n. also die Gewalt der Fürsten zu beschränken. Mit dieser 



Auabruch der Mänsrevolution 1848. 



299 



l)' ippclaufgabi' verhaiid sicli aber iit übiTst iirzt<'n> Zritina'ie uocli da» 
Verlangen der Massen nach demokratischer G'leicliheit. 

In den Rheinlanden klang der demokratische und sozialistische 
Uuterton von Anfang an stark mit. K. Marx und F. Engels, die eben 
jetzt, im Februar 1848, in T.ondoii das .Knnimunistisflif Maiüfost' 
veröffentlichten und durin al> allein zulässige 8tajitsft)rni di«' Hcpublik, 
tlazu den Umsturz der bestehenden Gesellschaftsordnung und die 
internationale Klassen« )rgani8ation des Proletariats forderten, waren vom 
Auslande her mit ihr« r rheinischen Heimat in Vorbindung geblieben; 
sie sptzten gnAii- Hoffnungen auf den dort schni'll anwachsenden 
Fabrikarbeiterstand, der .sich durch mehrjährige sehlechte Wirtscliaft.s- 
lagti und wiederholte Mißernten in gesteigerter Not befand. Unter 
der Führung des Dr. A. Gottschalk, eines Mitgliedes des 1817 von Marx 
in Brüssel und London gegründeten »Bundes der Kommunisten', kam 
es schon am 3. März in Köln zu einem sozialisti.schen Vorstoß, wobei 
die Arbeiterführer dem Oemeinderat \\ eitgehemle .F< irderimgen des: 
Volkes' unterbreiteten; Gesetzgebung und Verwaltung durch daa Volk, 
allgemeines gleiches Wahlrecht, Preßfreiheit, Aufhebung des atmenden 
Heeres und Einführung allgemeiner Volksbewaffnung, freies Voreins- 
recht, Schttts der Arbeit und Sicherstelhuiij; d» r Lebensbedürfnisse 
für alle, sowie vollständige Erziehung uller Kinder auf öffentliche 
Kosten. Aber die Arbeiterschaft war in Köln wie im ixlieiniand über- 
haupt zahlenmäßig noch zu schwach, um politische Macht erobern 
zu kdnnMi. Brachen auch die staatlichen Behörden haltlos vor der 
Revolution zusammen, so hielten doch die Gemeindeverwaltungen stand, 
und das Bürgertum der Städte sicherte die Ordiumg durch Rürw>r\\ ehren. 
Die MassiMi gedachten daher zunäclist noch mit d«-n Bürgt-m /u.saiiimen 
dass alte Hegime zu .stürzen. Im April 1848 wurde in Köhl sogar noch ein- 
mal versucht, durch einen gemeinsamen ,Klub für Arbeiter und Arbeit« 
geber* der sozialen und politischen Schwierif,'keitcfi Herr zu werden. 
So bewahrte dH.*^ liherale Bürgertimi /.unäclist die Führung. In zahl- 
losen erregten Volksversammlungen, die vom 27. Februar ab dem 
öffentlichen Leben der Provinz ein ganz neuartiges Aassehen verliehen, 
maßen sich die Kri&fte. Von dem Apfbau der Staatsverfassung auf 
die Provtnsialverfa«sung und von berufsstandischen oder korporativen 
Gliederungen für VV'ahlzwecke wurde durcliweg abgesehen. Die in 
Westouropa durchgeführt*' Form dvft Konstitut ionalisnnis und das 
Kopfzahlsystem bei den Wahlen wurden einfach übernommen. Man 
forderte alterwärts eine preußische Verfassung und ein deu tsclies 
Parlament, PireOfrmheit und Versammlungsfreiheit, Verminderung des 
stehenden Heeres, Volksbe'.vaffnung tnit freier Wahl der Offiziere und 
Vereidigung der .\rmee auf die Verfassung, um ihre Verwendung in 
iiuieren Kämpfen zu verhindern. Der LÜMTalismus mußte zwar 
schweren Herzens unter dem Drucke der demokratischen Massen, 
die zum Teil den Zusammenhang der Provims mit Preußen lockern 
wollten und einen Sonderbund mit Süddeutachland wün.schten. das 
allgemeine gleiche Wahlrecht in der abgeschwächton indirekten Form 
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zugcMteher. Er blieb aber in seiner bisherigen fährenden Stellung» 
und sein Streben war nun, einerseits den deutschen Nationalstaat 
zu verwirklichen, anderseits den vor einem Menschenaltei \ crlu iBf^nen 
Zusnmmenscliluß der gefährd».*t*!n Orenzprovinz mit Preiißeü durch 
pine Repiiisentation des Volkes und eine srliriftliehe Verfassuugsur- 
kuiide endlich durchzuführen und in Preußen die parlamentariiich- 
konstitutionelle Monarchie zu verwirklichen, also gerade die Staats- 
form, die in Frankreich soeben jrestürzt worden war. 

Schon vom 14. März an sah pich der König gez\vungen, dem bisher 
verabsclienten (;<Ml;»nken eiiKT Koii^;titiition mit modonuT Volksver- 
tretung in dem besehiänkten Umfang cler süddeutsclien Verfas-sungt'n 
naclizugeben. Seit dem Sturze Metternichs in Wien an diesem Tage 
gab Osterreich die Führung im Deutschen Bunde auf, und der Bundes- 
tag selbst stellte bald seine Funktionen ein. Friedrich Wilhehn IV. 
ghiubte U' it' rin Umsturz im TnrH>rn nnddem brfiirchtt-tcn fraiizö^^iseljen 
Angriff nur dadiirc!) widerstehen /.u könt\en, daß ei ]*reußeu zum Vcr- 
fassungsfetaat und damit für die Zeit der (icfahr fähig zur Führung 
eines deutschen Bundeaetaates machte, der fortan den kraftlosen deut^ 
sehen Staatenbund ersetzen sollte. Nach dem Barrikadenkampf in Berlin 
am 18. März sah er sich genötigt, den Koixstitutionalismws sogar in der 
\v(>steurop;li<ehei\ Forn\ dos pavlamontarisehen Systotns zuzugestehen, 
also auf aHes per^ötdiclie Reifinient zu verzichten. Die hberalen Rhein- 
lander, die Führer der Opposition auf dem Vereinigten Landtag, wurdeu 
SO seine natürlichen Stützpunkte. Am 28. lA&rz näm er dieses System, 
das den Ersatz der Beamtenminister durch verantwortliche Majoritäts- 
minister bedeutete, förmlich an. Am 29. März wurde L. Camphausen 
.Ministorpriisident. Hansemann Finanzmiui.ster. Sie bheben bei dem 
alten l'royrannn Hanseinanns, daß auf dem ^^'ege der Vereinbarung 
zwischen Krone und Volksvertretung die Umwandlung des Absolutismus 
in den Verfassung!»- und Rechtsstaat vorgenommen werden sollte, und 
der zweite Vereinigte Landtag traf vom 2. bis 8. April die erfmderÜeheo 
Vorkehrungen. Der preußische Verfassungsentwurf, den Camphauson 
vAiid Hnnsemann bis zum 20. Mai in Anlehninig an die belgi.sche Ver- 
fa.ssung von 1831 fertigstellten — seine formelle Retlaktion ging iui 
wesentlichen auf den rheinischen Juristen F. v. Ammon zurück — , 
hielt an dem Vereinbarungsgedanken fest, lehnte also die Volks- 
souveränetät nach belgischem Muster ab. Das konstitutionelle Prinzip 
der Gewaltenteilung regelte <t in df r ^^'e^se, daß im allgemeinen 
CHeichgewicht zwischen Kmue und l'arlanient bestand, für tli*' ent- 
scheidenden Kichtlnuen der Politik und die Finanz Verwaltung aber 
80, wie es Hansemann schon 1830 der Krone vorgeschlagen hatte 
(S. 285), der Schwerpunkt auf die Seite des Volkes veriegt wurde. Für 
den normalen Lauf der Staatsgeschäfte setzte er indessen eine starke 
Krot\e voraus und gestand dieser die ausübende Gewalt ohne Bin- 
schränkung zu. 

Die rheinisclien Liberalen, die seit 1S40 als geschlossene Grui>pe 
der .Rheinländer' das politische Einheitsbewußtsein der Provinz 
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g^^über den durch Stammesart wie dnitsh geaeUacHaftUche Oliede- 
rung und politische Überzeugung von ihr verschiedenen alten Pro- 
vinzen verkörperten und sicli seit 1845 zur Füfirung in Preulit ii berufen 
f üiilteu, hatten so im Sturme der Revolution diese Füiiruiig erlangt, 
während die Konservativen der alten Provinzen sich betäubt zoröck- 
hic lten, nachdem sie im März durch die Zugeständnisse des Königs all 
die Revohitimi ihre enge Verbindung mit der Knme verloren hatten. 
Aber schon die Volksvertretungswahlen, die Anfang Mai 1848 ntu li dem 
gleiciiea Walilrecht stattfanden, schwächten die Position des Libe- 
nUismuB. Die Demokraten bürgerlicher und sostalistiecher F&rbung 
wirkten ihm entgegen, und am Rheine selbst taten ihm außerdem 
die katholisch-konstitutionellen ebenso wie die katholisch-demo- 
kratischen Elemente starken Abbruch. Zwar wurde kein so^alistischer 
Abgeordneter gew ählt, wenn sich auch in Kokt am 13. April ein 
demokratisch-sozialistischer .Arbdtwverein' gebildet hatte, der die 
Herrschaft der arbeitenden Klassen iTstrebte, eine besondere Zeitung 
herausgab, und dem sofort über öÜÜU Mitglieder beitraten. Aber 
Mar.\ und Engels kamen mit ihren Mitarbeitern im April nach Köln, 
und ihre vom 1. Juni ab eradieinende »Nene Rheinische Zeitung' 
wurde der Mittelpunkt demokratischer Erregimg und kommunisti- 
scher Propaganda, deren Wirkung sich von Zeit zu Zeit in örtlichen 
Tumulten der rlieinischen Städte äußerte. Ende Juni schlug aber irt Paris 
der General Cavaignac in mehrtägiger StraOenschlacht einen Aufstand 
nieder, den die über den geringen Erfolg ihrer Bestrebungen enttäuschte 
französische Arbeiterschaft unternommen hatte. Dadun Ii wurdf zwar 
die Sorge des Bürgertums vor einer eingreifenden ümgestaltimg der 
Besitz Verhältnisse durch den Soziahsnuis behoben; die Niederlage 
des Vierten Standes führte aber zugleich zu einer tiefgehenden Ent- 
fremdung zwisclien Bürgertum und Proletariat, so daß nun auch in 
Deutschland die Wucht di-r Massen den politischen Bestrebungen des 
Bürgertums keinen Rücklialt meiir bot. Die Märzerr uugenschaften in 
PreuBen erwiesen sich daher schon bald als unsicher, um so mehr, 
als der König innerlich doch dem altmonarchischen Prinzip ergeben 
blieb und seine Stütze bei den Konservati vcri wii derfand, die im 
Sommer ihre Verbindung mit der KroÄe wieder ht rstellton. 

Am stärksten wußte sich der bürgerliclie Liberalismus während 
des Bevolutionsjahres in dem allgemeinen Deutschen Parlament in 
Frankfurt a. M. zu behaupten. Als im März 1848 das V( rlangen nach 
der lebendigen Kiiiheit ( iues großen nationalen Staatswesens das 
deutsclie Volk so stürmisch erfaßte, daß es zunäclist alle anderen 
politischen Wünsche in den Schatten stellte und dem Volke das Mandat 
erteilte, sich selbst, unabhängig von seinen fürstlichen Regierung, ii, 
ein nationalf^s Reieh und diesem eine freie Verfassung zu schaffen, hat 
auch das Rheinland au dieser Bewegung waruieu Anteil genommen. 
Von den rheinischen Liberalen, <iie vor 1848 die Hauptträger der 
nationalen Bestrebungen waren, hatte insbesondere Hansemann seit 
1846 den Ausbau des preußischen Zollvereins durch eine Volksvertie- 
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taug pioj»agiert. Jn Deatsohland*, so acbrieb v. Beckerath 1846, ^heüit» 

seltsam genug bei dem tiefen sittlichen Ernst unseres Volk«, daa 
materielle Interesse zum Bindemittel für die getrennten Stämme, zu 
dtMu Boden bestiiinnt zu sein, ans welchem ein stolzes Nationalgvfiihl, 
uneutbehrlich für politische Größe, erblühen soll. Der Volksgeist drängt 
in der Form materieller Bestrebmigen nach Einheit der Nation, nach 
einer selbständigen Konatituiening Beutschlaoda anderen L&ndern 
gegenüV^ev, um demnächst auf dem errungenen Boden sein schöpferische.'^ 
Wirken {^ueli nach innen zu riehton.* Auf einer Zusammenkunft mit 
den >:iiddeuts(hi'n Liberalen in Heppenheim am 10. Oktober 1^^47 
gewann Hansemann auch diese für seinen Plan, der alle Länder mit 
deutscher Bevölkerung unter der Führung Preußens zu dner zui^chst 
wirtschaltspolitiscben Einheit mit einer Volksvertretung verlunden 
sollte. Am 12. Februar 1848 rückte aber eine Motion Bassermanns m 
der Badisehen Kammer die V^olksvertretung am Frankfurter Bundes- 
tag in den Vordergrund der Wünsehe. Beide Wege wurden indessen 
nicht beschritten, als im März 1848 das deutsche Volk aus eigner 
Initiative daranging, sein staatlich zerrissenes und eu elender Schwache 
verurteiltes Volkstum zu eirügen. Seit dem Hambacher Fest von 183^ 
(S. 286) hatte neben dem bürgerlichen Liberalismus auch die demo- 
kratische Bewegung den natif>nalen (Jedanken aufgegriffen und luf 
eine deutsche Republik abgezielt. Sie .setzte es im Marz 1848, a-^ 
sich offenbarte, wie stark der volksmäßige Einhcitsdraug seit 181& 
geworden war und die Berufung eines Deutschen Parlaments die Parole 
des Tages wurde, durcli, daß dieses Parlament einheitlich und unmittel- 
bar durch ganz Deutsclilaiul auf (Jrund de.s allgemeinen gleichen, aber 
indirekten Wahlrechts naeii der l>loßen Kopfzaiil geu ählt w urde, während 
der Liberalismus damit gerechnet hatte, daß die Vertretung der Nation 
sich auf Vertretungen der Einzelstaaten aufbauen werde. Aber die 
revolutionäre Bewegung machte trotz ihrer blutigen Konflikte mit 
der Staatsgewalt dfK-h vor den im Augenblick zu allen Zugeständnissen 
bereiten Dynastieen halt, und als am 19. Mai die Verfassunggebende 
deutsche Natiorialv« isummlung, da,s Frankfurter f^arlamcnt, zusammen- 
trat, zeigte sich, daß die politische Mäßigung der hberaleu, monarchisch- 
konstitutionell gesinnten Elemente stärker war als der republikaniscli- 
demokratische Radikalismu.s. Aus dem Rheinlande gehörten von den 
lif)eralen FUIirern v. Beckeiath, Mevissen und Sfedmann d<'m Frank- 
fui ter Paria nn-nt an, zu denen sicrh nun noch die Bonner Profes.'^oren 
Arndt und Uahimaun gesellten. Die bürgerliehen Deim»kratcn waren 
durch L. Simon, F. Kaveaux und We«endonck, die koiistitutioneUcn 
Kathf^ken durch A. Reichenspcrger. Adams, Clemens, Braun und 
Dieringer gut vertreten. 

Als das Frankfurter Parlament, da* die Blüte deutschen (.Viste.s- 
lebens und wirtschaftlichen Schaffens umfaßte, seine Tätigkeit bi gann. 
war über die geograpliische Abgrenzung des geplanten neuen Staats- 
wesens und fiber seine Befugnisse noch nichts ausgemacht; welche 
Kompetenzen in Zukunft dem Deutschen Reich und welche den Einzel* 



Das Frankfurter Parlaniout. ^RKi 

Staaten xtistehen würden, stand nicht fest. Da aber gleichzeitig mit 
ihm auch EinzeUandtage ▼ersammelt waren und insbesondere die 

Berliner Volksvertretung tagte, dir (li< preußische Verfassung mit der 
Krone vereinbaren sollte, so bcaii-spruchte da-s Frankfurter Parla- 
ment deu Vorrang. Es forderte, daß die preußische Versammlung 
keine BeaoUüsae fsaee« die im Widersprach an sdnon eignen 
ständen. 

Das Frankfurter Parlament suchte mit unermüdlicher Hingabe 
und mit gewissenhaftem Ernst, wenn aucli mit tingenügende^m Augen- 
maß für die realen Kräfte und die harten 1 ataachen der Politik, seiner 
großen Aufgabe gerecht zu werden. Den i\ationalen Staat faßte es 
nicht Isotiert, sondern im Rahmen der allgemeinen Mensohheitsidee. 
Einzelne Abgeordnete, darunter der Rheinländer Mevisseii, ht>fften 
eine Z^'itlang auf InterparlamentarisriH' V'Tstriiidigung mit Frankreieh, 
und V. Beckerat fi v»^rtrat sogar die Idr-c, daii eine höhf-re Vollendung 
der Menschheit auf dem Wege des Völkerbundes angestrebt werden 
müsse. Ohne Zweifel mußte in Zukunft die Außere Politik, die Ordnung 
von Heer und Marine und die Ordnung der Finanzen und des Ver- 
kehrs von der Rcii h-,instanz abhängig werden. Tu allen diesen Dingen 
kam das Fraiikfurt<'r Parlament zu wohler\vngei\rn Ergebnissen, auch 
in der Armeefrage, die in Ruhe erörtert werden konnte, da die inter» 
nationale Lage sich unerwartet friedlich gestaltete. Deutschland könne» 
so urteilte es, schon seiner Weltlage w egen kein aggressiver Staat sein, 
aber es müsse stark genug werden, jedem Angriff von außen zu w ider- 
stehen. ,Wir müssen', so forderten die rheinischen Liberalen, .be- 
weisen, dali wir eiu einbeithches Volk sind, das seine Unabhängigkeit 
und IWhdt zu sohütosen entschlossen ist.' So Ycrlangte das Parkmimit 
eine erhebliche Verstärkung der Armee über den bislierigen Bestand 
hinaus, zugleich aber ihre nationale Einheit und ihre Eingliederung 
in die bürgerliche Ordnung. 

.Aber das Parlament, dem die geistige Aristokratie des ganzen 
deutschen Volkes angehörte, wollte auch die Schul- und Bildungs- 
politik, und demgemäß das Verhältnis von Staat, Schule und Kirche« 
einheitlich geordnet wi.s.seii. Das Problem der deutschen Volkserziehung 
ist dureh den das 19. Jahrhundert erfüllenden Kampf der W'eltan- 
scluitmugen seilt erschwert worden. Der charaktervolle Aufschwung 
des nationalen Willens, den die Fratikfurter Versamndung verkörperte, 
schreckte aber vor dieser Schwierigkeit nicht zurück. Vom Drang 
nach dnem hohem Leben des Staates erfüllt, erkannte das Deutsche 
Parlament an, daß Sittlichkeit und Religion die Grundlagen des Staates 
sind. Die Generation von 1848, die ncM-h voll aus dem Schatze der 
Glanzzeit des deutschen IdeaUsmus zu schöpfen vermochte, sah aber 
diese Grundlage in der aus antiken und «^ristiidien Elenmtea ge- 
misohten Weltanschauung der klassischen Periode deutscher Philo- 
sophie und Literatur und in einer auf ihr ruhenden allgemeinen religiös- 
sittlichen Leben.sordnung. Die in Dogmen kristallisierte und zu Kirchen 
als besonderen Körperschaften vereinigte KeUgioa schien ilu*. zumal 
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bei der bestehenden konfessionellen Zorklüftung, keine einheitliche 
Grundlage för eine deutsche Volksbildung und deutsche Volkserziehung 
darzubieten. Es gelang den liberalen Parteien — von Rheinländern 

triit fiahr i der warmhprzige v. Beckerath eindrucksvoll hervor — , den 
Frankfurter ,Cruiiclrechten des deutschen Volkos' entsprechend« "Ro- 
stimoiungen einzufügen, die die Gewissensfreiheit der Staatsbürger 
sicherten, auf Trennung von Staat nnd Kirche abzielten und den 
bisherigen Einfluß der Kirchen auf das Schulwesen stark einschränkten. 
Sofort zeigte sich indessen, daß das Parlament die Durchfühnmg 
dieser Absicht, die einer einlieitlichcu deutschen Geisteskultur und so 
auch einer Einheit des nationalen Bewußtseins galt, den Einzelstaaten 
überlassen mnßte. In Preußen aber war der König gegen jeden geistigen 
Liberahsmus \\ii> gegen die Trennung \ »u Staat, Schule und Kirche, 
und unter seinem Scliutzo hatte sich seit 1S40 die Reaktion der positiven 
Kirchengläubigkeit gegen die nichtkonfessionelle Geisteshchtung schon 
stark ausbreiten können. 

Das wurde aber überhaupt das Schicksal des Frwikf arter Parllp 
nients: im Laufe seiner ein ganzes Jahr währendnn Verhandlungen 
trat immer deutlicher zutage, daß diese Versammlung, die anfangs 
eine überwältigende poütische Kraft, die Souveränetät der deutschen 
Nation, in sich zu tragen schien, sich duiobans auf die Zostimmtuig 
der Einzelstaatcn angewieseh sah, da diese von der revolutionären 
Bewegung nicht beseitigt worden waren. Nun fehlte dem Volke die 
Kraft, gegen die Vielheit seiner Fürsten, die die Zwangsmittel der 
Macht in ihren Händen behalten hatten, seuie nationale Einheit duidi- 
zusetzcn. Sobald die fürstlichen Regierungen beim Abebben der Revo- 
lution im Laufe des Sommers wieder die tatsächliche öffentliche Ge- 
walt in Deutschland verkörperten, zeigten sie, und zwar besoadera 
die größeren von ihnen, keine Neigung, Beschlüssen dos Frankfurter 
Parlaments, also des souveränen Volkes, Folge zu leisten. Am stärksten 
trat das in Preußen nnd Österreich zutage, und zwar sowohl bezüglich 
der allgeraeinpolitischen Verfassungsfrag(>n als auch in den militärischen 
Angelegenheiten, deren Unterstellung unter die zukünftige Zentral- 
gewalt des Deutschen Reichs vor aUem in den alten preußischen Pw- 
vinzen enu-m leidenschaftlichen Einspruch begegnete. 

Das Frankfurter Parlament ging davnn aus. daß das ganze deuf sc hf> 
Vollwtum politisch zusammengefaÜL werden sollte. Aber es stand vor 
der Schwierigkeit, daßein beträchthcher Teil der Nation dem aus vielen 
NationahtatenzusanunengesetatenhabsburgischenMisehreichangehört^^ 
I )a s,,,ie Einbeziehung unmögUch war, weil Österreich auf diese Gebiete 
- k liiüi ^'^rziehtetc. sondern .«;ie umgekehrt durch eine zentralisti- 
scne Verfassung aufs engste mit sich zu verbinden unternahm, so Ishb- 
schrankte s.ch die erbkaiserUche« Partei, der die rheinischen LibeöJÄ" 
angehorten und deren Politik am Rheine besonders die Köhusdie 
^'^J^^ "'^^-'"'t '"'^ ^^^^ '^"f da.s ,kleindeutsche* Pro- 

fXLv'iu A . MilUonen Einwohner zählenden deutschen Lander 
Auüerhalb Osteitewhs soUton zu einem Deutschen Bundesstaat ver- 
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einigt werdesk« an dessen Spitze der preußische König als Kaiser treten 
und der mit dem liabsburgiachon Reiche einen 70 >rilliono?i umfassenden 
völkerrechtlichen Schutz- und Trutzvertrag für ewige Zeiten schheßen 
sollte. Diesem Plane widerstrebten aber die ,gro6deat8chen' Gruppen, 
teils ans allgemein nationalen Erwignngen, teils, soweit sie katholisch 
waron, weil seine Verwirklichung im neuen Reich iiiolit nur die Hctje- 
mome Preußens, sondern auch das Übergewicht des Prot<?staiitisnm8 
(20 : 11 Millionen) bedeutete. Die katholisch-großdeutsche Richtuiig 
s&Uta im Rheinland unter KonstitationdUn wie unter Demokraten 
vi^ Anhänger. Die Sympathie der let^iteren für das Haus Habsburg 
ging so weit, daß ihre Presse im Juli 1848 den Wunsch äußerte, die 
Rheinprovinz solle von Preußen getremit und dem am 29. Juni in 
FranUurt gewählten Reiehsyerweser Erzhensog Johann, einem Färsten 
ohne Land, zur Ausstattung übertragen werden. Die , Rhein- und 
Moselzoitung* in KdbUiiz nnd die .Rheinische VolksliaUe* in Köln 
vertraten journalisiisch die großdeutsche Richtung, die darauf hoffte, 
daß das Haus iiabsburg dauernd den ersten Platz in DcutscJiland 
behaopten werde. Nach langem Ringen siegte aber in Frankfurt die 
kksiodsutschc Auffassung. Die am 28. März 1849 be^dilossene «Ver- 
fassung des Deutschen Reiches' bestimmte, daß in dem neuen Bundes- 
staate die Einzelfüraten sich dem Kaiser wirklich unterordneten, be- 
schränkte also ihre bisherige Soureränetöt fühlbar. Den Kaiser aber 
maclite sie zu einem Monarchen im westeuropäisch-kon.stitutiom llen 
Sinne. Die aus dem allgemeinen gleichen, aber indirekten Wahlrecht her- 
vorgehende Volksvertretung sollte beschließende Stimme bei der Gesetz- 
gebung, bei der jährUch durchweg erneuerten Steuerbewilligung und bei 
der jährlichen Festsetzung dos Budgets haben, und der Kaiser sollte die 
Regierung durch ein verantwortUches Ministerium, also stets in Über- 
einstimmung mit der .Majorität der Volksvertretung, führen. So ]i(iffte 
man ein großem und einiges, starkes und wohlgeordnetes Dcutsciics 
Reich 2u bilden, das sich auch nach außen gebührend Geltung zu 
verschslfiHi verstand. 

Friedrich Wilhelm IV. aber, der im März 184S feierlich erklärt hatte, 
Preußen werde fortan in Deutächland aufgehen, lehnte am 3. April 
1849 die Kaisefwürde, die ilun auf Grund dieser Verfassung angeboten 
wurde, ab. Er enttäuschte jetst die Hoffnungen des liberalen Bürger- 
tums in der nationalen Frage ebenso, wie er bei Beginn seiner Regierung 
dessen konstitutioru^llc TLiffnungen enttäuscht hatte. Er hatte sich 
wieder ganz auf seine alten monarchischen Vorstellungen zurück- 
gezogen, und er betrachtete die Frankfurter Verfassung als das schänd- 
liche Produkt einer aus der Sünde der Revolution geborenen Ver^ 
Sammlung, die wider alles Recht Volksgewalt über Fürsten £;e\\ alt 
«teilte; die ihm angebotene Krone bezeichnete er, \\eil sie vom Volke 
kam, als aus »Revolution, Treubruch und Hochverrat geknetet'. In 
PreuOen aber war es ihm imswischen gelungen, die im lä» 1848 ver- 
lorene Macht wiederzugewinnen und Einrichtungen su treffen, die dem 
Oeiste des Frankfurter Parlaments entgegengesetet waren. 

OoNhlahte dw Bhatataadn. I. 
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In der am 22. Mai 1848 erdffiaoten Berliner VerBammlung, die 
nach dem Wnnsche der Märzminister CSamphausen und Hansemaun 
eine preußische Verfassung mit der Krone vereinbaren sollt<\ und in 
der die Rheinlande auf liberaler Seite duroh die beiden Minister und 
die Abgeordneten Lensing und Aldonhovrii, auf kathoUsch-konstitutio- 
neUer durdi dea Erzbiacliof Geissel, P. Reichensperger, F. Walter und 
J. Bauerband, auf katholiscli-demokratischer durch den Kaplan v. Berg 
und auf bürgerheh-demokrati.sf'li<'r Seite durch O. Jung, D'Rsler und 
iSohramm vertreten waren, hatten schon bald die radikalen Tendenzen 
die Übermacht. Statt der Vereinbarung wünschten sie die selbständige 
Feststellung der Verfassung auf Grund der Volkssouvoränetät. Den 
Vetfaasangaenbwurf von Ctunphaium und Hansemann gestalteten üe 
zu der sogenannten Charte Waldeck vom 26. Juli 1848 um, an der 
aus dorn Rheiiilande die katholischen Abgeordneton P. Reichensporger 
und J. liauerbaiid stark initarbeiteten ; sie gestand der Krone kein 
absolutes, sondern nur ein aufscliielxMides Veto zu, verlegte den Schwer- 
punkt also völlig auf die Seite der Volksvertretung. Von den rheinischen 
Bfinistem sab sich CSamphausen im Juni, Hansemann im September 
zum Rücktritt gezwungen Nicht nur die Radikalen fülirten ibrea 
Sturz. Iier)iei, ^otulorn auch die Konservativen in den alten Provinzen, 
die sieh sainnulten. als im Juni che ,Hanseniannsclien Konfiskationen' 
mit der Forderung der bürgerhchen Rechtsgleichheit aucli in den alten 
Provinzen E^nst machten» die 1816 uutefbroehene Agrarreform (8. 276) 
wieder aufgriffen und die Adelsprivilegien gefährdeten. Hanseoiann 
stellte sich die Aufgabe, die am Rhein schon während der FremdlwWf- 
schaft gefallenen Reste derlVudalzeit, patrinioniule ( M richtsbarkcit und 
matmigfaelif Vorrechte* des Adels, nun in ganz Preußen zu beseitic'i, 
um durchweg line freie, gr und besitzende liauernklasse zu schaffen. 
Auf die erstarkende konservative Partei, der insbesondere auch die 
Generalität und das Offizierkorps der Armee angehörten, stützte sich 
der König jetzt wieder. Durch Cavaignacs Sieg in der Pariser Straßen- 
schlacht wurde gleichzeitig die lähmende Furcht vor den revolutionären 
Massen beseitigt, und positive Hilfe fand die wiederei u^^e(zende Reaktion 
bei den beiden christlichen Ivirchen, zu denen der ivönig seit 1840 ein 
Vertrauensverhältnis begründet hatte. Kam für die alten Provinzen 
vorwiegend die evangelische Kirche in Betracht, zu der die Konser- 
vativen zählten, so war für das Rheinland die katholische Kirche 
entscheidend. 

Der Drang nach Freiheit und Selbstverwaltung war im März 1848 
in der kathoUscben Laienwelt und beim niedem Klerus auch auf 
kirchlichem Gebiet hervorgetreten. Man wollte volle Freiheit der Kirche 

vom Staate, aber man wollte auch Trennung von Staat und Kirche, und 
man wiinsehto selbständig bei der Verw altunfj der Kirelie mitzuwirken. 
Kill kireiiliclies C.enieinderegirnent sollte den best('h<'nden Absolutismus 
der Hierarchie ersetzen. Der Kölner Erzbischof Geissel aber bean- 
spruchte in dem Ringen um die Neugestaltung der Kirch^politik die 
Führung für den Episkopat, und er verstand es, da« alte kathoUsoh» 
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Autoritätsprinzip der Hierarcliie zu behaupten. Seinen bislierigen 
Widerstand gegen den Konstitationalismus (S. 292) gab er auf, als die 
Zeit so stürmisch über den Standpunkt der rheinischen Autoiioniea 
hiruvegschritt, und als die Krone selbst, mit der er zu gehen gedaclito, 
die Konstitution versprach. Vom März 1848 an trat aucli Geisscl für 
eine preußische Gesamtstaati>ver£a88ung ein, die nach dem belgisciicn 
VocrbUde der kathoUsohen Kirche Freibeit imd Sdbstäodig^t sichern 
aoUte. Er hatte die Oenngtoiing, daß der König die selbsttätige HQfe der 
katholischen Biscliöfe gegen die R<rvohition sucht<> und auf diese Weise 
l)e\vie!i«, dafJ ilim an der Erhaltungdfr Fiidrn lag, die Staat und Kirche in 
Preußen verknüpf t<^n. Im März sowohl als im April 1848, also auch noch 
Uttter dem Uberaleu Ministerium, wurde der Erzbiscliof Geissei zu Hirten- 
briefen wranlaßt, die die katholischen Glaubigen zum Gehorsam gegen 
die weltliche Ol -rif^keit mahnten. Dem in Frankfurt siegreichen Geist 
eines liberalen Indiff< rentismus und der dort geplanten Trennung von 
Kirrhe, Schule und Staat widerstrebte CeiMsel aufs äußerste, und auch 
da deckte sich seine Auffassung mit der des Königs, der nach dem Ab- 
gang der liberalen Minister vom September ab wieder ganz aof seine 
Eolitik einer Zusammenfassung der Ortiiodozieen zu gemeinsamer Ab- 
wehr des Liberalismus zurückgriff. 

Als im Xovember die Reaktion in Wien siegte, richtete der König 
das monarciuschc Prinzip gegou den demokratisciien Anaturm wieder 
auf. sprengte mit Hilfe der Armee die nngeberdige Berliner Versamm- 
lung und oktroyierte am 5. Dezember 1848 dem preußischen Staate 
eine Verfassung, kam also dem in Frankfurt vorlx-reiteten deutschen 
Verfassungswerke zuvor. Bedeutete schon das Oktroyieren an sieh, 
ein Zurückgreifen des Königs auf das alte monarciüsclie Prinzip 
(S. 276), so lehnte die Verfassung sich zwar ftofierliob an die .Charte 
Waldeck' an und machte auf die Öffentliche Meinung einen liberalen 
Eindruck, weil insbescmdere das Prinzip di r modernen Repräsentation 
und Gew iltenteilung in ihr zur Geltung; kam. An allen entschei- 
denden Pinikt^'n setzte sie aber stillschweigend da.s Übergewicht der 
Krone über die Volksvertretung, stellte also die im ^März preisgegebenen 
kdnigliohen Prärogative wieder her. Die Krone bewahrte die organi- 
sierten Machtmittel der Armee in ihrer Hand und behielt sich außer- 
dem für die Verfas^^ung das Revisioiisnclit v<>r. Auf kirehenpolitischem 
Gebiete trug die Verfassung im ^\'iderspruch zu dem von den beiden 
demokratischen Volksvertretungen, vom Frankfurter E*ariiunent wie von 
der Berliner Versammlung, übereinstimmend ausgesprochenen Verlangen 
nach konfessioneller Indifferenz des Staates der Interessengemeinschaft 
von Staat und Kirche im Sinne des Könige und des Kölner Frzbisohofs 
Rechnung. Um ihre Revision zweckentvSprechend durchführm zu 
kömien, beseitigte ein am 30. Mai 1849 oktroyiertes Wahlgesetz das 
allgemeine gleiche Wahlrecht. An seine Stelle taratdn zwar allgemeines, 
ab«r abgestuftes Zensuswahlsj^tem. die Breiklassenwahl, die ,den 
einzelnen Volksschichten einen zu ihrer \s irkliclien Bedeutung im Staats- 
leben im richtigen Verhältnis stehenden Einfluß einräumen', nl^o oia 

w 
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Ziel verw irklichen wollte, das dem rheinischen Liberalismus 8tef> vor- 
geschwebt halte (8. 285). Allerdings suchte das System dieses Ziel auf 
dem einseitigen, die Bildungsscliicht gar niclit berücksichtigenden Wege 
des Steuerzensus zu erreichen. Eiu Wähler der ersten Klasse galt so- 
viel wie drei der zweiten and wie achtzehn der dritten Kla^, und 
Hansemann ließ dieses plutokratische Wahlrecht in den Vorberatungen, 
an denen er teilnahm, nur als ein vorübergehendes Korrektiv der ultra- 
demokratischen Gegensätze gelten, das dem konstitutionellen Wesen 
eigentlich widerspreclie. Die Revision, die dann mit der aus den Drei- 
klaasenwahlen hervorgehenden Volksvertretung durchgeführt wurde, er- 
füllte ihienZirock. Da die Demokratesn« die bürgerlichiBii ebenso wie 
sodalistisehen, nicht mitwählten; mn gegen das neue Wahlrecht zu 
protestieren, so überwogen in der Kammer die konservativen Elemente 
stark, und die Liberalen suchten verirebons in der Verfassuntr den 
Konstitutionalismus in ihrem Sinne wiederherzustellen. Das Budget- 
recht der Volksvertretung, ihre wirksamste Waffe gegenüber der 
Regierung, blieb stark eingesohrftnkt« Mit Hilfe der ohne Mitwirkung 
der Kammern regelmäßig weiterlaxifenden Staatseinnahmen aus Steuern 
und Abgid>en (Art. 109) konnte die Regierung auch fernerhin die Staats- 
verwaltung führen, ohne auf die im (.'eiste des Konstitulioualismns 
liegende jälirlicJie Vtir.ständiguug mit den Kammern über das Budget 
angewiesen zu sein. Damit fiel zugleich für die Krone der Zwang 
weg, das Oonvemement in die Hand vt>n Majoritätsministem zn legen. 

Die Revision verstärkte anderseits das Buid zwischen Staat und 
Kirche. Die vom Frankfurter Parlament formulierte Auffassung über 
, das Verhältrus von Staat, Schule utid Kirche wurde in Preußen eben- 
sowenig übernommen wie die über die Kompetenzen der Volks ver- 
tretvmg. Zwar wurde der katholischen Kirche die vom Episkopat gc- 
wfinsohte absolute Autonomie im belgischen Sinne nicht zugestanden, 
aber sie wurde doch im wesentlichen unabliängig vom Staate, es w urde 
ihr das R<'e}it, Vereine aller Art zu bilden, eingeräumt, und für die Volks- 
schvile w urde die konfessionelle Gebundenh»'it als alleinberecliligt aner- 
kannt. Deren innige Verbindung mit den Kirchen und ihre wie ihrer 
Lehrer ständige Beaufsichtigung dunli ktrcbliche Organe erschien der 
Regierung aüs ihre eigentlioln Lebensfrage. Im Gegensatz zum Frank- 
furter Pariament, das im liberalen Geiste die r;r u iHsensfimheit der ein- 
zelnen voranstellte, vertrat die preußische, auf den Konservatismus ge- 
stützte Reffierunp; den Standpunkt, da.s Staatswohl fordere die Anwen- 
dimg des bciiuliwangs zur Ausbildung und Erziehung der Jugend im 
Geiste der Bekenntniskirchen. Die IVdheit dieser lürchen, nicht die 
Freihat der Ijidividuen wurde maßgebend. Die Interessen Verknüpfung 
zwischen Staat und Kirche war so eng, daß nun auch der kathoUsche 
Klerus ,mit Kraft und Lebendigkeit Treue und T,ieV)e zu der von Gott 
eingesetzten Obrigkeit predigen' konnte. Als im Dezember 1848 die 
rheinischen Katholikol nicht recht wußten, welche Stellung sie zu 
der oktroyierten Verf assnng einnehmen sollten, hatte der sisbiaohof 
Geissei sofort die Pacole ausgaben, daß sie der kathoUschen Kirche 
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günstig sei. Während der Rovisions Verhandlungen bheb er mit Erfolg 
•bemüht, dio kirchcnpoli tischen Artikel noch günstiger zu gestalten. 

Am 6. Februar 1860 beschwof der König die Verfassung vom 
31. Januar, das Hlatt Papier*, das sich nun doch zwischen die Vorsehung 
und sein Land gt-drilngt hatte. Preußen hatte fortan 7Avav eine Ver- 
fassung mit einer Von^srepräsentation, das war der bleibende p>f()lg des 
Revolutionsjahres, aber die Rechte seiner Volksvertretung waren auf 
den Umfang beschränkt, den der König schon vor dem 18. Mars 1848 
hatte /u^'estehen wollen (S. 300), blieben also weit hinter der kon- 
stitutionellen Doktrin zurück und waren erheblich geringer bemessen 
als seif der Revolution in den deutschen Mittel- und Kleinstaaten. 
Die Mojiarcliie hatte sich ira wesentUchen als bureaukratisch-nüli- 
törische Obiig^t behauptet, und der König wies das parlame&tariadie 
Regiernngssystem noch einmal ausdrücklich ab. Insbesondere war die 
Armee nicht unter die Kontrolle bürgerlicher Instanzen gekommen, 
sondern in ihrer überlieferten Sonderateljung zur Krone verblieben. 

War aber so in Preußen u cnigstens ein bescheidener Erfolg im Sinne 
der modernen St«atsidee erreicht und diejt>mge Verfassungsform des €!e- 

samtstaates gesichert, die allein nach der Ansicht des rheinischen Libe- 
ralismus Preußen zur Führung in Deutseliland befähigen konnte, so 
brachen nun die nationalen Hoffnungen selbst, an die» das deutsche 
Volk im Frülijahr 1848 alles hatte setzen woUen, wiederum wie 1815 
ohnmächtig zusammen. Die Ablehnung der Küserkrone durch Friedrich 
Wilhelm IV. im April 1849 hatte Rheirdand in heftige Erregung ver* 
setzt. Zwar « ildärtcn die habsburgfreundlichen Kathohken, der König 
habe sich durch die Ablehnung um das deutsche Vaterland verdient 
gemacht, aber die Liberalen und die Demokraten waren entrüstet 
darüber, daß Preußen sich der nationalen Aufgabe versagte, und ver- 
langten in stürmischen Versammlungen, daß die Frankfurter Ver- 
fassung unbedingt anerkannt und zur Geltung gebracht werde. Radi- 
kale Elemente beiuitzten den Augenliliok zu einer Wiederaufnahme 
revolutionärer Propaganda, so daß sich in der Provinz starke Aufregung, 
wie im März 1848, verbreitete. An zahlreichen Stellen, insbesondere in 
Bonn und im Bergischen Lande, in Elberfeld, Iserlohn, Grafrath u. a., 
kam es im Ifai 1849 zu Gehorsamsverweigerungen der Landwehr und 
zu Krawallen und Tumulten, die mit Waffengewalt gedämpft wurden. 
TXi gIfMchzeitig auch in Saclisen, in Budifn utul in der Pfalz der Aufndir 
nul miUtäriüchen Mitlein unterdrückt wurde, so verlor die radikal- 
demokratoche Bewegung schnell jede Kraft und verlief im Sande. 
In Köln unirde die Neue Rheinische Zeitung, die einen Brennpunkt 
revolutionärer Gärung bildete, am 19. Mai verboten, Karl Marx, der 
im Oktober 1848 den Vorsitz des ,Arbeitervereins' übernommen hatte, 
und seine Mitredakteure wurden ausgewiesen, die Preßfreibeit und das 
VerMUnmlungBiredht mannigfach be8chiftnkt. Auf liberaler and ge- 
m&ßigt demokratischer Seite beruhigte man sich dagegen, als der 
König selbst unerwarteterweise am 20. Mai 1849 durch das Drei- 
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könig.sl)ündnis eine .Union' mit Hannover und Sachsen aiibalinte, 
um nun selbst in Anlehnung an (Iii; Frankfurter Pläne — unter Wieder' 
heistellimg der monarchischen Prärogative, a})or doch auch unter Mit- 
wirkung des deutsehen Volkes — den engern deutechen Bondesstaat 
unter preußischer Führung zu verwirklichen, also Österreich aOBStt- 
schalten, da dic-ses sicli seineu Werbungen um Mitwirkung venagte. 
Die Rheinländer v. Beckerath. Mevissen, H. v. Svbel und I. Börgers 
schlössen sieh im Juni 1840 aaf einer Versammlung der Liberalen 
m Gotha diesem Projekt des Königs an. Die rheinischen KAtholiken, 
an ihrer Spitze A. Reieliensperger. wollten allerdings als Vertreter 
des großdeutschen Gedankens von ilim ebensowenig etwas wissen wie 
die altpreußischen Konservativen. Daß der preußische König erb- 
liches Oberhaupt des Deutschen Bundesstaats wei^, widerettebte nun 
einmal, wie Hansemann am 22. Mai 1849 schrieb, in der Rheinprovins 
der Mehrzahl der Katholiken, Die ^^p-zifisdi preußischen' Konser- 
vativen aber wollten m stolzer Selbstgenüg.samkeit nur von Preußf-n 
etwas ivissen. nicht von einem nationalen Reich, dem die überlieferte 
preußische Staatsidec Opfer bringen mußte. So brach das nur in der 
unsicheren Haltung des Königs und in der künstlichen Politik seinem! 
Vertäuten, J. v. Radowitz. begründete Projekt im wesentlic hen schon 
im Marz 1850 auf dem ünionsrcichstag zu Erfurt zusammen. au{ 
dein die rhemisohen Liberalen durch v. Beokorath, Mevissen und 
V. sybel. die Katholiken durch die beiden Reichensperger vertreten 
Maren. Die drohende Haltung ÖstorK irl,, führte zwar im Novembw 
sogar zu einer preußischen MobihuacJiung, und es sah so aus, als ob 
die Waffen im deutschen Bruderkrieg über die Hegemonie Preußens 
oder Österreichs ratscheiden würden. Aber die Soige vor dem Ein- 
greifen Rnßlaiids zugunsten Österreichs zwang Rtsußen am 29. November 
IboO zu der Olmützor Punktation, durcli die es auf seine deut«^che Vor- 
maohtspohtik verzichtete und Österreich wieder den Vorrang in Deutßch- 
land einräumte. Es gestand die Wiederbelebung des im Juli 1848 
«;ZrK Ti''" .^^"„t;''^!?^» Bundes zu, der unter Äterreichs Präsidium 
fcälfl i 4^'"*' ^'^^'^^^'^ Frankfurt wieder aufnahm. Wiederum 
meiten die Regierungen der souveränen deutschen Fürsten zusammen 
VnZ 1 ^"«»^^ Gedanken. Sie verweigerten dem deutschen 
Einlieit.'^' brauchte und iironach es sich sehnte: die poKtiscba 

landw^rf!J^**^^*^''^^^8 öffentlichen Lebens in Deutsch- 
te sich w.,^'^?''*^^"''''»^ 1848^1860bestimmend. Die Reaktion, 
^ S n^e del F r^'"" ausbreitete, lehnte |ede innere Poütik 

Z^A' lüT« J i'"" .durchaus revolutionär und ver- 

hTe FreS;. rr "i^!"^. ^^'^^ ^^'^'^^ zurück, um das bürger- 
drücken Mm'''"^ nationalen Einlieit;drang zu unter- 
SmnfunL d' n ^^^"«^ das letetere, so ha^ sie te iät': 
Äbl-nr Staatsgedanlc.ns um so nachhaltigeren Erfolg-i 
Im Rheinlande verlor die demokratische Bewegung, dii^ ia^^^ 
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durch K. Marx und seinen Kreis, iu Düsseldorf und Umgegend durch ! 
F. LassaUe angefeuert, Kleinbürger und Arbeitermaasen in beftige 

Erregung versetzt hatte, jeden Halt. Die Demokratie galt von jetzt 
ab in Preußen als verfemt. .Gegen Demokraten helfen nur Soldaten!' 
Alä Wortführer der Konservativen erklärte Bismarck 1850, er suche 
die loeußiscbe Ehre darin, daß Preußen sieb von jeder sohmaohvoUen 
Verbindung mit der Demokratif entfernt halte. Versprengte rhcinisehc 
Elemente, deren Führer na<-h der Unterdiünkung des Mai auf Standes 
von 1849 ins Exil nach England mid Amerika geflüchtet waren, 
sammelten sich nooh eine Zeitlang in Köln um Dr. H. Becker und 
seine ,We8tdeiit8ohe Zeitung*. Im Jahre 1860 verl^ifee auch der 
Kommumstenbund seine Leitung zum Teil nach Köln, aber im Früh- 
jahr 1851 wurden seine Mitglieder verhaftet. Der Bund wurde zer- 
sprengt, und der sensationelle Köhier Kommunistenprozeß machte im 
Oktober 1852 auch den Resten ^n Ende. Die ' rheinische Demokratie 1 
verstummte, und sie übte wie die Demokratie in Preußen überhaupt bei ,! 
den Wahlen Ob8truktif)n, wodurch sie indessen nur die Erfolge der Reak- ] 
tion erleichterte. Die besitzlose Arbeiterschaft bÜeb sich selbst Überlaasen, 
und nnt der Ausbreitung der Dampftechnik wuchs die Macht der 
Unternehmer, in deren Dienst sie sieh steDen mußte. Ihrer soziden 
Lage hatte die Revolution weder in Frankreich noch in Deutschland ; | 

die anfangs erhoffte Besserung gebracht, und .selbst das Reclit der 
Vereinigung zur Förderung ihrer Lolin Verhältnisse, das in England j , 

schon seit 1829 bestand, blieb ihnen vorenthiüten, wahr«id der Auf- 
Schwung, den die rheinische Industrie in den nächsten Jahr« n nahm, • 
die Anzahl der Arbeiter auch hier außerordentlich vermeinte. Eine 
Verordnung des Bundestags vom 13. Juli 1854 verbot außerdem noch 
alle pohtischen Arbeiter Vereinigungen für das ganze Gebiet des 
Deutschen Bundes. 

Dieser wirtschafthchc Aufschwung war aber getragen von den- 
jenigen Gruppen, die politisch zum Liberalismus zählten. Seit 1840 
hatten sie am Rhein eine Nachblüte der preußischen und patriotischen 
' Erhebung von 1807 — 1814 im Geiste der Reformen des Freiherm vom 
Stein bewirkt und die Verschmelzung politischer, auf Preußen ruhender 
Kraft mit freier deutscher Geisteskiiltur 7.u einem lebensvollen Gleich- 
maß erstrebt. Sie hatten auf diese Weise die Führung in Preußen 
erlangen wollen. Aber wiederum hatte der adlige Großgrundbesita 
des Ost«is gesiegt. Hit der politisehen Fülirung des laberalismus, 
und damit der Rheinlandc, in Preußen war es vorbei; der Scliwer- 
punkt war wieder in die Regierung und den Konservatismus der alten Pro- 
vinzen zurück verlegt; die beiden rheinischen Minister A. von der Heydt 
und L. Simons (bm.de aus Elberfeld), dienooh I&ngero Zeit Inder Regierung 
verblieben, schlössen sich der Reaktion an. Eine \ öllige Indifferenz 
auf politischem Gebiete griff nach diesem Mißerfolge l^ei den rheinisclien 
Liberalen um sich. Resigniert wandten sich die Kauficute und Unter- 
nehmer, die das Rückgrat des rheinischen Liberalismus gebildet hatten« 
vom affentlichen Leben ab. Die Verfassung von 1860 gestand, so 
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dürftig aie sonst war, für den Wirtschaf tsprozeB die Freiheit der Per- 
sönlichkeit zu. Im Wirtschaftsleben aber siegte jetzt allerxvärts unter 

dem Einflüsse der Manehesterschule die Freihandelslelire, die für die 
Einzeltätigkeit der individuellen Kräfte freien Raum verlangte \md dnluT 
vom Staate die äuÜerstc Beschränkung auf dem Gebiete \virt*icliaft- 
licher Gesetzgebung forderte. Überhaupt gcwauii im Gegensatz zu 
früher die Meinung Boden» der Staat solle seinen Angehörigen gegen- 
über eine möglichst neutrale Haltung waliren und ilinen im wcs-^it- 
lichen nur die Sicherheit bieten, nach ihren Fälligkeiten und Bedürf- 
nissen ihr äußcn s Leben /u gestalten. Die Exzesse der Reaktion 
trübteti das Bild vuin Staate als Träger des Fortschrittes auf materiellem 
wie auf geistigem Gebiet. Als die Wirklichkeit der sittlichen Idee im 
Sinne Hegels konnte man ihn jetzt in der Tat nicht ansehen. Das 
freie Spiel d y Ks lfte wurde die laute Parole des Tages. In Wirtschaft 
und Gesellschaft des Rhcinlandes wuchs das Großbürgertum endgültig 
zur maßgebenden Schiciit in denselben Jahren henm, in. denen seine 
politische Kraft versiegte. Der Regierung und der o.st('ll>iselien Land- 
aristokratie, auf die sie sich stützte, war diese Förderung des bürgerlichen 
Wohlstandes nicht nur im Biteresse der staatlichen Finanzen willkommeii, 
sondern auch, weil das Bürgertum fortan dureli wirtschafthche Ein- 
seitigkeit von jeder Konkurrmz auf politischem Gebiete ferngehalten 
wurde. Die Jahre 185(5 — ]HnH wurden die erste große Blüteperiode 
der Fabrikindustrie im Rlieiniund, wo sich jetzt die modern kapitalisti- 
sehe WirtschaftsordDung vöUig auswirkte. Auch das VerhSItiiis der 
Unternehmer zu den Arbeitern ^-urdc aber von dem Prinzip des »Laissez 
faire, laissez aller* bestimmt. Die in einzelnen bürgerlichei\ Kreisen 
früher hervorgotretenen so/.ialen Interessen (S. 295) wirkten nicht fort. 
In Frankri'ich w ar durch die Revolution von 1848 dir soziale Spanniuig 
80 stark geworden, daß, trotzdem die Juiiischlaciit m l'ai is den bürger- 
Uchen Charakter der Republik hergestellt hatte, das Bür-jcrtum doch 
aus Angst vor dem Kommunismus detk Staatsstreich vom 2. Dewanhor 
1851 und am 21. November 1852 sogar die Aufrichtung des neuen 
Kaiserreichs durcli Napoleon III. ertrug, dessen persönhches Keginieiit 
und kaum verhüllten Absolutismus es dann bis 1869 als Schutz- 
und Bettnngsmittel gegen den Vierten Stand bestehen ließ. In Preußen 
war j^izt-zwar eine Konstitution vorhanden, aber das rheinische Bürger- 
tum griff nach den Erfahrungen des Jahree 1848 nicht auf die früher 
gehegte und geäußert« Absicht zurück, nun mit vereinteiv Kräften 
und in friedlicher Weise den Wr^g sozialer Reform zu sm lien. Auf 
geistigem Gebiete aber trat um diese Zeit statt den Piulosophie und 
literator die Naturwissenschaft in den Vordergrund. Sie brachte der 
Menschheit neues Erketmen in ungeahnter Fülle, und sie bewirkte 
auf den Gebieten des äußern Daseins unerhörte Fortschritte. Zu einer 
befriedigenden Gesamt Vorstellung führte ihr Materialismus dagegen nicht. 
In ihrer Anwendung auf die Mensehheitskultur konnte die Lehre von 
dem die Natur erfüllenden ,Kampf ums Dasein' unmöglich eine dem 
Fortschritt gSnstige Lebensansioht und Ethik entwickeln. Sie über* 
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ließ viclnulir die einzelnen in den Fra'^'t-n der Weltanschauung und 
der auf sie gegründeten Moral sich selbst, und üie bewirkte demgemäß, 
daß der einzelne mehr an sieh als an das Ganze dachte. 

Erhebliche Vorteile trug aus der Bewegung der Jaiiro 18 iS 1850 
v(in den politisclien Gruppen im Rheinland die katlioli^clie davon. 
Die preußische Verfassung von 1850 verlieh der kathnlischen Kirche 
eine ganz veränderte, von den Fessehi staatlicher Ivirciieiüioheit befreite 
Stellung. Wenn diese Verfassung allgemein trotz ihres, beschränkten 
Gehalte an Volksreehten eine neue, die Provinzen mit dem Ganzen enger 
verbindende politische Kraft durch das alljährliche Zusammenarbeiten 
der Volksvertref un<: in Berlin erzetigte und durch die Entwicklung 
einheitlichen Staatsbewußtseins englier/.itjem Provinzialgeist entgegen- 
wirkte, so äußerte sie diese Wirkung ganz besonders im Rheinland. 
Für die rhejnisohen liberalen hatten seit 1830 die Wirtschaftspolitik 
der Regierung und der Zollverein die Voraussetzungen für eine innere 
Vcrschnv Izuri';: mit Preußen ges.-haffen. Für die rheinischen Katholiken 
aber, die aiu wii iM haftlichon Fiu tschritt dieser Zeit wenig beteiligt und 
deren politische Füiirer vorwiegend Juiisten und Theologen waren, hatte 
die Verfassung von 1850 mit ihren die Kirchenfreiheit garantierenden 
Bestimmungen die gleiche Bedeutung. Mit R<'cht konnte L. Camp- 
hausen im Jahre 1856 urteilen, daß trotz aller Hemmungen ,die Rhein- 
provinz jetzt tiefer in Preußen hineingewachsen ist, als man es noch 
vor zwanzig Jahren almen konnte*. 

Das war der Fall, wenn auch inzwischm Differenzen gerade d^ 
Katholiken mit der Regierung entstanden waren. In der das 19. Jahr- 
Inmdert erfüllenden großen Auseinandersetzung zwischen Staat und 
Kirche waren solche Differenzen unvermeidhch. Das, was der katho- 
lischen Kirche in Preußen durch die Verfassung geboten war, war 
zwar 80 yiel, daß ihre Vertreter offen zugestanden, sie sei ,in dem 
protestantischen Preußen freier als in dem katholisdien Frankreidi, 
dem katholischen Bayern, dem katholischen Österreich*. Aber dem 
innom Wicderbelebungsprozeß der katholischen Kirche galt als Vorbild 
das Mittelalter, wo die Staaten neben der Einheitskirche nur die zweite 
Stellung iiatten behaupten können. Die Kirche verlangte Unabhängig- 
keit vom Staate und Koordination mit ihm, wollte ihn aJber ihrerseits so 
stark wie möglich beeinflussen. Ihrem Wortlaute nach war die Verfassung 
von 1850 der Kirche günstig. Aber die Regierung betrachtete doch 
grundsätzheh auch die katholische Kirche, soweit sie ihrem Terri- 
torium angehörte, als eine der Einrichtungen, deren Beaufsichtigung 
zu den KompeteiuBai ihrer allgemeinen Souverinet&t gehärte. Einzelne 
' Artikel der Verfassung konnten so gedeutet werden, daß sie den An- 
sprüchen der Kirche nicht genügten. Insbesondere war das auf dem 
Schulgcbiete der Fall, wo der Er/.bischof Geissei unbedingte Unterrichts- 
freiheit für die Kirche verlaugte, während die Regierung der Kirche 
zwar weitgehenden Shufliiß auf die Schule zugestand, diese aber doch 
als ataatUche Veranstaltung anerkannt wissen wollte. Die rheinisohen 
Katholiken waren entschlossen, auch auf solchen Graizgcbieten die 
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Verfassung von 1850 wie ein Bollwerk zu hüten, und sie hatten ihcen 
Rückhalt an dem Erzbischof Oeissel, der seine Kirofieupolitik von 
Anfang an geschickt auf die 'J'atsache eingestellt lifitt«-, daß l'^riedrich 
\V'ilhclm IV. persönlich einer möglichst selbständigen Eutwickluiig der 
chriythclien Kirchen geneigter war als seine Minister, die der Staafe- 
raison vaoA dem Frieden unter den Teischiedenen Konfessionen ZugR^ 
Standnisse gemacht wissen wollten. 

Mehrere Erlasse des Kultusministers v. Raumer vom 22. Mai 
und 16. Juli 1^52 gegen öffentliche Volksmissioncn, erkoren die Nieder- 
lassimg auswärtiger JesuikMi und gegen die Ausbildung des jungen 
Klerus in dem vom Jesuitenorden geleiteten Collegium Germauicum 
in Rom — Erlasse, die auf katholischer wie auf liberaler Seite als vcf* 
fassungswidrig betrachtet wurden, — hatten die Wirkung, daß am 
30. November 1852 auf Antrieb der beiden Rheinländer A und 
P. ReielicnspiTqcr in der Zweiten Kammer eine .Katholische Fraktion' 
gegründet wurde. In ihr, der sieh sofort von den 61 rheinischen Abge- 
ordneten 33 anschlössen, fanden sich daneben auch die schlesisdiwi 
und westpreußischen überzeugten Katholiken zusammen. I>ie rheiniacfaen 
Führer di« x r Gruppe hatten die kirchlichei\ Selbst'andigkeitsbeatn- 
bungendesLaientums, die im Frühjahr 1848 im Rheinland erwaclit waren, 
schnell aufnouohen. Die zielbewußte HaU nn j Geissels, für den die Kirche 
und ihre Hierarchie .die inkanüerte Autorität' war, brachte sie zum 
Einlenken. Es trat jetzt deutlich zutage, daß der Vernunftoptimiamiu 
der Aufklärung ebenso wie der Idealismus des klassischen Zeitalters, 
die die kirchlichen Dogmen einem Ausglt icli der Konfessionen zu 
opfern bereit waren, am Rheine nur in einzi-liu^u Kreisen festen Fuß 
gefaßt hatt^'n. Der rheinische Friihliberalismus hatte auf dieser Seite 
seinen Standpunkt genommen, und im liberalen Lager fand diese 
Richtung auch weiterhin ihre Vertretor. Der Midurheit der katholieehen 
Bevdlkerung, und zwar nicht nur den Massen, sondern auch den ge- 
bildeten Ständen, war dagegen nach ihrer natürh'chen Veranlagung 
und ihrer Geistesbildimg der überlieferte reUgiöse, dogmatisch formu- 
lierte Glaulxj und der Anschluß an die Autorität der katholisciien Kirche 
em tatsächliches Bedürfnis für die Ruhe des Innenlebens gebheben 
oder unter dem EinfluB des Kölner Kirchenstreits von 1837 und der 
romuitisch-mittelalterlichen Strömung wieder geworden. Je weniger 
man seiner Kirche gegenüber Mündigkeit für sich in Anspruch nahm, 
um so niel)r fühlte man sich g* rirungen, dem Staate gegenüber für 
Bcinc Kirche einzutreten. Der kirchlielieu Zusammengehörigkeit ordnete 
man bestehende politische Heinungsvorsciiiedenheiten unter. Die 
Fraktionsfohrer erklärten, f&r sie hätten die Vorsohriften der kirch- 
lichen Autorität, der sie sich gänzlich unterwürfen, den Vorrang vor 
den staatlichen. Es liege ,ini Wesen und in der Natur des Geschöpfes, 
abhängig zu sein'; dem LiberaUsmus sei ,der Retrriff der Autorität 
abhanden gekoniiuen*. Um die Anerkennung der Autorität ihrer 
Kirche seitens des Staates zu sichern« wollten sie niöht nur die fiir 
ihre Kirche so wertvolle Verfassung behaupten, sondern auch dahin 
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fmen sollten, überraschte allg.nÄle M^Ä^^ 
Abgeordneten) schloß unmif t.4bare parlamentarche K. f ' ^ 
AeFraktion hoffte wie Geussel. auf Friedrich Wilh.lrn [V \\^ setzen 
Vertrauen auf den König', hatte A. Reichenspergcr schon am 12 Fe 
bruar 1852 ausgeführt, .nicht nur weil er vLä Kön^g Zo^' von 
tt eingesetzte Obrigkeit ist, sondern weil der kallolfedLn ^ 

Komge nahe am Herzen hegt, und daß er bere.t ist, dem \^rLnln 
Sie R r"*'..^ Gerechtigkeit und Gnade zu eut^prlchr« ^ 

Die Raumerschen Erlasse wurden in der Tat nicht ausgeführt 

den Jesuiten wurden 1852 in Aachen, 1853 in KöhTlSör^u 
dauernde Niederlassungen zugestanden, auch andc'katl 1 ' h OrZ 

V !"',y*^'^^.I802 aufgehobenen, und eine ausgedehnte kathohsche 
\ ere.nstatigkoit verästelte sich schnell über sSit und Und Se 

um den Eu^oa des Klerus auf die JugendorzieJmng zu erleichtern 
und d.e Stiehlschen ReguUtive vom Oktober 1854 legten fürle Schu^ 
b. Idung den Ton auf die kirchliche Gesinnung; Bie'verboJ^ 
Se Volk.tT'?'''''nr f^^' ^'"^ ('^^^hr^nch der deutechen Klassiker. 
Sksln^ "f^d^^ ^'^^'^^^^ emanzipierten Zeitgeist' 

uJd^^ T '^"^»ßß^e^ältms zwischen, der geistigen BiUung 
und den sittlichen Lebenskräften des Volkes zu beseitigen^ ' ^ 
In Ihrem Eintreten für die von der Reaktion mißhandelte Ver- 
S^^nlSl. T "^^^ katliolischc Fraktion niit dem Rest der 

rh«niMhenLiberalen. Wie dieser trat sie auch für die Selbstverwaltung 
von Gemeinden, Kreisen und Proyfaaen ein. Während aber der 
L berahsmu. d.e Selbstvemaltung im Sinne des Ffeiherm vom Stein 
al. ein Mittel zur Kräftigung des Staatsganzen betrachtete. woUte die 
&athohsche f^raktion daß durch die lokale Autonomio und die Organi- 
sahon der Mthchen KrMte' in den Teilen die Übermacht der Staats- 
n-Kierung, in der das protestantische Element uberwog. paralysiert 
u erde Im katholischen Rheinlande hoffte sie so dauernd den Einfluß 
mrer Kirche zu stärken. Auch in Sach<-n der rheinischen Kommunal- • 
omnnng gmgen Katliohken und Liberale zusammen. Eine für Stadt 
und Land übereinstimmende Gemeindeordnung (S. 281) hatte, lanc- 
jahngen Anträgen der Be völkerung wenigsten« teUimse entsprechend, 
die Regierung am 23. Juli 1845 der Rlieinprovinz zugestai^ In! 
n if» der R<5volution und der Bemühungen Hansemanns war am 

wnivl^/^.**!?."®^''^® ^^'S*' Monarchie erlassen 

worden Am 24. Mai 1863 beseitigte Indessen die Beaktion zunächst 
die letztere, und am 15. Mai 1866 erließ die Regierung für die Bhein- 
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provinz eine von der Landgemoindcordnunfr ahwoichtMide Städte- 
ordnuug, die nach dem Urteil des damaligen überprä.sidcnten v. Kleist- 
RetEOw ,die Haupt festung des liiberalismas, ein Hauptprinzip staan 
Gleichmacherei', zu I ill ])rachte. Das schon in der Gemeindeordnung 
vofi IR If) vorgesehene Dreiklavssenwahlreclit für die Gemeinde vf^rtretung 
und du- aus der französischen Mairie übernommene Stellung der in 
den Städten nun aus Wahlen hervorgehenden, aber der königlichen 
Best&tigung unterliegenden Bürgermeister blieben 2W«r erhalten. Nach 
dem preußischen System wurde aber die verwaltungsrechtliche Differen- 
zierung von Stadt- und Landgemeinden dureligefülirt. Die grundsatz- 
treuo Haltung der Rheinlande in dieser Frage staatsbürgerlicher Reclits- 
gleichheit war vergeblicli gewesen. Ihr Ziel, auch den Landgemeinden 
anstatt der aus der Zeit der französischen Herrschaft überkcmiraenen 
Abhängigkeit von der Regierung ein dem deutschen Wessen entsprechen- 
des Maß von Selbstverwaltung zu er\\irken, wurde nicht erreicht. Die 
Städteordnung von 1856 ist allerdings der Ausgangspunkt einer außer- 
ordentlich fruchtbaren Entwicklung des rheüüschen Städtewesens 
geworden. Die Autonomie der Landgemeinden kam dagegen nicht 
zur Entfaltung; ihre Biirgcrmpister wurden aucli weiterhin nicht 
gewählt, sondern von der Regierung ernannt, was der kathoiiscliea 
Partei besonders unwillkommen war, da sie bei Wahlen eriieldidie 
Vorteile für sich erhoffen durfte. 

Ln Gruiule war aber die Politik der Katholischen Fraktion konser- 
vativ, und ihre rheinischen Führer zählten sich zu den konservativsten 
Elementen des Volkslebena und zu den Vorkämpfern der überlieferten 
Autorität. Unermfldlich betonten sie, nur mit Hilfe, der katholischen 
Kirche könne die Welt aus dem Chaos des Heidentums, des Sozialismus, 
der Anarchie gerettet werden. Die europäische Gesellschaft sei auf- 
gewühlt und zerrüttet von den Gewalten der Unterwelt und schwanke 
bis hinab in ihre Fundamente. ,Da8 große Prinzip der Unabhängigkeit 
des kirchlichen Lebens vom Staate, in dem die Gewißheit der Wieden 
geliurt Europas im Geiste des Christentums liegt', rühmte P. Reichen?- 
perger 1856 als ,da8 Rettungsmittel gegen die Todesumarraung dos 
heidnisch gewordenen burcaukratischen Staates'. So forderte die 
Fraktion im preuOisohen Staate vor allem konfeesionelle.Pant&t für 
all( R< amtenstcllungen .und die Errichtung einer unter der Anfaicht 
des Episkopates stehenden kathoUsohen Universität. 

Gleichseitig mit diesen mnerpoUtischen Vorgängen spielten sieh- 
europä,srhe Ereignisse ab. die das Gesamtbild der deutsohen PoUtik 
von Grund aus änderten und so auch das öffentliche Leben im Rhein- 
land umgestalteten. Die lange Frieden.c;2eit, d(>r die Heilice Allianz 
dw drei OstmSchte Rußland, Österreich und Preußen seit 1818 die 
Bignatur gab, ging zu Ende, als im April 1858 die Orientalische- FiMi* 
aen bis 18o5 währenden Krimkrieg (entzündete. Rußlands Heraus- 
lorderung der Türkei bewirkte im April 1S53, daß England und Frank- 
tdon diese unterstützten, und um seiner Balkanintereesen willen ließ 
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auch Österreich sich bestimmen, auf diese Seite m treten. Im DRdei- 

Spruch mit den fortdauernden russischen Sympathicen dorKonserTOtivon 
Partei gmg aber Preußen im April 1854 ein Bündnis mit Österreich 
«m. rückte also gleicMalls von Rußland ab. Am Jlheiae. wo der als 
Militargouverneur in Koblena reeidieronde Prinz Wilhelm, der spätere 
König, den Augenblick für gekommen hielt, Rußland für »eine Haltunc 
m ülmutz (1850) zu strafen, war die öffentliche Meinung geteilt Die 
liberale Presse verlangte, daß Preußen jetzt ,eine übergreifende Staats- 
kraft — gegen Rußland — geltend- machen müsse'. Auf katholischer 
S ito aber vertrat die .Deutsche Volkshalle* in Köhl zonSchst die / 
umgekehrte Auffassung: Preußen müsse mit Österreich gemeinsam den t 
Küssen gegen die Türken helfen, um den unchristlichen Halbmond i 
MU JSmropa zu vertreiben. Österreichs Abschwenken zuliebe wurde aber 
auch diese Zeitung 1864 tfirkenfreundBoh.obgleich In ihr dargelegt wurde 
daß das kan(nnsche Recht die Unterstützung .der Sarazenen. Türken and 
anderen l^emde des Namens Christi' mit der Exiv-nmmunikation be- 
drohte. Die Berliner konservative Kreuzzeituiig warf ihr dafür poli- 
tischen KathoHzismos' vor. Preußen blieb indessen schheßlich doch 
neutral, und der Krimkrieg hatte die überraschende Wirkung, daß 
oinc Annäherung des gedemütigten Rußland au Fiankreich erfolgte, 
so «aß für die deutschen I,änder die Gefahr eines Grenzdruckes seitens 
der beiden stärksten Militärmächte drohte, von denen Frankreich sich 
jVtzi \vieder als führende Macht in Europa fühlte. In dieser Lage trat 
xNapoleon III. als Bundesgenosse der in Italien seit 1860 unter Vor- 
antritt der Krone Sardinien entstandenen Eirilieitsbowegung auf, dio 
diu-ch Verdrängung Österreichs den Itahenern den Weg zum nationalen 
Staat bahnen wollte. Im April 1859 entbrannte der Itaheiüsche Krieg. 
Osterreich verlangte, daß der ganze Deutsche Bund ihm beistehe* 
und die Kathohken erklärten am Rheine wie anderwärts die miUtärische ■ 
Hilfe für Bundespflicht, obgleich eine solche zum Schutze der außer- 
deutschen Länder Österreichs mcht bestand. Die Aufstellung einer 
deutschen Armee am Rhein soDte Frankreich hmdern. seine Truppen 
nach ItaUen zu senden und über Siiddoutschland gegen Österreich vorzu- 
gehen. Auf liberaler Seite sympathisierte dagegen auch am Rheine ,der 
Sinn iür Gerechtigkeit und für sittheh freie materielle und geistige Ent- 
wicklung der Nationen' mit der nationalen Bewegung in Italien und 
hielt es für falsch, daß Freufien sich für rein östeneichische Interessen 
einsetzte. Der Sorge vor einer Bedrohung der Rheingrenze durch 
Frankreich konnte man sich allerdings nunh liier nicht verschh'eßen. 
Nach längerem Zögern machte die preußische Regierung im Juni 1859 
einen Teil d«r Armee mobil, aber nun schloß Österreich am 11. Juli 
schnell den Frieden von Villafranca und trat die Lombardei ab. weil 
«s nach seinen eigenen Ki^derlagen dem preußischen Rivalen keine 
militärischen Erfolge gönuto. So winden in diesen erregten Wochen 
mcht nur die Gefahren des außerdeutschen Länderbositzes des Hauses 
Habsburg für Deutsohlaiid offenkundig» sondern anoh die Tataaohe, 
daß durch die Rivalitftt zwischen Osteireich und Ptoußen jede aktivB 
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deutsche Politik nach außen geixindcrt war. DeutschlaTul konnte sich 
no^ immer nicht, me es die nationale Bewegung 1848 so he iß orstn l.t 
hatte ab Großmacht im enrop&iachen Konsert geltend mac hen Uas 
neuernche Auftreten Frankreichs ließ aber dieae Lage als geradezu 
bedenkhch ersohemon. Daß nur Preußon sie bessern l^e. lag zutage; 
denn Preußen hatte a|ch, vor allem durch den Zollverein, in Doutich' 
land hrnem-. Osterreich immer mehr aus Deutschland herausentwickelt. 
inn„. ""'"'^^^ n;™m das nationale Einheitsstreben, das Ver- 
langen na^h emem großen und freien Vaterlande, das seit dem Be- 
T^n^l^'T ^'"^ii^.*"^^ C^-genschläge die stärkste pohtische Kraft in 
^^^^^'^"^^^ und gebheben war. Aaeh d.rn Muster der italic- 
?4 Al;«ri'«^Q T^"^^ 8«Pt««»^er 1857 trat in Koburg am 

20 nä? M?L f ins Leben, der schon bald über 

De^Ä ; ' T^''-^^^-^^ ^^J-ino traten ihm Liberale und 
^^J '^'' ^'^'^ wieder wie im Vormärz die Träger des nationalen 

^^"^ entstanden viele Zweig, 

vemne. Der Nationalvercm nahm die Forderung der Kleindeutscb- 

ftalt unL' «/^?. daß ein^eufacher imides. 

^Irfma^ J'!? '''^^ , ^ ""'^ "^'^ ^i"«"^ Parlament in 

^Än Lm.« 'iif "i^'^'S; ^^rf— ^' vom Jahre 1849 ge- 
^nef we^^ Ergänzung dieses Bundessteat. durch 

Sten \ " ^■""^^Tr***^*^*''" öaterreich blieb vor- 

Ko,««t?;ti 1 ""^'''r'S'' daß es Preußen, das seit 1850 eine 

w!h^L d^^^^^^^ Bindemittel der 

S Wr Eroberungen', die deutschen Stämme 

^chut^ e nlft ^"«^ den deutschen Grenz- 

Kon^t^f^ 5^ ''r" ^b^'^alp^ rhirohführun« seiner 

SrÄÄj:.r"'^7^ ^ DeutseldiTeSSSen war. 

inFrat.kfurl . \ i ^ '^II'^' 28. Oktober 1862 

PreJC -ö errH ^ ^>«- 

«ar DeBtBohland. i , Doiit ,.hlr Ko.chonsperger, ,,st notwendig 
«WlliiW.' Die m'Ui^het ,ne m religiös-konfcssioneller Ite- 

so"w^ , T?!fl^Tf„^*S"? «nterbr^cl,,.,, durch den 

1862 übl; : ;'" ^ «:*«"»8 und Volk in P..ußc-n im Jah« 

Bruder dieTS^S'stll'"''''"' "O"'-' ""heilbar erkranklen 

Krone b^SÄ"!:?:V^'™l C™ndrichtung von der 
entließ er da« re^V^T-T^«™? liberalem Einschlag vor. Noch 1858 
gemäßigt Ub^ j;;tu^^ Mmbt«i.m M«,te«ffo]!*'am es dureh ein , 
«thwl dL l""' "^v?. t^' ^"f"--' i«>" Wahlbeeinna«nmgi-. | 

von 862 Abgeordneten statt der babeaaaa 'S»'- 
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Konservativen 210 Liberale und Demokraten angehörten; die letzteren 
gaben ihre Obstruktion jetzt auf. Von den 61 rheinischen Abgeordneten 

zählten 39 zu der liberal-ticmokratischen Seite, die übrigen 22 gehörten 
zu der 56 Mitglieder umfassendon Katliolischon Fraktion, die sich jetzt 
.Fraktion des Zentrums' nannte, weil sie sich in Regierung und 
Kammer nicht mehr dem konservativ-orthodoxen Protestantismus, 
sondern dem unkonfesnonellen Idberalismua gegenubersah. 

Liberale und Demokrat < ri aber« die so schnell die Majorität in 
der preußischen Kammer erlaubten, waren die Träger der nationalen 
Bewegung. Wilhelm I. stand dem (ledanken der deutschen Einheit 
unter preußischer Führung lüclit ablehnend gegenüber, aber er wollte, 
daß in allen politischen Fragen die Krone, die auch er als ein vom 
Volko unabhängiges Herrschaftsmandat auffaßte, unbedingt die Füh- 
rung wa])rt(>. Er bemühte sieh prrx'tulieh um die Reform di*.s Deutselien 
Rutides, und er hoffte auf ein nlhiiülilich«'» Einvernehmen der deut,sehen 
Fürsten über die deutsehe Einlieit. Er war aber dagegen, daß ,in 
Deutschland der schmähliche Anfang von 1848 im Sitme der Volks- 
beglückung von unten herauf eine Repetition erfahn^'. Da er in erster 
Linie Soldat war, so legte er den Nachdruck auf die Vermehrung der 
Kronmaeht dnreli die Armee. Deren Verstärkung erschien ihm schon 
aus Gründen der äul^rn Politik unbedingt erforderhch. Das Scheitern 
der deutschen Etnheitsbew egung 1848 — 1860 hatte bewirkt, daß Preußen 
in seiner vom Wiener Kongreß ^schaftenen, auf zvroi getrennte Land- 
gebiete verteilten Gestalt und mit der Aufgabe, dennoch am Rhein 
die deutsche Wacht zu halten, auf sich selbst angewiesen blieb. Nur 
eine starke und schlagfertige Armee konnte Preußens Stellung in 
Europa sichern. Frankreichs Macht war durch den Krimkrieg und 
durch den Italienischen Krieg erheblich gewachsen, und seine Rhein- 
trelüsie waren offenkundig. Von Italien hatte Napoleon III. auf Grund 
der Theorie von den .natnrliolien Grenzen* 1860 einen Blulzoll in Gesf alt 
von 8avoy< ii und Nizza für seine Hilfe verlangt und erhalten. t*her- 
zeugt, daß auch dem deutschen Volke nicht versagt bleiben könne, 
die nationale Einheit, die bei seinen Nachbarvölkern längst Wirklich- 
keit geworden war. au- rleni Reiche der Idee in das Leben zu über- 
tragen, war er nicht abgi neigt, in Deutschland Preußen auf ähnliche 
Weise gegen Ö^terreicli /u fördern, Mie er es in ItaHen mit Sardiruen 
gemacht hatte. Der Preis dafür sollte aber ein Stück des buken Khein- 
ufers sein. Der von Frankreich erhobene Anspruch auf die kontinentale 
Vorherrschaft wollte eine Veränderung der europäischen Machtver- 
h.ältnisse in MittehMn*t»jia nur unter der Redingung zuhi'^sen, daß Frank- 
reich selbst sieh vergrr>ßerte. Davon w ollte in<le-^«'n Wilhelm 1. nichts 
wissen. Am 25. Mai IHtiO erklärte er bei seinem iiesiu h in »Saarbrücken 
öffentlich, Preußen »erde niemals zugeben, daß aucli nur ein Fuß- 
breit deutschen Landes verlorengehe. 

Einen genügenden Ausbau der Armee hielt Wilhelm I. nur durch 
Verstärkung d( r ]Jnientrup])en für möglieh. Die Landwehr war. so 
sehr die öCfentUche .Meinung sie schätzte, der Linie an Schlogfertigkeitr 
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und Kriegst üchtigkeit weit untorlctien. Abor aucli aus fJründon d<>r 
imiern Politik war Wilholm für die Linie und für die allgemeine Durcii- 
führung ilirer dreijährigen Dienstzeit. Der militärische Geist, der die 
Armee zu einem suT^ässigen, der Krone in unbedingter T^e er- 
gebenen Werkseiig machte, fehlte in der LMdwelir und Tertrag rieh 
nicht mit ihren freiheitlichen, aus der Zeit des großen Krieges stammen- 
de!! rirundlagen. Sic war durch ihre bisherige, von der Linie abweichende 
C>rgauis;\ti<'n zu stark .verbürgert'. Hatten ihre Schöpfer in den 
Jalirou 1813/181-4 in ilir eine demokratische Institutiun und gerade 
ein Mttel gesehen« um das Volk zu innerer Freiheit und Reife zu emehen, 
80 ersohien sie, besonders nach den Erfahrui^en von 1849, den mili* 
tärisehen, von konservativem und feudalem Standesgdst erfüllten 
Kreisen als unzuverlässie für Kämpfe im Innern. Das Wclirgi^sotz 
vom S.September 1814 ijili d'-r Krone das Recht, die allgemeine Wclir- 
pfÜcht nach den jedesmaligen Staats verhältuissen zu reguUcren. Wil- 
helm I. ließ im Februar 1860 im Abgeordnetenhaus eine Vorlage ein- 
bringen, die der seit 1814 von 11 auf 18 Millionen gewachsenen Ein- 
wohnerzahl Preußens entsprechend eine Wrnielirung der Armee nm 40 
Linienregimenter, eine Erhöhung der Jaliresausiu'bung von 40 0(X) auf 
fi^lMH) Rekruten und die dreijährige Dienstzeit forderte, zugleich aber 
die Landwehr in Organisation und Disziplin mit der Linie verschmolz, 
ihre bisherige Selbständigkeit also beseitigte. Die jährlichen Mehrkosten 
beliefon sich auf 9^ Millionen Taler. 

Nur bei den KoTiservativen in den alten Provinzen fand diese weit- 
gehende Vorlag«' Zu.stimrnuni7. Dieöffentliche ."Mcinungim übrigen Preußen 
selb.st und in Deutschland war dagegen. Die Vertn tnr deA Gedankens 
der deutschen Einheit unter preußischer Führung erkannten zwar aus 
Granden der äußeren Politik <Üe Notwendigkeit einer Armee Verstärkung 
an, sahen aber in der auf diese Art verstärkten Armee ein Hindernis für 
die Weiterentwicklung der politis<'!i< n Freilieit in Preußen. Preußt^n 
sollte sich durch .morahsche Er()i)erungen', vor allftn dadureh, daß es 
endlich zum wirkUch ,konatitutioneilen' Staat \surd<', die Sympathie 
Deutechlands sichern und so an seine Spitze gelangen. Provisoriacli 
bewilligte zwar das Abgeordnetenhaus 1860 und 1861 mit BQoksicht 
auf die gespannte Lage der europäischen Konstellation d(?n verlangten 
Kr( dit, iiixh aber zu erkennen, daß es die Vorlage keinesfalls dautfnd 
gcnoiimigen werde. 

Im Rheinlande war die stehende Armee, deren Offiziersstellen zu 
zvü Dritteln, die höheren fast ganz, vom sltpreußisohen Adel besetst 
waren und deren straffe Disziplin dem rheinisohen Volkscharakter 
wenig zusagte, nicht p<^pulär geworden. Die rheinische Jugend, die 
in die Armee eintrat, diente, wie man sicli ausdrückt f>, ,bei den Preußen" ; 
so wenig hatte die miUtärische Seite des preußischen Staates hier 
Wurzel gefaßt. A. Reicheiisperger, der Führer der katholischen Rhein- 
länder, klagte ,fiber die fatalen Armeevorlagen mit der Zugabe von 
9 Millionen Taler; aus Soldatenliebhaberei ist man bemüht, die Monar- 
chie für alle Zeiten zu einer Art Sparta zu gestalten*. Auf der andern 
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Seite suchten zwar die Altlibcralen nach einer Verständigung mit der 
Regierung. Die rheinischen Junglibraalen und Demokraten aber schlössen 

ßieli der Entwicklung an, die das aUgemeine preußische Parteileben jetast 
einschlug. Am 6. Juni 1861 vereinigton sich Vertreter beider (Truppen 
zur .Deutschr*n Fort.sciirittspartei*, von deren drüiidorii und Führern 
(v. Forckeubeck, v. Hoverbuck, Twe«tcn, Schulze-Delitzsch u. a.) 
swar keiner Bheinl&nder war, die aber sum Teil von rheinischen 
Wahlkreisen ihr Abgeordneten rnandat empfingen. Eine feste Vereinigung 
Deutschlands, so erklärte die neue, vom Geiste des Nationalvcreins 
erfüllte Partei, neben der das gleichfalls neue .Linke Zentrum' eine 
verwandte Politik in etwas gemäßigter Form trieb, könne ohne eine 
starke Zentralgewalt in den Händen Preußens und ohne gemeinsame 
Volksvertretung nicht gedacht werden. Für Preußen aber wollte man 
keine einseitige Verstärkung des militärischen Elementes, verlangte 
vielmehr ,die strenge und konscque!\te Verwirklichung des verfassungs- 
niäUigeu Rechtsstaats', d. h. das parlamentarische Regiorungssystem 
mit verantwortlichen Mimstem. 

So spitzte sich die Frage det Armeerelorm zu einem Verfassungs- 
konflikte zu, vor dem die nationale Bewegung zurücktrat, und die 
Kheiiilaride wurden ein Hauptsitz der Opposition. Auf die provisorische 
Kretlitbe willigung hin war die Neuformation der Armee, die diese 
im Frieden von 160 000 auf 240 000, im Kriege von 230 000 auf 400 000 
Mann hob, erfolgt, und die Krone vertrat den Standpunkt, daß sie 
auf Grund der Verfassung von 1850 die einmal bewilligten Mittel 
weiter erhelieii und \prwenden dürfe. Der König woUte eher abdanken 
als auch nur luf « lueii Teil der Vorlage \erzichten. Auch den Vor- 
schlag, den am Rlieiu inabesondere der Bonner Historiker H. von Sybel 
als Abgeordneter für Krefeld vertrat, die Umgestaltung der Landwehr 
gegen das Zugeständnis der zweijährigen Dienstzeit anzunehmen, lehnte 
er bestimmt ab. Mit der Auflösung des Abg' nrdnetenliauses im März 
1S62 war die .Neue Ära' zu Ende. Da die katholischen Parteiführer, 
vor allem P. Rcichonsperger, vor dem Ivoiülikt mit der Krone zurück- 
schreckten, verlorn sie ihren Anhang. Bei den Neuwahlen im April 
gaben die rheinischen Katholiken wieder wie 1846 denjenigm Abge- 
ordneten ihre Stimme, die am bestimmtesten für Verfassung und 
Volksrechte eintraten, d. h. denen des Linken Zentrums und der Fort- 
schrittspartei. Das katholische Zentrum sank in den nächsien Jahren 
auf 15 Mitglieder, von denen nur 4 Rheinländer waren, während dem 
linken Zentrum 29, der Fortschrittspartei 25 rheinische Abgeordnete 
angehörten und unter der rheinischen Bevölkerung die radikale Richtung 
Waldecks mehr Anklang fand als die gemäßigte v. Forckenbecks. 

Als fini 23. September 1802 auch das neugewählte Abgeordnetenhaus 
mit 308 : 11 Stimmen die Miütärvorlage ablehnte, berief Wilhelm I. 
in Otto V. Bismarck den Mann an die Spitze der Regierung, der bereit 
und imstande war, den Konflikt siegreich für dieKroneduiehzukäinpfen, 
die Armeereform also ohne und ge^on das Parlament zu vollenden. 
Kr tat das aber, indem er den inuern Konflikt in einer alle Weit 
Oetthiebte dea BheUdaadw I. II 
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überraschenden Weise mit der deutschen Einlieitsbcwegung ver- 
knüpfte. 

In den Jahren 1851 — 1857, wo er als preußischer Qesandtor beim 
Bundestage den Druck österreiclis empfunden hatte, war die Absieht 
in ihm gereift, die RivaUtät der beiden Großstaaten zugunsten Preußens 
zu entscheiden. Für das Ringen um die Vorherrschaft stellte er jetzt 
den 1859 wiederorwachten nationalen Einlieitsdrang in Rechnung, 
aber in anderer Weise als die Volksbewegung, zu deren Fehlsehlageo 
er selbst in den Jahren 1848 — 1850 eifrig beigetragen hatte. Er ging 
nicht wie diese von der innern, sondern von der äußern Poütik aus, 
auf die dem Volk und seiner Vertretung verfassungsmäßig kein Ein- 
fluß zustand, walirend der König allein das Recht hatte, Krieg zu 
erklären, Frieden zu schließen und den Oberbefehl über die Armee 
zu führen, und er wollte die nationale Aufgabe aufs engste mit dem 
im Geiste Friedrichs d. Gr. erneuerten Streben nach einer waffen- 
starken und naeh außen selbständigen Macht Preußens verbinden. 
Die etigf, durchweg leitende Verknüpfung der preußischen Maeht- 
int^rcsscn mit Deutschland sollte den vollen Abschluß der pohtischea 
Mission Preußens herbeiführen. Wie aber seinen konservativen Grund* 
sätsen gemäß die seit dem Vereinigten Landtag von 1847 unvermeid- 
liche Umbildung Preußens zum Verfassungsstaat nur unter Wahning 
des altmonarchiselu ri Prinzips, also unter wesentlicher Einschränkung 
der nirxlt riu n koustitutiom lkii Ansprüche, erfolgen durfte, so sollte 
auch in (h-iu Kleindeutschland, das sein Ziel wurde, das Fürstentum 
überwiegender Repräsentant der Staatsidoe bleiben, die Volksbewegung 
also eingedämmt werden. .National' im Geiste cUeser Bewegung war 
für ihn .revolutionär'. Von dem modernen italierüschen Vorbild, das 
schon 18G1 den Einheitsstaat jenseits der Alpen aufrichtete, Mollt« 
er daher uiehts wissen, vielmehr auf dem Wege bleiben, den im Mittel- 
alter Frankreich, Spanien und England zum nationalen Staat gegangen 
waren. Der stärkste monarchische tf ittolpunkt Deutschlands, die preus- 
sisohe Krone, sollte dieFührung übernehmen und unter Behauptung ihxet 
geschichtlichen Eigenart, wenn irgend möglich auch unter Vermehrung 
ihrer Macht die anderen Teil.staaten an sich ziehen. Daß er dabei, ähulioh 
wie es 1849 das verwandte Unionsprojekt getan hatte — wenn auch in 
geringerem Uuifangc als dieses — , auf die Ideen von 1848, das Deutsche 
Parlament und den Ideindeutschon Bundesstaat, znrü(d^grdfoii muSts» 
erkannte Bismarck seit 1860 an. Diese Anerkennung der vom deutschen 
Volke im Gegensatz zu den fürstlichen Regierungen geleistoten Vor- 
arbeit trennte ihn von der Konservativen Partei, der er angehörte 
und an der er zugleich in der Armeereform und im preußischen Ver- 
fassungskonfhkt die einzige Stütze besaß. In ihrem Kreise ging damsb 
das Wort vom «Nationalitätensohwinder um, und ihr Führer v. Kleist* 
Bötzow wandte sich 1862 im HerrenJiause scharf gegen die nationale 
Bcwegimf», weil sie den preußischen Staat in seiner historischen Eigenart 
vernichten werde. Unter dem Schein der Nationalität wolle man eine 
andere Obrigkeit sciiaffen und das Wesen der Obrigkeit überhaupt 
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ändern, also gegen die .göttliche Ordnung* angehen. Die Konservative 
Partei deutete den Namen der ,deutöcheii' Fortschrittspartei so, daß 

preufiiflohe Interessen, preußische Macht, preußische Ehre geringer 
achte als andere Int<^ressen, andere Macht und andere Ehre', und sie 
wollte \vt <lt r die nationale Bewegimg noeh den Bruch mit Österreich. 
Biumarck lüelt dagegen den letztern für unvermeidlich mid hoffte, 
die spezifisch preußischen Bedenken seiner Partei durch seine Maß- 
nahmen entkr&ften xu kennen. Br fand dafür aber kdn Vertrauen 
and sah sieh in der nationalen IVage auf Liberale und Demokraten 
angewiesen, mit denen er doch im preußischen Verfassungskonflikt 
völlig zerfallen war. 

Die beiden Kriege von 1864 und 186C haben seiner staatsmännischen 
. Meisterschaft den vvrschlungenm Weg zum Ziele enohlossen« indem 
er sie im Gegensatz zur fiffentiichen Meinung seines Landes und im 
offenen Konflikt mit seiner Volksvertretung unternahm, wider alles 
Erwarten aber durch sclmdle uiul gliiu'/eiKlo Siege krönte, die der 
durch die Heeresreforni geschaffenen Aniuv verdankt wurden. 

Seit seiueuwVnitsantrittc gewann er bald das Vertrauen des Königs, 
da sein Eintreten für das monarchische Prinzip und für die Armee- 
reform diesem die Mittel bot, Preußen auf sicli selbst zu stellen und 
seine Position im Rahmen der europäischen Miuhtv(>rt«i]utig aus- 
zubauen. Von hier aus vermochte Bismarck den König in der deutschen 
Frage schneller vorwürtszudrängen, als in dessen Absiclit lag. War 
die preußische Politik unter Friedrich Wilhelm IV. durch religiös- 
morahsche Erwägungen gebunden gewesen, so verlieli ihr Bismarck 
jetzt den realpolitischen Zug, der die Gesetze der politisclien Moral 
nur aus den Motiven des Staatswohls ableitet, also Einschränkungen 
des moralischen Prinzips zugunsten der politischen Notwendigkeit 
znl&ßt. Der Übergang zu diesem System, das sidi in dem diplomatischen 
Ringen als wesentlich für alle zu Erfolgm führende Großmachtpolitik 
durch die geschichtliche Erfahrung erwiesen hat, empfing in diesem 
Falle seine besondere Rcelitfertigung durch die Tatsache, daß die neue 
preußische Machtpohtik der nationalen Einheit diente, auf die das 
deutsche Volk ein unveräußexÜohes Recht und nach seiner langen 
Zersf^tterung mindestens den gleichen Anspruch wie die Nachbarn 
hatte, die iluc r Verwirklichung mit allen Mitteln eigner Machtpolitik in 
den Weg getreten waren. Insbesondere hatte Frankreich seit Jahr- 
hunderten in der Erhaltung der poUtischen Zerrisserüieit Deutschlands 
die Stütze seiner eignen Macht gesucht. Es gelang Bismarck, dem 
Konig seine eigne tHterzeugung l^izubringen, daß statt ,moraKscher 
Eroberungen' die Gewalt der Waffen, ,Blut und Eisen', den Gruiul 
zu dor Kräftigung Preußens und seiner Erhebung in D< utsrliland 
legen müßten. Für den VerfassungskonfUkt aber machte er sie Ii dem 
König vollends unentbehrhch. Mit Uilfe der Theorie von einer , Lücke der 
Verfassung* beansproofate er das Recht, auch ohne Budget zu regieren, 
was allerdings den letzten Rheinländer im Ministerium, den I^nanz- 
minister von der Heydt, veranlaßte, noch im September 1862 aus 

si* 
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Gowissensbedenken seixien Abscliiod zu nehmen. Vier Jahre, bis zum 
Hnrbst 1866, dauerte der budgetlose, verfassungswidrige Zustand. 
Während dieser Zeit befand sich die Rlicinprovinz so gut wie gaiu 
in Opposition. Die naturgeniäli verhüllten letzten Ziele des Konflikt- 
üiiiiisters waren hier wie anderwärts unbekannt, und das gewalttätig 
heraosfordemde Vorgehen Bismarcks vorlelste das bürgerliehe Be- 
wußtsein der Rheinländer all(>r Parteien tief. 

Auch die gemäßigten Altliberalen hielk ii da"? Vorgehen der Regierung 
für verfassungswidrig, und sie brachten das am 6. Januar 1863 in 
einer Kölner Adresse an den König zu würdigem Ausdruck. Aber sie, 
die sich seit einem Menschenalter die positive Mitarbeit am prenßiscbea 
Attfbao mm Ziele gesetet hatten mid nicht nur die Träger des wirt- 
schaftUchen Auf.sc}nvung8 der Provinz waren, sondern auch in einer 
starken, alior allerdings zuglcioli populären, Wehrnuocht die Grundlage 
staatlicher und wirtscliaftliciier (iröBe sahen, wollten doch keine das 
Staatswohl gefährdende V^ersehärfung des Konflikts. L. Camphausen 
vertrat zudem schon seit 1852 den Standpunkt, in Preußen müsse 
»die MinisterTerantwortlichkeitim konstitutionellen Sinne verschwinden 
und auf die gesetzliche Straf fäUigkeit des Verbrechens besohränkt 
werden'. Beckeiath \md Mevisscn hatten die.se Wendung zwar niciit 
mitgemacht, aber auch sie .sahen keine Mögliclikeit. den innern Hadfr 
zu beseitigen, der ,die Schöpfungskraft des Laudis in einem Moment 
lähmt, wo Preußen aller Anstrengung bedarf, um die Lösung seiner 
historisch ererbten Mission in Deutsohland mit Erfolg anzustreben*. 

Die öffenthche Meinung der ProWnz wurde durch den Jüngern 
Liberalismus und die demokratische Fortschritt.'»partei beherrscht, und 
sie identifizierte sicli mit den scharfen Beschlüssen der Kammer- 
majorität, die die Entlassung Bismarcks und ein verantworthches 
Ministerium forderte. Da die KSlnische Zeitung, die mit den Alt- 
liberalen in Fühlung blieb, nicht heftig genug gegen die Regierung 
schrieb, schuf sich die Fortschrittspartei in der vom 1. Januar 18G3 
ab in Köln und Düsseldorf erscheinenden .Rheinischen Zeitung' *'in 
Organ nach ihrem Sinne. Der Gegensatz der Konfessionen verhlaßto. 
Von den kathohschen Führern hielten sich die beiden Reichensperger 
ähnlich wie die AltUberalen Kurüok, um auf kirchc npolittsohem Boden 
kdne Spannung mit der Regierung zu erzeugen. DasBürgertun\ abcrund 
die Massen gingen mit der fortschrittlirli, ti Opposition, die auf den beiden 
Abgeordnetenfesten in Köln 1803 iind 1865 popidäre Triumplie feierte. 
Übereinstimmung herrschte allerdings nur bezüglich des Verfassungs- 
konfhktes. Die preußische Hegemonie in DeutechUnd gehörte wohl zum 
Programm der Fortschrittspartei, und die Rheinische Zeitung schrieb, 
auf dem soliden Boden der preußischen, im modernen Rechtsstaat 
verwirklichten Freiheit sollten ,dic ehernen Säulen errichtet werden, 
stark genug, ein Dach für ganz Deutschland zu tragen*. Die Katlioliken 
aber wollten durchweg nichts von ihr wissen. Wenn A. Reichensperger 
meinte, ,das Fi^uBentum hat so viel reepektables, die von Friedlich IL 
her datierende Marotte von seinem «histotischni Beruf' hat aber seine 
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gesunden Kräfte infiziert und es auf eine BaJin geschoheii, die — und 
zwar auch jenes Preußentum selbst — früher oder spiiter zum Ab- 
grund hinf Ohrt', so beEeiohneten such die .Kölnischen Blätter', fda» 
seit 1860 erscheinende katholische Preßorgan, das im Verfassungs- 
konflikt an Schärfe nicht hinter der Rheinischen Zeitung zurückstand, 
den .(Icntsriieii Heruf* Preußens als einen Kranklicitsstoff, der aus 
dem preußischen SloaLskörper ausgotriobou werden müsse. Neue 
politische Talente traten aber am Rheine nur in geringer Zahl hervor, 
die geistige Führung der Opposition lag vielmehr im wesentlit In n in 
P»erHn und in den aU«'n Pi<iviiizcn. In Köln war nls FiiJirer d« i F<irt- 
schrittspartei J. Classen-Kappfhnann anerkannt, und neben ihm galt dt r 
gemäßigtere H. von Sybel als politisches Sprachrohr der Rheinlande. 
Wenn aber ein Mami wie Treitschke Bchon im Sommer 1863 gegen- 
über Bismarcki} Mafiloeigkett die Revolution nur noch als eine Frage 
der Zweckmäßigkeit ansah und es als Pflicht erklärte, sie zu wagen, 
sobald sie anssichlsvoll sei, so schrieb Sybcl anfangs des Jahres 1866, 
der .AbsolutisDiUS ist jetzt eo massiv und real vorhanden, daß ich 
nur einen Gewinn sehen kann, woun er genötigt wird, die letzte ver- 
hüllende Maske abzulegen*. 

Damals liatte Bismarck, dem der Tod König Friedrichs VII, von 
Däru'mnrk (15. Xovemher 1S6.3) die Möghchkcit darbot, die schleswig- 
hoii^teinische Frage in einer Weise vom Standpunkt der europäischen 
PoUtik aus in Bewegung zu setzen, die den Keim zum Kriege mit 
Österreich in sich trug, den ersten großen Schritt auf seiner ver- 
schlungenen Balir\ schon hinter sich. Die europäische Lage bot ihm 
mnndin Vorteile. Osterrciclis S])anp.ung mit Frankreich und Italien 
dauerte noch fort. Bismarek verstand es, mit Italien ein Bündnis 
zu schließen, Kapoleons III. rheiiüsclie Wünsche dagegen liinzuhalteu. 
Mit Rußland stellte er das 1864 erschütterte gute Verhätnis wieder her. 
indem er 1863 wälirend des Polenaufetandes bedingungslos auf seine 
Seite trat. Ii\ England aber konnte er wenigstens mit dem persönlichen 
WolilwoUen der Königin Viktoria rechnen, da ihre Tochter seit 18Ö8 
Gemahlin des preußischen Kronprinzen war. 

Im Rheinlande zeigten zwar die AltUberalen schon im Juli 1864, 
nach den ersten Siggen, die die Bravour und Disziplin der pnoßischen 
Armee errang, Verständnis für die Erfolge, die Bismarcks Politik auf 
nationalem Gebiete in Aussicht stellte. Im allgemeinen aber galt er 
doch auch hier als der Abenteurer, der rücksichtslos alles aufs Spiel 
setzte, und man prophezeite seinem System den Zusatnmenbruch eben in 
dem Augenblick, wo ee sich anschickte, zu triumphierrau Bismarck 
wollte die Einverleibung Schleswig-Holsteins in Preußen. Verlangte 
die ,Rheinischo Zeitung* die Beendigung des Verfassungskonfhkts, 
ehe sie sich auf andere Frag(;ii einlassen wollte, so wendeten sich die 
kathohschen »Kohüschen Blätter' gegen jede Vcrmelirung der preußi- 
ichen Macht in Deutschland, da deren Übergewicht ihnen schon jetzt 
drückend erschien. Aufrichtige Anlahi^^qg Preußens an die deutsohen 
Bundesstaaten werde ihm dagegen Verminderoiig der Armee and 
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Herabsetzung der Dienstzeit ermöglichen. Als dann nach zwei Jahren 
diplomatischen Ringens Bismarok am 0. April 1866 zum Angriff auf 
Osterreich überging und beim Deutschen Bunde zunächst die Be- 
rufung eines Deutschen Parlamemtes, für srs aber nach dem Vorbild 
von 1848 direkt Wahlen und allgemeines Stimmrecht beantragte, hielt 
man das auch am Hhein im allgemeinen für Gaukelei. Als Preußen aber 
am 14. Juni den Deutschen ikind für wlosehen erklärte und die deot^ 
sehen Regierungen unter Ausschluß Österreichs zu einer neuen Vor- 
bindung aufforderte, sah man, ^rie nicht nur Süddeutschland, 
auf das die rheinischen Liberalen stets gezählt hatten, sondern 
auch Hannover, Sachsen, Hessen und Nassau an Österreichs Seite 
verblieben. Im In- and Auslande überwog nun die Anncht, daß Flreuflen 
n!ih<dingt iintrrhegen Mv-rd.", und uie in anderen preußischen 
Provinzen, so fanden aueli .am Rheine zalilroiclip Volksversamm- 
lungen statt, um gegen den .entsetzhchcn Bruderkrieg' zu pro- 
testieren. Friedenspetitionen gingen vom Rhein nach Berlin: 
das Volk habe kein Verständnis für diesen unheilvollen Krieg, 
d'iv. Rheinländer möchten ,dic deutsche Einheit nicht aus dem Blut 
ihrer deutschen Brüder emporwachsen sehen'. Der neue Kölnr-r Erz- 
bischof P. Bleichers (1866—1886) beschwor den Kouig bnefüth, den 
Frieden zu erhalten, und die Abneigung des katholischen Klerus g^n 
den Krieg mit drm Hause Habsburg kam auf den Kanzeln vielfach 
zum Ausdruck. Die MobiUsierung des rheinischen Armeekorns ver- 
ursachte starke Erregung. 

König Wilhehn und Bismaiok bh'eben aber fest, und das Abge- 
ordnetenhaus, von dem jetzt so ^nig wie I86i die Geldbewilliguni: 
für den unpopulären Krieg zu orwarton war, wurde am 9. Mai auf- 
gelöst. Da war es von Bedeutung, daß der 1862 aus dem Ministerium aus- 
gsschiedene Rheinlander A. von der Heydt, der als Chef eines Elberfelder 
Bankhauses in Finanzkreisen hohes Vertrauen genoß, das Finan»- 
ministerium im Juni ^neder übornalim. Er tat das aber nur gegen 
Bismarcks Versprechen, nach dein Kriege Indemnität für die budgct- 
loee Regierung seit 1862 nachsuchen zu wollen. Er vorstand es, das 
Geldbedürfnis der Regierung ohne das Parlameht zu befriedigen und 
die finanziolle Rüstimg Preußens glänzend durchzuführen. 

^ Der kurze, am 18. Juni 18GG begonnene Krie^r, an dpm auch die 
rheinischen Regimenter ruhmvollen Anteil nahmen," offenbarte sogleich 
die Überlegenheit der preußischen Armee über aUe Gegner. Mit eifer- 
sucht!gf'm Staun« nalmien die Mächte Europas die Wirkung der 
Armeereorganisation wahr, die Wilhelm I. in hartem Ringen mit seinem 

JSSÜT If^^^J S^^^»^ 3. Juü entschied der Sieg bei 

j&.oni^tB «bw Österreichs Ausscheiden aus Deutschland und f ührte 

noch bestehenden Staaten nördlich des Mains zusammensetzte. Auf 
«^1- Schlachtfeldern wurde der kleindeutsche Bundosstaat 
^f^-?_ ™ns erg^iingen. Durch den Frieden vom 23. August 1866 
▼wgroBerte sich Preußen, die Prasidialmacht des neuen Bundesstaats, 
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zu deren Gunsten die iihrin.-n Rogiorungen auf einen Teil ihror Souveräne- 
tütsrechte verzichteten, utn die Provinzen Schlcs\\'ig-Holstein, Hannover, 
Hcäseu-Kasäel. Nassau und die bisherige Reichsstadt Frankfurt. So 
war die 1816 vom Wiener Kongreß geschaffene Lücke swisohen den 
beiden preußisclien Gebietshälften ausgefüllt; Preußen ^var ein in eich 
geschlossenes Staatsgebiet von Aachen bis Memel und wuchs von 19 
auf 24 Millionen Einwohner. 

Diese Vorgänge wirkten auf das politieohe Deutschland mit der 
Wucht einer ganz unvorhergesehenen Überraschiuig, Die Opposition 
der Konfliktszeit v< rlor den Boden unfrr den Füßen. Man war über 
Naeht in eine andt rcZi it , in das eiserne Z' i' ilter Bistnarcks, eingetreten. 
Die politische Entwicklung in Preußen und Deutschland sah sich, 
als die realistische Staatskunst Bismarcks triumphierte, in ganz andere 
Bahnen gedrängt. Hatte man bisher gefürchtet, Bismarcks Politik 
gehe im Falle eines Sieges darauf aus, durcii einen Staatsstreich die 
preußische Vorfassung rückwärts zu revidieren, so sah man jetzt, daß 
sie sich ansohiokte» die dentsohe Einheit zu sohaffen. ISne Umbildung 
und Umgruppierung des Parteiwesens setzte ein, die auch das Rhein» 
land erfaßte, wo sir allerdings, da die Opposition gegen ,den ärgsten 
Feind unserer Prinzipien und An.sc]iauun<?pii' hier besonders heftig 
gewesen war, etwa.s langsamer als anderwärts verlief. Wie sich aus 
4er Konservativen Partei eine «freikonservative' Gruppe ablöste, die 
zu Bismarck hinübertrat, so schied aus dem liberal-fortschrittlichen 
Lager die .Nationallibcrale Partei* unter der Führung von v. Forcken- 
beck, Lasker und Twesten aus, die gleichfalls mit Bismarck gehen 
wollte und raSch anwuchs. Von rheinischen Abgeordneten traten dieser 
Partei Getto, Hammaoher, G. Jung, Kanngießer und Rautensteanoh 
, bei; auch H. von Sybel schloß sich an, und die altliberale Gruppe ver- 
schmolz sofort mit ihr. Bismarck bot, wie er es von der Heydt in Aus- 
sicht gestellt hatte, die Hand zur Beilegiuig dos Konflikts und suchte 
um lademnitftt nach. Wie aber die büii^liehe Freiheit aus mili- 
tärischen Siegen selten Gewinn wuikt, so vermochten die Liberalen ihre 
■alten konstitutionellen Forderungen aiieli jetzt nicht durchzusetzen. Der 
nationale und zugleich liberale Staat erwies sich wiederum als uner- 
reichbar. In Preußen, auf dessen Umbildung im liberalen Sinne vw- 
ziehtet werden mußte, behauptete der König seine monarehisoheMaebt- 
füHe. Er wurde .kein Werkzeug verantwortlicher Minister und der 
parlamentarischen Majorität, welche die Minister dirigiert*, sondern 
blieb , König von Fleisch und Blut, mit eigenem ^Villen, im Besitz des 
«chten Königtums*. Die Verfassung aber, die Bismarck dem Nord- 
deutschen Bund(! darbot, war von dein gleiclien Geist erfüllt. Die 
pohtische Macht lag nach ihr durchaus bei der Regierung, nicht beim 
Volk; das Volk hatte wohl den Boden für die Einheit bereitet, aber 
4ie realen Machtmittel für ilire Verwirklichung hatte die preußische 
Regierung geliefert. Die Verfassung enthielt zwar das demokratische 
Wahlrecht für den Norddeutschen Reichstag, aber keinerlei Grund- 
rechte des deutschen Volkes« und sie gewährte dem Parlament, ins- 
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besondere für das Budget, wenigw Kompetenzen als selbst die preuBische 

Verfassung von 1860. ^ n \ rrantwortlichen Ministem im konstitu- 
tionellen Sinne war auch liior keine Rede, und *'\n ^isomer Heoresftat, 
ein »Äternat' sollto dio Armne ganz der Entscheidung dos Pailameiits 
entziehen, indem die i'riedenspräseiiz für immer auf 1 Prozent der 
Bevölkerung (das bedeutete damals für den Norddeutschen Bond 
320000 Mann) normiert war. 

So weit konnte die Nationalliberalo Partei ihre GrundsStee nicht 
proi «flehen, wvnn sie auch entschlossen war, mit Bismarck zu gehen. 
Di<" Männer, die so schmerzlich erfaliren hatten, welche Kluft Streben 
und Erreiciicn, Denken und Vollbringen gerade in der deutschen Eiü- 
heitsfrage trennte, gestanden swar üwen Lrrtum zu, und das nationale 
Ziel führte sie mit ihrem bisherigen Gegner zusammen. «Ein neosr 
Tag ist über unserm Vaterlande aufgegangen, l^ismarck liat unsem 
Glauben zur Tat gemacht, Bismarck allein hat alii s möglich ponuulif, 
er allein kann auch das Werk vollenden.' .Man In uiitc sich uattr 
die überragende Gestalt des großen Staatsmamies, und mit den Konser- 
vativen wurden fortan die Nationalliberalen die besten Stützen der 
Armee, die ihm die Stärke des Armes verliehen und deren Reorgani- 
sation der Krone eine große Machtvcrmohrung auch im Innern vor- 
schafft hatte. Sie betonten nicht nur ihre Unentbohrlichkeit wegen 
der ständiger) Gefahr der mitteleuropäischen Lage Deutschlands, 
sondern auch ihren Wert als Erziehungsanstalt des Volkes zu männ- 
lichen Tugenden. Sie g^tanden zu. daß die Armeest&rke m'emab 
ohne Zustimmung di r P^f fiierun^; rediiziert werden dürfe, ilir Wider- 
stand sef/.to ahnr dui( h, daß die Friodonspräseiiz nicht für immer, 
sondern nur für vier Jahre, bis Ende 1871, festgelegt wurde, und si»* 
errangen auch einige andere budgetrechthchc Zugcständmsse voq 
Bedeutung. 

Den rheinischen libetalen erleichterte die Befriedigung über die 
Annexionen eine nachgiebige Haltung. Vor allem durch die Beseiti- 

£rnng der norddeut flehen Mittelstaaten übertraf Bismarcks Politik alle 
Erwartungen. Die EntstehuuL' der deutschen Einheit durch AngUede- 
rung der übrigen Staaten an Preußen trat für die Liberalen jetzt aui 
die Stelle des btdier erstrebten Aufgehens von Preußen in Deutschland. 
Für sie war nun einmal die nationale Einheit der Kern des politischeu 
Strebens; sie waren Iiereit, um seinetwillen unbequeme Nebener- 
scheinungen, die mit den Annexionen verbunden waren, insbesondere 
die Nichtbefragung der einverleibten Bevölkerun2;en, zu übersehen. 
»Solchen Erfolgen muß jeder deutsche Patriot zujauchzen und manches 
Geschehene vergessen', schrieb Fr. v. Ammon, und G. Mevissen, der 
nach dem Si^e von Königgrätz zunächst befürchtet hatte, die Volks- 
vertretung werde sich ilircr Aufgabe nicht gewachsen zeigen, äußerte 
am 20. September: ,Wir sind nun wieder, was zu sein wir von der 
Vorsehung bestimmt sind, ein gegen die bestehende Ordnung prote- 
stierender, revolutionSrer Staat, wir vertreten wieder das Ftinzip der 
Bewegung.' Auch ein Demokrat wie Dr. H. Becker, der ,rote Becker', 
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der geistige Leiter der .Rheiniachea Zfeitung*. stammte zu, Dieaer 
warmherzige V(;rtroter des deutschen Einheitestaates sah in «den 

souveräiiPta Dynastieen von Hannover, Knrhpssen und Nassau mit die 
schlimmsten Hindernisse für Deutschlands nationale I^edürfnisso*. 
Manche bcdauort^-ui, daß nicht auch Sachsen von Prouüun annektiert 
wurde, im aUgomeinen aber sah man in dem, wae erreicht war, eine 
geeignete Grundlage sowohl für die äußere Vollendung des deutschen 
Kcichsbaues als auch für die Weitorentw ickluug des innerpolitischen 
Lebens. Wenn erst die Einheit erreicht sei, so wollte man sie mit dem 
eignen begeisterten Streben nach Freiheit durchdringen. Schon jetzt 
aber gedachte man im Zusammenarbeiten mit Bismarck praktische 
Politik zu machen imd die liberalen Ziele zunächst durch die wirt- 
schaftliche Gesetzgebung des Norddeutschen Hundes zu fördern. Die 
wirtschafthcheu Fragen wurden um diese Zeit allgemein die belierr- 
schenden in der europäisohtti Politik, und Bismarck selbst vertrat den 
Standpunkt, daß es in Deutschland , jetzt wesentlich auf die Ent- 
wicklung des Erwerbslebens ankommt'. Der Reich.stag des Nord- 
deutschen Bundes hat auf Gebieten, wo sich der Deutsche Bund stets 
ohnmftchtig gezeigt hi^te, sowohl durch Vereinheitlichung der ser- 
splitterten deutschen Gesetzgebung als auch durch Befreiung der 
wirtschaftUchen Kräfte von alten und störenden Fesseln (Jroßes ge- 
leistet. Für ein Jahrzcluit wurde die Nationallibeiale Partei die Stütze 
Bismarcks, die eigenthche Regierungspartei; sie betrachtete die Kräfti- 
gung des Norddeutschen Bundes als ihre eigenste Aufgabe. Die Kon- 
servativen trugen, wenl^tens zum Teil, noch immer Bedenken, den 
Weg Bismareks mitzumachen; ihr Legitimismus nahm Anstoß l)e- 
sonders auch an der durch die .gottlosen' Amiexiouen bewirkten 
Beseitigung von alten Dynastieen. 

Am Rhein aber wurden diese Annexionen umgekehrt die Brücke, 
die auch dm überzeugten Katholiken die Preisgabe der Opposition 
und den Anscliluß an die Regierung erleichterte. Am Tage nach der 
Schlacht von Köiüggrätz schrieb allerdings A. Reichensperger, es 
4co8te sehr viel Mühe, sich in solche Ratschlüsse Gottes zu fugen 
und nicht zu der Ansicht zu gelangen, daß nur für kleine biirgerlieho 
Verhältnisse das Recht existenzberechtigt sei, daß im großen luid 
gaiuon aber Gewalt, List und Trug zur Herrschaft berufen seien und 
der Zweck sowohl als die Mittel nicht religiösen und moralischen 
PrinziiHen unterliegen*. Er wollte nicht ,mit dem Erfolge Götzen- 
dienerei treiben". In ,der traurigen, zerfahrenen, fa?t hoffnungs- 
los« n Zeit', die er erlebte, sah er nur ,den Zusammensturz des histori- 
sclien Kuropa und des Rechtes, sowie den Triumph der modernen 
Barbarei des Militarismus*. Auch sein Bruder P. Reichensperger 
äußerte noch am 23. August 1866 als Abgeordneter für Kempen und 
Geldern im preußischen Landtage Bedenken gegen .die spezifische 
Machtvergrößerung des preußischen Staates* und lehnte es ab, die 
GrOnde ,des grußcji, verhängnisvollen Krieges zu erihtem'. Aber 
er erklärte doch ,als echter Preuße' glelchxeitxg. Osterreich sei nun 
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aus Deutschland ausgeschieden, das deutsche Volk wolle und müsse 
sich unter ein Dach bringen, und Preußen sei unzweifelhaft der einzige 
deutsche Staat, der dieses Dach bilden könne. ,Es ist die PfUcht 
jedes deutschen Patrioten, diese vollendete Tatsache unbedingt anzu- 
erkennen und als Richtschnur des eignen Denkens, Handelns und Wollens 
zu nehmen.* Die katliolische Presse am Rhein bestätigte ihm, daß or 
,damit im großen und ganzen der Stimmung der Katholiken den 
richtigen Ausdruck gegeben habe'. Die Erklärung für diesen schnellen 
Umschwung, der die Katholiken plötzlich von der großdeutschen auf 
die kleindnutsche Seite hinüberführte, gab aber das Vorgehen des 
Mainzer Bischofs v. Ketteier. 

• Im Januar 1867 trat Kettcler in einem besondern Buche über 
.Deutschland nach dem Kriege von 1866' für Preußens Hegemonie 
in Deutschland, unterstützt durch einen ständigen Bund mit Öster- 
reich, ein. Er übte zwar an der preußischen Politik von 1864 — 1866 
scharfe Kritik, aber entscheidend war für ihn die preußische Verfasisung 
von 1850. Der kathohsche Episkopat hatte sie seit ihrem Bestehen 
sehr geschätzt. .Was hülite es Preußen', so rief jetzt am 9. März 1867 
der Abgeordnete für den rheinischen Wahlkreis Kempen, der kathoUsche 
Priester Michclis, im konstituierenden Reichstag aus, ,wonn es die 
ganze Welt gewänne und doch Schaden an seiner Verfassung nähme!' 
Kettcler aber führte aus: ,So schwierig die Frage über das Verhältnis 
zwischen Kirche und Staat sein mag, so günstig scheint sie uns für 
den Nordbund und die Staaten zu liegen, die sich ihm etwa aaschließen 
werden. Seit vielen Jahren sind wir immer mehr zu der Überzeugung 
gi^kommen, daß für die besonderen Verhältnisse der deutschen Staaten 
die Regelung des Verhältnisses zwischen Kirche und Staat, die in den 
Bestimmungen der preußischen Vorfassung gefunden ist, die ent- 
sprechendste sei. Sie gewährt der Kirche das zur Erfüllung ihrer 
Sendung durchaus notwendige Maß innerer Freiheit, sie hält von 
dem Staate alle Vorwicklungen fern, die durch das Einmischen in das 
kirchliche Leben entstehen, und sie befördert den bürgerlichen Frieden 
unter den Bekonnern der verschiedenen Konfessionen. Wir betrachten 
die preußische Verfassung als eine wahre Magna charta des religiösen 
Friedens für das religiös gemischte Deutschland und glauben daher, 
daß alle, die den rehgiösen Frieden heben, sich in der Erhaltung dieser 
Verfassung und ihrer Ausdehnung auf die anderen Länder die Hand 
reichen sollten.' Demgemäß stellten am 19. März 1867 die katholischen 
Abgeordneten für Aachen und Neuwied im Reichstag einen dahin- 
zielenden Antrag. Die Katholiken waren nicht nur darüber sehr be- 
friedigt, daß infolge der Annexionen die preußische Verfassung ohne 
weiteres auch in Schleswig-Holstein, Hannover. Hessen-Kassel und 
Nassau Geltung hatte, sondern sie wollton die kirchenpoUtischen Ver- 
zuge dieser Verfassung sofort auch den übrigen Staaten des Nord- 
deutschen Bundes zuwenden. Sie fanden allerdings Widerspruch bei 
der Bundesregierung und bei der Majorität des Reichstags. Die Fragen ^ 
der geistigen Kultur wurden vom Norddeutschen Bunde nicht, wie 
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1848 vom Frankfurter Parlament, zum Zwecke einheitUcher Regelung 
aufgrgriffrn. Nacli l^ismarrks Absicht sollten diese vielmehr auch iu 
/ukuiift (It'i- Selbständigkeit der Einzclstaatcn überlassen bleiben, 
aUü nicht Bundessache werden. Die Einlieit verlegte Bismarck nur 
in diejenigen Faktoren, die dem Aoslande gegenüber die Unabhängig- 
keit des irdfli iitsi h('i\ Bvuidesstaatcs verkörperten. Dieser sollte sich 
streng auf das inilitiii is: b-diploniatischc ffcbirt und auf (hn Zoll-, 
Verkehrs- und Haiidelsgesctzgebung bescliiäuken. Die Katholikou 
gaben indessen trotz dieses ersten Mißerfolg ihren Standpunkt nicht auf. 

So herrschte vom Jahre 1867 ab im Rheinlande e4ne durohweg 
umgewandelte politische Stimmung. Bismarcks ausgreifende, vor List 
und Gewalt nielit zuriicksehreckendo Politik hatte vorher nahezu alle 
Rheinländer zum Widersprucli gereizt. Nach 1866 verfügte er über 
eine Majorität, die zu ihm hielt, weil sie für die äuOere Pc^tlk den 
unbedingten Meister in ihm erkannte und von seinem Regiment im 
Innern entweder liberalen Ausl)au der Verfassung und Verwaltung 
oder kirchenpoiitiselie Vorteile erwartete. Nur wenige Rheinländer 
führten die Opposition der Konfliktszeit weiter. So der Düsseldorfer 
Abgeordnete A. Oroote« der am 16. März 1867 dem Bismarckschen 
Verfassungsentw urf des Norddeutsclien Bundes einen andern, ganz auf 
unitarischen Ideen beruhenden und das parlamentarisehe System ver- 
wirklichenden, entgegensetzte. Selbst in der öffenthchen Meinung 
der RheinpTovinz erzielte er keine .Wirkung. Von den 36 rheinischen 
Abgeordneten d( .s ei sten Xorddeutschen Reichstags (1867) zähltMi 21 
zur Nationalliberalen und Freikonservativen, nur einer zur Konservativen 
und einer zur Fortschrittspartei; sechs traten der .Freien Vereinigung' 
bei, und sechs wurden , Wilde'. Das preußische Abgeordnetenliaus 
aber zählte jetzt unter 61 rheinischen Abgeordneten 25 AltUberale 
und Nationalliberale und 20 Froikonservative, während der Fortschritt 
nur noch 4, das Linke Zentrum 9 Abgeordnete zählte. Die Katho- 
Usche Partei hatte sich aufgelöst, weil die katholische Kirche sich 
ohne besondere politische Vertretung sioherfühlen konnte. Hatten die 
Liberalen noch im Februar 1866 den Zwang der Regierung, in Überein- 
stimmung mit dem Volkswillen zu handeln, für das Wesen der kon- 
stitutionellen iMonarcliie erklärt und demgemäß eine parlamentarische 
Regierung gefordert, so wurde es nun hier wie in Preußen allgemein 
nadidem Vorgang von J. Stahl und H. v. Treiteeiike üblich, das 
preußische Vorfassungssystem, das der Krone das Recht zugestand, 
auch ohne und s'^^on die Volksvertretung die letzte Entscheidung 
über die Interpretation und Handhabung der Verfassung zu treffen, 
als das «echt konstitutionelle' System zu betrachten und in Gegen- 
satz zur .konstitutionellen Doktrin' zu steUen, die das parlamentarisehe 
System verlangte. Am Rhein vertrat nur noch eine Minorität den 
prinzipiellen Standpunkt, daß das öffentliche Wohl die Verlegung des 
Schwerpunktes der politisclien Macht von der Regierungsseite auf die 
Volkaseito fordere. 

Die volle Durchführung des kleindeatschen Frogramms, die Ve> 
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einigung von Nord- und SüddeutaohlaiHi, war aOerdings Jetzt, wo 
Gewalt und blutiges Ringen statt freiwilliger Union im Geiste der 
nationalen Volksbewegung eine erste Entsebeidung herbeigeführt hatten, 
noch nicht möglich. Die jahrhundertealte Zersplitterunft kotuite 
nicht mit einem Schlage beseitigt werden. Einen Ersatz dafür bildet^^n 
aljcr die militärischen Konventionen, die Preußen mit Bayi rn, W'üritem- 
bcrg und Baden eohloß. Schon sie schufen einen Zustand, «wo Beutsofa- 
lands Rüstung dem Feinde keine Öffnung mehr darbot*. VergfwaUi- 
gungen seines Rechts und seiner Ehre brauchte das deutsche Volk 
nun nicht nu-lir schweigend zu tragen. Auch das bcvornuindendo 
Aufsichtärecht über Deutschland, das die Bundesakte vom Jahre 1815 
den europäischen Großmachten zugestanden hatte (S.272),w ar durch den 
Untergang des Deutschen Bundes beseitigt. Bismarcks Staatskunst 
und die Kraft der preußischen Armee hatten mit einem Male Preußen 
und Deutschland trau/ auf sich gestellt. Jeden w eitern Fortschritt aber 
hätte Frankreich unbedingt zu hindern unternommen, im Irülijalir 
.1866 hatte die französische Regierung wicderlioit erklärt, schon die 
Aufrichtung der militärischen Uegemonie Preußens in Nwddeutsdi- 
land, also eben der von Bismarck dngesdilagaiie Weg, werde dss 
europäische Olcichgewioht stören und die Interessen Frankreichs be- 
rühren. Frankreich erwarte dafür Kompensationen, und Napoleon III. 
erklärte, ,dic Aiip ii Frankreichs seien auf den Rhein gerichtet*. Für 
den Fall, daß der Krieg niclit die Wirkung halte, beide Gegner, Preußen 
und Ostenreich, so zu schwächen, daß I>eatschland seu weiterem V«- 
harren in seinem zerklüfteten Zustande verurteilt war, wollte Frankracb 
sich selbst eine Verstärkung aus deutschem Lande sichern. Auch am 
Rhein befürchtete man das. ,Nun wird wohl bald Napoleon in den 
Vordergrund treten und sieh seinen Anteil ansbjtten', schrieb 
A. Reichenspcrger am 29. Juni 1866. König Willielm aber erwiderte dem 
Kdlner Erzbisohof auf sein vom Kriege abmahnendes Schreiben, 
Ströme von Blut müßten fließen, bevor er sich zur Abtretung eines 
Sehuhbrcit deutsehen Bodens verst<'hen werde. Am Tage nach der 
Schlacht bei Königgrätz (4. Juli) bot Napoleon auf Österreichs Bitte 
Preußen seine Vermittlung an. Er wollt« ueitere Siege Preußens ver- 
llindem, und er verlangte für die Anerkennung der von Preußen 
boabsichtigtm Annexionen Entschädigungen auf dem linken Rhein- 
ufer. Die französischen Ansprüche schwankten zwischen Landau 
und der Pfalz, dem Saargel)iet und Rheinhessen mit Mainz. Belpicn 
und Luxemburg kan\en daneben noch in Frage. Auch über Vor- 
schläge NapoleoTis, die dahin gingen, aus emem Teil der Rhein- 
provinz und der bayerischen Halz einen Pufferstaat zwischen 
lYankrcich und Preußen zu bilden oder aus der Rheinprovnnz 
einen selbständigen Staat unter dem König von Sachsen zu machen, 
wurde verliandelt. Am 6. August 1866 lehnten Wilhelm I. und 
Bismarck mit Rücksicht auf das deutsche Nationalgefiihl jede 
Ai)tretung deutschen Gebietes ab. Napoleon selbst schreckte vor 
einer ki^Bgerischen Auseinandersetzung mit dem so unerwartet 
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stark erwiesenen PrenOen zurOck, erfuhr aber von der offentliehen 

Meinung in Frankreich heftigen Tadc-1. Sie warf ihm vor, seine Nach- 
giebigkeit beeinträchtige die euroyiäische Machtstellnns Frankreichs. 
P. Reicbensperger betonte am 23. August im Abgeordnetenhaus: ,Es 
besteht einmal bei unseren westlichen Nachbarn, und zw ar au Haupt 
und Gliedern, bei allen Parteien und Klassen der Bevölkerung jenes 
verderbhchc, unheilvolle, für jeden Deutschen beleidigende Gelüste 
nach der Erwerbung der Rlieiiigreii/.e. Trotz aller WanrlluTi iren, welche 
die französische PoLtik durchgemacht hat, tritt dieses Geliiste immer 
wieder mit neuer Starke hervor, und ich kann mich nicht der Zuver- 
sicht hingeben, daß das Kaiserreich sich als der Repräsentant des 
Friedens erweisen wird, wi'il dt-r Kaiser der Franzosen, wie mir scheint, 
den Wünschen und Bedürfaisseu seiner Nation im Innern kraft des 
imperialistischen Staatssystems nicht genügen kann, also doppelt Ver- 
anlässnng hat, wenigstens die Machtgelfiste der Nation naeh außen 
zu befriedigen.' 

Schon vom Dezember 1866 ab wurde die französische, 400000 Mann 
starke Armee durcJi die Reformen des Marschalls Niel um eine 
eb^BO starke Reserve und eine ann&hemd gleioh starke mobile 
Nationalgarde vermehrt. Der leidenschaftliche Ruf nach einer »Re- 
vanche ponr Sadowu* und die im Frühjahr 1867 aufgerollte Luxem- 
burger Frage offenbarten, daß der Machtzuwacha Preußens sich jetzt 
wie im 18. Jahrhundert erst durch eine neue militärisohe Kraftprobe 
Alwikennaag verschaffen konnte. Gegenüber dem lauten Kriegslärm 
in Prankreich zeigte die Luxemburger Frage aber aucli, wie sehr im 
deutschen Volke das Jahr 1866 das Nationalgefühl gestärkt hatte. 
Die öffentliche Meinung war kriegslustiger als Bismarck. Napoleon, 
persönUoh enttäuscht darüber« daß ' ihm Bismarcks überlegene 
Diplomatie den Landerwerb in der friedhchen Form, auf die er 
gehofft hatte, versagte, mußte mit dem Dnick der Mihtärpartei, 
die die Rheingrenze jetzt wieder zur populären Idee in Frankreich 
machte, rechnen, um seinen Thron zu behaupten. Er bemühte 
sich 1868, einen Dreibund Frankreichs mit Ostenreioh und Italien 
gegen den Norddeutschen Bund zustande zu bringen, und in der 
französischen Publizistik wurde damals nffm ein Jranzösisclies 
Köln' zu dem ,franzÖ8i8chon StraLJburg' gefordert. Das französische 
Volk verzieh seinem Kaiser das Jahr 1866 nicht. Zu akuter Kriegs- 
gefahr spitzte sich di« dauernd gespannte Lage im Juni 1870 durch 
<lie spanische Tliroukaudidatur in einem Augenblicke zu, wo es nicht 
erwartet wurde, Dom deutschen Volke aber, und insbesondere auch 
der rheinischen Bevölkerung, stellte sich, als die Erregung des fran- 
zSsischen Volkes nun in wenigen Tagen Kammern und Regierung /ai 
kriegerischen Eutsehlüssen fortriß, Frankreich wieder als der .Erb- 
feind im Westen' dar, und schneller als sellist die fcurigsttMi Vertreter 
der deutschen Einheitsidee zu hoffen wagten, erfüllten sich nun die 
deutschen StSmme in Nord und Sud mit dem unwideistehlichen Be- 
wußtsein« daß die Zeit der Verehiigung gekommen war. Die engste 
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deufscbe Waffenverbraideming von Süd und Nord war die Antwort 

auf die französische Kriegserklärung vom 16. Juli 1870, und die .Wacht 
am Rhein', ein M.'ihrend der Kriegsgefahr von 1840 gleiclizeitig nüt 
N. IJeckers RheinHed (S. 289) von einem Süddeut'^clien gedichtetfs 
Lied, wurdo der begeist^irndo Kriegsgesang des ganzen dcutj>clRn 
Volkes. Das Rheinland aber, um dessen Schicksal es sich jetzt in 
erster Idnie handelte.« erfüllte sieh mit der Zuversieht« daß der deutschen 
Westmark ein siegreicher Krieg endgültig die Sicherheit vor fcan- 
zösisehen Zuj^riffen verscliaffen werde. Im Gegensat/, zu 1864 und 
186(3 war der Krieg nun aueh für die Rheiulande ein wahrer Volks- 
krieg. Der Aufmarscii eines Teils der Armee erfolgte mitten durch 
die Provinz, durch das Moaeltal, und schon bei den ersten Schlachten 
wirkten die rheinischen Regimenter mit. Ein Sturm der Begeistenuig 
begrüßte den greisen König, als er mit seinen Paladineun durch das 
R!!oii\lan(l au die Spitze der Armee eilte. .Die Wogen der Volks- 
zustin nnung trugen', wie Bismarck es ausdrückte, ,die Führer ia 
den Krieg hinein.' Heller Jubel erfüllte das Rheiidand bei den glänzen- 
den Siegen, die sich bis zur Kapitulation der frajizösiaohen Armee 
bei Sedan (2. September) fast Tag für Tag aneinanderreihten. .Toll 
von. patriotieoheni Hocl^gefähl über die glorreichen Taten und Ereig- 
nisse, die vor inicereri .\ugen vorgegangen sind, über die Abwendung 
der ungelieureri Uefahreu, denen unser Vaterland noch vor wenigen 
Monaten ausgesetzt schien', erklärte am 2ü. üs ovember 1870 P.Reichens- 
perger im Reichstag des Norddeutschen Bundes, ,daO das deutsche 
Volk jetzt wieder eingetreten ist in dem Rang, der ihm nach seiner 
f schichte, seiner Bildung und seinem Charakter in der Völkerfamilio 
Kuropas zukommt.* Träume und Hoffnungen der Patrioten sahen sich 
erfüllt, als am 18. Januar 1871 durch Bismarcks Politik das Selbst- 
bestimmungsrecht der deutschen Nation, das sie sich durch die ge- 
meinsamen Siege ihrer Stämme erk&mpft hatte, zu der Grfindtuig 
des neuen Deutschen Reiches führte, das nun wirklich in dem geogra- 
jihischen Umfange, wi( es 1848 geplant worden war, dem deutschen 
Volke den ersehnten kraftvollen pohtiseluai Körper darbot uud dei* 
preußischen König als Kaiser an seiner Spitze sah. 

Die katholische ^K^nische Volkszeitung' vermißte zwar in der 
Proklamation Kaiser Wilhehns vom 18. Januar ,die Verheifiung» daß 
der Kaiser auch die Freiheit der kirchlichen Bekenntnisse beschützen 
werde*. Aber sie begrüßte es freudig, daß ,Df>utschland sich wieder 
zur Weltmacht erhebt*. ,Möge das mächtige deutsche Kaiserreich, 
weim es siegreich aus dem aufgedrungenen Kampfe hervorgegangen 
ist, in weiser Freiheit und in GereehtiglEeit für alle dem bdofasten 
namentlich, was der Mensch sein eigen nennt, der religiüsen Über- 
zeugung, ein sicherer Hort und dem europäischen Frieden eine starke 
Stütze sein!' Voll patriotischer Begei.sterung feiorte che national- 
liberale Kölrüsche Zeitung den Tag. wo .PreußeiLs Heldenkönig das 
Deutsche Reich herstellte und die deutsche Kaiserwürde erneuerte. 
Unsere Herzen erheben sich freudig bei der WiedenMifHchtnng des 
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Wahrzeichens der altoi Herrliohkeit des VatOTlandes*. Sie war be- 
sonders darüber befriedigt, daß im Westen die nationale Grenze 
Miedergewonnen war. \A'^enn sie beanstandete, daß die Proklamation 
von 18. Januar sich für den Wiedererwerb von Elsaß-Lothringon nur 
auf ein«! bessern Schutz der Grenze berief, ,um dem Vaterlande die 
seit Jahrhunderten entbehrte Sicherung gegen raneute Angriffe Frank- 
reichs zu gewähren', so gab die Köhiischo Zeitung damit eine im 
Rheinland verbreitete Auffassung wieder. .Gründen wir', so schrieb 
sie »unsere Ansprüclie auf die Nationalität, stellen wir den Grundsatz 
auf, daß die Grenzen der Staaten unveränderlich bleiben müssen, 
oder, wenn sie verändert werden sollen, nur gemäß der großen Völker- 
scheidoii, der wahrhaft natürlichen Grenzen der Völker, verändert 
werden dürfen; erst dann bekommen wir feste und unbestrittene 
Grenzen und damit die M^üchkdt einer Ära des I^iedens für die 
Völker Europas, die so oft Wohlstand und Bildung in langwierigen, 
sclireckh'chen Kriegen aufgcriebei\ haben.* Die Presse beider Parteien 
aber begrüßte es mit Wärme, daß Bismarck itt flieser Zeit freund- 
sciiafthche Anerbietungou nach Wien richtete, und daß diese von dort 
erwidert wurdm. J>eutschland und Österreich-Ungarn*, so sclirieb die 
Kölnische Volkszeitung, «müssen sich die Hand zum Bunde reichen. 
Xur unter dieser Bedingung kann Preußen der gefährlichen russi.schen 
Freundscliaft entsagen avIo Österreich der französischen; nur so ist 
eine neue feste Staatenordnung und dn dauerhafter Friede in Europa 
maglich.' 



Viertes Kopitel (1571-1690). 

Äußere Luge des Deutschen Meiches imd Außenpolitik. — Rheinische 
Parteien: Nationalliberale Partei, Sozialdemokratie, Zentruxttspartei. — 
Der Kulturkampf (1871—1887). — Aufstieg des Konservatismus 
seit 1876. — Spaltung der Nutiunalliberalen Partei, veränderte Rich- 
tung der Reich.spolitik im Innern. — Soziale Frage, Si i^iulisten- 
mseU 1878 und SozialpohUk seit 188L — Weltsteliung des 
Deutsohen ReiolieB» Zweibund 1879 und Breibund 188i. — Bismaroks 

Abgang 1890. 

I>ie Gründung des neuen Deutsehen Reiches und der Zusammen- 
schluß der 34 noch bestehenden deutsclien Staateti zu politischer Ein- 
heit bewirkten eine wesentliche Verschiebung der Kräfte innerhalb 
des europäischen Staatensystems. Die älteren Großmächte erkannten 
zwar das Reich an, das nach jahrhundertelanger Zersplitterung end- 
lich das deutsdte Nationalbewußtsdn verkörperte, aber kmne von ilmen 
hatte die Herstellung dieser Einheit gewünscht, imd jede von ihnen 
hätte sie so, wie sie erfnljrte. indem sie dem deutschen Volke eine starke 
Machtsteilung vorlieh, die auf den militärischen Traditionen Preußens 
ruhte, am liebsten gehindert. Wenige Wochen vor dem Ausbruch des 
französischen Krieges, im Mai 1870, hatte L.Camphaiisen, der liberal» 
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Märzmiiiister, der Köiiipn Augusta, die ihm seit 1848 ihr Vertrauen 
bewahrt hatte, geschrieben : ,Von allen unseren Nachbarstaaten wünscht 
kein einziger die Existenz des Norddeutschen Bundes. Wir in Deutsch- 
land sind uns zwar der hohen Berech tifruiijr di-s Einheitsdranges der 
deutschen Nation voll bewußt. Das Ausland aber hat s^it 1866 eine 
andere Auffassung. Ihm war die Machterweiterung Preußens die Haupt- 
sache, und je länger der Enthusiasmus jener Zeit hinter uns hegt, um so 
mehr d^t das Ausland ausschließlich ein eroberndes und eroberungs- 
süchtiges Preußen. Viele Staa,tsmänncr betrachten den Norddeutschen 
Bund als einen schwergerüsteten, zur Aggression vorbereiteten Kämpfer, 
der die Ruhe Europas mehr gefährde als selbst Frankreich.' Durch 
den glänzenden Verlauf des Ki icgcs von 1870/71 wurde dieser Eindmok 
verstärkt. Als Abgeordneter für Kreuznach führte H. v. Fr. ilschke im 
Nnvombor 1871 im Reichstag aus: Jm Ictzton Kriege hat sich dunh 
unsere großen Erfolge in allen Nachbarvölkern ein ungeheures Kapital 
des Hasses gegen das sieggekrönte Deutsclüand angesammelt.* Das so 
stark in den Vordergruiid gerückte wirtschaftliche Streben, das das 
neue Reich als eine Weiterbildung des Zollvereins erseheinen ließ, vrr- 
floclit zwar die materiellen Lebensinteressen DeutschlaTul-^ von Jahr zu 
Jahr enger mit der ganzen Erde, und die rheinischen i lihrer, die den 
Grund zu dieser Ausbreitung von Handel, ' Verkehr und Lidustrie 
mitlegtcn, hatten gehofft, daß daraus friedliche Beziehungen der 
Völker auch auf politischem Gebiet li(>rvorgehen würden. Selbst 
die jetzt erreichte unvollständige, kleindeutscho, Einheit wurde 
Statt dessen die Ursache einer dauernden außenpolitischen Span- 
nung. Frankreich sah sich, da die ihm vorteilhafte Zersplitterung 
und Ohnmacht der europäischen Mitte beseitigt war, widerwillig 
aus der .preponderance legitime' verdrängt, auf die es seit den 
Tagen Ludwigs XIV. Anspruch erhob, und so konnte sich das 
neue Reich nur mit den alten Bfitteln der Macht behaupten. ,Das 
Be\\-ußt8ein, daß wir es sind, die Europas gerüsteten Stand herbei- 
führen und erhalten, muß als ein Unal)änderliches getragen werden* 
(Camphausen). Das neue lleich stand zw ar da strotzend von w irt-^ohaft- 
licher und militärischer Kraft, aber auch von starker, offener und ge- 
heimer, Gegnerschaft bedroht. Auf der Töchti^dt und Schlagfertig- 
keit seiner Armee ndite sein Schicksal, ganz 80, wie es früher mit Preußen 
der Fallgoweseii war. Die deutsehe Regierung mußte die Armee so 
stark erhalten, daß die Nachbarn vor einem für sie bedonklicheii 
Kri< ge zurückschreckten. Europa trat in ein Zeitalter des bewaffneten 
Friedens eiti. 

^ Solange Ristnarck das Staatsruder in Händen hatte, führte er. der 
sich der erastcn Lage voll bewußt war, mit staatsmänni.seher Meister- 
schaft eine Bändnispolitik durch, die Deutschland stärken, zugleich 
aber Frankreich vereinzeln und verhindern soUte, daO es Alliierte gegen 
Deiitschland fand. Hute die .Kölnische Zeitung' schon Ende 1870 
auf enghsche Äußerungen hinfjewiesen, wonach die Antipatliiecn. denen 
oaa neue Kaiserreich in ganz Europa begegne, es auch nach dem ^ 
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zu einem beständigen Feldlager machen würden, so erklärte im Mai 
1871, unmittelbar nach dem Frankfurter Frieden, ein englischer Staats- 
mann dem französischen Botschafter in London: ,Tout cola finira par 
uuo coalition europeenne contre rAUemagnc.' Schon das Frühjahr 
1875 offenbarte während der ,Krieg-in-Sicht*-Episode, an der auch die 
,Köhüsche Zeitung' beteiligt war, Rußlands, Englands und Italiens 
Einverständnis damit, daß Frankreich seine Armee verstärkte, um den 
deutschen Vorsprung einzuholon. Bismarck aber wollte fortan Frieden; 
das Reich, das er wiederholt als saturiert bezeichnete, sollte sich in sich 
selbst konsoüdieren. Er bemühte sich, die Großmächte zu überzeugen, 
daß, nachdem das Unrecht der Vergangenheit, die deutsche Zerspht- 
teruug, beseitigt und die nationale Einheit erreicht war, die deutsche 
Politik friedüebend und gerecht sein werde. 

Dem deutschen Volke dagegen und insbesondere auch dem Rhein- 
landc kam der Ernst dieser Lage nicht genügend zum Bewußtsein. Die 
äußere Pohtik rückte nicht in den Mittelpunkt seines Literesses. Im 
Schöße des waffenstarken Reiches fühlte sich das Rheinland geborgen. Mit 
preußischen Klammern war es fest in das Reich eingefügt, und eine Ge- 
fahr von Westen scliien für die Zukunft ausgeschlossen. Handel und 
Industrie wiesen ihm im neuen Reich einen bevorzugten Platz an, 
der an die Blüte im Mittelalter erinnerte. Hatte man im Vormärz 
politischer Schwerpunkt Preußens werden wollen, so verlegte sich jetzt 
der wirtschaftliche Schwerpunkt des Deutschen Reiches hierher. Auf 
der innigen Gemeinschaft mit dem Reich beruhte die steigende materielle 
Blüte der Rhcinlande. War die lange gehegte volkstürahche Hoffnung, 
durch freie Verständigung der deutschen Stämme die nationale Einheit 
von innen heraus zu gestalten, gescheitert, so hatte in wenigen Jahren 
eine überraschende, der öffentlichen Meinung am Rheine zunächst ent- 
gegengesetzte äußere PoUtik mit miUtänschen Mitteln und den Künsten 
einer Diplomatie, die den Zeitgenossen undurchsichtig blieb, das Reich 
geschaffen. Diese Erfahrung war nicht geeignet, das Selbstvertrauen 
des Volkes auf seine außenpolitische Befähigung zu stärken. Die Reichs- 
verfa.ssung Behielt zudem die Außenpolitik der Regierung vor, und die 
Folgen der langen staatlosen Zeit unseres Volkes machten sich auf diesem 
Gebiete besonders stark geltend. Die Parteipohtik orientierte sich nicht 
an der äußern, sondern in der bisherigen Weise an der innern Politik, 
A. Reichonsperger erklärte zwar im November 1871 im Reichstag, 
es wäre dieser Körperschaft würdig, die auswärtige Politik nicht ganz 
aus ihrem Bereich zu verbannen; solle das parlamentarische Leben 
in Deutschland sich wirkUch naturgemäß und in großartiger Weise 
entwickeln, so dürfe die auswärtige Politik am allerwenigsten den Ver- 
handlungen fremd bleiben. Da man sie aber in den Händen eines er- 
probten Steuermannes wußte, so vernachlässigte man sie, und die Volks- 
vertretung kam fast nur gelegenthch der Verhandlungen über die Wohr- 
fragen mit ihr in Berührung. 

Ende 1871 war das vierjährige Provisorium für die auf 400 000 Mann 
festgesetzte Frieden-spräsenzstärke der Armee abgelaufen. Da so kurze 
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Zeit nach dem Kriege die gesamtdeutsche Militärverfassung noch nicht 
endgültig geordnet werden konnte, wünschte Bismarck dmtwellen soiRe 
Verlingerang. Die Reichstagsverhandlungen über diese Frage offen- 
barten wie die allgemeine Oruppicrung der Partoirn im neuen Reich so 
insbesondere auch die leitenden Gedanken derrheinischenParteigruppen. 

Von den ^6 AI>geordneten, die im Reichstag auf die Bheinprovinx^ 

entfielen, hatte am 3. März 1871, bei den ersten Wahlen im neuen Reich, 
die Nationalliberale Partei, die dit- liberalen Traditionen Rheinlands 
im wesentlichen in sich aufgenommen hatte, auf Grund des demokrati- 
schen Wahfa^chts, das durcä die Verfassung des Narddeutsohen Bandes 
vom allgemeinen gleichen noch zum direkten und geheimen Wahbeoht 
fortentwickelt worden war, nur fünf zu stellen vermocht. Zur allgemeinen 
Überraschung waren 21 Abgeordnete der sich jetzt neubildendon Katho- 
Uschon Partei zugefallen, wähi'end der Rest sich den Freikonservativen 
ansohloß od«r keiner Partei angehörte. Die großen St&dte Köln, IMissd' 
dorf, Aachen, Trier, Krefeld, Essen, in denen nach dem Dreiklassenwahl- 
recht bei den Landtags- und Gemeindewahlon die Liberalen in der ersten 
und, mit Ausnahme von Aachen, auch in der zweiten Klasse überwogen, 
entsandten in den Roidistag durchweg Abgeordnete der Katholisohen 
Partei. An Stelle des Liberahsmus trat der politische KathoUzismus 
am Rhein in den Vordergrund, vmd neben ihm breitete sich der P^niluß 
der Sozialdemokratie auf die ^Massen des Vierten Standes aus. 

Von den drei Parteien, in deren Rahmen die politische Gesciüchte 
dos Rheinlandes fortan verlief, stand die nationaUiberale, die in den 
Kreisen von Handel und Industrie, Beamten und Intellektuellen wur- 
zelte, in der Armeefrago auf Seiten der Regierung. Die Kräftigung 
des Reiches und der Rcichsgewalt gehörte zu dorn Programm, auf Grund 
dessm das im wirtschaftlichen und geistigen Leben der Nation fQhrende 
Bürgertum seit 1867 den Anschluß an die PoUtik Bismarcks und dainit 
einen Vorsprung vor dem konservativen Adel der alten preußischen 
Provinzen gewonnen hatte. Am Rheine war zwar die cn<zc Verbindung 
desiJtem, von öffentlichem Geiste stark bewegten Unterncimicrtums nüt 
dem Staate durch den Gang der Entwicklung seit 1848 seirsohnitten. 
Die Politisierung der Träger de.s Wirtschaftslebens, die im Vormärz 
eine beachtenswerte Höhe erreicht hatte, w rt nicht beliauptet worden. 
Die neue Generation, durch die konservative Reaktion seit 1860 von der 
selbstäudigenMitarbelt am Staate abgedrSngt und glelofaseitig vom libe- 
ralen Manehestertum stark beeinflußt, durch die selmeilen FortBOhTitte 
der 1 echnik zudem enger an das Detail des Wirt .Schaftsprozesses ge- 
bujiden als ihre Vorgänger, hatte in der Entfesselung und Ver\\ ertung der 
produktiven KrSfte ihre Befriedigung gefunden. Zur Hingabe an die 
Politik fehlte dem schaffenden Bürgertum auch ein früher wirksamer An- 
sporn, da die wirtschaftliclie Freiheit jetzt errungen, die dem Rheinland 
eigentümhche Vorstellung von dem konstitutionellen Anteil des Volkes 
an der gesetzgebenden und ausübenden Gewalt des Staates aber durch 
das altprenßisohe Herrscfaaftsprinzip überwaltigtund ein pariament«EiB«lr 
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regiertes Deutsches Reich nicht ▼erwirklieht worden war. M«n sah in- 
dessen mit ehrlicher Begeisterung, wie kräftig Bismarck inmitten einer 
vollen und starken Strömung des Öffentlichen Lobens die Macht und 
Würde des neuen Reiches vertrat. Führende Männer entsandten die 
rheinischen liberalen nicht mehr in die Volksvertretung, und die be- 
sondere Art des rheiniBchea Frfihliberalismus setatte sieh nicht fort. 
Aber man bpgrüßte im neuen Reich, wie es der aus Düsseldorf gebürtige 
Historiker H. v. Sybel ausdrückte, ,don größten Pcl'ch, dm es in ir- 
dischen Dingen gibt, die Teilnahme an einem zur Freiheit fähigen 
Staate*. Die Sehnsucht der liberalen lUieinl&nder nach der Wiedsr- 
geburt des großen Vatwlandr? als Staat war erfüllt. Man war b(Teit, 
unbedingt und ohne grundsätzli( Im Opposition in dem Reich aufzugehen, 
an de.sscn imierer Fortentwicklung in Uberaler Eichtung man tatig 
und ▼oU Steher Zokonftsgedanken'mitwiikea wollte. Die letzten Reste 
des provinziellen Partikularismus traten vor dem kräftigen Staats- 
bf'wiißtspin zurück, das alle Teile des neuen Reiches flurchdrang. 
Da« WiM-k l^.i.sniarcks, das sich der lil)cralen Volksbewegung als eines 
HilfamitLels bedient hatte, wurde als die Erfüllung der eigenen 
Wünsche empfnnd^, »als eine wundervolle Fügung, die die kiihnsten 
Tr&ume der Vergangenheit über alles Hoffen hinaus verwirklichte*. 

In der militärischen Machtäteilung aber erkannte man sowohl 
die Sichi^ng der nationalen Lebensinteressen als auch eine Bürgschaft 
für den Frieden Europas. Dnrch die Nationalliberale in Verbindung 
mit der in den östlichen Provinsen wurzelnden Konservativen Partei» 
die auf militärischem Gebiete trotz ihre« sonstigen kritischen Verhaltens 
zur (Jründung des Reiches die preußische Triulitinn fortführte, wurde 
am 1. Dezember 1871 die Heeresvorlage mit 152 ; 128 Stinmien ange- 
nommen. Das Gesetz vom 9. Dezember 1871 verlängerte die FHedens- 
prasenz und den tisernen Etat der Armee bis 1874. Gegen die Hecres- 
vorlage stimmten abf-r die Sozialdemokraten und die vonviegend 
im Rheinland wurzelnde KathoUsche Partei. Durch ihre glänzende 
äußere Politik war die Regierung zwar zeitweise über die inncnren Schwie- 
rigkeiten hinweggekommen, hatte sie aber keineswegs überwunden. 

Der SoziaUb mnkratischen Partei war f^rit 1867 die poütische Ver- 
tretung der deutsclien ArbeiterBcbaft zugefallen. Die im Zeitalter des 
,Laissez fairo' herrschende Autonomie des wirtschaftlichen Handelns 
hatte den Egoismus der erwerbenden Bevölkernng^^ppen verstärkt. 
An der Bevölkerungsvermehrung war aber wie in Drätsohland insgemein 
so auch im Rheinland am stärksten das Industrieproletariat beteiligt, 
seit der kapitalistische Großbetrieb nüt Lohnarbeitern die Signatur 
des Wirtschaftslebens geworden war. Der Vierte Stand rfistete sich nun, 
seine Emanzipation zu erringen, zu der w 1848 in dem rheinischen r;c- 
biirtslando der sozialistischen Bewegung einen vergeblichen Ar.Iauf 
genommen hatte. Im Anschluß an Lassalles Agitation im ScpteJiibcr 
1863 in dem Bergisclicu Industriegebiet, in Elberfeld, Ronsdorf, Solingen 
und Bemscheidi trennte sich die Arbeiterdemokratie als selbstündigs 
politische Partei vcn der buigerliehea Demokratie, die de ebensowenig 
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2U fesseln verstand wie der bürgerliche Liberalismus, und braclitc in 
den Jahren 1867—1870 mit Hilfe des demokratischen Wahlrechts 
drei Abgeordnete — für Lennep, Elberfeld und Duisburg — in 
den Norddeutschen Reichstag. Lassalle wollte die Interessen des 
Proletariats mit der nationalen Politik Bismarcks verknüpfen, zu dem 
er wiederholt in persönliche Beziehung treten konnte, und nach 
«einem frühen Tode (1864) versuchte J. v. Schweitzer, der 1867—1870 
Abgeordneter für Elberfeld war, die Arbsiterbewegung in dieser den 
nationalen Einheitsdrang unterstützenden Richtung zu halten. Bei der 
in Eisenach 1869 erfolgten Gründung der Sozialdemokratischen Ar- 
beiterpartei siegte aber die internationale, dem Kommunistischen 
Manifest von 1848 ergebene und seit 1864 von K. Marx und F. Engels 
(in London) geleitete Richtung, die Lassalles ,königlich preußischen Regie- 
rungssozialismus' verhöhnte und die Arbeitergegen alle bestehende Staats- 
und Gesellschaftsordtmng zum proletarischen Klassenkampf aufrief. 
Zum Teil von ihren Gründern her mit geistigen Elementen dmrchsetzt, 
die eine Erbschaft der deutschen Philosophie, insbesondere Hegels 
und L. Feuerbachs, darstellten, viel mehr aber von dem naturwissen- 
schaftlichen Materialismus der Zeit erfüllt, löste sie zugleich jede Ver- 
bindung mit den bestehenden, in Preußen eng mit dem Staatsleben ver- 
knüpften Kirchensystemen. Im Sozialismus und Kommunismus schuf 
sie sich ein kosmopolitisches Humanitätsideal und ein ethisches Prin- 
zip, eine Art von Diosseitsreligion. Diese beruhte zwar auf einer Ver- 
kennung der nationalen Unterschiede und der normalen, neuerdings 
durch die Herrschaft des Menschen über die Naturkräfte gesteigerten 
Erwerbsinstinkte, entfaltetes aber unte^r den wirtschaftlich Unterdrückten, 
die für ihre lebenslängliche Arbeit in dem mechanischen Einerlei eines 
seelenlosen Fabrikgetriebes nicht einmal durch angemessenen Lohn 
entschädigt wjirden, eine mächtige Werbekraft. 

Wie wenig über der anschwellenden industriell-kapitahstischen Ent- 
wicklung sowohl der Regierung als auch dem Bürgertum zum Bewußt- 
sein kam, daß Staat und Gesellschaft durch das drückende Los der ört- 
lich zusammengeballten proletarischen Volksmassen gefährdet wurden, 
offenbarte sich im Frühjahr 1869 bei den Verhandlungen des Nord- 
deutschen Reichstages über die am 21. Juni 1869 veröffentUchte Ge- 
werbeordnung. Mit dem Recht auf Verabredung gemeiasamer Ar- 
beitseinstellungen für Lohuzwecke (Streikrecht) wurde zwar den ge- 
wcrbhchen Arbeitern ondhch auch das Koalitionsrecht zugestanden, 
das ihnen in England .schon seit 1829, in Frankreich seit 1864 
eingeräumt war. Sie übten es fortan durch Gründun-i von Ge- 
werkschaften, vorwieg<'nd nach englischem Muster, rege aus. Di* 
VerliaTullungen aber, während deren J. v. Schweitzer den Kampf 
zwischen Kapital und Arbeit als ,die einzig ernste Frage des 
Jahrhiuulerts' kennzeichnete, bewiesen, daß liberale und soziale 
Bestrebungen ihre früheren Berührungspunkte völlig verloren hatten. * 
Auch jetzt, wo nicht tnir die äußeren Formen der politischen Freiheit-, 
und die Einheit Norddeutsclilands «»rrungeü waren, sondern auch daft^ ," 
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WiltiwhaftRieben, befrrit voo den Fesseln der Vergangenlicit in voUor 
« Ute .stand, g.ng das Bürgertum nicilt da«u uW.^.dif l '^ L S 
hohen und go.st.ger, U „lUes der zahlreichsten und är^ten Voftswli^ri' 

% iLuT^'Vu^'"' "- ^^'«^ Kölnische Zeitur^ in?jXTM7 

,^ hiScbsfce Aufgabe der (iegenwarf erblickt hafte. In dorntest ^^n 
Leben des Zo.ta te« waltete die Naturwissenschaft einseU.g vo Für 

iw Ij^ l^^^f'-^'^^ncie und s.ttigcnde Kraft bewahrt hatte konnte 
hTi Z^^^xi^i^'''^"'''"^^^" Tendenzen bestimn.te und dem 
fii "nfi: ÄT^"'"";''*'^" zur Arbeitsteilung und V^^dnL iung 
inhuri e Weltanschauung' keinen EniatB bieten. Seit der Fehlschl^ 

relu^hrr;. 'T^'f'i ^^'^f-^^'""^ «^^^---t hatte. wantÄ 
In^^n If 7"''"'""'^ ^"'"^"^ wirtschaftlichen 

wS!r^^' *^^8'-'^'*^"gt ^Vörden war. nU-ht nur nolitiseh un- 

fruchtbar geworfen eondern auch seine soziale Budsa.uke t uar dm^h 

mLu lTT "^'^^"«^^-«"^ cler FVeihandelsara verk^n^ 

i^e soz.ah..t..ehen Antiäge auf Beschränkung der Nacht- und Son^ 
^e der Frauen- und luuderarbeifc. aut einen zehnstündigen Arbeits^ 
^^er!utr?"""*^ ™ Fabrikin.,H.kturen mit poüzeüichen Befu;' 
nis-sen Avurden von der Regierung nicht beachtetT ron den Parteien 
kaum angehört. Die Erklärung von nheraler Seite. d;ßdie "^^^C 
und gesell«chafthchen Prinzip.en <i.r Sozialdemokratie dem Reich 
der ütop.e angehorteii bessc.t^ die J.age nicht, und dem Schhwwort 
von der Selbständigkeit des befreiten Individuums fehlt, jede werbend 

!; f H L J^"^" ."^'7'^ »'« Wlfl«» Lohneklaven fühlten. Auch 

auf der kathohsehen Se.te, deren Zusammenschluß zu einer besonderen 
^aktion damals unterbrochen war. äußer«, sich kei.i Wrständnis für 

ElL^«M*^lä? Zukunft.prcbiems. Die 1847 von 

Llberfcld. J840 von Kohl ausgegangene Organisation der Kolpingschon 
Gcsellenvercne zeigte zwar, daß die materielle und seelische Not der 
handarbeitenden Stände bei einzehien (;eistUehen nuf enipfunden u urde. 
Rüeiniaohe Abgeordnete der katholischen Fraktion Jiatfn 18Ü1 dir Fni- 
üeit des korporativen Zusammenschbisses zum Schutze der Arbeij<?r 
^ra.n das Kapital gefordert, und die ae^^ährung eines Anteils am Un- 
ü nuhmergewinn an die Arbeiter u urde glnclizeitig erörtert. Unter dem 
Jj-influß des Bischofs v. Ketteier wurde man .sieh auf der Katholiken- 
:mr^iamSmig in Mainz (1864) bewußt, daß .gegenüber den herrlichen 
FortRchn ten de r Industrie* die große Masse der Handwerker und Ar- 
beiter sich m einer tro.stlosen Lage befand, .weil .i. täglich mit ihrer 
^''^'l H'^^"'' ^^I'^'-l^tpreis d. r Löhne abhängt'. Jn den vnlks- 

wirtBChaftlicheil Grundsätzen des liberalen Manchestcrtums (^kannte 
man die l rsache. und man war überzeugt, daß die Heilung des t bels 
nur ,im Lichte und durch den (ieist den Christentums* m^Uch sei. 
/.um Handeln über ging man jetzt nicht über, und in der pai lamentari- 
SCJicn Diskuii.,on über die (icwerbeoKinung von 1869 offenbarten die 
katbolisoh^ Abgeordneten nicht mciir soziales Verständnis ah die 
bberalen. So «urdo der an Zahl jährlich zunehmende Stand der Fabrik- 
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Arbeiter dem bcsteheudea Staate völlig entfremdet. Der Politik Bis- 
marcks trat die Sozialdoiuokratie mit dem in der Republik gipfelnden 
demokratischen Staatsgedanken entgegen, und er wurde in seiner 
soziahevolutionären Gestalt, in daaevnder Kampfstellung gegen die 
Regierung wie gegen die bürgerlichen Parteien, das lockende Programm 
einer von Jahr zu Jahr zunehmenden Massenpartei, deren Anhänger 
den Klassenhaß nährten, indem sie in der menschhchcn Gesellschaft nur 
noch Ausbeuter und Ausgebeutete unterschieden. Bei den Wahlen zum 
ersten Deutschen Reiohstag brachte die Sozialdemokratie 1871 zwar 
nur zwei Abgeordnete; aus Saehaen in daß Parlament, unter ihnen den 
1840 in Deutz geborenen jungen Parteiführer A. Bebel, aber ihre 
Kandidaten erzielten doch auch in den rheinischen Wahlkreisen sehr 
beträchtUche Stimmonzahlen, die bewiesen, daß die Kraft der 
Arbeiterbewegnng durch das große politiaehe Ereignis der Zeit kaum 
geschwächt war. 

Gegen die Armee und ilire Verstärkung waren die Sozialdemokraten 
sclion aus demokratischer I raditioii. Lassalle liatte zudem währenddes 
preußischen Terfassungskonfliktes die Ärmeereform als ,ein immenses 
Maclümittel für den Absolutismus* und die Umgestaltung der Landwehr 
als ,(lie Beseitigung des letzten demokratischen Restes von 1813 
charakterisiert. Auch sonst aber waren die Arbeitermassen Gegiii^r 
dw militSrisehen Kräfte, die das ihren niaterienen Bedürfnissen so wenig 
entgegenkommende Reich gescliaffen hatten. Der radikale und inter- 
nationale Zug der Partei machte sieh im Nnvomlier 1870 und im Mai 
1871 im Reichstag geltend. Aus Sympathie für die neue französische 
RepubUk spracheu sich die Abgeordueten A. Bebel und W. Liebknecht 
gegen die Vortsetaung des Krieges und gegen die Verbindui^ von Elsaß- 
Lothringen mit dem BmcIt aus, was den empörten Widerspruch der 
ganzen Versammlung um so mehr erfidir, als zu derselben Zeit (Marz bis 
Mai 1871) die Exzesse der Pariser Kommune die Kluft zwischen Bürger- 
tum und Proletariat weiter ▼ertieftea. Für den Schöpfer des Reiches 
aber war von nun an die antlmonarohische, unnationale und kommunisti- 
sche Sozialdemokratie ,»mu Feind, gegen den der Staat und die Gesell- 
schaft sich im Stande der Notwelur befinden*. 

Überraschender und im Hinblick auf ihre numeneche St8^ 
gerade in der deutschen Westmark bedenkhcher war, daß auch die Ka- 
tholische Partei die Armeevorlagc ablehnte. Trotz ihrer großdeutschen 
Traditionen hatten die Katholiken die Entstehung des kleindeutaohen 
neuen Reiches begrüßt (S. 329). In der Wehrfrage aber gaben de ihre 
während der Konfliktszeit so scharf ausgeprägte ablehnende Haltung 
nicht auf, und die Enttäuschung über das schnelle Scheitern der be- 
sonderen kirchenpolitischen Hoffnungen, die sie an das Zustandekommen . 
der deutschen Einheit geknüpft hatten, be\nrkte, daß auch sie soßirt 
m heftige Opposition au der Reichsschöpfung Bismarcks gerieten. 
Da aber die preußischen Katholiken unter Führung der Rheinländer 
den unterbrochenen Zusammenschluß zu einer beaondenKpQ|yasol»«A 
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Partd jetet lUcht nur wiederherstellten, sondern sofort auch auf da« 
Reich aoadchnten so kam ee z« ernsten parlamenterischen Kon ü^^^^^ 
ul3er grundsatzLche Fragen des öffentUchen Lebemi m d^ l^ 
schaftkchen Auseinanderseteung des aog. Knltupkii^^^ 

In ihrem ^uusen Beö^oh hatte die katholische Kirche s.it imR 
Ihren das 19. Jahrhundert erfiiUenden a%emeinen WteÄrs iL 

pro^eßwe,tergeführt.Währc..dsonstPhiI<^hio.Ge^ 

alter GlanbeiwfihwrMeferuug setzt..» ui.d den Siegeszug der Enhdcklu^^ 

lehre durch da« Geistesleben der Zeit eröffneten, die deutsci r^istS- 

kultur s.eh demgemäß anschickte, an alle Erscheinung d«t^S^ | 

?fi^kt'«TwT?^r';^'^ Verständnis als a^sJfZ" 

t^^^'' ^^''t ^"toritiire, nnttelaltcrliche D^'Z^k I 
Wieder m den Vordergrund, ihre alten Ideale des Glauboas und Be- 
kennens, dio SIC selbst im Zeitalter der AnlHIrung .u Geisten ei^er ■ 
aUgornem chnst^ehon, humane,. Auffassung von Religion. umi MorS j 

dL Pa^ri:" nrit: '"^^'^'^""S weiterer Dogmen su^te 

lp!Jef 'J^TV*' GUwbenseaergie sogar noch neue Impulse zu ver- 
Ie?w ■ r" P^^'^J'T'^rt« 18Ö4 selbst dsB Dogma von der unbe- '! 
dZ nZ ^'"P^^^"5"'^' er ließ 1870 durch das Vatikamsohe Konzil 
da« Dogma von der Unfehlbarkeit des Papstes verkünden 

''Y^^ katholische Kirche im Rheinlar.de nun 
Wieder als Verstand und Gemüt ihrer Anhänger bezwingende Idee. Ne- 
ben den naeh Lebensgestaltung ringenden reDgiSsen Kräften, die sich 
der autontaren Macht des kirchlichen Verbandes unteruarfe;, riic-kte 
fordic glaubigen Katholiken hier, ^^-o di<. Tiefen des religiösen Vclks- 
tebens v<» der Aufklfining kiuira berührt worden waren und die Ro- 

dZ'^lVl' -^if '^^ Wiederbdeböng der • mittelalterlJehen Kulturwelt 
dieser Entwicklung entgegenkam, der staatUche Verband in die «weite 
lYil% ^"^ch daa Wesen ihrer Kirche erschi<.n den rheim'schen Katho- 
l lrnndaaVerhaltius vonReügionundPohtik bedingt. Neben dem Staate, 
dem sie sich an Wörde mid historischem Recht überlegen fühlt, stellt die 
kathr^hsplie Ivirche eine zentralisierte staata&hnüche. von der Maeht- 
tcndcnz er u]]le Einrichtung dar, deren Streben nioht nur auf die* eigene • 
a«ßerc und imicre Unabhängigkeit vom Staate, sondern zugleich d^auf 
g^ohtet tot, den Staat zn beherrschen. Da sie selbst die Herrschaft 
^^l A- ,^ea'?«prueht, so wiU sie diese von der Staatsgewalt, 

aersiedie materiellen Int^^resscn zuweist, frei wissen. Der geistig und sltt- 
üch von ihr geleitete Gläubige soll sich als solcher seiner staatsbürger- 
üCften Eigenschaft überlegen fühlen. Die Gewissensfreiheit der Katholiken 
aöer findet, abweiehend «von den übrigen Staatsbürgern, nicht in der 

fh^'^^'L^T"''"^'^^^'" ^^«r^^"g""g. «<^ndern .gerade und allein daduroh 
»üre Befriedigung, daß die Autorität iJirer Kirche anerkannt u ird ' Da 
nun aber Jeder poütischen Frage schheßJicli ein religiöser Gedanke zu 
Umde hegt , so j«t Inr die Haltung des gläubigen Katholiken auch auf 
politisohem Gebiete die kinhliche Autorit&t letaten Endes maQgebeod. 
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Papst Pius IX. veröffentlichte 1864 in der Enzyklika ,Quanta cura* 
und dem angefügten .Syllabus' Anweisungen von grundsätzlicher 
politischer Bedeutung. Der Syllabus, der im Jahre 1903 vom Kölner 
Erzhischof für seine Diözese ausdrücklich als verbindhch erklärt wurde, 
bestritt dem Staate die von ihm beanspruchte volle Souveränetät, wies 
namens der sich allein berechtigt fühlenden katholischen Erscheinuntjs- 
form des Christentums die freie ReUgionsübung für alle Bekenntnisse 
ab und warnte vor ,der Pest des Indifferentismus'. Während die 
Staaten in der Neutralität gegenüber den Konfessionen die Grundbedin- 
gung des öffentlichen Wohls und Friedens erblickten, erhob das Papst- 
tum einen grundsätzlichen Widerspruch gegen die gewaltige, nach Frei- 
heit ringende Menschheitsbewegung, der der moderne Staat und das 
moderne Leben überhaupt ihren Ursprung verdanken. 

Diese Auffassung widersprach aber nicht nur der liberalen Wclt- 
und StaatsanschauuDg, die in den kirchlichen Systemen geschichtliche, 
dem Relativismus unterworfene Erscheinungen erblickt, keinem von 
ihnen den Besitz absoluter Wahrheit zuerkennt, sondern in dem Streben 
aller nach der Wahrheit eine Bürgschaft des menschlichen Fortschritte 
erkennt; sie widersprach auch der in der preußi.schen Regierung ver- 
körperten staatskirchlichen Tradition. Danach hatten sich die verschie- 
denen Bekenntnisse im Staat« dem Staatswolile gemäß einzurichten, 
und keines von ihnen konnte beanspruchen, selbständig die Grenzen 
zwischen sich und dem Staate zu bestimmen. Die seit der Verfassung 
von 1850 unter dem Einfluß Friedrich WiUielms IV. durchgeführte 
Kirchen- und Schulpohtik hatte aber einen unklaren Zustand geschaffen. 
Im Einklang mit der von den Parlamenten des Jahres 1848 vertretenen 
liberalen Auffassung war auch der kathohschen Kirche die Freiheit, 
ihre inneren und äußeren Angelegenlieiten zu ordnen, und das Recht 
freier Vereinsgründung zuerkannt worden. Während aber jene Parla- 
mente den Standpunkt einnahmen, daß dennoch die Kirchen ,den all- 
gemeinen Staatsgesetzen unterworfen bleiben sollton', und während sie 
auf Trennung von Staat und Kirche, Kirche und Schule abzielten, da 
sie eine Erziehung der Jugend nach den Grundsätzen christlicher Moral 
auch ohne konfessionelle Bindung für möglich hielten, ließ die preußische 
Regierung nicht nur den Hinweis auf die Staatsgesetze fallen, sondern 
stellte durch die Verfassung den als frei erklärten Kirchen sogar den 
staatlichen Schulzwang zur Verfügung. Die engste Verbindung von 
Staat. Kirche und Schule wurde durch die Verfassung begründet, indem 
die Volk.sschulc im mittolalterlichkirchUchen Geiste den Zwang der 
öffentlichen Geltung kirchlicher Lehren durchführte und so der dog- 
matischen Gebundeiüieit der Kirchen gegen die von ihnen abweichenden 
t^eistesstromungen die Stütze der staatUchen Zwangsgewalt darbot. Im 
Kheinlande wurde demgemäß die große Mehrheit der Bevölkerung mit 
«Jite dos StaatUchen Schulzwanges in eben dem konfessionellen Geist« 
erzogen, dessen die staatliche Selbständigkeit einschränkende Ansprüche 
18Ö4 von der kirchlichen Autorität aufs neue formuliert wurden. Die 
Volksschule war durchweg so eng mit der Kirche verbunden, daß 
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der katholisehea Bevölkerung am Rhein als Pfarrschulü erschien und so 
von ihr beaeiohnet wurde. Bin rhdniacher Abgeordneter aber erklärte auch 
am 24. Mai 1871 im Reichstag, nur die Tatsache, .daß der preußische 
Staat wenigstens in den unteren Schirhfon de?; V'dlko« die religiösen 
Gefühle schonte und das Schulwesen durch die Haiul di i Pfarrer leiten 
Ueß', mache dur Katholischen Partei das sonst vuu ihr bestrittene 
staatliche Schulmonopol ertrfiglicb. An den höheren Schulen sollte« 
soweit sie nicht stiftungsmäßig katholisch waren, der Zusanunensohlnß 
der katholischen Schüler zu besonderen Kongregationen in demselben 
Sinne wirken. An den Universitäten dienten katholische Studenten- 
korporationen (in Bonn »hon seit 1844) mit ihren das gesamte spätere 
Berufsleben der Juristen, Ärzte und Philologen in Staat und U'isscn- 
scbaft berücksichtigenden Fortsetzungen dem gh ic hcn Zwecke. Für die 
übrige Bevölkerung wurden unter den Auspizien der Bischöfe zahllose 
Vereine für alle Stände und alle erdenklichen, nicht nur reUgiösen, 
sondern auch wirtschaftlichen, Interessen ins Leben gerufen. Die 
Vorsitzenden waren durchweg rührige Ctoistliche, und sie strebten 
dahin, daß ,dem Gift und Despotismus der mo<lernen sog. Freiheit 
ein neuer gesunder Organismus entgegengestellt werde'. VVälircud 
der Reaktion hatten diese Vereinsgrundungen im Rheinlande einen, be- 
soixdern Förderer in dem pietisttschen Oberpräsidenten v. Kleist>RetEOW 
(1851 bis 1858), der gleichzeitig alle liberalen Vereinsbestrebungen zu 
verhindern wußte. In der vom Mittelalter her vertrauten Weise ver- 
flocht sich so die kathohsche Kirche wieder mit den mannigfachen 
Formen religifisen, wirtschaftlichen, sozialoi und politischen Lebens. 
Die Vereine wurden «die Sturmkolonnen' des poUttsäien Katholizismus 
und boten, zumal aof Grund des allgemeinen gleichen Wahlrechts, 
für die Vorbereitung politischer Wahlen eine Organisation, wie sie 
keiner anderen Gruppe zur Verfügung stand. 

Als eine Welt für sich vertrat der gläubige katholische Volksteil im 
Rheinland auch im pcilitisr hon Leben die t^bcrzeugung, daß der Kirrhr 
und der ihi allein anvertrauton Wahrheit die Zukunft gehöre. In der 
ilingabe an diese Idee erbhckte der größte Teil der rheinischen Be- 
völkerung die Erfüllung seiner religiösen wie seiner bfirgerliclien Pflichten. 
Den als Gewissenspflii ht geforderten unbedingten Gehorsam leistete er 
seiner Kirclie gerne, A. R^ichensperger war 1862 überzeugt, daß ,der Atheis- 
mus zu einer großen Entscheidungsschlacht gegen den Katholizismus, den 
dnzigen noch wahrhaft lebendigen Repräsentanten des CSiristentums, 
sich rastet, und daß alles andere im Grunde nur Scharmützel und Plänke- 
leien sind'. Er wandte sich voll Eifer gegen , den Hochmut der deutschen 
Wissenschaft', die der Aufklärung — also im Sinne Kants ,dom Aus- 
gang des Meruschen aus seiner selbstverschuldeten Unmündigkeit* — 
diente. Daß auf katholischer Seite viele Gebildete ebenso dachten wie 
«, hatte am Rlx in schon früher das Schicksal des Hermesianismus 
gezeigt. Von 1820 bis 1835 hatte dieser vorsichtig nach einem Ausgleich 
von Glauben und Wissen gestrebt« war aber durch die päpstliche Ver- 
urteilung und die mit dem Kölner Eindifinstrcit von 1837 einseteende 
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Bewegung leicht anteidrackt worden. Das Jahr 1870 lieforte einen 

neuen Beweis. \A'ährond <Ior V^orbcrcitmig des Vatikanischen Konzils 
liatton gorrt'l*" im Rliritilaiul vich» cifrii^ zur Kirclic haltondo Katlinlikcn 
der gebildeten und gelelirU'n Stäiidf ihre Bodenkeu in Wort und Sclirift 
ZU erkennen gegeben. Aber bis auf eine kleine Gruppe, die sich von 
Bonn, Köhlens und Kdbi ans im Herhst 1871 asu der Altkatboüsohen 
Kirche Bosammenschloß« unterwaifeii sich, als die rheinischen Bischdfe 
ilire eigenen anfänglichen Opportunitätsbedenken aufgaben und da> 
Dogma von der päpptliclicn Unft hlbarkeit anerkannten, alle unbedingt 
d<'r Autorität des l'apstes, und gegen die Avenigen Proteslicreadon 
konnte die Kirche unter Führung des Kölner Erzbischcjfs Mclchers 
mit der Exkommunikation und anderen kirchlichen Strafmitteln vor- 
gehen, ohne Widerspruch zu erfahren. 

Die rheinische katholische Presse Bah um 1870 in diesrr T.ago ,dm 
iinporon lieutigen Kulturzuständen angepaßten Kcligionsfriedcn'. ß**- 
fi iedigt .stellte sie fest, daß seit zwanzig Jahren , die Konflikte zwischen 
Kirche und Staat in Preußen fast verschwunden sind'; Preußen ver- 
danke den IdrcheDpoh'tiaohen Artikeln seiner Verfassung, ,die die 
Selhständigkeit der katholischen Kirche großherzig anerkennen', nicht 
nur den konfessionellen Frieden, .sondern auch nicht zum geringsten 
Teile die holio fViüte, zu welcher sich der Staat oniporgeschwungen hat". 

Auf der (Gegenseite sah indessen die öffentliche Meinun.g der Ge- 
bildeten am Rhein \iie in Deatschlaud überliaupt. die Lage anders an. 
Selbst die Kreise der evangelischen Orthodoxie, die der Krone und der 
Regierung nahestanden, empfanden, da auch der gläulngo Protestantis* 
mus in .seinen verschiedenen Formen nach der Entfaltung eines per- 
sönlichen Christer t ums strebt, gegenüber diesem geschlossenen Sy-stem 
des autoritären Katholizismus, wie wenig sie in iiirem Konkurrenzkampf 
an wirksamen Mitteln einzusetsecn hatten. Libexale Rheinl&ader aber 
wiesen seit 1862 im preußischen Ivandtage wiederholt aof die Gefaln 
der dauernden konfessionellen Treiiiiung im Schulwesen für den Zu- 
sammenhalt des Staat.«ganzcn hin. Auf katholischer Seite u ollte man da- 
gegen nicht nur den bestehenden Zustand erhalten, sondern ihn auf dif 
höheren Schulen ausdehnen, und seit der Aachener Katholikenversanun- 
lung (1862) wurde sogar die Gröndnng einer freien, d. h. nur \'om Papst 
abhängigen, kathoUsohen l'niver.sität von einer Vereinigung betrieb«»n, 
an deren Spitze die Kölner Erzbischöfe Geis-tjel und Melchers standen. 
Daß die uii vereinbaren Gegensätze zu Konflikten drängten, empfand 
man auf beiden Seiten. Dem Bischof v. Ketteier erschien es 1865 
unziveifelhaft, ,daB die Gegner der Kiiehe den ganzen kirchlichen Auf- 
schwang, die neue freiheitliche Stellung, die die Kirche gewonnen hat, 
und das handgreifliche Wachsen ihrss Einflusses, die Ausbreitung ihrer 
kirchliehen OenosSenschaften in einem nie geahnten Umfang mit unend- 
hchein Mißtrauen und Mißbehagen betrachten'. Die durch den Verfas- 
sung.^konfhkt und die auswärtige Politik in Anspruch genommene Re- 
gicrmig, in der damals der der protestantischen Orthodoxie nahestehende 
H. V, Mfihler das Kultusministerinm verwaltete, blieb indessen zur 
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B^riedigung der KathoUken auf dem Irisherigen Wege, und der Bntwurf 

des durch die Verfassung von 1850 versprochenen Schulgesetzes, den 
Miihler 1869 im Landtag einbrachte, wie? tlnm Klerus endgültig die 
Lokal- wie die Kreisschulaufsicht zu, wurde aber eben deshalb von den 
Liberalen abgelehnt, so daß er vertagt werden mußte. 

8elt im Jahre 1867 die katholische Propaganda beim Korddentschen 
Reichstage keine S\ mpatliio fand (S. 330) tmd gleichzeitig Bismarcks 
Zusammenwirken mit der Nationalliberalon Partei begann, war auf 
kathohscher Seite die Besorgnis entstanden, diese Verbindung möchte 
auf die Kirohenpolitik unmittelbaren Einfluß gewinnen. ,Weil das 
katholische Volk seine heiligsten Interessen durch mächtige poUtische 
Parteien bedroht glaubte*, faßten im Juni 1870, in der Zf it der stärk- 
sten durch das Vatikanische Konzil entstandenen Erregung, die rheini- 
schen Katholiken, jetzt wie 1862 unter der Fährung der Brüder Reichen- 
sperger, die Erneuerung der während des Verfaasungflkonfiiktes ra- 
sa mmengeschmolzonen besondern KathoUschen Fraktion ins Auge. 
Es genügte ihnen wiedorum nicht, daß die gläubicren Katholiken unter 
den Abgeordneten der verschiedenen Parteien, so w ie es 1848 im Frank- 
furter Parlament geschehen war, jeweils für die besonderen kirchen- 
politischen Fragen zusammentraten, sondern sie wollten wieder eine 
.aus allen Ständen und Berufsarten und aus den verscliiedensten po- 
litischen Schattierungen' zusammengesetzte Partei bilden, um dauernd 
die besonderen Interessen der Katholiken im Staate zu schützen. Das 
Ringen des erstarkten katholischon PrinKips mit dem von der liberalen 
Weltanschauuuji ^»'stimmten Bildungsstande der Zeit und mit dem 
modcrnnn Staatsprinzip war die Triebfeder für die erneute politischr- 
Parteibildung, Die Köhüsche Volkszeitung veröffentlichte den Aufruf 
P. Reichenapcrgers vom 11. Juni 1870, auf Grund dessen im Dezember 
die neue Fraktion des Zentrums (mit dem B«namcn Verfa.ssuug8- 
partei) im preußischen AI)2e<Mdiu'tenlianse zusammentrat. Die Fraktion 
stellte sich, wie die Volk&zcitung darlegte, ,die besondere Aufgabe, 
für Aofrechterhaltung und organische IVirtUldung vetfassungsmäBigen 
Rechts im allgemeinen und insbesondere für die Frsiheit und Selb- 
ständigkeit der Kirche und ihrfr Institutionen einzutreten. Das starke 
Band, welches die Fraktion zusaninienliält, ist das gemeinsame Streben, 
die unabhängige Stellung der katliolisciien Kirche zum Staat, wie die preu- 
ßische Verfassung sie saaüctiomert, zu erhalten und zu entwickeln, und 
Grundsätzen der Parität, welche die sohde HrundUige unsetes Staats- 
wesens bilden müssen, immer \ind überall zur Geltung zu verhelfen*. 
In den das kirchenpohtische Interesse nicht immitte.ibar berührenden 
Fragen band sich das Zentrum an keine festen Grundsätze; hier konnte 
es eine Politik der freien Hand treiben, je nachdem es ihm aus Partei- 
rücksichten vorteilhaft erschien bald mit der reeliton, bald mit der 
linken Seite stimmen und sieh so den übrigen Parteien wie der Re- 
gierung .als entscheidendes Gewicht in der VVagschale' für Majoritäts- 
bildungen wertvoll maoheo. Der neuen Fraktion traten bd der nach dem 
Dreiklassensystem vdlzogenen Neuwahl sofort 48 katholische Abgeord- 
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nete, darunter 21 Kheinlftnder, bei. Die Rheinprovios entsandte in das 
Abgeordnetenhaus insgesamt 62 Vertreter, von denen 12 der National- 
liberalen, 13 der Freikoiisorvativen, 1 der Konservativen Partei ang»- 
liörtt n, wnlirend 15 „Wilde" blieben. Schon im Januar 1871 kam es za 
»inom Zusammenstoß über das konfessionelle Schuhvf s( n, wohoi Windt- 
horst naiueiis des Zentrums erklärte, die Konfessionaiität der Gymnasien 
m. ebenso notwendig wie die der Volksschulen. 

Die neue PaiteibiUlang würde aber sofort auch auf das Reich aus- 
jred.^hnt. Am 7. Januar 1871 legte die Kölnische Volkszeitung dar, das 
Landtagszentmm müsse ,den festen Kern einer großen deutschen Vcr- 
fa^sungspartei l>ilden, deren erste Aufgabe es sei, den Bestimmung* n 
d<'i" preußischen Verfassuiigs Urkunde über die Freiheit und Selbständig- 
keit der Kirche in die Verfassung des Deutschen Reiches Eingang zu 
verschaKm, ohne welche Schul- und Kirchenskeitigkeiteii Tür und Tor 
geöffnet und eine gedeihhche innere Entwicklung des neuen deutschon 
Kaiserstaates von vornherein unmögUch ist*. Am 11. Januar vrröff* nt- 
lichte .^;e e'uwi eutjsprechendeu Aufruf. Für die ersten Rciohsiag^uahl«'» 
empfahlen im Februar Hirtenbriefe der Bischöfe die W'ahl nur solcher 
Abgeordneter, die .für die Übertragung der die Stellung der Kirche 
regelnden Paragraphen aus der preußischen Landesverfassung in die 
R«MchsverfasPung stimmen*. Ein Teil der gläubigen Katholiken der 
irebildeten Stände versagte sich allerdings jetzt wie 1852 diesem poli- 
lis( hen Katholizismus; das war aber die Minderzahl und hatte gegen- 
über dem Einfluß des Klerus auf die Wahlen keine Bedeutung. Am 
27. Marx trat auch im Reichstag eine Zentrumsfraktion susaoimen, die 
iniicr ihn n 5S Mitghe<lern gleichfalls sofort 21 rlieiiiische zählte und c«. 
wir ilirc Presse befriedigt feststellte, verstand, ,den ersten Verhand- 
lungen des Deutschen Reichstages die Signatur zu geben'. 

Das neue Reich stellte noch keine iruiere, von geistigen und seelischen 
Kräften getragene Gemetnachaft des deutschen Volkes dar. Der W(!g, 
auf dem es entotanden war, hatte zwar das Einheitsgefühl gegenüber 
dem Auslande kräftig entwickelt, war aber sonst der Ausbildung einer 
a'Ie Volkskreise durcl\drin^endeti « inheitliehen Gesinruinc: nicht günstig 
gewesen. Das in den verschiedenen liundesstaaten unabhängig vnr.ein- 
ander und in mancherlei Abstufungen sich vollziehende Ringen der 
Mächte des Glaubens und des Wissens und die zuncbm^de konfessionelle 
Zerklüftung ließMi es nicht zu einer freien Verständigung über das 
Verhältnis der Reichsgewalt zu den geistigen Kulturfragen kommciu 
wie sie 1848 das Frankfurter Parlament erstrebt liatte. Bismarck, dein 
die äußere Politik im Vordergründe stand, suchte dem Deutschen Reich 
ebenso wie vorher dem Norddeutschen Bunde die aufregenden kircben- 
politischen tmd Bildungsfragen fernzuhalten. Sie sollten 'den Binsel- 
Staaten verbleiben. In der jungen, seiner staatsmäimischen Kühnheit 
verdankten Schöpfung, die auf den Siechen Preußens über die katholi- 
schen Mächte Oesterreich und Frankreich ruhte, sollte sieh nur das aus- 
wirken, was die Nation eirügte. Die verfassungsmäßige Kompetenz des 
Reiches erstreckte sich nur auf die militärischen, auswärtigen und wirtr 
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schafilichcn Aufgaben, durch die Bismarck die nationale Idee und das 
politische Selbstbe\vußts<'in dos deutschen Vo1]<ps genügend gestützt 
glaubte. Diese Politik, die da& Keich zunächst auf einen Teil seiner natio- 
nalen Aufgabe besehrankt wissen wollte, war nur durchführbar, wenn sie 

von den Parteien gebilligt wurde. DieKatlioliken wollten aber umgekehrt 
die Reichsgründimg gerade für kirchnnpoliiische Zwcrkr, zitr Verbesse- 
rung der Lage ihrer Kirche in den außerpreußischen Bundesstaaten, 
benutzen. 

Zwar war die Zentoumspartei föderalistisch. Wie in FreoBen tj 

im Geiste des standischen Konservatismus ein den Staat auflockerndes 
Korporati onswesen zu fördern trachtete und im Gegensatz zu staat- 
hcher Zentralisation ,da8 große Prinzip der autononiischen Verwaltung 
durohgeffibrt und damit die allein sidiere Bürgschaft für die bürger* 
liehen, politischen und religiöst n Freiheiten gcscliaffen wissen wollte*, 
so bildete ,die föderative Selbstbestimmung der Bundesstaaten in allen 
inneren Angelegenheiten' einen Punkt des Zentrumsprogramms. Die 
Keichsverfassung sei schon zu uniouistisch, klagte die Kölnische Volks- 
seitung am 27. Januar 1871, der Verauoh aber.cUe deutschen Stammesa 
einem straffen ESnheitsstaate suswuiiensuschweißen, stelle eine schwere 
Versündigung am ureigensten germanischen Wesen dar. ,Uns wird 
der Kampf um die Entwicklung der deutschen Verfassung im Lager 
des Fdderalismiis finden; Sache des deutschen Volkes wird es sein, dar> 
über zu wachen, daß die notwendige freie Bewegung der Glieder gewahrt 
bleibe.' Als Ausfluß unbereelitipfen Strebens nach dem EiriJieitsstaat 
wurde denn auch im Novernlx r 1871 der Plan eines Bürgerlichen Ge- 
setzbuches für das ganze lieiclx von A. iieichensperger im Reichstag 
bekämpft. Für seine kirchenpolitischen Ziele machte das Zentrum in- 
deos«! eine Ausnahme. Am 3. April 1871 wiederholte P. Reichen- - 
spergor im Rnidistage namens seiner Partei den Antr^ vom 19. März 
1867 (S. 330), wonach die kirchenpolitischen iVrtrkel der preu- 
sdien Verfassung — die garantierte volle FrdSieit der Kirche — auf 
sämtliohe, jetzt also auch auf die süddeutschen, Bundesstaaten 
ausgedehnt und der Reichsverfassung gewissermaßen als Grund- 
rechte eingefügt werden sollten. Durch die Art, wie Preußen die 
religiöse Frage gelöst habe, sei das Zusammenwachsen der preu- 
. ßisdien Provinzen ku einem einheitlichen Staatswesen in eminen- 
tester Weise gefördert worden. Nichts werde nun die Hegemonie 
Preußens innerhalb des neuen Reichs rascher und sicherer zu 
allgemein befriedigender Anerkennung bringen, als die Aiuiahme 
des Zentmmsantrags. Durch Majoritötsbeaehluß des Bundesrates und 
des Reiclistages sollten also nach dem Wunsche des Zentrums die der 
kathoUschen Kirche vorteilhaften Bestimmuixgen der preußischen Ver* 
fassung allen Bundesstaaten oktroyiert werden. 

Dem widersprachen aber nicht nur die Regierung und die Konser- 
vativen — deren von den übrigen Parteien unterstütste Ablehnung 
seines Antrags auf Intervention dos Deutschen Reiches zugunsten der 
Wiederherstellung des am 20. September 1870 beseitigten römischen 
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Kirchenstaat<^s das Zentrum noch besonders enttäuschte — , sondern 
auch die durch ihre numeri.sche Stärkf entschoidcndo NationaUibHrale 
Partei. Mit 223 : 59 Stimmen w urde der Antrag abgelehnt. Die Volks- 
vertretung biUigte nahezu einmütig den Standpunkt der Regierung, 
daß die ReicbsTerfassung mit der KirohenpoHtlk lüchts zu tun habe. 
Seit einem Meiuohenalter hatte auch der rheinische Liberalismus dem 
Eiitwickhuigsgang, wonach zunächst das materiello , \virt«chaftliehc Inter- 
esse als nationales Bindemittel diente, zugestimmt, aber unter der Voraus- 
setzung, daß ,der Volksgeist nach der selbständigen Konstituierung 
Deutschlands den anderen Ländern gegenüber demnächst auf dem er- 
rungenen Boden sein schöpferisches Wirken auch nach innen richten 
werde' ( S. 302). Nachdem jetzt dieReiclisgründung vollzogen war, hielt 
man es im liberalen Kreise, der nrn Rlieiii die konfessionelle Zerklüftung 
besonders stark empfand, zwar jin der Zeit, die geistigen Kulturfragen 
in freier, auf wissenschaftlicher Grundlage ruhender Weise aufzugreifen. 
Usa wollte sich aber auch dem ProgrammBismarcks fügen, demReid» 
aJs Ganzem also diese Auseinandersetzungen fernhalten und sie den 
Einaelstaaten überlassen. Dem Zentrum hielt man vor, es sei schwer 
JBUjglauhen, daß eine Partei es ernsthaft mit der Einheit Deutschlands 
meine, die sofort bei der Begründim^ dieser Eiulicit denjcrngen Gegen- 
satE in den Vordergrund stelle, der Deutschland am blutigsten zerrissen 
und seit mehr als dreihundert Jahrrä das Deutsche Reich gespalten 
habe. Das Vorgehen des Zentrums zog indessen Reich und Eiosel- 
staaten gleichmäßig in Mitleid, i.schaft. Das pohtische Barometer 
zeigte, wie die Kölnische Volkszcitung im Anschluß an die Ablehnung 
des Antrages Reichensperger ausführte, für die deutschen Katbo- 
hken auf Sturm. .Wir wissen nun, daß die Mehrheit des Reichs- 
tags weder die Selbständigkeit und Freiheit der Kirche pioklamicwB 
noch das verletzte Recht des Heihgen Stuhles wahren will. Die west- 
hchen Provinzen. Rheinland und Westfalen. M-erdm hoffentUch auf 
lan^ Jahre den festen Kern bilden, um den cüe Katholische Partei 
im Deutschen Reich sich sammebi kann; es ist recht und biUig, daß 
Kohl, die alte kathoUsche Metropole am Rhein* mit ihrem Beispiele 
vorangeht. 

Bismarck und die Liberalen entnahmen aus diesem Vorgang, daß 
«ne Ausemandersotzung unvermeidlich war. Schon am 28. April 1871 
beseichneto die Köhlische Zeitung den ,Kampf gegen die Ultramon- 
ZrL l 'mr ^'""^^ Gemeindewahlen als die erste 

mri, mit besonderem Argwohn. Er rechnete damals 

V ^'"^^ Frankreich und Ostc-rreieh gestützten 

kftthohacher Mächte, und die Zentrurnspartei erschien ihm. 

Samm^lh ^f"^ ^^^^1^^"^ ^» «i« fanden, als dss 

Ä i^7A ^- Reichenspeier hatte zwar 

^^70 geäußert, ein protestantischor Kaiser sei für le Kirche ^no\ 
«wunschter als ein kathoUscher, aber der Bisohof v. Ketteier. dflSBeu 
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Eintreten für die preußische Hegemonie aeit 1867 so starkes Aufaolion 

Zt^T Abgeordneter dem ^.1^^^^.^^ 

hatte dcKi. auch anv28. August ISGB, r.ach der Schlacht bei KöSte 

st?kÄ^?^' iS'' von Ostorn-ich ,os.hneh<-n: .Das in sR 
^^™y^*^^^ Y"d so hoffen wir voU Sehnsucht, einst wieder an 
he Spitze Deutschlands treten*. Am 8. Juli 1871 wurde zunLh^^tn 
Pr.uß.ndurchkönigUche Verordnung die seitl84limr^^^^^^^ 
enigerichteteKathoIi.c}ie Abteilung aufgehoben. Sie war wfe Btami^k 
erklärte, gestiftet worden, um die Rechte ch-s Kö^rTÄc^^ 
Kirche gegenüber walu-zunehmen, schheßhcli abe. dahin ^To^TTe 
Rechte der Kufohe ,md der Men dem König gegenüber zu ve freten 
D.e«em mißtrauischen Schritte Bismarcks, de? den Kulturkamp er! 
Offnote, maß die rhmmsche Zentrumspresse sofort .eine epochemschei^ 
Bcdeutamg' bei. Sie .mpfand, daß das von Friedrich WiUielm^ 
it^Ä^ Jlriir^'"'^? ^^'^^'""'^S ^<-t''-^i«chcn Kirch; 

^hT^ ^'i^ entgegengehen; es kömiten Zustände lierbei- 

gefuhrt werden, welche eine wirkhche Gefahr .für d» neue Deutsche 
Reich begründen . .so wandte .sie .sieh gleich darauf gegen die .Katho- 
hkenhetze die im Keiciie tobe, und erklärte, die katholi.schen Staats- 
•L^'^NnJ^''',oi', ^"^^^^ betruK^htet. Als dann im Reichstag am 
28 Norembep 1871 dem Stra^setzbuch der ,Kanzelparagraph' en> 
gefugt wurde, um die poütische Agitation des Klerus bei den Lichstags- 
wählen o,nznschrankcn. griff der Kampf auch auf das Reich über, u^d 
S Augenblick, wo die Armeevorlage «ur Erörterung 

Die Tradition des politischen Katholi«imu8 war unmilitärisch. Die 
kathoksclie Presse am Rhein hatte zudem stets davon gesprochen, die 
Einheit Deutschlands werde .eine Verminderung der Armee oder ane 
üerabsetzung der Dienstzeit' herbeiführen. Als im Juni 1870 P 
^ichcMpergers Aufruf (S. 347) geradezu .die Verminderung der Aus- 
gaben fdr das Militärwesen und .die Beschränkung der aktiven Dienst- 
zeit forderte erklarte die Köhu'sche Volksaeitung das .für die Haupt- 
aufgabe des Reiehstagcs*. Sie stellte andernfalls einen neuen Armee- 
Konflikt in Aussicht; die Nationalliberalen seien schuld, daß der Miiita- 
nsmus bis Ende 1871 zur Grundlage der Verfassung des Norddentselien 
Bundes gemacht worden' sei. Noch am 6. Juli 1870, acht Tage vor d( r 
französischen lüicgsorklfcong. schrieb sie. die Katholiken seien lUcht 
«gesonnen, dem Moloch des Militarismus Gut und Blut in den Rachen 
zu werfen'. Während des Krieges unterbheben zwar solche schroffen 
Äußerungen, aber am 27. Oktober 1870 schrieb der Wahlaufruf drv 
Aatlioüken. wenn das neue Reich zustande komme, dann werde .endüch 
auch dem tiefbegriindeton Verlangen des Volkes nach Verminderung 
der druckenden Laoten eines Krietcsheeres Rechnung getragen weiden 
können . Unter der Führung von A. Reichenspei^er waren die rheini- ' 
seilen Zentrumsabgeordneten jetzt durchw«jg gegen die von der R^ie- 
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rutißs vorläge geforderte Verlängerung der Friedenapräsenz. Er erldärte am 
30. November 1871 im Reichstag: »Soweit ich von der Volksstimmung 
irgend Rechenschaft geben kann, ist es mir nichts möglich, anders zu 
sagen, als daß die allgemeine Meinung dahin geht, daß das MiHtärbudget 
herabgemindert werden müsse*. Unter der Bewegung des Hauses 
stellte er dem Satz : ,Si vis paccm, para bellum* den andern entgegen: 
,Si vis pacera, para pacem*. Das Zentrum lehnte die Armeevorlage ge- 
schlossen ab. Die Kölnische Volkszeitung aber schrieb, die für die 
Vorlage stimmende Mehrheit schlage aufs neue dem konstitutionellen 
Fundamentalsatz ins Gesicht; Zentrum und Fortschrittspartei seien 
selbstverständlich gegen die Verlängerung dos eisernen Mihtäretats, 
weil damit die erste Bedingung der konstitutionellen Existenz der Volks- 
vertretung, das Budgetrecht des Reichstages, in unverantwortlicher 
Weise preisgegeben werde. 

Nun wurde im Januar 1872 in Preußen der Kultusminister v. Mühler 
durch den dem Liberalismus nahestehenden A, Falk ersetzt, der sofort 
durch das Schulaufsichtsgesetz vom 11. März 1872 das Unterrichts- 
wesen als Sache des Staates reklamierte und die geistliche Schulaufsicht 
beseitigte. Im Reich aber war der Gegensatz nun so zugespitzt, daß am 
4. JuU 1872 ein Reichsgesetz den Jesuitenorden, den anerkannten Träger 
der Entwicklung der kathobschen Kirche seit 1815, von dem \iele 
glaubten, daß er während des Deutsch-Französischen Krieges gegen 
Deutschland intrigiert habe, vom Boden des Reiches ausschloß. 

In dem jungen Deutschen Reiche standen so, als eben erst die natio- 
nalen Hoffnungen sich erfüllt hattt>n, zwei auf die Massen gestützte, 
untereinander selbst einen schroffen Gegensatz bildende Parteien zur 
Regicrimg in so cntscliiedener Opposition, daß der Schöpfer des Reiches 
sie beide als R<?ichsfeinde betrachtete. Der Schwerpunkt der einen dieser 
Parteien lag im Rheinlande, aber auch die andere, die Sozialdemokratie, 
zählte hier eine beträchtUche Zahl von Mitghedern, und die rheinische 
Industrio bildete für ihre weitere Ausbreitung einen fruchtbaren Boden. 
Die Hoffnungen, die Bismarck an die Gewährung des demokratischen 
WaMrechts geknüpft hatte, schlugen in ihr Gegenteil um. Der Kultur- 
kampf, in dem die Leitung der Zentrumspartei aus der Hand der Rhein- 
länder in die des Hannoveraners Windthorst überging, wurde schnell 
seinem Höhepunkte entgegengefülirt. Im wesentUchen spielte er sich 
in Preußen, nicht im Reich ab. Die Regierung und die NationaUiberale 
Partei aber waren darin einig, daß der Kampf für das Wohl von Staat 
und Ri'ich unvermeidlich sei; im übrigen deckte sich ihr Standpunkt 
indessen keineswegs. 

Der Liberalismus strebte nach der Trennung von Staat und Kirche, 
von Kirche und Schule. Die weltliche Leitung der Geist-er soUte an die 
Stelle der kirchlichen treten. Um der Einlieithchkeit der Volksbildung 
wiUen soUte aUes Dogmatische, auf dem Offenbarungsglauben beruhende, 
voui Staate nicht bea<;htet, sondern dem freien Verhältnis der einzebien 
zu den Kirchen überiassen. aller konfessioneUe Zwang also aus dem 
Schulwesen entfernt werden. Der seit 1850 vorwaltenden naturwissen- . 
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schaftlichen Richtung, die die Philosophie als veraltete Denkforrn be- 
trachtete und vernachlässigte, weil sie sich selbst zur Lösung auch der 
großen Daseinsfragen berufen glaubte, entging es aber, daß es sich in 
der Schule nicht nur um das Wissen handelte, dem das auf einen ausge- 
aeeichneten Stand gehobene Schulweeen v o rtre lf tioh diente, sondern aaoh 
um die sittliche Frage der Endehnng. Von der allgemein christfichen 
Moral nahm der Liberalismus an, sie sei in einem Grade Gemeingut ge- 
worden, daß aus geistiger Bildung dem einzelnen ohne weiteres «ueh die 
Kraft zu dauernder Selbsterziehung und sittlicher Lebensführung er- 
wachse. Er glaubte, die intellektuelle Bildung, deren vielseitige Entfaltung 
er mit allen Mitteln fMerte, and eine vorausgesetate Hannonie menaoh- 
licher Interessen genügton, um einen von vernünftig-sittlicher Einsicht 
beherrschten Gesamt/.Mstnndzii seliaffen. Das war eine Utopie, die d<'r des 
Sozialismus wenig nachgab und um so abwegiger war, als auf dem Wirt- 
schaftsleben während der ersten Jahre des neuen Reichs, der sogenannten 
Gründeneit, der tiefe Schatten einer beschämenden AnflSsong aller 
aittlichen Begriffe ruhte. Die Cage erforderte vielmehr die Begründung 
einer dem wissenschaftlichen Stande der Zeit entsprechenden Sitten- 
lehre, die den Menschen zu vernünftig-moralischer Selbstbestimmung 
befähigte und zugleich der nationalen Aufgabe gerecht wurde, indem 
sie dem deutschen Volke ein positives Ziel für seine Zukunftsentwicklung 
im Bereiche der sittliehen Guter wies. Sollten die Kirchen aus dem 
öffentlichen Erziehungsmonopol auaaoheiden, das ihnen mit Rücksicht 
fiuf ihre religiöse ^Toral eingeräumt war, so mußte für diejenigen Kreise, 
in denen die dogmatischen Voraussetzungen der Sittlichkeit ihre Gel- 
tung verloren hatten, ein zweckbewußter, positiver Ersatz geschaffen 
•werden. Frankreich Tersuchte eich an dieeer schweren Kulturaufgabe, 
indem es 1882 einen bürgerlichen Moralnnterricht in seinen Schulen 
einführte. Mit dem überalen Gehenlassen auf diesem (Jebiet konnte 
weder eine Regierung sieh abfinden, die den Staat als sitt'iches de- 
meinwesen auffaßte, noch eine Bevölkerung, die dem Schulzwange gemäß 
ihren Nachwuchs den öffentlichen Schulen anvertrauen mußte. 

Für die preußische Regieruns^aber blieb auch während des Kultur^ 
kampfes der christliche Staat der Staat mit mehreren nebeneinander 
bestehenden Konfessionen, mit denen er durch Interessensolidarität 
eng verbunden war. Kaiser Wilhelm I. wollte im Einverständnis mit 
der evangelischen Orthodoxie keine Lockerung des Verhältnisses von 
Staat, Kirche und Schule. Die katholische Kirche sollte sich nur in 
Preußen und Deutsohland dem oifentbchen Wohle so, wie die Regierung 
es auffaßte, mehr als bisher anpassen und anerkennen, daß im modernen 
Staate alle Freiheit, und so auch die Kirchenfreiheit, keine absolute, 
sondern eine durch das Staatawold und die Staatsgcsetze beschränkte 
Freiheit ist. Durch die seit 1850 praktisch geübte Liteipietation d«r 
Verfassung war in Preußen cüe staatliche Kirchenhi»heit verdunkelt 
worden. Dem starken T^bensdrang, den die katholische, vom Verlangen 
nach Unabhängigkeit < rfüUte Kirche neuerdings entwickelt hattr. f^laiibte 
die Regierung ini Interesse des Gesamtstaates Zügel anlegen zu nnissen. 

Gcaobicbt« des iUieliiUndM. I. 
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Die Verschiedenheit der beiden Standpunkte trat am Rheine be- 
sonden in der Frage der Simultanschulen zutage. Die Nationallibcraie 
Partei betrieb in den rhoinisohen Städten nachdrüoklioh die Elnrichtoiig 

▼cm solchen Schulen, in denen ein im allgemeiuon konfessionsloser Un- 
t<»rricht durch fakultativen Religionsuiitf rricht der bnideii Kirchen er- 
gänzt wurde. Dem Versuch war kein Erfolg bescliieden, weil der katho- 
lische Klerus die Erteilung des Religionsunterrichte« an solchen Schulen 
verweigerte und, von evangelischer Seite unterstützt, den Widerstaod 
von den Elternhäusern her organisierte. Nur bei willigrai Enligegen- 
kommen der Konfessionen hätte durch Simultanschuleii gemeinsames 
und tolerantes Denken und Fühlen der Jugend entM'iekelt w erden können. 
Aber die Regierung hielt auch aus grundsätzlichen Erwägungen zurück. 
Sie gestattete aswar von 1874 ab in den rheinischen Städten einzelne 
Schulen dieser Art, aber sie waren wenig zahlreich und nur von kurzer 
Lebensdauei". 

Die in den ae})t Alaigesetzen der .Jahre 187.'J— 1875 gescliaffenen 
kirchenpolitischen Kampfmittel, die in das äußere und innere Ixben 
der katholischen Kirche tief ehigrjffen und in den RheiiUandcu die po- 
htischen GegensStse aufs äußerste steigerten, entetammtsix Vorzugs- 
weise dem staatskirchlichen Arsenal. Die Generation, die die über- 
raschenden MachterfolLT der Jahre 1864r-1871 erlebt hatte, sah darüber 
hinweg, daß der iiKHi.'ine Staat den Zwang nur in roin politischen 
imd bürgerlichen Fragen geltend machen darf, während die geistigen 
und sittlichen Fragen dem £rei«iWettbewerh überlassen \» erden müssen. 
Die politischen Führer der Katholiken machten kein Hehl dars»«, 
daß sie in Konf Ii ktsf allen die Autorität ihr- r Kirelie über dir des Staates 
stellten. Darin saluMi -ie ein aus ilinr Konfession fließendes Hnind- 
recht, das für die Katholikni cino von den übrigen bürgerliehen Grupixm 
abweichende S(mderstelluug gegenüber tlcr Staatsgewalt begriuide. 
Der Episkopat verweigerte förmlich die Anerkennung der .Maigesetac 
Papst Pius IX. erklärb sie füi niehtig und der göttlichen Einrichtung 
der Kirehc widerstreitend. Di.- rheinischen Bischöfe und Priest.r ver- 
fielen von 1874 an einpfindiieh(Mi 0< ld- und (^efänsinissf rafm ; Hiiudert." 
von kirohlichcn Stellungen blieben jalMclang unbesct^.t, die Gemciudeii 
mußten also ihre Pfarrer entbehren, während nach katholisciier Auf- 
fassung die pnest< 1 liehe Seelsorge für das religiöse Leben uttetitbehriich 
ist. So wurde (h l Druck auf die Kirche von den katholi.schen Laien 
als DrucK auf ihren Clauben enipfnnden. Durch die L< Idenschaft, 
womit der Kampf gefüiirt wurdo. wurden die Ce.T. n-.it/'" d. r Welt- 
anachauungen völlig unüberbrückbar. Die katholische Kirche aber ver- 
mehrte n.eht nur zahlenmäßig ihre Anhänger, sondern gewann auch eine 
bed,ngvmg.Oese Macht ü}>er sie. 1874 fiel.n dem Zontmm in der Bhei«. 
pH.v.nz 2S v on .io) Mandat- für dm Reichslatr. 1 1 (von 62) für den Land- 
tag 7M, und im ganzen wueh« di<- Katholi.sche l»arlei auf 91 I,/w. SS Ab- 
geordnete an. Der katholische Adel, .niter dem eine vom .schlesischen 
It^tTJ r'"f ^iS' Nachgiebigkeit gegen die lUgierung geneigte 
.8taatekaü,oh80he' Bewegung ^-enig Anldang fand, die Bau«%* 
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mittleren und aiederen Scliichten des Bürgertums und ein zur Kirche 
haltender Teil der Arboitenchaft hüdeten im Blieinlond den siehern 
Boden der Zentrumspartei. Nur in den höheren Schichten des Bürger- 
tums und im Beamtentum hWnh dor Liberahsmus vorherrschend; in den 
mittleren rang er mit dem Zontrum, und in der Arbcitorsrhaft machte 
sich die soziaiistisclie Propaganda von Jahr zu Jahr stürker g>^ltend. 
Mit Ausnahme der nactionalliberalmi Kreise befand sich um 1875 das 
Rheinland wieder in ebenso h^ger Oppodtion xnr Kemating wie 
zehn Jahre vorher während der KonfUktszeit. 

Naclidem im ^Tai 1S75 rlas KlostergCKetz die Ausbreitung des geist- 
lichen Ordetisweseus und s»Mnes Einflusses auf Schule und Erziehung 
einzuschränlien begonnen hatte, wurden am 18. Juni 1875 die drei 
umstrittensten kirohenpolitiachen Artikel der preußischen Verfassung 
(Artikel 15, 16. 18) durcli IjesniKleres Gesetz aufgehoben. Die Regierung 
erlangte auf diese Weise freie Hand für eine kirchlielie Einzelgcfietz- 
geb»ing und für Verwaltungsmaßnahiricti, die die Staatsaufsicht über die 
Kirche in jedem Eiiuelfalle zu regein und zu handhaben gestatteten. 
Von da ab wurde suaehends BisrnMoks Intnesse an der Wdterführung 
eines Kampfes schwächer, der die alte Erfahrung bestätigte, 'daß der 
religidse Qiaube und die Icirehliche Orgam'sation der Kathi>]ik*Mi aufs 
engste miteinander verwachsen sind utul daß mit Gewaltmitteln die eine 
sri wenig zu erschüttern ist wir die andere. Für die besfmderen Ziele des 
Liberalismus sich fenierlün einzusetzen, selüen Bismarck um so weniger 
angezeigt« als sich gerade jetst der für die politische Zukunft- des Deut- 
schen Reiches entscheidende Umsehvnmg anbahnte, der die Regierung 
überhaupt von ihren liberalen Bmulcsgcfiosscn trennte. Indem die Re- 
gierung ihren dauernden Stützpunkt wieder auf die konservative Seile 
verlegte, ^\ählen(l sie nach Windtiiorsts Urteil vom 14. Oktober 1878 
.seit mehr als zehu Jahren nur auflSeende Tendemsen und die gosetas- 
liehe Etablierung des Liberalismus in allen Burgen* vertreten hatte, 
schuf sie aber zugleich die Vorbedingung für eine Umgcr:taltung der ge- 
spannten pol' tischen Verhält ni-^se am Rhein. So tief die Gegensätze 
\\arei», die im Kuituf krt.m]if zutage gcln^ten waren, so vollzog siel» doch 
im Laule der nächsten Jaiii /.riintc schrittweise eine starke Annäherung 
des rheinischen Katholizismus an die Regierung. Die Zentrumspartei, 
die 1876 in der sclmiffsten Opposition zur Regierung stand, wurde 
bis zum Ende. des Jahrhunderts zusammen mit dir Kons'M-vativen 
l*artci ihre üher/j iigte, den allgemeinen Gang der politischen Ent- 
wicklung kräftig milbestimmende Stütze. 

Seinen'' Ausgang nahm dieser Umschwimg von der veränd. i tea 
Haltung der Konservativen. Seit 1867 hatte die altpreußisehe Adels- 
partei sich der nationalen Politik Bismarcks versagt und djulnreh 
seine .Mesalliance* nüt der vorwiegend das Bürgertum repräsentierenden 
Nationalliberalen Partei befestigt. Während dvr Jahre ihres Zerwürf- 
nisses mit dein Rdchskanzler. das zuletzt einen sehr gereizten Charakter 
annahm, behielten die Konservativen indessen das Ohr des Kaisers. 
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Wilhelm I, verlor nie das Bewußtsem des prinzipiellen Gegensatzes 
zwisehen dem bürgerlichen l^iberalismus und (h r Hltpreußi^clipn Krön- 
tiowalt. Die Zusammenarbeit mit den l iberalen, die im Reichstag 
auf 152 (im Landtag sogar auf 174) Abgeonlneto anwuchsen, war aber 
für die Armeepolitik 4er Regierung unentbehrlich. In der Wehifrage 
waren neben den Konservativen die Nationalliberalen die eiradge Stfitae 
des staatlichen Machtgedankeiig. Mitten im .Kulturkämpfe (1874) 
gelang es Bismarck, sie für längere Jahre 7Ai ordnen. Die rheinische 
Zentrumspresse ciffTte von maiem gegen .die Verherrlichimp do« 
nackttMi MiUtärtiLaates' und forderte ,die möglichste Einschränkuus 
der Ausgaben für das Militär*. Unter P. Rcichenspergers FüJiruiig 
stimmte die Partei wiederum geschlossen gegen die Vorlage. Bismank 
erreichte zwar auch jetzt nicht sein eigentliches Ziel, die Armee durch 
ein Äternat der Friedenspräsenzstärke ein für allemal dem parlaraonta- 
ris<'hen .Machtkampfe zu enty.iehen. Die NationaUiberalen wichen abtr 
j. dt m konstitutioiieilea und budgetrcehtlichcn Priuzii)innkampf aus 
und ermöghchteu im April 1874 das Septennat, durch das die PrÄseofr 
stärke für sieben Jahre, bis Ende 1881, festgelegt wurde. Im AnaohlsB 
daran war Kaiser Wilhelm I. der Ansicht, mifcn habe jetzt .genug 
liberalisiert'. Um das Eindringen liberaler Volksstaatsideen zu liiiulcni, 
wünschte er, daß seine Regierung wieder in enge Verbindung mit wn 
Konservativeu trete. Trotz des .Anflugs von Liberalität', dt-n (Ur 
Kaiser an Bismarck konstatierte, war aber auch dieser im Grujide koa- 
servatiy geblieben. Seinen Absichten hätte am meisten eine aus Kon- 
servativen und Nationalliberalen kombinierte Partei entsproolMii, 
die sich in den großen Fragen seiner Führung anvertraute. Regierung^- 
part/ci ii\ diesem abhängigen Sinne wollten indessen dif» Nationalliberalen 
nicht werden; sie hatten ihre konatitutionelleu Grundsätze zwar zurück- 
gestellt, aber nicht aufgegeben, und der latente Zwiespalt trat gelegentlich 
offen zutage. 

Die Konservativen erkannten Ende 1875, daß die Beffirchtungen 
ihres preußisohen Partikularisraus gegenüber der Bismarckseben Reichs- 
politik irrig waren. Preußens Eigenart war auch im Reich erhalten 
geblieben, es stand aber in Au.ssicht, daß der Liberalismus die Grund- 
lagen des öffenthchen Lebens stärker als bisher umwandehi werde, 
wenn die preuBischen Konservative ihre Haltung nicht änderten 
und nicht den V^such machten, die gleichgesinnt«! Elemente im ganzen 
Reich zu vereim'gen. Zudem sahen sie sich gerade jetEt durch ihre 
wirtschafthchen Interessen auf das Reicli angewiesen. Der preußische 
Ostt-n war vor 1870 ein getreideausführendes Land (S. 293), der adlige 
Großgrundbesitz trat daher für den Freihandel ein. Nach dem Krjege 
setete aber in Deutschland eine Konkurrens ausländischen Getreide- 
imports ein. die die wirtschaftliche Grundlage des konservativen Land- 
adels bedrohte und sein Bedürfnis nach agrarischen Schutzzöllen weckte. 
Im Juh 1876 traten die Konservativen auf den Boden der Reichspolitik 
hinüber und \vandeltt>u .sich zur.DeutschenKonservativcn Partei' um, die 
schnell auf 77 Abgeordnete anwuchs. Ilir Programm erklärte, daß sie »die 
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für' nnser Vaterland gewonnene Einheit auf dem Boden der Keichs- 

verfa-^sung in nationalf^n ?>iun<* starken und ausbauen' wollten. Im 
Erwerbs- und Verkehrsleben aber verlangte es »gegenüber der schranken- 
losen Freiheit nach liberaler Theorie eine geordnete wirtschafthche 
Freiheit*. Eb wandte sich gegen ,die bloße Entfessoluiig der individaellGn 
Kräfte' und verlangte von der wirtsehaftUchen Geeetsgebung des 
Reiches .eine gerechte Würdigung der zurzeit nicht aiMrciehend berück- 
siehtigten Interessen von Grundbesitz, Industrie und Handwerk'. 
Die Konservativen traten also jetzt gegen das vom Liberalismus gefor- 
derte und durchgeführte freie Spiel der Kräfte für die Ordnung des 
mrteohaftelebene durch das Reich ein. 

Einen ähnlichen Prozeß wie die Landwirtschaft machte gleich2eitig 
ein Teil der deutschen Industrie durch, deren vom Zollver» in überlieferte 
Schutzzölle .seit 1860 infolge des Sieges des Freihandelsprinzips vor- 
schnell preisgegeben wurden. Eine dauernde Blüte ergab sich auch 
hier aus dem freien Spiel der Kr&f te nicht. Der wirtsdialtliche Auf« 
Schwung nach dem Kri^, der während der wilden Gesohitftsspeiculation 
der .OründeraSit* auch im Rheinlande zu maßlosem Streben nach 
leichtem Gewinn und materiellem Genuß ausartete, dauerte nur bis 
1873, wo die durch das Gründungsfieber überhitzte Industrio, insbe- 
sondere die für die Westprovinzen wichtigste Eisenindustrie, durch den 
,Krach* ernüchtert und zu starken Einschr&ikungen gezwungen 
wurde. Die noch überstarke ausländische Konkurrenz bemächtigte 
sich in den nächsten Jaliren des deutschen Marktes, sr> daß auch in der 
Industrie dm Bedürfnis nach neuem Zollschutz erwachte. Von den 
nationailiberalon Abgeordneten der Rheinprovinz erkannten während 
der nächsten Jahre mehrere dieses Bedürfnis an, im Gegensatz zu dem 
Gros der Partei« die zwar die Entfesselung der produktaven Kraft© 
Deutschlands und die Vereinheitlichung seines Wirtschaftslebens 
glänzend durchgeführt hatte, sich nun aber auf der Höhe ihrer parla- 
mentarischen Geltung der wirtschaftlichen Krise nicht gewachsen 
zeigte. Die Zentrumspartoi erwies sich als entwicklungsfähiger. Auch 
sie hatte bisher dem Freihandelsprinzip gehuldigt, kam aber jetzt 
nicht nur auf ihrem agrarischen Flügel, sondern auch sonst, da sie die 
Nöte der Industrie und ihrer Arbeiter am Rlif^in und in Westfalen 
aus der Nähe kannte, zu der Überzeugung, daß für die damalige öko- 
nomische Lage Deutschlands die unbedingte Wirtschaftsfreiheit nicht 
paßte. Eine große Versammlung vtm. Iühr«nden rheinisdbm Ver- 
tretern der Industrie, des Gewerbes und der Landwirtschaft, die sich 
aus Anhängern der Nationalliberalen und der Zentruraspartei zusaminen- 
setzte, erklärte am 15. April 1879 in Köln den Übergang zu einer von 
nationalen Rücksichten geleiteten, auf Schutzzöllen beruhenden Wirt- 
sehafts- und Handelspolitik als Lebensbedürfnis des Reiches. 

Das entsprach aber dem wirtschaftspcflitischen Programm, dem sich 
seit 1876 auch Bismarck genähert hatte. Nach Reichszüllcn hatte er 
zunächst nur aus Gründen der Finanzpolitik gestrebt, während er sonst 
der FreihsAdelspolitik zustimmte, die im Keiclie von K. Delbrück ge- 
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leitet wurde und in Preußen, seit 1869 in dem Fiuanzminister 0. Camp- 
haiiBentdem letsten liberalen Rheiiiländer, der ein preußisches IMjntBtw- 

portefeuille verwaltet hat, einen überzeugten Anlmnger besaß. Das 
Beich war })islier auf Mntrikularb'Mtrn^e der Bundesstaaten angewiesen, 
bedurfte aber zu s(Mner Entfaltung dringend eigener Einnahmen. Da 
Biftniarcks Absicht, die Eisenbahnen für das Keich zu erwerben, 1875 
am Widerspruch der lllüttelstaaten scheiterte, seine Monopolplane 
im Reichstag ^^ iderstand fanden und die direkten Steuern den Einzel- 
staaten vorV)elialten waren, so blieben für seinen finanziellen Zweck nur 
Zölle und Verbrauehssteuern übrig. Die Krise, die jetzt lihf r Landwirt- 
schaft und Industrie hereingebrochen war, iilx r/.eugte alier auch ihn, daß 
das deutsche Wirtschaftsleben sich nicht der freihändlerischeu Doktnu 
gemäß nach hamonlsehen Naturgesetcen abwickelte, sondern der 
ordnenden Hand der Regierung bedurfte.' Die Finanzzölle für das 
Reich mußten, so folgerte er, gleichzeitig als Schutz- und Förderungs- 
mittel der Handelspolitik ausgestaltet und so der nationalen Produktion 
tan zu ihrer Erhaltung und Vermehrung ausreichender .Seluilz geboteu 
werden. Mit Ausnahme von England hatten die übrigen Großstaaten 
wirksame Schutzzollsysteme durchgeführt. Die deutschen IVeih&ndlw' 
aber, die in der NationaUiberalen I'artri, besondersauf ihrem linken.dem 
Fortschritt /.uneigonden Flügel stark überwogen, lehnten den wirt- 
schaftsorganisatoriscJiea Plan Bismarcks ab. So sah sich dieser auf die 
Konservative Partei angewiesen und, da sie allein zu wenig zahhcicli 
war, zugleich in die Notwendigkeit versetzt, in dieser finanzpolitischen 
und \\ irtschaftÜchen Frage mit der Zent ruinsj^artei zusammenzugehen. 

Der Gegensatz d<'s konsfTvativen PvcaliWitikers Bismarck zum 
Zentrum war weniger scharf ab der zum frcihändlerischen Fortschritt.-^- 
hberalismus. Das hatte sich schon einmal 1863 wälirend des preußischen 
Verfassungskonfliktes gezeigt, als er einem rheinischen Führer der Ksr 
tholischen Fraktion in Aussicht stellen ließ, früher oder später werde 
ihr jedenfalls ( in 1 eil der Macht und Autorität zufaUen, die sie so gut 
wie die Regierung gegen die Demokratie sicherstellen müßte. .Wenn 
ich , so äußerte er jetzt, ,vür die Alt<irnative gestellt werde, zwischen 
einer Annäherung an das Zentrum und einer Annäherung an den Fort- 
schritt zu wählen, so wähle ich aus staatsm&nnisoheii Gründen daß 
Zentrum (he s, ,te durch welche m. E. das Staateschiff weniger perikU- 
tiert, sondern nur m seiner Steuerung einigermaßen geniert und gehemmt 
wird ohne gerade Uefalir zu laufen.' Seit 1878 war er entschlossen, 
^\r^®r und dem während des Kulturkampfes auf 

.eWf f f .'T Zentrum die neue Reichsfinanz- und Wi^ 

scha t pohtik ins Leben zu rufen. Die Zentrumspartei zeigte sii*, 
i^er hT - . '1'^''''''"^' kirohenpoUtischST^Kampfes noch 
S^Li. JiT'^xf beuegte. auf diesem Gebiete zu gemeinsamem 
18^ vo n o* ^f^^^^"" Bismarck sich 1876 von R. Delbrück und 
13 Tn^MöTo r"^*»*?««'* getrennt hatte, brachte das Zollgesete v^' 
iy went l 1"'"'.^^''^''^^^^ Ausdruck. Die Zett&BUspartei. 
half, wenn auch mit der föderativen Einschränkung der 
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steinschen Klausel, der Regierung bei ihrer neuen Wirtschaftspolitik 

und der Siclierung der Reichsfinanzen : die Jahresninnahmen des Reiches 
stiegen sofort auf hundert Milhonen Mark. Die Nationalliberale Partei 
spaltete sich; iJjre Einheit und dnmit ihr vorwaltender politischer Ein- 
fluß fiel der neuen Wendung d^& Bit^marckschen RKi^ichsgedank^is 
zum Opfer; als ^Sezession' trat im August 1880 der zahlenmäßig stärkere, 
frcMhändlerisclie Flügel aus ihr aus. 

Der Uraschw unn; war ebenso aus= wirtschaftlichen wie aus allgemein- 
politischen Ciriinden für die Dauer hrdeut imgsvoll. Der landwirtschaftliche 
Grundbesitz wurde durch die neue Pohtik wieder aufgiTichtot, diiindustri- 
elle Produktion und der Außenhandel aber nahmen einen großartigen 
Aufschwung. Die rheinische Industrie insbesondere verdankte ilir all- 
seitige Förderung. DU' Schutzzollpolitik entwickelte die kapitaUstische 
Organisationsform nach jciler liichtuuf; und verstärkte so die pro- 
duktive Leistungsfähigkeit wie die Konkurrenzfähigkeit Deutschlands 
auf dem Weltmarkt. Der schnelle Aufschwung der Industrie bewirkte 
allerdings auch ein riesiges Anschwellen der protetarischen Arbeiter- 
massen und damit der Sozialdemokratie. Es handelte sich aber bei dem 
innerpolitiscluMi l'iiischwung zucrleioli um dir- (^undzüge eines neuen 
Regieruiii^ssystcms im Kelch. Der fortsflirittliche Iii beralismus wider- 
sprach der 8chutzzollp'»htik nicht nur aus wirtscliaftUchcn Gründen, 
sondern auch, weil die staatliche Bevormundung des Wirtschaftslebens 
die der Volksvertretung schon vorher so üb« i l( g<"ne Macht der Regierung 
weiter stärkte. Indem die Rcichsregierung die Org.inisation d<'S Wirt- 
scliaftslebeüs in die Hand nahm, wo bislier das freie Spiel der Kräfte 
gewalt<'t hatte, kam nun auch im ganzen Deutschen Reiche der alte 
preußisclie Staatsgoist mit seiner n'eitgreifendMi Betätigung der Re- 
gierungsgewalt zur Geltung. Trotz des Föderalismus wurde die Kaiser- 
krone zu dem das Reich in Bewegung setzenden und erhaltenden ein- 
heitliehen Willenszentrum, zur positiv gestaltenden Kraft des Reichs- 
orgauisinus. Die Wirtsehaftsjv ilitik al)er wurde von jetzt an ilie stärkste 
Tnobkraft der auswärtigen i'ulitik des Reiches. In einem Zeitalter, 
das die Realpolitik auf seine Fahne schrieb« {Ohrte das zwar zu großen 
Erfolgen, aber gldchzeitig zu einer allgemeinen Verstärkung der mate- 
rialistischen Tendenzen, die auch die Politik vorwiegend nncfi dem Ge- 
sichtspunkte der praktischen Nützlichkeit auf wirtschaftlichem Uebieic 
betrachteten, dagegen die idealen (.esichtspunkte vernachlässigten. 
Die bürgerlich-liberalen, den Aufschwung von Handel und Industrie 
tragenden Schichten vermochten sich dabei politisch nicht zu behaupten. 
Wiederum wurden sie vielmehr von der konservativen, die agrarischen 
Interessen verkörpernden Adelspartei der östlichen Provinzen abgelöst, 
die von nun ab die dauernde Stütze und Vertraute wie der preußischen 
so auch der Reichsregierung w urde und neben sich allmählidi die Zen- 
trumspartei in eine ähnliche Bolle einrücken sah. Wie sie 1848 die Ii- 
bwale Verfassongsbewegung in Preußen in ihrem InterMse zu verwerten 
verstanden hatten, so traten auch im Reiche die konservativ-klerikalen 
Kräfte die Erbschaft des Liberalismus an, dessen umgestaltende Ein- 
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Wirkung auf den deutechen Staatskörper um 1880 ihr Ende erreichte. 
Dm verSaderte die politische Stellung der Eheinlainde im Rstdie wie 

in Preußen von Grund aus. Das am Rhein froher TorwaHende lihenle 

Bürgertum, das in den westeuropäischen Staaten eine politische Rolle 
von Bedeutung dauernd zu behaupten verstand, wurde nach dem An- 
lauf von 1867,ähnlicli wie früher nach dem Anlauf von 1840,nicht nur 
ans der Regierung ausgeschaltet, sondern es verlor auch seinen politischen 
Einfluß auf die Volksvertretung und wurde in ihr von den konservatiTW 
Kräften in den Hintergrund gedrängt. Von diesen aber stand am Rheine 
nicht, wie im preußischen Osten, der grundbesitzende Adel, sondfrn 
die im wesentlichen das katholische Bürgertum in Stadt und Land 
repräsentierende Zentrumspar^i in der ersten Linie. 

Mußte schon die llitwirknng des Zentrums bd der Zollpolitik auf den 
Kulturkampf mäßigend einwirken, so kam hin«n, daß die Konservative 
Partei im Iiitcrosse der evaiigoli.schen lürche, aber aiidh aus allgemein- 
p^htischen Gründen der Fortsetzun.gr dieses Kampfes widerstrebte. 
Ihr Programm von 1876 erkannte zwar, abweichend von der Zentnims- 
partei,dem Staate das Recht zu, kraft seiner Souveränetät sein Ver- 
hältnis zur Kirche zu ordnen, und versprach, ,die Staatsgewalt deo 
entgegenstehenden Ansprüchen der römischen Kurie gegenüber zu 
unterstutzen'. Aber mit der Regierung teilt<' die Konservative Partei 
Oi© Uberzeugung von der Ünentbehrhchkeit der Stützen des positiven 
Chnstentums für den Staat, und sie wünschte insbesondere den kirch- 
lichen Einfluß auf die Volkssohnle zu erhalten. Ihr Programm beseich- 
nete ,d( n kirdicnpoUtischen Streit, der als Kulturkampf vom LiberaBa- 
mu8 zum Kampfe gegen das Christentum ausgebeutet wird, als ein 
Unglück für Reich und Volk' und empfahl, um die Überjrriffe der Staat- 
hohen Gesetzgebung auf das Gebiet imieren kirchhchen Lebens zu be- 
seitigen, eine Revision der Maigesetze. Zur Wiederherstellung des kir- 
ohenpohtischen Friedens drängte aber vor alkm die Zuspiteong d« 
BoziaJen trage in eben denselben Jahren, die von dem Lacm des Kultur- 
kampfes erfüllt waren. 

n.„?? Wirtsohaftskrisis von 1873 bot dem hberaien Bürgertmn eine 
«u^f T r: poKfcischen Gründen vertagte 

der ^"11 7^^"-' ^^ ""^^ ^ ArbeiterkUsse zu besinnen. Infolge 
s^e^ T„hI' . ''^"^^^ im rheinisch-westfäli- 

Art^t.. 1 Tl^^ rücksrchtslos die Löhne vermindert und die 
so drtL^I?^ entlassen; die Not de^ Proletariats wurde daher 
in tZt ut o T ««ff maßl<«en Agitation gegen alles Bestehende 
1874 i^Lh '^^^^^^'^^i^fft Vorschub leistete. IMe Rdchetagswahl 

yon^^etm ^T'^^^^^ 1871 verloV^Madd^ 

"ÄÄ^i; innzu. Auf Anregung des 

die denZh^!!^^' F* ^''^''^^ schlössen sich im Mai 1875 in Gotha 
des CvK^s^f****^^^ ^"^^ ^i^«^ ^^i^^it auf dem Bodeii 

gemeine Wohlfahrt als leitende Steateidee jrarück hinter Ihwö « 
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viduaUßtischen Prinzipien, die den Rechtsschute der privaten Intormn- 
X Sphäre verlangten und für den Unternehmer die voUe Herrschaft über 
die Gestaitung seines Unternehmens beanspruchten. Wie sich ihre 
Mehrheit dem nationalen Wirtfichaftsschutz versagte, so lieferte sie auch 
kein Programm für eine Sozialreform, mit dessen Hilfe die schwere 
Krisis uberwunden und dahin gestrebt werden konnte» die aus der 
industnell-kapitabstisclien Wirtschaftsordnung hervotgegangene so- 
ziale Spannung liires stürmisch-revolutionären Dranges zu entäußern 
Der konservativen Tradition des preußischen Königtums entsprach 
es mdesaen, von obenher ausgleichend unter den Gegensätzen der Be^ öl - 
kerungsklassen «uwirkenunddie wirtechaftüch Schwaohenso zu schützen 
daß sie keine Gefahr im Rahmen de« Qanzen bUdeten. Das landes- 
vaterhche Regiment Friedrichs d. Gr. war von diesem Streben ebenso 
erfüllt gewesen wie die Reformperiode der Jahre 1807—1813. Bismarck 
Sdbet hatte in seinen Anfängen als konservativer Abgeordiu t. r dieser 
Tradition gehuldigt. Seit 1872 begannen die dem Konservatismus 
und der e^ angehschen Kirche nahestehende Gruppe der »Katheder- 
sozi^sten* und der ,Verein für Sozialpolitik* die sozialen Pflichten 
des Staates trachdrücklicli zu betonen. Das neue Programm der Deut- 
schen konservativen Partei aber sprach 1876 dem Staat ausdrücklich 
die Aufgabe zu. die redliche Er\verb8arbeit gegen das Überwucliern 
der Spekulation zu schüteen und dureh eine wirksame Fabrikgefietz- 
gebung die sittUche und wirtschaftliche Lage der Lohnarbeiter sowie 
das friedliche Zusammenwirken von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
zu sichern und zu fördern. Auf katholischer Seite hatte das Programm 
der Zentrumspartei schon 1871 versprochen, .das moralische und 
materiefle Wohl aDer Volksklassen nach Kräften zu fördern', und die 
Kölnische Volkszeitung wandte sich im Juni 1871 gegen ,den abge- 
standenen Kohl des platten I^ranchestertums und die Redensart von den 
ewigen Gesetzen des Arbeitslohns. Es ist eine der rj. lstcn Aufgaben 
der Tagespresse, in dem großen Kampfe der %\aderstrcitenden Mächte 
dee sozialen Lebens das Mittleramt der Versöhnung zu handhaben 
und gegenüber dem verwirrenden, einseitigen und leidenschaftlichen 
Parteitreiben des Tages, das seinen Grund in Irrtum und Unwissenheit 
hat, dem richtigen und gerechten Urteil über unsere wirkliche soziale 
Lage die Bahn zu brechen'. Im Reichstage ging die Partei indessen 
ebensowenig zum Handeln über wie vorher im preußischen Landtag, 
was die katholisohen Arbeiter am Rhein so übehiahmen, daß nach 1870 
im Aachener und M.Gladbaeher Industriebezirk katholische Kaplane 
besondere Arbeit^^rvereine gründen konnten. Mit vieler Mühe vermochte 
das Zentrum, das alle Stände zu vereinigen suchte, damals aber im 
Kheinlande noch sehr wenige Vertreter der Großindustrie in seinen 
Reihen zählte, in den Jahren 1873—1877 zu vcriuudern, daß sich auf 
Grund dieser selbständigen ohristlioh-sozialen Bewegung in Aachen und 
m Essen eigene katholisch-demokratische Arbeiterparteien bildeten 
und bei den Wahlen durch Aufstellung besonderer Kandidaturen der 
Parteieinheit Abbruch taten. Ais die Beichsregierung 1876 die Ein- 
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sohränkiuig der.Fabnkaibeit von Frauen und Kindern vorgeschlagen 
hatte, von denen die letstere in Preußen sclion im Jaino 1839 einer 
.Wegung des rheinischen ProvinziaUandtages von 1837 gemäß be- 

^ol'^^ ' xr""'^''" ''^^''^^^^ Kölnischo VolkBzeitung im Frühjahr 
18 ii die Notwendigkeit besonderer Fabrikgesetzc. ,um die berechtigten 
ülteressen der Arbei tcr wie der Unternohin^T /.n wahren und den Kla-ssen- 
Kampf, der immer bedrohUcher wird, zu ersneken. Die ujibegründot^-n 
Lamentationen mancher Industrieller und die Phrasen der Laissez-alkr- 
Ilieoret .ker lassen die berechtigten Forderungen der arbeitenden Klassi-B 
nicht zum Durchbruch ko,nnKMi'. Am 10. März 1877 bracht., dann die 
Zontrurnspart^, im R*^ichstag den Galenschen Antrag ein. der im « esont- 
lichen den Antrag des SozialdemokraUMi Schweii^ei von 1809 (S 341) 
wiederholte In den Verhandlungen des Reichstages fand dies<.r erste 
sozialpolitische Antrag des Zentrums indessen nicht mehr Veistandnis 
als sein V organger. .iornna und Parteien lehnten ihn ab. 

•■^t^'-'^i^^t^'. fli'^ am 11. Mai und 2. Juni 1878 
m^rhnauf den greisen Kais<.r Wilhelm I. verübt und von der Regierung 
m Zusammenhang mit der sozialdemokratischen Agitation gehrachi 
wurden, ube.v. n.teu Bisnwrck. daß auch auf dem Gebiete der Sozial- 

aeko.L ^V'a ■ c, ""'^^ Preisgabe des Laissca-fsire-Systen« 

ge kommen und daß es Staalspflicht war. den sozialen Notstinden abzu- 

„nmil; ik'^ ^'^^^'^^'^j^'-t*'- Auffassung d^r Ke.gierung trat am 23. Mai 187S, 
ummtte bar nach dem ersten Attentat, in die Er.cheinun.i:. als d.r Pra- 
der ; ' • ' ^/"'^^»»«^an2letamtes im Reichstage die Ansicht aussprach, 
er Ki i"" n '^'^ Sozialdemokratie sei in erster Linie Sache 

oblieg nnTn '^'''^'''}^?'' ^^^'^'^^ '"^ ''Staate, denen die Volksenaeliung 
liäe^Or^^f '^''^ für die religiöse und sitt- 

2«r Tfn T ^^'I J"g^'^<i«r^it'Juiug anvertraut s.i. Das Pvn.nxnm 
Vol^TZ^'^llHl Pwtci hatte schon 187G ,das reJig.öse Leben unsere. 
Hd eri^^ Wederhewtellung der ehristUchen und kirch- 

sunZn F^^^^^^^^^ '^'1' T'' Grundlage jeder gi^ 

^"^'1 ^lie wichtigste Bürgschaft gegen d e zuneh- 
Xr .Jä^iÄ ^r"^- die foLhreit'ifde Auflösuu, 

Zertru^?.?^JÄ ^i"^':' »^«^«i-i^^et. Jetzt sprach namens d.r 
aus Er Jn. ^! '"5**»?,''* "^»'»^ ^ie Hegierungserkluruug 

fm Kami n "^'f' '^'^ katholische Kirlhe. um ihre Auf 
ft^i w^e^^ 2 1 r ' ^''^!^^^-^<^^^ii<^ -füllen zu können, wieder 
^kSn Sl'tL R '^^^^ Kulfurkampfes wenie eines der 

neue^. 20. F ^?uri8^^^^^ Sozialdemokratie sein. Der 

in seiner EntvHitI g>wahlte Papst Leo XIIL aber empfalii 

.die Verkü^ i n i^^ ^ ^mher 1878 die katholische Kirc^ ^ " 
Giftpflanze drsS '^ "nd Vorschriften, durch die nicht nurd^ 
diezugSdieÄ ^^'^^^^^ au.sgerottet wild, sondern 

Wi^ed^lftr^i^^^^^ nesellschaf..ordnung in sich trägt'. 

Jahrhundert«, mit r1 r ^^^^^ ^'^ sittliche Entwicklung des 

Schritt c'eha^J h^^^^ --t.chsf Uidien und MissenschaftlicUun ^dchöa 
oohalteu hatte. Die deutsche Reichsregierung. die.KloH uSi ; 
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Selbsterhaltung wiUen und um die sittliche VolkageBondheit vor der 

utT^^?^"" Roheit und Verwilderung .u .ch^i^T^T ^ti^n 

Kirchen angewiesen um den Übeln der Zeit nach allen Riehtnn™ 
zu beg^neii* Wie keine andere ist die christüche Religion ms ami . 

Ivla^ssen Tro. .u l.oten. die sich zu ihr bekennen und in ihr Lebens.h" ek 

wu. mora],s< . a Halt inden. Da. Id<-al der ehristiichcn Sittlichl eifc 
die Ger,ng.cimlzu,ig ndisdicr Güter im Hinblick auf die übe rirdischen 

^^J^i^'^S^T'' '^^'-^'^^ "««l^ diesseitigen, wirtschaftlichen 
undhandgroifhchenErfolgen,au9dem die gegenwärtige soziale öpaimung 
hervorgcpngen ist, sehr verschieden. Der unermüdUcho Äha t 

hohe Schaffensdrang, und die stolze Freude über die st«J^«.ten 

■ " nT ^"^^'^ Herrschaft nheTTe 

NatarMfte unorschopfhchc Mittel zu materi<-ller Güt. n rzenrrunrr |„ 
die Hand geben, wurzehi nicht in der christlichen Welt- und Lcl>ens. 
ansehauung. Gerade in der Pöiderung dieser technisch-wirtschaftlichen 
Bestrebungen erkannte, aber die Reichsregi<Tung eine ihrer wichtigsten 
Aufgaben Für e.ne staatsbürgerliche Erziehu.ig im Geiste- so/Taler 
Gerechtigkeit waren aL^c. da zudem nicht nur die Sozialdemokratie, 
sondern auch w«te Kreise des schaffenden Bürgertums wie der intel-' 
lektuellen Schichten dem Kirchenglaiiben entfremdet waren, neben 
kirehhchen auch andere planmäßige Erziehungseinflfisse auf wissen- 
schafthch-sitthcher Grundlage unerläßlich. VVi(^ aber seit 1840 die 
preußische Regierung ein nalies Vertrauensverhältnis zwischen Staat 
und Kirche begründet hatte, um der liberalen Zeitströmung zti hon^^^nen 
»> bahnte nunauchim neuen Reich, dem sein Schöpfer anfangs alle kirch- 
lioh-konfessionellen Fragen hatte fernhalten wollen, die Regierung eine 

onge\rrbindungmitdenjenigenkonservativen Kräften an. die die I^ung 
der sozialen Krisis und insbesr>ndore den geistigen Kampf mit der Sozial- 
demokratie in erster Linie den konfessioneller. S\'stvmen anvertraut 
wissen wollten. Diese selbst waren vonder aussciilaggeb( m((< n Bedeutung 
kirchlichen Glaubens, der den einzefaien mit der allgemeuien Ordnung 
der Dinge verknüpft und so sein Handefai zu bestimmen sucht, auch 
für die Regelung des sozialen Lebens der Gegenwart übeneugt. Der 
Zentnimsführer VVindthorst, der seine Fraktion nls .konservativ nach 
jeder Richtung hin' charakterisierte, äußerte am 24. 31ai 1878 im Reichs- 
tag: , In ganz Rhemland und Westfalen, wo die kathoüschc Kirche sich 
frei bewegen kann und wo es an Elementen für die Sowaldemokratie 
au sich mcht fohlt, hat die SosEi&Id<*mokratie kernen Boden fassen 
können . 

Das sozialpolitische Zusammenwirken der Regierung mit der für das 
Khomland entscheidenden katholischen Kirche und mit der ihre Interes- 
sen wahrenden Zentromsparfcei hatte den völligen Abbruch des Kultur- 
kampfes zur Voraussetzung. .Wenn Fürst Bismarck nicht entschlossen ist, 
grimdlich und fest Umkehr zu halten und reaktionär zu werden in Staat 
und Kirche, dann wird niemals etwas Gesundes entstehen*, erklarte 
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Windtliorst am 14. Oktober 1878 im Reichstag. Bismarck wußt<? sich 
auf diplomatischem Wege schneller mit der römischen Kurie in Ein- 
klang zu setzen als auf dem parlamentarischen Wege mit der Zentrums- 
partei, die es für richtig liielt, nur mit vorsichtigster Zurückhaltung 
der von ihm einge.schlagenen Politik Folge zu geben. Am Rhein T^irktc 
diese Zurückhaltung besonders stark auf die Reform der Selbstver- 
waltung em, nach der man hier lebhaft verlangt«. Das preußische Do- 
tationsgesetz vom 30. April 1873 hatte wie für die östUchen Provinzen 
so auch für Rheinland-Westfalen eine neue Landgemeinde-, Kreis- 
und Provinzialordnung versprochen. Während aber im Januar 1875 den 
osthchen Provinzen ihre erweiterte Selbstverwaltungsordnung zuteil 
wurde, unterUeß e.s des Kulturkampfes wegen die R^^gierung, eine ent- 
sprechende Vorlage für die beiden westlichen Provinzen einzubringen. 
Von nationaUiboraler Seite, insbesondere von H. v. Svbel und dem von 
Ihm geleiteten Deutschen Verein', wurde sie daxin bestärkt, und die 
ISemuhungen der Zentrumspartei, deren Wünsche im November 1877 
der Abgeordnete für M. Glabbach, L. Kaufmann, im AbgeordneU'n- 

^f'^u V^^-L^^.^ ^^'"^ Erst zehn Jalire späte-r, am 1. Juni 

1887, erliiolt die Rheinprovinz als letzte von allen preußischen Provinzen 
üie neue Selbstverwaltungsorganisation. Bis zu diesem Zeitpunkte 
kam im allgemeinen keine weitere Annäherung der Zentrumspartei 
an die Politik Bismarcks zustande. 

Bismarck dem auf sozialpohtischem ebenso wie vorher auf kirchen- 
politiscliem Gebiete die Anwendung von Machtmittehi, die er in der 
aullern Pohtik so virtuos gehandhabt hatte, zulässig erschien, hielt 
Zrl'i! / Weiterumsichgreifen der Sozialdemokratie vorerst 

So^inH=r K Ausnahmegesetz zu hindern. Der internationale 
,n P«r? f 1 ^'^^^'^^ "^«hdem die Kommune 1871 

und nnor"'J ^^"tschland zu seinem eigenthchen Versuchs- 

TafisSnlf . Sf^'^^'' ^^^^kes Drängen kam da. So- 

^88^1814 «r'^/Voo^^'"^^^ ^"«^^'^de, das^ in den Jahren 

SezusLH •k'^^'-^^I'^'^^^S^'-^' einen pohtischen Aus- 

nahmezustand Uber die Sozialdemokratie verhängte ihre Vereins- 

ä^s öSS;;^"^"l'^^^'^^^^ i^-- Preßfreiheit^ufkob und schon 
dToht ^^^^^^^ ^^^^ '"it Gefängnis und Ausweisung be- 

kon^ervariven P ^'"^^e im Reichstag durch eine aus den beiden 

gesrteTa ori^TT^?^ im t .^^^^--"^^-^l-^ ^^-^ei zueammen- 
am 10 OktXrS ^""^y-}.^^) beschlossen. In den Vorhandlungen «ies 
^im ?er zum t rt"/'''^' Abgeordnete für Elberfeld. W Hamsel- 
hängende D^rielnLn f r Pari^unent eme zusammen- 
soziS ci?e^^^^^^^^^^ f-tei gab, darauf hin. daß die 
Stärkung erfahren ^^f/ ^-^''l^^^'^'*P^^^'^'k ^'^««8 Gesetzes eine Ver- : 
GrundStzen gemäß ee^^^^ j^'e Nationalliberale Partei, anfangs ihren 
Attentate zu um .-^ ^ «^'"^^^^ ihm naeh dem zweiten' 
und zu 4hX dar"" mit Bismarck zu vermeiden 
mähUchen AusUu ij ^"^I^^"" utütarischen. auf den all-, 
n Ausbau des nationalen Gedankens im Volkssinne ab-j 
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^fenden Beetrebuiigon ganz auf die konsc^vativo Seite hinübertrat 
Er hatte zwar ursprünglich im Beichsta«, von dem er voraussetzt^; 
daß er sich seiner Leitung anrertraticn weide, die Garantie der deutschen 
Einheit erb Kkt und dureh das allgemeine Wahlrooht des deutschen 
Volkes den I art.kularjsmiis der fürstlichen, mitt<3l- und kleinstaatlichen 
Ke^rungen unschädlich machen wollen. Seine Erfahrimgen mit der 
deutschen Volksvertretung ließen ihn jetzt mehr auf diese Regienmpen 
vertrauen, und die Lockerung seiner Beziehungen zu dem unitarisdien 
Liberalismus verstärkte naturgemäß seine Hinneigung aum Föderalismus 
<Wr Bundesstaatem. Die miter dem Eindruck der Attentate erfolgten 
Keichstaeswahlen hatten zudem die konservativen Gruppen soJir ver- 
rtärkt. Aufierte die Kölmsoiio Zeitung, die .im Namfn des gebildeten 
Bu^rstandee dem Gesetz .gegen dne gemeingefährüch gewordene 
bekte zustimmte, die B( sorgnis. der neue Reichstag kdnne im HinbUok 
auf ,das konservative Parteigefühl im Schöße der Regierung' gesonnen 
sein, ,m reaktionärem Umlerneifer das seit 1871 ent.standene freiheit- 
hohe Gesetzgebungsgewebe gleich Penelope in nächtlicher Arbeit 
wieder aufeutrennen*, so schien der Xationalliberalen Partei eine 
stetige poHtisohe Weiterentwicklung des jungen Reiches nur dann 
• verbürgt, wenn sie ihre Verbindung mit Bismarck so eng als ligend möglich 
walirte. Sie machte der Sozialdemokratie den Vorwurf, daß diese 
durch ihre maßlose Agitation und den revolutionären Charakter • 
ihrer Bestrebungen sie zwinge, uiderwillig dem Gesetz zu/.u- 
^immen; komme es su einer soziaÜstisohen Revolte, so werde die 
Reaktion jedenfalls noch viel schärfer einsetzen. Die Zentrums- 
partei aber, die durch die letzten Wahlen zurstärkstenFraktion des Reichs- 
tages geworden war, stimmte gegen das Gesi^i?., weil es ein Ausnahme- 
gesetz von der Art mehrerer Kulturkampfgesetz(^ war, und weil sie es für 
unwirksam hielt. Nur in der Rückkehr zum kirchlichen Glauben er- 
blickten P. Reichensperger und der Abgeoidnete für Koblenz, Frh. 
v. Bertling, ein wirkliches Heihnittel, und dieser ffihrte im Beiohstag 
aus, daß nicht nur die Sozialdemokratie, sondern daß ,man ganz all- 
gemein dem dureh und durch revolutionären Geist, der unsere Literatur, 
Wissenschaft und Presse seit mehr als einem Jahrhundert in steigendem 
Maße durchdrungen hat, dem irreligiösen, atheistischen Geist, der in 
Literatur, ui pjresse und WiseenBohaft, auf der Bfihne und in bildlichen 
Darstellungen seinen Triumphzug feiert, den Rücken kehren' müsse. 
I^nter dem Beifall seiner Partei äußerte der Zentrumsabgeordnete 
für Mainz sogar, der Reichstag brauche sich ,nur zu entpehließen. die 
aus der preußischen Verfassung herausgeworfenen (kirchenpolitischen) 
Artikel in die Reicbsvmfassung aufeunehmen, dann wird uns aOm ge- 
holfen*. In ihrem Gegensatz zur Politik Bismaioka verharrte die Zen- • 
trumspartei auch auf dem Gebiete der Armocpolitik. Als der Ablauf 
des Septommts von 1874 bevorstand, trat P. Reichen.<?perger am 1. März 
1880 dafür ein, Deutschland solle seine Macht geltend machen, um eine 
allgemeine Abrfistung der Staaten zu erzwingen j das Volk werde durch 
den Hilitaistaat .ausgemeigelt.' Bas Zentrum stimmte denn auch im 
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April 1880 einmütig gegen das zweite Septennat, das wiederum durch 
die Verbindung der Konservativen und Nationalliberalen Oesetz wurde. 

Inzwischen war es aber Bismarck gelungen, mit Papst Leo XIII. 
freundlicbe Beziehungenanzuknüpfen. Alsder Reiofaskanzler im Juli 187» 

i den Kultusniiinstor Falk preisgegeben hatte, mit dessen Namen die 

Kulturkampfgesctze aufs engste verknüpft waren, tat der Papst, der 
seinerseits die Fordening des Zentrums, daß die Regicnmg grundsätzlich 
die Freiheit der Kirche wieder anerkennen müsse, niclit erhob, sondern 
damit zufneden war, daß durch Verbandlmrigen über die einzelnen Streite 
fragen ohne prinzipieHe Zuspitzung der Boden för eine VeretÄndigung 
!i< Wonnen ^vurde, ein^m ersten Sehritt zur Beilegung des Kulturkampfes. 
Erstellte am 23. Februar ISSO seine Zustimmung zu der maigesctzli( In n 
Forderung in Au.s.-Meht, daß die Bischöfe vor der Anstellung von Pni sierii 
der Regelung Anzeige erstatteten. Am 15. Oktober ISSO nahm dann 
Kaiser ^ ilhclm I. in Köhl an der Feier der Domvollendung teil, dio 

; rhenuschen Bischofsstühle wurden von 1881 ab wieder besetzt, und in 

den Jahren 1882- 1S87 wurde der Abbau der Kulturkampfgesetzgebung 
im Wernehmen mit der römischen Kurie sdirittMeise vollzogen. 
ÄS auf das Jesuitengesetz und die Aufliebung der Artikel 15. 16 und 18 
. der preußischen Verfassung gab die Regierung ihre Gesetzgebung preis; 
Hismnn k }>egnügte sich mit der auf diesem Wege und durch die dauernde 
Aufliebung der Katholischen Abteilung des Kultusminist* ri ums verbes- 
serten Position der preußischen Regierung. Zwisel. n dem Staat und 

^ aer katholischen Kirche war. das ergab der Kultu, kam}>f. jetzt so wenig 

. uie im Alittelalter eine prinzipieUe AuseinandiTsc tzuug möglich, so laiigo 

die Verbindung beider aufrechterhalten blieb; Einselabmachungon von 

i n^n i r Verhältnis der beiden Machte i«gellu Auf 

, u ''.^"''r • -''^'l- '-^ i"^ Rheinlande, dies^ Ausgang 

T^lf .5,""^ '^'"^ ^'i^fl'''-lag<' des Staates empfunden. 

In Köln wurde im Januar 1881 der .Liberale Sehulven^in für inicinland- 

, vvesttalen gegründet, um die erneute Konfessionalisierung des Schul- 

Jr wrT r ..^'^^^ßi--"g ging aber sofort gegen den Verein 

^ Za : V 7 ^' l^'-^n^pfung der Schulpolitik der Sta^tsregierung zum 

Len L^L n ^"^^^^•^^"'^e ^l'^'""«^'»^^'' Snnultansehulen, die in we- 
; a Wnbe ecM^ konfessionelle Volksschule wmde wieder 

rl-ah SH^^^^^^^^^ an legte die B*«ierung auch die 

sehn int^^^ Tr"" ^^''^ ^ Kl^ nur die Krei». 

d^nä^k f ' ' T '^''^'- bezeichnete Leo XIII. 

nÄ I ÄgT """^"^ ^^'^ Staate nicht 
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jr^'h: P Reio^io?f ^^""f Zentrumspartei sich zufried« 

netenhuus fus. f h^T' Juni 1883 im Abgso«!^ 

aber di^e drtKrh '\'\^'V^^ ^vaehe über die kirchlichen Rechte. 
Au^ha^de^Jt^^^ i^thohken seien di. Verletzten und (ukränkten. 

ri^^r« Z n^^^'"' '''''''^''^ «'^^^ ^1-^ ^>ftc." gegen .einen faulen 
i-neden , und noch m diesem Augenblicke warnte die Köliüsche Volk^- 
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^üu^r' ''''fs^^'^'''^^^ Optimismus'. Wie weit man noch von d«r 

trat TOu neuem m der Armeefrage zutage Da da'; /weitJ 
im Jahre 1887 abUef und im Auß 4 die Ba^u ™ vTn'^ 
eine Annäherung Frankreichs an Rußland drohte, .so b ach JX Re 
■ 468 Z '"l Z'^'K '''^ Soptennate^ilage ^t einer au^ 

W*^5J? '""^«i^'^*.^'"'^^ ""'^ ^^^^ Sczialdemokratio die l^i^hXSr. 
1^1^ T W ^^^^ ^^--^^y^Uen, so dlß Äu«; 

*^««'^^,^f • Trotzdem Leo XIII. auf Bismarekl 
\\ unsch dorn Zentrum empfahl, das Septennat zu bewilligen gab das 
Zentrum mcht nach. Auf dem rheinischen ParteitTin Köta frid&rt^ 
vicOmehr Wmdthorst am 6. Februar 1887, und zw^unter demÄ 

Z^klm^ff ? g^^'^ clie Vermehrung der Mililärlasten 

f^n^^ ' Iv-n f ^^^d«™» dieser Haltung würde es sieh des Ver- 
trauens .o.ner W ahler berauben und so seine lortexisten« gefährden 

au d.e doc h der Heilige Vater selbst Wert lege. Da die S^toS-' 

^eh iTrdtl^"^"!^"' ^l' ^^g'^>'»"g^^vorIage ausreichte, konnten 
m1 f ^f^"8» **,28^^»«"»«chenZentrumsabgeordiieten ebenso wie die 
Mehrheit der Fraktion am II. Ma« 1887 der Abstimmung enthalte.' 
^nz^^ ,sehen liatte aber die SozialpoHtik doch begonnen, die Fäden für 

ein Zusammenarbeiten von Regierung und Z.atrumspartei. che im Jahre 
^^^'t'® "»fJ ^Virt^M-liaftspolitik ange knüpft 

worden waren. weiterzuBpinnen. Durch die Kaiserliche liot.schaft 

.3.1 ; «n« Gesetzgc bung für das Reich 

nngehitet worden. Der rheinische GroßindustrieUe K. F. Stumm 

hatte als freikcmservativer Abgeordneter jfür Ottweiler- St.- Weddel 
fcLlt n J^'.'jf''^^'-""^ von Alfersversorgungs- und Invaliden- . 

Kassen für alle Fabrikarbeiter als Ergänzuim /.um Sozialistengesetz 
af^eregt. um auch durch positive Einrichtung< n zum Wohle der Arlioiter- 
«c haft den intern Frieden zu fördern. Diesen Weg schlug nun auch die 
Reichsn^g.erung ein. Sie erkannte einen R. ehtsanspruch der Arbeiter 
. auf soziale Fiirsorg,. und die sitthche Pfkcht dos Stnates an durch an- 
gemes.seiie Einrichtungen das gestört.- (:lcichgrui< hi rl.r wirtsclinftlir-li- 
sozialen Ordnung wiederhcrzustell< n. Umdcn lH fcit/.l-..son Vierten Stand 
flem neuen Reich als ein gesundes Organ einzugliedern, rief die Krone eine 
f^ozialpohtik ins Lvhvn, deren materieUe Grundlage sich aus gemein- 
^<ameM beitragen dn Avhohvv und .Arbeitgeber unter Garantie und teil- 
weiser Mithistung d.s Reiches zusammensetzte. 

IMeses Kindringf-u des ReicJies in die Sphäre drs u irtschaftlich- 
aozialen Daseins begegnete am Rhein zunächst starken Bedenken. Von 
Ihrem republikanisch-demokratischen Standpunkte «nderstrobte die 
>'Ozialdemokratie allem, wa.s einer Erneuerung des \^^>hlfah^tssta»te8 in 
dem uberheferten obrigkeitlichen Sinn<- äludicli sali. Gemäß ihrer durch 
aas .Sozialistengesetz noch versciiärften Sondersteliang verharrte sie 
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in grundsätzhcher Opposition und Negation zu der neuen sozialen 
Gesetzgebung. Auf Seiten der Zentrumspartei kritisierte die Kölnische 
Volkszeitung, obgleich nach den Worten der Kaiserlichen Botschaft das 
soziale Reformwerk ,auf den sittlichen Fundamenten des christlichen 
Volkslebens ruhen* sollte und die Regierung deutHch zu erkennen gab, 
daß sie ihre Pläne ständig im Einklang mit den beiden Kirchen zu halten 
gedachte, ,die staat^^sozialistischen Ideen, die rein -bureaukratische 
Organisation der Arbeit<?rversicherung', und sie erklärte, ,dio heidnische 
Staatsomnipot«nz nicht stärken zu wollen*. Man war hier für freie soziale 
Bestrebungen in religiösem Geiste. Im Mai 1880 hatte sich ein Verband 
katholischer Industrieller u. d. N. .Arbeiterwohl' gebildet, der auf aus- 
gesprochen christhcher Grundlage und im Sinne des konservativen Pro- 
gramms von 1876 durch gemeinsjimes Wirken von Arbeitern und Unter- 
nehmern die soziale Spannung mildern, also in die Bahn einlenken 
woUte, die am Rhein im Vormärz schon einmal vom Frühhberalismus 
in Aussicht genommen worden war (S. 295). Das industrielle Unter- 
nehmertum begann hier um diese Zeit auch in dem gläubig-katholischen 
Volksteil Boden zu fassen, während bisher katholisches Kapital in 
größerm Umfange nur von Belgien her im rheinischen Wirtschaftsleben 
Verwendung gefunden hatte. Den Vorsitz des Vereins ,Arbeitcn\ohr 
führte der Fabrikbesitzer Fr. Brandt« in M.Gladbach. Nachdem aber 
am 29. Juni 1881 Papst Leo XIII. noch einmal die Interessengemein- 
schaft der kathoUschen Kirche mit den Staaten gegenüber dem So- 
zialismus in einer besondern Enzyklika betont und die Fürsten geradezu 
aufgefordert hatte, den kirchUchen Beistand gegen den Sozialismus 
und Kommunismus anzunehmen, äußerte die Kölnische Volkszeitung 
am 23. November 1881: .Als sicherer und fester Kern der sozialen 
Reformpartei der Zukunft, mit deren Hilfe der Staat es unternehmen 
könnte, durch soziale Maßregeln in Gesetzgebung und Verwaltung 
dem gewaltsamen Ausbruch der Krisis vorzubeugen, bleibt nur das 
Zentrum*. So machte die Partei die Arbeiter versicher ungsgesetzgebuug 
— Unfallversicherung, Krankenversicherung, Invahditäts- und Alters- 
versicherung—, die Bismarck 1883—1889 durclisctzte, bis auf das letzte 
Gesetz mit. Sie fügte sich der Fülirung Bismarcks auf diesem Gebiete 
ebenso wie die Nationalhberalo Partei. Auch die Köhlische Zeitung 
äußerte zwar anfangs Bedenken gegen das .soziaUstische' Regierungs- 
progranmi. weil es wdcr das Prinzip der individueUen Freiheit und der 
vollen wtschaftUchen Selbständigkeit verstoße. Aber die National- 
überale Partei ging, seit sie das SoziaUstengesetz zugestanden und durch 
das Aus.scheiden der .Sezession' ilu^en linken Flügel verloren hatte, auch 
X."" I^^^l Bismarck. Nachdem die rheinischen Parteiverhält- 
msse am 2. Juh 1882 auf dem NationaUiberalen Parteitag in Köhl durch 
lu^mZ^n'^^Tt"' «i<^h der auf dem 

Rirh?nn ' ^T^^^^^^^^g^^ Parteitag am 23. Mai 1884 eingeschlagenen 
der BovL?* ' ^^^^^^ ^^"^'^^ Anhänger in allen Kreisen 

B7amtZ?!n^T^' ' industrieUe Untemohmertum war neben der 
-Bi amtcnschaft am stärksten in ihr vcrtreU^n. Da die Industrie durch 
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die neueh Schtttezöll«- wesentliche Stärkung « rfuhr, so sträubte sie »ioll 
nicht gegen die pekuniären Lasten d« r Sozialpolitik. Wenn L. Camp- 
hausen 1845 ,den Wahn, die iScliuId g< !4<'U die leidende Menschheit 
könne durch die Schutzzölle abgetragen werden', weit von sich gewiesen 
hatte, 80 hatte der Gang der Entwioklang nun doch zu enger Vorknüp- 
fang von SohntszoU und Sozialpolitik geführt. 

Während im Innern die seit der Reichsgründmig verflossenen Jalire 
von heftigen Kämpfen, von Partei Verwirrung und Partoiaersphtterung 
.erföllt waren und Biamarckä perajbiliche Stellung zu seiner Schöpfung 
weeentlich Teränderten, hatten sich auf dem Gebiete der äufiem Politik 

seine glänzenden Erfolge fortgesetet. Als anerkannt größter Diplomat 
der Zeit besaß er, der l^reußen emporgeführt und das Deut>e]i( Reich 
zu einer europäischen Macht ersten Ranges, die deutsche Ilauptatadt 
zum Brennpunkt europäischer PoUtik erhoben hatte, in der SLaatenwelt 
eine Autorität ohnegleichen. Trote der Fortdauer der internationalen 
Spaimung wußte seine vorsichtige, aber auf die volle Anspaxuaung der 
niihtärischen Kräfte des Reiches gestützte Pohtik den Frieden zu wahren. 
Durch seine überlegene Staatskunst stieg das R<'ich jetzt auf die Höhe 
seiner politischen Geltung empor. Am 15. Oktober 1879 kam auf seinen 
Ants-leb das Sehicksakbündnis Dentadilandi jnit öateiTeidi soitaiide, 
aus dem 1882 durch den Beitritt Italienader Dreibund, die neue Grund- 
lage europäischer Machtverteilung, hervorging. Bianarek hatte 1864 
»die seefeste Fregatte Preußen' nicht .an dtis alte, wurmstichige Kriega- 
sehiff Osti r i( ich gekettet' wissen w ollen. Jetzt aber erschien ihm .die 
Erliultung der österreichisch-ungarischen Monarclüe als einer unab- 
hängigen Starken Großmacht als ein Bedürfnis des Gleichgewichts in 
Eurq[»a, für das Deutschland bei eintretender Notw endigkeit den Frieden 
mit gutem Gewissen einsetzen kaim'. Da in Rußland die starke pansla- 
wistische Partei, der der .Machtzuwachs Deutschlands seit 1870 nicht 
paßte und die darüber grollte, daß die w ohhvollende Xeutrahtät Rußlands 
1866 Deutschend freie Hand gi gen Österreich, 1870 gegen IVankreich 
gelassen hatte« mit der Entscheidung des Berliner Kongresses von 1878 
über die Balkanfiragen nicht einverstanden war, suchte Deutschland 
in seiner gefährdeten Lage zwischen Fraiil<reich und Rußland Anleh- 
lumg an Österreich und ein Defensivbündnis mit ihm, <las selbst auf d<'r 
iialkaidmlbinsel dem Expansionadrang Rußlands ständig ausgesetzt 
war. Dem Kaiser Wilhelm I. wurde das Bündnis mit Osterrdoh sehr 
schwer, da er trotz des Erkaltens der deutsclifreundhchen Stimmung 
in Rußland an der überlieferten Freundschaft der Häuser Hohenzollern 
und P^omanow festhalten wollte. Am Rheine war das Bündnis, das 
alten Wünschen der Klieinlünder entsprach 1>S. ;i3öj, sehr populär. Auf 
katholischer Seite, wo man jetzt einen Teil des großdeutschen Programms 
«ieder aufleben sah, dankte man es Bismarck, daß er ebensowmug eine 
dauernde Demütigung Österreichs wie vorher Bay^ns anstrebte. Da« 
enge Bündnis mit der das katholisch-konservative St.uitsprinzip ver- 
körpernden Dunau monarehie, das in einem AugenljÜck geschlos.sen 
GcMbic^ite Ue« Hbeialandcs. I. 
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wurde, wo das katholisohe IVaidcieieh sich xu völliger Befreiung seines 
polilaschen Lebens vom Einfloß der KiFche ansackte, bürgt« doi 
Katholiken zudem dafür, daß die Rcichsregierung das durch den Kultur- 
kampf gestörte Verhältnis von Staat und Kirche wiederherstellen wordf . 
In seiner feiorliehen EnzykÜka vom 29. Juni 1881 trat kurz darauf 
Papst Leo Xiii. für das Gottesgnadoutum der fürstlichen Gewalt und 
gegen die Yolkseouver&iet&t in die Schranken, eetete sich also für die 
.Staatsform ein, die in Deutachland und Österreich, abweichend von 
dem übrigen Europa mit Ausnahme Rußlands, noch bestand. P. R<'i- 
chensperger bezeichnete am I. März 1880 im Reichstag den Bund mit 
Österreich als tlie weiseste Tat Bismarcks. Auch der geheime Riick- 
vtersicherungsvertrag, den diesM am 18. Juni 1887 mit Rußland schloß, 
sollte, so iindurohsichtig die durch ihn geeohaffene Lage war, dem 
Frieden dienen. Bismarck wollte wohl den Bestand Östcrreiclis und seine 
Integrität auf der Balkanhalbinsel gegen Rußland sclmtzen. Aber er 
wollte doch aucii dtus deutsche Schicksal nicht unbedingt an Österreichs 
Balkanpohtik knüpfen und die £at-schciduug darüber nicht in die Hand 
Osterreiohs legen. Er überließ es Österreich und Italien, znsammeo mit 
England, das sich im Dezember 1887 mit diesen beiden Machten vor- 
ständigte, um Rußlands Vordringen an den Bosporus zu hindern, 
als ,Balkandrcibund' den offiziellen Druck auf den russischen Pansl»- 
wismus auszuüben. Der RückVersicherungsvertrag verschleierte für 
Rußland die Tatsache, daß anc^ Deutsehland in der Balkanfrage fest 
auf Seiten Österreichs stand; er sollte Rußland von Axmaherungsver- 
sudien an Frankreich, zugleich aber öst<'rreich von herausfordernden 
Schritten gegen Rußland abhalten. Durch das mit der ganzen Wucht 
von Bismarcks Persönlichkeit im Februar 1888 durchgekämpfte Land- 
wehr- und Landsturmgesetz, das das Kriegsaufgebot der deutficheii 
Armee im Notfall um 700 000 Mann vermehrte, wurde dieee umsichtige 
Friedenspohtik des großen Staatsmanns vor der Öffentlichkeit wirksam 
ergänzt. Inmitten der durcli die bulgarische Frage im Osten und die 
Boulanger-Episode im VVtisten entstandenen Erregung strebte er dainKili, 
daa Gleichgewichts Verhältnis in Europa zu wahren und so dem Reiche 
den Frieden und die Möglichkeit der Selbstbehauptung zu «iohe»' 
Auch im Rheinlande fand diese« Wehrgesetx bei allen Parteien Zn^ 
Stimmung. 

Es war ein tragisches Verhängnis, daß dem greisen Kaiser Wilhelm I., 
der am 9. Marz 1888 starb, schon am 15. Juni 1888 Kaiser Friedrich auf 
der Hohe seines Löbens in den Tod folgte. Das wurde ojiUchcideud ßir 
die Weitereutuicklung des politischen Lebens in Deutschland. Di» 
Hoffnungen, die man seit vielen Jahren im liberalen Ereiae auf die Vor- 
hebe des bisherigen Kronprinzen für den englischen Konstitutionalismus 
gesetzt hatte, wurden gegenstandslos. Dem durch den poHtischeu Ent- 
jncklmigsgang in P*eußen und Deutschland geschwächton LiberaUfi«« 
blieb die Kräftigung vmagt, auf die er hoffen durfte, wena-eÄÄÄ 
Kro.ip. ,va^ '^i«^^:, i;«^^^ ni« der Fall gewesen war, iniM^'i?^!^ 
i>eite stand. Li Wilhehn II. trat ein junger, ganz in der kjawÄv^v 
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Welt- und Staateanschauung wurzehider Monaroh an die Spitze des 
Reiches. Überzeugt nicht nur von der göttlichen Hission des Herrscher^ 

! m r ifs im allgemeinen, sondern u Ii ganz erfüllt von dem Glauben an 
(Im5 c^igone gottbegnadete Persöuliolikoit, verkörperte er das altmonar- 
chisclu" Regiorimcsprinziy), daö soiac unentbolirlichen Handhaben, in d<'r 
Armee und im Beamtentum erblickte, den Positivismus der cliristlicheu 
Lehrsysteme als allein tragffiiuge Grundlage des öff«atUchen Lebens 
betrachtete, den Konstitutionalismus aber nur in der abgeschwächten 
Form zuUeß, die bis1i< r in Deutschland Geltving hatte. Da Wilhelm II. 
seinen Tatendrang cIuk h Bismarcks abweichende Beurteilung wichtiger 
Fragen der Innern und der äußern Politik und durch seine bedächtige 
passiye Resistenz bednträohtigt f fihlte» mußte dieser schon am 20. Mars 
1800 weichen. Er fiel als Opfer des Prinzips, für das er seine ganze Tat- . 
kraft eingesetzt hatte. Das Recht der Krone, die Minister ohne jede 
Afit\\ irkung der Volksvertretung zu ernennen und zu entlassen und ihre 
Herrscliaft im we^enthchen als Mihtär- und Beamtenmonarchie auf- 
zufa^säcii, war ein Axiom, das in Preußen und Deutschland gerade ihm 
seine noch fortdauernde Lebenskraft verdankte. Wider Willen mid in 
dem quälenden Bewußtsein, daß der jungt; Kaiser seiner Aufgabe nicht 
gew iv lisen war und das Reich in Gefahr bringen werde, mußte nun der 
Schöpfer des Reiches selbst seine Ämter aufgebt n, und zwar ohne daß 
der Volksvertretung auch nur nachträghch die Motive seiner Enliasaung 
und der unwürdigen Forin, in der sie sich vollzog, mitgeteilt wmden. 
In Frankreich hatte man mit dem Scharfblick des Gegners schon seit 
Jahren an den Augenblick, wo Bismarck aus seiner einzigartigen St<']lung 
ausscheiden würde, Erwartungen geknüpft. Eine aus dem Kreise der f rau- 
zösisclieni>ipl(tmutie stammende, auch in Deutschland vieigelesene Schrift 
(La 8oci6t6 de Berhn) hatte 1884 dargelegt, das Deutsche Reich werde 
dann in schwere Not geraten. Da Bismarck nur bedeutungslose 
Gehilfen neben sich dulde, werde es an einem ausreichenden 
Ersatz für ihn ffhlen. Die Zukunft werde Europa rächen: Was 
jetzt den Ruhm Preußetis und Deutsehlands ausmache, werde 
die Ursache «eines Zusammenbruclies werden; denn lucht unge- 
straft würden alle Lebenskrsite eines Volkes in einem Manne allein 
konzentriert. Der Augenblick werde kommen, wo Deutschland mit 
seiner Parteizersplif teninfr und mit einem Bürgertum, da.s noch nicht 
fähifT die Ma('lit in die Hand zu nehmen, für den Mangel au geeig- 
neten Ötaatsleukeni büßen müsse. 
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FQnfies Kapitel (1690 bis zur Gegenwart).' 

Anfänge Kaiser Wilhelms II. — Soziaklemokratie. Nationalliberale tind 
Zentnimapartei am Rhein. — Äußere Politik 1890-1895, Ruiilaiid 
und England. — Sozialpolitik bis 1895, Zentrum land Regierung. — 
Weitwirtschaft und Weltpohtik seit 189n. Spannung mit Knpland. 
— Ansohhtß des Zentroms an die Regierung. - »Kölner Richtung*, 
Kapitalismus, Modernismus, Geworkschaf tsstreit. — Äußere Pohtik 1905 
biß 1914. — Zentrum und Sozialdemokratie. — Der Weltkrieg 1914 bi» 

1918. — Nach "dem Kriege. 

Daß der eiserne Kanzler das Eiu)iorsf<-i(r,.ri !uid<'rer sLuaisniäiuiischcr 
von SedMitmig ebenso gelüucicrt iiatte wie hundert Jahre 
vor ihm Friedrich der Große, war anch in Deutechland bekannt. Bismarck 
hatt€ in der Weise anßerordentliclitT Staat suiäiiner die Verfassung und 
Vorwaltung des R<>iches auf seine «»igene Kraft zugeschnitten. Deiinocli 
bheb auch jetzt die öffentlich«- Meinung von der Überzeugung beherrscht, 
der Konstitutionahsnius lu der beschränkten Form des Herrschafts- 
staates entspreche dem öffentlichen Interesse am meisten. Wenn auch 
jetet an dem Zustande, w elcher der vom Volke mukbhängigen Regierung 
die gesamte Staatsgewalt und irisbesoudero die Außenpolitik überließ und 
sie nur bezüglich eiiizdiier, in der Verfassiingsurkunde fe.st utuschrie- 
bener Gebiet« der Gesetzgebung .und Finanz Verwaltung an die Zustim- 
mung der VolksrepriLsentation band, niclit gerüttelt wurde, so war 
das eine Nachwirkung des pieußischen Verfassung^iconfliktes von 1862 
his 1866 und der Tatsache, daß Bismarck damals seine glanzenden 
Erfolge im Gegensatz zur Volksvertretung erzielt hatte. Das politische 
Selbstbewußtsein und der politisciie Machtwille des Volkes hatten sich 
seitdem nicht erholt, die seit 1879 vorwaltende konservative Strömung 
dM herrschende System aber noch verstärkt. Dem jungen und unw- 
probten Monai< Ii, r\ gegenüber wurden die konstitutioneUen Grund- 
fragen, die 1866 und 1870 im Hinblick auf Bismarcks Erfolge zurück- 
gestellt worden war.Mi, tii< hl aufgegriffen; Parlament und Presse imhinrii 
vidmehr die bestellende poHtische Kräfteverteilung zwischen Regierung 
und Volksvertretung als gegeben hin. 

Auf kathoUscher Seite trat die Zentrumspartei, die im poHtischen 
Lebon dos Rheinlandes mehr und mehr das dynamische Übergewicht 
erlangte, /.war für ihre kirchonpolitjschen Ziele mit Hingabe ein, aber 
sie suchte sie opportunistisch je uaeli der Situation entweder auf parla- 
mentenschem Wege oder im Anschluß an die Krone zu fördern. Wenn 
der Zentrunis iihrer Prhr, v. Schorlemer-Alst 1878 im R«iclistag erldirt 
^IL T ^Pi*»lpolätt8cher Freiheit, das wir mithhitbef 

UH /''V'' ^-'^^ '^^"^ Deutsehe Reich, verzehrt sich fa^t schoeUer 
WS die Jlimardcn so war ,o\nr Partei doch weit entfernt von der Absicht. 
iT.i H ^^'""i!,*"^«'^^!!^'" Machtkam,,f zu eröff.ten. In Bismarck 
nael tm di' r ?T^^' ^"^^ ^^'^ '^^^^ ^or seinem Abgm^ 

u'r le ^^M 'r?'"*^* 1887 durch dfe Neuwalte JMII 
zwLh r ''" '^ »H ka.uitgelx^n. die Regierung auf eine l^pS 
^|..schen Konservativen und Zentrum zTLt^el lÄJ^^^ 
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die Kölnisciio Volk.szoitung nach seimmi Sturze ; .Dk- frühere Zeit uo 
der Kaiizlerim politischen Leben aUes besorgt«, der Kaiser mehr zuriick- 
tw-t. ist aeherhch für immer vorüber; für die Zukunft dürfte der Kaiser 
auch die auswärtige PoKtik des Beiohes selbst bestimmen und nur die 
Ausfuhrung und diplmnatische Teclmik von einem Mim'ster besorgen 
lassen Mau rechnete auf c]ics<.r Seite damit, daß unt<^r WiUielm U. 
ahnbch ww einst in Preußen unter Friedrich WilheUn IV eine neue 
Ära d^^ Yertraueos und des freundlichen Zusammengehens von Staat 
imd Kirche emsetsen werde; gerade auf die Peraönhchkoit des 
jungen Kaisers setzte man steine Hoffnung. Auf liberaler Seite aber 
wo früher das parlamentarische System besonders auch im Rheirdand 
andauernd erstrebt worden war. mar-hten sich Kraftgefühl und Lebens- 
drang des Bürgertums fast nur noch im Bereich der materiellen ( Jüter- 
produktiou geltend. Zwar äußerte sieh hier, wo man in Köhl schon 
.m Jahre 1879 Bismarck ein öffentliches Denkmal gesetzt hatte, sohmeis. 
hohe I raner über seinen Konfhkt mit dem Kaiser, aber man bemhigte 
sicli bald in der Uberzeugung, daß sein Zusammenwirken mit dorn Kaiser 
unn^ghch gew orden war, daß aber sein Werk dooh fortbestehen werdf^ 
An Bismarcks perscmliohem Verhalten nach seiner Entlassung übte die 
Kölnische Zeitong wiederholt scharfe Kritik. 

Die Ära Bismarcks hatte zav ar das Einheitsbewußtsein und das Selbst« 
gefühl des deutsehen Volkes mächtig gehoben, aber das Staatsbewußt- 
sein in dem öimic, daß jeder einzelne mitverantworthch ist für das Oe- 
^en des Staates, war in dem jungen Reich noch nicht festgewurz< lt 
Seme Verfassung hatte dem deutschen Bürger den Weg. durch erfolg- 
reiche Mitarl)eit im Parlament in die Regierung zu gelangen, versperrt; 
nur durch die Iradition des Beamtentums, in Ausnahmefällen, wie 
dje Krnemiung C'apri vis zum Nachfolger Bismarcks jetzt zeigte über die 
nuhtänsche Laufbahn fülirte der Weg in die obersten Stellungen in 
Staat und Reich. Das Nebenemander von Volksvertretungen der Einzei- 
staaten und des Reichs, die aus ganz verschiedenen Wahlrechten hervor- 
gingen und auch in ihren Kompetenzen keinen einheitlichen Charakter 
trugen, hinderte zudem die normale Entmcklung des parlamentarischen 
Lebens. Durch em Kecji, ruiigssystem aber, dessen Eigenart die einzelnen 
Gruppen und Parteien zw ar darauf hinlenkte, ihre besonderen Interessen 
imt Nachdruck zu vertreten, deren Ausgleich zum Wohle des Ganzen 
aber einer von konservativen Grundvorstellungen erfüHten, jedoch 
auüerhalb der Parteien stehenden Regierung zu überla-ssen, kam des 
Bewußtsein pohtiseher Verantwortung auf Seiten der VoUovertretung 
rucht zur Entwicklung. Den detitselien Parlamenten f. lilf < ti die erziehe- 
tischen Eigenschaften, die die Parlament« in anderen Landern längst 
ausübten, und ihr Niveau wie ihr Ansehen sank von Jahr eu Jahr, da 
sie ständig ein trübes Bild weitgehender Parteizersplitterung darboten. 
Aus den Vorgängen b< i d<T Entlassung Bismarcks empfing das Ausland 
den während der ganzen Ilegierungszeit Willielms II. vorhaltenden 
JBindruck, daß im Deutschen Reiche der kaiserliche Absolutismus 
herrsche und daß über die großen politischen Fragen nur der Wille des 
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KMsers entscheide. ]>aB deutsche Volk aber war, das bewies sein passive» 
Verhalten an dieeem Wendepunkte seiner Geschichte, nooh nicht ta 
ftolitiBoher Selbständigkeit herangereift. Besonders schwach war n<ich 
inirner nein Sinn für die äußere Politik, in der seit 1880 neue Probleme 
aufgetaucht waren. 

Durch den Gegensatz zwischen Rußland und England in Asam 
und durch den GegensatB zwischen fVankreich und England in Ägyptc^i 
wann außereuropäiBche Fr^eii stark hervorgetreten, und die 1883 
einsetzende Kolonialpolitik, di<^ Bismarck 1885 als ein Hecht auch für 
da,'! Deutsche, bis dahin eine rein kontinentale Mactht darstelleudt' 
Kt-icli beanspruclit^' und von England nach längerm Widerstrebtn 
zugestanden erhielt, faud am Rhein in den Kreisen von Handel und 
Industrie schnell Anklang. Frankreich hatte seit 1876 begonnen, seinen 
altern KolonialbesitB in Afrika und Ostasien erfolgreich zu erweitem. 
England war seit 1880 im Begriffe, nach « itu r längern Pause seinen 
Besitz über See wieder in großem Maß.stal> zu mehr<M» ; der englisch«' 
Imperialismus legte überall die Hand auf noch freien Boden in den 
fremden Weltteilen, um zu verhüten, daß eine andere Macht ihn be- 
setze. Der Deutsche Kolonial verein hatte im Rheinland im Dezember 
1882 Boden gefaßt. Man begrüßt«- es, als Bismarck, eine koloniale Span- 
nung zwischen Frankreich und England geschickt l>enutzend, die Kol» 
nialpolitik (h s l^ iflis eröffnete, und sah mit B< friedigung, daß nun das 
Heioll die tleulseheii Kaufleute deckte, die wagt'mutig hinauszogen, 
um für den deutschen Handel Stützpunkte über See zu gewiimen. Ab 
Miibewerber um überseeischen Besitz geriet aber Deutschland nator- 
gem&ß in neue Gegensätze zu den schon seit längerer Zeit kolonisierenden 
Staaten, und zwar in Gegensätze wirtschaftlicher Natur. Die Außen- 
politik war auch jetzt ganz in Bismarcks bewährter Hand verblichen. 
Tri>tz ihrer (Gegnerschaft erkannt*' die Köbiische Volkszeitung an, daß 
Bismarck .seit 1871 unentwegt Friedeuapobtik trieb*. Am 16. Mai 1890 
schrieb sie aUerdings, »der Ton seiner IViedensschalmei sei oft so ranh 
gewesen, daß die Melodie unseren Nachbarn wie Schlachtgeschr< i 
klang'. Damals hatte der junge Kaiser schon das Ruder ergriffen und, 
als die Unruhe der Kuhinette in Wien, Petersltvirg, London, Paris und 
Rom zeigt^^, wieviel an Anaehen die deutsche Regierung durch 
niarcks Abgang verlor, dsm neuen Reichskanzler gegenüber persönlich 
alle Verantwortung ttbemommen. Die Kolnisohe Volkszeitong hatte 
für die Zukunft mir den Wunsch, .unsere fortgesetzte Friedenspolitik 
muß in Formen fj. kh id. t werden, welche unseren Xm hharn alhniihlicli 
volles Zutrauen eirifiölieu'. Wilhelm II. wollte in der 'Vnt di<' Friedcus- 
pohtik fortsetzen. In dieser Absicht hielt er den Dreibund aufrecht; 
die Verbindung mit Österreich aber suchte er noch zu stärken, indem er 
den Rückversioherangsvertrag mit Rnßland im Jahre 1800 nicht, wie 
diestfs wünschte, erneuerte. 

Die Lage war anders als 1887. Damals war die deutsche Politik 
noch nicht unmittelbar, sondern nur um Öaterreiclis willen au der oriou- 
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talisohen Frage interessiert. 1888 hatte aber dk- Deutsche Bank das 
Pr(»jekt der Anatolischcn Bahn gefaßt, und 1889 Imtte der Benucli des 
Kaisers in Kon8lantinti{H4 diesem wirtschaftliche Zukunftsplän«- Deutsch- 
lands in Vorderasiou nahegebracht, die schuu einmal nach l8öo die 
piea0i8olie Begieruxig beaohkfttgt aad damab auoh im Bhdinhuid leb' 
haftea Intwesse gefunden hatten. Er glaubte jetzt offen von Rußland 
abrücken und die Beziehungen zu England enger gestalten zu müssen. 
Denn für die neuen Pläne war der Fortbestand der Türkei und die Fördf^ 
rung durch den Sultan Vorbedingung, und gegen die Vergewaltigung 
durch das nach Konstantinopel drängende Kußland war die Pforte 
hiihn stets, zuletzt noch 1667, durch die ei^isohe Politik geschützt 
worden. Nun wurde von Rußland, als Dcut^schland die Erneuerung 
des Vt rtraces aMelmte, nincchmd ^Tuli 1891) der Ansr ltluß an Frank- 
reich vnllzogen. Die «-rste der AUuuizen gegen Deutschland, d<Trn Ver- 
lijnderung Bismarck um jeden IVcis erstrebt hatte, war im Entstehen, 
Es vollzog sich die Verteilung der kontinentalea 6ro0m8chte auf Brai- 
bund und Zweibund als die beiden einander die Wage haltenden Gruppmi, 
und da« Selbstgefühl Frankreichs, des unversöhnten degners Deutäoh- 
lands, lebte wieder auf. Wilhelms IT. Wunsch, die Beziehungen zu Eng- 
land bis zu dessen Anschluß an den Drei bund fortzuentwickeln, b<'sf j?n2ute 
während mehrerer Jahre seine Politik. Es zeigte sich aber, daß nicht 
nur in S&dalrika, am Kongo und in China England Ziele verfolgte, 
die den .•^einig< n widersprachen, sondern es trat unerwartet auch in 
Vorderasien ein (Jegensatz zutage. Um eine Hrückf von seinem afrika~ 
nischen Besitz nach Indien zu scldagen, suchte England jetzt wichtige 
Teile des Türkischen Reiches für sich zu erlangen. Es trat seit 1890 
nicht mehr wie früher ffir den Fortbestand der Türkei» sondern für 
ihre Aufteilung ein, die es im Sommer 1606 Wilhelm IL in Vorschlag 
brachte. So sah sich dieser mit seinem Verlangen nach Aufrechter- 
half iirti.' der Türkei mitt<'n zwischen den von Rußland und England ver- 
tretenen, auf ihre Schwäuliung und Aufteilung gerichteten Wünschen. 
In dieser Lage lehnt« er Englands Vorschlag ab und wandte sich wieder 
zu Rußland. Bort stand zwar das in Rußland wie in Frankreich populSie 
Büiidui- im \\'< ge, das im Januar 1894 formell geschlossen worden war, 
aber Willielm II. bahnte mit dem schwachen Kaiser Xik<^laus II., 
der im Xnv<'mher 1894 den Tlu-on bestiegen hatte, enge persönliche 
V^erbmdungen au. Wenn auch die paiislawistische Strömung in Rußland 
an ihrem Gegensatz zu l>eutBoblaiid festhielt» so waren die Absiohten 
des netten Zars doch vorwiegend auf Rußlands Auafaieitang in Ostasien, 
nicht auf die Balkanfragen, gerichtet, und Wilhelm II. hoffte nidliniir» 
daß Nikolaus 11. aus monarchischen Erwägungen die Beziehungen zur 
französischen RepubUk eher lockern als <^uger gestalten, sondern auch, 
daß das Zusammengehen Deutschlands mit ihm in Ostasien dem deut- 
schen Handel Vorteile bringen werde. 

Auf dem Gebiet der innern Politik trat nach der Beendigung d<'8 
Kulturkampfes das andere große Kulturprohlem, die so/jale Frage, in 
den Vordergrund. Ein ausgedehnter Streik der Bergarbeiter in West- 
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folen offenbajrte 1889, daß Bmmarcks V.tsucIi, ,imt den Mitteln, welche 
das Soziabstengesetz der Begiening gewährt, die KranWicit zu heilen 
™ der unser Genu inwesen ergriffen ist*, gescheitert w«. Ihmiti ^ 

(Gewaltpolitik d(^s Sr)ziaHst^ngesotzes. das die Konservativen undNitio. 
nal iberal. ri ,n der Abwehr des Vierten Standes vereinigt und den Kk<. 
senkampf m die Gesetzgebung eingeführt hatt<^ war zwar die öff. nt- 
üche Qi^wiisation der Sozialdemokratie unterdrückt, aber ährdich w.e 
d< r Iva thobzismus durch die Blaigeeetzgebung, war die Sozialdemokratie 
dnrr i da.s Soziahsten£resetz innerhch gekräftigt worden. Im Bheinland 
erful.r d!e Partei gleichzeitig durch den Zuzua von sozialistischen Fühiwn, 
die auf (.rund dieses Gesetzes aus d.,n Mittelpunkten der B«.wegung in 
Hamburg, Berlin und Leipzig ausgewiest^n wurden, erhebliche Stärkung, 
-e.st.g noch immer von den im Londoner Exil lebenden rhei.üschen 
arteihauptern Karl Marx (f 1883) und PHedrioh Engels (f 1896) ge- 
lenk t. protestierte die Partei unentwegt gegen die das 19. JahrhuiUtot 
erfüllende einseitige Entwicklung, die an die Stelle des Feudalstaat^s 
swner veralteten Ordnung von Sta.it und Arbeit zwar politisch 
«uwn Verfaesungsstoat gesetzt, die wirtschaftliche Arbeit aber nicht 
ne organisiert hatte. Auch die Arbeitorversioherung führte trotz der 

.ur LTr''- '^^"^ Vierten Stande fiberwies, nicht 

zur Emgbederu.m d.r Sozialdemokratie in den staatHchen Or^^aui^niu. 

riLSln ""^''^'■^ig ^i-'^ Standpunkt der be- 

nShl iSTl':!''''''^^'"^*^*' Gesetzgebung wollte sie den sozial- 
S^^c^i^ A^^** von unten herauf und unt^r entscheidender Mit- 
Tb Z So^ .1 ^ demototisohen Simie. Wilhelm IL 

frun^^it^Tl .'r''^''^'' ^'«"'^ Fortbestand sich auf der Zen- 

1 -T^^' n ^ ^-'^h-^^P^^g- wendete, im Januar 1890 
ESiitelirt-ii Organisation der sozialistisehert Partei wieder- 

Z^lT^^ ^"^^'^ ^ Gegei^atz zu Bisn.an k. der gewalt- 
XgverhoTß^^^^^ ««^«»^««mokratie für unvermeidlich uud 

egeK^^^^^^^^^ • ^''i'^'" duTohgreifeDden Maß- 

^^d*^ Sn u "''^ Ausgleichs. Er richte. personBch 

iS^'jJ^r'* w"''^ ''''''' fertig^.'rd<.r. zu können 
mot^^^S^^^I^^. Nationalhbcrale Partei zwar a:n 1 1. .Ma> 
md daß ^^^^J^®*^^ müßteu 
jetzt wfe be de Ka' r T^^'S^" ^^^"^ ^^^'^'^ ^«SeiS 

die ül^^eield ne j^^^ o ^'^^ ^^^^ notwendig sei. Ab« 

langt^nSa^Ä ^^"^^'f^^ ^^^^ vulgären Libe^üsmus ver- 
.nw- StaM soll Ih • I^/^>'^.g^"^ Nichtintervention des Staates, 
^ängen^dio Ui^!l^^^ ^t?^^"" ^« Arbeitgeber und die Arbeiter 
Die Zent;ut^^^'i^l::;:i^ -g-eu Hause bleiben'. 

^ iwiei naiun dagegen emen wesentlich andern Standpunkt 

kirchli!h^o?*vS^^ T*''' Hoffnungen derer, die in der 

SozialdeniokratTS^S« 1^^«^ erfolgreiche Mittel gegen die 
in ErfüUiuig goRmsBn^l^'r^^T^T^ evangelischer Säte 

« g gangen. Em Bbck aaf das ganz katholische Belgien, w*» ■ 
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mußte diese Hoffnungen dämpfen. Auch in Deutechlaad hatte die 
Abwendung der Ma.sHen vom kirchliehen Glauben seit 1878 zugenommen : 
Verhaltmsson und Mensnhen des natur^viss^.ns<•^laftlichen Maschinen' 
zeitaUers, das die Sphäre des Glaub. riH ,iureh d.e allseitige VormehrunR 
des WiweilB mehr und mehr einschränkt, zeigte sich der kirehlidie Ein- 
nuß moht gewachsen. Li den Regierungsbezirken Aachen und Trier 
hielt er zwar d.e Sozialdemokratie etwas zurück, aber im allgemeinen 
erw.es s,oh .hr Wn.h.tnm a.ieh am Rhein als unaufhaltsam. Die Zen- 

ini'lt^*'- lif'T "^^^ ^^^^So^r-n anzukämpfen, 

indem sie die Sozialreform in den Mittelpunkt ihrer Tätigkeit riickte 
und Ihre eigene Organisation in Torbildlichor Weise vervollkommnete 
griff sie zugleich Oedauk. n auf. die im Vormärz der rheinische Früh- 
hberabsmus. 1876 das konservative Parteiprogramm zum Aufldnick 
gebracht hatte. Die Partei widmete sich den handarbeit^nden Ständen 
in btaat und Land mit Na^^hdruck. um deren wirtschaftliche Inten-ssen 
zu fördern. Zu dem 1882 nach dem Vorbild des Westfäbschen Hauer.i- 
vere.ns von 1871 gegründeten Rheim'schen Bauemverein und zu dem 
1884 gegründeten Trierer Bauern verein unterhielt sie nahe Beziehungen. 

100? ^''^'"^^^ .Arbeiterwohr (S. 368) suchte gleichzeitig 

^eit 1884 auch im Beri-ic l, der Industrie durch die ausgleichende Kraft 
kirchlichen Glaubens und durch die Gründung von Vereinen, in denen 
die verediiedenen Gesellsohaftddassen miteinander in Verkehr traten 
die soziale Spannung zu raiHofn. Im Jahr© 1890 rief die Zentrums^ 
partei in Köhi den .Volksverein für das katholische Deutschland' mit 
dem Sitze m M.Gladhach ins L. bcri. Die Katholiken aller Stande sollten 
für emen Neuaufbau der bürgerüche.i Gesellschaft ge\vonnen und der 
Gtaubensgprund wie die organisatorischen Kräfte der kathoUschen Kirche 
sollten dabei systematisch verwertet werden. Der unter der Leitung 
von A. P.eper sich scImeU über Stadt und Land ausbreitende Volk^ 
verein, der 1891 schon 100 000, 1910 aber 650 000 Mit^eder zählte, 
wurde durch die (iründung zahlreicher Einzelvereine von Arlx itrru' 
'Arb^tevinnen und Jugendüchen, durch die Einrichtung einer Mi-ir- 
verbreiteten sozialpolitischen Presse, durch die Au.sbildu.ig von poli- 
tischen Wanderrednem, durch die regehnäßige Veranstaltung von prak- 
tisch-sozialen Kursen nnd durch unermüdliche Ausnutzung des Orga- 
nisationsgedankeixs ein katholisches Bollucrk der Sozialreform, und • 
seiu planvolles Zusammenwirken mit der l\arteileitung bot dem Zentrum 
einerseits die Garantie einer festen und breiten Grundlage in der Wähler- 
achaf t, andererseits ein nie versagendes Hilf^mitte] für soziale Beratung 
und für die Vorbereitung sozialpolitischer Gesetze und Verordnungen. 
Das Rheinland wirde so der Mittelpunkt der umfassenden Sozialpolitik 
der Zentrumspartei. 

• Die SozialpoUtik aber fülurte die Partei jetzt eng an die Seite der 
Regierang. Hatte die Köbiische Volkszeitung noch 1889 die Altt^rs- 
«nd Invaliditätsgesetzgebung für unvereinbar mit dem Zentrums- 
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Programm gehalten, das der Oraj\ipoteaz des Staates und den Staate- 
sozialistischen Maßnahmen widerstrebe, so änderte sie jetzt im Hinblick 
auf die Person WiUiehns II. und das durch ihii garantierte Zusammen- 
wirken von Kirche und Staat ilire Haltung. Die Soziaheforiu sei, so 
aclirieb si«» jetzt, ,die Frage der Fragen, ent^heidend für die Zukunft 
der Regierungen uitd DyiiMiaeen*. Dem Kaiser schwebte, wie aein» 
Februarerlaase von 1890 zeigten, eine Sozialreform auf Wegen vor, 
die die Arbeiterversicherung durch eine auf christlich-sittlicher B*>>i^ 
ruhende und in Anlehnung au die Ix'iden ehristlichen Glaubenssystome 
durchgeführte Arbeitenschutzgesetzgebuiig ergänzen und der unter dem 
Banner der wirtschaftlichen Freiheit sich vollziehenden Ausbeutung 
der Arbeit durch das Kapital wirksam begegnen sollten. Darob inter- 
nationale Regelung des ArbeiterBohutzee sollte ein breites Fundament 
für diese Reformen gewonnen werden. Ein soziales Zeitalter schien 
heraufzuziehen. Die Pläne des Kaisers setzten aber voraus, daß sich 
die Arheitrr seiner Führung anvertrauten, ihm bereitwillig folgten und 
von ilircu suziaiistischeu und republikaniachon Idealen ai^Iießen. Pas 
taten sie indessen nicht. Die Wahlen zum BMohstag zeigten viehndir 
schon im FrühjaJir 1890 ein erhebliches Anschwellen der Sosialdemo- 
krati-^chon Partei. Sic trat der Stimmenzahl nach an die Spitee alltr 
deutsclien Parteien. erreicht<i das Dopjx-lte der Wahlen von und 
.stieg im Rheinland auf nahezu HX) Stimmen. Infolge de.s Walü- 
krtsissystems brm lite .sie allerdüigs nur 35 Abgeordnete, davuJi zwei 
(Elberfeld und SoUngen) aus der Rheinprovinz, in den Reichstag. Abel 
die intemationaleVerbrüderung des I^letariats wurde ihr jetet erst recht 
überzeugungssaohe; im Erfurter Programm schrieb die deutsche Sozial- 
demokrat i( ISOl den RluMsenkampf und die interimtionale Solidarität 
der .\rV)eit<'niiti re.sseu von neuem auf die Faime. Das Jahr 1891 hraoht*' 
daneben zwar eine Reihe bedeutsamer Verordnungen auf dem Gebiete des 
Arbeitersohutaee, aber eine konsequente sosd^ Gesetzgebung kam 
nicht zustande. Die Schwierigkeit einer Nei:^e6ta]tang des Lebens der 
nH^dernen Ge.'iell'^cliaft wurde so offenkundig, daß Wilhelm II., stark 
beeinflu[3t von (h ni Freiherrn von Stumm, von seinen [*länen enttäuscht 
ablielJ uiul isehon 1894 in .seinem Aufruf zum .Kampfe für Rehgion, Sitto 
und Ordnung gegen die l'arteien des Umsturzes' eine Stellung zur Sozial- 
demokratie einnahm, die sich von der Biamaroks wenig untnsdiied und 
von gpwaltt&tigcn Mitteln Erfolg erwartete. Die Soaialdemokratiscbe 
Part«! aber wuchs weiter. Am Rhein gründete .sie 1892 sin größeres 
Preßorgan, die .Rheinische Zeitung', die in Köln herausgegeben wurde, 
und die Parteiorganisation der Provinz, die bisiier «einheitlich von Elber- 
feld axxH geleitet worden w ar, gliederte sich 1894 in die beiden Abteiluiigi n 
Obere JB&einproTinz und Niederrhein mit den Ifittelpunktein Köln und 
Elberfeld. Bis zum Ende des Jalirhunderts« wo die P^tftei im Reichs- 
tage mit 56 Mandaten an die zweite Stelle, unmittelbar hin terda.s Zen<riin> 
rückte, wuchs ihre Stimmenzahl in der Rheinprovinz auf llOfMK.) au. 

Eh lag an der Art, wie das Deutsche Keich in den Jahren 186(>— 7U 
iiberranchend schnell zustande gekommen war, daß sich die Fülle der 
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fiberliefertiMi gegensätzlichen Strömungen im Intinii des Volkes nicht 
zu einem klaren Zweiparteiensystem nach dem Muster anderer Ver- 
fassungsstoAten gliederte, sondern ein zersplittertes Purt« i\\ rscn dar- 
st^Utc, aus dem sich die Regierung je nach der Lage Majoritäten ^u 
bilden sachte. In der Rheinprovinz erlangte bei den Beiehstagswahlen 
1890» wenn sich auch di(^ politisclio Energie jetzt vorwiegend im Zenlamm 
;tns\\ irkte, neben den 379 000 Stimmen der Zentrnraspartei und den 
98 (XMj der «oziaklernokratie die NationaUiberale Partei 100 000, die 
Frc'ikonservative lieichspartei 46 000, die Freisiruüge Partei 36 000, 
die Konservative Partei 3200 Stimmen. Von den 35 Abgeordneten, 
die das Rheinland in den Reichstag (397 Abgeordnete) entsandte, 
zählten 27 (von 106) zum Zentrum. 4 (von 42) zur Nationallib oralen, 
2 (von 20) zur Sozialdemokratisc hoi\, I (von 20) zur Reichs-, 1 (von 77) 
ztir Freisinnigen Parten. Von den 63 rheinischen Vertretern im Preu- 
ßischen Abgeordueteuhause (453 Abgeordnet«) gehörten zu derselben 
Zeit 45 (von 98) dem Zentrum, 14 (von 86) der Nattonalliberaleni 4 (von 
64) der Freikonservativen. I (von 129) der Konservativen Partei an. 
Das Stimmenverhältnis der Parteien war in der Folg(!zeit gewöhnlioli 
so, daß im Reichstag das Zentrum den Ausschlag gaH, während im T>and- 
tag die Konservativen auch mit den Natiouaihberaien eine Majorität 
bilden konnten. Seit dem Umschwung von 1879 setate die Regierung 
auf die Volksvertretung im Reich nur noch beschranktes Vertrauen. 
Im Msi 1871 hatte Treitschke als nationalUberaler Abgeordnetor für 
Kreuznaeh ifn Reichstag erklärt : ,Wir kämpfen seit Jahren in harter 
Arbeit um Deutschlands Einheit; wir haben in einem Jahrhundert 
Hunderte der deutscheu Kleinstaaten zusammenbrechen sehen, wir 
sind jetzt als Männer von rechtlichem Sinn gesonnen, die wenigen 
Staaten, die noch geblieben sind, zu achten imd zu schonen, weil sie 
niclit mehr imstande sind, der Macht des Deutschen Reiches geradezu 
verderbhch zu werden*. Nun führte der Reichskanzler Caprivi im März 
1890 im Bundesrate wiederholt aus, das Doutsehe Reich, zu welchem 
eine demokratische Bewegung die erste Anregung gegeben habe, habe, 
wenn auch begleitet von der Teilnahme breiter Massen, seinen Haupt- 
stützpunkt in der bundestroueo Gesinnung der deutschen Regierungen 
gefutulcn. ,Auf dem festen ZusAmmenhalten der BiuulcMfürsten beruht 
die Größe und Kraft 1 )oiitschlands, die anderen Grundlagen haben sich 
insgesamt als hinfäiüg erwiesen.' In dem poUtisch noch so jungen 
deatechen Volke kam es unter diesen Umständen zu keiner organischen 
und allseitigen Weiterentwicklung dos nationalen Einheitsbewußtseins. 
Der Föderalismus der Hundesstaaten, deren seihständigem Ermeasen 
insbesondere die Fragen der geiHtisen Kultur überlassen blieben, über- 
waiid endgültig die unitarischen Tendenzen des deutschen Liberaüsmus, 
und die Organisation der NaÜon als Staat blieb auf die 1871 von ihr 
erfaßten Gebiete der Macht- und If^rtschaftspolitik Ix sdiränkt. 

Die innere Politik Wilhelms II. war durchweg in konservativ- 
klerikalem (^.eiste von der Überzeugung geleitet, daß .ein frcundhches, 
verständnisvolles Zusammenwirken der staatlichen und der kirclilichen 
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Autorität* für das Staatswohl erforderlich sei. Er woUte, was für sein 
Vcrliältnis zum Rheinland entsoheidtMul war, die katholischo Kon- 
fession b(.ifri( (lipon und zum Anschluß ;iu di«' Regiorungspolitik h - 
stimmen. Sein Vt^rhalten beim Tode Wijultliorsts (März 1891) ließ deut- 
lich erkcnueii, wieviel ihm an der Zeiurumspartei gelegen war. Die 
ständige Zusammenarbeit der .gläubigen Elemente des Katholizismus 
und des Frotestaiitismus* mit der Regiening des Reiches und Preußen», 
die sieh gemeinsam der .Abwehr des verirrten Zeitgeistes' und der 
Bekämpfung der Sozial(l< ni(»kratie widmeten, sah dem innerpolitis( ii> ii 
Leben Di utschlands im allpi nifincn sein Gepräp«- und war insbes(iiui<r" 
für die Stellung des Kheinlandes in diesem Leben von ausächlaggebendt r 
Bedeutung. ,Die Regierung;', so schrieb die Köbiischo Volkszeituug 
am 24. Marc 1890. ,ist bezüglich der wirtschaftlichen und sozialen Politik 
auf die Mitwirkung dt s Zentrums angewiesen, und erst rocht bezu^ch 
der neuen Militärfonlt rungen.* 

Auf wirtsehaftiieiiem (;eV)iet erwies sieh die Zentrumspartei der 
Regierung in der Tat unentbelirhci». al.s .«lie 1892 — 94 für die Handels- 
verträge des Deutschen Reichs mit den anderen Ländern eintrat, die 
seine industrielle Entwicklung für zehn Jahre sicherten. Da diese Ve^ 
träge nur durch eine Ermäßigung der AgrarzöUe von 1879 erkauft werden 
konnten, wurden sie von der Konservativen Partei abgelelmt, die in 
der Folgezeit ihre VVirtsehaftspolitik melir und mehr dem Programm 
des am 14. Februar 1893 gegründet-en .Bundes der Landwirte' anpaßte. 
Für die V'erträge konnte dalier nur durch eine Vtirbindung der liberabn 
Gruppen mit der Zentarumspartei eine Majorität gebildet werden. Auch 
die K()lonialpolitik hatten neuerdings bei der Zentrunispartei Anklang 
gefunden, seit diese auf dem Kath(dikentag in Köhl 1888 dureli <l*''i 
Kardituil Lavigerie darauf hingewiesen wordetx war, wie dienlich du- 
Kolonisationstätigkeit den katholi.velien Mis.si(uien \\erden komite. f)er 
damals gegründete ,Afrikavorein dt u (.scher Katliolikeu' mit dem Mittel- 
punkt in Köln zielte schon nach zwei Jahren 1500 Zweig vereine. 
Ebenso wurde die Miquelschc! Steuerreform iti Preußen mit Hilfe d» 
Zentrum.s durchgeführt, das sieh allerdings den INMolussteuerplänen 
Mifpiels aus föderahstisehen Erwägunijrn widersetzte. Im Rheinland«- 
führte die Ha'tungdes Zentrums ni diesen wirtseliaftlichen Fragen eine An- 
näherung an die industriellen Elemente der Nationalhberalen Partei her- 
bei, die die früheren Gegensätze milderte. Auf dem Gebiete der Sozial- 
politik erkaiuite die Kolnische Volkszeitung jetzt, am 2. Mai 1890. an, 
daß der Stnaf ebenso wie die Gesellsehaft Anspruch auf die Durchfüh- 
rung vieler praktischen Aufcaben hatti'. Die rheinische Zentrumspartei 
wollte zwar die Sozialpt)htik mit christlichem Oeiste durchdringen 
und durch das Vereinswesen auch selbständig praktisch-soziale Arbeit 
leisten, aber sie wollte sich an der sozialen Arbeit des Staates nachdrück- 
lich beteihgen und sich für die politiselien Waiden die Stimmen der 
nichtsoziaUstischen ArbfMt'^rma«sen siehern. W»vs aber die AmiP'- 
politik atiging. so liezeielmete W'indthorst als Poms für ein Zusammen- 
gehen mit der Regierung ein den kathoüschen Wünschen entsprechendes 
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pr< aßisch»'s VolkssohulgosiHz, und <!r brachte schon 1888 <'iu<- Reihe 
von Schulauträgen ein. In vinvr Besprcchinig mit Bismarck erklärt^' 
er sich am 12. Marz 1890 bereit, für Oegtukistungen auf kirchenpoli- 
tischem Gebiete In Preußen der Regierung im Reiche das zu bewiUigen, 
was von ihr verlangt werde. 

Tm Mai 1890, nach Bifmiarcks Abgang, liielt es die Regierung in der 
durch die Nielitemeuerung des RückVersicherungsvertrages entstan- 
denen Lage und gegen ubt^r den militärischen Rüstungei\ in Frankreich 
und Rußland für erforderhch, die Wehrpflicht \vit!deruni, wie es in 
Preußen nach 1860 geschehen war, der stark angewachsenen Bevölkerung 
anzupasscD. Bismarcks Abgang hatt^^, wie Caprivi erklärte, .Verhält- 
nisse geschaffen, di'' ihrer Natur nach nicht so sicher sind als zu der 
Zeit, da seine faszinierende (Jestalt noch vfir der Welt stand'. Wie 
1860 soilu^ auf den Scharnliorstöchen Gedanken der Dienstpflicht jedes 
wehrhaften Mannes suruckgegrifftti werden. Nadi dem Zahlenverhältnis 
der Parteien lag der Ausschlag beim Zentrum. Der Plan der Regierung 
rief zwar, wie die Kölnische Volkszeitung ausführte, in weite sten Kreisen 
der ]{(»völkerung ,ein wahres Ent-setzen' hervor: d<T Scharnhorstsche 
(Tedanke decke sich keineswegs mit ihm; die Volksvertretung spiele 
auf keinem Gebiett» eine woniger beneidenswerte Rolle als bei MiUtÜr- 
vorlagen, und es sei kein «Wunder» wenn der Gemüter allmählich eine 
Art von Fatahsmus sich bemächtigt und das Volk in dumjjfer Resigna» 
tion alles ü})er .sich ergehen läßt ; bei uns hat leider niemand etwas vm 
sHcrt'ii als die "MiUtiirverwaltung, imd es wird so weitergehen, bis Europa 
bankerott oder ein blutrauchender Trümmerhaufen ist'. Die «ungeheure 
Tragweite der in der Kommission von den Vertretern der Reichsregierung 
gemachten Darlegungen und ihre bestimmte Bezugnahme auf Frank- 
reich und Rußland', der Ent.schluß der Regierung, sich zunächst auf 
einen '["eil der \'or]age zu beschränken, und Windthorsts Einfluß be- 
wirkten indessen, daß im Juni 1890 unter dem Beifall d«'r rheinischen 
Zentrumspressc die Zentrumspajrtei nach schweren iiuxeren Kämpfen 
ihren Widerstand aufgab. Die Kölnische Volkszeitung erklärte zwar 
am 21. Juni« aja die Erhöhung der Friedenspräsenz um 18 000 Mann 
beschlossen worden war, man sei sich [m Zentrum .alli-rsfifs finiu. daß 
es mit der fortgesetzt eu Stcigcrimg der Militärlastcu ein Ende nehmen 
und daß fortan die ^lihtärverwaltung nicht auf (^ine Steigerung, sondern 
auf eine Erl^chterung der Militärlasten Bedacht nehmen muß*. Die 
Bewilligung aber ersdiien ihr richtig .aus sachlichen Gründen und um 
tii< ht den Konflikt heraufzubeschwören in einem Augenblick, welcher 
der (lenkltar ungünstigste ist': es sei nun aber auch ,an der Zi'it, den 
Resehwer(l»-n der Katholiken in weitiu rzigcrcr Weise Rechnung zu tragen, 
als das nanienthdi in der preußischen Kultuö Verwaltung noch immer 
der Fall ist*. 

Nachdem im November 1890 die preußischwi Bischöfe auf einer 
Zusammenkunft in Köhl einen Volksschulgesetzentwurf verlangt liatlen 
und von Windthorst auch die \\'iedcrherstellung der Katholiijclien Al>- 
uilung im Kultusministerium beantragt worden war, bnvcht-e die 
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preußische Rt'gicnmg Ende 189(), ,tim die katholischen Mithürgcr zu- 
friedenzustellen', einen an den Mühh rsclicii Entwurf von 1869 (S. 347l 
anknüpfondcn Sclmluf.sf^l/eutwurf ein, der indeRHen, von Konservativen 
und liberalen ubtrarbeitttt, dem Zentrum lucht zusagt^e. Ein neut^r. 
vom Kultusminister Frhr. von Zedlitz am 14. Januar 1892 vorgelegter 
Entwurf sah aber auf dem Sofaulgebiet einen Zustand vor, «der für die 
katholische Kirehe erträglich war*. Der ganze Unterricht in der Volks- 
schule sollt« koufession<'ll gestaltet, und auch die Dissidentenkind' i 
sollten z^\angs\vei8e den\ konfessionellen Religionsunterricht zugeführt, 
die Simultanschule sollt«* vtTboU'n, die Lehrerseminare und Schul- 
vorätäude soUteu durchweg konfessionell gestaltet und die geistliche 
Schulaiifsioht weitgehend verstl^kt werden. Erfreut schrieb die Köl- 
nische Volkszeitung: ,Wir haben jetzt wieder ein Icaiserliches Regimont*. 
ut'd als b<»sondern Vorzug des Entwurfes rühmte sie t s, daß ,die Zujip- 
hörigkcit der vSchülcr zu einer Konfession der Schule die Ff}iciit über- 
weist, ilire religiös-kirchliche Betätigung fortan in positiver Wt-ise zu 
fördern'. Der rheinische nationalliberale Abgeordnete von Eyneru abet 
beEeichnete den Entwurf als Kriegaerkl&rung gegen jeden» auch den 
gemäßigten Liboralimnus. Ein Sturm der Entrüstung ging durch die 
rheinische und die gesamte liberale Presse; die Kölnische Zeitung spielt«' 
dabei eine führende Roll«^. T'niver.sit;it«'i) und Stadtverwaltungen 
protestierten gegen diese K<Hlifikation der konfessionellen Zerklüftung. 
Als dami der Kaiser, der einen so starken Widerspruch nicht erwartet 
hatte» am 28. Märs 18(^2 den Entwurf zurückzog, schrieb die enttäuschte 
Volkszeituntr. die Regierung' ,ducke sich vor dem Willen der Nalional- 
überalen, die das kaudinische Joch vor dem Reichskanzler aufrichten'. 
Die Zentrumspartei al)er ver\veig(«rte nach dem Scheitern dieser Hoff- 
nung in Preußen am 17. Juh 1893 im Reich die neue ^Li Ii tär vorläge, 
die für den Ablauf des Septennats von 1887 ein«* Truppen Vermehrung 
von 70000 Mann verlangte und dafür die zweijährige Dienstzeit, die 
alt<? rheinischt^ Forderung, vcism hs weise zug^^tand. Die Verständigling 
zwischen Frankreich und Ruliland war 1891 eingeleitet worden; e(< 
sprachen also jetzt noch viel stärkere Umstän<le für die Vorlage als 1890, 
und auch der Papst empfalii der Partei jetzt wie J887 das Eingehen 
auf die Wünsche der Regierung. Mit großer Mehrheit lehnt© indessen 
die Zentromspartei — die rheinischen Abgeordneten unter dem Beifall 
ihrer Presse, die die innerpolitische Lage als »mit einem Male verscliobeii' 
bezeiclmete. einmütig' die Vorlage ab. Xur dadurch, daß diesmal 
die polni-sehen Abg< ordnetep zu den kon.strvativen und nationalliberalen 
traten, kam eine kleine Majorität für das neue Quinquennat zustande. 
Die rheinisohra Zentnunswfthlef billigten die Haltung ihrer Abgeord- 
neten; in Essen und Mörs verlor die Partei allerdings fär kurze Zdt 
ihre Mandate. Wie stark und lange beim Kaiser die Enttauscliung über 
diesen Vorrjnnt? naelnvirkte, zeigte noch am 7. Februar 1895 seine brief- 
liche Äußerung i^egenüber Kaiser Nikolaus 11., die SoziaUsten und 
Ultramon tauen im Reichstag seien »soweit ich sehen kaiui, bald reif, 
samt und sonders gehenkt zu vetftden'. 
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Auf allen Gelneten war seit 1890 das persönliche Regiment des 

Kaisers, sein unnihiger Tatendrang hervorgetreten. Eine Ansprache 
des grollenden AltreichskiuizltTs im Juli 1892 in Jena erklärte es für 
,ein gefährliches Experiment, heutzutage mittwi in Europa absolu- 
tistisäim Velleit&ten sumstareben, mögen sie priesterlich unterstütst 
sein oder nicht. Ich möchte wünschen, daß das Parlament, dessen 
Gewicht in dt^r VtTgaiigenheit vielleicht zu sehr heruntergedrückt war, 
nicht auf demselben Niveau bleibt. Wir müssen eine Kräftigung der 
politischen Überzeugung in der öffenthchen Meinung und im Parlament 
eistreben, und im ^irlaaunt mu0 die Meinung des Volkes einheitliolier 
Bom Ausdruck kommen als bisher. Wt müssen ein starkes Parlament 
als Brennpunkt des nationalen Einheitsgefühls haben.' ^Tänner wie 
G. Freytag, H. von Sybel. F. Gregorovius und H. von Treitschk(> gaben 
offen zu erkennen, wie bedenklich ihnen manches an der Entwicklung 
dieser Jahre erschien, und auch sonst beschäftigte sich die Kritik 
vielfach mit dem .neuen Kurs*. Der Kiiiser selbst wandte sich 1802 in 
der Öffentlichkeit dagegen, daß an seinar Regierung so \iel herumge- 
mäkelt werde. Aber die öffentlich<^ Meinung, der der äußere Friede als 
gesichert und divs Keieh festgegründet erschien, begeisterte sich trotz 
solcher Bedenken au der alles erfüllenden Idee der deutschen Wirtschafte- 
lgröße. Das Zeitalter des Imperialismus war angebrochen, wo dss Ver- 
langen der großen MKchte, sieh aussubveiten, ihre wirtschaftlichen 
Kräftti und ihre politische Machtsphäre auszudehnen, seinem Höhe- 
punkt entgegenging. Auch Deutschland wollte nun seine Interessen 
außerhalb Europas geltend machen, und als letztes der großen euro- 
päibchen Völker wurde durch das Verlangen, seiner schnell aiiwachsen- 
den Bevölkerung den Unterhalt und lohnende Beschäftigung in der 
Heimat su sichern, auch das deutsche Volk auf den Ozean hinausge- 
drängt. Die Kolonialpolitik lebte seit 1896 kräff ij: auf. Trn Jajiuar 1896 
aber, b<»im 25jährigon Jubiläum der Reichsgründung, proklamierte 
Wilhelm II. laut die ,WeltpoÜtik' des Deutschon Reichs. Deutschland 
wdlte in den Krds der weltumspannenden Expansionspolitik der 
Alteren Großmächte antreten und den kontinentalen Rahmen ver- 
lassen, um iu'* Kraft über die Grenzen Europas hinaus in die Welt 
zu tragen. Deutschland sei, so erklärte der Kaiser, ein .Weltreich' 
geworden, und er warb bei den VertreU^rn des deutschen Volkes mit 
einem der sentenziösen Sclilagworto, die er mit Vorhebe prägte, um Mit- 
arbeit an .dem großern Deutschen Reich' über See. 

Nirgendwo klang das Hohehed der wirtschaftlichen Arbeit lauter 
als am Rhein. Noch stärker als bisher konzentrierU^ sich hier die Energie 
und Schaffenskraft auf die wirtschaftlichen und t^-chnischen Gebiete. 
Die rheinische Industrie wurde zu einem stolzen Symbol deutscher 
Arbeit, die Rheinprovinz zur bevölkertsten und steuerkr&ftigsten 
Ptovinz der preußischen Mbnardiie. Ihre Bevölkerung wuchs von 
1816 — 1910 von 2 Milhonen auf 7 IfiDionen an. Der wirt'^ohaftlirhe Vor- 
sprnng Englands und arKlerer Länder wurde in den folgenden Jahren so 
sehr eingeholt, daß Deutschland auf dem Kontinent eine £ugland eben- 
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bürtige Wirtachaftemacht darstellte und iu der Welt von ihm als mn 
Hauptrivale empfunden wurde. ÜberaU axd dem Weltmarkt erwies 

sich die deutsche Arbeit der fremden als ebenbürtitt oder überlesen 
So eng aber Weltwirl^schaff und Weltpoütik zusammengehören und 
so augeiisciiemhch da*i immer stärkere Vordrincrm dor wirtschaftlichen 
Geeiohtepunkte sich m der Politik geltend maclite. «(, blieb die pnütische 
Leitung doch in denselben H&aden wie bisher. Am Rhein rückten so 
wen.g wie im übrigen Deutschland führende BCaimer auf den Gebieten 
von Handel und Industrie in verantwortliche Stel]( u d. s Staatslebeos 
ein. bo gewaltig der materielle Fortsrhritt der Rheinlande war. so 
Whwach bheb^ der aktive politische Einfluß seiner m irlsehaftlichen 
FuJirep Auch jetet kam es nicht zu einer persönücheu Uurchdrmgung 
von ^A.rtschaft und Politik, zu einer PoütideniDg des schaffenden 
Rurgertums. w,e sie in Englaad u,ul Frankreich l&wst v<dko«m war. 

fXf.?T"'' /"'I""^'''"'*"'^'^" W eohsehnrkung zwischen geiTtig-wirt- 
«^thcher und poiitischer Entfaltung hatte zwar einst den Inhalt dor 
Hoffnungen des rheinischen Liberahamu« gebildet, die Leit un^der Pnl.tik 
war aber nach 1848 m der Hand der Krone und de. Adel« verblieben. 

-ab sich da^ Buigertum mit einer Arbeitsteilung zufrieden, die ihm die 
lu.lle po itischer Pnss.vität zuteilte, so untevM es auch die Krone in 
einer Zeit, wo die mduslruHen Interessen ein so bedrut^^nde^ Übergewicht 
f^^y agWOTSchen erlaugtc-n, d;u. Bürgertum auf ähnlich(. Weise zu 
^^o ^Z^TI^T^^ '^^^-^--rk zu erziehea. 

^enßil) T ^ '^^^'^"«dert unter anderen VerhJUtnissen mit dem 
L eatn ' h l^^^tte. WiUielm IL beschränkte- sich aof 

VeA«hr rr°"^,'T'' I'^f^^^^^tionen durch einzelne Vertreter TOn 
b^^ ß^li? Irf^^^^^^ Industrie, und da^ von wirtsel.aftlichem Kraft- 
dII7m.^r n""^ ««hrffende Bürgertum war zufrieden, im Kaiser 
\vfr ^.^fr ' ^'^''''.f''^ Z«tverlangens nach Ausdehnung der deutschen 
anerkenn . r'"7f - " t ^'^^"Päi^^hen Grenzen in cUe Welt hinaus 
^ Ctleh ^ '^^'"^'^ ^«»te man einholen, 

^ä^^t i'T' ''1 ^-"^'^ ^^-^'^ose.^ Zersplitterung 

cWv^'v H '^''^ ^^^8o.h.n des industriellen Kapitalismus 

d r \Ve It d 7^ ^ A"^^^«^" Deutschen R<.che. 

un« kl ni maßgebend, aber die politische Leitung und 1[>ütA' 
^Sjtll^u' '"n ^v'^ f^"j"''«^" die di«e Aufgaben 

HlnTdlr ^^^^^ r^"''^^" I)urchfiü.rung blieb vielmehr in der 

svha?t st^i d!^ R^P^'f ^'"^"iT"^^^''^'^'" '^^^'^^»»t, von deren Vorherr- 
nia isei rDie^t^^f^'''r."'"^' emanzipieren wußte. Der diplo- 
cbe duth den ' u T ^"^^ vollends'^Bomäne des Adel«, dem 
-^-^n Sr^L^ Wettbewerb der Großmächte ^ 
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qur in onipfunden. In zahlreicluMi scharfen Artikebi der englischen Presse 
wurde seit 1895 Doutechland als der lästigste wirtschaftliche Konkurrent 
angegriffen, und der ministerielle .SUndard' warnte im August 1895 
Deutsofalaad vor dem Kokettieren mit Bußland und Frankreicli: 
BVankrdch weide ihm docli niemals SWan, Rußland nie den Berliner 
Kongreß verzeihen. Wilhebn II. aber setzte auf seine Freundeohaft 
mit dem Zar Nikolaus IL große Hoffmmgen. Da dieser die russisclicn 
Interessen in üstasien gegenüber Japan in den Vordergrand seiner 
Politik rückte, so trat auf der Balkanhalbinsel eine Entspannung ein, 
und Wilhebn IT. suchte im Gefolge Rußlands Vorteile für den deutschen 
H,uul( 1 in Ostasien zu sichern« wobei ihm zugleich eine Vereinigung 
der c iiristliclien Völker Europas zum Schutze ihrer ,beibgst«n Güter' 
gegen ,die gelbe Gefahr' als Ziel vorschwebte. Im November 1897 faßte 
Deutschland in Kiautschou Fuß. Das Krügertelegramm vom 3. Januar 
1896 hatte inswisohen die Spannung in Eiland so verschärft, daß der 
Ruf .Germaniam esse delendam' dort laut wurde. Als dann der Buna- 
krieg heraufzog, erklärte sich der Kaiser 1898 auf seiner Reise nach 
Jerusalem, die die Erschließung der Handelsstraßen und Märkte von 
Vorderasien für den deutschen Handel zum Ziele iiatte, offen als Schutz- 
herm. aller M ohamm e d a ne r, was in England, unter dessen Hoheit viele 
Mohammedaner leben und dessen Ziel jetzt die Ang^ederung von Meso- 
potamicn und Arabien an das eigene Weltreich war, um so mehr anstieß» 
als im folgenden Jahre die Deutsche Bank von dor Türkisdien Regierung 
die Konzession zum Ausbau der Bagdadbahn erliielt. Gleichzeitig 
richtete Wilhelm II. sein Streben auf die Schaffung einer starken 
Kriegsmarine, die sum Schutse des anwachsenden übemeeischen Handels 
und der deutschen Koilonieen «Dsreiofate; schon seit 1896 hatte er der 
deutschon Seegoltung eine unermüdliche persönL'che Propaganda ge- 
widmet. Die beiden Fiottengesetze vom 10. April 1898 und 14. Juni 1900 
dienten diesem Ziele. England, um die Jahrhundertwende ganz durch 
den Burenkrieg (1898 — 1902) in Anspruch gekommen, wünschte in 
dieser Lsge eine Verstfindigung mit Deutsohliuid, das unter den Wett> 
bewerbern auf demWeltmarkt am sturmischsten vorging, und Wilhelm II. 
lenkte in der Tat wieder etwas zu ihxn zurück. England gedachte 
damals auf dem Gebiete der WeltpoÜtik überhaupt zu einem neuen, 
aus den Bedürfnissen seiner wirtschaftlichen Interessensphäre hervor- 
gehenden System nbersugehen, wonach die außereuropäischen Fragen 
von Seiten der beteih'gten Großmächte durch Abmachungen auf weite 
Sicht geordnet und die Ansprüche der einzelnen gegeneinander abge- 
grenzt werden .sollten. Seinen in den Jahren 1898 — 1901 wiederholt 
insgeheim geäußerten Wünschen nach einem solchen Arrangement mit 
Deutaohland versagte sich indessen Willielm II., und z\\a.r ohne daß 
das dotttsche Volk und s^e politische Vertretung erfuhr, daß ein Bünd- 
nisangebot und eine grundsätzHche 1'nige.staltung .der internationalen 
Beziehungen dieser Art überhaupt in Frage stand. Audi in dieser 
Lebens- und Sclücksalsfrago des deutschen Volkes iialiiu der Kaiser 
den Standpunkt ein, daß .jeder Herrscher der alleimge Lenker der 
OeiAlabte dei Bhebüaodee. I. M 
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LiUin'Kscn seines Laiul's ist mul seiiio ]*t)Utik ilenigemäß gestalu-f* 
Er wollte lücht den Weg oinsclilagou, dou Frankreich ging, aU es nach 
seiner Demütigung in Fuchoda (1808) die vorhandene Übennacht 
Eiiglaiids über See anerkannte und sich mit ihr verständigte, un\ Vor- 
teile daraus zu ziolien. Eine solrlie Verstäiuligiing hätte, da Englands 
Bestreben, die gi-ußm Woltfragcn vom augelsäelisiselien lnterc8Seu- 
8taudpuukt<j aus zu lösen und die deutsclie Konkurronz zu neutrali- 
sieren, offensichtlich war, Deutschland ohne Zweifel Opfw an Selb- 
ständigkeit auferlegt. Die Besorgnis der deutsdien Regierung, als 
.Landsknecht' «der .Vorspann* für England gege n Rußland eintreten zu 
mü.ssen. w ar indessen, wie die Aimähening Englands au Rußland zeigte, 
die sich 1907 aus dem An.sclduß Frankreichs an England entwickelte, 
ubertrieben. Der Rwchskanzler von Bülow erklärte 1901, er sei ,eiii 
Freund bester Beuefaongen zu Eng^d, aber nur im Riemen unserer 
vollen Selbständigkeit'. Diese Selb.stäudigkeit gedacht<^ Wilh.lni II. 
dn n li eine Politik der freien Hand zu wahren. Ebenso wie den engljsehcii 
W ünschen versagte er sicli aucli Rußland, als ilim dieses in den Jahren 
1900 luid 19Ul, w ährend des Burenkrieges, geheime Vorschläge zu euur 
nähern Verbindung machte, die zu einer Demütigung Englands führen 
sollten. W't nti er aucii seine wirtschaftlichen Orientpläne besser dun^ 
Freundseimft niit der Türkei und durch seiiu- Beziehungen zu Nikolaus II 
fördern zu köiuien glaubte, als an der Seite Englands mit seinen auf 
die Erwerbung türkischer Provinzen gerichtete n Absichten, so wollte 
er sich doch nach kdner Seite binden, viehuehr seuK-m Volk und der 
Welt eine friedliche Weiterentwicklung dadurch sichern, daß' das 
waffenstarke und auf sein Defcnsivbiuidius mit Österreich und Italien 
gestützte Deut.sche Reich seinen Weg oluu« förmhchen Anschluß 
au eiuü der beiden rivalisierenden VVeltgroßmächte unabhängig fort- 
zusetzen bemüht blieb. 

Diese Politik wurde indessen von England, wo am 21. Januar 1901 
Eduard VII, den Tlir ii bestieg, als Gefahr empfunden^ Seit Jahr- 
huruh'rten erscheint jede kontinentale Macht, die so stark wird, daß sie 
ihre Tätigkeit ülx rsccischen Aufgaben in großem Maßstabe \ndmen 
kaim, dem seebeiu rrsdienden luselreieli als Störenfried. Eine tief- 
gehende Entfremdung zwischen England und DeutachUnd war vom 
H( rlist 1901 an Tatsa<«he. Im Hmbliok auf die gefährdete Lage Deutsche 
lands zwischen Frankreich und RiißLuu] schuf die .Einkreisungspolitik' 
König Eduards VII. vc.in Jahre 1902 ab eine Konstellation der euro- 
päischen .Mächte, die als sciiwerer Druck auf der ^Veit(^rentwicklllng der 
deutechen Politik lastete. Daß die Rhetorik Willielms II. nicht müde 
wurde, in I i, ht zu mißdeutenden Kundgebungen die Stärke der deut- 
schen Wehrkraft vor aUer Welt zu rühmen, daß Deutschland den Ab- 
rustungsgedanken und Schiedsgerichtsplänen, die im Haag zunäclist 
im Jahre 1897 erörtert wurden, nicht beistimmte, und daß der Kaiser 
OiegeHeimen Anerbietungen sowohl Englands als Rußlands den Mächteo, 
«egn die sie gerichtet waren, offenbart^^ schuf eine iutcrnaöq«!*». 
Atmoepliare, dje für das Deutsche Reich höchst ungünstig in«}# 
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machte es seinen Gegnern leicht, Dentoehland ab einem grenasenlosen 
Imperialismus ergeben darzusteUm und seinen wiederholten Friedens- 

Versicherungen jeden Clauben zu versagen. 

Diese ungünstige Wendung in der auswärtigen Lage d< s Reiches 
wurde vom deutschen Volke, das der äußern Politik nocii immer keine 
dauernde Aufmerksamkeit widmete, nur unklar empfunden. Man 
fühlte sich durehwcg. und so auch die Bevölkerung des Rheinlandes, 
durcli die miht arische Stärke des Reiches nach außen völUgsielier und war 
damit einverstanden, daß die Parteien sich auch weiterlun auf di«; Fragen 
der iunern PoUtik besclminkten. Schon 1897 hatten zwar Vertreter 
des franzärisdien JEtevancheg^tes offen die Errichtung eines rheinisdteii 
Pufferstaates propagiert »als Hecke gegen den preußischen Wind, der 
für französische Pflanzen so gefährUch ist*, und seit 1900 fühlte sich 
diese Richtung durch die Entente' mit England so gekräftigt, (hiß sie 
im Schulunterricht die französische Auffa«sung von den .natürÜchen 
Grenzen' auszubreiten und die elsaß- lothringische Frage zuzuspitzen 
begann. Der rheinischen Bevölkerung kam indessen die Gefährlichkeit 
dieser Vorgänge nicht zum Bewußtsein. 

Au der konservativ-klerikalen ( IruntlrichtniiL' der innerti Regie- 
rungspolitik hatte auch der Verlauf der Verliandlungen übttr die Armee- 
voria^ im Jahre 1893 (8. 382) nichts geändert. Seit 1806 rückte die 
' Zentrumspartei wieder eng an die Seite der Regierung. Im Februar 1896 
kam unter ihrer ^Titwirkung diis Bürgerliche Cesetzbueh des Reichs zu- 
stande, das die Partei früher schroff ahge-lehnt hatte (S. H49), da>! alier nun 
unt«r ihrer Mitwirkung eine \\i(;htige neu«^ Klammer der nationalen 
lOinheit schuf. Die rheinische Zentruiaspresse rühmte es jetzt als ,die 
größte vaterlandische Aufga))«, die seit der Reichsgrändung zu lösen 
war'. In den Jaliren 1897 — 1902 trat sie ebenso (um lidriicklieh für den 
kaiserlichen FlnttengTÜiidnngsplim iji <lie Sehranken, oline die budget- 
rechtlichi-n Bedenken zu erheben, die sie frülier gegen die Armecvor- 
lagon regcbnäßig ins Feld geführt hatte. Die Flotte war der beste Schutz 
der deutschen Kokmiem und der in ihnen wirkenden katibolischen 
, Missionen. Im Marz 1899 aber stimmte die Partei unter dem Beifall der 
rhdnischen Presse auch dem neuen Quinquemiat für die Landarmee 
zu. Zwar wollt<( sie, \\ ie dir Kölnische Volkszeitung erklärte, auch 
jetzt »keinen Militärabsolunsinus' und hielt einen .bedingtt^n' Abstrich 
von 7000 Manu an der von der Regierung geforderten Erhöhimg der 
Pitsenzstärke Hat unerläßlich, aber die Bewilligung erfolgte am 16. März 
1^9 durch eine aus Konservativen, NationaUiberalen und dem ge> 
schlossenen Zentrum ziisammengesetzte Mehrheit. 

Von der Regierung empfingen andererseits um diese Zeit die Katlio- 
liken wichtige Zugeständnisse und sonstige Beweise des Entgegen- 
kommens. Die preußische Regierung machte der Zentrumspartei auf 
dem Verwaltungsw^ eine erhebliche Konzession in d. i Srhulfrage, 
indem sie 1898 die Befugnisse der Städte in Sachen des \' olkssclnil- 
wesens unter der Bedingung erweiterte« daß Geisthohe beider Kon- 
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fosaionen als geborene Mitglieder in die Schuldeputationen aufgenomiueii 
wurden. Gelegentlich seiner Reise nach Jerusalem übernahm ferner 
Kaiser Wilhelm II. nicht nur das Protektorat über rlio deutschon Katiio- 
liken im Orient, sondern er machte aucli dem Köbier .Verein vom Hei- 
ligen Lande' die sog. ,Dorniitio Mariae' in Jerusalem zum GMchenk. 
Die Reform des 6eni«iiidewahlrecht6 in Preußen aber, die die Regierung 
im März 1899 in dea HBttelpunkt der innern Politik rfickte, stellte 
durch die im Rf'giorungsont\vurf vorgesehene Ermäßigung dt s \A'ahJ- 
zenf?us, eine vom Zoiitr\nu seit Jahrzelmt^en verlan^rte Maßnahme, 
den Ubergang der Mehrheit in der zweiten Wählerin la><8e der großen 
rheinischen Städte — und damit der Melirlieit überhaupt — von der 
nationaUibenüea auf die Zentnimaseite in Aussicht. Die Spannosg 
unter diesen beiden Parteien hatte am Rhein in den let/.ten Jaliren 
etwas nachgelassen (S. 380). war allerdings durch den Zecllitzschni 
SchnlgcsetzeMtwurf zeitweise wieder verschärft worden. Jetzt hatt< 
an\ 8. Mai 1898 die Parteileitung fler rlieinischen Nationallil>eraleii 
erklärt: ,Zwci große nationale Werke, das Bürgerhche Gesetzbuch und 
die Flottenvorlage, sind durch das Zusammengehen der National- 
liberalen Partei mit dem Zentrum zustande gebracht worden; dai^ 
Zentrum hat sich in Deutschland in gewisser Beziehung raUiiert'. T)iV 
neuen Fortschritte der Zcntnimspartei auf dem Schulgebiete aber und 
die Beobachtung, wie stark der orthodo.x-kirchlicho Einfluß auf du 
innerpreußiache Politik anwuchs, stimmte die in der Hand von 0. Jüger 
ruhende Parteileitung wieder kritisch; sie erklarte am 18. Juni 
sie fohle sich ,in absolutem Gegensatze zu der Richtung, die die IVeiheit 
des Geistes und der Wissenschaft verneint*, Volli nds die Änderung 
(U s Gcniciudewahlrechts wurde von den rheinische!! Liberalen als eine 
schwere Beeinträchtigung empfunden. In der ersttui und zw eiten Wähler- 
klaßse überwogen in den großen Stükiten die Protcstanteu und Liberalen, 
weil sie steuerkriftiger waren als die Katholiken. Mit staikstem Nach- 
druck setate sieh die Kölnische Zeitung gegen .die Aualieferung rheini- 
scher Städte an den Ultramontanismus* ein, und sie meinte sogar, 
in dieser Frage ,steht der Kaiser auf unserer Seite*. Aber dieser rhei- 
nische Sondcr\\iu\8ch mußte sich dem (^emeindewahlgesetz vom 
30. Juni 1900 fügen. Auf seiner Grundlage eroberte die Zentruraspart« 
in den nächsten Jahren die Rathäuser der großen Städte mitkatholkcher 
BevÖlkerungsmehrheit, darunter die rheinische Metropole Köln im 
Jalire 1908. Diese Stiulte befanden sich seit Jahrzehnton in hoher 
B\nU\ und diese Blüte nalim von Jahr zu Jahr in dem Maße zu. wip sich 
der materielle, aus der politischen und wirtschaftliehen Zusammen- 
fassung der Kräfte der Nation fließende Segen über die Länder am Rhein 
ergoß und den Städten die Mittel isii einer Kommunalpolitik großen 
Stils darbot. Auf materiellem imd geistigem Gebiet dehnte sich der 
Selbstverwaltungsbcreich dieses Kranzes von großen bürgerlichen Ge- 
meinwesen miauf)ialtsam aus, und rnanche von ilmon erlangten eine 
geradezu vorbildüciie kommimalpolitische Bedeutung. Das alle Deut* 
ächen besedende Gefühl des Stohses darüber, daß sie endlich einem 
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. «chtunggebietonden Großstaate unter den Mäcliten des Erdballs au- 
gehörten, wurde hier ergänzt durch das lebendige Bewußtsein, wienel 
man der glückfichen Entwicklung seit 1816, der Zug^öri^eit m 
Preußen imd zum Rvk-h. n. i dankte. Indem die Verwaltung dieser 
blühenden Städte in dit. Hand der Zentrumspartei überging, gewann 
diese einen neuen Boden zu einrduck« voller Mitarbeit am öffentlichen 
Leben. Der Charakter des Rheinlandes als eines überwiegend katho- 
lischen Gebietes prägte sich noch schärfer als bisher aus, seit die Zen- 
tnimspartei die rheinischen Großstä<lte behenrsohte, ihren Anhängern 
den Zutritt zu den leitenden städtisclien Ämtern erschloß und sicherte, 
zugleich aber, da der F'rm ijiziallaudtag zum Teil von den Stadt- 
verordnetenTersamialungen gewählt wurde, auch verstärkten Einfluß 
auf die Selbstverwaltung der Ptovinz, erhielt. 

Die Annäherung der Zentrnnlspar^tei und insbesondere ihres rhei- 
nischen Flügels an die Ilegierung war aber vor allem in der Sozial 
und Wirtschaftspolitik begründet. Die rheinischen Nationalliberalen 
sprachen sich zwar auch für »stetige Besserung und Hebung der ärmeren 
VoDcsklassen aus*, sie emp&hlen aber in der SozialpoUtik »langsamen, 
alle Verhältnisse berücksichtigenden Fortschritt' und warnten vor 
.ttbertreibungen in der Arbeiterechutzcrtx f zgebung*. Die am Ende 
des JahrJumdertH von Fr. Naumann ins Leben gerufene nationalsoziale 
Bewegiuig fand im rheinischen Liberahsmu.s keinen breiton Boden. 
Wohl führte sie zu einer nationalhberalen Jugendbewegung. Wie die 
Zentrumspartei einer 1895 von Essen ausgehenden Anregung gemäfi die 
katholische Jugend in den zahlreichen Ortsgruppen des .Windthorst- 
bundes' sammelte, um sich den Nachwuchs zu sichern, so beschloß 
die rheirüsche Nationalhberale Partei am 9, März 1899 die Gründung 
von .Vereinen der nationalhberalen Jugend', die sich von Köhl aus 
schnell verbreiteten; am 21. Oktober 1900 folgte die Gründung eines 
.Reichs Verbandes der nationalliberalen Jugend*. Die weitgehende Selb- 
ständigkeit, welche die mehr auf die intellektuellen als auf die wirtschaft- 
lichen Elemente der Partei gestützten Jugendgruppen beanspruchten, 
ujid die eigenen Wege, die sie insbesondere auf sozialpolitischem Gebiete 
nicht selten zu gehen verlangten, veruraachten der Partei mancherlei 
Schwierigkeiten. Die Zentrumspartei erkannte dagegen jetzt die soEtale 
Frage als das fundamentale Plroblem der innem Politik schlechthin 
an. Die schnelle Bevölkerungszunahme, die in Deutschland jährlich 
fast eine Milhon Köpfe, vorwiegend aus den besitzlosen Schichten, 
betrug, bewirkte, daß um die Jalirhundertwende die 1895 ins Stocken 
geratene Sozialpolitik des Reichs unter dem Staatssekretär Graf Posa- 
dowsky einen neuen Aufschwung nahm. Die Zentrumspartei beteiligte 
seit 1897 auch die Frauenwelt, für deren Rlitarbeit auf politischem 
Gebiete die Sozialdemokratie seit jeher eingetreten war, an der sozialen 
Arbeit. In den durchweg unter priesterhcher Oberleitung stehenden 
katholiBchen Frauenvereinen, die sich 1904 zu einem ,Kathoh8chen 
Frauenbund^ mit dem Sitve Köln zusammenschlössen, behaupteten die 
sosial-kaiitativen Bestrebungen den Vorrang. Die am 29. September 
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1902 in Köln ti^ende GeneralverBammlutig der 1901 gcgründeteD 
.Geeellschalt für soziale Reform' forderte neue EiiiBchräTikimgpn für 
die Fabrikarbeit der Frauen und Jugendlichen, und die rheinische 
Zeutnimsy);irf('i arbeit-etc bei dem weitem Aasbau dor < ;('Sf>t7L'f])une 
zugunst«Mi des V'i<irt<"u Standes währtMul der folgenden Jaiire eifrig mit. 

Auf diesem Wege wurde aber die katholische Bevölkerung deg 
RheinlandeB nicht nur mitten in die wirtechaftliohen Probleme d« 
modernen Industrialismus, sondern auch in die durch ihn akut ge* 
wordentui Streitfragen der individuellen und sozialen Et)iik liiiir itigeführt. 
Dit> kathohsclK' Kirch«', die im Anschbifi an die Moral der Evangelien 
zwar st<>ts die ( Icriiigschätzung der irdifichen Güter im Hinblick auf da> 
JenseiUj lehrte, sieli aber trotz ihre8 Ziusverbot^s doch auf Koiupn»- 
miaee eines hoeiigespannten ethischen Idealismus nüt dem wirklidieo 
Leben angewiesen sah, hatte in der Ära des Frohkapitalismiis, beim 
Ausgatige des Mittelalters, mit der sicli ausbreitenden Geld- UJ\d Kredit- 
Wirtschaft eine Verständigung gcfuiuicn. indem sie die kaufrnäiiuisclien 
Unt^-rnehnvcr verpflicht^'t^-, von ilucni (n^winu der Kirche f^dhst (\dtx 
den Armen abzugeben, und mancherlei Ausnahmen vom Ziusvcrbot 
zuließ. Der Protestantismus, insbesondere der im Bheinland vor- 
la-iegende und von den Niederlanden her gestützte Kalvinismus, hatte 
dann die w irtscliaftUche Energie sogar zu stärken vorstanden, indem W 
das Ziiisncliiin u gestattete und seine Anhänger lehrte, gerade in dem, 
nneriuüdhCher Arbeit verdaTd<tcn, gesehäfthchen Gedeihen den 
Segen Gottes zu erblicken. Der KatlioUzisnuxs der Gegenreformation 
hatte dagegen die asketisch gerichteten Züge der christlichen Moral 
wieder betont, und in dem wirtschaftlichen Wettbewerb hatten, seit 
die alt<' Rührigkeit und Betriebsamkeit der rheini.schen Bevölkrrtiag 
nach der Beseitigung der KleinstaJiterci wieder auflebte (S. 260), die l'r*)- 
tcstant^'n einen erhebhchen V<>rj;{)riing gewonnen. Vor 1880 war der 
gläubig kathohsühe Volksteil an dem Kapitahsmus, der sich iiu 
19. Ja&hundertaus dem System der freien Kcmkurrenx entwidcelte, uiul 
demgemäß an den großen Einkommen und Vermögen sehr schwach 
bftteihgt. Die ältere, auf den Bischof v. Kidteler zurückgehende Rich- 
tung iier katholischen Wirt.«chafts- tni<l So/ialetlük lehnte den Kapita- 
lismus und die Hcrabilrückung des Arlx jtcrs zur bloßen Ware aus wirt' 
schaftUchen und sittÜelieu Gründen geradezu ab. Die Gewalt der wirt* 
sohaftlichen Interessen riß aber im Rheinlande, wo das Sohwergewielit 
alles Strebens sich auf der Seite der materiellen Güter geltend machte 
die Katholiken mitsidi fort; eine jüngere (»eneration erkannte zugleich, 
dali die Ühcrnpannung des etliiseheu Idealismus auf einer VerkeiuiUiig 
der A\ahreu wirt-scliaftlichen und sozialökoiitiinischen Zusaninienhäuf^ 
berulite, und daß auch die materielle Hebung des Vierten Standes nur 
durch den Fortschritt der Produktion möglich, für diesen aber der 
Kapitalisnuis unentbehrlich war. Die Kölnische Volkszeitung verlangt« 
daher nach 1890, daß die überzeugungstreuen Kathohken sich ,am ludu- 
8triali>'nius mid Kapitalismus in größtmöghcheni Maßstabe bct<Mlig«>* 
sollten. Auf diese Weise köiuie die ,Hückständigkeit' dos katholischen 
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Volksteils auf matt iit lU iii Obiet bcs^t itigt und zugleich die politische 
Kraft der Zeatrumspartei gestärkt werden. 

In einer Zeit, wo das Überwiegen der wirtschaftlichen Interessen 

im öffentlichen Leben dahin drängte, die politischen Parteien zu reinen 
Vertretungen der miteinander riiigt rult-n luat^^riellen Bestrclnintren zu 
gestalten, wirkte die Zentrunispartci iiu allgemeinen dieser JStiöinung 
entgegen. Sie umfaßte Vertreter der versciiieden-sten Jicrufe und ver- 
einigte me nur in dem gemeiosameii Glaubensbekenntnis und dem ge- 
meinsamen Eintreten für die kathoUsohen Interessen. In ihrem Schöße 
begannen sieh aber jetzt innere Gegensätze doch auch Kä ltend zu machen. 
Im PJieinland und. bei der in manchen Fragen führendt a Si. Ilung der 
rheinischen (_irui)jK' iiuierhalb der Zentruntspartei, vom Rlieinlaud aus 
balmte sich im wirtf<chaftlichen Bereich eine Aiuiälierung der katlio- 
lischen Bevölkerung an den vom Erwerbsprinzip and vom ökonomischen 
Rationalismus beiierrschten Geist der ( Jegcnuart zu derselben Zeit an, 
wo die , Rückst än(hgkeit' der Kathohken auf dem geistigen Felde eine 
ständige Klage der Katholikenversaminlungen (seit i89ö) wurde und 
zu Gegensätzen und besonderen Malinahiueu auf diesem Gebiete führte. 
In Deutschland liatte die letzte Bewegung ihren Mittelpimkt in dem 
Würzburger Theologen H. Schell. Er wollte den Katholinsmas gerade- 
zu als .Prinzip des Fört8chritt<'s' betrachtet wiss^ und erweckte im 
deutschen Katlif>lizismus eine Richtung, die zwar auf dem Roden der . 
Kirche verharren, aber docli dem .selbständigen I)< !Lken und F' fm lien 
einigen Kaum gewähren wollte. Die^je Richtung faiui im KheuUand 
zwar auch einzelne Anh&nger, aber wenig Anklang. Auf der Kölner 
Katholiken Versammlung im August 1903 wurde in alter Weise betont, 
zwischen GlauVien und Wissen, zwischen Offenbarung und natürh'cher 
Rrkenntnis köruie kein Wid» rs|)ruch bostt hen; ,die siegreiche Kraft 
und überragende Stärke des gläubigen Gelehrten' sei ,dor seichten und 
zu^eioh hoohmütigen Vemünftigke^t der Aufklärung' weit überlegen. 
Bm entschiedene Vorgehen der römischen Kurie gegen den Modemismus, 
die H. Schell 1899 zum Widerruf zwang imd seine Lehren lOO-l noch 
einmal vor das Forum ütrer Zensur zog, fand zwar den Beifall der Bisc höfe 
von Köhl und Trier, aber sie hatten in iliren Diözesen keinen Anlaß, 
e^ nachzuahmen. Im Rheinlande beschwerte sicli vielmehr 1903 die 
hbeiale Prosse bitter, daß aus den Schulbüchern der Gjrmnasien alle 
Aoßerungen im Geiste der Aufklärung ausgeschieden wurden; der 
Einfluß der Religioruslehrer auf den gesamten Unterricht werde da- 
gegen planmäßig gestärkt und die Atmosphäre der katliolisrhen höheren 
Schulen soweit als nur mögüch klerikaljsiert. Wcmi dem riieinischeu 
Zentrum von katiioHschen Glaubeiusgenosaen dennoch »politischer 
Modernismus* zum Vorwiuf gemacht wurde, so lag die Veranlassung 
aof dem wirtschaftlichen, nicht auf dem geistigen Gebiet. 

Xur zum Teil war sein Eintreten für den Kapitalismus die Veran- 
las^ung. Seit 1895 drangen im Rheinland zahlreiche Katiiohken m die 
Gebiete der Großindustrie und des Bankwesens ein. Auf den Katho- 
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likeiivorsanmiluiigcu in Krefeld 1808 und in Bonn 1900 wurde über 
die sittliohe Wertibestimmmig des KapitalismuB lebhaft verhandelt. 
Der geistige Leiter der Kölnischen Volkszoitung, Julius Bachem in 
Köhl, trat im Einvernehmen mit dnu Abgeordneten Hitze und dem 
I-«iter des Katholischen Volksvereiius in .M.Gladbach, A. Pieper, dafür 
ein, daß die Katholiken mit vollen Segeln in das moderne industrieUe 
Leben etnlenkea, zugleich aber versuchen sollten, es mit christlichen 
Ideen zn durchdringen. Ifit der Arusicht, daß der Katholik, der in dem 
Be\nißt8ein, zu einem übernatürliolien Zit'lo geschaffen zu sein, auf 
wirtschaftlichem (ielnctn rucht das Beste ieist(^u wolle und köiuic, .selirieb 
die Kölnische Volkszeitung am 7. August 1901, müsse endlich aufge- 
räumt werden. Der »Goldstrom* dürfe nicht im Dienste Christentums- 
' feindlicher Bi<ditungen zum »Giftstrom* werden. Andere Katholiken 
aber empfanden das fdanmäßige Gewinnstreben des modernen Industria- 
lismus als euien so grundsätzlichen Abfall vom Christentum, daß ihnen 
seine Verchristlichiuig ausgeschlossen erschien. Eine prinzipielle Ent- 
scheiduiLg der Kirchenlcitung, auf Grund deren sich die Katholiken, 
,die den Glauben nicht nur auf den Lippen, sondern aooh festgewunelt 
im Herzen trugen, freudigen Mutes und ohne innere Beklemmung luid 
lastendes Unbehagen detn Streben nach Reichtum hingeben koiuiten , 
erfolgte nicht . Die (^egtifr des Kapitalismus glaubten aber die Kirchen- 
leitung auf ihrer Seite zu haben. Erst 1918 brachte die von Pius X. 1904 
begonnene Kodifikation des kanonisdien Beditee insofern Klarheit, 
als sie (can. 1643) zwar das Zinsverbot bei reinen Darldien aufrecht- 
erliielt, das Zinsnehmen im geschäftlichen Verkehr dagegen gestattt>te. 
Das war also wiederum ein Kompromiß. Erkenne man, so erklärten 
indessen 1902 die Gegner, die von Köln und M.Gladbach vertretene Auf- 
fassung an, 80 hkeSbe nidkta fibrig, als in Abrede zn stellen, daß das 
Christentum überhaupt berufen sei, auf das wirtschaftliche Leben 
Einfluß zu üben; man müsse dieses dann einfadi den KiSften des 
Egoismus und des Erwerbsstrebens überla.ssen. 

Bot schon diese Kontroverse .integralen' Katholiken AiUaß, dem 
rheinis<^en Zentrum Modernismus vorzuwerfen, so war das in viel 
stftrkerm Ifofie der Fall mit gleichzeitigen Auseinandersetzungen über 
die Gewerkschaftsbewegung. Im Verlauf der jüngsten Entwicklung 
hatten sowohl die Handwerker als auch die Bauern zur Walirnehmung 
ihrer wirtschaftlichen Interessen interkonfessionelle Organisationen 
gegründet, die von der katholischen Kirche nicht beanstandet wurden. 
Auch die Vereinigungen der Untemehmeor nahmen auf konfieest<HieDe 
Unterschiede keine Rücksicht. Gegenüber den Fabrikarbeitern aber 
schlug die römische Kurie einen andern Weg ein. In seiner Enzyklika 
von 15. Mai 1891, die die Richtlinien für eine christliche Sozialreform 
zog, cmpfalil Leo XIII., der die Arbeiterfrage ihrem Wesen nacli als 
religiös-rittliche Frage betrachtet wiesen wollte, die Gründung katho- 
lischer, also konfessionell abgeschlossener, Arbeitervereine, an deren 
Spitze stets ein geistlicher Präses stehen sollte. Die Arbeiter ab(>r be- 
trachteten der Melu:zahl nach die soziale Frage als eine rein wirteohaCtr 
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tidie Frage und bildeten Gewerkschaften, um durch sie die Lohn- und 
Arbeitsverh&ltDiflse der einaebien Industriezweige zu regeln. Seit dem 

sozialistischen Parteitag in Köhl 1893 wurde eine Anlelfiiung der freien' 
(Jewerkscliaften an die Sozialdemokratie angebahnt. Am Rlunne waren 
zwar seit 1891 unter der Ägide der Bischöfe auch zahheiche katholisr lie 
Arbeitervereine entstanden, aber sie kamen nicht recht in Schwung, 
d» sie Arbeiter aUer Art umfaßteoi und ihre geistliche Leitung auch da. 
wo besondere Facbabteihingen in ihnen gebildet wurden, das Recht der 
Arbeiter auf die Verwertung des Streiks als Kampfmittel einzuschränken 
suchtf\ Das reißende Anwachsen df r Sozialdemokrat ii\ djis Ix'i der 
Keiciistagswahl 1893 zutage trat, hcstirnmte dahf-r die Zentrumspartei, 
in dem. konfessionell gemischten Liduatrit^gebiet — in Essen, Duisburg, 
KrefeM, Gladbach, Aachen. Dären, Köhl — »christUohe' Gewerkschaften 
ohne Zusanunenhang mit den katliolischen Arbeitervereinen ins Leben 
2U nifen, um der Sozialdemokratie durch Zusammenfassung der auf 
christüchem Boden stehenflen kathoUschen und evangelisclien Arbeiter 
Abbruch zu tun und sich selbst diese Arbeiterstimmen zuzuführen. 
Die Leitung wurde in die Hand weitlicher Gewerkschaftssekretäre 
gelegt, die Erörterung religiöfr>konfes8ioneIler Fragen wurde verboten 
und den Mitgliedern kein Verzicht auf die bei den freien Gewerkschaften . 
ühliehon wirtschaftlichen Kampfmittel zugemutet. Bis zum Jahre 1901. 
wo che freien Gewerkschaften 550 (XK) Mitgheder zählten, wuchsen die 
dbristlichen schnell auf 165 000 Mitgheder an. 

XMese Entwicklung konnte der deutsche Episkopat mit der Auf- 
fassung Leos XIII., die den Arbeitervereinigungen als erste Pflicht die 
Pflege der Religiosität setzte, um so weniger vereinbaren, als der Ge- 
werkscliaftsge^anke und die wirtschaftlicluri Kampfmittel, deren er 
sich bedient, auf der Idee der menschliciien Gleichheit beruhen, die 
von der kathdischen Kirche für die soziale Ordnung der irdischen 
• Verhiltnisse nicht zugestanden wird. In einem Fuldaer Pastoralbrief 
vom 22. August 1900 empfahlen daher die Bischöfe die katholischen 
Arbeitervereine, die sich zu einem be8ond< m Verbände mit dem Sitze 
in Berhn zusammenschlösse n. Der rheinische Zentrumsflügel trat in- 
dessen weiter für die cliristhchen Gewerkschaften ein, die ihm als das 
siziiige wirksame Buttel ersdhioien, um der Sozialdemokratie am Rhein 
bei den Wahlen Abbruch zu tun. Die christlichen Gewerkschaften selbst 
erklärten im Mai 1901 auf einem Kongreß in Krefeld, ihr Ziel sei nur 
die Erlangung möghchst guter Lohn- und Arbeitsbedingungen, und 
sie fanden in dem Kölner Erzbischof A. Fischer (1903—1912) eine Stütze. 
Biesor ^beiterbisohc^ vertrat, so scharf er sich gegen modmiistisohe 
Anwandhingen auf geistigem Gebiet wandte, die Aiäfassung, »daß wir 
in gewissen Dingen, wo es notwendig und nützUch erscheint, auf poH- 
tiRchem und sozialem Gebiete mit anderen Hand in Hand gehen, die gewillt 
sind, gegen die Gefahr des Umsturzes aufzutreten'. Die Kölnische Volks» 
nitung und die M.Gladbacher »Westdeutsche Arbeiterzeitung* waren 
die PreBorgane dieser ,K5hier Richtung', die in dem Augustinusverein 
der katholischen Presse eine kräftige Stutce fand. Am 2L Dezember 
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1904 schrieb die Kafadaolie VoUcazeitung: ,Die Gewerkschaftsbewegung 
ist eine rein weltliche Sache; wir bestieiten mit Nachdmck die Be- 
hauptung, die Oewf^rkscfiaftsbewegung unterst^'he wegen der sittlichen 
und rechtlichen (ie.siclitspunkte, die bei ihr ui Betracht kommen, der 
arbiträren Befehls- und Anbrdnungsgewalt der Kirche. Bischöfe, 
Pirieeter und Laien kdnnen positiv ffir kstiiolisdie Gewerkschaften 
eintreten: was aber rechtlich nicht zulassig ist, das ist die antoritatiT- 
kirchhclir Bekämpfung der christUchen Oeweartnehaften und deren Vei^ 
ketzerung.* Ilire katholischen Gegner erklärten zwar, ein allgemeines, 
die kathohschen und proteötautischtui Arbeiter gleichmäßig umfassendes 
Christentum gebe es nicht, und gerade die Wirtschaft iiciien Fragen 
unterlägen vom Standpunkt der katholischen Moral ganz anderen' Be- 
urteilungen, als vom Standpunkt des Protestautismus. Die Köher 
Richtung aber zielte auf eine .christliche' Volksbewegung im Gegensatz 
zur süziaüstischon ab, und sie fand dabei den vollen Beifall Wilhelms IT., 
der in seiner Koblenzer Rede vom 12. September 1905 die Sammlung 
der evangelischen und katholischen Gläubigen auf einem gemeinsaniBO 
diristliehen BfKlen \\arm c mpfahl. Bas Zentrum nahm iololge seiner 
jüngsten Entuinklung eine eigenartige Mittelstellung zwischen Staat 
und Kirclic ein. Dir Kirche gegenüber beanspruclite es im Hinblick 
auf seine Eigenscliaft als politische Partei Freiheit in solchen Fragen, 
die sich auf rein staatlichem und weltUcheni Boden bewegen, ohne 
Religion und Kirche zu berühren. Dem Staate g<gennber wollte es. 
trotz seiner engen Verbindung mit der Regierung ständig der Verfechter 
der besonderen Pfhchtt^n bleiben, die dem Katholiken, abweichend von 
den iibrigen Staatsbürgern, die Autorität seiner Kirche auferlegt. So 
eng sich in diesen Jahren, wo Fürst Bülow das Amt des Keichskaazlers 
und des preuBiscfaen Ministerpräsidenten innehatte (1899—1909), die 
Arbeit^>gemeinschaft der Zentrumspartei mit der Regierung gestaltete, 
so erklärte die Köhlische Volks/eituug doch am 8. April 1902 mit Nach- 
druck: ,Ein Zentmmsführer gibt sich nicht dazu her, das Zentrum 
zur Regierungspartei zu machen.' Auf die Person des Kaisers 
setzten die rheinischen Katholiken, ähnhch wie früher auf Friedrich 
\V dhelm IV.(S. 315), andauerndihreetärkstenHofCnungen. AlsWilhebnll. 
be. emem Besuch in Aache n am 19. Juni 1902 in einer von christUcli- 
rehgiosem Cicist erfüllten Hvdv sich und das ganze Deutsche Reich unter 
den &hutz des Kreuzes stellte, wurde er in diesem Kreise als ,cin neuer 
Karl der Grofie' gefeiert. Man wurde nicht müde, semer Regierung gegen- 
über die .streng konservative Haltung des kathofischen Volkes* zu 
betonen, die .eine Frucht seiner Erziehung durch die Kirche sei'. Die 
l beremstimmung mit dem vom Kaiser eingeschlagenen Gang der Rc- " 
gierung kam seit 1900 in der rheinischen Zentrumspresse zu ständigem 
Ausdruck;. eine nationale, von Begeisterung für Kaiser und Reich erfüüte 
Stinunung machte sich durchweg in ihr geltend, < 
„n T ü Zolltarif und die neuen Handebvwträge TjL 

A r . • ' Landwirtschaft Zugeständnisse machten imd ' 
aen Aufschwung von Industrie und Landwirtschaft weiter f&der|en, B 
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führte» die Zentmmspartci zimumuwii mit den übncr^n hiirgerliclien Par- 
teien siegreich gegen die Obstruktion (ier Sozialdomokratio durch .Sie 
suchte dje Gunst der P«fteikon8teUation zu benutzen, indcni nie durcli 
einen »Toleranzantrag* die Bemühungen von 1867 und 1870 (S. 330 347) 
AnVder aufgriff, da« in der proußisclien Verfassung augeetandene Prinaip 
der K.rrliPnfrcih.it auf alle deutschen Bundesstaaten auszudehnen. 
Im Juiu 19U2 kam im Reichstag eine aus Teilen aller Parteien zusam- 
mengeeetate erhebliche Majorität für diesen Antrag zustande. Die Re- 
gierung verharrte indessto auf dem Standpunkte, daß das Reich mit 
den kirohlichen Fragen nichts zu tun habe. Von 190i an hatte aber die 
Zentrumspartei Cruud zu der Annahme, daß seine Schuhvüiische in 
Preußen unmittelbar vor einem erhebbehen Krfolae ständen (S. 401). 
Die neue Armeevorlage der Regierung, die eine Präsenz Vermehrung 
von 10000 Mann verlangtet und die zweijälirige Dienstzeit endgültig 
zugestand, wurde daher am 29. Marz 1905 unter Umst&nden bewilligt, 
die von der Köhlisehen Volkszeitung dahin zusammengefaßt wurden^ 
<laß /las Verdienst der Hesamtregelung fast allein dem Zentrum gebührt'. 
Dabei wirkte die Erbreitermig der materiellen Interessensphäre, die 
eine natürliche Folge des Eindrijigcns der rheinischen Katholiken in 
die Großindustrie und das Bankwesen war, mit. Die Erkemitnis, daß 
starkes Heer und seine stete Bereitschaft zur Abwehr fremder An- 
griffe gerade für die deutsche Westmark mit ihren reichen wirtschaft- 
lichen Cütern uneiitbehrlioh war. setzte sich jetzt im katliolischeii ].n^rr 
ebt^uso wie ein Meiirfchenalter vorher im natifmalliberalen Lager durcli. 
Der Sinn für das MiÜtärische wuchs zusehends in »Hon Kreisen der 
rheinischen Bevölkerung. Die Armee wurde nun auch im Rheinlande 
populär ; sie hatte auch hier ihre Funktion nicht nur ids Schule milita- 
risclier Ausbildung, sondern auch als Erziehungsmittel zum nationalen 
Bewußtsein erfüllt. 

Die internationale Lage war in dem Augen bhck, wo über das Quin- 
qu( nnat von 1906 beschlossen wurde, sehr kritisch. Nachdem das Jahr 

1903 eine starke Annäherung von England an Frankreich gezeitigt hatte, 
schlössen beide ^Iächt<^ im April und Oktober 1904 ein Koloiüalab- 
küiumen über Ägypten und Marokko, das im Widerspruch mit inter- 
nationalen Abmaeimugeii au» den Jahren 1880 und 1890 und in einer 
peutsohland absichtlich kränkenden Form letzeres Land Frankreich 
msgeheini zur Verfügung stellte und schnell zu einer .Entente cordiale* 
«erweitert wurde. Als dann Wilhelm II. sich In^i einem Besuch in Tanger 
iiu Frühjahr 19U5 noch einmal offen für die Mohammedaner erklärte 
und gegenüber dem Umsichgreifen Englands und Frankreichs in Afrika 
die Wahrung der bestehenden Verträge verlangt«;, drängte die chanvi« 
' tische Partei in Frankreich zu kriegerischer Auseinandersetzung mit 
I Deutschland. Di»- Revanchestimmung wuchs durch die Entente mit 
England, das im Mai 1905 Frankreicli militärisohe Hilfe für den Kriegs- 
fall versprach, reiß(uid an, und auch in Deutschland Ixigann sich als 
G^endruck durch die Tätigkeit des Alldeutschen Vereins und des 
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Flottenvereins ein gesteigertes nationales Selbstbewußtsein geltend zu 
machen. Nur die Tatsache, daß Frankreich damals auf das soeben voii 
Japan im Kriege (1904—1905) niedergerungene Rußland nicht reclmen 
koiuit<^ und daher befürchtete, daß sein Boden der Schauplatz des 
Krieges werde, bestimmte es, den von Deutsclüand gewünschten Weg 
der Verhandlungen zu beschreiten. Die Konferenz von AJgeciras (1906) 
offenbarte aber, daß das Deutsche Reich von allen übrigen Mächten 
mit Ausnahme von Österreich verlassen war; selbst Italien stellte sich 
auf die Gegenseite. Wenn Wilhelm II. 1905 geglaubt hatte, durch yx-r- 
sönliche Verhandlungen mit Nikolaus II. als Gegenschlag gegen die 
engÜscho Einkreisungspolitik Rußland, den Dreibund und Frankreich 
zu einem kontinentalen Bündnis gegen England vereinigen zu können, 
so war das nicht nur Frankreich, sondern auch Rußland gegenüber 
eme Utopie. Der schwache Zar persönlich war zwar friedhebend und 
dem Emfluß Willlelms II. zugänglich, aber der in Rußland vorherr- 
schende Panslawismus wendete sich gerade damals, nach dem Scheitern 
der ostasiatischen Pläne, wieder der Balkanlialbinsel zu und sah in 
Osterreich und dem nut ihm verbündeten Deutschland seinen unbe- 
quemen Gegner. Am 31. August 1907 gelang der zähen Einkreisungs- 
politik Englands das Unerwartete und insbesondere vom deutschen 
Auswärtigen Amte für unmögUch Gehaltene: England traf, nachdem 
es erst 1902 mit Rußlands Gegner Japan ein Bündnis geschlossen hatte, 
jetzt ein Abkommen mit Rußland über die asiatischen Streitfragen, 
das Rußlands Interesse wieder ganz für die Balkanpolitik freimachte 
und im JuÜ 1908 durch weitere, die Aufteilung der Türkei bezweckende 
und unmittelbar gegen Deutschland gerichtete Absprachen in Reval 
ergänzt wurde. 

So war die Lage für Deutschland in hohem Grade bedcnküch ge- 
worden. Hatte Bismarck 1890 einen Zustand hinterlassen, für den die 
Isolierung Frankreichs charakteristisch war. so sah sich Deutschland 
jetzt einer femdsehgen Vereinigung der europäischen Großmächte 
gegenüber, die sämthch ihre Gegensätze untereinander ausghchen. um 
dem in direr Mitte emporstrebenden Konkurrenten Zügel anzulegen. 
iVlit der Eigenart von Bismarcks politischer Schöpfung hatte das nach 
ihm kommende (Geschlecht nicht umzugehen verstanden. Der Rüstungs- 
wettstrejt der ruropäischen Mächte seit 1866 hattt; wohl den Frieden 
auiierlich gewalirt. aber den Gegensatz der anderen gegen das Deutsche 
Keich verst-liärft. da man es für militärisch überlegen hielt. Immer 
wieder im Laufe der Geschichte hat sich die Stimmung der Mächte 
pf'gen die Entstehung eines überstarken mihtärischen Schwerpunktes 
n Europa gewendet. Gegen Napoleons I. Hegemonie entschied 1813 bis 
eine europäische Konstellation ebenso wie gegen die russische im 
nni"F"T Österreichs Übermacht verbanden sich Italien 

d«rnn t'^ ""^ ^^'^^ ^^'''^ Deutschland die Bahn frei, als es 

T^Z^\TJ I'''^^ mibtärisches Übergewicht zu beseitigen. Jetzt 
ruf^nW a"""' ^'«^ ^kontinentalen Mächte von der Überlegenheit der 
aeurscnen Armee überzeugt, sondern England erschien zudem die. 
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deutsche Krie^lotte als die Verkörperung der Absicht Wilhelins II., 
die engÜBcho Hcrnscliaft zur Se«^ zu beseitigen. Seit die wirtschaftlichen 

IntfTo.ssen in dt't Politik vorwalteten und der modf^rne Handol und 
Vnrkohr ein engniasciiiges Netz von Verbindungen alli r Art üfx r die 
Lander ausgebreitet hatte, war zudem eine so intime iSoiidarität der 
Staaten, und insbesondere der Ofoßmächte, entstanden, daß auf die 
Dauer keine von ihnen ungehindert einen Weg verfolgen konnte« der 
ni< ht von dem Konzert der übrigen Mächte als der besondem 
Aufgabe dieser Macht entsprechend anerkannt und zugelassen wurde. 
EiiH' f'iiiporstrebende Macht raußt<^ sich mit dt-n andt'mn verständigen, 
\\«'uu sie nicht ernsten Gefahren (^iitgegt;rigelR'ti wollte. Der PoUtik 
Wilhehns II. gelang es nicht, die W^t davon zu überzeugen, daß 
die militärische Rüstung Deotsohlands und dii* mit. starker Be- 
tonung aufreehterlialtene Vorzugsstellung des Militärischen in der 
deutschen Offent liclikeit rein defensiver Natur und eine Friedenspolitik 
zu stützen be.stimmt waren. Die Gegenseite nalim vielmehr an, daß die 
wirtBchaftüche Erstarkung, zu der das junge rieich schnell, in einem nie 
dagewesenen Zeitmaße, gelangte, zusammen mitseiner geföiohtetenWehr- 
macht einer ausgreifenden politisoiien Expansion dienen wurde. Daß 
sieh Deutschland 1907 auf der 7^\t•iten Haager Konferenz \^'iederum 
weigerte, dem Abrüstungsgedankeii naherzutreten, und gleichzeitig die 
von den anderen Mächten, empfoliiene Idee der Schiedsgerichte ablehnte, 
verstärkte die Atmospli&re des Argwohns, der auch durch die Et- 
' innerung an die überraschend schnellen Kriegserf olge der Jahre 1864 bis 
1871 genährt wurde. Aus Gründen sehr verschiedener Art waren jetzt 
England, Frankreich und Rußland darüber einig, Deutschlands Politik 
der freien Hand nicht zuzulassen; man warf Deutschland offen vor, es 
strebe nach absoluter Vorherrschaft in Europa. In seiner gefährUchen 
nütteleurop&isohen Lage, dem Drucke des franz^schen Bevanohe- 
geistes und der unruhigen Expans^ionspolitik des Panslawismus ausgiv 
setzt. eingekreist durch die (i))«-rlegi n<' Diplomatie Englands, das in 
ihm seinen eigentlielien Rivalen fürehtete. sah sich Deutschland auf 
Leben und Tod mit der habsburgischen Monarchie verbunden, dem 
anachronistischen LSndergemisch, das militilrisch nur unvollkommen 
gerüstet, aber von jeder nationalen Bewegung auf der Balkanhalbinsel 
in seinen Grundfesten gefährdet war. Schon lOOS führten dort die von 
Rußland geleiteten Intriguen zu der bosnischen Krisis. IndeTu es 
gegenüber dem Vorgehen Englands und Rußlanda unbedingt an Öster- 
reichs Seite stt stdien erklärte, verhinderte Deutschland 1909 den 
Ausbruch des europäischen Krieges. Wenn es aber damals den Ansdiein 
hatte, als ob Deutschland und Osterreich auf Ornnd ihrer militärischen 
Macht die Ent.<eheidung ül)er die Orientpnlit ik in der Hand liielten, 
so war es in Wirkheiikeit doch nur so ww .sch<ni einmal 1905 in der 
marokkanischen Krisis: Rußland war noch nicht gerüstet genug, um 
den Verbfindeten den Wattengang mit den eingekreisten Zentral mächten 
ratsam erseheinen zu la.s.^en. Bis 1911 aber mußte Deutedlland in der 
marokkanischen Frage Frankreichs von £ngland gestütztes Vorgehen 
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ancrkpimen. in tleiiisclbcn T.thrt' sogar dem Überfall seiiu'« Du iImii i 
^(•rio.sseii Italien auf das zur t)« fr»Mjndet«'ti Türkei gehörige Tripolis zu- 
seheu, oime den .MoiiammodHiierii die ilineii von VV iliu liu II. wiederholt 
öffentlich zugesicherte Freundschaft beweisen zu k&uien. 

Der trot£ dieser politischen Krisen sich ständig fortsetzende wirt- \ 
schaftliche Erfolg täiisc htf' da« deuKsclio Volk über den Emst der Lage 
hinweg. Die Arbeitsteilung des Mascliinenzeitnlters rneehanisierte audi 
die Menselu ii. Der Sinn für die- dem Staats\\ohl urientbehrlichn; vtr- 
eiiiigeuden, auf die Krlialtvuig des allen (Gemeinsamen gericiitet**n Kraft»^ 
irerkömmerte, und das Bedürfnis nach urgaiüsdier Verknüpfung und 
persönlicher Durchdringung der poUtusohen, geistigen und wirtschaft- 
lichen Bestrebungen kam mehr und mehr abhanden. Jede Oruppt- 
glaubte .sich auf ihre 8<inderinteres.sen beschräidvi'ii und in ihrer Wfi-;'-. 
indem »io die vorwärtsdrängende .\rbeit als Selbstzweck betrieh, dem 
Ganzen dienen zu köiuien. Die au.swärtige Politik blieb Domäne (l« r 
Regierung. Nur einmal, 1906, schimi es, ab ob das deutsche Volk ge- 
willt sei, auch auf diesem Gebiete Rechte zu beanspruchen. Dfe eng- 
lische Presse hatte private, dem politischen Bewnßt.'*ein des deutschwi 
Volkes widersprechende und zudem eine jx^irdiche Indiskretion ver- 
ratende Äuß+'rungeii W'iliiehns II. nhvv das deut.sch-en<;liseJie Verhältnis 
veröffentUcht. Von allen Tartt'ien wurde fiaraufhin im November 1908 
die pi*rsörüicho Politik des Kaisers freimütig kriti.siert. Daß auch die | 
rheinische Zentrumsparttn an dieser Kritik lebhaft teilnahm, hatte einen 
besondem Grund. 

Der Reiehskan/ler Bülow, der zwar .seit 1900 die engsten Beziehungen 
zum Zentrum unterliielt. aber da-^ Anwachsen des Zen trumsei nflu.'^s<'> 
(loch ui< ht bi.s zu einem (irade zulassen wollte, daß die Regierung ilurt 
führende Stellung Uber den Parteien einbüßte, ging am 13. Dezember 
1906 gegen die Zentrumspartei ähnlich vor, wie es Bismarck 1878 ^egen 
die Nationalliberale Partei getan hatte. Bei einer Differenz über Süd- 
westafrika erreichte er durch eine plötzliche Beichstagsauflösung, daß 
die konservati v-libendeii .Blockparteien' eine der Regierung wilifuhng»' 
Mehrlu'it gegenülx'r dem Zentrum und der Sozialdemokratie dar- 
bteilten, flas Zentrum also, wenn auch zalüenmäßig nicht verkleinert, 
doch infolge der Schwächung der Sozialdemokratie aus seiner für 
Majoritatvsbildungen ausschlaggebenden Stellung verdrängt war. Di«» 
ganz unverhoffte .Aussrhaltung' hatte da-s Zentrum unter den bürger- 
lichen Parteien isoliert und insbesondere in dt«r rheinischen Zentn'ms- 
presße einen Sturm d<?r Entru.stuug erweckt. Der stark monar^hJ^cllt• 
Zug, der in den letzten Jaliren in ihr zum Au^idruck gekummou war, 
venohwand. Die Kölnische Volkszeitung sah in der ReiohstagBauf- 
lösung eine .eigenste EntschUeßung des Kai.«ter8' und ging zu einer 
Oppofiition über, die an flie Zeit des Kulturkampfes erinnerte. \^iP 
sie damals i\v\\ deutschten .Sclu iiikonstitutionali.smus* verurteilt und die 
volle Veraut\\ortliclikeit der Miiustcr gefordert hatt-e, so protestierte 
sie jetzt gegen .den casaristischen AbsolutiHums'. Der Reichstag sei 
,keine BewiUigttngsmaschine, um den nötigen Mammon zu apporti«»»^ $ 
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Der Zontrurtispartei werde .um . ruelkücher Ruhm erblühen, wenn an 
ihr die Etabüerung des per.sönlicheii Regimeutas in Deutechland zerw 
scheUe. ,Vor dem Kommandosäl^ so orklärfr th-r Vnrsi(/,wle der 
rheuüschen Zentrumspartei, Thmbüra, am 18. De/.cmbcr 1900 in einer 
Wahlveraanunlung in Köln, .weichm wir nicht zurück; wir werden uns 
niemals dazu horgoboti, dem absohiten Regiment md dem Casarismus 
den Weg freizugeben'. Der Gegensats zog sich durch die Jahre 1907 
und 1908 hin. 

So erklärte denn auch im November 1908 dio rheiuischr. ZcutrunLs- 
pwsse, ein blofier Personenwechsel in den Heichaämtern könne kein 
Heil bringen : ,im System muß geändert werden». Sie verlangte .den 
Ausbau der Reichsverfassung' und .ein Strafgericht des Reichstags 
uhcr die Regierung, um auf seitfii drs Kais. r.s einen gründlichen Wandel 
zu bewirken; da.s deutsche Volk wendet .sidi dae<'2*-n. daß Ausländer 
sich größerer Vertraulichkeit des Kaisers rühmen (iiu f. ii al.s seine (Agoncii 
Lafldsleate« und da& der Kaiser intime Dinge und seüie persönliche 
Auffassung in einer Weise preisgibt, die der amtUchen Politik' seines 
Landes ernsthche Schwierigkeiten bereitet'. Die Kölnische Volksaeitung 
verlangte nach narantieen, .daß das alte Regiment dn für alleraal auf- 
gehört hat\ ,In parlamentari.sch regierten Ländern' .seien ..solche Vor- 
gänge unmöglich'; ein .brauchbares Verantwortliclikeitsgesetz nebst 
Staatageriohtshof* seien auch in Deutschland vonnöten. Daß die natio- 
nalliberah; Köhii.sche Zeitung .dem Versuche des Zentrums und der 
Sozialdernokrati(v, den Kaiser zu demütigen*, wider-spraeh und die kon- 
stitutionellen Wünaclie wenjcr,.,. i^ut zum Ausdruck brachte als sie 
selber, erschien der Kölnischen Volksy.eitung als .ein Bild von über- 
wUtigender Komik' in einer Zeit, wo .dits Morgenrot einer neuen Ära 
am Horizont erscheint*. 

Die gatiz(; Bewegung vorlief indessen im Sande. Die Liberalen hatten 
sich nur .schu ankend füi- den Parlamentarismus eingesetzt, da .sie bei 
ihrer zalUenmäßigen Scliwiiche keine Vorteile für sit-h davon erwarten 
konnten. Die Sozialdemokratie hatte ledigücli ihre gewohnten, allen 
bürgerlichen Parteien wideratfeitenden politischen Forderungen ver- 
Ijreten. Das Zt utrum aber fand im Frühjahr 1909 bei den Verhandlungen 
üb(ir die Reichsfinan/reform wieder Anschluß an die Konservativen. 
Im Fürsten Rülow bekämpften diese, ^^eit er am 10. .Lmuar 1908 im 
PreußisclKwi Landtag die Reformbedürftig keit des Dreiklassenwahl- 
lechtes augestanden hatti-, den .SclirittnuRlier des Parlamentarismus'. 
Sobald sich aber die Annäherung an die Konservative Partei als mög- 
lich erwies, proklamierte das Zentrum w ii-der konservative Regierungs- 
grundsäfze. Seliori im März 1909 wurde in einer Zentrumsversammlung 
m Düren g«'gen die parlamentariselu^ Regi(^rungsform bestimmt pro- 
testiert. Die Köhiische Volkszeitung aber schrieb am 18. März 1909: 
Jn der Zentrumspartei erkennt man jedenfalls das Recht des Monarchen, 
nach seinem Ermessen seine Ratgeber tu ernomen und zu entlassen, 
vorbehaltlos an'. Das war der volle Gegensatz zum parlamentarischen 
System, Im April spracii der Abgeordnete Trimborn in Köln öffentUch 
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,von der küri.stliehoii Maclie dvs Novembersturms 1908 und von dw 
lahmen und schwaclien Abwehr der überaus scharfen Angriffe gegen 
den Kaiaer durch den Keichskanzler Bülow'. Als dieser im JuU 1909 
aus Beinern Amte schied, wurde unter Bethmann Holh\cg auch die 
frühere Verbindung zwischen der Begierung und der Zentrumspartei 
wiederhergestellt, und als im August 1910 Wilhelm II. in einer Königs- 
berger Rede den Parlamentarismus schroff abwies und seinen Ent- 
schluß verkündet^;, ohne Rücksicht auf Tagesmeinungen seiiuui p<>rsöu- 
lidten Weg zu gehen, stimmte ihm die Kölnische Volkszcitung riick- 
haltloe KU. Wentf in ganz Deutschland die öffentliche Meinung durch 
die quollende Fülle und den blendenden Reiz mäterieller Erfolge so stark 
beeinflußt wwdts daß sie dw. Gefahren der außenpolitischen Lage über- 
sali, so kam dem kathohschen Bcvölkorungsteil Rheinlands, in dem 
ench jetzt der Pulsschlag wirtschafthcher Schaffenslust auch lebendig 
r^lte, die BedenkÜohkeit dieser Lage noch wenige mm Bevnßtsdni 
weil er sich von der Person und Führung des Kaisers kirohenpofitisohe 
Vorteile versprach. In dem .Zusammenwirken des monarchischen Willens 
mit den f^herzcugungen des regierten Volkes', worin Bismarck .das 
Wesen der konstitutionellen Monarcliie, unter der wir leben', erblickt 
hatte, war, wenn mm ron der Sozialdemokratischen Partei absah, der 
Monarchie die Leitung unbestritten zugefaUen, seit sie in dem unter 
ihren Auspizien entstandenen neuen Reich die besitzschaffenden In- 
teressengrupp{>ri durch eine sie täglich stärkende Wirtschaftepolitik 
zufnedengestoüt, gleichzeitig aber auf dem geistigen Gebiete mit den 
klerikaUkonservativen Bichtungen eine enge Arbeitsgemeinschaft durch- 
geführt hatte. Die Politik Wilhehns II. schien dem Lande, und insbe- 
sondere der bürgerlichen Gesellschaft, dauernd den Genuß glänzender 
materieller Güter vn siehoni; den rheinischen Katholiken bot die Person 
des Kaisers außerdem eine Bürgseliaft für die Erfüllung ihrer beson- 
deren Hoffnungen mid Wünsche, wobei durch romantische Anknüp- 
fungen an das mittelalterliche Kaisertum die Nüchternheit eines von 
unablässiger Arbeit für wirtschaftliche Interessen erfüllten Zeitalters 
gemildert wurrlf. So folgten die bürgerlichen Parteien am Rhein auch 
nach der Episode von 1908 wieder unbedenklich der Fahne des Kaisers. 

In der innern Politik rUckte die NationaUiberale Partei mehr und 
mehr in dvn Hintergrund. Sie betrachtete es noch immer als ihre vor- 
nehmste l^flioht, Heer und Flotte auf der Höhe der Leistungsfahigkpit 
zu erlialtf-n und für di»- nationalen Machtbedürfnisse einzutreten. Aber 
ae yorlaugto dafür lücht nur keine Überalen Konzessionen von der 
l^perung auf dem Gebiet der geistigen Kulturpolitik, sondern sie 
nahOTte sich jetzt seihet deren konsevTativen Tendenssen. Der nach 1880 
in Dfutsehland neu einsetsenden und von einer Anzahl namhafter 
Plulosophen getragenen Bewegung für eine wissenschaftUche Ethik und 
eme bozialpädagogik, die das Moralische, crelöst von Metaphysik und 

menschhchen Lebensgemeinschaft auffaßt« 
und ein planm&ßigea Eindringen sozialethischer Gedanken in Staa* 
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Mild Gesellschaft forderte, gelang nieht, Einfluß auf dnn Lol>on, auf 
Schulunterricht und V^olkserziohung, zu geuijinen. Dio uacliseiulc 
Besorgnis der Regienuig und der bürgerlichen Partdeii ror dem An- 
«chweOen der Sosialdemokratie rechnete vielmehr noch immer so gut vie 

ausschließlich auf den Beistand der Kirchen. Auch in der NationaUiberalen 
Partei, (\]f noch 1892 zum Fall des Zedlitzschcn Schulgesetzes wesent- 
lich beigetragen hatte, gewann diese Richtung allmäliUch mehr Boden. 
Wie der Politik im allgemeinen, so brachten die in der Partei ani Rheine 
vorwaltenden Vertreter der Industrie auch dem geistigen Fortschritt, 
der in der Freiheit berulit, kein selbsttätiges Interesse mehr entgegen. 
Kntisrr\ ativf nnd Xationalhberale verstandigten sich am Sitze der 
Kerricrimc 1^04 unter der Hand darüber, daß die in den voruies^ejid 
«vangeüöchen Bezirken des preußischen Ostens dringend notwendige 
Erhöhung der VolksBchttldotatioa dtSa Schulgemeinden nur gegen die 
gesetxliohe Garantie des konfessionellBn Charakten der VoUaschule 
auferlegt werden sollte. Ein Schuldotationsgesetz dieser Art konnte aber 
nic ht für diese Bezirke allein erias^teii werden, sondern es mußte in den 
kathoU.selien Be^^irkcn im W'rt^tvn der Monarcliic ebenso d'eltungerhalfrn. 
Von den rheuu.sc-iien nationalliberalen Abgeordneten naJim zwar einer an 
den Verhandlungen teil, aber er unterrichtete seine Parteigruppe, die 
im allgemeinen m ihrer alten Neigung für die Simultanschule f(>sthielt, 
nicht, so daß diese auf dem Parteitag zu Kreuznach im Mai 1906 völlig 
überrascht wurde. Wie bei dem («emeindewalilgesetz von 1900 mußten 
sich die rheinischen Nationallibcraien auch jetzt fügen. Zwar kämpfte 
die Köhiisehe Zeitung wiederum eifrig für das liberale Prinzip in der 
Volksschule, und sie hatte den Deutschen Lehrerverein auf ihrer Seite« 
dem über 100 rK)0 Volksschullehrer angehörten. und der grundsätzlich fuT 
die Simultaiiscimle eintrat. Das preußiselie Volksseliuluntrrhaltungs- 
ge.setz vom 28. Juli 1906 stellte indess<'n endgültig dif Konfessionali tat 
der Volksschule fest; die Simultanschule wurde beseiligt, und auch die 
Kinder von Dissidoiten und Konfessionslosen wurden zwangsweise 
den Koufessionsschulen zugewiesen. Seit znanzig Jahren hatte sich 
nicht nur in Frankreich, sondern aucli in England und Italien iu Ixmi dem 
den Kirchen iiberlassenen koufes.sionellen ein bürgerlicher Moralunter- 
richt in den staaUichen Schulen durcligesetzt, der das sitthche Be- 
wußtsein der heranwadumiden Generation im Zusammenhange mit den 
staatlichen und sosiaten Aufgaben der Nation su entwickeln bemüht 
war. In Deutschland — und ebenso in dem mit ihm verbündeten 
Österreich — bekämpften dagegen die Begi<>rungen und die konftervatlF 
ge.'^timmteu Parteimelirheiten dieses System auf das heftigste. 

Seit dem Einsetzen der Beütauration nach 1815, in st-ärkcrm Maße 
seit 1840, bestand insbesondere in Preußen der Zwiespalt, daß die 
Regierung zwar die allgemeine Schulpfliclit, eine Forderung des Zeit- 
alters der Aufklärung, mit besonderm Eifer und mit dem Zwang 
der Staatsgewalt durchsetzte, die freiheitlichen Elemente alxT, mit 
denen die moderne Bildung nun einmal erfüllt ist, vom Volk und ins- 
besondere von der Jugend fernzuhalten bemüht war. Der leitende 
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pädagogische Gedanke des 18. Jahrhunderts wurde so nur tarn Tcä 
und nur äußerlich weitergeführt. In dner Zeit, wo die Oeistesbüdosg 

unaufhaltsam vcn den Autoritätcu des Glaubens zu den Autoritäten 
tl«'s Wissens liiiiüborlcitfte, hielt die Regitmng es für ihre Aufgab, 
gerade durch den 8r)ndz\vanfi diesem Entwicklungsgang entgegi-n- 
zuwirken und dein Wjedcrerstärke ii der iilteren Traditionen zu dieiu'a. 
Für Staat und Kirche gemeinsam suchte sie die Autoritäten des Glaabens 
zu wahren, um duroh gegenseitige Hilfo die alten Prärogative von 
Tliron und Altar zu behaupten. So iiherließ sie Schritt TOr Schritt den 
kiroldiehen, dem Prinzip der Glaubensautorität ergebenen Orgaiiisi»- 
tionen maügebonden Einfluß auf das Volksschule esen und damit auf 
tlie Jug«'nderziehujig der ganzen Bevölkerung den Staates. Wie der 
ursprüngliche Geist der konstituttouellen Freiheit durch den WidorstaiKl 
der deutschen Regierungen und seit 1848 durch ihr Zusammenwirken 
mit den konservativ-klerikalen Parteien eine wesentliche Umwandlung 
erfahren hatte, so m urdc nncl» der aus der geistigen Freiheitäbewetr'H"-' 
des IR. Jahrhunderts eiitspruimene Grundsnlz der all<je!neinen Schlu- 
pf lielit einer Kichtung aiigepalit. die dieser i-reiiieit liineriich widtr- 
strebte und die SdiulpfUcht erst billigte, als bic ihr iimcres Wesen ge- 
ändert hatte. Diese Entwicklung, die im Rheinlande ganz überwiegend 
dem Katholizismus zugute kam, war nun vollendet. Rheinische Zcn- 
trumsabgeordnete erklärten jetzt, nacli dem Schulgesetz von 19(H) 
sollte < !L'*'ntIicli nicht mehr erört(-rt zu werden l>rauch(Mi, ,dall f'"* 
Preußen die konfessionelle Schule die se.lbstverständhche Voraussetzung 
u id Grundlage Ifir die nationale Erziehung ist*. Windthorst hatte 
einst am 16. Januar 1871 das preußische Abgeordnetenhaus zu dessen 
Überraschung ersucht, ihm einen klaren Begriff von dem zu geben, wa.^ 
.national* sei. Für ilm sei es ,t\ationar, daß in den Schulen die deutsch' 
Jufiynd in Gottesfurcht und guter Sitte erzogen werde, und das köuni 
nur auf konfessionellem Wege gcseheiien. Die rheinische Zent^ulU^- 
presse gestand jetzt dem Staate die Oberaufsicht über die Schule nur 
dann noch zu, ,wenn die Kirche gesetzlich im gesamten Erziehungs- 
werk der Schule als gldehbereohtigt<>r Faktor neben der Staatshoheit 
anerkannt wird'. Ihrem ganzen Umfange nach, so forderte sie 1912. 
mü.sse die Tätitrki it der Schule in übereinsf inimung mit der Kirche 
erfolgen, und der Kirche müsse ein Übcrw achungsrecht des gesamten 
Unterrichtsbetriebes zugestanden werden. Als die preußiscfaen BisohSfe 
noch im Herbst 1012 auch dieses Recht lörmfidi beanspruchten, ver- 
hielt sich die Regierung allerdiriL's ablclmend. Auch sonst suchte die 
Regierung auf einzelnen Gebieten ihre Selbständigkeit der Zentrunis- 
partei p f/enübcr noch weit<^r z\i wahren. Eine Revision der Landgc- 
memdeurdnung voji 1856 (S. 316), die die Partei seit 1908 verlangt*', 
um endlich auch am Rheine die freie Wahl der Bürgermeister aul dem 
Lande zu erlangen, die noch immer von dem ObesprSsidenten der 
Provinz ernannt wurden, wurde von der Regierung verweigert. Ei" 
rheiniseher Zentrumsab^rf.ordneter führte zwar 1911 zur TTnterstütziuifi; 
dieses Verlangens im Landtag aus: ,Daö rheinische Volk steht treu 
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zu Kaiser und Reich, fest auf der Wacht am Rhein, abe r os lilßt sich 
nicht ketten und knechten*. Die Regierung gab jedoch mclit nach • 
^»f f^;';- Burgermei8terwah] ^^ ärde. wie die Entwicklung m den Städt<jn 
sc.t 1900 bpv K «, auch die. Vonvaltung clor Landgemeinden fast durch- 
weg der Zentrumspartei überliefert haben. 

«r u,'^ i?*^""*^^*"^*^® fordert.- zwar im November J911 in 

Wahlaufrufen eine zielbewußte Auslandspohtik, eine Reform des diplo- 
matisohen Dienstes und die BeeetKung der Ämter durch befäliigto Per- 
sonen olme Rücksicht auf Geburt oder Reiehtam; de verlangte auch 
daß die ausuärtim- Politik in lebenrliger Fülilung mit dem Rcichstace 
bleibe. Aber dic .se Fordcmngen büeben auf dem Papier, und die innere 
Fohtik beschäftigte die Partei selbst mehr als die äußere. Nachdem sie 
vorher schon die Jugend politasoh zu interessieren begonnen hatte 
(S. 389), gewährte die rheinische Nationalliberale Partei im Mai 1902 
auf Grund einer von Elberfeld ausgehenden Anrr o^mg auch den Frauen 
Zutritt zu den Partei Verhandlungen. NhcIi ih-m Erlaß des Vereins- 
ge^etzes von 1907 wurden vom Mai 1909 ab Frauen bei der Beratung 
vcjri Eradehungs- und WohlfaJirtsfragen zugezogen; seit dem März 1910 
arbeiteten Frauen aUgeraem mit, und 1912 kam es zur Bildung beson- 
derer nationalliberaler Frauengrupptm. Die Hauptschwierigkeit für 
den Liberalismus faßte die rheinische National Uberale Partei im Februar 
1911 dahin zusammen: .Der große Kampf, der ausgefoehteti worden 
muß, geht um die staatliche Gleichberechtigung des aufstrebenden 
Bürgertum» mit dem Adel. Die Vorgänge, die sicli an den Sturz des 
1' urst^n P.ÜI0W knüpften, haben deutlich gezeigt, daß die Konservativen 
freiwiUig nichts aufgeben wollen, sondern daß sie dazu gezwungen 
werden müssen. Der Kampf gegen sie wird aber dadurch erschwert, 
daß sie sich die Unterstützung des Zentrums g(>siehert Imbrn, .-50 daß 
sie in beiden Parlamenten über die Mehrheit verfügen.' Gerade; das 
katholische, im Zentrum organisierte Bürgertum am Rheine war jetzt 
überzeugter Bundesgenosse des Konservatismus geworden. Aber auch 
i'i den natioualliberalen Kreisen selbst fülirten Strömungen nach der 
konservativeil Seite hinüber. Wie durch die Schutzzollpolitik seit 1879 
die wirtscliaftiichcn Interessen des Grundadela und der Großindustrie 
gemeinsam gewahrt wurden, SO bahnte sich durch Nobiütierung und durch 
häufigen Abschluß eheh'oher Verbindungen eine Angleichung des in- 
dustriellen Großbürgertums der Rhcinlande an den geldbedürftigen ostelbi- 
schen Geburtsadel an. Sein wachsendes wirtschaftUches Selbstbewußt^sein 
niachte das rheinische Bürgertum dem bürgerhchen Gleiehheitsprinzip, 
der demokratisch nivellierten Gesellschaf tsordnung, für die es sich im 
GegQDsatB SU den alten preußischen Provinssen nadi 1816 so übenwugt 
eingesetzt hatte, zum Teil untoeu. Umgekehrt gew ann der Konswva- 
tismus und der Freikonservatismus Anhänger im rheinischen Bürgertum. 
Mit Hilfe des Zentrums suchten seit 1908 die Konservative und die 
Christlich-soziale Partei auf Kosten der Nationaliiberalen Stimmen in 
der Rheinprovinz zu gewinnen. Am 23. Oktober 1910 hielten die Kan> 
servativen sogar einen Parteitag in Duisburg isb; ihre Hoffnung, die 
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Sdurerindustrie ganz zu gewinnen, ging allerdin^ nicht in Erföllung. 
Aber es wurde der NationalUberalen Partei am Bbeine schwer, dm ^ 

sammenlialt des rechten, groOindustn'ellen Flügels init den hier an 
politisehom Einfluß seit jeher schw äcli'Tori intellektuellen, zum Teil 
jetzt auch wieder sozial interessierten Gruppen zu beliaupten. Dif 
intellektuellen Elemente ihrerseits zogen sich resigniert vom Öffentliclun 
Leben sopick, seit die Bi]dung»poIjttk Preußens von der Regierung in 
enger Verbindung mit denjenigen VoIkskrMten begeben wurde, dl« 
entweder das Freiheiteprinzip grundsätzlich bekämpften oder doch di« 
Ruhe] im Innern, die für die äußere Welt- und Machtpolitik des Reiches 
wünschenswert erschien, durch Kämpfe auf. geistigem Gebiet unter 
keinen Umständen gestört wissen wollten. 

Auf dieser Seite fand also die allseitige Ausbreitung des Zentnm»« 
einfhisses am Rheine kein Hindernis mehr. Von M.61adbaoh sus ent* 
faltete d* r Kntholisclie Volksverein eine von Jahr zu Jahr anwaclisend«' 
Tätigkeit. 1*) 1 2 /;ili!tt er 700 000 Mitjiljeder. die in ihren Einzelverpinpfi 
jährüeh viele tausend Versuiutnluugen abhielten. Der Verein veran- 
staltete unermüdüch soziale und volkswirt^cliaftlicho Kurse, sozial« 
Konferenzen für Geistliche und liaien, in Stande«vereinen und in stu- 
dentischen Korporationen. Er gab eine Fülle von selbstSndigen Schriften 
und Flugblättern heraus; seeli/ehn Hillionm Druckschriften verbreitctie 
er im Jahr. T)ie katholische Pi-f sse vermehrte ihre Organe in s( lm< lh'm 
Zeitmali und gestalt<'t<' sicli nach allen Hiehtunc^en aus. In den gröÜemi 
Städten, wo die Zentiunuspartei seit 19(j9 fa4>t durcliweg über beständige 
Majoritäten verfügte, wurde die Konfessionalisierung in weitgehendem 
Maße durchgeföhrt. Die liberale Presse, deren Verbreitung in der Pro- 
vinz groß bheb, wenn aucli die libt rale Partei von den beiden Masseft- 
parteien '/ahlenmäßig weit üherfliitM ll wurde, offenbarte, als wie iin- 
zeitgeiuiiü dieser Zustand im bürgerlich-liberalen, der konfessionellen 
Gegensätze überdrüssigen Lager empfunden w urde. Waisenhäuser und 
Krankenhäuser wurden konfcssionalisiert, die Ausführung des der 
katholischen Kirche mißliebigen Gesetzes über die Leiohenverbmmang 
wurde mit allen Kräften verhindert (1911), die Konfessionalisierung 
der si'it den 'J'.iL"'n fb r fran/rV-^ischcn Fremdherrschaft .säkiilarisicrten 
Friedhöfe wurde gefordfit. X'crcine akademisch gebildeter Katholiken 
zur Pflege konfessioneller Weltanschauung wurden gegründet, die 
katholischen Forderungen auf dem Gebiete des VolkssofauliresenB wurden 
auf die Spitze getrieben» der zwangsweise konfessionelle Religionsunter- 
richt in den Fortbildungsclmlen wurde verlangt, mit konfes^innrllcv 
Kirnvirk\mg auf die Jugendbewegung, auf die staatsbüriicrÜrhi l'^r- 
y.ieiiung und auf das militärische Rekrutenwesen wurd<' begonnen. 
Letztere Bestrebungen knüpften ein neues Band zwischen der Zentrums- 
partei und der Armee. Die neue Armeevorlago im Dezember 1910 fand des 
Zentrum so eng an der Sei te dvr Regierung, daß die rheinischen Laberalsn 
geradezu von einer , Militärvorlage von Zentrumsgnaden* sprachen. 
Im Febniar 1013 wurde gelegentlich der Säkularfeier des l^efrriungs- 
krieges in Versammlungen des VVindthorstbundes am Rhein von einem 
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katholisohen General mit religidsen Argiuaenten erörtert, ,wie ee kam. 
(Laß Gott 1813 unsere Watfen segnete'. Die siegreichen Truppen von 
1870/71 seien, so führte vr weiter aus, sämtlich aus den konfessionellen 
Seluilen }K'r\orgegangen, an dirson dürfe also nie gerüttelt werden, 
.Jeden Angriff auf den konfessionellen Charakter unserer Schule müssen 
wir entBoliiedeii surfiekweiBen* wir sind Terpflichtet das«, denn er ent- 
halt einen Angriff auf unser Volksleben und nicht auletct auf unsere 
Wehrkraft ; die fortschreitend© Erkei ntnis ehr reUg^ösen Wahrheiten 
mit ihrem HinAveis anf die unvergängliclien W erte erz.irlien drü ,'}imp- 
linpr zum sturmfesten Mann.' Seit die naeh pobtisclicr (Jt hunt; ver- 
langenden katlioliseh-konfessioneilen Triebkriifte sich m Staat und 
Reich durchgesetzt hatten* paßten sie sich den machtpolitisohen Be« 
dürfnissen des Vaterlandes und dt-r militaristisQhen Gestaltung der 
«'uropiiisclien Gesanatlape ohne EiiL'^chränkung an. Sie Avaren durchweg 
bereit, die Bürgscliaft für eine tatkräftige Geltendmachung nationaler 
Ansprüche gegen fremde Beeinträchtigung mit zu übt^rnelimen. 

Die rheinische Sozialdemokratie behauptete uch dagegen auch in 
dieser Zeit» wo das Zentrum au seiner Vollkraft heranwuchs, nicht nur, 
sondern sie wurde, namenthcli in den großen Städten, zusehends stärker. 
Die zuversichtliche Erkhimug Windthorsts vom Jahre 1878 (S. 363) 
onv'ies sieh als irrtümlich. Es stfllte wohl den größten Mißerfolg der 
. imiern Pohtik im Reich wie in Vrvuüeix dar, daß sie die unüberhrückte 
Khift. die zwischen dem Proletariat und den übrigen Gruppen der 
Bevölkerung gähnte, mcht zu schUeßen v(>rstand. Wie dem großartigen 
Wirtschaft Uchen Schaffensdrang dieser Zeit für den gefährlichen Wett- 
kampf mit dem Auslande die überlegene politische Leitung fehlte?, so 
wurde er im Iimern nicht durch ein an den Kern der Frage reichendes 
soziales Verständnis und durch angemessene geistig-sitthche Regula- 
tive geordnet. Die verh&ngnisvoUe Spaltung zwischen der Arbeiter- 
schaft und dem übrigen Bürgertum war geradezu eine Aluionnität, 
da doch der ganze wirtsehaftliclie Aijf>ti( g des K< iches von der Arljcit 
des \'ierten Standes ablia/igiL' wnr. Die Ar)>' iterpart<-i, die ihrer demc- 
kratischen Staatsauffassung gejnäß aulieriiaJb der pohüschen, mehr 
und mehr dem Konservatismus zuneigenden Bestrebungen des Bürger- 
tums verharrte, war im Reich von 125 000 Stimmen bei den Waiden 
von 1871 und von einer Million Stimmen bei den Wahlen von 1890 so 
angewachsen, daß sie 1912 mit ^lilh^nen Stimmen doppelt soviel 
als das Zentrum, dreimal soviel als die NationalUberalon aufbrachte. 
Mit 110 Abgeordneten wuchs die Sosdaldomokratie über das Zentrum 
hinaus Bur stärkstm Fraktion des Reiohstaj^jan. . Das Ungesunde dieser 
Lage wurde im bürgerlichen Kreise wohl empfunden, aber die Parteien 
hielten es docii für genügend, daß das Gefühl der rJegpusoitigkeif und 
SoUdarität der Interessen durch die seit 1881 cing<'leitete, gewiß htn hst 
dankenswerte, aber von der Arbeiterpartei aus grundaatzhclien Er- 
wägungen nidit anerkannte Sodalpolitik und Sosiahefonn zum Aus- 
druck kam. Über die K< form des preußischen Dreiklassenwahlrechts 
(S. 308), die die Partei unbedingt forderte, weil dieses Wahlrecht ihren 
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Parteigenossen in derselben Zeit, wo sie die st&rkste Reiohstagefraktioii 

mjrden, dun Zutritt 7.um preußischen Abgoordnot<'nhaus noch immer 
naliezu vt^rsclüoß. wurde in d< n Jalircu 1908—1910 zwar viel veriiandplt. 
aber mchts erreicht, trotzdem die Regierung selbst die Initiative w- 
griffen hatte. Eine Thronrede vom 28. Oktober 1908 nahm die längst 
\vniis( lu iiswerte Reform in einem Sinne In Aussicht, der ^der wirlsäliaft- 
Uchen Eutw icklung, der Ausbreitung der Bildung und des politischen 
Verständiüsses sowie der Erstarkung des staatlichen Veratitwortlich- 
w M V entspricht'. Die Konservative Partei aber, für die dieses 
Wahlrecht das feste Bollwerk ihrer parlamentarisclion Stärke bildete, 
widerstrebte der B«{orm auf das j&ußerste, und sie fand Beistand bei 
der Zentrumspartei, die zwar ihre eigenen Interessen beim allgemeinen 
gleichen Wahlrecht ebensogut zu wahren verstand wie beim Droi- 
klassemvalikecht. aber ihre Verbindung mit d,-n Konservativen auf- 
rechterhalten wollte. Nicht einmal ein Pluralu ahlrecht, für cia^ dio 
riieinisohen NationalUberal^ eintraten, wurde zugestanden. Die iang- 
wjerigen Verhandlungen löston sich am 27. Mai 1910 ohne jedes Ermbnis 
m unfruchtbaren Slrtit der Parteien auf. 

u-^J^'?^-^ Zusaniinenwirkeii des ,selnvarzblauen Blocks', das den innerii 
*OrtechnttinPreußenmliberaleniunddemokrat.ischcmSiniievölliauiit*r. 
oand, erweckte dem Zentrum, dessen xMachtstellung auch sonst vielfacli 
unbequem empfunden wurde, manche Gegner. Als die Partei 1910 
Ihren roleranzantrag (S. 395) wiederum einbrachte, erhuigte sie nicht 
wie iyu2 eine Majorität ffir ihn. sondern der Reichstag lehnte ihn jetzt 
mit 160 gegen 150 Stimmen ab. Im Rheinland aber zog die Sozial- 
üemokratie bei Stichwalüen erhebliche Vorteile daraus, daß sich ihr .Mit- 
lauK'r aus hberalen Kreisen anschlössen, um das Zentrum zu scliu uclu n. 

-uie rluirusclie Sozialdemokratie war bis 1903 von den die Partei 
nn allgememen seit 1895 stark in Anspruch nehmenden Auseinander- 
setzungen des ,Revisionisnms' kaum berührt worden. Von da a!) n'h- 
watsicundmsbesondereseit 1906ihre .Rheinische Zeituncr', vorNviegencl. 
Tw*^" Zuspitzung, revisionistisclie Ideen, ohne 

aoer cüese Streitfragen hervortreten zu lassen. Sie konzenlaierte «ch 
PoiTrn' ''''^ Bekämpfung des Zentrums, Ihre 

R^^«fi« ^^^^ Unzufriedenheit der Massen nüt der 

v^^T^ u' -^'^^^ ^schwarzblaue Block' gleichfalls 

^nf n n r^'i'^' erheblich gestärkt. Die nationalliberalen Jugeiid- 
Rh Mu eh : ^ der Zentrumsherrschaft «m 

krat e 10^^. '''^'? "^'^ ""^^^''^^^ überzeugt waren, daß die SodaWemc 
w wl^^ '^;''e«/nt<^nat.onalen Programms im Kerne nicht mideutocli 
der R^^^l^f'^vl Stichwahlen mit ihr zusammenzugehen. Bei 
de nok rl««^';^ lÖU wurde Düsseldorf vom Zentrum an d.e Sozial- 
erirdanrnn T ^'^^ ^'"«'^ »"ß^'-^^ erbitterten Wahlkampfe 

tawab Jni^^n / . '^'^^''^l^' "^okraten. Von den 35rheirüschen Fweichs. 
Ä V 26 zum Zentrum. 5 zur Sozi aide mokrs- 

3 zur Naüonalliberalen, l zur Christliclisoziaien Partei. Dj^ " 
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Zentrum erlangte in der Rheinprovinz 663000, die Sozialdemokratie 

322 000, die Nationallibcrale Partei 217 (KM), die Cliristliclisoziale ParU-i 
3ö 000 Stimmen. Dio K^ibiisclu' Vo!l<</i iturie; huito vorher di(> Walil d»'s 
Zeiitrumskandidateii in Köln ab .religiöse Pflifht alh r tjottesgläubigfii 
Mäjiner' bezeichnet uiid zugleich die Wäiiler aufgefordert, ,die Kaiser- 
treue mit dem Stimmzettel zu beweisen*. In einem Erlaß vom 14. Ja- 
nuar 1912 hatte Kardinal Fischer sogar erklart: »Täusoben wir uns nicht, 
<lje Grundlagen, auf denen nach Gottes An(»rdnung die menschliche 
Gt sellschaft ruht, begiimen zu wanken, und es ist uahrlit h keine üher- 
fliisÄige Besorgnis, wenn dio Fürsten für iliro Throne, ja für iiir Lt^ben 
fürchten. Soll die menschliche Gesellschaft nicht dem Ruin entgegen« 
gellen, so wird es nötig sein, daß eine bessere Einsicht sich gebieterisch 
Bahn breche und daß den Bestrebungen des Umsturzes endgültig Halt 
jjrbotrn n erdc'. Die Kölner Stichwahl entschied aber g«'gen das Zentrum. 
\\ t'uri seine Pi esso noeh vor wenigen Tagen erklärt hatte, e^* gehe .keine 
große Stadt auf dem weiten Erdkreise, wo, ganz allgejuein gesprochen, 
der Katholizismus eine so starke Stellung im öffentlichen Leben hat, 
u*lc in Köln*, so war seit 1912 diese Hochburg des Zentrums, ,die letzte 
Großstadt des Penthchon Reiches, die im Reichstag durch einen vater- 
ländisch und christlich gesinnten Abg(>(»rdneten vertreten war', für den 
Beiciistag an die Sozialdemokratie \'orJorcn. ,Den brennenden Schmerz 
dieser I^'iederlage' erklärte die Kölnische V'olkszeitung .nicht vergessen 
zu wollen, bis die Scharte ausgewetzt ist/ 

Die unbequemster! Schwierigkeiten erwuchsen aber dem rheinischen 
Zentrum auf katiioh.>clier Seite. Im Sclioüe des Katiiohzisnius hatten 
i^'ich seit 1895 im Zusammeiüiajig mit dem gigantischen Aufsciiwung 
desWirtsdiaf tslebens zwei Richtungen ausgebildet, die in ernsten Lebens- 
fragen eine so schroff entgegengesetzte Stellung eimiahmen, daß eine 
Verständigung sich als unmöglich erwies, obgleich die katholische Presse 
von 1909 bis 1914 von heftigen und leidenschaftlichen Aii'ieinanderset- 
zungen geradezu erfüllt war. Die im Rheinlarid vorwallende .Kölner 
Richtung' hatte, wie wir salion, einen teilweisen Anpassuugsprozcß an 
das moderne Leben vollzogen und war dadurch in Gegenaatz zu den 
.integralen' \'crtretern kirchlichen Glaubens und kirchlicher Autorität 
gekommen. W enn diese Gegner ilir vorwarfen, ihre Haltung entspringe 
7-uni Teil .modern protestantischen Ideen', so handelte es sich anoli jetzt 
nicht um den theologischen Modernismus (S. 391), der sich nacli 1900 
besonders in Frankreich ausgebreitet hatte. Papet Pius X. richtete 
gipgen ihn am 3. Juli 1907 ein besonderss Dekret nebst einem neuen, 
65 Irrtümer aufzählenden Sy Ilabus und am 8. September 1907 noch 
eine weitere Enzyklika. -Als er am I. September 1010 von allen Geist- 
lichen dio Ablegiuig eines besondern Ajitimodernistenoides forderte 
und damit bezügüch der katholisch-theologischen Fakultäten an den 
. X7niT«nitaten aoi das Grenzgebiet von Staat und Kirche ttbeigrüf, 
regte sidi im Rheinlande keinerim Widerstand. Den modernen Geistes- 
«trSmungen, die den Aufbau einer neuen Philosophie erstrebten, um im 
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Zusammenliang mit der Kirche oder ohne Verbindung mit ihr an dio 
Stelle der reinen Spekulation im alten Sinne eine Wechselwirkung 
nüt Natur- und Geschichtswissenschaft zu setzen, fehlte am Rliein 
der für ihre Ausbreitung geeignete Boden. Kardinal Fischer konnte 
am 14. Januar 1912 in Köhl erklären, die Kontroverse über den 
Modernismus beweise nur. daß der Papst die geistige Großmacht auf 
Erden sei und bleibe. 

Die wirtschaftlichen Streitfragen hatten sich dagegen weiter zuge- 
spitzt, seit Pius X. Papst geworden war (1903). in dem sich noch eijunal 
das Streben der Kirche verkörperte, weltlichem Treiben gegenüber da.s 
Gottesreich auf Erden darzustellen und das Volllcomraenheitsideal der 
EvangoÜen aufzurichten. .Verblendete Uberkatholiken', wie die Köl- 
rusche Volkszeitung sie nannte, salien nun in den .wirtschaftUch-materia- 
üstischon Emanzipationsbestrebimgen vielleicht die gefälu-hchste Be- 
wegung, welche die Kirche unserer Tage bedroht. Wie ein Riese ist diese 
Bewegung heraufgezogen und sucht unter ihren mächtigen Schritten 
Religion und Kirche in den Staub zu treten; sie geht darauf aus, das 
U irtschaf tliche von dem Religiösen vollständig loszulösen und ganz 
und gar auf eigene Füße zu stellen.* Das ruhelose Trachten nach mate- 
riellem Besitz und Gewinn lähme die christlichen Tugenden der Selbst- 
verleugnung und Demut, der Herzensreinheit und Menschenhebe, urd 
setze an ihre Stelle die Mächte des Eigennutzes und der materiellen üa- 
seinsfreudc. Von den rheinischen Bischöfen stand der Trierer Bischof 
Korum dieser Richtung nalie. Ihre Preßorgano aber, die .Ständeord- 
nung' in Koblenz (seit 1900) und die .Petrusblätter' in Trier (seit 1911), 
die die Ruckkehr zu ständischen, dem altern Zunftwesen und anderen 
mittelalterlichen GeseUschaftsbildungen angepaßte Einrichtungen emp- 
fahlen und auf eine ausgesprochene Mittelstandspolitik abzielten, 
konnte die Kölner Richtung mühelos als Vertreter .doktrinärer und 
weltfremder Maßnalimen', mit denen sich kein soziales Zukunftsgebäude 
aufrichten lasse, beiseiteschieben. Sie bhob bei ihrer Sympathie für 
das moderne kapitahstischc System, dessen Auswüchse sie indessen 
durch eine wirksame Sozialpolitik bekämpft wissen wollte. 

A icht minder scharf spitzte sich der Gegensatz in der GewerkschafU^- 
trage zu, in der die .Berüner Richtung' unter dem Patronat des Kardinals 
Kopp von Breslau die KöMer Richtung bekämpfte, weil sie zu einer 
Übertriebenen Betonung des wirtschafthehen Interessenstandpunktes 
der Arbeiter führe. Papst Pius X. hoß deutUcli erkemien. daß er rucht 
aui aer beit43 der Köhler Richtung stand. Dem andauernden Bemülien 
fios Kardjna^ Fischer gab er jedoch am 24. September 1912 insoweit 
nacn. als er die christlichen Gewerkschaften nicht geradezu untersagte. 
ADer er blieb dabei, daß die soziale Frage und die mit ihr verknüpften 
Mreitfragen über Charakter und Dauer der Arbeit, über die Lohnzalilung. 
Tninn ^''^«it^'^t^'^^ik in crst^jr Linie sitthch-religiöse Angelegenlieiten 
l^^lfo / "^^"""^^"^^ Sitt^^ngesetz und vom Stand- 

d^pr m7i Kathohsche Arbeiter dürften 

aalier Mitgheder der ehristhchen Gewerkschaften nur daim sein, wenn. 
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we außerdem einem katholiaehm Arbeiterrwrai angehörten W o m 
Mbetraclit der Ort« Verhältnisse die kirchüche Obrigkeit es für gut be- 
finde, gemischte- Gewt.rkschafton mit dieser Vorsichtsmaßregel zuzu- 
lassen wolle er nicht dagegen sein; doch dürften die interkonfessionellen 
Goworkschafteu den Arbeitern nicht aufgedrängt, vielmehr müßten die 
rein kailioliachen Arbeiterveidne auf jede Weise unterstützt und ge- 
fardert werden. Der rheinische Zentmmsführer.Trimbom suchte «war 
am 24. November 1912 dieser päpstUchen Entscheidung in Sachen der 
ehristliclien Gewerkschaften die beste Seite abzngewimien, aber am 
13. Februar 1914, nach dem Tode des Kardinals Fischer, betonten auf 
einer Konferenz in Köln die seclis Bischöfe der Köhier Kirchenprovinz 
wiederum den in. erster Linie religiösen CSiarakter der Arbeiterfrage, 
und Fischers Nachfolger, der Kardinal v. Hartmann, legte den Nach- 
druck auf dir Erstarkung der katholischen Arbeitervereine, nicht auf 
die clmstiiciien Gewerkschaften. Der westdeutsche Vorband dieser 
Arbeitervereine wuchs denn auch 1914 auf 200 000 Mit^lu der an. 

IHeeeAuaeinandeiBetzungen zeigten deuthch, w as sei t dem Septennats- 
konflikt von 1887 anoh sonst schon wiederholt hermrgetreten war, 
daß das Zentrum und insbesondere sein rheinischer Flügel, dem sich 
die Mehrheit der Gesamtpartei anschloß, als jK^Ii tische Partei eine gewisse 
Selbständigkeit der Kirche gegenüber beanspruchte. Man gab zwar, 
da letatnn Endes in jeder politischen Frage ein rehgiöses Moment ent- 
halten sei, zu, daß die Kirche auf dem Wege der Seelsorge jeden einzeUien 
Gläubigen auch in der Politik autoritativ beeinflussen könne. Aber die. 
Partei als solche wollte in Fragen, die nicht rein reh'giös und nicht offen- 
bar gemischt waren, die Wünsche drr Kirckenleitung wohl beachten, 
ihrer Autorität jedoch nicht unterworfen sein. Sie wollte eine politiseiie, 
keine katholiscl^ Partei sein. Sie glaubte auf diese Weise unter den 
besonderen VerhSltnissen in Deutschland der kathoHschen Sache am 
besten dienen zu können. Schon früher hatte die Partei gelegenth'ch 
zum Ausdruck gebracht, daß sie diesen Standpunkt im Cc-Ln risatz zu 
der ,Kathohschen Fraktion' von 1852 (S. 314) einnehnif , alw r praktische 
Bedeutung erhielt er erst jetzt, wo von etwa 1905 ab die Kölnische 
Vblksseitung zugleich die Auffossung von einem »allgemeinen Christen- 
tum' vertrat. Als Grundlage der politischen Tätigkeit sollten diejenigen 
ehristUchen Leliren dienen, die den Katiioliken und Protestanten ge- 
meinsam sind. Rlieini.sche Gewerkschaftsführer wie Stegeruald und 
Giesberts sprachen das offen aus, und letzterer erklärte auf dem Kongreß 
christlicher Gewerkschaften 1906, die Zeit sei gekommen, ,wo das 
deutsche Volk über die konfessionellen Gegensätee hinw^ sich die Hände 
reichen muß zur Verteidigung der gemeinsamen religiösen und vater> 
ländischen Ideale'. Eine besonder^ Bedeutung in diesem Zusammen- 
hange hatte eine 1906 von Juhus Bachem in ivöln veröffentliclite Ab- 
handlung: ,\\ir müssen aus dem Turm heraus." Im Hinbhck darauf, 
daB die katiholische Kirche in Deutschland, wenn auch noch nicht alle 
ihre Wünsche erfüllt seien, doch im allgemt iuen Freiheit genieße, sollte 
das Zentrum, das eine politische, keine konfessionelle Partei sei, fortan 
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die gläubigen Katholiken und die gläubigen Protestanten iji .^ich m- 
rinigen und sich als eine große christliche Volkspartei die Durchfülirnng 
christhcher Grundsätze im öffentliclit ii Leben zuni Ziel setzen. Plan- 
mäßig sollten also gläubige Protestanten, vor allem christüch-sozial 
gerichtete, welche gute Fühlung mit dem Zentrum zu nehmen und zu 
unterhalten willens und geeignet seien, in die Partei au^nommen und ab 
Zentnimsab|n;pnrdiu tc avifgostellt werden. Auf diesem \\'ege, dor die von 
(Wr Köliior Riciituug in der besonderen Frage der .christlichen' Gework- 
.Schäften schon längst eingeschlagene Politik allgemein weiterführte und 
dem J. Bachem ,eine geradeui Yitale Bedeutung' beimaß, konnte zunachat 
die Werbekraft der Partei, die bisher auf den katholischen BeTÖlkerungs- 
leil beschränkt geblieben war, (^rbreitert und die Partei so stark werden, 
daß sie wirklich .Trumpf* \\urd(s d. h. mit Hilfe der Kon.servntivcn dif 
Liberalen uiid Sozialisten, mit Kilfc der Liberalen die Konsirvativin 
überstimmen sowie im Notfalle mit den SoziaÜstcn imd kleineren 
Gruppen auch die Konservativen und Liberalen in Schach halten konnte. 
Der Plan ging aber zugleich von der offen dargelegten Er\^ ägung aus» 
«•s lirgc ,im Iulvcrc.ssc eines Staatswesens, in \\elehem die Konfessionen 
.so gemischt sind wio im Deutschen Reiche, daß die Trennuiig im Glcauben. 
wekhe die Bevöll;eruiig spaltet und so viele Schwierigkeiten, auch in» 
öffentlichen ]>ben» schafft, sich nicht mehr geltend mache, ab die 
notwendige Wahrung des Glaubensstandpunkte» es erheischt'. 

Diese Erwägung deckte sicli zwar n\it d(^r Grundrichtung der von 
Wilhelm IL und der Regierung durchgeführtoti Politik, aber für-da-< 
Bewußtsein großer Teile der Zentrumspartei, die in Wirkliclikeit doch 
1870/71 als Vereinigung von Katholiken zum Schutze kathohscher Inter- 
essen entstanden, im Kampfe für diese Interessen groB geworden und bei 
den Wahlen ständig auf die^ Hilfe des kathoUschen Klerus angewiesen 
war, voräiiderfe sie. so wenig os die Kölner Gruppe zugeben wollte, dm 
historischen Charakter der Partei. Die ( legnor, derei\ rheinischer Füiirer 
der Zentrumsabgeoidnete für Trier, H. Koeren, war. stellten auf eijier 
Konferenz in Köhl am 13. April 1909 der Absicht, alle politischen Fragen 
.im Lichte der c h r i s 1 1 i c h e Weltanschauung und der nationden 
Int<iressen' zu behandehi. die Forderung entgegen, das Zentrum müs.«5e 
die Interessen des gesamten Volkes auf allen Gebieten des öffentlichen 
I^beOB im Einklang mit den Grundsätzen der katholischen 
Weltanschauung vertreten. Eine allgemein christliche Weltanschauung 
gebe es nur in Gestalt einer unzulässigen Religionsmengerei. Auch die 
romisrhfs der Kurie n/Uiest. hende Presse sprach die Befürchtung aus, 
* ^J^^^^!}^^ Richtung zu .einer Verflachung d.^s Bekenntnisglaubens 
und des rehgiosen Bewußtsein, zu einer katiiohsch-protestantischcu 
Misehrehgion* führen werde. 

AK^M ^^^^'^^^^^^ Zf titrumspartei betrieb, wie wir sahen (S.404). die 

Abschheßung der Katholiken gegen die Einflüsse fremder Denkart 
unü gogwi die Beruiirung mit den modernen Gei.stesströmungen da, 
WO es «oh mit ihren pohtischen Zielen deckte, auf das nachdrückUchste. 
una sie rühmte es laut ,als einen uuverkeimbaren Fortscliritt, daß wir 
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heute konfeflsionell bestimmter, abgegrenzter Bind ala vor hundert 
Jahren*. Aber auch die kathoUsohe Aufklärung im 18. Jahrhundert 

hatte durch starko Betonung dogniatisc h( r Orthodoxie den Eindruck, 

(laß sie in praktisoln ii Fragen von der Kir( lienleitvmf; ahwich, zu mildern 
p^snoht. Das rhoiiiisdio Zentrum verlangte und erwirkte doch in der 
Tat von der Kirclienleitujig Kiieksichteu auf dio beaoudereu Interessen 
Deutschlands, die sie von sich aus nicht für erforderlich hielt. Als am 
26. Mai 1910 Pius X. in der Borromäusenayklika von den Protestanten 
als von Menschen sprach, .deren Gott der Bauch ist' und zugleich 
als die Förderer der Refornmtion des 16. Jahrhund* i f die .verkoin- 
luenen Fürsten' hfzeiehnel»-. gab die kathoüsciie Presse am Uh* in (h-iu- 
lich zu erkennen, wie inopportun ihr solche Äulierungen crsclüenen. Von 
einer amtlichen Publikation des Dokumentes in Deutschland mußte die 
Kurie absehen. Als ferner am 9. Oktober 1911 ein Motviproprio desselben 
Papstes den katholischen Kl('ru^ diiichweg der Reclitshoheit der Stallten 
7.U entzi« lu Ti suchte, wirkte die rli» iiiisehe Zentrumspresse dahin, daü 
beruhigende Erklärungen abgegeben wurden, wonach dieser Erlaß für 
Deutschland keine Geltung hatte. So war es kein Wunder, daß die 
Jntogr^en' erklarten, das Vorgehen der Kölner beweise, wie weit ,dio 
Infiltration protestantischen Geistes* Pchoi\ Platz ^e^trlffcn habe. In 
♦ iner alarmirreiiden Streit*;ehrift vom Jahre 191U wurde Köln a.U .eine 
innere (icfahr für ih-ix KatiioLzisnius' bezeicimet. Kardinal Kopp 
sprach von einer »Verseuchung des Westens' und wandtt> sich gegen die 
»Entklerikalisierungsvcrsuche* der Kölner Richtung. In den erregten, 
jahrelang fortgesetzten Auseiuaud< rsetzungen bezeichneten beide Par- 
teien sich gegenseitig nis .Maiierfraß am Zentrumsturm'. Die Köhlische 
Volkszoitutiii alx r klagte im Oczembcr 19II und im Mai 1912 üh( r 
.ernste Symptome der inteniationalen Verschwörung, die seit Jaliren 
ebenso fanatisch wie systematisch den deutschen KathoUdsmus und 
seine Füliror herunterreißt. Vom Auslande, namentUch von Italien und 
Frankreich, wo die deutschen Kathohken bisher als Vorbilder — Ger- 
mania docet — bewundert wurden, werden wir hciit»- in sämtlichen 
Kultursprachen dahin belelul, daß Deutschland ein IkkIisI bcdenkUches 
Land sei, Brutstätte der Häresie im allgemeinen und des Modemismus 
im besondern, der katholische Teil bei weitem nicht unbedingt katho- 
lisch und päpstlich genug» in Norddeutschluid sogar halb protestantischj 

weni\ .annh unhcwiißt.* 

l>ie (icgt uvatz( waren nicht zu vt-rmitleln. Wenn der Kölner Erz- 
bischof Kardinal Fischer am 14. Januar PJ12 feii ihch gegen ,die unver- 
antwortlichen und Terblendeten Verdächtigungen' protestierte und er- 
klärte, nirgendwo bewähre sich ,die katholische überzeugimg ent- 
scliiedeurr, kraftvoller und wirksamer als in Deutschland imd am Rhein*, 
so urt< il1e einen Jhuiat später drr lircslauer Kardinal Kopp, die Kölner 
Richtung vermöge nicht mehr dio wahre Bedeutung und Absicht päpst- 
licher ^Ordnungen su erkennen; sie wandle auf Wegen, auf dioien 
.mehr als dnmal der Ungehorsam und die Auflehnung begonnen haben'. 
Die aus der tatigen Mitarbeit am indttstrieUen und potitisohen Leben 
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der Gegenw art zwangsläufig entstehenden Kräfte, die die Befreiung des 
Individuums zum Ziele haben, suchten sich auch gegenüber der .inkar- 
nierten Autorität' der kathohachen Kirche da durchzusetzen, wo du- 
mittelalterlidbe Übenpannung des konfessionellen Prinyjps init den 
realfiii Tatsachen unvereinbar eraohien. Es war ebeneo natürlich, daß 
dieser Prozeß auf dem wirtschaftlichen Gebiete dtk seinen Anfang nahm, 
wo, wie im Rheinland, die industriellen und kommerziellen Interessen 
ausschlaggebend \\ar(;n, wie daß er auf pohiischem Gebiete da zu Koin- 
promieaen drängte, wo, wie in Deutschland, die katholische Partei wäli- 
rend des Kulturkampfes große, das Selbetbewußtsein st&rkendd Erfolge 
au8 eigener Kraft errungen hatte. 

Diese inneren Kämpfe mit ihrer Erbitterung und Verhetzung nahtneu 
die öffenthchkeit im Klieinlande zu denselben Zeit stark in Anspruch, 
wo man sich in der äuBem Politik Jahr für Jahr vor der Gefahr einer 
europäischen Katastrophe befand. Von der Grund- und Lebensfrage des 
Deutschen Reiches nahm man im Rheinland wie im übrigen Deutsch- 
land noch immer nur die Oberfläche wahr. Nach vierzig Friedens- 
jahren glaubte niemand recht an den wirklichen Ausbruch vlms 
Krieges. Die äußere Politik wurde zwar, wenn die jälirlich droiicnden 
Sturmzeichen auftraten, in der rh^nischfm Presse lebhalt erörtert, 
aber man rcclinete doch darauf, daß die Beilegung neuer Krisen ebenso 
wie die der vergangenen gelingen und daß die Regierung e« nach wie vor 
verstehen werde, da,s Keichsschiff durch alle Gefaliren sicher hindurch- 
susteuerh. Die von der Regierung geförderton Bestrebungen, durch 
wiederholte Besuche und Gegenbesuche von Körperschaften und 
Gruppen die feindHche Stimmung in EngUuid za mildern und so die 
deutsch-. nglisclien Beziehungen zu verbessern, fanden im Rheinland 
weitgehendes Entge>genkommen. Neben jenen inneren Parteikämpfeu 
ww es indessen nur der unbegrenzte wirtschaftliche Schaffensdrang 
und der Siegeszug der deutschen Arbeit in der Welt, der die Aufmerk- 
samkeit ständig und ernstlich fesselte. Die Befriedigung über die un- 
unterbrochenen Erfolge auf diesem Gebiete brachte alle Bedenken über 
die internationale Spannung zum Schweigen. Die planvoll ausgebaute 
SohutzzoUpohtik steigerte die Leistungsfähigkeit wichtigin- Zweige der 
rnMnisdi-westflUischen Eisenindustrie so selir, daß es ihr durch dii- 
hohen Inlandpreise vielfach erleichtert wurde, auf dem Weltmarkt die 
Konkurr.Mv/, des Auslandes zu besiegen. Der rheinische Export nahsi 
riesige Dimensionen an. Durch periodische Veröffentlichungen wies 
man hier wie im übrigen Deutschland voll Selbstbeu ußtscin das Au.s- 
und noch besonden darauf hin, auf welchen Gebieten die deutsche Arbeit 
schritt vor Schritt die der älteren Mitbewerber aus dem Felde schlug 
und Ihre Überlegenheit zur Cltung brachte. Die wirtochaltÜchen 
fragen N\aren durch die Entwicklung des letzten Menschcnalters 
macnttragen, also politische Fragen, geworden. Man empfand aber 
5a- n« * u Anzeiclien und trotz der wachsenden Isolierung 

WS deutschen Beichos so wenig politisch, daß man unentwegt voraus- 
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setzte, durch aiige^paimteu Fleiß werde die deutsche Arbeitslust und 
Intelligenz auf friedlichem Wege, ohne eine Verstftndigung mit dem 

konkurrierenden Auslande, aber aucl) ohne das Dazwischentreten 
kriegeriseher fJowaltsanikcit, die Stellung des Keiclu's im Kreise der 
Weltgroßmäclite begründen können, die ihm nach der Zalil seiner l^c- 
woliner und im Hinblick auf seine materiellen und geistigen Kraft« 
gebührte. 

Inswischen ging aber das militärische Wettrüsten d^ Orofimachte 

seinen alten Gang weiter. Der Revanchegeistin Frankreich wurde durch 
dif marokkanische Kraftprobe der Einkreisnngspolitik im Jahre 1911 
au 1j( r< >rdentlich gestärkt, als im Juli eine Kedc Lloyd Georges i m erißli.schen 
Unu rhauso bestimmt erklärte, England sei kriegsbereit uml » erdo an 
der Seite Frankreichs stehen, und als sich Verhandlungen Englands 
mit Belgien über eine Landung an der flandrischen Küste im Falle des 
Krieges anschlössen. Die herausfordernden Wendungen der Rede des 
englischen Ministers bewirkten am Rheitie wie in Deutschland über- 
haupt eine lai\ge nachwjrkt^nde Erregung der üffentliclieji Meinung. 
Frankreich machte nicht nur jede Entspannung seines Vcrliältnisses 
zu Denteehland von der Rückgabe ElsaB-lAthringens abhängig, 
Kondern es war überhaupt gegen jede Annäherung, weil dadurch die 
Vorteile seines langjährigen Zusammenwirkens mit Kußland imd 
England illusorisch, wurden. Vom Jahre 1912 ab durften diejemgen 
russischen Kräfte, die auf eine baldige Lösung der Balkanfragen in 
slawischem Sinne und somit zum Kriege mit Österreich drängten, 
überzeugt sein, daß Frankreich seine Bündm'spflicht anch dann erfüllen 
werde, wenn Deutsehland sich wiederum, wie 1909, an die Seite Öster- 
reichs stellen sollte. Der Konflikt in Zabern 1913 gab der chauvinisti- 
scijen Erregimg in Frankreich neuen 8toff, nachdem es im Herbst 1912 
auf Rußlands Drängen zur dreijährigen (statt zweijälirigen) Dienstzeit 
seüu»> Armee übergegangen war. MSt französischen Anleihen brachte 
gleichzeitig Rußland seine Armee und sein Eisenbahnnetz in krieg.s- 
bereiten Zustand; es sali in Deutschland jetzt das eigentliche Hindernis 
für sein Vordringen nach Knnstantinopel. Mit England suchte zwar 
der Reichskanzler Betimiann HoUweg bessere Beziehungen herzustellen, 
und Teilabmaohnngen über Einzelfragen schienen gute Aussichten zu 
liieten. Aber in der englischen Regierung wie im englischen Volke war 
der Glaube festgewurzelt, Deutschland wolle Englands Vormacht in der 
Welt beseitigen uii/l ^ieh an seine St^'Ue setzen. Die öffentliche Meinung 
erregte sich durch dje V'orstellung von einer angeblich beabsichtigten 
deutschen Tiandnng an dw englisohisa Küste» und da einzelne Offiuere, 
die früher dem deutschen Gmieralstab angehört hatten und das Zu* 
rückwricheii Deutschlands vor der Entente seit 1911 nicht bilUgten, 
<'ine publizistische Tätigkeit entfalteten, in der der Krieg als .eine bio- 
iogisciie Notwendigkeit' beliandelt, das Scliiedsgericht als eine ,Idee 
von merkwürdiger Kurzsichtigkeit' abgeleluit und die Ansicht ver- 
treten wurde, daß »die Erhaltung des Friedens niemals der Zweck der 
Politik sein kann und sein darf» so wuchs im Auslände, wo diese Sohrif toi 
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mehr beachtet wurden als in Ueutdchland selbst, der Argwohn gsgen 
Deutschlands vcrmeintlichr Kriegslust und aggresi^ive Tendenzen weiter 
an. Zu einer Verständigung über Englands Neutralität bei einfU; 
etwaigen kontinentalen Kriege und zu einer Einigung über da» Zeitmaß 
der beiderseitigen Flottenvennclirung kam es 1912 trotz längerer Ver- 
liandlimgen nicht. Zu Itab'oii war das Verhältnis der MittchnSehte 
schon X ii 1002 so, daü Frankreich sieh auf dessen Neutralität im 
Kriegsfall«' sjclicr verlassen konnte. Soweit es sich um das Verliältiiis 
von Italien zu österreieli liandf-lte, truji d<T Dreibuiicl von Anfang ati vv\ 
Moment der Unehrlichkeit in sicli. Seit Deutschland t igeue Inlerci^st^u 
in Vorderasicn verfolgU^- und mit England auf gt^spamitem Fuß 
stand, war auch das Verhältnis zwischen Deutschland und Italien 
unaufrichtig geworden. Da Italien .ein hemmendes Element im Drei- 
bund geworden war', wünschten sowohl Frankrcieh als Rußland jetzt seiii 
\'erbleiben in ihm. Mit dem baldisren Ausbrn( Ii flrs Krieges rechnete r.iaii 
in den kontinentalen Ententestaalen .'<eil 1913 l^estiinnit. Die d«'Vil.-iiiit? 
Volk.Hvertretung aber bewies in dieseiu Jaiirc, dem Sakuiurjahre des Be- 
freiungskrieges, der jEtegicrung, daß sie für eJle Fälle die militärischen 
Machtmittel der liage anzupassen bc ivit w ar. Der anwachsenden Bevölke» 
rungszahl entsprecliend wurde di< I'rii denspräscnzstärke der Annee um 
140 000 Manu, auf insgesamt 790 (NM) .Mann, erhöht, und ein Ix-sonderer 
Wehrbeitrag in d«n" Höbe von einer Milliarde Mark w urde in der Erwartung 
bckvilhgt, daü C8 mit seiner Hilfe gehngen werde, die deutdche Armee 
auf einen Stand zu bringen, der den Drang der gi gucrischen Bntente 
nach kriegerischer Auseinandersetzung dämpfte, dem Reich und der 
WeU also den Frieden weiter bewahren konnte. 

Am 28. Juni 1914 wurde die \\'elt durch die von S( rl)ien inspiriiitf 
Ermordung des österreichischen Tronfolgerpaares in der bosnischen 
Hauptstadt Serajowo überrascht* Überzeugt, daß die großserbischc 
Bewegung von russischen Panslawismus und Imperiahsmus, au 
dem sich nun von dem curopäiselien Wetterwinkel aus der Weltkrieg 
entzünden sollte, gestützt wurde, um die Abtrennung der sla\^ischon 
Kr<Miländer von der Habsl»urgisch< ji Monarchie und die Autlnsung 
ilires durch die nationalen Gegensätze längst gelockerten Zusammen- 
halts herbeizuführen, sah die Ssterreichische Begierung jetzt den Augen- 
blick der Bntscheidung gekommen, auf die Rußland hihstrebte. seit es 
IM8 seine alte Baikaupolitik wieder aufgegriffen hatte. Gegenüber der 
gewaltigen russischen Militärmacht l)edeut«'te aber für Österreich-Ungarn 
die Hilfe Deutschlands alles. Der Bündtüs vertrag sicherte ihm diese 
Hilfe gegen einen russischen Angriff; für seine vorderasiatischen In- 
teressen war Deutschland selbst zudem auf die territodale Int(|(rit&t 
der Donaumonardii«' angewiesen. Am 5. Juli vergowisserte sieh die 
Wiener Regierung in Berlin, daß das verbündete Deutsche Reich ar 
österreielis Seite bleiben werde, falls dieses eine militärische Exekution 
gegen Si^rbien unternahm. Da sie aber ihren staathchen Fortbestand 
durch Serbiens Helfer, Rußland, bedroht sali, gab die österreichische 
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Regierung am 23. Juli ilirüm Ultimatum au Serbien eine Gostalt, die 
Riifilands BaKwisohentreten in hohem Grad» wahraohoinlich nutchte, 
also mit der doutachen Böndnispflioht bestimmt rechnete. In Berlin 
glaubte man allerdings annehmen zu dürfen, der Konflikt norde zwisehen 
Österreich und Serbien lokalisiert bleiben, wenn l'ußlaiul sich über- 
zeugte, daß soin Eingn-ifcn zugun.st<'n Sorbirntj ji. t/( wiv lUuO luid 1912 
den Krieg mit l)«'ulöcliland nach sich zielien werde. Das w ar aber ein Irr- 
tum. Rußland fühlte sich nunmehr kriegsbereit und war entschlossen« 
seine historisclic Rolle als Unruhestifter auf der Balkanhalbinsel wieder 
aufzunehmen. Es strebte nicht nur nach der längst geplant on Aus- 
finandersctzuiig nüt Ö-t* i i i ieii. sondern auf ( Jrund von EntscJiJicljiinf^f ri 
au.s dem Fiülijoiir 1914 auch nach der Herrschaft über den Bosporus 
und die Dardanellen, um gegenüber der Türkei steine Lebeiisintoressen 
an dieser Stelle geltend zu machon. Am 24. Juli erklärte die russische 
Regierung, kein militärisches Vorgehen 0-t rreichs gegen Serbien dul- 
den zu \\<»ll<'ii; am 27. 'Tiili fÜL'f«' sie. iiacluN-ni sie sii h inzwischen ver- 
gewissert hatte, daß Frankreieli und Ei\elautl an Rußlands .^cite bleiben 
würdou, hinzu, sie werde an dem Tage, wo ÖjNterreich die serbische 
Grenze überschreite« mobilmachen. Daß russische Operationen ge gen 
die Meerengen nur im Zusammenhalt; mit einem al^meinen euro- 
päischen Krieg Erfolg haben würden, setzte sie voraus. 

Der Anregung Englands vom 2ß. Juli, die Entscheidung über den 
scrbisehen Konflikt einer Konfert-nz d' i vier Großmächte England, 
iYankreicli, Itahen und Deutscliiand zu übcrtiagen, verschloß sieh die 
österreichische Regierung, weil sie nur durch eine unmittelbare De- 
mütigung Serbiens und durch selbständiges Vcvgehen gegen die heraus- 
fotderndo sorbische Propaganda die Autorität w ahren zu können glaubte, 
deren sie in ihren ständigen imieren Nationnlitätenkämpfen bedurfte. 
Daß weder Englaiid u(u h Frankreich irgendweiche Schritte unter- 
nahmen, um die längst begomiene und jetzt beschleunigt« russische 
Mobilmachung, die eigentliche Gefahr für den europ&ischen Frieden, 
aufzuhalten, deutete außerdem darauf hin, daß die Ententestaaton die 
Lage fÜLT geeignet liieitt n. unter dem Drueke dieser Mol)ilmachung die 
seit Jahrei\ erstrebte Schwächung und Demütigung der Mittelmächte 
zu verwirkhchon. 

Diese Auffassung gewann auch in Berlin Boden, als die Lokalisierung 
des Str^tfaltes nicht gelang. Der Reichskanzler, der während der Krisi.s 
allein die Cleschäfte führte, da sich sowohl der Kaiser als auch die 
verant\v(jrtlichon Leiter des Heeres und der Marino trotz der gespannten 
Lage auf Reisen ins Ausland begaben, war allerdings in einem verhäng- 
nisvollen Irrtum befangen. Die nicht unfreundliche Haltung der engli- 
schen Regierung in den letzten Verhandlungen, die zwischen ihr imd 
dem deutschen Auswärtigen Amt stattgefunden hatten, verführte ihn 
zu der AuTiahrao, daß England an einem etwa entstehenden Kriege 
der Kontinentalmächte nicht teilnehmen werde, wälirend sich dieses 
in Wirklichkeit zwar formell freie Hand vorbehielt, aber als die über- 
wiegende Macht der Entente durch seine bishaiige ebenso wie durob 
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seine gegenwärtige Politik Rußland und Frankreich gerade den Rück- 
halt bot. der sie za ihren Maßnahinon gegen die. Mittelmächte ermutigte. 
Im Septen\l)er 1912 liatte CIrey. der l>eiter der i iiglis( h^ ii Außt'tij>olitik, 
dem nissjsclirii Minister des Äußern, Sasonow, ausdrücklich versichert, 
im Falle eines europäisclien Krieges werde England alles aufbieten, um 
der deutaohen Machtstellung den fühlbarsten Schlag zu venietaen. Für 
den Generalatab der deutschen La'idarmee aber trat die Rücksicht auf 
England überhaupt vor den kontinentalen Ülierlieferungen zurück. Seit 
dem Abgange Bismarcks stand infolge des französisch-russisclu ri RüikI- 
nisses als drohende Wolke am i)oli tischen Horizont der Zweifrontenkrieg, 
für den sieh d<-r (ieneralstab im Laufe der Jahre durch sorgfältige 
Vorbereitung gesichert hatte, und von dem er auch jetzt annahm, daß 
er im wesentlichen üher die Zukunft entscheiden werde. Die Eigenart 
der gcfilhrdet^'n Posittcm Deutschlands bestand in dem Widerstreit 
zwischen den kontinental-politischen Rückeichten auf Frankreich und 
Rußland, die durch seine örtUche Lage zwischen diesen beiden Mächten 
bedingt wann, und den weltwirtschaftlichen und weltpclitischen In- 
teressen, in denen es vorwiegend mit England kollidierte. In dem \yo- 
litischen Denken des Generatetabes überwogen naturgemäß und der 
geographischen Lage w ie der Tradition des Bismarckschen Zeitalters ent- 
sprechend die kontinetitalen, im wesentlichen rein machtpoli tischen Vor 
Stellungen. Man war in diesem Kreise zudem über/.e.ugt, daß auch die 
deutsche Weltpohtik Jiur dami gesichert .sei. wenn sich das Deutsche 
lU'ich auf dem Kontinent der gegnerischen Koalition gewat^hsen zeigte. 
Im Hinblick auf die Weltlage und die jährlich wachsenden Rüstungen 
der gegnerischen Mächtegruppen glaubten die militärischen Kreise, dali 
der große Krieg, den sie zur Lösung der internationalen Spannung für 
kaum vcrincidlich hielten, zu einem spätem Zritpnnkt«- unter noch un- 
günstigeren l lustilnden geführt werden müßte als jetzt. Der (daulie an 
die Müglicldceit einer friedlichon Lösung war in diesem Augenblicke, wo 
der Druck der Entente wiederum rinsetste, trotzdem keinerlei Maßnah- 
men Deutschlands und öst<'rri>i( hs, sondern nur die Rußland mitbe- 
lastende Bluttat von Serajewo den Aidaß zur Krisis bot, nicht aufrecht- 
zuerhalten. Die neuerdings von d< in englischen Imperialismus aus der 
TatsiK^hc, daß die internationalen Beziehungen der (»egenwart vorwie- 
gend durch die Bedürfniese und Int. rcsscn des Gcschäf tslebcns bestimmt 
werden, folgerichtig entniokelte Absicht, den robusten, der ältern Über- 
lieferung «*nts])recheriden Appell an die Waffen möglichst durch da>< 
diplomatische Mittel von Konferenzen zu ersetzen, um unter dem Druck 
von IVfajoritätsbesehlüssen ohne kriegerische Störurigen von Handel und 
Verkehr vorhandene iSpaimungen und Gegensätze aufzuheben und durch 
Vergleichsvertriige eine Art von Weltverteilungssyndikat zu begründen, 
stimmte nicht tn der stolzen Tradition der preußisch-deutschen Mih'tSr- 
macht, die sich frülier mit Waffengewalt in der europäischen Welt 
durchgesetzt hatte. War aucli f|;ts Deut.sche Reich .seit seiner IndiLstriali- 
sierung für di(> idteren (iroßmiielite, insbesondere für die onu'lische Welt- 
macht, ein unbtMjuemes wirtschaftliclies Konkurrenzuutcrnohnujn ge- 
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worden, und stand es cleiclizeitig niit diesen .Miichtcn, vor allem w iedcr- 
um niit England, im regsten, unernießlielie Werte darstellenden CinU r- 
austausoh, so hatten divse goschäftUclien Tatsachen doch auf den Geist 
und die Handhabung der deutschen AufienpoHtik noch keinen maß* 
gebenden Kinflu/3 er< \\ (.nnen. Zwisehen der » uropäisclu 1 1 Kontinental- 
politik und (Ii i, jnaktisclu'ti Bfdürfnissen der Wfltwirtschaft und somit 
der Weltpolitik war noch k< in anp-rnessener Ausgleich pesehaffen wur- 
den. Außerhalb der augelsüehsisehen Lander liatte aicii die wirtseliaft- 
Uche Denkwise in den Fragen der Außenpolitik und die Überzeugung, 
daß die HandelBlotwessen und die vrirtschaltUche Eigenart der mo- 
dernen Verkehnverhaltnisse die Nationen überhaupt zu einer Revision 
ihrer Stt^Uung zum Krit'go und zum t^lx raang zu neueu Formen des 
internationalen Ati^pliMchs vernnlafisen juiiliten. noch nielit duix iipc si-tzt. 
( «eist und Technik der l'uhtik waren vielmelir in naher W'rbindung niit 
der militSrischen Überlieferung geblieben. In Deutschland hatte sich 
zwar neuerdings das Hauptgewicht des nationalen Sfxebmis auch nach 
der Seite der wirtschaftlichen Ex])an.sion vorlegt, und es war nicht zu 
bezweifeln, daß die Fortdauer des Friedens und der stetig«'n wirtschaft- 
lichen Arlx'it zugunsten DeutsehhiniN in die Wau>i halc fiel. Auch in 
der Politik wurde diesen Tatsachen un allgemeinen Rechnung getragen. 
Die staatsrechtlichen Formen des Deutschen Reiches hatten sich aber 
diesen Tatsaciien und den aus ihnen entstehenden Bedärfnissen noch 
nicht angeglichen. In der ausw jirtiffen Politik traten die gesohäftUche 
Umsielit und l^ebensklugheit . <in' das dcuf- h-- I'nfernehmertuui auf 
wirtschaftlichem (iebiete in aller \\'« lt so üljcrlcgt n und mit so rieiitiger 
Einschätzung der Wirkhchkeit zur Geltung brachte, doch zurück, da 
infolge der hier durahgeführten Arbeiteleistung Männer des Wirtschafts- 
lebens an der Staatsleitung überhaupt nicht mitwirkten. pM i den vcr- 
a'itworthVhen Trä<iern der Politik, die sämtlich nicht iru W'irtscliafts- 
prt»Zf li stan<leM, iilx rw or:»'n die militärischen Lebenshedürfnisse d''S 
K«idie8 und da* Verlangen des Staates niy^h Selbstbeiiauplung und 
Macht um ihrer selbst willen, nicht im Hinblick auf die wirtsohaftiichen 
Güter und den modernen Verkehr, der dio Beziehungen der Völker 
umzugestaUm im Begriffe war; diese ( iesichtspunkte wurden daher in 
kritischen Augeul)hcken entsclu ideiid. Dun h eigene, freie Kntschlieliung 
sollte das Keieh seine Fnabhängigkeit und < ileichbcrechtigung auch in 
Zukunft waliren und sich vor allem auf dem Kontinent behaupten, 
w&hrend doch England entschlossen war, keinen militärischen Sieg 
Deutschlands auf dem Kontinent zuzuhus.scn, weil ein solcher für Deutsch- 
land für Mivjlii hl<rit in sich schloß, den wirtschaftlichen Wettkampf 
mit England über 8ce mit verst.'irkfer Kraft durchzuführen. 

Bei der besteheadcn iMüclilegruj)pierung war überdies voraus- 
zusehen, daß eine unter englischem Vcmsitz, also unter Anerkennung 
der vorAvaltenden Macht Englands, stattfindende Konferenz im vor- 
liegenden Falle nur die Einkreisung Deutschlands konstatieren und 
vermittels des militärischen ( Jreiizdrucks von seitcn Rußlands und 
Frankreiclui auf das eingekeilte Mitteleuropa einen überwältigenden 
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Zwang ausüben würde. Die Entente sollte» das war der hAtgbdiMÖBt, 

der sie unter Englands Antrieb seit zehn Jahren zusammengefügt hatte, 
Deutschlands Besitzstand und sriiie St«'l!img in der \Vv\t schmälern, 
sie war eine g<gen Df-utschland gericiit<?t<' Intoreissengemeinschaft. 
Wandte sich die iranzöaischo Politik, dcrou Seele der Groll gogcn 
Deutschland war» ebmso wie die laasisdie Politik vorwiegend gegen 
die kontinentale Machtstellung des Deutschen Reiches, so lag fSr 
England der Anstoß vorwiegend in der wirtscliaftlichen und über- 
seejsehen Entfaltung, durch die Deuti^ehland, wie es annahm, die 
enghsche Vormacht in der Welt beseitigen wollte. Das Vordringon 
Rußlands in diesem Augenblick sollte gleichzeitig Österreich lähnieu 
und den deutschen Interessen in Vorderasion Abbruch tun, denen 
auch England keine freie Ent&ltung gönnte. In der verwickelton and 
gefährlichen Lage, in der sich Deut«cliland nun einmal befand, da seine 
Regierung um die Jahr!u^ndert^\ ende die von England gewünscht*' Ver- 
ständigung abgelehnt und nicht erkannt hatte, daß sich da«? Deutsche 
Reich zwis(;hen den verbündeten Xachbarn Frankreich und Rußland 
auf die Dauer nur durch Zusammengehen mit England zu halten ver- 
mochte, hatte man in Berlin gegen Österreichs Politik ni«üitB einzti- 
wenden, ließ vielmehr die österreit liische Regierung gewähren und legte 
das deutselie Schicksal in die Hand des Rundesgenossen, ohne dabei 
HÜerdings die Hoffnung, (iHrc)i festes Auftreten und vorbehaltloses Ver- 
lileiben an der Seite der Donaumonarchie Rußland im letzten Augen- 
bhcke doch noch zurückzuhalten und so dem europäischen Kriege zu 
entgehen, ganz aufsugebcn. 

Am 2^. Juli erklärte Osterreich Serbien, das sein Ultimatum nicht 
vollständig angenommen hatte, den Krieg, worauf Rußland sofort am 
29. Juli einen Teil seiner Armee molnhnaclite. Die persönlichen Versuche 
des an demselben Tage nach Berlin zurückgekehrton und durch die Lage, 
die er vorfand, bedenklich gestimmten Kaisers Wilhelm II., durah 
wiederholte Einwirkung auf den Zaren, durch ernste Vorstelluagen 
in Wien und durch Anbalinung vcm direkten Verhandlungen zwischen 
Wien und 'Petersburg den Frieden zu wabron, blieben erfolglos. Ruß- 
land, dem Frankreich am 'M). .TuU seine Waffenliilfe unbedingt zur 
Verfügiing stellte, drängte voran ; Österreich aber vcrspracOi sich auch 
jetzt nichts von Verhandlungen, war vichnehr überzeugt, daß Ruß- 
land während ihrer Daner nur einen weitem Rüstungsvorsprung ge- 
winnen werde. In der Tat machte dieses am 30. Juli, nodi vor Öster- 
reich, seine ganze Armee mobil und setzte sie gegen die galizisehe 
mid deutsche Grenz«' in Bewegung. So erfolgte denn, nachdem Beth- 
luann Hollwog am 31. Juli die Zwangslage dem Bunde^srat dargelegt 
hatte, am 1. August auch Deutschlands Mobilmachung. Im Hiublidc 
auf den Zweifrontenkrieg nahm Deutschland das Odium der Kriegs- 
erklärung an Rußland (1. August) und auch an Frankreich (3. August) 
auf sich, als dirscs auf di*; Anfrac;*' der deutschen Regierung, wie es sieh zu 
verhalt<"n yrdnikf, die Antwort gab. es werde tun. wa.'t ihm seine Inter- 
essen geböten, und am 1. August mobilmachte. i>ie diplomatische über- 
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Jt^cnheit der Eutonte hatt« von der Balkaiipoütik aus die MilU'liuiveiite 
in eine Lag^ hineimnondveriert. die es einem planmäßigen VerleumdungiB- 
leldBag in der Weltpnme kiohtmachte, Deiitechland die Störung des 

WeltfriedeiiB zur Last zu logen und es als Angreifer zu brandmarken, als 
ea söch durrlt sfhiu'llci) Schwort^ohlaß in alter, kriegerißcher Weise von 
dem feitidücla n Xt t/.c fn izunuwiieTi suchte. Nach der passiven Rolle, zu 
der Deutsciiland Jahrhundert« hmdurch verurteilt gewesen war, bia 
noch Napoleon I. seine Schlachten zum großen Teil auf deutachem 
Boden scldagen konnte, sueht/e der Goneralstab vor allem zu verhindern, 
daß Doutsohland'noch einmal das Schlachtfeld von Europa wurde. Um 
in dem bevorstehenden Kampfe gegen zaldenmäßig weit üherlegeno 
Feinde der H(Mmat mit ihren überall offenen Grenzen die früher so 
oft erduldeten Schrecken des Krieges zu ersparen, sollte ihre Ver- 
teidigung — nicht .die Befriedigung selbstsüchtiger Leidenschaft nach 
Macht und nach der Vorherrschaft in Europa* — durch offensive Krieg- 
führung rrfnliroti. T>ie Saat dos Mißtrauens (\vr Welt gegen Deutschlands 
angebhche Erobiirungsabsicht^n, die sclion seit Jahren gefbHsentUch 
ausgestreut worden war, ging üppig auf, als nun die deutschen. Kriegs- 
erklärungen erfolgten. Am, 3. August, als entgegen dem VÖlkerredit 
die deutsclLe Armee ihren Weg durch das neutrale Belgien nahm, weil 
es nach dem Urteil des Generalstabes der einzige erfolgversprechende 
Weg nach FVankreich wnr. trat auch England offen in den Krieg ein, 
nachdem es sich schon am 30. JuÜ und 1. August mit Frankreich über 
gemeinsames Vorgehen verständigt hatte. Italien, das noch im Dezember 
1012 den Drdbund erneuert hatte, blieb Kun&ehst neutral, unteratütste 
aber (ladin rli \ < nn ersten Tage an den Dreiverband wirksam. 

Im Rheiiiland, das durch den Vorstnß drr (l< utschen Armee nach 
Belgien und Nordfraukreieh sofort mit den Kriegsereignissen in die 
engste Berührung kam, weiui auch seine Städte und Fluren durch die 
Sohlagfertigkeit der deutschen Armee vot aXie^ Verwüstung bewahrt 
blieben, hatte man bis zuletzt nicht emstlich an den Ausbruch des 
Krieges gedacht. Er traf Handel, Verkehr und Industrie ganz unvor- 
bereitet. Noch während dos "NTonats Juli waren, wie gewöhnlich, große 
Mengen Getreide auf Bl\einscliiffen ins Ausland verfrachtet worden. 
Als aber die Entscheidung fiel, in den Sturmtagen des August 1U14, 
war im Rheinlande jeder davon durchdrungen, daß der konsentrische 
Druck der Entente den Krieg erzwungen hatte. Das deutsche Volk trat 
in einen Verteidigimgskrif ?t f^pj^ Kampf um seine Geltung und 

Gleich berrclitigmig in der \\ < lt. der ihm aufgenötigt wurde, in die Al)- 
wehr der Einkreisung und Eijischnürung, die es an freier Entfaltung hin- 
derte. Mit unbegrenztem Vertrauen zu ihrer Fuhrung gingen auch die 
Rheinländer in den Krieg. Wenn Bismarck 1887 für den FaU eines feind- 
lichen Angriffs vorausgesagt hatte, Deutschland werde von Äfeinel bis 
zum Bodensee wie eine Pulvermine aufflammen, so bot jetzt, als die Woge 
nationaler Begeisterung alle mit sich fortriß, auch das Rheinland den 
überwältigenden Anblick eines aus seiner &i<^dlichen Arbeit jählings 
au^geatfirten, aber nuUtörisoh gerüsteten und sofort zum äußersten ent- 
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schlossenen Volke». Wohl fuhr gerade hier, wo die blähende deutadhe 
GroßinduBtrio ihren Sitz hatte, der KriegsauBbnich mit beeoiMleier 
Schärfe in das snel verzweigte Geachäftslobon hinein und lähmte os zu- 
nächst voUkoiUTncn, da nirgendwo Einriflitnngoii für den Kritgöfall 
getrofft n wivrrii. Dur (^rnioing''ist und die Oeschlosscnlieit der ganmi 
Natiou macliten aber aueii Jiier die Hoffnungen 7ut>clianden, die die 
Feinde aaf den Ausbrach innerer Zwietracht gesetzt halten. Durch die 
Reichspolitik seit 1870 war trotz aller Partcizersplitterang die JSinigai^ 
des deutschen Volkes gegi'n äußere Gefahr vCUig gelungen; der August 
1914 bewies, wie tief g<'rade am Klifjn der vaterländische Cedanke in 
das VolkHjplH'n eingedrungen und wie stark auch liier das deutsrhe 
{Staatsbewußtsein geworden war. Wie nnniutig sich aber drvs ganze 
deutsche Volk als der angegriffene Teil fühlte, bewies die Haltung der 
Sozialdemokratie. A\'enn sie trote ihres intematioualea Programnw 
nnd trotz ihres Gegensatzes zu Regierung und I^iirgertum am 4. August 
im Heiclistag einstimmig die Kriegskreditc bewilligte und in der Not- 
lage des VaterlandcH keine g» n\<>insamc Saclie mit den Feinden inaclite, 
sondern Gut und Lel)en für den nationalen Gedanken zu opfern bereit 
war« so schloß sie sich nun auch im Rheinlande der ihr wesensfremden 
Politik an, die seit den Tagen Bismarcks den Werdegang \'on Reich 
und Volk bestimmt hatte. Dem Ctefüge ihrer Nation \Aaren die deut- 
schen Sozialisten c\(h-]\ < rhiilteii i;i hlicben, wcim sie auch den bestelieudeti 
Staat nur als ein Htirschaftsinstrument der Ivsitxenden Klassen Ik- 
tracktet hatten, und sie fühlten sich jetxt mit dem Wohl uud Wehe 
des von dem feindlichen Verband bedrohten T>eut8ohen Reiches völlig 
verwachsen. 

Im d« utsehcn Volke hatten nach 1871 die beispiellosen wirtschaft- 
lichen Erfolge und die alle Hindernisse üIxtw indendr Organisatiens- 
kraft, die dem neuen Hejch üni-n Stcinj^rl aufdrückten, die Vorstellung 
erzeugt, daü es zu einer vorbildlichen Kolle in der Welt berufen sei. 
Zu Beginn des 10. Jahrhunderts hatte die Ideenwelt des deutschep 
Klassizismus die Weltmission des deutschen Volkes in der edelsten Aus- 
priigung menschheitlicher Ideale gesehen. Von dem Gedanken einer 
a'Klern Mission des deutsehen Volkes 7.< i<jte sich nun die rlieinische Zcri- 
trumspartei und ilire l'n sse durclulrungi n. Sic knii|»fte auf (Irund der 
jüngsten kirohenpolitisclien Kntw icklung Deutschlands a:i den Krieg he- 
sondere Erwartungen und erkULrte, daß sie ,8ich in der Betätigung na- 
tionaler Begeisterung von niemanden übertreffen lassen wolle*. »Linkst 
ist uns*, so führte . in rheinischer Zentrumsabgeordneter im Landtsg 
aus, »Bismarck nicht uk hr das. was uns trennt, sond«'rri dn^, " iv« uns 
oint.' Deut.scidand verdanke, so sehrieh die Kölnische Volks/.eitung 
am 2. Februar 19i5, .«eine (»röße, Macht und Herrlichkeit vor allem 
seinem STilitarismus*. Das Bewußtsein der außerordentUohen För« 
derung, welche während der letzten Jahrzehnte die kirchlichen Interes- 
sen durdi die B^erung und insbesondere durch Kaiser Wilhelm II- 
persönlich erfahren hatten. ^n\\ ](- die weitgehenden Hoffnungen, welche 
die Katholiken in kirehenpoh tischer Hinsicht auf den ermordeten Erz- 
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lierzog Franz Ferdinand von Österreich, einen überzeugten Anhänger 
der chiistlichfiozialen Staatsanschauung und nahen I^eund des Deut- 
schen Kaisers, gesetzt hatten, ^^irkten hier, wo sich wahrend der Re- 
gierung VVilhehns II. roniantischf^ Idcon und moderne wirtschafte- und 
mat'lifcpolitisebe Bestrebungen eigenartig durcUdningen hatten, zusam- 
men, um den an der Seite von Österreich-Ungarn gefülirten deutschen 
Krieg als einen religiösen Kampf erscheinen zu lassen. Während fran- 
zösische Katholiken es ihrerseits unter dem Patronat des Brzbisohofe 
von Paris unternalimen, in leidenschaftbchen Knmpfseluiften dem 
Kriege den ('haiakter eines Kreuzzugs gegen Deutsehlands ,ReUgions- 
losigkt'it' und ,heidnisuheii 1-Iochmut' bcizuU-gen. erwartete man in l<a- 
tholisdhen Kreisen des Rheinlandes, daß sein siegreielier Absclüuß den 
Einfluß des deutschen Volkes als eines religiösen Volkes in der Welt 
verstärken werde, übersali aber die Anzeichen iruiern Verfalls, die die 
Habsburgische Monarehit: längst offenbarte. Als die glänzenden mili- 
tärischen Anfangserfoigt' die Siegeszuversicht stärkten, rechnete man 
auf das Anwaclisen der konservativen Kräfte im Reich, mit Hilfe deren 
man in Zukunft erfolgreicher als bisher einen Damm gegen die trotz 
aller Bemühungen angewachsene ungläubige und sozialistische Flut aul- 
zurichten gedachte. Seit dem offenen Eintritt Italiens in die Reihe der 
Feinde (.Mai 1915) spielte aucli die Wiederiierstellung der weltUchen 
AUcht des Papsttums nach dem Kriege, die römische Frage, deren 
liisung den deutschen Katlioliken seit 1870 am Herzen lag (S. 349), 
eine namhafte Rolle unter den besonderen Hoffnungen, mit denen sich 
die rheinische Zentrumspresse trug. Die Köhlisohe Volkszeitung und 
die Wiener Reichspost niüimen in dieser Hinsicht eine übereinstimmende 
Haltung ein. 

Damals war indessen die Aussicht, daß der Krug nxit einem Siege 
der Mittelmiichte enden werde, schon stark getrfibt. Der Verlauf des 

Weltkrieges gestaltete sich anders, als vorausgesetzt worden wai. So 
]>ersönlich und selbstbewußt Willielm II. bisher in der auswärtigen 
i"*ohtik wie in den Angcicgciilieiten von Heer und Marine hervorgetreten 
war, und so oft er frülicr seine Absicht, das deutsche Volk einer großen 
Zukunft entgegenzufahren, verkündet hatte, so fühlte er noh seit 
dt ni Ausbruche des Krieges doch nicht berufen, die Leitung selbst 
in die Hand zu nehmen, ww es Ehmißens großer König in den schworen 
.^ehicksalsjahren des Siebenjährigen Krieges getan hatte. Ebcnso- 
\venig vermochte» er aber einen iinieren Ausgleich zwischen dem Rciciis- 
kanzlOT als Vertreter der Pohtik und der Leitung von Armee und Marine 
zu bewirken, wozu er durch seine verfassungsmäßige Stellung ato 
Kaiser und Oberster Kriegsherr berufen war. Die Ansichten dieser 
drei Instanzen stimmten keineswegs überein, der Kaiser aber 
schwankte ZMischen ihnen, iTidcm er bis 1916 mehr auf der Seite der 
]ju]i tischen, von da ab mein- auf der Seite der miUtarisclu-n Leitung 
Stand. Größe und Schwierigkeit der Aufgaben des Wel^ieges waren 
unrichtig eingeschätzt worden, militärische Tüchtigkeit aber vermochte 
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ohno .ine politische Lei tun- rli,- den von Jalir zu Jahr sohwierigeran 
Verhältnissen gewachsen w.ir, keine dauernden Erfr.lg*^ zu erzielen. 
Dw erste rasche Siegeszug der deut«clien Armee liatte im Westen 



BOhon 1914 im Sohüteengraben geendet; im Osten führte der glänzende 
militärische Vorstoß im Sommer 1915 aiioh su keinem endgültigen 
Ergel^nis. Die schtiell. Entscheidung, auf die man darohweg geholft 



hat^te. blieb aus. Auf oiiKni latioron Krieg war man aber nicht gefaßt. 
Daß eni moderner Krieg zwischen nr..ßmäeht<>n nur einige Monate 
wSliren köhne, war vor Kriegsausbrucii allgemein geglaubt worden. 
Bme Knegsvorbereitung anf wirtBohaltiichem Gebiete war daher nicht 
erfolgt. Auf Grund seiner pwußisch-miUtarischeii Traditionen hatte 
das deutsclie Volk auch vorausr<esotzt, daß die Kriegseroignisse sich nur 
zwischen den Armeen, nicht unter aktiver oder passiver T^eteiligung 
der Ztvübevölkerungon abspielen würden. Zu den Maßnahmen, durch 
du- Englimd ]etBt die bisherigen rein müitärischen Formen kriegerischer 
Auseinandersetzung ergänzte, gehörte indessen nicht nur eme weit- 
gespannte Blockade, die die ganze Zivilbevölkerung des feindliohen 
btaatos dem Hunger preiszugeben und so dem Frieden geneigt zu machen 
SUOhte, sondern auch der Zwang, ^^omit die an das ft.indliclie Land- 
gemet angrenaenden neutralen Mächte gewaltsam verlUndert wurden, 
dem Gegner Nahrungsmittol und Rolistoffe in ausreichendem Umfang 
kauf hch zu vermitteln. Beide Maßnahmen verstießen geg^n das geltende 
Völkerrecht. Ein volles Dritt..l der Bevölkerung des Deutschen Beiohes 
war aber für die Beschaffung seiner Nahrung und Kleidung auf das 
AUMaod angewiesen. Die völkerrechtswidrige Hungerblockade, die Eng- 
land mit Hilfe seiner Flotte seit Beginn des Krieges über das deutsche 

nn e i^' '^^^ völkerrechtswidrige Verhinderung der 

unentbehrhchen Rohstoff- und Nahrungszufuhr über die ne.itTaleu 
iNacUbarstaaten schufen eine unvorherges^lioue Notlage. Deutschland 
WUMe von dem Weltverkehr, auf dem sieh seine ganze jüngste Eut- 
TOUung aufgebaut hatt^. abgeschnitten. Als weitere peinliche Über- 

d^T^i-y "'i^^'^l^' ^^^^^"^^ »«^ Ausland iuch außeriuilb 

w^^^^" '^^ ^ '\ lierv<»tretende Abneigong gegen Deuteoh- 

tond, die an manchen Stollen unverkennbar bis zum gesteigert 
BW^ÜI? Hungerblockade eine Art von moialiseher 

hi^^?. o ' ^""^ ^''""^ ""^ ^^ ^"^g« neutrale Mächte fern- 

2u Hn ; ^f^.f^'^^ß^«» ™ hart das ganze Volk um seine E.xistenz 

So be2'l ' ^'"''"'^ '''^ ^ Khdnland aus. 

Arm^ 'f;^^"^;''-'^^^^^ t aber die mihtärischen Leistungen der deutechen 
wl^ lUro zah lonmäßig von Anfang an mcü überlegenen Gegner 

darlhA^ auch auf den Sc liii»^.iitfoidern zutage, daß 

CWvtr *.!^^'^***» ^ modernen Technik der Krieg selbst seinoo 
Kr Vera" r^i^*" ,MaterialscMacbt* dL K«npf der 
aWspL to^^^ .^^ Kriegsmaterial konnten die vom WeltvJirkehr 

''^"^ ^^"^-^ "^it den Gegnern nicht wett- 
land dn^K^! Sitn ' Hinsicht offenbarte allerdings jetzt das Rhein- 
land durch die Fäüe seiner industrieUea Produktion und die elastische 
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Anpaasungsfähigkeit der Technik seine unorsetzliohe Bedeutung für 
OoHamtdeuteclüand, und die deutsche Kriegführung verstand 08 lauge, 
die Übermacht dor Gegner im Schach zu halten. Als aber im April 
1917 die Vereinigten Staaten von Nordamerika, die ihre Alisicht, 
einen Sieg Deutschlands zu verhindern, als Lieferanten von Kriegs- 
material m seine Gegner von Anlang an nun Auedrack gebracht hatten, 
d«k XJnterseebootakrieg, zu dem aioh Deutscliland durch die Blockade 
j gezwungen sah. y.mn Aül.iß nalimcn, rim aktiv in den Krieg eiiizutrcton, 
und als sie nicht nur geuicu^sam mit England die halbe VVolt in den 
Kriegszustand iiineindrängten, sondern auch dazu übergingen, nah^u 
xwei Uillionen frischer Truppen üb«' den Osean sa enteenden, wilinnd 
Beataohlaiid mit dem letasten Aufbot seiner Reserven rechnen mufite 
und von selrK ni Bundesgcnowen nur nooh SChwach nnterstützt wurde, 
wandte sicii da.s Scliicksal ziignnnti'n der gegnerif=ichen Koalition. Trotz 
der Wundf-r im Tajiferkrit , di*- die deutsche Armeo noch iratn< r voll- 
bratiite, und trotz der iicinüiiungen der Pressezeusur, nur günstige . 
Nachrichten an die Öffentlichkeit gelangen zu lassen; drang uit 1917 
in die Bevölkerung die Erkenntnis ein, daß der Krieg immer mehr zu 
einem unfi^lr iclien Idingen mirdo. 

Der Sozialdemokratischen Partei kam, da.s l)o\vios die Haltung 
auch ihrer rheinischen Presse, diese Lage am frühesten zum Bew\ißt- 
sdn. Daß die politische und die militärische Leitong nicht den erfor^ 
derliohen Einklang offenbarten, schwächte in den Reihen der Arbeiter- 
schaft schon im Laufe des Jahres 1915 die gläubige Zuversicht und das 
rückhaltlose Vertrauen auf die Führung. Es verbreitete sich die Übor- 
zougnng, daß das deut.sche Volk (U<' AußenpoUtik zu sorglos der K^»- 
gierung überlassen habe. Da der Kr^ g einen so ganz unvorhergesehenen 
Verlauf nahm und alle naohtragÜchen Maßnahmen zur Stärkung der 
deutschen Widerst andskraft den Eindruck des Unvorbereiteten und erat 
im Augenblicke der Not Überlegton hervorriefen, so neigte die Sozial- 
demfikratie zu einem V<^rständigunpsfrieden, verlangte alicr zugleich 
nach Erweiterung der politischen Rechte des Volkes und der Befugnisse 
des Rdohstages, damit die Volk s v er tr e t u ng ba der Gestaltung der 
Außenpolitik verantwortlich und maßgebend mitwirken kdnne. Im 
Uärs 1916 schied eine .unabhängige* Gruppe aus der Part- i au.H und 
verweigert*' fortan die Kriegakredite. Die volksstaatlichen Bestre« 
billigen des 19. Jahrlumdei is. die außerhalb der Sozialdemokratischen 
Partei seit dor Ära Bismarcks zurückgetreten waren, begannen 1916 
auch in bürgerlich-demokratischen Kreisen wieder aufiraleben. Im 
Rheinlande trat das infolge des Überwiege tis der Zentrumspartei we- 
niger hervor als anderwärts. Als rechter Flügel der Partei vertrat 
das rheinische Zentrum und seitu; wälirend des Krieges besonders weit- 
verbreitete Presse das Verlangen nach dem Fortbestand der bialierigen 
politischen Sfaohtverteilung und nach unbedingtem Bunshhalten bis 
SU einem entscheidenden Sieg auch noch im Jahre 1917, ab der linke 
ZentrumsQügel sich den BestrebuTigen nach dnem VeiständigungB- 
frieden anschloß und am 19. JuÜ 1917 eine Friedensresolution des 



Dlgltized by Google 



424 



IV. Hansen, Politische Geschichte seit 1789. 



Reichsfagf's anrogtr, die mit einem Krit-risausgaüg ohne Sieg unf! ohne 
Niederlage rechnete. Das rheiiijsthe Zentrum und j^eine f'iesse blieb 
bei der von der Obersten Heeresleitung erhobenen Fi>rdeiung weit- 
gcsteokter Kriegsziele, und das Verlangen nach einem Sienfriedea, 
nach dem ^.Hindenburgfrieden", kam nirgendwo nachdrücklicher zur 
Geltung als in der Kölnischen Volkszeitung. 

DiiH Schicksal fügte es anders. Am Schlüsse des erschütternden 
Draiujvs der mit langen Kri' gsjahre .stand nielit der deutsche Si»'g, 
sondern die deutschü Niederlage. J^ie vieKaelie Überzald der Gegaer 
und ihre Übermacht an technischem Kriegsmaterial erschöpfte die 
Kraft der rahmgekrönten deutschen Armee, and die unmensohlichß 
Aushungerung lälimte deti i)h\ s!S(>lieii und moralischen Widerstand 
des Volkes. Der im August 1918 iteglnnende n\iUtJirisehe Kiiekziiir 
in\ Westen war der Anfang eintT allgemeinen Katastroplie. die a\n Ii 
lUhA Rheinland .sofort» erfaßte. Auf die militüriache Führung hatten 
selbst die su einem Ven&ichtfrieden faetcitini Zweilier bis auletat inso- 
fern ein felsenfestes Vertrauen gesetat, als sie die Front im Westen 
für unerschütterlich und Durelibrüche, wie sie in den Kämpfen vom 
18. JuU und 8. August erfnl<irfn. für aii>r:e^chlo.s.sen liielten. Dererzu-un- 
gene Rückzug der deutschen ]• r -nt l.ihmte alles Vertrauen. Al8 dann am 
4. Oktober die auf das Verlangen der ülxjrsten Heeresleitung erfolgte 
dringliche Bitte um WaiSenstilbtand offenbarte, wie hoffnimgHtos der 
Krieg verloren war, entstand ans der furchtbaren Enttäuschung über 
den Mißerfolg, der seitlich einerseits mit dem Abfall Bulgariens und 
Ö-str-rrcich-Ungarns, .anderseits mit dei auf die Erklärungen des Prüsi- 
(lerit<-n Wilson gestützten Hoffnung zvisamnuMitraf . daß fortan in die 
internationalen Beziehungen ein neuer, ehrlicher und aufiiehtiger Geist 
eindringen werde, eine Ls^o, in der jeder Widerstand gegen die Feinde 
aufh&te, xugleich aber alle Bande der TVeue und des Gehorsams gegen 
die eig( l e Regierung zerrissen, so daß das Chaos der Rovolution Qber 
I)(nj tsc 1 1 i a ! ! < 1 h <^ rei n hra<' h . 

Zwar liatte die Re<iierung, als die Kriegslage sich bedenklich zu- 
spitzte, der Umbildutig des Deutschen Reiches in volksstaatliche ui 
Sinne den Weg ebnen wollen, weil sie erkannte, daß das monarchische 
Prinsdp mit seiner bisherigen BCachtfiiUe sich nicht langer behaupten 
ließ. Sie überzeugte sich, daß das Volk die alles Frühere überbietenden 
Lasten des Weltkrieges nur dann writertragen könne, weim der Krieg 
in innerer Fühlung mit den Massen d< r Arl)eiterscliaft ;^führt würde. 
So nahm sie im Frülijahr 1917 den Plan (S. 405) wieder auf, iu Preußen 
das den Hassen so mißliebige Dreiklassenwahlreobt durch das Reicbs- 
tagswahkecht au ersetzen. Eine Kabinettsordre vom 11. Juli 1017 vec^ 
sprach dieses ahlreeht ausdriickUch. In Bayern und in anderen Huti- 
desstaviten \v!tr (ii<- Demokratisierung d- s Wahlrechts sclvon vorher er- 
folgt, und sie schien in der gegrriM Jirtigen Lage auch für Preußen vielen 
unabwei.sbar, die das gleiche \\ aUUecht au sich mit kritischem Auge 
betraehteten. Durch engeres Verwachsen der Blassen mit dem Staat 
sollte der auflebende Gegensatz von Volk und Regierung sowie dif^ 
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Spannung zwischen den an der Regierang Beteiligte n und den von 
Ihr ausgesolilossenon ßevölkerungsgruppen überbrückt und 80 das 
Gonuinscliaftsgefühl. die Crsrlilossenheit und Widerstandskraft des 
Oeswiitvolkes, die beim Aufbruch des Kfi<>gos so erhebend zutaee 
geteeten waren, gewalirt werden. Den das alte System tra^en^n 
Schichten fehlt© indessen das Augenmaß für die durch den kri( gs- 
verlauf entstandene innere Lage. Am Rheine bcUoB sich die bberale 
Presse unter Führung der Kölnisehen Zeitung der BegierangspoUtik 
wenigstens zum Teil an. Die rlieinisclie Großindustrie liielt indessen an 
den auch von der Zentrumspressf ]ii(jkliimierten wcitcrefußteii Krw<rs- 
zielen fest Tind war gegen die W ahUeclitoreform. Als'dann bereclmet 
wurde, daß das gleiche Wahlrecht mehr als hundert Sozialdemokraten in 
das Preußische Abgeordnetenhans bringen, die konservative Vorherr- 
sehiift in liim also beseitigen M'erde, verweigerte insbesondere die Konser- 
vative Partei wiederum wie 1910 jede ^^■ah^ pcbtsroform, die ihre Vor- 
zugsstellung in Preußen und dadurch auch ihren Einfluß auf die Politik 
des Reiches gefährdete. I>ttrch starres Festhalten an überlobten Kin- 
nehtungen ward© wiederum die MogUohkeit einer Modernfelerung des 
deutsehen Verfaasungswesens auf dem Weg© ruhiger Entwicklang vor. 
paßt. Das .MiLUraiion zwischen Volk und Regierung, das wälirend des 
19. Jahrhunderts wiederholt eine verhängnisvolle Rolle gespielt hatte 
brütete äch wieder aus, als die Regierung den lleformplan füllen ließ 
^1 da« engherzig© Junkertum, verstärkt durch die niiütärische L ju^ 
gebung'des Kaisers, auch jetet nicht zu bewegen war, den neben ihm 
emporgekommenen Bevölkerungsgruppen das zu gewähren, was dem 
. (lanzen frommte, vielmehr daran festhit^t, daß nur sein eigenes Über- 
ge\vicht iin Staate den Innern Halt \'on Staat und G'esellsehaft verbürge, 
innerpolitisoh© B^ormen dagegen nur als Vorboten pohtisclien Zer- 
falls zu betrachten ©eien. Als die Krone sich nach mancherlei ein- 
zelnen Konzessionen, die vom Juh 1917 ab den politischen Geschäfts- 
gang verwirrten, endlicli im Oktober 1918 zu dem Zugeständnis des 
parlamentarischen Pegierungssystems entseliloO. war ps zu spät. Die 
Forderungen der Arbeiterklasse nach FreiJieit und .Macht griffen nun 
darüber hinaus nach ihrem alten Ideal, der demokratischen Republik. 
Die entfesselte Kraft der Massen begnügte sich nicht mit einem maß- 
gebenden Anteil an der Leitung des Staatswesens und machte nicht, 
wie das Bürgertum im Jalire 1S48. vor den Dynasticen halt, sondern 
sie beanspruchte diese I.*ütung ganz für sich. T)io seit dem Februar 1918 
von den radikalen Gruppen der Sozialdemokratie im geheimen vor- 
bereitete Revolution führte Ende Oktober 1918 cur Krisis. Als aber in 
df r Novemberflut 1918 das deutsche Kaisertnm versank, als all© deut- 
.sclien Fürstenthrone zusammen.stürzt^'n, die Veif^t-sungen des Reiches 
und der Bundestaaten zerfielen und alle staatliclie Autorität zunichte 
wurde, kapitulierten mit den Fürsten selbst auch die Vorkämpfei' des 
alten S:^t©ms so widerstandslos vor der Kovolution, als wenn es sich 
um ein© Selbstvsrstfiiidliolikeit, um ein©n einfachen Naturproseß ge- 
handelt hätte. Der jähe Sturz der alten Autoritäten, die keinen Schritt 
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zu entschlossener SelbstboJiauptung "unternahmen , trotzdem ihnen das 
Schicksal des dcut9ch<'n Volkes so lange anvertraut, gewesen war, 
breitete aucli außerhalb der unteren Volksscliichten die Üljcrzougung 
«US, dafi dfim bisherigen Regierungssystem^ so große Vorzüge es früher 
o&mhut hatte, doch «n wesentHoher Teil der Verantwortung an dem 
unglücklichen Aosgaog des Weltkrieges zufiel. Gegen die in der Flotte 
luid Armee selbst auagebroclicne Rrvohition \\ \irdc au( Ii itn Rheinlande 
kein Widerstand vorsucht. Die wiclitigf l^ stung Köln mit einer Gar- 
nison von 50 000 Mann fiel ohne jeden Kampf am 8. und 9. November 
in die Hand einer kleinen Gruppe meuternder Kieler Matros«! und eines 
schnell gebildeten Arbeiter- und Soldatenratcs. Die Garnison entwaff- 
nete sich s<^lbst, und di«^ deutsche Ropubhk wurde auf dem Kölner 
Neumarkt ohne joden Einspruch an demselben Ta^e ausgerufen, an 
dem sie der Führer der Mehrlicitasozialdemokratie in ßerhn vom Reichs- 
tagsgebaude aus proklamierte. 

Durch den verlorenen Krieg und einen ganz unvorbereiteten Um- 
sturz der Staatsordnung, deren stärkste Stütze die kriegerischen Erfolge 
der Vergangenheit gewesen waren, kam nun auch in Deutschland der 
westeuropaische, auf der Selbstverantwortüchkeit des ganzen Volkes be- 
ruhende Staatsgedanke zum Siege, gegen dessen Eindringen sich die 
deutschen Regicruinren seit den Tagen Metterniclis gesträubt hatten, um 
ihrem Willen che Möglichkeit zu wahrf^n, sicli auch luiabhängig von dem 
Willen der Vollcsvertrctung durchzusetzen. Das preußisch-deutsche 
Verfassungssysteni. das der Regierung Machtmittel über das eigene 
Volk beließ, die die anderen Regierungen nicht mehr besaSen, hatte 
die schnelle und sclüagfertige Konzentration der Volkdcraft seit 1860 
ermöghcht, und der beispiellose Aufstieg des jungen Deutschen Riüclis 
zu Macht und Reichtum ruhte auf ihm. Doutscliland w ar durch dieses 
System so stark geworden, daß es nur durch die voreinigten Kräfte 
nshcKu der ganzen übrigen Welt nach heroischem Widerstande nieder- 
gerungen werden konnte. Dauernd zu behaupte vermochte es sich 
indessen in dieser Form nicht. Der Aufstieg war zu schnell erfolgt; 
er hatt<; niclit alle diejenigen Elemente und Strönnmgen orfaßt und zu 
selbsttätiger Mitwirkung kommen lassen, die notwendig wartui, um 
ihm Dauer zu verleihen. Das volle Gewicht der Kräfte, über die das 
deutsche Volk in Wirküchkeit verfügte, war dem Staate nicht un- 
mittelbar zugeführt worden; zu einer ausgeglichenen Mitarb* it der 
mat^^riellen. der geistigen und der sittlichen Kräfte des ganzen Volkes 
am Staate war es nicht gekommen. Der deutsche Volksstaat wurde 
sber nun nicht durch den Übergang zum parlamentarischen Kon- 
stitutionalismus m einer dem englischen System verwandten Fonn 
verwirkhcht, wie ihn im 19. Jahrhundert der bürgerliche Uberalifimus 
am Rheine vergebens erstrebt hatte, sondern in dem radikalen Sinne 
Omer auf der Idco der Volkssouveränotät beruhenden Republik mit 
Mtrem demokratischer Selbstregierung des Vollmes. Die poUtische 
Neueinrichtung ist einer Zeit und einer Generation zugefallen, die 
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auf der bürgerlichen, der Politik seit Jalirzehnten stark eiit£remdeton 
Seite noch immer vorwiegend die nach einer besondern Riehtung gra-' 
vitierenden Kräfte der Zentromspartoi aufweist, auf Sozialist isclior Seite 

aber erketuuMi läßt, daß niaji auch hier trotz ständig< r Ji« .schüft igurip 
mit poUtischt'ti uiul g»',s«5llschafthchf'ii Theoricen docli üIht der Agitation 
der Massen und der Negation des aiteu Systems die ontächeid enden 
Fragen des staatUohen Aufbaues vernachlässigt hat. Wahrhaft führende 
Köpfe «nd in der jungen deutschen Republik noch nicht hervor- 
getreten. Da der durch die Niederlage erzwungene politische Um- 
scliwung in o'uxo Z<nt fällt, wo die staatliche ebenso wie die finanziello 
Kraft Deutschlands am BfKl<!ri liegt und der W'olilstand, den die ange- 
strengte Arbeit mehrerer Menj^clienaltor erzßugt hatte, obenao voll- 
ständig vernichtet ist wie die poH tische Geltung, su der Deutschland 
emporgestiegen war, ao äußert das Fehlen der zur Selhntregierung 
des Volkes erford^-rliclu n Reift' Ix sonders verhängnisvolle Wirkungen. 
Die Revolution hat /.udem die Kluft zwischen der bürgerlichen Ge- 
sellschaft und der Arbeiterschaft, wclclie der August 1914 zu schließen 
begonnen hatte, sum Teil wieder aufgerissen. Auoh jetat ist es ssu 
keiner klaren Scheidung der beiden politischen Hauptriohtuugeip, der 
konservativen und der fcsrtsohrittlichen, gekommer, deren abwoclissln- 
des Ühcr\vio[foT\ crfahriunisgemäß die beste Form eines parlam^-nt arischen 
R<«gieru!tgssy!?teins dars^tellt. Die zersplitterten Parteiverhaltiiisse der 
V<frgaiigünheit, insbesondere die für das deutsche Partoiwcson charakte- 
ristischen Mittelparteien, deren Entstehung und zähes Leben nch unter 
dem alten System aus der verfassungsrechtlichen Übermacht der den- 
tiofli rtnf einen Ausgleich angewiesenen Regierung erklärte, wahrt^Mi v^iel- 
mehr aueh jetzt iliren Bestand. Die beiden für die politisehe Lage im 
Rheinland entscheidenden Massenparteien, die sich bis lUi4 aufs hef- 
tigste bekämpften, die Zentrumspartei und die Ekmaldeauriaratie, atod 
aber seit 1919 trote der Fortdauer ihres innern Gegensatees die gemein- 
samen Hauptträger der Regierung geworden. Das deutsehe Volk ist im 
Innern noch nicht konsolidiert, und es hat noch keine Hefrierung, deren 
Führimg es in allen seinen Schiclit/t»n anzuerkennen bereit ist. Auf das 
pohtischo Denken und FiUilen weit<jr bürgerlicher Kreise unseres Volkes 
haben die Erfahrungen des Weltkrieges noch keine erneuernde und um- 
gestaltende Wirkung geübt. Seine Selbst erziehung zu der ihm un- 
gewohnten parlamentariscluMi Kegierungsform hat noch große Schwie- 
rigkeiten zu überwinden, und liegabung und Tüchtigkeit der von den 
Parteien in diu Regierung entsandten Männer müssen sich erst noch 
erweisen. 

Im Rheinlande sammelten sich nach der Novemberrevolution die 
liberalen Elemi r^te des Bürgertums zunäch-st zahlreich in der neuen 
Demokratischen Partei, welche die volksstaatlich, aher nicht sozialistisch 
gerichteten Element« dos deutschen Volkes zu vereinigen suclite. Aus 
den Leitgedanken dieser Partei ist die neue Verfassung des Deutschcui 
Reiches vom 11. August 1919 vornehmlich hervorgegangen« ^e die 
nationale Einheit ai2 freiheitlicher Grundlage mit stark socialem 
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Einschlag sichern will. Pa aber dor Gegensatz zwischen Besitz, und 
Arln-it nnd über dns Wesen dancrliafter .staotliclier Mcocht wirder aufle bt*' 
und weite Kreise des si-haffendm Jiürgertunis nüt ilirem Denken und 
Fülilen in den iStaatsformen der Zeit vor dem Kriege wurzeln, die mit 
dem wirtBohoEtliohen Gedeihen »uch die Auffasaimg fMerton, daB m 
den Hauptaufgaben des Staates die Wahrung befriedigter Privat- 
cxistA'iv/, \nKl gesellschaftlicher, ständiseher Cliedening zÄhle, »0 haben 
die in der Deutschen und n»'ntso!)nativ«naU-n V(>lks{>avt.t'i 7>nsan>men- 
gcfaßt<'n AtihäiigvT <i<'r alten DutiiniallilH i alen und konservativen Idw^n 
der iJeniokratisclien l'artei starken .\l»brueh getan. Bei den Wahlen vom 
6. Juni 1920 erhielten in den vier Waiükreiscn der Rheinprovins die Zen> 
trumsf-Mirtei Vf^ Million S^inunen, die drei Gruppen der Soziaildemokratie 
1 Million, die Deutsehe Volkspart. i .'iGO 000. die Den tschnaÜonale 
Volkspartei 225 0(K), die Demokratische Partei 135 0(K) Stimmen. V^'\r 
Zentrunisporlei, deren rheinisclier Flügel noch Ende Oktober 191 S 
die Zuversicht äußerte, daß die monarchische Staatsform erhalt<?ii 
bleiben könne, ging im November auf die republikanisclie Seite über. 
Die KÖhnsohe Volkszeitung vertrat von da an ausgesprochen demo- 
kratische Grundsatze. Ihre Majorität vermochte die Partei allerdings 
nur durch djks A^'ahlreelit der Frauen zu behaupten, das der Revolution 
verdankt wurde, während vorlier ger;vle d;is Zentrum gegen die He- 
tiitigung der Fraueins eh im öffentlichen Leben außerhalb des (Gebietes 
der sozialen und karitativen Fragen (S. 389) starke Bedenken geltend 
gemacht hatte. Zahlenmäßig ist das Zentrum im Rbeinlande vM- 
m'egend Frauenpartei geworden. Da aber die Partei, die so verschiedene 
politische und wirt.schaftliche Auffassungen durch das konfessionolle 
Band vereinigt, an Stelle der kotmervati ven jetzt die domokratisch'n 
Element^' hervortrefen ließ, st> wurde- sie im Rheinland wie sonst im 
Reich koaUtionsfäliig für die Sozialdemokratie. Dit sozialdemokratischen 
Parteien wuchsen durch die Revolution stark an, und ihr Selbstbewußt- 
sein hob sich ungemein, als den Vertretern des alten Kegierungssystems 
das Scliwert entsank utul die repubhkamsche Staatsform, das Ideal, 
für das die Sozialdemokratie stets eingetreten war. verw irklicht uurdc. 
Am Rheine wußten die -Mehrheitssozialisten da.s Gbergew u-lit über die 
RjKijkalen zu beiiaupten. Sie bemüJiten sieh nicht imr, die aufbauenden 
Kräfte des neuen deutschen Staatswesens unter Versucht auf manche 
theoretischen Programmpunkte zu sammeln und zu entwickeln, sondern 
sie erwarben sieli hier noch ein besonderes Verdienst durch ihr festes 
Eintreten für die Einheit der deutschen Nation. 

Aus seinem Zusammenbruch hat das durch den Krieg ermattete 
deutsche Volk die Einheit und das Bewußtsein, was sie bedeutet, 

als das k(^tbare Erbgut gerettet, das ihm die Reichssohöpfung Bis* 
marcks hinterlassen hat. Die deutsche Westmark aber ist wiederum, 
wie schon so oft in der V^ergangenheit, der gefährdete Brennpunkt euro- 
päischer .A,useinander»etzung geworden, \\eil Frankreich sich am 
Rluin sein altes Ziel, die kontinentfde Vorherrschaft, als Siegespreis 
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siclicrn möchte. Dem Deutschen Reich ist im Widerspruch zu den 

Erkläruucroii Wilsons und zu den Voraussetzungen dos Waffenstill- 
standes am 28. Juni 1919 der von Rachsucht \md Feindseligkeit erfüllte 
Diktatfriede von V^ersailles auferlegt worden, der das deutsche Volk 
zur' wehrlosen Beute des Sieger willens der verbündeten Gegner gemacht 
hat. Es soll nach dem Wni^che i^ankreichs nicht nur ohnmftohtig er- 
halten, sondern auch zerstückelt und möglichst wieder in die Kleinstacb» 
terci aufgelöst werden, die dem fffur/ösisrhcn Elirgeiz in früheren Jahr- 
hunderten so bequeme Handliaben geboten hat. Wenn schon 1893 in 
französisciien Militärkreisen die Eroberung des linken Ilheinufers als der 
Wunsch der ganzen franzSeiaofaen Nation S^ntUch bezeichnet wurde, so 
gehörte seit 1897, wie wir sahen (S. 887), zu den Forderungen der Chau- 
vinisten die Errichtung eines Pufferstaates am Rhein, bestehend aus den 
Gebieten auf dem linken Ufer, denen man in Frankreich ,eine eigene Indi- 
viduahtät, eine eigene Überlieferung, eine eigene Seele' zuschreiben 
möchU). Während des Weltkrieges fülirten Frankreichs Absichten auf 
den Rhein am 14. Februar 1917 zu entsprechenden Abmachungen 
zu isehen ihm und Rußland. Dem gleichen Zwecke dient die auf lang«- 
Jahre bereehtiet'" Besetzung des linken Rheinufers durch die Arnieen der 
Alliierten Miichte, die dieses zu einem Glacis für Frankreich macht. 
Es sucht zu gleicher Zeit seine rheinischen Wünsche vor der Welt 
zu rechtfortigen und tioh selbst im Bheinlande Sympadiieen zu ver- 
schaffen. Deutschland habe, so wird franzosisoherseits behauptet, 
,wie seino Geschichte beweist, zu allen Zeiten nur daran gedacht, 
Frankreich anzugreifen'; es richte seinen Haß, ,welehor der Haß 
der Emporkömmiint^o gegen den wahren Adel ist,' gegen ,die große 
und ochU' Macht Fraiikroichs'. Wenn auch der traurige Zustand 
Europas nach dem Weltkriege die Tatsache einer unbedingten soll» 
darischon Intorossonverfledltung der iK ui igi n Kulturwelt noch di ut- 
licher als vorher offenbart, so beweistiu doch Behauptunqi n dieser Art, 
daß bei dem auf .seine kriegerische Überlieferung stolz<>n französischen 
Bundesgenossen Englands den militärischen Traditionen, als deren ver- 
einzelter Hütor vor dem Kriege Deutschland im Gegensatz zu der wirt> 
Bchfll tüch orientierten angelsächuachen Auffassung angesprochen wurde, 
eine noch Jetzt fortdauernde und dfe Entstehung wahrer Friedensgßsin- 
nung hemmende I.< benskraft innewohnt. Frankreich, das der Eigenart 
seines Wirtschaftslebens eiitspreehend den kommerziellen Bedürfnissen 
keinen maßgebenden Einfluß auf die äußere Politik einräumt, da in seinen 
geschäftlichen Beziehutigen das Ausland nicht überwiegt, benutzt die 
Gunst der Weltlage nach dem Kriege, um durch den Machttrieb an sich, 
auf dem sieh das staatliche Leben der VercAti2;enheit vorw iegend auf- 
gebaut hat, das stiüidige Zurückbleiben der französischen Bevölkorung 
hinter dem Wachstum der deutschen (S. 283) durch Abtrtinnung von 
Grenzgebieten des Dratsehen Beiohes wettzumachen und so seine alten 
Aspirationen auf die kontinentale H^monie trotz der numerischen 
Überlegenlieit des deutsobw Volkes zu verwirklichen. Sogar anf dem 
Gebiete religiösen Glaubens versuchen französische Propagandaschriften, 
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die das Rheinland übersclnvemmeii, um hier eine kultiarelle Expansion 
im Dienste der frmizöslsche.i Politik durchzufüliren. Eindruck auf die 
rheimschen IviitlioUken zu rnaclieri, indem sie Frankreich auf Kosten 
Deutschlands die P^ie zuerkennen. Die inneren Kämpfe der Zoii- 
trumspartei vor dem Kriege und die Gegensätze zwischen der ,Kölner 
Ru litung und den .Integralen', die sohon damals das Inteiesse de* 
franzosischen und belgischen Kathohken lobhaft erregten, khngen nach, 
wenn im Januar 1920 in einer dieser Schriften erklärt wird : .Trctz aDcs 
äußern Scheins hat Frankreich allein die wahre Gläubigkeit verkörpert. 
wäliTend Deutschland das gerade Gegenteil daratcllte; Deutschland ist 
das Land der von Gmnd^aus falschen Lehren und der radikalen Ver- 
neinung. Diese französische Politik hat für daß Rheinland, das wider 
aUes Erwarten noch einmal umstrittenes Gremdand geworden ist. taue 
ernste Prüfungszeit heraufgeführt. 

Im November 1018, während des Waffeiuitillstandes und unmittelbar 
vor der Besetsong des Rheinlandes duxoh die Truppen der Gegner, 
wurde in Köln von dem führenden Profiorgan def Zentromspartei, 
der Kolnischon Volkszeit nnjt. ein*^ Bewegung ins Loben gwpfen, die 
K ** tL^^'S^^"""^ .''^"''^ besondern Rheinischen R<ipublik zum Ziel.^ 
T ji Die Parole dieser Bewegung: , Rheinisches Recht fiir rheiuisclu'S 
Land bewies, daß die Novemberkatastrophe hier zu einer V erkeauuug 
der pohtischen Lage führte. WirtechaftÜche Erwägungen niid d^r 
politische Indifferentismus einzelner rein geschäftHch interessierter 
Persönlichkeiten spielten in dieser Bewegung, die sich eine Zeitlang 
auch in Aachen und von Trier aus im Moselgebiet weitend maclito. 
eme AebenroUe. Die organische Verkiuipfung des rheinischon Wirt- 
Bchaftslebens mit dem übrigen Deutschland ist zu eng und zu unver- 
kennbar als daß die Ansicht, die Gründung einer besondem Rheinischen 
Kcpubhk werde ihm von Nutzen sein, längere Zeit hätte vorhalten 
können. Anfang an waren vielmehr kirclienpolitische GesichtsS- 

ponkte dl^ entscheidend, daß eine Gruppe rheinischer Zentrums- 
aimanger den partikularistischen Standpuiüct einnalmi. .die deutsche 
w e^st mark habe aUen Anlaß, den Vwfsuoh zn machen, ihr Sohioktol 
selbst in die Hand zu nehmen'. Am 4. Dezember 1918 wuide dem- 
gemaU in einer Zcntrumsvcrsammhmg in Köln, seltsamerweise unter 
f j. * .S^lbstbestimmuiigsrecht der Völker', gefordert, 
aau öaldigBt dje Ausrufung einer selbständigen Rheiiüsch-Westfälischen 

dieL i ^ Rheinufer und in Westfalen fand 

ernsHi r''Tr'^ '''f^^^'' ^^'"^'^ Anklang, und sie faßte auch selbst 
ernsthch wohl nur das Unke Rlieinufcr ins Auge, mochten ihre Führer 
^^«^'^^«/^versichtUche Hoffnung äußern, vom rheinischen 
leH^n Wi^dwaufbau des ganzen Deutschen Reiches in die Wege 

Ge^ebfl Tr*"' ^ ^« Zukunft- na«h kirchenpoUtischen 

t m Verbindung mit Zugeständnissen an wirküche 

^ni^b iL- " '^"^ Stammeseigenarten -lus einer Reihe von Binwl- 

«1^-,''^°'°?'^^^'''^"^ ^^^^'^^t^^- Pl^n berührte sich somit 

nane mit der französischen Absicht, einen Pufferstaat auf dem linken 
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Rheinufer ins lieben zu rafen. AUerdings betonton die Führer der 
rheiniscluMi Bewegung, die Rheinische Rejmblik solle gerade zur Ver- 
meidung der Annexion des Rhcinlandes durc.li Frankn icli dienen 
und im Ralimeu des Deutschen Reiclies verblei bun, während für 
Frankreich nur ein von Beutechlancl gelöster Fnfferstaat Interesse 
hat. Nach seinem Wunsche soll dieser Pufferstaat nichts anderes a|B 
eine französische Satrapie und so ein Bestandteil der französischen Vor- 
herrschaft auf dem Kontinent sein. Die Erfalirungen der Cisrhenanen 
von 1797 (S. 257) keimten die Rheinländer darüber belehren, wie \\enig 
Aussicht auf Wahrung ihrer Selbständigkeit nach Westen eine Rheimschc 
Republik hat, und schon im Februar 1019 i&ufierte man in Paris im Zu- 
sammenhang mit dieser Be\vegiing seine Freude über die lebhafte 
Sympathie, die Frankreich im Rheiuhxnde finde. Der Zentrumsführer 
P. Reichensporger hatte einen klarern Bhck für die Wirklichkeit be- 
wiesen, als er am 26. November 1870 im Norddeutschen Reichstag 
ausführte, im Interesse der Ruhe und des Friedens von ganz Europa 
mOsse »unser schönes Rheinland dem Blicke des neidischen Nachbarn 
entrückt werden, jene Wiege des Deutschen Reichs, jener älteste 
Kultursitz Deutschlauds, hei dessen Verlust ich wenigstens nur sagen 
könnte: Fini.s Uermaiüae'. Der Blick Frankreichs und der Drang der 
französischen Nation zu politischer Geltung und Herrschsit wurde aber 
nin so starker auf das Rheinland gsB o gsn, je m^r die Bewohner des lin- 
ken l'fers G^iensätze zum innern Deutschland geltend machten. Hatten 
d\i^ Cisrhenanen 1797 einen solclien Gegensatz darin gefunden, daß 
sie als Anhänger moderner Freihoitsidecn die feudalstaatüchen Ein- 
richtungen ablehnten, die damals auf dorn rechten Rheinufer noch 
bestanden, so ging der G^^ensata jetzt umgekehrt auf die aus mittel- 
alterlichen Ideen abgeleiteten kirchenpoiitischen Interessen der rheini- 
schen Katlioliken zurück. Die plötzliche Beseitiginig der preußischen 
Monarchie und der preußischen Vcrfa.«:sunp, deren entgegenkommende 
KirchenpoUtik die Versclmielzmig des rheimsciien KathoUzismus mit 
dem preußisohen Staate seit 1860 «ngobahnt hatte« entzog dem ihdni- 
Bchen Zentrum die Garantieen, die für seine politische Haltung weeent^ 
lieh waren, und die haltlose Schwäche der konservativen Sehiohten 
in den alten Provinzen, mit denen man bisher zusammonoper i« r t 
hatte, verstärkte die Wirkunc? dieses unerwarteten Vorganges. Ais 
der radikale Kommunismus, der sich in der Novemberrevolution des 
preußischen Kultusministeriums bemSLchtigte, in heraurfordernder 
Weise zu religionsfeiudlichen Erlassen überging, wurden im katho- 
liselieu Rlicinlande Vorwürfe gegen ,BerIin* laut, wie sie vor 1850 
und während des Kulturkampfes üblicli gewesen waren, neuerdings 
aber ganz anderen Auffassungen Platz gemacht hatten (S. 420). So 
reiche Fhtoht die innige Wechselwirkung zwischen Rheinland und dem 
inhern Deutschland auf wirtschaftlichem, geistigem und politischem 
Grebiete s^it hundert Jahren hervorgebracht hatte» 80 suchte sich ein 
konfessionell gefärbt^^r rheinischer Partikularismus nun doch von 
neuem geltend zu machen. In einer besoiidern Rheinischen Republik 
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hoffte mau auf Grurid dei katholischen Bevölkcrungaraajorität die 
Freiheit der Kirche und don Konlessionalismus in Schule und Leben 
auch dann woitx^r wahren zu könnon, wenn im innern Doutschlfind 
die autikirclüichon Kriift«^ dauornd zur Herrschaft gelang'Tt soiltrn. 

Die große Mehrheit auch der Uuksrheinischen Bevölkerung stand 
dm Pliuie von Anfang an ablehnend gegenüber. Sie verlangte ab 
Losung in der Notlage des Vaterlandes nicht den poUtbdien Zef> 
eetzungs- soiidern don Einhr it^.j( ilink'-n. W»'d"T unmittelbar noch 
mittelbar solU<^ die Verbindung d<!.s deutschtM\ Rhoinlandes mit dem 
Roichskörper grlookort word'^u. .Sclioii am G. Dtszeraber 1918 pro- 
testierte die rheinische iSozialdeniokratio in Verbindung mit der Demo- 
kratifloben Partei gegen ,den Verrat an der deutMbffli V€^k8ealh«it^ 
Im März 1919 drohte aio für den Fall entsoheidender Sehritte mit dem 
Geiioralstreik der Arbeiterschaft, und am 27. Mai 1919, als ein solcher 
Schritt bevorzustehen schien, kam es auf VeranlasGiitiC!; dnr freiea 
Gewerkschaften in Köln in der Tat zu einem eindrucksvolk'ri Protest- 
streik. Die Sozialdemokratie tritt nicht nur grundsätzlich für die 
Idee der deuteehen Einheit ein und ist eo eine der stärksten Klammem 
geworden, die das Rheinland mit dem Reich verbinden, sondern ihte 
rheinische Gruppe sieht sich infolge ihres Zahlenverhaitnisses zum 
Zentrum aueh sonst auf dauerndes fe-=;trs Zusammenhalten mit der 
Gesamtpartei augewiesr ti. Beim Zentrum aber wurde seit 1919 dio 
Notwendigkeit des Zusammenhaltens der Partei umgekehrt von der 
Liütuug der Gesamtpartei gegenüber ihrem rheinisclien Flügel geltend 
gomaoht, da ohne die rheinischen Stimmen das Zentrum weder im 
Reich noch in Preußen seine Stärket und scim n Einfluß behaupten 
kann. Durch das allmähhclie Zurückweichen des Radikalismus d'T 
Revolution a)is dem öffentliche!^ Lel»en Deutschlands unddureli die füh- 
rende R-<jlle, die der Zentrumspartei infolge ihrer Verständigung mit der 
Sozialdemokratischen Mehrheitspartei in der Regierung des Reiches 
und Preufiens zufiel, verlor der Gedanke der besondem Rheinischen 
Republik auch sonst seine \\'erbende Kraft. Gegen die v<m einigen 
wenigen unberufenen PersöriHehkeiten später noch unternommenen 
und von Frankreich geffjrchrtou Schritte wandte .sich am 12. Dezember 
1921 ein einmütiger öffenthclicr Protest aller im Rheinland vertreteneu 
politischen Parteien. 

Auch im Rheinlande tritt in erschütternder Weise der moralische 
Zusammenbruclx zutage, der unser Volk schon in den letzten Tahren 
des Kri(>ges, besonders aber nach dem Kriege in einem Maße erfaßt 
hat, das niemand für möglich gehalten hätte. In der gänzlich zerrütteten 
Volks- und Privatwirtschaft üben die materiellen Interessen eine noch 
unbedingtere Herrschaft aus als früher, und ein Geist des BIgennutses 
hat sich über Stadt und Land ausgebreitet, der die Gegenwart ent- 
würdigt und die Zukunft verdunkelt, die voll schwerer Wolken über 
uoserm Volke hängt. Maßlose Hast nach schnellem Gewinn ist seit 
der Katastrophe von 1918 auch im Rheinlaude die durch alle Gesell- 
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Schaftsklassen vorwaltende Triebkraft geworden. Dioser Zustand der 
Verwildening beweist, wie sehr die moralisclie Kraft unseres Volkes 
auch schon in der Zeit vor dorn Kriege gelitten hatte, und wie viel 
auf dem Gebiete Bittiicber Volkserziehung schon damals versäumt 
worden ist, wo man aicsb gewdhnt hatte, in äußeren, materiellen Er- 
folgen den Ausweis des innern Werten zu erblicken und den mora- 
hschen Zersetzungskeimen tnir einseitig und unzulänglich entgegen- 
zuwirken. Eine ernsthcho Besserung des Zustandes ist aber wohl erst dann 
ju erhoffen, wenn sich in Europa an Stelle der heuti; noch vorw altenden 
feindaeUgen Triebe aus der nun doch einmal vorhandenen \\ irtschaft- 
liehen und kulturellen Interessengemeinschaft der zivilisierten Welt 
ein wirkliclier FriPcL iiszustand entwickelt, wie er während des Krieges 
von unseren Gegnern so oft und so zuvorsichtlich für den Fall ihres 
Sieges verheißen worden ist. Mit den übrigen deutschen Landesteilen 
hat das Bheinland an dem moralischen Wiederaufbau des Vaterlandes 
mitzuwirken und das Ideal der Nation ab eines Weges zur Menschheit 
wieder aufzurichten, wie es in der Zeit der deutschen Erhebung vor 
hundert Jahren von den Besten unseres Volkes erkannt und gepflegt 
wurde. Das geschwächte und zermürbte deutsche Volk wird gewiß, 
sobald die von den Siegern diktierten äußeren Unistärulti es erlauben, 
die Kraft wiederfinden, die es nicht nur wirtschaftlich und pohtisch, 
sondern auch geistig und möraliaoh aus dem Abgrund von Not und 
Unterdrückung wieder zum Licht emporführt und ihm die gebührende 
Stellung im Kreise der Völker wieder verschafft. Zwar ist es jäher 
und vollständiger zusammengebrochen, als es im Laufe der Geschichte 
irgendeinem großen Volke widerfahren ist. Aber sein Sturz erfolgte 
.unmittelbar nach awei glänzenden Aufstiegen, einem geistigen und 
einem materiellen, wie sie in so kurzer Zeit auch noch keinem andern 
Volke bescliieden gewesen sind. Auch im Rheinlando leben die unzer- 
störbaren deutschon Volkskräfte weiter, denen über die trostlose Gegen- 
wart hinweg doch die Aussicht winkt, auch weiterhin an der Ent- 
wicklung der Menschheit und ihres Fortschrittes bedeutsamen Anteil 
zu nehmen. Neben dieser allgemeinen Mitarbeit bei der Überwindung 
der moralischen und der wirtschafthohen Folgmi des Weltkrieges ist 
aber dem Rheinland eine besondere politische und nationale Aufgabe 
zugefallen, die seinen Bewohnern täghch vor Augen stehen muß. 

Von zwei Hauptkräften wird das politische Leben der europäischen 
V^er seit derS^anzSsisohenBevolution von 1789 bewegt: von ihrem 
Bedürfnis nach freien Verforaungsformen, die ilur Selbstbestimmungs- 
recht sichern, und von dem staatbildendcn Prinzip der Nationalität. 
Von diesen beiden Kräften ist der ersten jetzt in Deutschland die!Mög- 
lichkeit gegeben, sich ohne alle Hemmungen auszuwirken; die andere 
dagegen, die nationale Eiiilieit, die für die Außenpohtik der Völker 
die eigentfioh treibende Macht geworden ist, war bidier im Deutschen 
Reiche nur unvollständig verwirklicht, und sie ist in diesem Augen- 
blick aufs schwerste gefährdet. Die Sierrerstaaten interpretieren das 
von ihnen selbst laut proklamierte Nationaiitätenprinzip da, wo es sich 
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um deutsche Intefeesen handelt, nach ihrem Gutdünken zu Ungunsten 

. Deutschland Hi. Millionen Doutscho sind seit dem Frieden von Vorsailloa 
unt^T fremde Hoheit gtistellt, und das Rh(Mr\laud ist dabei stark in 
Mitl<'id<-uschaft gezogen worden. Erhi-liondc Vorgänge im Norden und 
O.stt-n uiidefüs Vaterlandes liaben seittlom allerdings auch bewiesou, 
daß dieser Druck des AusUmdes jetzt wie früher das deutsche National- 
bewußtsein kräftigt, das noch nicht, wie bei den anderen großen VSlkern, 
ah nationale LiMdonschaft in dem. Maße entwickelt ist, daß die nationale 
Oi(")ßo olitif all<! Ne boner wägungon von selbst und ihrer selbst wegen 
den nationalen Willen bestimmt. In dieser entscheidenden Stunde 
seiner Geschichte ist es für das Ilheinland die heilige Sache des Vatt^r- 
landes, daß es den nationalen Einhoitsgedanken, um den das deutsche 
Volk TOn 1813 bis 1871 voll Sehnsnoht gerungen und gekämpft hat, 
bewahrt und behauptet. Auf seine Einheit ist die Zukunft des deutschen 
Volk<iR gestellt. Als ein integrierendes Ghed der deutschen Sf!ii« k- 
salsgemeinschaft hat da,s Rheinland sich besonders jetzt zu fühlen, 
wo unser ganzes V (jlk in drückt und verarmt in dem Wechsel zwischen 
Hoffnung und Verzweiflung schwebt und unter den Forderungen der 
Siegerstaaton zu erliegen dbroht. Jetst kann es nicht seine Aufgabe 
Boin. partikulare Interessen wirklicher oder vermeintlicher Stammes- 
eigenart zur Geltung zu bringen, so tief es im deutschen Wesen hc- 
friiin'l«'t ist, daß in der Ankunft, wenn erst das zur Bewältigung tif^f- 
gn-ifetider Kulturfrageii erforderliche seelische GleichucMicht zurück- 
gewonnen ist, die nationale Idee unter Berücksichtigung der Eigenart 
der Teile mit stärkerem idealen Gehalt erfüllt wird» als es bishnr dsr 
Fall war. Während der Fremdherrschaft vor hundert Jdiren konnte 
die franzi^isohe Regierung den Versuch raachen, ihren historischci\ 
Drang nach dem Besitze des linken Rheinufers vor Europa damit zu 
recht fcrtipm, daß (li<; kurz vorher erfolgte Aufteilung Polens unter 
die Staaten Rußland, Österreich und l^reuß<^u FraiUcreich seines natür- 
lichen Bundesgenossen im Osten beraubt und so das europäische Gleich' 
gewicht zu seinen Ungunsten gestört habe. .Hätte FraAkreioh ia 
die Teilung'?!! Polens eingewilligt, ohne zum Ersatz Belgien und die 
vit-r Rlu-iiul«"|i.irf'Mnents zu erhalh-n,* so fiilirt« der Pariser Moniteiir 
am 14. Frbruar ls()2 aus, ,so hätte es aufgehört zu sein, u as es immer 
gewi'öen ist. eine Macht erstei\ Ranges.' Heute ist Foleu nicht uur 
wiederhergestellt, sondern Frankreichs Streben geht dahin, es. zu 
einer europäischen, Deutschland militärisoh überlegenen Großmacht 
zu ontMickeln, und die Habsburgiache Monarchie ist in eine Reihe 
slawischer, mit Frankreich eng verbuuflen'-r Xatioualstaat-en aufgelöst 
worden. Der französische Drang nach dem Rhein besteht dennoch 
fort. Die Annexion des buken Rheinufers könnte Frankreich allerdings 
unter den jetzigen Umständen nicht mit der Begründung von 1803 
vor der Welt rechtfertigen; es greift daher auf seinen ältern Gedanken 
des rheinischen Pufferstaates zurück (S. 256), der aUmShlich die Vor- 
bincbiTij: des Rli'Mnlandes mit D*'ntschlaud z,u lösen und seine Ver- 
bindung mit Frankreich vorzubereiten bestimmt ist. Das Rheinland 
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ist aber deuteoheH Land; das beweist seine Sprache und seine Ge- 
schichte, die in dem vorUegonden Werke snsammengefaßt ist. Seine 

Bevölkerung, dor jetzt in Walirheit die Waclit am deutschon Strome 
anvertraut ist, hat den einmütigen Willen zur Nationalität; sie will 
die Kraftquelle des nationalen Leboubtnebes nicht preisgeben, sondern 
die Unversehrtheit des nationalen Territoriums wahren, das sie beu olmt. 
Fflr diesen WiUen zur Volkseinheit gilt es heute im Rheinland, alle 
Parteigogensätzo zu überwinden und alle Risse der innem Einheit 
7.U schlioßoii, flifi in der VergangenIvMt mehr als billig horvorp'tref<Mi 
sind. In Eintracht müssen alle zusammenstehen, damit nnscr V(jlk 
als Gaiues sich wieder verjüngen, mit neuer Lebenskraft und mit 
neuem Staatebewußtsein erfüllen kann. Der Rheinländer w^B, daß, 
80 vielseitig sich im Laufe der Jahrhunderte an den üfem des deutschen 
Stromes der Austausch germanischen und romanischen Geistes voll- 
zogen hat, (loch wenn irgendwo so hier der ehrwürdige Mutterboden der 
deutschen Kultur ist, Allf^s Elend, durch das wir jetzt hindurchschreiten 
müssen, und alle Demütigung und Mißhandlung, die unsere Kriegsgegner 
vhet uns verhängen, kann uns unsern Anteil an der deutschen Kultur 
nicht raub(ui, an dem alten Adel deutscher Bildung, an dem Reich- 
tum geistiger und sittUclier Aidagen und an den unvergänglichen 
Leistungen unseres Volkes im Bereich der ideellen und niateri eilen 
Güter. Als cunes der großen Völker der Erde wird da« deutsche Volk 
trots seines gegenwärtigen Niederganges audi in kommenden Zeiten 
weiterleben. In der Zerrüttui^ unserer Tage und in der drückenden 
Ungewißheit uns'Tcr nächsten Zukunft ist dieses Bewußtsein auch im 
deutschen Rhoinlande nicht verlorengegangen. Aus diesem Bowußtssein 
hinaus wird unser Volk, so hoffen wir, wieder Vertrauen zu sich selbst 
gewinnen und mit dem Siim für nationale Würde auch wieder das stolze 
Nationalgefühl zurückerlangen, das unentbehrlich ist für politische Größe. 
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